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Hit  dem  Torliegenden  Band  ttbergebe  ich  der  Oeffentliehkeit 

den  ersten  Theil  der  Arbeit,  die  ich  auf  eine  im  Frülijahr  1891 
eriransfene  Einladung  des  Hemi  Professor  Dr.  A.  Wagner  für  das 
von  diesem  herausgegebene  „Lehrbuch  der  politischen  (h'ko- 
nomie"  zu  schreiben  mich  entschlossen  habe.  Dieser  Entschluss 
ist  mir,  wie  ehrenvoll  auch  eine  solche  Einladung  mich  bedanken 
mochte,  keineswegs  leicht  gefallen,  und  zwar  nicht  nur  wegen  der 
äusseren  Schwierigkeiten,  die  Air  einen  mit  umfangreichen  Berufs- 
pflichten belasteten  Beamten  der  auch  nur  leidlicli  befriedim'iiden 
Lösung  einer  solchen  AiifualH»  sich  entgegenstellen,  sondern  auch 
wegen  des  nahe  liegenden  Zweifels,  ob  meine  literarische  Vertraut- 
heit mit  dem  Stoff  ausreichend  sich  erweisen  werde,  um  die  mir 
flbertragene  Arbeit  in  einer  den  wissenschaftlichen  Ansprachen  des 
Wagnerischen  Gesammtwerks  entsprechenden  Weise  durchzufahren. 
iBwieweit  mir  dies  gelungen,  muss  ich  dem  Ürtheil  der  Leser  des 
Buchs  anheimstellen,  die  violleiciit  gen»M<rt  sein  werden,  den  Einen 
Vorzug  ihm  einzuräumen,  dass  ein  warmes  Interesse  für  den  be- 
handelten Gegenstand  die  Feder  geführt  hat  und  dass  der  Verfasser 
bemüht  gewesen  ist,  bei  der  Behandlung  der  vielen  bestrittenen 
Gebiete  dieses  Theils  der  Wirthschaftspoliiik  sein  ürtheU  ohne 
Voreingenommenheit  und  stets  nur  nach  gewissenhafter  AbwSgimg 
des  „FOr*'  und  „Wider**  abzugeben. 

Die  Veröffentlichung  eines  neuen,  das  gesammte  Agrarwesen 
systematisch  behandelnden  Handbuchs  mag  im  Uebrigen  Vielen 
erwünscht  kommen,  da  das  denselben  Gegenstand  behandelnde 
klassische  Werk  von  Wilhelm  Boscher  wegen  der  vorwiegend 
historischen  Betrachtungsweise  des  Stoffs  gegenüber  manchen  be- 
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sonders  wichtigen  agnirisehen  Fiagen  der  Gegenwart  die  Antwort 
versagt;  und  wieder  andere  Schriften,  wie  das  bekannte  Buch  von 

H.  Setti'nast  (Die  Landwirthschaft  und  ihr  Betrieb)  oder  die  die 
Laiulwirthschaft  behandelnden  neuerlichen  Aufsätze  von  Conrad, 
i'reilierr  v.  d.  Goltz  undMeitzou  in?.  Schön berg's  Handbuch 
der  politischen  Oekonomie  nach  Anlage  und  Zweck  der  betreffenden 
Veröffentlichungen  von  einer  erschöpfenden  Darstellung  des  ganzen 
Stoffgebiets  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  Umgang  genommen 
haben.  Hat  sich  femer  in  den  lotsten  Jahrsehnten  die  Arbeit  der 
Theoretiker  und  Praktiker  zumeist  in  Specialuntersuchungen  und 
monographischen  Bearbeitungen  einzelner  besonders  wichtierer  Ge- 
biete des  Agrar^esens  verzweigt,  so  mag  es  vielleicht  ganz  zeit- 
gemftss  erscheinen,  dass  nunmehr  wieder  einmal  das  in  zahllosen 
Einzelstudien  zerstreute  Material  gesammelt  und  zu  einem  Uber- 
sichtlichen  Oesammtbild  dessen,  was  den  Inhalt  des  Agrarwesens 
bildet,  vereinigt  werde. 

Indem  der  Verfasser  des  vorliegenden  Buclies  in  diesem  Sinn 
seine  Aufgabe  erfasat  und  mit  einer  Darstellung  des  historisch 
Gewordenen  zugleich  eine  kritische  Würdigung  des  Agrarwesens 
der  Ghegenwart  verbunden,  d.  h.  auch  die  Möglichkeit  und  Noth- 
wendigkeit  der  Um-  und  Fortbildung  der  agrarischen  Zustftnde 
zum  Gegenstand  seiner  Betrachtungen  gemacht  hat,  befindet  er  sich 
allerdings  in  gnuidsätzlichem  Widerspruch  mit  Boscher,  der  solcher 
„idealistischen  Methode"  in  der  Behandlung  der  Nationalökonomik 
die  Berechtigimg  absprechen  zu  sollen  meint;  doch  wird  vielleicht 
eben  diese  Behandlungsweise,  die  im  Au£fassungskreis  der  historischen 
Schule  als  ein  Mangel  des  Buches  erscheinen  mag,  als  ein  Vorzug 
in  den  Augen  Anderer  erscheinen;  wie  denn  insbesondere  auch 
A.  Wagner  in  demselben  grundsätzlichen  Widerspruch  su  Bosch  er 
in  diesem  Punkt  steht,  worüber  er  sich  in  der  demnächst  erscheinen- 
den 3.  Aufhige  seiner  „Urundlegung"  in  einem  umfassenden  Kapitel 
Über  Methodologie  u.  s.  w.  eingehend  verbreitet.  Und  in  der  That 
kann  man  denn  auch  wohl  von  der  wissenschaftlichen  Behand- 
lung eines  wirthschaftlichen  Stoffgebiets  heutzutage  mit  Becht  be- 
anspruchen, dass  sie  nicht  bloss  Aber  das  Seiende  in  seinen  Yorzügen 
und  Mängeln,  sondern  auch  über  das,  was  zu  erstreben  sei  und  mit 
welchen  Mitteln  dies  zu  geschehen  habe,  unterrichtend  und  auf- 
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hellend  sich  vorbreite;  wobei  hinsichtlich  der  Berechticrung,  ja 
Xotbwendigkeit  solcher  Behandlungsweise  auf  die  Ausi'ühnuigen 
in  dem  Buche  seihst  (S.  2  unten  und  S.  63  if.)  Terwiesen  sein  mag. 
Es  hftngt  mit  dieser  Behandlungsweise  zusammen,  dass  eine  Beihe 
von  SteffgeMeten,  die  Bosch  er  nur  fltlehüg  oder  doch  sehr  knapi> 
behandelt  hat  (z.  B.  die  Fragen  des  ländlichen  Arbeiterwesens,  der 
inueren  Colonisation,  des  landw.  Versicherungswesens,  <ler  landw. 
Polizei,  des  Genossenschaftswesens)  in  den  beiden  Theilen  dieses 
Werks,  entsprechend  der  Wichtigkeit  jener  Fragen  gerade  fflr  die 
Gegenwart,  eine  ebensolche  sorgfältige  Erörterung  gefunden  haben, 
beiiehungsweise  finden  werden,  wie  etwa  die  Fragen  des  Erbrechts 
oder  der  landwirthschafblichen  Creditorganisation. 

Die  Art  der  Systematik  des  Stoffs  wird  immer  etwas  Will- 
küiirliches  haben,  und  ich  bin  sehr  weit  entfernt  von  dem  Anspruch, 
die  Au^be  der  Stoffgliederung  in  vollkommenerer  Weise  als  meine 
Voigftnger  gelöst  zu  haben;  mein  Bestreben  war  darauf  gerichtet, 
die  innerlich  Terwandten  Gebiete  in  dem  grossen  Bereich  des 
Agrarwesens  zu  in  sich  abgerundeten  Darstellungen  zu  yereinigen, 
wobei  freilich,  wegen  des  Ineinandergreifens  der  einzelnen  Stoff- 
gebiete, Verweisimgen,  ja  seihst  Wiederholungen  nicht  immer  zu 
v<^rraeiden  waren.    Die  Anlage  des  Buchs  ist  so  gedacht,  dass  der 
Ifliuüt  auf  zwdlf  Kapitel  sich  vertheilt,  von  denen  der  nun  vor* 
liegende  erste  Theil  neben  der  „Einleitung  in  die  Agrarpolitik" 
die  Ablteungsgesetzgebung;  die  Bechtsformen  der  Bewirthschaftung 
und  des  Besitzes;  die  Politik  der  Landescultur;  weiterhin  das 
tiebiet  des  Erbreclits  und  der  inneren  Colonisation  (Landpolitik) 
und  die  ländliche  Arheiterfra2:e  behandelt.    Der  zweite  Theil. 
den  ich  so  fördern  zu  können  hoffe,  dass  er  längstens  biimeu 
JahresMst  erscheinen  wird,  soll  in  drei  unmittelbar  sich  an- 
schliessenden Kapiteln  die  restlichen  Gebiete  des  eigentlichen 
Agrarrechts  (landwirthschaftlicher  Credit;  landwirthschaftUche 
Venieherung;  landwirthsehafUiche  Polizei),  in  drei  weiteren  Kapiteln 
«las  Gebiet  der  Agrarpflege  (Bodenproductiun  und  'üiierlialtuni;: 
Genossenschaftswesen;  landw.  Hildunizsniittel  luid  landw.  Intrressen- 
organisation)  und  in  einem  Schluse^kapitel  die  Kückwirkungen  der 
Absatz-  und  PreisTerhftltnisse  auf  das  landw.  Gewerbe,  inbesondere 
unter  den  Einwirkungen  der  neuzeitlichen  transoceanischen  Con- 
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cumMiz,  und  die  Stolliinof  der  al  1  s^cin  oiiion  Wirtlischafts- 
politik  zu  der  hierdurch  geschaffenen  Lage  zur  Darstellung  bringen. 

Hinsichtlich  der  Literaturangaben,  die  regelmässig  an  die 
Spitze  jeden  Kapitels  gestellt,  zum  Theil  auch  in  die  Anmerkungen 
zum  Text  verwiesen  worden  sind,  mag  mir  die  Bemerkung  gestattet 
sein,  dass  diese  Angaben  keineswegs  den  Zweck  verfolgen,  eine 
Gesammtübersicht  über  die  einschlägigen  literärisclicn  l^rscheinungen 
zu  geben:  vielmehr  habe  ich  mich  überall  darauf  beschränkt,  nur 
jener  Schriften  Erwähnung  zu  thun,  deren  Inhalt  mir  vertraut  ist 
und  die  ich  bei  der  Niederschrift  dieses  Buches  benutzt  habe.  Ich 
bin  mir  dabei  sehr  wohl  bewusst,  dass  bei  der  von  mir  getroffenen 
Auslese  manche  bemerkenswerthe  literärische  Erscheinung  nicht  zu 
ihrem  Keeht  gelangte;  ich  war  aber  aus  den  einsrangserwähnten 
(Iründen  genötliigt,  die  literärischen  Vorstudien  iiin erhall)  gewisser 
Grenzen  zu  halten,  wenn  anders  das  Buch  in  absehbarer  Zeit  er- 
scheinen sollte.  Doch  darf  ich  vielleicht  immerhin  das  Zeugniss 
fhr  mich  in  Anspruch  nehmen,  den  literarischen  Erscheinungen  der 
letzten  40  Jahre,  wenigstens  soweit  Deutschland  in  Frage  kommt, 
im  Grossen  und  Ganzen  gerecht  geworden  zu  sein  und  auch  die 
ältere  deutsche  Literatur  in  ihren  Hauptvertretern  berücksichtigt 
zu  halx-n,  wie  dies  die  literärischen  Vermerke  im  Text  und  in  den 
Anmerkungen  und  das  diesem  Band  am  Schlüsse  beigegebeue 
Namensverzeichniss  der  im  ersten  Theil  benützten  Schriftsteller 
nachweisen  mag.  Lebhaft;  habe  ich  bedauert,  dass  das  in  land- 
wirthschafUichen  Zeitschriften,  femer  in  den  Verhandlungen  der 
landwirthsehaftlichen  Interessen-Vertretimgskörper  seit  Jahrzehnten 
aufgespeicherte  agrarpolitische  Material,  wegen  der  ^fassenhaftigkeit 
des  Stoffs,  nur  zum  kleinen  Tlieil  in  Betracht  a<'ZOireii  werden 
konnte;  und  doch  hätte  dieses  für  die  Entwicklung  des  Agrarwesens 
und  fflr  die  Beurtheilung  der  verschiedenerlei  Strömungen  auf 
agrarpolitischem  Gebiet  besonders  wichtige  und  dankenswerthe 
Material,  das  in  Form  von  Aufsätzen,  Referaten  und  sonstigen 
Ausfühningen  Vertreter  des  Grundbesitzes,  Generalsecretfire  der 
landwirtiiscliaftlioiien  Vereine  un<l  sonstige  Praktiker  in  hin- 
gebungsvoller Arbeit  für  die  Interessen  des  landw.  Gewerbes 
geliefert  liaben  und  unausgesetzt  liefen),  in  höherm  AFaasse,  als  es 
geschehen  ist,  Anspruch  darauf  gehabt,  in  diesem  Buch  literärisch- 
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kritisch  gewürdigt  zu  werden,  eine  Lücke,  die  auszul'ülieu  violleickt 
einer  spätem  Arbeit  vorbehalten  sein  mag. 

Bei  der  Niederscbriit  des  Buchs  habe  ich  nicht  nur  das  Lese- 
und  Studiumsbedtlrfniss  der  studirenden  Jugend  auf  Universitäten 
und  landw.  Hochschulen  im  Auge  gehabt,  sondern  auch  g^erade 
von  der  Absicht  mich  leiten  lassen,  mit  diesem  Buch  den  Ver- 
waltungsheamten,  den  in  den  landwirtliscliaftlirlien  Vereinen  und 
den  sonst  im  öffentlichen  Leben  tluitigen  Persönlichkeiten  die 
Möglichkeit  leichterer  Orientirung  über  das  geltende  Agrarrecht  und 
die  schwebenden  Fragen  des  Agranresens  zu  geben.  Und  wenn 
ich  mich  bemüht  habe,  überall  Richtwege  zu  fi'xiren,  die  geeignet 
erscheinen,  in  dem  Irrgarten  agrarpolitischer  Streitfragen  die 
Zurechtfindung  zu  erloichtem.  so  hin  ich  freilich  w«'it  entfernt, 
den  Anspruch  zu  erheben,  (hiss  die  von  mir  angeihHiteten  Wege 
die  einzig  gangbaren  sind  und  dass  nicht  eine  bessere  £rkenntniss 
andere,  besser  oder  rascher  zum  Ziele  führende  Wege  aufzufinden 
vermag.  Besshalb  wird  der  Zweck,  den  ich  bei  der  Kiederschrifb 
dieses  Buches  mir  setzte,  schon  dann  in  meinen  Augen  erreicht 
sein,  wenn  nur  überhaupt  dessen  Inhalt  die  Kinsicht  von  der  Noth- 
wendigkoit  einer  nachhaltigen  luid  krfiftigen  Staatsfürsorge  auf 
laudwirthschaftlichem  Gebiete  in  weiteren  Kreisen  stärken  und 
zur  Befestigung  der  Auffassung  beitragen  würde,  dass  eine  in 
obigem  Sinn  sich  bethätigende  Wirthschaftspolitik  keineswegs,  wie 
80  oft  behauptet  werden  will,  als  ein  schwächliches  und  unbe- 
rechtigtes Zugestfindniss  an  „agrarische  Begehrlichkeiten"  sich 
darzustellen  braucht;  und  es  würde  mir  zur  grossen  (Jenugthuung 
gereichen,  wenn  es  mir  gelungen  sein  sollte,  in  meiner  Arbeit  den 
Nachweiss  zu  liefern,  dass  eine  Lässigkeit  oder  rileichgültigkeit 
gegenüber  den  Interessen  des  ländlichen  Grundbesitzes  eine  schwere 
Yersäumniss  in  sich  schliesst,  die  dem  Staatsganzen  nachhaltig 
unmöglich  frommen  kann. 

Karlsruhe,  im  September  1892. 

A.  Bucheuberger. 
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Einleitung  in  die  Agraipolitik. 


Literatur  üb  er  sieht 

Die  ^Einleitung**  ist  der  Begründunff  der  Nothwendigkeit  einer  nach- 
ha!ti;r«>u  Staatsfiirsorgo  auf  lundwirthächuftlichem  <iehieto  gemdmHt.  Zu  diesem 
Zwei  k  war  auf  das  Wesen  des  landwirthst  liat'tlic  lieu  Hetriehs  selbst  näher  einzujreheu 
und  zugleich  die  Stellung  der  Landwirthsclioit  im  Staat  an  und  für  sich  und  im 
Terhaitniss  sn  anderen  Gewerbexweigen  nsch  der  wirthschsltlichen,  socialen  nnd 
politischen  Seite  zu  beleuchten.  Die  im  ersten  Abscluiitt  behandelten  Gebiete  fallen 
zwar  zu  einem  wesentlichen  Theil,  wie  2.  B.  die  Kntrterungeu  über  die  Betriebs- 
systeme und  die  Bodenstatik,  der  laudwirthschaftli eben  Betriebslehre  zu; 
sie  Bind  aber  zur  richtigen  Wfirdignng  der  Aufgaben  dt  i  A^'rar]>(>Iitik,  wie  sie 
später  zur  Krörtemnj?  frelaTiirfn  werdou .  nielit  zu  entl)elirrn.  iJci  Kau  tinden 
sich  die  bezüglichen  da^  laudwirthschaftiiche  (iewerbe  als  solches  behandeln- 
den Erörtemngen  im  I.  Band  seiner  politischen  Oeconomie  und  swar  im  fOnften 
Bach:  „Die  hervorbringenden  (lewirl«",  wenn  auch  im  Einzelnen  unvollständig; 
eine  sehr  ausführliche  und  wir  <:ewohnlich  mit  wirthschafts-  und  kulturgeschielit- 
licben  sowie  statistischen  An^'ahen  in  reichster  Fülle  ausgestattet«  Darstellung 
dagegen  bei  Koscher,  Nationalökonomik  <lts  Aikerbaues  and  der  verwandte  11  I'r- 
produi  tioiicii.  ^  7  bis  n)it  4().  (Die  Citate  bei  Kau  beäehen  sich  aui'  die  V.,  bei 
Kuscher  auf  die  XI.  Auflagej 

Der  Verfasser  mnsate  im  Hinblick  auf  den  Zweck  des  vorliegenden  Hand> 
hurhe>  sich  Ht'Schr:inkun;.'"cn  in  der  Darstelluu'T  dieses  Tlieils  der  Matcrir  auferlegen 
und  konnte  dies  auch,  im  Hinblick  aui*  die  vortreiflich»  Literatur,  welche  wir 
gerade  in  Deutschland  im  Gebiet  der  „landwirthschaftlichen  Betriebslehre"  besitzen, 
«(»bei  vor  aHeni  das  schöne  Buch  v<»n  Settegast.  I>i<-  l-auds\ irtlischaft  und  ihr 
Betrieb.  18HÖ.  H  Himde.  zti  erwiilnien  ist,  au  lias  die  Darstillung  mehrfach 
anknüpft.  Nebstdcui  wurden  zu  Käthe  gezogen  und  zwar  von  älteren  Schrift- 
stellern: A.  Thaer,  Omndsätze  der  rationellen  Landwirthsohaft,  neu  herausgegeben 
v«m  ii.  Krafft  u.  A..  1MS():  v.  Tliiiuen,  Der  isolirte  Staat  in  Hczichunir  auf  Land- 
wirt hschaft  und  Nationalökonomie,  herausgegeben  von  Schuhmacher-Zan-hlin,  187Ö; 
Schlipf.  Populäres  Handbuch  der  Landwirthschaft  etc.,  neu  herausgegeben  1879; 

Walz.  Landw.  Betriebslehre,  neu  aufgelegt  1887.  Von  neueren:  Dünkelbergt 
Die  landw.  Betriebslehre  in  iliren  uaturgescliichtl.,  volkswirtbsc  liaftl.  und  kultur- 
teclinischt-n  Griuidlagen,  18Ü0;  liundbucii  der  gesammten  Landwirthschaft,  heraus- 
gegeben von  V.  d.  Ooltc,  1888/90,  Bd.  I,  Abschnitt  t  u.  IT;  Bd.  II,  Abschnitt  X; 

d.  (Joltz,  in  Sehönbcr^'s  Hdb.  d.  jHdit.  Oekmif.mic.  Aufl..  ISHl  'Bd.  II. 
Abthig.  Landwirthschaft);  Derselbe,  Haudbuch  der  liuulw.  Betriebslehre,  188Üi 
O.  Krafft,  Lehrbuch  der  Landwirthschaft,  1880;  Pohl,  LandwirthschaftL Betriebs- 
lehre. 188&.  -  Kiir  die  Kn  t  wi ck  1  u  n  gsgesc  hi c h t  e  des  landw.  (Jewerbes  ins- 
besondiTc  wurden  benutzt:  Kr  aas,  (ics<  liichfc  rlcr  Landbau-  und  Forstwissen- 
schaft HHU);  Derselbe:  (ieschiclttu  der  Landwirth.schaft,  18ÖI ;  Langelhai,  (be- 
schichte i[w  deutschen  Landwirthschaft,  4  Bände,  1847/66;  Löhe,  Abriss  der 
Gescliichte  der  deutsclicu  Landwirthschaft  von  <lcr  ältesten  Zeit  bis  zur  < Ii'iii  iiu  irt, 
1873;  Settegast,  Die  deutsche  Landwirthschaft  vom  kulturgesebichtliclien  Staud- 
punkt (in  Thiel's  landw.  Jahrbüchern,  Bd.  XIII.,  8.  177  ffj.  Krämer,  Die  Entwick- 
lung der  Undwirthschaft  in  den  letzten  100  Jahren,  1884;  Marchet.  IH()8— 1888. 
Hin  Kiickblick  auf  die  Kntwickeluag  der  Oesterr.  Agranrerwaltnng,  1889. 
B«eb«ab«rg«r,  A.,  Agrarpolitik.  L  1 
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2      Emleitnng.  Abschn.  I.  Wesen  nnd  Entwicklungsgang  der  Landwirtlucliaft. 


Ein  sehr  wichti'fri's  Oricntirinijrsniittcl  iTir  dio  Kciintiiiss  der  landwirJlix  linft- 
liclieu  ZuHtäude  eiusseluer  Ütaatsgebiete  bieten  eiue  lieihe  amtlicher  uud  halb- 
Amtlicher  Pnblioationen  sowie  die  in  TerscUedeneii  LBadern  veranstalteten 
Agrurt'iiqu^tcu,  von  welchem  Material  bei  Abfassung  dieses  Handbuchs  umt'an;;- 
rcicluT  (it'brauch  gemacht  worden  ist;  zu  erwähnen  sind  hier  nameutli»h:  AmtHclie 
Berichte  über  Preuäsens  laudw.  \'ei-v%  a  Itung,  von  1875  ab;  im  Ciauzcu  4  Bde.; 
A.  Veitsen,  Der  Boden  nnd  die  landw.  VerhKItnisse  des  Prenss.  Staata  etc., 
4  llinde,  IWJS/Tl :  I)i»>  I.andwiitliM  liaft  in  Bayern,  1890;  Die  Landw-irthschaft 
im  Königreich  äachscu,  bearbeitet  durch  v.  Laugsdorff,  3  Bde.  (1076,  1881  und 
1889);  die  Jahresberichte  des  Badischen  Handelsministerinnis  nnd  des  Bad ischen 
Miiiistoriunis  des  Innern  von  1872  ab;  ferner  von  Knqiieten:  Krhebungen  über 
die  Iav^i'  der  l.andwirth.schat't  im  (jros>h.  Baden,  4  Bde.,  IHKi:  Die  landw. 
Enquete  im  Urossli.  Hessen,  2  Bde.,  1884  bO;  Uuteräuchuug  der  Lage  uud  Bedürf- 
nisse der  Landwirthschait  in  Elsass^Lothringen,  1884;  Ergebnisse  der  Brhe- 
buniren  über  die  La;^e  der  l>äuerli(  lien  T.andwiiihsehaft  in  G<ienjeinden  von  W  ii  r  1 1  e  ni - 
berg,  1884/8Ö;  Ermittelungeu  über  die  Lage  der  Landwirthschait  iu  Preusseu, 
1888/89  (in  Thiers  landw.  Jahrbfichem,  Bd.  XVI 11,  Ergänz^-Bd.  m  und  Bd.  XIX, 
Erginc-Bd.  FV);  Bäuerliche  Zustände  in  Deutsrhland,  Berichte,  TeröiTentlichi 
vom  Verein  für  Soei  a  1  p o Ii t i k .  3  Bde.,  ISKH;  Nasse  und  R  ei  tzenstein  , 
Agrarische  Zustände  in  Frankreich  und  Lugland,  in  Sehrüteu  d.  V.  f.  Sucialp., 
27;  Eheberg,  Agrarische  Zustände  in  Italien  (ebenda  29).  Endlich  ist  auf  die 
den  Fachmännern  wrilinu  kaiinfe  und  unentbohrliehe  Z  ei t  sehr i  ft  <  n  1  i  t  e  r  a  t  u  r  y.w 
vorweisen,  insbesoudure  uul  die  folgenden:  Biedermann'»  Zeutralblatt  für  Agri- 
cultnrchemie  nnd  rationellen  Landwirthschaftsbetrieb  (Leipzig);  Deutsche  landwirth- 
schaftliche  Presse  (Berlin);  Ftthling*s  Landw.  Zeitung  (Leipzig);  Milehztjr.  (Bremen); 
Mittheihinfren  des  Vereins  ziir  Fördrninfj  der  Moon:ultnr  (Merlin);  Thiel's  landw. 
Jahrbücher,  Zeitschrift  für  v\ iüäenschafll.  Landwirthschait  und  Archiv  des  Preuss. 
Landesökonondecollegiums  (Berlin);  'Wiener  landw.  Zeitung;  femer  auf  die  Fach« 
Organe  der  zahlreichen  latidw.  Vrrciiu-  iaiu  li  Sperialven  ine  für  Wein-,  Obst-,  (Jartcn- 
bau,  Thierzucht  etc.)  iu  rreusseu,  Bauern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen  etc., 
insbesondere  auch  auf  die  Jahrbficher  der  Deutschen  Landwirthschaitsgesenschali 
(bis  1892  6  Bde.).  Für  französische  agrarische  Zustände  ist  sehr  instructiv  die 
vom  fran/.os.  .\  ckerbau  niijiis  teriuni  herausgegebenen  Zeifschrifl :  Bulletin; 
Ducuments  «»fficiels;  Statisti<iue;  Ivapports;  (,'üm]»tes  rendus  de  nii.>sii>us  en  Franco 
et  ä  ötraoger  (Paris). 

Der  in  Ahse  Im  in  II  der  Kinleitung  («Wesen  und  Inhalt  der  .\irrar- 
pulitik";  behandelte  üegeustaud  ist  von  Kau  im  LI.  Bd.,  §  1  bis  mit  9  und  ä  44 
erörtert;  Roseher  findet  sich  mit  dem  (iegeustand  in  etwas  kunter  Weise  nnd  zwar 
im  XJV.  Kapitel:  „landw.  rnterricht"  (I)  ab;  dessen  grundsätzlich  ablehnende 
Haltunjr  fregenüber  der  selbst.staudigen  Behandlun<r  der  Volkswirt hschaftspolilik  im 
8iun  der  Aufstellung  programmatischer  Forderungen  uud  Zielpunkt!-  i  Koseher  will, 
unter  Verwerfung  der  idealistischen  Methode  in  der  Natioualökonomik,  dass 
letztere  sieh  darauf  bescliräiike .  die  NaturL't'-ict/.i'  der  Vcdks« irlliseliaft  und  den 
Erfolg  der  bisherigen  (iesetze  uud  Anordnungen  der  Suiatügewah  zu  untersuchen, 
während  es  dem  Praktiker  flberlassen  bleibt,  sich  hieraus  nach  den  jedesmaligen 
Umstanden  die  Regeln  für  sein  Verhalten  zu  suchen  -  Roscher,  Bd.  I.  4}  IL* 
hat  der  Verfasser  dieses  Handbuchs  selb.stredeud  nicht  zu  theilen  vermocht  (siehe 
unter  §13  Ziffer.')',  wie  denn  Koscher  stdber  seinem  Prin<ip:  kein  wirthschaftlichcs 
Reformprograuim  zu  entw iekeln,  nicht  durchweg  treu  geblii  bcn  ist.  Treffende  Aus- 
führungen über  die  liisIoriM  li  physiologische  Mi  tliixif  rint  r-.  <li<-  iib  alistische  Methode 
anderseits  bei  Eisenhart,  (iesciiichte  der  Natiouuiokuuumik,  1891.  Ferner 
darüber  jetzt  auch  Wagner,  Grundlegung,  3.  Aufl.,  I.,  Buch  1,  Kap.  2.  —  Ans  der 
sonstigt'u  Literatur  über  die  .\ufgal)eu  (les  Staats  gegenüber  der  Volkswirthschaft 
im  .Allgeuuinen  und  gegenüber  dem  landw.  (Jewerbo  in.Hbesondere  ist  namentlich 
auf  L.  V.  Stein,  Handbuch  des  Verwaltunusrcc  lits,  1888,  IL  Bd.,  S.  217  IT.  u.  (>45  ff.; 
auf  V.  .Molil.  i'Mlizeiwisscnschaft  nach  den  (irundsiity.en  des  Kcchtsstaatos,  8  Bde., 
lS(')r»  II.  r.d..  S.  159  tL:.  iVmer  auf  v.  d.  (ioltz  im  Hdb.  der  gesammten  Laml- 
wirtlischaft,  Bd.  I,  8.  G.'j8  If.,  endlich  auf  das  mehr  parteipolitisch,  als  sachlich  ge- 
schriebene Buch  Ton  Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  3  Abthlgn.  1884y88 
(hier  Abthlg.  II,  Kap.  XVll,  S.  231  ff.)  zu  verweisen. 
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Abdchuitt  I. 

Wesen  und  Bntwlekliuigsgang  der  Ltndwlrthsehaft 

§  1.  Yerhältuiss 
zur  Jagd,  Fischerei  und  Nomaden-Wirtlisciiaft^). 

Bei  allen  Völkern  ist  der  landwirthschafüicben  (bodeubestelleu- 
den)  Thätigkeit  oine  occiipatorische  vorausgegangen,  die  sich  auf 
der  niedersten  Stufe  durch  einfache  Wegnahme  der  tob  der  Natur 
freiwillig  dargebotenen  Gaben  im  Weg  der  Jagd  und  Fischerei, 
auf  entwickelteren  Stufen  durch  Ausnutzung  der  natOrlichen  Weide- 
grttnde  mittelst  gezähmter  Hausthiere  —  Weidewirthschaft 
der  Hirten-  und  NomadenvOlker  —  kennzeichnet  Jagd,  Fischerei 
und  Nomadenthum  hat  man  desshalb  nicht  unpassend  ^^Vorstnfen** 
der  Landwirthschaft  genannt,  Aber  welche  Vorstufen  freilicli  manche 
Völker  hin  auf  den  hcutiiicn  Taiz;  nicht  ljinausii:cl;nmt  sind.  Die 
Weidewirthschaft  hedentot  ccixcrHihcr  dorn  Zustand  des  reinen 
.Täircr-  und  Fisclicrvtdkcs  Licwiss  einen  n;iniliaften  Fortschritt:  sie 
weist  bereits  wesentliclie  Merkmah'  der  landw irtliscluiftlichen  l>e- 
tri«'i)sth:itiLrkeit  auf.  insofern  die  natürliciien  Weideplinde  in  einem 
mehr  oder  weniger  reirelmassiiren  Turnus  in  lienutzunir  genommen 
zu  werden  pflegen  und  als  bei  ihr  eine  planmässifre  Zähmung  und 
Zflchtung  von  nutzbaren  Thieren  (liind,  Pferd,  Schaf)  Platz  ^rreifb; 
'  aber  auch  ihr  ist  noch  in  ausgedehnten  Maass  der  Charakter  der 
oceupatorischen  Thfltigkeit  aufgeprfigt,  da  sie  sich  auf  die  Nutzung 
der  von  der  Natur  aus  freien  Stficken  producirten  Futterstoffe 

V*  Einjrehrtidc  Charakteristik  der  Jäjrt'r-.  Fisclier-  und  Nomadciivölkcr.  nicht 
bloss  navh  der  wirtliüchattlicheu,  sondern  uiu  h  n:u-h  der  gcsellschattlicheu,  ctiiischeu 
ttod  reUiriösen  Seite  ihres  Wesens  bei  Roaeher,  a.  a.  0.,  §  7  £;  ygl.  ferner  Schön- 
berg,  Politisehe  Oekonomie,  Bd.  I,  §  16  ff. 

1* 
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besehrftnkt  Eist  dann,  wenn  die  in  der  Erde  wirksamen  Katur- 
krftflie  mit  bewusster  Absichtlichkeit  genöthigt  werden,  pflanzliche 
Stoffe  ganz  bestimmter  Art  (Nftbr-  und  Kutzpflauzen)  herrorzu- 
bringeii,  die  ireeignet  scheinen,  den  Nahrunijrs-  und  weiterhin  anderen 

Hcdürfiiisst'ii  (Ueiiuss-,  BeklciduiLLishcdürtnisscii)  uninittclbar  oder 
niittell)ar  zu  di*Mien,  wird  die  am  (iruii<l  und  HodcMi  sich  abspie- 
lende Arl)eitsbethätiL!:un£r  ziiin  1  a  ii d  w i  rt  hsc  lia  ftli  c  hi' ii  (lewtM'he 
(Landliau)  im  (di^entliclicii  Sinn  des  Wortes.  Der  näehste  Zweck 
dieser  Bodenarbeit  ist  zwar  aut  die  iMzeu^unu:  von  KolistotVeii  ge- 
richtet und  er  wird  erreicht^  indem  milteist  der  Cultur  des  Bodens 
die  unor iranisch en  Bestandtheüe  (b  s  Bodens  und  der  Atmosphäre 
unter  dem  Einfiuss  der  Wärme  und  tb's  Lichtes  der  Sonne  durch 
Fortentwicklung  des  pflanzlichen  Keimes  in  organische  Producte 
flbeigefabrt  werden.  Aber  zu  dieser  rohstofferzeugenden  Thätigkeit 
tritt  vielfach  auch  eine  stoffumformende  hinzu,  um  diese  Producte 
entweder  flberhaupt  oder  doch  in  höherem  Grade  zur  ErfOllung  ihrer 
Bestiomiung  als  Lebensmittel  geeignet  oder  auch  zugleich  der 
Förderung  der  Wiedererzeugung  dienstbar  zu  machen  (Viehhaltung 
und  technische  Gewerbe).  Die  Landwirthschafl  steht  in  naher 
Venvandtschatt  zur  Forstwirtlischalt  und  zur  Gärtnerei  und  bildet 
mit  <liesen  zusammen  das  Gewerbe  der  Bod(Micultiir^). 

Die  fortschreitende  Entwicklung  von  der  occupatoriscben  Thätig- 
keit der  Jäger- .  Fischer-  und  Nomadenvölker  zu  der  bodeu- 
bestellenden  Arbeit  des  Ackerbauvolkes  luit  zur  Voraussetzung, 
dass  das  schweifende  Leben  des  Jägers,  Fischers  oder  Nomaden 
zum  Stillstand  kommt,  dass  an  Stelle  der  losen  Verbindung  des 
Menschen  zur  Erde  ein  Haften  an  derselben  sich  einstellt,  dass  also 
die  wandernden  Völker  oder  Stämme  sesshaft  werden  und  eine 
dauernde  Verbindung  mit  dem  in  Besitz  genommenen  Grund  und 
Boden  eingehen.  Von  jenem  glücklichen  Zufall  an,  der  den  Menschen 
in  den  Samen  der  wild  wachsenden  Getreidearten  ein  Nahrungs- 
mittel erkj'unen  Hess  und  ihn  lehrte,  dass  <las  Ausstreuen  dieses 
Samens  in  die  gebu-Kerte  Frde  neue  i'llanzeii  (b-r  gleichen  l$e- 
scliallrnheit  hervorbringt:  von  jenem  Zeitpunkt  al>.  wo  der  einfaclie 
Stai»  des  Hirten  erstuuils  den  Boden  ritzte  ini<l  diesem  ..die 
heiligen  Körner''  anvertraute,  tritt  (b'r  Itezeirluiendste  Wi'ii<ie|»unkt 
in  der  Geschichte  eines  jedes  Volkes  ein;  denn  die  Cultur  des 

'i  niese  iMgrifflidien  Siit/.i'  sind  /Jemlich  wörtlich  dem  Aofimts  TOD  Krimer 
im  Hdb.  d.  ges.  Laudwirtlischaft,  I.  Bd,,  S.  öl  ff.  entnommen. 
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Bodens  ist  die  Quelle  und  Ursprunc:  der  Cultur  überhaupt;  erst 
wenn  das  Volk  (?in  ackerbauendes  und  damit  ein  sesshaftes  gewor- 
<len  ist.  benrinnt  die  Möglichkeit  der  staatlichen  Bildung  und  diese 
selbst,  hnlem  das  Volk  feste  Wohnstätten  erriclitet.  sind  die 
Bedingungen  zunächst  für  ein  räumlich  begrenztes  Clc  nie  in  de- 
lebe n.  weiterhin,  durch  Zusammensclüuss  der  einzelnen  (iemeinde- 
wirihschatlen, auch  zur  Bildung  grö s s e re r  s t a a 1 1  i cii e  r  Bildungen 
gegeben;  in  diesen  aber  kommt  nicht  nurHeimath8geftUii,HeimaUi8- 
liebe  und  das  BewusstBein  gemeinsamer  Interessen  zur  krftftigen 
Entfaltung,  es  erzeugt  auch  die  Besonderheit  der  Beziehungen  der 
Stammesangehörigen  zu  dem  in  Besitz  und  Cultur  genommenen 
Boden  eine  den  Jagd-,  Fischer-  und  NomadenvOlkem  fremde 
höhere  Bechts-  und  Wirthschaftsordnung  mit  eigenartig  gestalteten 
Eigenthums-  und  Erbrechten,  die  hinwiederum  Ursache  fort- 
schreitender Culturentwicklung  wird.  ,,Statt  der  Honlenverfassung 
des  Jägers  und  Stanunvert'assung  des  Nomaden  kommt  es  erst 
bei  ackerbauenden  Völkern  zu  einem  Staatslelxm  im  liöheren  Sinn 
des  Worts**  (Roscher).  iSo  folgenreicl»  und  schicksalsschwer 
ist  dieser  Uebergang  zum  Ackerbau,  dass  Mythe  und  Dichtung 
fast  jeden  Volks  in  den  fruchtbaren  Körn«'rn  und  der  Kaust  der 
Aussaat  eine  unmittelbare  (iabe  der  Gottheit  erkennen  imd  dass 
altehrwürdige  Bräuche,  w<dche  die  göttliche  Herkunft  der  Kunst  des 
Ackerbaus  in  dem  Gedächtniss  der  Lebenden  forterhalten  sollen, 
auch  heute  noch  hei  einzelnen  Völkern  des  Orients  in  Uebung  sind. 

In  wirthschaftlicher  Beziehung  tritt  die  Bedeutung  des 
Wandlungsprocesses  in  der  grosseren  Beständigkeit  und  Stetigkeit 
der  Daseinsbedinguiigen  und  der  Erweiterung  des  natfirlichen 
Nabrungsspiebaums  zu  Tage.  Durch  grösste  Abhängigkeit  Ton  der 
äusseren  Natur  und  den  zufälligen  Gaben,  die  sie  spendet,  ist  das 
Wirthschaftsdasein  der  Jäger-,  Fischer-  und  selbst  (b»r  Nomadeu- 
völker,  durch  zunehiuciidc  Unaliliängigkcit  von  der  äusseren  Natur 
dasjenige  der  Ackcrbau\ ülkcr  gckcnnzeicluiet.  Fisch-,  Jagd-  und 
Weidegründt*  sind  verliältnissmässig  rasch  erscböplt  und  diese  F>- 
schöpfung  nöthigt  zu  innner  neuen  Wanderungen  und  blutigen 
Kämpfen  mit  benachbarten  Horden  und  Stämmen ;  und  trotz  der 
mit  elementarer  Gewalt  sicli  gleitend  machenden  Gegentendenzen 
gegen  eine  irgend  rasche  Zunahme  der  Bevölkerung  (häußge  Kriege, 
grausame  Brftuche,  welche  die  Tödtung  Yon  Kindern  und  Greisen  yor- 
schieiben),  wftchst  die  Bevölkerung  doch  immer  wieder  leicht  Aber 
die  Grenze  des  Kahrungsspielraums  liinaus  und  wird  desshalb 
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immer  von  neuem  zu  Raubzügen  und  Massenvemichtunsren  ge- 
trieben. Zoitweiser  Uoberfluss  und  darbende  Noth.  l\i>hlunt  und 
Grausamkeit  sind  dalier  Merkmale  des  Jäger-  und  FiscluM  -,  in 
minderiMu  (Jrad«'  d<'s  Noiniidcnvidks.  das  in  seinen  Hccnlcn  crst- 
-mals  Naliniimswcrtht'  in  grösserem  Umfang  aufzuspeichern  vermag 
und  dessen  patriarchaliscbes  Familien-  und  Siammleben  «nildereii 
Sitten  Eingang  Yersohaflt.  Erst  in  dem  festen  Frieden,  der  unter  dem 
Schutz  der  Sippe  und  weiterhin  des  ganzen  Volks  das  Haus  des  Acker- 
bauern umgiebt,  indem  nihigenGleichmaäss  der  Arbeit  am  Grund  und 
Boden,  mit  dem  er  und  seine  Familie  vorwächst,  wurzelt  die  verhält- 
nissmässige  Stetigkeit  seiner  Daseinsbedingnngen,  aber  auch  jene 
gesittetere  Anschauungs-  und  Lebensweise,  die  den  Ausgangspunkt 
jedes  weiteren  Culturfortschritts  darstellt;  während  für  die  Jäger- 
und  Fischervolker,  in  gewissem  Grade  auch  fOr  die  NomadenTOlker 
das  Stationäre  ihres  Wesens  in  Wirthschafk  und  Ciiltur  so  sehr 
bezeichnend  ist.  ..Es  ist  nieht  möglich,  das  Leben  der  Jfiger-, 
Fischer-  oder  Hirtenvölker  anders  als  den  Strandkies  zu  betrachten, 
der  unlebendig  das  Meer  <ler  Gescbichte  umsäumt"  (von  Stein), 
in  der  ßemeisterung  der  Krfitte  des  I^odens  lernt  der  Mensch  sein»» 
eigene  Kraft  kennen  und  \viirdig<'n  und  die  Zurückhaltung  der 
Natur  gegenüber  stärkeren  Anforderungen  an  diesellie  erheisclit 
erhöhten  Scharfsinn  und  geschicktere  Ausnützung  der  irebotenen 
Da8eiDsnu"»glichkeiten.  Die  Bevölkening  kann  ungehindert  waclisen, 
weil  mit  der  zunehmenden  Einsicht  des  Mensclien  in  das  AValten 
der  Naturmächte  der  Nahrungsspielraum  stetig  sich  erweitert;  jeder 
Fortschritt  in  der  Bodencultur  ermöglicht  eine  weitere  Zunahme 
der  Bevölkerung;  während  der  Verfall  des  Ackerbaus,  wie  die  Ge- 
schichte Boms  warnend  beweist,  Volk  tmd  Staat  mit  Vernichtung 
bedroht,  und  ausgesprochene  Handelsvölker  nicht  mit  Unrecht 
ehernen  Kolossen  verglichen  werden,  welche  auf  thönemen  Füssen 
stehen. 

§2.   Entwicklungsgang  der  La nd  wirthschaft;  Empirie 

und  Wissenschait 

Für  die  Weiterentwicklung  zu  hölierer  BcMiencultnr  und  in 
Wechselwirkung  damit  zu  höherer  Gesittung  bleiben  die  Gunst 
oder  Ungunst  der  äusseren  Productionsbedingungen 
(natürliche  JiodentVuchtbarkeit  uud  klimatische  Verhältnisse)  nicht 
ohne  maassgebende  Bedeutung.  Unfruchtbarer  oder  wenig  fruchtbarer 
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Boden  (wie  der  Sandbo(i«'ii  *'inos  Tln'ih's  der  norddoutsrhon  Ti»'f- 
t'hene.  Af<H.r-  und  SnmpfläinltToi^^n)  bildet  an  sicli  zwar  noch  k»Mn 
Hindfrniss  j»'ner  Fortontwirklun^,  weil  die  t'orts<dn*t'it«Mid<'  Tcclmik 
in  Verl>indun<r  mit  der  WisstMischatt  aut  it  ihm  steiLn-ndf  Krträir- 
iiisse  abzugewinnen  weiss:  iroradi'  auf  dem  märkisihen  Sand  ist 
♦'in  besonders  kraftvolles  Staatswesen  erwacdisen  und  die  neuere 
Bodentechnik  feiert  ihre  scliönsten  Siege,  indem  sie  die  an  sich 
wenig  ergiebigen  Heidefläehen  und  Moore  unter  den  \*Wn^  nimmt 
und  aus  ihnen  durch  Entwässening.  geeignete  Bodenmischungen 
und  starke  Verwendungen  mineralischer  Dflngemittel  ein  werthToUes 
Cuhnrland  schafft;  die  bewimderswerthen  Be-  und  Entwässenmgs- 
anlagen  in  den  Culturstaaten  der  alten  Welt  haben  eine  üppige 
Bodenvegetation  auf  Lftndereien  erzielt,  die  erst  mit  dem  Zerfall 
jener  Anlaijren  wieder  WOste  und  Oedland  geworden  sind.  Wohl 
aber  bildet  ein  solches  Hindemiss  die  Ubermftssige  Gunst  oder 
Inirunst  der  klimatischen  Verhältnisse;  in  der  kalten  Zone  bei 
kurzer  Veiretatioiixlauer  kann  auch  der  liöchste  Scharfsinn  des 
M«^nsehen  der  Mutter  Krde  doch  nur  spärlichste  Krtrsignisse  ab- 
'jt'winnen:  und  in  den  tropischen  und  subtropischen  liändeni  wirkt 
'ii'-  unerschöpfliche  Fnlle  der  Natur  lähmend  und  erschlatVend  auf 
ii''  menschliche  Natur.  Wenn  wenige  Wochen  Arbeit  im  Jahr 
liinreiehen,  mehrfache  Ernten  zu  erzielen,  und  eine  kleine  Fläche 
Landes  bei  müheloser  Arbeit  reiclilich  die  Bedürfnisse  der  Familie 
deckt;  wenn  die  Gunst  eines  solchen  Klimas  eine  weitgehende 
Sorge  fOr  die  Befriedigung  des  Bekleidungs-  und  Wohnungsbedflif- 
nisses  nicht  aufkommen  Iftsst,  fehlt  jener  äussere  wichtige  Sporn, 
4er  den  Menschen  im  Kampfe  mit  der  Natur  zu  erhöhter  Beüieb- 
samkeit  und  Geschicklichkeit  langsam  beffthigt;  und  jene  kleinen 
oder  grosseren  Staatswesen  im  Innern  von  Afrika  oder  auf  den  Sfld- 
{teeinseln  mOgen  daher  noch  heute  auf  keiner  anderen  Stufe  der 
Eotwieklnng'  stehen,  als  vor  1000  und  mehr  Jahren,  wo  sie  den 
Cebersrani:  von  der  rein  occupatorischen  'i'hätigkeit  zu  derjenigen 
von  mehr  oder  weniger  sesshaften  Ackerbauern  vollzogen. 

l>esshalb  sind  es  wesentlich  die  Landstrii  lie  der  g  e  m  ä  s  s  i  gteu 
Z''ne.  in  denen  der  l  ebergang  zum  Ackerbau  und  die  Hegrün- 
'luni;  fester  Ansiedelungen  den  Keim  für  hrdu're  Gesittung  in  sich 
''lirc:.  weil  die  äussere  JSatur  hier  weder  unterdrückt  und  regel* 
iümy:  das  Geschaffene  rauh  wieder  zerstört,  noch  auch  s'»  ver- 
schwenderisch ist,  da  SS  nicht  ein  ständiges  Hingen  mit  derselben 
ii^^thig  wflre,  um  die  Daseinsbedingungen  zu  behaupten ;  in  diesem 
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aufgenöthigten  Bingen  und  Sorgen  liegt  aber  der  Quell  aller  haus- 

wirtlischaftlichen  Tugenden,  dos  Erfindungs-  und  Entdeckungs- 
goistes  und  joy liehen  geistigen  wii»  niat<'riellon  Fortschrittes  über- 
haupt In  soh-hor  Lage  bciandon  sich  beispielsweise  alle  Völker- 
schaften, welche  di»»  das  niittelländisclu»  Meer  umsäumenden  Länder 
in  Besiedelung  genommen  hatten,  und  in  ihnen  erwuciis  «laher  zu- 
erst jene  höhere  Hoden-  und  im  Anschlnss  daran  .jene  feinere 
Cultur  in  Sitten  und  ßräuctien,  im  gesellscbaftlichen  und  staatlichen 
Leben,  welche  als  Erbtheil  auf  die  Völker  und  Staatswesen  der 
heutigen  Oulturwelt  ubergegangen  sind. 

Der  Fortschritt  in  der  Bodencultur  eines  jeden  Tor- 
wfirtsstrebenden  Volks  zeigt  sich  im Uebrigen  in  zwei&cher Richtung: 
einmal  darin,  dass  der  Kreis  der  nutzbaren  Pflanzen,  welche  Gegen- 
stand derWirthschaft  sind,  und  ebenso  der  Kreis  der  nutzbaren  Haus- 
tMere  sich  erweitert:  zu  den  Nahrungspflanzen  fOr  den  menschlichen 
Gebrauch  treten  Futterpflanzen  fdr  die  Thiere  und  weiterhin  Ge- 
wächse, die  \lber  das  blosse  Nahrungsbedürfniss  hinaus  als  (fenuss- 
mittel  dienen  (Obstbaum,  Hebe.  Wflr7,i)tianzen)  oder  die  Stoffe  zur 
Befrituligung  des  Kleidungs-  und  sonstiger  Hauslialtsbedürfnisso 
lietVrn  sollen,  wie  die  (lespinnstpHanzen.  Sodann  aber  tritt  jener 
Fortschritt  auch  darin  zu  Tago,  dass  in  diMu  Maasso.  wie  die  Be- 
dürfnisse sich  nicht  nur  mehren,  sondern  auch  innerlmlli  einzelner 
bevorzugter  Klassen  des  Volks  sich  verfeinem,  das  Bestreben  nicht 
mehr  bloss  auf  die  höchstmöglichste Steigenmg  desErtniues.  sondern 
auch  auf  die  wachsende  Verbesserung  der  Beschaffenheit  der 
Erzeugnisse  der  Wirthschaft  gerichtet  sich  zeigt.  Dabei  ftthrt  die 
aufinerksamere  Beobachtung  der  beim  Bestellen,  Säen,  Wachsthum 
und  Einernten  der  Gewächse  sich  abspielenden  Vorgänge  zunächst 
rein  erfahrungsmässig  zur  Aufstellung  von  Regeln  Aber  die 
beste  und  wirksamste  Art  der  Vornahme  der  einzelnen  landwirth« 
schaftlichen  Arbeiten;  ähnlich  wie  in  der  Thierhaltinig  bestimmte 
?]rfahrungssütze  dariiber  sich  herausbilden,  auf  welchen  Wege  eine 
Naclizueht  am  sichersten  erzielt  wird.  Zufall  und  Nachdenken, 
Versuche  und  verirleichende  Beobachtungen  lehren  in  ähnlicher 
Weise  diejenigen  Bedingungen  keniu^n  und  erlassen,  welche  die  (inte 
und  den  Wohlgeschmack  einer  Frucht,  die  Feinheit  der  (Jespinnst- 
fasern,  die  höhere  Brauchbarkeit  der  Hausthiere  (als  Keit-  und 
/uL^hiere,  als  Fleisch  nnd  Milchproducenten)  schädlich  oder  günstig 
beeinflussen.  Ueborall  hat  sich  auf  diesem  rein  empirischen 
Wege  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  allmählich  zu  grösserer 
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VollkoniiiKMilK'it  t'inporgoruncfon  und  man  kann  wohl  sai^n^n.  dass 
die  Lan«lvvirtliSLluift  im  i^an/.cn  klassischen  Altertlmni,  ja  his  an 
dio  Schwolh'  dieses  .lahrhunderts,  wesentlich  eine  auf  eminrische 
Ht'geln  sich  aufhauende  K  u  n  s  t  war.  während  es  unserer  Zeit  vor- 
behalten blieh,  diene  Laiidwirthscliaftskunst  zu  einer  eijL^entlichen 
Landwirthschafts Wissenschaft  zu  erhoben,  d.  h.  die  Praxis  und 
das  Wie?  und  Was?  derselben  wissenschaftlich  zu  begründen.  Erst 
mit  der  Anwendung  der  naturwissenschaftlichen  Erkenntnisse  auf 
die  im  landwirthscbafUichen  Betriebe  sich  abspielenden  Naturror- 
gftnge  ist,  entrückt  den  doch  immer  nur  örüich  und  zeitlich  be- 
dingt berechtigten  Regeln  und  Erfahrungsätzen,  eine  Grundlage 
gewonnen  worden,  auf  die  fussend  das  landwirthschaftliche  Ge- 
werbe in  unseren  Tagen  auf  eine  Höhe  der  Technik  sich  empor- 
gearbeitet hat,  welche  auch  in  der  blfthendsten  Zeit  des  Alterthums 
nicht  erreicht  worden  ist. 

üeberblick  der  geschieh tliclieii  Entwicklung.  Ausserordentlich 
lanjre  Zeiträunu'  inofron  vprflossen  s<'in  von  jener  roliesteu  Bostellunjr  der  Felder 
ab,  die  sich  eine»  Kauuiastes  zum  Zieheu  der  Ackerlurchiiu  bedient  und  als  Jiudeu- 
ürQchte  irar  weniire  (Jetreidearten  kennt,  bis  sn  jener  Stufe  verfeinerten  Acker- 
b;iui'>  nnil  jt  iu  r  M;nini(  lifaltijrkrit  von  Nalirunfrs-  und  Xut/pflanzcn  aller  Art,  die 
iu  den  regelmässigen  Laudwirtlischal'tsbetrieb  der  Laudbebauer  in  den  uralteu 
(^Iturreichen  des  Nillandes  und  der  mesopotumischen  Niederung  einbezogen  waren 
und  von  da  ihre  Wanderung  nach  Yorderasien.  (inechenland  und  Italien  vollsogen. 
I>ie  Srddaten  d«'r  alten  Culturstaaten  waren  Ackerbauer  und  ihre  Eroberungszü^TO 
deäh&lb  gleichzeitig  Thaten  der  Civilisatiuu,  weil  äie  die  unterjuchteu  „Üarbareu"  mit 
den  Seiprangen  der  Cnltnr  der  heimiichen  Scholle  bekannt  machten.  So  waren 
vcir  allem  auch  die  Soldaten  der  röniiscbeu  Heere  Massensendboten  für  die  Herbei- 
führung höherer  Bodencultur  in  Gallien,  liritannien  und  Germanien;  der  rümiüche 
Miles  im  Feindesland  wnrde  zum  rolonisten  und  seine  Feldzüge  haben,  indem  lie 
den  rümisehen  Adler  aufpflanzten.  /.u;^'leicb  das  grosse  Werk  der  inneren  Colunisation 
jener  l.änderfrebiete  vorbereitet.  Alle  Hodencultur  der  kelti>(li-;rennatiiscben  Völker 
Westeuropas  i»t  römische  Cultur  und  der  ganze  Betneb  der  Luudwirthschutt  vor 
md  lange  Zeit  ruu^  der  Ydlkerwandening  schöpft  ans  den  Kenntnissen  und 
Retrein,  /.u  welchen  der  AdEorbanstaat  der  römischen  Bepabhk  langsam  sich  dnrch- 

gearbeitet  hatte. 

In  der  That  kennen  bis  zur  Entdeckung  von  Amerika  die  europaischen 
ütaatswesen  kaum  eine  Onltnrpflanae,  welche  nicht  schon  die  Römer  gepflanxt 

hiHaD,  nnd  dir  Anbau-  und  I{ehandlnn<:sw(ise  erhebt  sir  h  nicht  über  die  im  Alter- 
thnm  erreicliie  Stufe  der  Technik,  bleibt  vielmehr  vielfach  hinter  dieser  noch 
zunick.  Ks  genii^'^t  an  dieser  Stelle,  darauf  hinzuweisen,  dass  un.sere  mehlhaltigen 
Bodenfrttchte  (mit  Ausnahme  des  von  Amerika  ein^^eführten  llais)  sammt  nnd 
aoilder«^  schon  im  Alterthuni  nnd  namentlich  bei  den  Hörnern  angebaut  waren,  also 
MBeutlich  Weizen,  Dinkel,  Gerste,  Hafer,  Hirse,  während  der  itoggen  erst  mit  der 
Ydlkerwandernng  nach  Europa  gekommen  an  sein  scheint;  von  Hfilsenfrfichten 
Erbs«*!].  Holmen.  Wicken  nnd  Lupinen;  von  unseren  öllialti-ren  ((euiichsen  nament- 
lich Mulin;  dass  dagegen  Wurzelgewächse  und  Futterkräuter  in  der  Ackerbestellung 
eine  erhebliehe  Holle  damals  und  bis  in  da.s  letzte  Jahrhundert  nicht  spielten, 
wohl  aber  die  Cultur  der  GespinnstpHan/.en  tllanf  und  Flaclis),  des  Obstes,  der 
Reben  in  hoher  Hlüthe  stand.  Die  Bestellung  der  Felder  und  die  Düngunjr  laurh 
die  Gründüngung  war  bekannt)  w^urde  sorgfältig  vurgenummen,  auf  Auswahl  und 
Behandlimg  des  Saatgates  grosser  WerUk  gelegt;  Mch  in  Zttchtnng  nnd  Haltung 
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der  Thioire  Vortreffliches  geleistet,  wie  die  über  diese  Uef^eiistiiiide  erhalten  gebliebenen 
8clirifteu  \ou  C'at«,  Varro,  (.'ülumelia,  PliniaH,  Vurgilius  zeigen. 

Dass  die  Technik  des  römisclien  Ackerbaus,  trotz  der  Stürme  der  Völker- 
wHuderunjr,  in  den  neu  sieh  bildenden  Staaten  erhalten  blieb,  darf  alü  ein  wesent- 
lirlit's  Verdienst  auch  (b  r  Klostrr  (l;iiiiali;^(  r  /.l  it  bt  /i  ii  lnii't  \v»  r(b'n.  deren  stiUe 
Kewdhner  die  Technik,  nuuicntlieh  in  den  teinen  Knn»ten  de&  (iarteu-,  Obst-  nnd 
Rebbans  den  späteren  Oeschlecbtem  recht  eigentUrh  vermittelten.  Die  Ausbildung 
der  yros-^en  Orundlu-rrsi  haften  im  fränkiseht'n  Ili  icli  „mit  ilireni  jrrdssarti^',  rinheit- 
lich  eingerichteten  und  fjeleiieten  ökonomischen  Betriebe'',  iu  deu  uns  das  Capitnlare 
de  \illi8  Karl's  des  (irossen  einen  Hinblick  gewährt,  war  ebenfalls  Veranlassung, 
den  Lundbau  Uber  das  Niveau  der  ^Gewöhnlichen  bäuerliclien  Itetriebsweisen  eiupor- 
«nheben ;  denn  auf  den  herrschaftlic  iteu  KmluiIiiWru  entfaltete  sich  scIhui  friih/eifi;j 
„ein  reges  nmnnichfaltiges  lieben  und  eine  iieichhultigkeit  der  l'roducte  kuuute 
entielt  und  eine  Ausnutzung  der  vorhandenen  Arbeits-  und  Kapitalkräfte  erreicht 
werden,  welche  stark  abstiebt  l:<'l'*'ii  'He  Monototiie  und  Kxtensität,  welche  den 
eharakteristisohen  Zup  in  der  Wiriiischuftsnihrung  der  (ienieinfreien  bildete",  wobei 
insbesondere  der  Uebergang  aus  der  rolieu  regellosen  F<ddgraswirthschaft  zu  einer 
8chbigrnässigen  Fjntheilung  der  Felder  und  sotbinn  die  N'ennehrun^'^  des  Bestandes 
an  Arbeitsvieh  iKiuden  von  Hedeutunjr  wtirde'i.  In  besonderem  .Maüsse  erblühte 
IVeilicii  der  Ackerbau  iu  seinen  verschiedenen  Vensweigungeu  nur  in  einzelnen 
Theilen  Frankreichs,  in  Belgien  und  in  der  Rheinthaleliene,  wo  der  sunehmende 
Wohlsfaiul  einer  dichtgedrängten  Hevidkerung  eine  sorirf iltii;ere  BestelhiiiL'  bdinte 
und  der  verfeinerte  (ieschniack  die  lurzouguug  auch  hochwerthigerer  Krzenguisse 
veranlasste;  während  im  l'ebrigen  bis  tief  in  das  Mittelalter  hinein  die  Felder- 
bestellung im  Wesentlichen  in  den  ursprünglichen  einfachen  Formen  der  Feldgna- 
oder  der  DreitelderwirlhM  liaft  sieh  bewe'^'te  und  wesentlich  auf  die  Produetion  von 
Körnerfrüchten,  uileufulls  von  (iespiunstptiauzen  sich  beschränkte  uud  das  Futter 
fQr  die  wenig  sahireichen  nnd  in  Form  nnd  Nutzungseigenschaften  nur  ansnabms* 
\veise  liervorragenden  landidrthschaftlichen  HauAhiere  die  natürlichen  Weiden 
liefern  umssteu. 

Ein  im  16.  und  17.  Jahrhundert  sich  bemerkbar  machender  Fortschritt  im 
Land  Wirt  hschaftsbet  rieb  erlitt  duKb  deu  dreissigjährigen  Krieg,  für  Deutschland 
wenii^stens.  eine  jähe  l'nterbi r(  huu^'  und  erst  im  IS.  .liihrhundert ,  znnnil  in  der 
zweiten  ilalfte  desselbeu,  eriiielt  derselbe  einen  neuen  .Vufschwuiig,  wobei  zwei 
bedeutungsvolle  Vorgänge  eine  besondere  Rolle  spielten:  dnmal  die  feldmXssige 
Kinführnng  des  KiirtofTidlianes  und  di"-  damit  in  Verbiuduiejr  steltemb-  t!ieilwei-.e 
Itebauuug  der  Ürachfelder  mit  diesen  uud  anderen  Wurzel^ewächseu,  sodann  die 
durch  Job.  Chr.  Sehn  hart  („Edler  von  dem  Kleefelde  )  besonders  geforderte 
Einbürgerung  und  Ausdehnung  der  kleeartigen  Gewä(  li>e  A(kerfutierbau< :  <bnn 
mit  diesen  Errnngenseliaften  -  Einenürnn^  der  reinen  Iba«  lie.  Hestt  lluug  der  Itrach- 
fclder  mit  sog.  Ürachfrüchteu,  Ackerfntterbau  -  war  nicht  nur  die  Möglichkeit 
grosseren  Prodnktionsertrags  gegeben,  sondern  es  hatte  gerade  auch  die  gesteigerte 
Futterer/euiruiiL'  die  fol;reMn  it  listen  Einwirkungen  auf  die  Viehhaltung  (Üebergang 
sur  Stallfütteruug)  uud  im  Zusammeuhang  damit  auf  die  Düugerprndnction,  während 
die  Einschiebnng  dm  blattartigen  Brachfi^cbte  in  die  Reihenfolge  der  Gewächse 
wegen  der  Verschiedenheit  ihrer  Ans]irüebe  an  die  Itodenkräfte  im  Verhältniss  zu 
den  Halnifrueliten .  wegen  ihrer  wohlthätiireu  b<;(bMibes(  hattenden  nnd  (b's»h;iU> 
unkrautsäubernden  Wirkung  und  wegen  der  sorgtaltigereu  Bestellung  und  iiehand- 
lung  des  Bodens,  die  sie  erheischen,  wiederum  mittelbar  und  unmittelbar  ertrag» 
Steigenul  wirkte. 

Der  iu  diesen  \  erhultuissen  bedingte  Auf-  nnd  Umschwung,  der  für  Jene  Zeit 
in  Deutschland  mit  den  Namen  Thaer,  Koppe,  Schwerz,  Fabst,  Schflbler 

unauflöslich  verknüpft  ist  (von  Oesterreichem  besonders  verdient  .1.  Hnri:er  und 
Hlnbeek.  in  Frankreich  Dombasle.  (Jas|iarin.  in  (b-r  Schweiz  FellenbjTjrK 
wurde  gegendeuweise  durch  <lie  ebenfalls  in  die  letzte  Ilalfte  des  18.  Jahrhunderts 


*)  V.  1  n ama-St ernegg.  Die  Ausbildung  der  grossen  (trttndherrseliaften  iu 
Deutschland  während  der  Karoliii;.'er/.eit .  1878  is.  78  ff.  und  S.  l()8i,  und  Der- 
selbe, Sallandstudien,  in  der  Festgabe  für  ü.  Haussen,  1889,  8.  99  ff. 
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fiülende  feldmSssige  Einbür^run^  verschiedener  so>^.  Hniidelspflauzen  (natneiitlich 
Uopfeu  uud  Tabak)  noch  verstärkt  nnd  weiterhin  durch  dus  Aufkouinu-n  und  die 
Vi'rbreitun^  besserer  ficnitlu»  niächfi«:  y'otonlt'r«.   wobei   namentlicli  au  (lit'Jt'ui«ren 
V  erbesserungen  zu  erinnern  ist,  die  um  jene  Zeit  dem  wichtigHten  Acki  rg^träthe, 
d«ni  Pfluj^,  nt  Theil  worden  (Bailev'scher  Pflug  in  England  und  Uebertrujjrun}:  des- 
s«  lh»  n  ii;i<  h  Xonldeutschliuid  durch  A.  Thiier,  Vcrbrin{r>uig  des  Belgischen  l'Hu;,'» 
durch  J-  N.  Schwerz  in  veränderter  tiestalt  unter  dem  Namen  „Hohenheimer  Tting" 
nach  dem  «Süden  von  Deutsclihind ;   Aufkommen  der  mehrscharigen  l'tiUge  wie 
Häufelpflüge,  Exstirpatoren ) ;  sowie  an  alle  jene  zahlreichen  sonstigen  Bodenwerk- 
y.eufre  und  landwirthschaftlichen  Maschinen,  welche  seit  jener  Zeit  mid  naineuilirh 
in  der  zweiten  Uäifte  dieses  Jaltrhuuderts  tür  die  verschiedeusteu  bedurluissu  des 
Betriebs  (Eggen  nnd  Walsen,  8ae>  nnd  Drillmaschinen,  Ernte-  nnd  Dreschmaschinen, 
•  Reinijriintrsapjiarate  für  das  Saatgut,  Obst-  nndWeiiipressen,  Entschleuderungsapparate 
für  Milch:  Centnfugen  uud  «Separatoren)  mehr  und  mehr,  ueaerdings  auch  in  den 
mittleren  und  kleinsten  Wirthgchaften  sich  einbürgerten. 

Besonders  bedeutungsvoll  wurden  die  liahiihrechendcn  Fi)i>(  huii;;cn  vi»n  .lustus 
Liebig,  welcher  durch  die  wissenschaftliche  He<,'^riinduuf.'  die  Miiirialtlieorie  den 
Si'hleier  von  der  Ernährungsweise  der  Pflanzen  zog  und  indem  er  die  Nothweudig- 
keit  der  Ifineralstoffe  Ar  Se  Pflansenernfthning  nnwiderlegUch  nachwies  nnd  damit 
die  wahren  Ursachen  der  Bodenerschöpfung,'  und  Bodenaruiuth,  immentlich  an  den 
relativ  seltenen  und  desshalb  wichtigsten  Stotl'eu  (  Kali  und  I'husphorsäure)  aufdeckte, 
die  Lehre  von  der  Düngung  unserer  Culturpflauzen  auf  eine  feste  wissenschaftliche 
Unuidlage  ;:estellt  und  Anstoss  zur  Ausbeutung  und  Masseuverweudung  jener 
künstlichen  Hilfsdünger  gegeben  hat,  welche  in  den  (iuauo-  und  Kalila^nru.  in  den 
Phosphoriteu  uud  Apatiten  in  fast  unerschöpflicher  Weise  zur  Veriügung  stehen 
und  deren  wachsende  üeberfhhmni?  auf  die -Felder  eine  firfiher  nicht  geahnte  Er- 
tra^steigerung  herbei/uführeti  vcniinchte. 

Uand  in  Uand  mit  diesen  Verbesserungen  in  der  Uodeutechnik  gingen  iu  diesem 
Jahrhnndert  auch  jene  in  der  Thierhaltung  und  Thierzucht,  indem  durch  ge- 
schickte und  planmässige  Zuchtwahl  innerhalb  der  einzelm  u  Cattnagen  (Pferd,  Rind, 
8chaf.  Scliweint  unter  dem  Vortritt  englischer  Ziicliter  iüakcwell^  bestimmte  fSe- 
brauchstypeu  für  die  verscbiedeueu  Zwecke  des  laudwirtJischaitlicheu  Üetriebs  uud  des 
menschlichen  Gebrauchs  überhaupt  herangeiachtet  und  diese  in  sich  immer  wdter 
Tervdllkommnet  wurden  bis  zu  jener  Stufe  des  Adels  und  der  luichsti-n  Hrauchbar- 
keit  sowie  nachhaltiger  \'ererbimgskraft,  welche  ein  Thier  zum  „Vollblut"  stempelt; 
und  indem  dnrch  die  hier  ebenfalls  bahnbrechende  Untersnchnng^  Tjiebig*s  anch 
die  Thiereniiihrung  in  rationellere  Bahnen  gelenkt  wurde.  NiihereEinzelheiten  hierüber 
wie  Uber  die  Kinwirkungen  der  vertieften  natnrwissensihaftlichen  Krkenntuiss  auf 
die  laudwirthschaftlicheu  Üetriebsverhultnisse  zu  bringen,  wird  spater  sicii  (ielegeu- 
heit  ev^ben,  wenn  die  staatlichen  Veranstaltungen  cur  Förderung  der  Bodenproduction 
und  Thierhalniiig  zur  Darstellinig  gelangen;  hier  sollte  über  die  Kiitwicklnn-^'  der 
Laudwirthschaft  nur  ein  flüchtiger  IJeberblick  gegeben  wenleu,  um  das  Ubeu- 
bemerkte  Aber  die  unter  verhftltnissmiUsig  günstigeren  Umstftnden,  wenn  auch  nur 
sehr  langsam  sich  geltend  machende  Tendenz  der  Vorwärtsbewegung  vom  Ursprüng- 
lichen, Bohen,  Einfachen,  aum  Be8seren,Zweckmässigeran,  VoUkommneren  au  erhärten. ' 

§3.  Der  natürliche  Standort  einzelner 
Produktionszweige^). 

Mit  der  allmfthlieben  Vervollkommnung  der  Technik  der  Land- 
wirthschaft  geht,  wie  erwähnt  eine  woitj?ehende  Vervielfältigung 

der  Gegenstände  der  Erzeugung  einher;  »in  Stolle  der  wenigen 

*)  Vgl.  zu  dem  f<d-ri'nden  I'aragraplieu  besonders  auch  Krämer  im  Hdb.  d.  ges. 
Lundwirtbschaft,  I.  ]Ui..  ^  Iii)  tT..  und  W.  Hamm.  l)as  \Ve>en  nnd  die  Zieh«  der 
I^dwirthschafl,  1872,  Kap.  Iii,  IV  und  V;  im  letzteren  übersichtliches  \  i  rzeichuiss 
der  eoropüflchen  Nnti^flaiiaen  einschliesslich  der  Forstpflanzeu. 
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Nfthrpflanzen  der  imprOnglichsteii  Bewüthschaltiuigssysteme  zählt 
man  jetzt  300 — 400  Culturgewächse  und  die  Zahl  derselben  erhebt 
sieh,  wenn  man  die  zur  Anpflanzimg  kommenden,  durch  fortgesetzte 
Ztlchtung  und  auf  dem  Wege  der  Hybridisation  erzielten  Varietäten 
.  mit  berflcksichtigen  wollte,  zu  vielen  Tausenden ;  schon  allein  im 
Gebiet  der  Obstcultur,  welche  iiusserordeiitliche  Meiigni  an  »'in- 
zelnen  Obstarteii  (h'r  verschiedenen  Obstgattungen!  Aelinlich  im 
Gebiet  <ler  ( Sctreidcarten,  wo  die  zfichterische  Hand  nicht  nur 
immer  volikonuimere,  d.  Ii.  wi(hM*standsfähigero  iiiid  ortrausreichere, 
sondern  auch  solciie  Varietäten  zu  erziehen  ])eniüht  ist,  die  be- 
stimmten Boden-  und  Klimaverhältnissen  am  leichtesten  sich  an- 
passen (z.  B.  rasch  reifende  Hafervarietäten  für  Gebirgsgeg(>iiden 
mit  kurzer  Vegetationsdauer).  Ebenso  vollzieht  sich  in  der  Thier- 
zucht diese  Scheidung  nach  Gebrauehsspecialitäten  in  immer  um- 
fassenderem Maasse,  wobei  es  genflgt,  an  den  Gegensatz  zu  erinnern, 
der  etwa  zwischen  den  für  die  schwersten  Lastfuhren  bestimmten 
Pferden  der  Clydesdale-Basse  und  dem  englischen  Vollblutrenner 
besteht.  Diese  grössere  Mannichfaltigkeit  und  Vielseitigkeit  der 
Formen  eines  voi^eschrittenen  Landwirthschaftsbetriebs  ist  freilich 
untrennbar  mit  einer  weitgehenden  Arbeitstheilung  verbunden,  wie 
diese  ja  aucli  in  sonstigen  Zweigen  der  Erwerbstliätigkeit  die  zu- 
nehmende .. Specialisirung"  zu  begleiten  pflegt.  Im  Gebiet  der 
l.andwirtlisehatt  aber  beruht  diese  Arbeitstheilung  (Scheidung  nacli 
einzelnen  IVoductionsrichtungen)  weniger  auf  dem  freien  Helie]>en 
der  einzelnen  W irthschaften  als  auf  dfu  nudir  oder  weniger  unab- 
änch'rlich  gegebenen  äusseren  Bedingungen  der  Erzeugung,  also 
namentlich  auf  den  Verschiedenheiten  des  Bodens  und  isLlimas. 

1.  Die  Boden  sind  je  nach  ihrer  chemischen  oder  mecha- 
nischen (physikalischen)  Beschaffenheit  der  Ackerkrume  und  des 

üntergnmdes  sehr  verschieden  culturwflrdig;  der  magere  Sandboden 
widerstrebt  dem  Anbau  des  Weizens  el)enso  wie  der  Zucht  eines 
grohkiiociiigrn.  schwereil  Thiers,  und  auf  Böden  mit  kiesigem  oder 
nassem  rntergrund  können  die  eine  Pfahlwurzel  treii)enden  Obst- 
bäume nicht  gedeihen:  gewisse  Handelspflanzen  (Tabak)  verlangen 
hinwie«lerum  leichtiui  humosen  »Sandboden,  wenn  sie  ein  den  An- 
forderungen dos  Consums  entsprechendes  Broduct  liefern  sollen, 
und  wieder  andere  Pflanzen  (wie  namentlich  einzelne  kleeartige 
Gewächse)  bedürlen  zu  ihrem  guten  Gedeihen  eines  bestimmten 
Kalkgehalts  in  den  zu  ihrer  Aufnahme  bestimmten  Böden. 
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2.  Einflussrt'ichiT  noch  iils  die  jeweilige  HtMleiibeHchaft'onheit^ 
<l»»ren  Einseitigkeit  und  Mäncrel   im  gegebenen  Fall  durch  ent- 
sprechende Dünj^mgsweisen  sich  ahschwflchen  lassen,  erweist  sich 
«l«T  Einfluss  des  Klimas  einer  (leLrend  auf  die  Vegetation,  welclies 
«'iiiestheils    von    <ler  geographisclien   Lage   (ies  Ortes  der   Pro-  • 
duction  zum  AtHjuator,  anderntheils  von  der  Höhenlage  desselben 
abhängig  ist.    Jede  CulturpHan/.e  hedarf  einer  bestiminten  Menge 
^<m  Wännet^inheiten  iind  Feuchtigkeitsmengen  zu  ihrer  Entwick- 
lung und  ihre  Eneugung  wird  iinlahnend,  sobald  ihr  diese  in  dem 
erforderlichen  Umfang  nicht  zur  Verfügung  stehen;  daher  die  Vege- 
tation und  damit  auch  die  Bichtung  des  landwirthschaftliehen  Be- 
triebs um  so  einförmiger  wird,  je  ungflnstiger  in  der  einen  oder 
anderen  oder  in  beiden  Richtungen  die  klimatischen  Verhältnisse 
einer  Gegend  sind.   So  ist  Europa  mit  seinem  gemässigten  Klima 
für  eine   Vielseitigkeit  in  der  landwirthschaftliehen  Vroductions- 
thätiirkeit  unendlich  günstiger  gestellt  als  etwa  das  Innere  von 
A>iMn.    mit    dessen    ..('ontinentalklinur'   nicht   mir   die  grössten 
T»'i]i|M'ratiirH\treiii<'.  sondeni  auch  der  Mangel  ausgiehigcr  )»crio- 
fiischer  NiederschlÜL:»'  in  Verl)induiig  stellen  und  «lessen  vieltauseiid 
•Tahre  alte   Stej»peuwirthschaften   dalu'r   kaum   je    die  Hand  des 
Manschen  wesentlich  wird  umzuformen  vermögen.   Aher  auch  inner- 
hülb  der  einzelnen  europäischen  und  der  unter  ;ihiili«  hen  äiisserenVer- 
hÜtnissen  wirthschaftenden  aussereurojtäischen  Länder  ergehen  sich 
jitarki»  ö rtl i  oh e  Verschiedenheiten  des  Klimas  durch  die  Besonder- 
heit der  Thal-  und  Gebirgsbildungen,  durch  die  Lage  zum  Aequator, 
durch  H(Vhenlage,  durch  den  Mangel  oder  das  Vorhandensein  Ton 
Wasserläufen;  und  dies  erklärt,  im  Zusammenhang  mit  den  durch 
die  BodeoTerschiedenheiten  bedingten  Ginwirkungen,  eine  räumliche 
Sondern nir  und  Scheidimg  einzelner  Productionsrichtungen  im  land- 
vvirtlisrli.dtliohen  Gewerbe,   wodurch  schliesslich  fQr  jede  dieser 
Haiiptriclitiingen   ein   „natürlicher  Standort''  sich  heraus- 
lüldet. 

>»'ur  WM  besonders  gunstige  Hndfn-  und  Klimaverhältnisse  zu- 
sammen tretl'en .  wird  die  Productioii  »'int'  denkbar  mannirhfaltige 
sf'in  können,  z.  B.  in  einzelnen  Theilen  im  Süden  des  Deutschen 
Heichn  -(„Garten**  Deutschlands),  ebenso  in  Südfrankreich.  Italien. 
Gebiete,  in  denen  daher  neben  den  gebrauchlichen  Nährptianzon 
alle  feineren  Handelsgewächse,  Obst  und  Wein,  Feigen  und  Kastanien 
gezogen  werden  können.  Im  Gegensatze  hierzu  die  zunehmende  Gin- 
Riimigkeit  der  Production  in  den  nördlich  gelegenen  Ländern,  z.  B 
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in  Norwegen,  wo  zwischen  dem  60.  und  70.  Breitegrade  nur  noch 
Gerate  und  Hafer  fortkommt  und  darflher  hinaus  eine  landwirth- 
schaflüiche  Production  flherhaupt  nicht  mehr  stattfindet  Wie  hier 
in  horizontaler  Richtung,  so  wirkt  auch  die  vertioale  Erhebung  Aber 

•  dem  Meeresspiegel  auf  den  natflrlichen Standort  der  Culturpflanzen 

maassi^ebend  ein  und  bediiiixt  starke  Verschiedenheiten  in  der  Pro- 
«Inctionsrielitiino:  selbst  auf  (MiLriinischrieljeneni  <iebiot  (Verscliieden- 
lieit  der  IModuction  in  <ler  Thalsohle,  im  Hüufelhunle  und  im  ( Jel)irLit'). 
Den  i^lik'kliclien  Tmstand  alter,  dass  in  tluropa  die  hnrizontalcn 
Keijionen  der  l*Hanzenanbaum«ii4;li('likeit  selir  viel  m'n'dlitdn'r  sich 
erstrecken  als  beispielsweise  in  Asien  oder  Amerika,  verdankt  das- 
selbe neben  den  Kiu Wirkungen  des  Golfstroms  dem  temperirenden 
ausgleichenden  Einflüsse  der  es  umspülenden  Meere,  welche  sein 
Klima  zu  einem  eigentlichen  Insel-  oder  Seeklima  cr<«staltet  haben. 

Innerhalb  dieser  Grenzen  der  AnbaumOglichkeit  erhftlt  also 
jedes  Land  durch  die  Besonderheiten  seiner  Boden-  und  Klima- 
verhftltnisse  sein  eigenthflmliches  landwirthschaftliches  Gepräge: 
z.  B.  die  gebiigigen  Theile  Europas  und  die  niederachlagBreichen 
Kfistengegenden  durch  die  Weide-  und  MUchwirthschaft,  das  Bhein- 
thal,  Stldfrankreich  und  Italien  durch  seinen  ausgedehnten  Wein-, 
Obst-  und  Handelsgewächsbau,  die  san<lin:en  Böden  Norddeutsch- 
lands durch  die  beherrschende  Kartotit  h  ultur  und  die  auf  ihm 
ruhenden  landwirthschaftliehen  Nebengewerbe  'j. 

g -1.  Wirthscha ttl ic her  Standort  einzelner 
Productionszweige*). 

Neben  dem  natQrlichen  Standort  der  einzelnen  landwirthschaft- 
liehen Productionszweige  kann  man  sehr  wohl  auch  von  einem 
wirt h sc  Ii  a t*t  1  i  c h e n  Standort  derselben  sprechen,  insofern  für 
diesen  Standort  die  besonderen  wirthschattlichen  Beziehungen,  la 

')  Ueberaicht  fiber  die  Refrioncn  (I<»r  Nntxpflansen  in  Europa  nach  klimatischen 

Kinflüsson  bei  Ha  mm.  a.  a.  <>.,  s.  .'><!  tX. 

V.  Thüuen  »ahm  Ukunntlicti,  um  dfu  KiuHukh  der  Entfernung  vom 
Markt  auf  den  Aekerban  ohne  sonstige  störende  Nebeneinwirknngen  m  eimitteln, 

einen  isolirton,  kreiürunden  8taat  an,  dessen  einzip's  A'er/ehrscentmm  in  dtr  Mitte 
sich  bttindft:  wi'ifcrc  .Xnnabmo  war,  dass  der  Hoden  durchwi'}»  von  plrirh  jriiter 
Htütcluitfcnhcil  ist  und  «lass  die  landwirthschaniichen  Ery.eu|^iijisu  uur  auf  Fuhr- 
werken xnm  V'ersehr»iiiitt)'lpunkt  befördert  werden  können;  und  er  weist  nnn 
nicht  mir  iiadi.  sirh  d'n-  einzelnen  P  r  o  d  11  c  t  i  on  s  /  w  c  i    c  in  cnnrciifrisrhen 

Hingen  um  dieseu  Mittelpunkt  lagern,  je  nachdem  sie  vermöge  ihre.s  Markt werthes, 
der  Kosten  des  Landtransports,  ihrer  natürlichen  Beschafflniheit  (leichte  Verderblich- 
keit) eine  Ver>endiin^  anf  knr/.e,  mittlere  oder  w«-ite  .Strecken  ertrafren.  sondern  auch, 
wie  mit  der  Entfernung  vom  Marktori  die  Nöthigung,  an  den  Productionskosten 
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welche  die  landwirthschafltreibendo  Bovi^lkoniiii:  mit  den  andcnMi 
Kreisen  (l»'r  B»»völk<*nin<r  tritt,  sowi»»  die  Prt'isv<'rhältnissp  dcs(iruiul- 
urid  Hod»'iis  selber  von  in;iassmd>en<l»'r  Hcdi'utung  werden,  wobei 
folgende  ( it'sichtspunkte  in  Hetracht  kommen: 

1.  Nähe  von  ( '  o  n  s  n  ni  t  i  o  n  s  c  e  n  t  r  e  n.  SolaiiLit'  ein  Volk 
ein  reines  A^rrienlturvolk  ist,  bleibt  die  landwirtlisehattliebe  Pro- 
•iuctioii  wesentlich  Eigenproduction :  denn  »dn  Anstiinseh  nnd  Ab- 
satz und  eine  hierauf  sich  richtende  Productionsthätigkeit  wäre 
in  diesem  Fall  nnd  so  lange  wegen  des  ^Tanpfels  geeigneter  Ver- 
k*'hr8wege  und  Verkehrsmittel  an  eine  Production  etwa  fQr  fremde 
Völker  nicht  gedacht  werden  kann,  zweck-  und  gegenstandslos. 
Anders,  sobald  sich  aus  der  LandbeTölkerung  eine  städtische  her- 
ausschält, die  ursprOngliche  haus-  und  famUienwirthschafUiche 
Gewerbethfttigkeit  aus  diesem  Verbände  sich  löst  und  eine  besondere 
Klasse  von  Oewerbtreibenden  entsteht,  die,  weil  sie  selbst  nicht 
mehr  Landwirhschaft  treiben,  für  sich  und  ihre  Arbeiter  auf  den 
^ändii^on  Ankanf  von  ErzeuLniissiMi  des  Feldbans  nnd  der  Vieh- 
zueht  anirrwiesen  sind.  Denn  luiiimehr  entwickelt  sii  h  ein  Ans- 
taiisch  von  I'rodneten  <h's  läinili<  li»Mi  fincr-.  d»»s  städtischen  (Jcwerb- 
Hpiss<'S  anderseits  und  die  lU'wohncr  des  flachen  Landes  werden 
in  dem  Maasse,  als  für  sie  die  (? ewerheerzeuunisse  Werth  und  Be- 
•leutuni^  ürewinnen.  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus  und  zwar  vor- 
>tiegend  solche  Produete  zu  erzeugen  sich  bemühen,  welche  im 
gegebenen  Fall  Gegenstand  einer  besonders  regelmässigen  Nach- 
frage sind  und  daher  immer  leichten  uinl  lohnenden  Absatz 
linden.   Während  nun  im  Allgemeinen  in  Kömerbau  und  Yieh- 

zaiparrn,  bei  der  Er/eu«runf:  volnmi  litis»' r  (i»'},'«-nsländp  '/.  U.  Kornlriiclitc)  zu  immer 
wrtenitiveren Wirihschaftssysti'uu'n  drHn«rt.  In  <l«  ti  iniuTstvii  Kreis  fallen  danach  der 
'falten*  and  Gemüsebau,  die  Milcliv\  irthsebaft  mit  dem  Anbau  von  Kntferpriiin/.en  etc.; 
in  df-n  zweiten  die  Forst wirtll^<  halt,  in  die  drei  t'MlL'euden  die  Könierwirthschalteii  mit 
zanehmender  Extensität  den  Betriebs,  in  den  »eeh.steu  die  Viehzucht,  die  Bräunt  wein- 
BmiBfm  imd  die  Hnndelsirewichse,  darüber  hinan«  tohnt  mch  der  Landban  nicht 
mehr  Jä«rer-,  Fisehervidki  r  .  Die  {geistvollen  Untersuehiintren  v.  T  h  ü  n en 's  haben 
auch  heute  noeh  ihre  Bedeutun<r.  wie  sehr  selbstredend  das  Aufkommen  des  \Va>ser- 
tmd  Kisenbahntransports  und  die  Kinflibrunff  billif^ster  Frachttarife  fiir  d«'n  Fernverkehr 
auch  (ranz  ab^resehen  von  den.  v.  Tllünen  in  seinem  Idcalltild  nieht  berttck- 
Mchti^on  rnter<<  lii»'dti)  in  der  lli  drii^-iite  nnd  im  l'ixli  ii vvntli.  dir  Vcrsrliicdrii- 
beit  in  der  Bei»ch.iüenheil  der  Traui.portwejfo  und  Trausiiorimitiel,  ilen  Kiutiüsseu 
benachbarter  Cbnanmtionfloentren,  der  Verschiedenheit  der  Waarenpreioe,  der  Arbeita- 
l'>line  nnd  des  Zinsfusses  eine  weit;rehende  Verseliiebunv'  der  Kinxeltttandorte  im  Oe- 
Iclge  haben  mns.sten;  siehe  hierzu  die  Betraehtun^^en  im  Text. 

Bei  Rau  finden  sieh  Ausftihmniren  über  (liese  Materie  nicht;  bei  Roscher 
iin  dritten  Kapitel,  wo  aber  der  Finfluss  der  Bodenwerthe  auf  den  .^Standort  nieht 
i-'cbührend  trewürdifTt  ist.  Kiiie  an/it  liendf  l?etraehlunL'  über  den  (ie;ren>tand  triebt 
■«ch  EugeJbrecht,  Der  Staudort  der  i.andwirth.sehaits/,wtige  in  Norduuicrika  lin 
Ws  Jahrb..  Bd.  Xn,  8.  465  ffl). 
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lialtung  wegen  ihrer  Bedeutung  für  die  VolkBemfthning,  aber  auch 
wegen  der  ErmOglichung  der  Gespannarbeit  und  einer  ausreiehen- 
den  Düngung  der  Schwerpunkt  der  landwirthschaftlichen  Thätigkeit 
zwar  regelmftssig  liegen  wird,  bringt  es  der  besondere  tftgliche 
Nahrungsbedarf  der  stAdtischen  Bewohner  an  Gegenstftnden  wie 
Milch  und  Butter,  Gemflse  und  Obst  mit  sicli,  dass  in  der  Um- 
gebuiin'  dieser  grössoron  Verzchisniittelpunktti  di«?  laudwirth.schurt- 
licho  Er/j'ULruny-  gerade*  diesen  Specialitäteii  in  hrdiereni  Maasse 
als  in  den  weit«'r  abiifele Lienen  Productionsl»eziiken  sich  zuwendet. 

2.  Di»'  V  »M- h  ä  1  tn  iss  m  a  s  s  i  ir  e  Lr«*rinir«»  Haltbarkeit 
Lj^ewisscr  Kiztumiiissi'  untl  die  darans  entstehende  Scliwioriijkeit 
ihrer  Veraendung  auf  lange  Kntl'ernungen  muss  offenbar  in  gleicher 
Bichtung  eine  Wirkung  ausüben :  denn  je  friseher  solche  Erzeug- 
meae  auf  deti  städtischen  Markt  verbracht  werden  können,  je  regel- 
mässiger die  Zufuhren  erfolgen,  um  so  williger  werden  sie  auf- 
genommen und  entsprechend  bezahlt  Auch  aus  diesem  Grunde 
entstehen  daher  aUmfthlich  im  Umkreis  jeder  grösseren  Stadt  be- 
sondere Arten  der  landwirthschaftlichen  Productionsthfttigkeit,  deren 
Schwerpunkt  nach  der  Seite  gewisser  Specialitäten  hin  sich  mehr 
und  mehr  verschiebt:  —  Milchwirthschaften,  Gemüse-  und  Obst- 
gilrtnereien  —  Wirthschaften  also,  in  denen  die  Erzeugung  von  Brod- 
t'rui  ht,  von  liaudelsj)tlanzen  und  di»'  Aufzueht  von  landwirthscliatt- 
liclien  Nutztliieren  zurüektritt.  ja  wolil  aucli  iiänzlieh  vj»rseliwin<let. 
Die  Avaclist'iidc  Kunst  d»'r  Waar('ru  <)ns('r\ irung,  die  \  i'i  lx'sserung 
der  N'rrkt'lirswi'g«'  uiul  der  Vcrkchrsinittfl.  die  durch  letztere  »'r- 
nioglieht«'  Hesclileunigung  und  Vcrlulliirung  der  Versendung  schwächt 
wohl  mit  der  Zeit  <len  Kintiuss  der  in  Rede  stehenden  Factoreu 
auf  den  Staudort  dieser  Spct  ialitätenproduction  ab,  ohne  indess 
ihn  gänzlich  auHieben  zu  können,  wie  ein  Hlick  auf  die  Wirtb- 
schaftsweise  und  -richtung  der  Landbewohner  im  Umkreis  jeder 
grösseren  Stadt  deutlich  zeigt. 

3.  Die  Kosten  der  Versendung  der  Erzeugnisse 
vom  Productions-  zum  Verzehrsort  sind  in  hervorragendem  Maasse 
für  den  Standort  der  einzelnen,  nach  Boden  und  Klima  Oberhaupt 
möglichen  Productionszweige  maassgebend;  weil  eine  Erzeugung 
über  den  eigenen  Wirthschaftsbedarf*  hinaus  Susserstenfalls  doch 
iHir  dann  nocli  Sinn  hat.  weiui  dem  W  irtliscliattcr  nach  Aufwendung 
der  Vcrsenclungskostt'u  ein,  wctui  aucli  kleiner  <iewinn  übrig 
bleild.  Die  (Jrenze  der  rnwirthschaftli«  likcit  einer  für  den  A  b satz 
bestinimten  l^roductiou  wird  um  so  eher  erreicht  sein,  je  verhältniss- 
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mÄssitc  ü:«^rini^er  der  Werth  der  Waare  zu  ihrem  Volumen  ist,  je 
▼erhältnissmässig  kostspioliu:»^r  sirli  also  clor  'rniiisport  dorsclbpu 
?ostaltf't  und  je  niohr  dalnT  mit  dor  warhstMidoii  Kntlcrnung  dor 
Transport|tr»Ms  weitor»*  Iiriu  htlH»ilo  des  Marktpreises  am  Verzohrs- 
orte  v^TsehliuLTt :  die  (ticuze  wird  um  so  m(dir  hinausLrerüekt,  je 
hoch\verthiL:»'r  das  Product  ist,  einen  je  irerinireren  liruehtheil  des 
Markt]»ri'ises  mithin  die  Versendungskost^n  gegebenenfalls  darstellen. 
In  der  letzteren  günstic^en  Lage  betinden  sich  z.  H.  die  HaacLels- 
gewdchse  (Wein,  Tabak,  Hopfen,  Flachs,  Hanl),  und  in  einer  um 
so  gflnsiigeren,  je  hochwerthiger  dieselben  sind;  und  ffir  die  hoch- 
werthigsten,  z.  B.  die  tropischen  Gewfirzpflanzen,  ist,  weil  die  Ver- 
sendungskosten  bei  ihnen  eine  Bolle  kaum  mehr  spielen,  von  einer 
Grenzlinie  der  wirthschafUichen  Erzeugungsmöglichkeit,  hingesehen 
auf  die  Lage  zum  Absatzort,  Oberhaupt  nicht  mehr  die  Bede. 
Anders  bei  den  minderwerthigen  Erzeugnissen :  Brodkom,  Kartoffeln, 
Vieh.  Holz.  Ist  z.  B.  der  Preis  eines  Doppelcentners  Weizen  am 
Markt^^rt  20  M..  betraLren  «lie  Erzeugungskosten  10  M.  und  die 
Kesten  <les  'l'rausports  an  crstfreii  10  M.  oder  mehr,  so  kaiui  eine 
Krzj'ugiiiiLT  /.um  Zweck  des  Al>sat/t's  tttVenl>ar  dorthin  nicht  nudir 
statttindeii :  es  sei  denn.  <lass  eine  rniwandlung  des  minderwerthigen 
Rohproductes  in  ein  hochwerthigeres  ausführbar  ist,  z.  B.  von  Koni 
iu  Mohl.  von  Karte ft'eln  in  Sprit,  von  lebenden  Tliieren  in  conser- 
Tirtes  Fleisch,  von  Holz  in  geschnittene  Bretter. 

Je  vollkommener  das  Transportwesen,  je  vorgeschrittener  die 
Technik  der  Bohstoffveredlung  sich  gestaltet,  um  so  weiter  rflckt 
die  Grenzlinie  der  wirthschaftlichen  Absatz-ProductionsmOglichkeit 
auch  fOr  die  minderwerthigeren  Erzeugnisse  hinaus;  je  geringer 
jene  Entwicklung,  um  so  schftrfer  scheidet  Iftnderweise  und  inner- 
halb der  einzelnen  Länder  gegendenweise  der  Standort  der  ein- 
zelnen Productionszweige  in  ihrer  Lage  zum  Marktort  sich  ab; 
un<l  ilio  zum  Marktort  ungünstigst  gelegenen  Productionsg«d)iete 
v«'rharr»'ii  (Linn  mrtglicherweise  lange  Zeiträume  bindun  h  im  Zu- 
stand der  Kigeji])rodu(ti(»n.  bis  stelL^Muli'  Preise.  Verbillinung  d«'r 
Frachten  »'tr.  auch  ihnen  die  Mrtglichkt'it  des  Ziilriltcs  /um  Markt 
unil  t'ine  «larauf  ba^irende  ErzeuguiigswciM'  gewähren.  So  ist  der 
indische  Kornbauer  erst  im  letzten  .lahr/cduit  concurren/tahig  auf 
dem  europäischen  Markt  geworden  und  hat  in  dem  Maasse,  als  dies 
der  Fall  war,  die  Körnererzeugung  auszudehnen  vermocht;  so 
nehmen  noch  heute  in  Kussland  nur  diejenigen  Wirthschatten  am 
Getreidehandel  Theil,  deren  Entfernung  von  der  nächsten  Eisen- 
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bahnstation  höchstens  60  km  beträgt  oder  die  in  der  Nfthe  einer 
Wassers trasse  liegen,  da  der  Landstrassentransport  Uber  die 
bezeichnete  Entfernung  hinaus  den  Werth  des  Getreides  aufsaugt 
(Jollos);  Argentinien  verharrte  bis  in  die  neuere  Zeit  vorwiegend 

im  Zustand  der  Weidewirthschaft,  und  selbst  von  deren  Erzeug- 
nissen kdiiiitni  lange  Zeit  liindurcli  (ausser  Fleischextract)  nur  die 
Haut»'  und  der  Talg  für  die  Zwecke  der  Ausfuhr  nach  Europa 
vcrwcrthct  werden,  bis  di<*  Kunst  d»»r  Fleischconservirung  und  die 
hilligcrt'u  Frachtsätze  auch  dii>  Anthcilnalnne  an  der  Versorgung 
der  europäischen  Märkte  mit  Fleisch  selber,  neuerdings  auch  mit 
Kornfirachten  ermöglichten 

4.  Die  Einwirkung  der  Bodenwerthe  auf  den  Standort 
der  Productionszweige  zeigt  sich  darin,  dass  auf  besonders  hoch- 
werthigen,  d.  h.  regelmässig  marktnahen  Ländereien  der  Anbau 
minderwerthiger  Producte  wegen  der  Rücksichtnahme  auf  die  einen 
erheblichen  Bruchtheil  der  Gesammterzeugungskosten  bildende  Ver- 
zinsung des  Boden  Kapitals  unlohnend  und  dass  eine  Verlegung 
derselben  auf  niarktferne  Gebiete  mit  geringeren  Hodenpreisen  vor- 
theilhafter  erscheint.  Koggenbau  und  Schat'lialtung  z.  B.  wird  aus 
diesem  (irunde  in  (Jegenden  der  ersteren  Art  versdiwinden  und 
auf  die  marktfernen  (Jebiete  sich  zurückziehen:  es  ist  bekannt,  wie 
sehr  <ler  russische  lioggenbau  den  westeuropäischen,  wie  die  austra- 
lische Schafzucht  die  deutsche  scharf  concurrenzirt ;  und  es  hängt 
mit  derselben  Ursache  zusammen,  wesshalb  z.  B.  der  Anbau  der 
erwähnten  Halmfruclit  in  den  parcellirten  und  desshalb  im  Preise 
hochstehenden  Kornböden  des  Südwestens  von  Deutschland,  auch 
abgesehen  von  den  Einflüssen  der  Bodenbeschalfenheit,  eine  sehr 
viel  geringere  Bolle  spielt  als  im  Norden  und  Nordosten.  Wo  bei 
jüchtgedrängter  Bevölkerung  die  Bodenwerthe  am  höchsten  stehen, 
sind  die  Bebauer  auf  die  Cultur  hochwert higer  Pflanzen  mit 
besonderer  Dringlichkeit  hingewiesen:  daher,  im  Unterschied  von 

*)  WUhrend  vordem  vorwiejrend  mir  hodiwertliige  Artikel  (ludustrieerüeng^ 
uis.se)  zur  Versendiiufr  uuf  wt-ite  Kiitfenimi>,'eii  sich  eigneten,  bilden  jetzt  die  von 
der  Urproduetiini    tTflielerten   Kohstoffc  tiü^ÖOVo  gesauimteu  (iüterverkehrs. 

V^'l.  Srtti'i^a>T .  !l.  IUI.,  s.  37  fl*.  Anf  welchen  Entfenmogen  der  Werth  landwirth- 
Mhiiftlielifi  Kr/,eu^'-iii>sf  flunh  die  Tr;it)s})()rtk08teii  auf}resogen  wird,  in  einer  <ruteD 
l/'ubersicbt  ubeuda  S.  48  ü'.  dargeätelit;  unter  Zugrimduleguiig  des  Eiscubuiiutnuis- 
portH  K.  B.  (irünfiitter  und  Kartolfeln  Mchon  auf  20  und  besw.  60  Heilen,  Weisen 
t  r>t  auf  4(X),  Spiritus  arf  800,  W.  i/.en.stärke  auf  12(X).  ll..pfen  auf  3<500,  Wolle  auf 
H4t)0,  Fleiscbextniet  auf  2Mm  Meilen.  Daher  die  Nu(li\v»iidiürkeit  für  markt- 
ferne  (iebiete,  geringwert  lüge  Erzeugnisse  (iiauhfutter,  KarioÜelu  etc.  )  in  umge- 
wandelter, d.  h.  hochwerthiger  Form  (Wolle,  Stärke,  SpiritnB  etc.)  dem  Harkte  sa- 
sttf&hren. 
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dem  Idealbild  des  'riiüiHMrsfhen  Staats,  ausüedelinter  i'ahak-  und 
Hopfenbaii  in  iminittt'lharster  Nälie  der  ('oiisiiintioiisccntron.  wie 
im  Sfiihs t'steii  von  Deutschland:  daher  die  Sorirfalt,  die  hier  <lem 
^^i»^tl^;^u.  dem  ( H'mfisi'l)au  zuij^ewendet  wird:  ähn]i<*h  in  Belgien 
mit  seiner  ausnedtdmten  Cultur  von  Arzneipflanzen.  In  solchen 
Gegendeu  wirft  selbst  der  Weizenbau  unter  UmständtMi  eine  Kente 
nieht  mehr  ab  gegenüber  dem  Wettbewerb  aus  marktfemeren 
Ländern.  Wie  man  überhaupt  ganz  allgemein  sagen  kann,  dass 
Marktnftbe  die  Besitzer  hochwerthiger  Grundstücke  nur  insoweit 
vor  der  Concurrenz  der  Hinterl&nder  schfltzt,  als  die  der  Marktnfthe 
zu  Gute  kommende  Ersparung  an  Transportkosten  die  Wirkung 
geringeren  Bodenwerths  marktfemer  Lftndereien  noch  auszugleichen 
Termag:  aus  welchem  Grund  z.  B.  der  Anbau  von  Speisekartoffeln 
gerade  auch  im  Umkreis  gr((s8erer  Städte  sehr  wohl  rentabel  sein 
kann,  während  die  marktfenien  Güter  eine  für  den  Verkehr  arbei- 
tende Kititotl'eleultur  lun-  durch  l'mwandlunir  des  Products  in  hncli- 
Mrerthiire  d.  h.  leichter  transportable  Starke  oder  in  Spiritus  aui- 
rechtzuerhalten  vermögen 

5  5.  Der  Standort  extensiver  und  intensiver 

Betriebsweisen. 

Die  Sondenm*!^  der  landwirthschaftlichen  Productionszweige 
ireniäss  den  obwaltenden  besonderen  iiatürliclien  VerhältiiisM'u  3) 
und  wirtlischatllichen  Heziehuniren  (i^  i)  äussert  sich  ül»riL^ens  ije- 
mcinhin  nicht  bloss  nach  der  Seite  der  in  «lic  Proiliu  tionswcise  ein- 
li''Zotr(Mien  vorlienschenden  (Jüterart  ((! ctreide.  Fleisch.  Handels- 
[•rtanzen.  Wolle,  Holz  etc.).  sondern  sie  tritt  auch  in  der  Ver- 
schiedenheit der  Energie  zu  Tätige,  mit  der  die  nutürlicben 
Productionskräfti^  zur  Erzeuirunu:  bestimmter  Oflterarten  in  Bewegung 
iresetzt  werden,  welche  Verschiedenheit  hinwiederum  im  gegebenen  • 
Fall  ?on  dem  zum  Zweck  der  Erzeugung  aufgewandten  Maass  von 
Arbeit  (menschlicher  und  thierischer  Arbeit)  und  Kapital  (in 
Form  Ton  Saatgut,  Dünger,  Arbeitsgeräthen,  Maschinen  etc.)  ab- 
li&ngig  ist  Nun  spricht  man  von  einem  extensiven  (schwachen) 
landwiithschafllichen  Betriebe  da,  wo  diese  Arbeits-  und  Kapital- 
verwendungen, auf  eine  bestimmte  Flftche  Landes  bezogen,  in  un- 
t'Thebliciiem   oder  minder  erheblichem,  einem  intensiven 

(schwunghaften),  wo  sie  in  erheliiichem  Umlang  l'latz  greifen.  Für 

*)  Settegast,  a.  a.  O.,  n,  8.  54. 
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die  Erklärung  abor  dor  Sondorunjr  dor  oinzolnon  Wirtliscliaften 
in  sölcho  mit  Pxt«Misivom  und  in  soIcIh»  mit  inttMisivcni  Urtriid)  ist 
im  Auao  zu  holialten,  dass  zwar  jedo  sorufältiLitMc.  d.  Ii.  mit  niolir 
Arbeit  verlünlpfte  Ht'sttdluni;-  der  F«dd(»r  und  cIhmiso  die  rcii'iilicher»* 
Verwendung  von  Kapital  auf  den  Hoden  (Verwendung  l)esseren  Saat- 
guts, Zuführung  von  mehr  und  wirksamerem  Dünger,  Trockenlegung 
nasser,  Bewässerung  trockener  Böden,  rnterbringimg  des  Viehs 
und  der  Erzeugnisse  in  zweckmfissigfTen  Bauten  etc.)  durch  stärkere 
Ernten,  bessere  Ergiebigkeit  der  Viehhaltung  gelohnt  zu  werden 
pflegt;  dass  aber  für  den  verständigen  Wirthschafter  Veranlas- 
sung zu  solch*  reichlicheren  Arbeits-  und  Kapitalverwendimgen  doch 
erst  dann  vorliegt,  wenn  sie  in  dem  zu  erwartenden  Productionsmehr- 
werkh  volle  Deckung  finden.  Aus  diesen  Sätzen  ergeben  sich  im 
Zusammenhang  mit  dem  in  §  4  Bemerkten  die  nachstehenden  Folge- 
rungen : 

1.  Da  das  wesentlielif  Mfikmal  der  extensiven  An)>:iuweise 
darin  besteht,  <iass  l)ei  ihr  eine  wesentlieh  grössere  IJodentläch«' 
ertorderlieh  ist,  um  (liesell>e  Menge  von  NahruiiLTS-  eti*.  Mitteln  zu 
erzeugen,  als  bei  einer  intensiven  —  „In  *b»r  Tendenz  (b'r  inten- 
siven Wirthschatt.  sagt  Settegast,  liegt  die  Steigerung  der  Pro- 
ductionsmittel  mit  Beschränkung  des  Baunies.  in  der  Tendenz  des 
extensiven  Betrie])s  die  räumliche  Ausdehnung  des  WirkungsgeMets 
mit  möglichster  Beschränkung  von  Arbeit  imd  Kapital''  —  so  ist 
die  extensive  Wirthschait  privat-  und  volkswirthschaftlich 
berechtigt  überall  da,  wo  die  Bevölkerung  dflnn,  Grund  und 
Boden  desshalb  in  Ueberfluss  vorhanden  ist  und  wo  die  verhältniss- 
mässig  geringere  Production  gleichwohl  durchaus  hinreicht,  den  Land- 
bewohnern eine  auskömmliche  Existenz  zu  gewähren  und  sie,  nebst 
den  übrigen  Volkskreisen,  mit  den  nöthigen  Nahnings-  etc.  Mitteln 
zu  versorgen:  sie  wird  u  n  b  ere  chti  gt  und  muss  zunehmend  inten- 
siveren Uestel1ungsweis<>n  weiehen,  wenn  die  Bevölkerungszahl  \\n*\ 
der  Nalu'ungslH'darr  wiiehst.  (Irund  und  Bojb'U  relativ  seltener  und 
«lie  (irundlM'sitzgrösscn  «laiier  im  Duichs*  hnitt  kleiner  werden,  mit- 
hin stärker  ausgemitzt  werden  müssen,  weiui  ihre  Inhaber  «iassellM» 
Maass  (b*s  Auskonunens  haben  sollen  wie  die  früheren  Besitzer 
grösserer  Wirthschaftseinheiten.  Dieser  Wandlungsprocess  wird  um 
80  dringlicher,  je  melir  der  «irund  und  BoH.'n.  statt,  wie  einst, 
herrenloses  Gut  zu  sein,  Tauschwerth  erhält,  der  Erwerb  desselben 
geldliche  Opfer  auferlegt  und  die  WirthschaftsfQhrung  des  Besitzers 
nicht  bloss  mehr  auf  den  Ersatz  der  Arbeits-  und  Kapitalverwen- 
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düngen,  sondern  auch  auf  den  Ersatz  der  in  dem  Werthkapital  des 
Grund  und  Bodens  selber  steckenden  Nutzungen  (Zinsen)  ange- 
wiesen ist ;  iiiii  dringlichsten  dann,  wenn  ein  Tiieil  dieses  Werth- 
kapitals im  Wege  der  Verschuldung  in  die  Häude  Dritter  überge- 
gangen ist. 

So  erklärt  sich  die  allmähliche  Fortentwicklung  im  land- 
wirthschaftlichen  Gewerbe  von  der  Extensität  zu  wachsender  Inten- 
sität des  Betriebs,  die  demgemäss  in  den  dichtest  bevölkersten 
Staatswesen  (China)  den  denkbar  höchsten  Grad  anzimehmen  pflogt. 
Wo.  wie  in  der  Umgebung  grösserer  Verkehrs-  und  Verzehrsmittel- 
punktc,  dio  Bojlenprt'isc  am  triihostcn  /u  steigen  pflegen,  tritt  auch 
am  ersten  die  X()th\\ cndigkeit  /u  Tage,  dun  Ii  inti'nsivste  Aus- 
niit/.uiiL;  des  Hodens  die  höchsten  Roh-  und  l^eincrträgnisse  zu  er- 
7.ifl«'n:  daher  die  gartenartige,  durcli  die  Leichtigkeit  des  He/ugs 
-tädtiM-licr  Fäkalien  wirksam  unt«M'stütze  Ausnutzung  (h's  Grund 
und  Bodens  im  Umkreis  der  Grossstädte,  die  hochgesteigerte 
Nutzunir  des  Melkviehs  durch  Verwendung  von  Kraftfuttennitteln 
in  den  Milchwirthschaften  etc.  eben  daselbst 

2.  Nach  welcher  Seite  im  Uebrigen  —  ob  nach  der  Seite  der 
Arbeits-  nih'r  der  Kapitalverwendung  hin  —  du*  Intensivität  sich 
entwit  kidt,  hängt  linuhn-  und  gcgeiiden weise  von  der  nudu'  o<ler 
minder  iiTOSsen  Kostspieligkeit  der  lieschafl'ung  des  einen  oder 
anderen  Productionsfactors  ab:  wo.  wie  in  England,  eine  liochent- 
wickelte  Industrie  die  Arlxdtslöhne  hochhält,  der  wachsende  Keich- 
thum  der  Nation  aber  die  Kapitalien  verbilligt,  wird  eine  kapital- 
inten8iTe;in  Ländern  mit  dichter  Bevölkerung,  niedrigen  Arbeits- 
löhnen bei  verhältnissmässig  hohem  Werth  der  Kapitalien,  eine 
arb  eitsintensive  Bodenbestellung  das  Angemessene  sein  (Indien, 
China).  Wo  femier  die  mittel-  und  kleinbäuerliche  Bevölkerung  über- 
wiegt, bei  der  ein  wesentliches  Merkmal  der  Wirthschaftsffihrung  in 
dem  Mangel  entsprechenden  Betriebskapitals  liegt  (wie  im  Süden 
und  Südwesten  von  Deutschland,  einem  giossen  Theil  Frankreichs, 
Italien  etr.).  neigt  die  Entwicklung  ebenfalls  mehr  zu  arbeits- 
intensi\t'in  lietrieh.  während  der  grösseren  (irundhesitzer.  der  aus- 
sehlii'->li(  Ii  frenuh'  luid  mit  der  Zeit  wachsende  Lehna nsprüche  er- 
liehench'  Ai  lieitskrät'te  einzustellen  genothigt  ist,  den  kapitalintensiven 
Betrieb  vorziehen,  insbesondere  also  die  theure  Menschenarbeit  mehr 
and  mehr  durch  Maschinenarbeit  (Dampfptiüge,  Säe-,  Ernte-,  Dresch- 
maschinen etc.)  zu  ersetzen  sich  bemflhen  wird.   (So  in  England^ 
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den  östlichen  Staaten  Ton  Amerika,  im  nördlichen  und  mittleren 
Deutschland  etc.) 

3.  Immer  aber  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass  eine  Stelgerung 
der  Roh-  und  Beinerträgnisse  durch  die  wachsende  Intensität  des 
Betriebs  Aber  ein  gewisses  mittleres  Maass  hinaus  von  der  Ter- 
hSltnissmassi^on  Gunst  der  die  Emteei^ebnisse  beeinflussenden 
allgempincii  Factoren  (Bodoivurüto,  Wämio.  Fouchtigkoit)  abhäniriir 
hloibt;  «Inn  roborcranc:  zu  iritonsiverni  Hciuwcisru  sind  daher  auf 
niiudtM*  »Ttr:iL;li(  licii  ImmIcii  und  in  raulHM"*'ii  d.  Ii.  hoch  oder  iiörd- 
Hi  her  L^<d('Lii'iuMi  ( icm'ndcii  Sclnaiikcn  L,M'setzt;  da  aber  in  Udzteren 

der  dünnen  Bovölkerunü:  und  üIxTall  bei  vorhandener 
luinderor  Kru:itd)igkeit  des  liodens  die  Bodenpreise  nieder  zu 
stehen  pflegen,  so  hat  die  Beibehaltun«;:  einer  mehr  extensiven  Wirth- 
schaftsweise  ebenda  ihre  relative  Bereclitignng.  Auf  <liese  Weise 
erklärt  sicli.  selbst  in  Ländern  mit  hochentwickelter  Landwirth- 
schaftstechnik,  das  gleichzeitige  Fortbestehen  von  extensiven  neben 
intensiven  Wirthschaftsbetrieben,  z.  B.  in  den  gebirgigen  Gegenden 
und  auf  den  von  Gebirgszügen  auslaufenden  Hochebenen  Sfiddeutsch- 
lands,  ebenso  auf  vielen  Sand«  und  Moorboden  des  deutschen  Nordens 
und  Nordostens. 

4.  Der  Fortschritt  zu  höherer  Tntensitflt  wird  selbstredend 
niäclitiii'  «gefördert  durch  das  Steitren  (h'r  T ro du ctenprei s e. 
Aveil  di»'se  hrduMen  l*reise  den  Ert'ol<x  einer  mit  irrösseren  Ar]>eits- 
und  Kapitalverwenduniien  prochiciremhMi  Wiilhschaft  wesentlich  ver- 
stärken: je(b'8  mit  d«'r  Zunahme  der  Hevrdkerung  Hand  in  Hand 
«ichende  Anziehen  jener  Preise  zieht  daher  immer  weitere  Bodeu- 
Hächen  in  den  Bereich  intensiverer  Wirthsehaftsw eisen.  aueli 
§  9.)  In  gleicher  Kichtuiiii  wirkt  die  Verbilligung  der  Transport- 
kosten zum  Marktort,  weil  diese  einer  Erliöh\nig  des  Marktpreises 
am  Froductionsorte  gleichkommt;  daher  die  Vervollkommnung  des 
neuzeitlichen  Communicationswesens  mit  seiner  wachsenden  Ver- 
billigung der  Frachten  den  Zonenkreis  der  intensiven  Wirthschaften 
ausserordentlich  hinausgerückt  haben.  Ein  Sinken  der  Preise 
landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  braucht  zwar  noch  nicht  von  dieser 
Bahn  intensiven  Betriebs  abzulenken,  ja  es  mag  fdr  viele  Wirth- 
schaften die  Veranlassung  bieten,  ihm  durch  eine  besonders  „forcirt»** 
Wirthschat't  die  Spitze  zu  bieten;  ebenso  nahe  aber  liegt  die  Ver- 
Huchunij:,  der  veränderten  C(»njunetur  (hnvh  Min(b'runii  der  Erzeugungs- 
kosten IJeehiinng  zu  trapfeiu  d.  Ii.  an  Arl^eit  und  Kapital  möglichst 
zu  sparen.    Da  aber  die  Herausnahme  \on  Kapital  aus  dem  iaud- 
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wiithscliaftlichen  Gewerbe  schwierij?.  jedenfalls  nur  laiiLrsam  moir- 
Hch.  hei  manchen  Ka]titiilai.ion  l Mcliorations-,  (lebüudekaititalit'ii) 
aber  überhaupt  untbunlich  ist.  so  ptieii^t  ein  anhalUMides  Sinken 
der  rr'Miiictenpreiso  von  (b'n  scbnierzliciisten  HrficbüttrniiiLicn  für 
(li<'  jcwoiliiren  Wirtbscbaftsiiiliaber  begleitet  zu  sein,  zunuil  man 
sicii  nicbt  leicht  zum  Ueberirang  in  ein  anderes  ungewolnites  Be- 
triebssystem entschliefst.  Am  raschesten  iasst  noch  der  Froductiong- 
factor  „Arbeit''  eine  Einschränkung:  zu,  woraus  sich  erklärt,  dass 
beispielsweise  in  England  seit  der  transoceanischeu  Ooncimenz  die 
Weizenländereien  dieser  ihreer  Bestimmung  theilweise  entzogen  und 
zu  Gras-  und  Weidelftndereien  niedergelegt  werden,  und  dieser 
Uebergang  von  der  arbeitsintensiven  Kömerwirthschaft  zur  arbeits- 
extensiven  Weidewirthschaft  immer  weiter  um  sich  greift  Und 
es  ist  in  letzterer  Hinsicht  nicht  ohne  Interesse,  aus  den  amtlichen 
englischen  Statistiken  zu  ersehen,  dass  seit  Anfang  der  siebziucr 
Jahre  das  Pflugland  beständig  abgenommen  bat  (von  ls.2  Mill, 
Acres  in  1S71  75  bis  16,5  in  1.H91,  d.  b.  um  1,7  Mill.  Acres),  und 
•lass  von  dfui  landwirtbsciuiftlicben  ( loläudc  mit  im  Ganzen  .12. Mill. 
Acres  rund  ilie  Hälft»'  (l().4  Mill.)  Wcidfland  ist.  Ein»'  \\  aiullung. 
die  s»'lbstre<iend  für  das  StaatsL^anze.  sowobl  vom  Gesicbtspunkt' 
der  Derkung  des  Getreidebedarfs  wie  der  Verscbiebung  der  Krwerbs- 
und  Ein kommens Verhältnisse  sicher  bedeutungsvoll  ist  und  schon 
jetzt  ofestreift  wurde,  weil  bei  solchen  Vorgängen  Betracbtungen 
über  die  Zweckmässigkeit  und  Notbwendigkeit  einer,  starke  £r- 
schfltterungen  des  landwirthschafblichen  Berufslebens  fernhaltenden 
oberen  Staatspolitik  fast  von  selber  sich  aufdrängen. 

Zu  (lit'SMn  Vorgang'  In nii  rkt  dio  iiriu^st»'  fraozösisclu'  .\trraron«|u»*'t«'  von  1882 
'Statistiqiio  ajpicole  de  lu  Friuicp.  Nancy  1*S87)  nicht  mit  l'nn'cht:  „de  plus  en 
phif  1»'  p<Miple  britannique  se  rend  tributaire  de  l'etrttnjxer  ponr  son  pain  quo!i»ii»'n." 
Sach  dfr  letzten  ensrlischen  -VgrarenqtU'te,  (siehe  Xa-sr  in  den  S«  luitn-n  des 
Vereins  t'iir  Socialpolitik.  XXVU,  8. 170)  wurden  sk  in  der  Landwirthschatt  erwerbs- 
thätige  Personen  ermittelt: 

1861  2010454 
1881  1383184 

^nmit  ein»'  Abnahme  festgestellt  von  627270  Köpfen.  Der  rniwandlungsprocess, 
der  )dcb  in  Kurland  seit  den  siebziirer  Jahren  von/o;,'-en  hat.  war  daher  von  einer 
«terken  Kntvölkerun^^  des  tlaeheu  Landes,  der  Abstossuuj;  uaä!»euhafter  Land- 
elemente in  die  Inrlustrie  mit  dem  tJefob^rt'  weiterer  Verniehmnfi^  des  städtischen 
Proh'tariats.  verschärften  Coneurn  ii/.kampfi's  der  iMl^u^t^il•lleIl  Arbeiter  etc..  be^rb'itrt. 
aud  mau  darf  billig  fragen,  ob  diese  NuchtheiU-  durcli  den  Vortheil  des  billigätvii 
BnngB  der  Brodfimcht  anf  den  Weltmarkt  ans;jre<^lichen  worden  sind,  anch  gans 
abgesehen  too  dem  Zusammenbruch  vieler  Pächten  \isten/.en.  von  denen  wohl  nicht 
«lie  d»'n  Rfick^np  der  f'ereaHen preise  auf  die  Verpächter  im  We«^e  der  Minderung' 
der  Pacluziuse  haben  abwälzen  können,  wie  sehr  auch  die  Kurzfristigkeit  d»'r  Pacht- 
▼ertrii^e  in  Growbritannien  diesen  Process  begünstigen  musste  (siehe  %  33).  Dass 
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die  Kapital  intensitiit  dos  Betriebes  beiui  r»'herpaii;r  zur  Weidewirthscliaft  nicht 
•/.u  leiden  bniucht  (Nasse,  a.  a.  Ü,,  S.  IGi)),  dürtte  tür  die  allgemein  vtdkwirthschat't- 
liche  Würdigling  des  Vorganjrs  nieht  von  entsrlM-ideuder  Bedeiitunpr  sein. 

Der  Uebergang^  (i  ross-Hritanniens  von  der  Ktinier  -  Wirth^chalt  /.a 
«'itit'r  ;ni'^ir<'s|)rMf'Ii»'iM>n  F<  Id^ria^wirtlisrhat'j  nhi'llt  uns  der  Thaf>a»  lH'.  «la»  im 
Jahre  IhtiT  nuch  B,ti  Mill.  Acres  mit  Wei/eu  (der  Hauntbrudtrucht;  bestellt  wareu, 
1890  dangen  nur  noch  23  Acres^  wogegen  in  derselben  Zeit  die  in  der  Rotation 
bofiudlicln'  Klt'e-  und  (iraslandfliiche  von  4,4  Mill.  auf  ö.l  ^lill.  Arn-s  sfie«r  und  bei 
den  landwirthsehaftlichen  Nut/.ihieren  eine  Vermehrung  eintrat  seit  187U  bis  1890: 
bei  Pferden  von  1  2()7  (XK)  auf  1  488  (MX);  bei  Kiiidvieh  von  5408  (XXI  auf  (iKTxSOOO; 
bei  Schweinen  von  2171  (MX)  auf  2  88i)  (M)0;  während  die  Schafe  mit  starken  Jabres- 
srbwnnkunirrn  «refren  ISTOt  im  n  I{ii(  ktraii!J'.  Lr<'<renüb('r  Anfangs  der  aehziger  Jahre 
aber  wieder  eine  Zunahme  aufweisen,  indem  die  Zahl  betragen  hat:  187U:  28398UÜ0; 
1881:  24Ö81000;  1880:  27272000;  1891:  2889000.  In  denetben  Zeit  sank  die 
Verwendung  von  11  i  1  f  >d  ii  ii  ;r  e  r  ii  '  Knoclicnniclil.  (inano.  Phosphate  etc.»  von  .tOMüI.  M. 
in  der  Periode  1871/75  auf  26Milt.  M.  in  1889.  Hin  iihnlicher  Process  vollzog  sich  auch 
in  I  rl  a  n  d ,  wo  von  1851  bis  1 886  dju»  Ackerland  eine  .Minderung  von  4,6  Mill.auf  2.9  Mill. 
Acres  erfahren  bat.  wahrrnil  in  derselben  Zeit  das  Wiesen-,  Klee-  und  Weideland  von 
mnd  10  Mill.  auf  12,1  Mill.  \<  res  aiisti»  g.  (Vgl.  hierzu  Paasehe  in  d.  .lahrb.  f.  N. 
n.  St.,  N.  F.,  Ud.  21,  und  Woiiltmann  in  Fühling's  Landw.  Zeitg.,  1892,  Heti  ö.) 

g  ö.  Die  üetriebss y  stc  m  <':  Bru  n  d-  uiid  Feldgras- 

wirthschai'ten. 

Unter  dem  Einfluss  verschiedenartiger  Einwirkungen,  sei  es 
der  äusseren  Natur  oder  wirthschaftlicher  Verhältnisse  oder  beider 

zugleich,  tritt  der  Landwirthschaftsbetri(»b  in  don  manniirfaltiüfsten 
FornuMi  uikI  (TCstiiltiinL^en  in  die  KrscIn'iiumLi::  und  dies«'  Maiiniir- 
faltiirl<«'it  wird  nun  duicli  die  Ix'sondpn»  Art  un<lAVeise.  in  welcher 
innerliall)  einer  Ix'stiininlen  l'roduetiotisriclitunL''  die  wielitiiicren 
landwirthscliat'tlielien  Hetriel>sarl>eiten  mit  einaiidfr  vcrknü]»tt  er- 
scluMnen ,  noch  weiter  \erinelui.  Die  vorwiei^cnd  dem  Fruclitbau 
sich  zuneigenden  \\  irtii^chalten  (sog.  Könierwiiihschatteu)  baueu 
weder  (hirchweg  dieselben  Fruehtartvn .  noch  diest^  in  derselben 
Reihenfolge  an;  und  die  auf  Aufzucht,  Milcli-  und  Fleisrh])rodiiction 
gestützten  Wirthschaften  verfolgen  ihr  Wirthschaftsziel  ebenfalls 
auf  sehr  verschiedenen  Wegen.  Diejenigen  Grundsätze  und  Regeln« 
nach  denen  innerhalb  einer  Wirthschaft  bei  der  Erzeugung  von 
pflanzlichen  und  thierischen  Stoffen  verfahren  wird,  bilden  in  ihrer 
Gesammtheit  das  B  e  t r  i e  b  s  s  y  s  tem  dieser  Wirthschaft;  und  unter 
gleichen  Verhältnissen  pflegen  die  Landwirthe  dasselbe  Betriebs- 
(Wirthschaftfi-) System,  das  man  wohl  auch  das  Gesetzbuch  des 
Wirth  Schaftsbetrieb  es "  irenannt  hat,  ein/.iihalten.  Die  oben 
besprochenen  reberLraiiL;e  vom  rn\ nllkommeiu'n  /um  N'ollkommenen 
lassen  sit  li  aii<  li  bei  «len  lh'trielis>\ stt-mcn  vertVdL''en;  aber  es  hänsl 
mit  d'T  Natur  »it-s  landwiilhsehaltlichen  <i«'vverbes  und  d<*r  <•>  Aus- 
übeiideu  zusuuimeu,  duäs  uuvollkoDimoue  und  vollkommene  zeitlich 
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und  Tüitmlich  neben  einander  bestehen.  Eine  Aiirp:abe  der  Land- 
wirtli>tliat"t>politik  licirt  dalier  'jcnulc  aiu-li  dann,  wo  hierzu  die 
allcrempiiip  Hiitu  i<  klimir  d»'r  w  irthschaftUrhcn  Verhältnisse  Anlass 
L'^iobt.  die  r«d)erlüliriiiin  d«'r  ersteren  Hetrieli>;irtt  ii  in  die  letzteren 
lierhei/.ntTiliren.  d.  h.  die  Fortschritte  in  der  Teehnik  des  Hetriehs 
und  der  HetriehsorLranisation  allmählich  zu  einem  (iemeiugut  thuuücli 
der  gesaniniten  Landbevölkerung  zu  machen. 

Hierbei  bleibt  freilich  wohl  zu  beachten,  dass  das  Ziel  der 
Wirtbschaft:  h^^chater  Productionserfolg  mit  verhflltniaamäsaig  ge- 
ringstem Aufwand,  auf  sehr  verschiedenen  Wegen  sich  erreichen 
lässt:  dass  die  Art  der  Ausgestaltung  der  Betriebssysteme  eben- 
sowohl von  den  natflrlichen  wie  von  den  allp^emein  wirthschaftlichen 
(jresellscliaftlichen)  Verhältnissen  ahlunmiü  ist:  und  dass  die  Fraire. 
•  d»  ein  Hetriehssysteni  ijenuLT«'  «»der  nidit.  nur  unter  lienieksirhtiLiuuL;' 
dieser  naturlichen  und  crcsellschatllichen  Kactoren  heantw ortet  n erden 
kann.  In  llcw  is>eni  Sinne  ist  ..jedes  laudw  irthschattiiche  Hetriehssysteni 
/.nsrleich  das  Produkt  seiner  Zeit"  (Krünier),  freilich  nur  so  lanire 
erhaltunirswerth.  als  es  jenen  Factoron  ani^epasst  erscheint.  Die 
Kritik  der  Botriobssystenie  darf  jedenfalls  von  keinem  willkürlich 
construirten  Idealbild  ansj^ehen  nnd  wird  daher,  unter  Hcachtung 
des  historisch  ^iewordenen,  eine  Fort-  und  Umbildung  nur  da  fordern, 
wo  die  natflrlichen  und  die  wirthschaftlichen  Voraussetzungen  des 
Landbaues  eine  solche  zulassen  und  sofern  durch  die  Thatsache 
der  Fort-  und  Umbildung  ein  höherer  ökonomischer  Effect  ge- 
sichert erscheint 

Kein  historisch  hetrachtct,  lassen  sich  (mit  Krämer)  als  in 
stufenweiser  Fortschreitumr  v«tm  Kint'achen  zum  VoUkninmenon. 
von  extentiven  zu  int«'nsiven  HewirthschartiniLTsweisen  t'olLrende  Be- 
triebssysteme unter<' lieiden '):  1)  K\tensiv«;te  Henutzunii  des  Hod(Mis 
ausschliesslich  zur  (i rasweide:  nur  Viehhaltunu :  kein  Feldbau; 
typisch  vertreten  in  der  Xomadie:  kann  aber  als  Hi"_ilcitbestand- 
theil  oder  Theilstück  des  landwirthschaltlichen  Hetrielis  auch  auf 
höheren  Culturstufen  mit  allerdings  sorgfältigerer  Handhabunu:  des 
Systems  vorkommen  (Alpenländer).  2)  Das  extensiv  wilde  Feldgras- 
vder  das  sibirische  System;  weit  vorwiegend  Viehhaltung;  Vorstufe 
des  systematischen  Feldbaues,  häufig  als  sog.  Brandwirthschaft  auf- 
tretend. 3)  Der  extensive  planmässige  oder  geregelte  Feldbau  mit 
weit  flberwiegender  oder  doch  erheblicher  Rflcksicht  auf  Kömer- 

h  Krim  er  im  Hdb.  d.  ges.  Undwirthsrhaft,  1890,  Bd.  I,  K.  35B  ff. 


Digitized  by  Google 


2G     Eiuieitung.  Abscho.  I.Wesen  und  Entwickluugs^j^uug  der  Landwirthschaft. 


production,  in  der  doppolieii  Form  einerseits  der  Felder-  anderer- 
seits der  Feldgrassysteme,  je  nachdem  Kömerbau  oder  Produktion 
thierischer  Erzeusriüssf»  liberwiegt.  4)  Der  planmässii:»'  oder  ge- 
regelto  Foldbau  auf  mittl<Tor  Intciisität^stutV.  mit  stark  hcrvortro- 
t(^nd('r  Hüeksicht  auf  FiittcrjinKluctioii  und  X'iclihaltuiiir  (Fruclit- 
WPcliscl-Wirthschattcu).  5)  Dio  Botriehss) strnic  auf  der  Stuf«'  d<'r 
vollen  iutensität;  Hochbetriob,  vieUacb  in  Verbindung  mit  technischen 
ISobeugewerbcü. 

DieDarstellung  der  rerschiedenen  huidwirthschafUichen  Betriebs- 
systeme gehört  in  das  Gebiet  der  landwirthschaftlichen  Betriebs- 
lehre; hier  kann  es  sich,  neben  einer  flüchtigen  Skizzirung  ihres 
Wesens,  nur  um  ihre  nationalökonomische  Wflrdigimg,  d.  h.  eben 

um  die  aucredoutete  Fratre  ihrer  zeitlichen  Berechtisrwnir  oder  Nicht- 
berechtijj:uuL:  lianib'ln,  wobei  im  Ansciiluss  au  die  Hau|>ttviieii  der 
Betriebssysteme  Folgendes  zu  bemerken  ist: 

1.  Die  Brandwirthschaften.  Die  unvollkommenste  roheste 

Form  derselben  findet  sich  in  den  Steppenwirthschaften 
Biiuienasieus.  Südamerikas,  wo  die  dfiiT  «rewordene  izestrüpparti.ue 
Yeiretatiiui  in  Brand  «icsteckt  wird,  um  dem  frischen  Unterwuchs 
von  Futter[ttian/.en  Luft  zu  machen,  uder  auch,  um  auf  der  abije- 
sengten  Steppe  etwas  Hrodfruclit  einzusäen  (Südsihirien) :  oder  es 
soll  das  Feuer  dazu  dienen,  den  unbesiedelten  Urwaldboden  in 
culturfähisfes  Land  umzuwandeln  (übliche  Art  der  Rodung  bei  der 
Besiedelung  Nordamerikas  und  auch  jetzt  noeh  in  Gebrauch):  in 
allen  diesen  Fällen  dient  die  zurückbleibende  Asche  zui^leicb  als 
Düngung.  Auf  fthniicben  Bücksichten  rascher  und  leichter  Boden- 
säuberung und  wirksamer  Düngung  beruht  aber  auch  die  noch 
heute  in  den  gebirgigen  Theilen  Europas  und  in  den  Moorböden 
Korddeutschlands,  vielfach  vorkommende  Wirthschaftsweise,  welche 
dort  unter  den  Bezeichungen :  Hackwald-,  Haubergs-  oder 
Bentfeldwirthschaft,  hier  als  Moorbrandwirthschaft 
bekannt  ist.  Wo  es  sich  hierbei  um  einen  mehr  oder  weniger 
reLir'lmässiireu  Wechsel  in  der  Hj'nutzum;  des  Laiules  alsWeide- 
((trasland)  un<l  zur  A  c  Iv  e  r  I»  e  s  t  e  II  u  n  li-  handelt,  siiul  diof 
Brennwirthseliaften  wolil  nur  eine  Fnterart  der  vielverl)reiteten 
F  e  Idij:  ra  s w  i  rt  h  s  c  h  a  f  t  e  ii  (ZilVor  2) :  jf  nach  ihrer  Kriiiebiir- 
keit  ptleiren  die  Böden  nach  »'rfolüter  Sciiälun^  und  Vcrbrennunir 
der  Vegetationsdecke  ein.  zwei  und  mehr  Jahre  zum  Anbau  von 
Sommeigetreidefrüchten  (Hafer,  Buchweizen,  Sommerroggen),  wohl 
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iiiich  von  Kartoffeln  oilcr  Oolfrüchton  benutzt  und  dann  wieder 
als  Weidt'-  un<l  (iraslaud  lieiren  uolasson  zu  wertliMi.  um  j«'  narli 
kür/tTon  oder  lanireren  Zwischenraiinicii  dann  abermals  in  der  bc- 
-«{•rvichenen  Weise  zu  AnliauzwecktMi  \'»'r\v<'nduni;  zu  tindt'ii.  \Vo- 
ireiren  die  meist  an  steileren  F^inbäiiL'^tMl  betriebenen  Haekwald- 
oder  H  aubergswirthscbaften  (in  der  Sieirener  (ieufend,  im  Scbwarz- 
wald,  Odenwald  etc.)auf  oin»Mn  Weebsel  von  W  a  1  d  -  und  A  c  k  e  r  1»  a  u 
berubon:  die  vorherrscKende  Holzart  sind  Hieben,  die  auf  Lohe 
und  Holz  genfitzt  und  meist  nach  Id  bis  20  Jahren  abgetrieben 
werden,  worauf  der  durch  Brand  gesäuberte,  mit  der  gewonnenen 
Asche  gedüngte  Waldboden  einige  Jahre  der  Getreide-,  und  Kartoffel- 
cuHur  dient 

Alle  diese,  wenn  schon  ursprOnglichen  Bewirthschafbungsforroen 
sind  nicht  schlechthin  zu  verwerfen,  sondern  als  ein  berechtigter 
Xothbehelf  mindestens  insolange  anzusehen,  als  nicht  die  vor- 

♦reschrittene  Wissenschaft  vollkommenere,  d.  h.  in  der  Wirkunsr  mehr 
Erfolg  verl»ürGrende  in  Vorschlair  briuL-^cn  kann.  Letzteres  trift't  z.  IL 
liinsicbtlieh  der  Moorlandrrrii'ii  zu.  und  als  eine  der  w  iebtiireren 
Aufgaben,  webdie  der  Landwiithxlialtsv erwaltiuig  in  Staaten  mit 
[grossen  M«Hirtläeljen,  z.    Fi.    PreioMMi.    L!»'stellt    sind,   stellt  sicli 
unzweifelbat't  die  Venlrüngung  der  alten,  auf  kärglielu'  Krnten  ange- 
wiesenen Hrandeultur  durch  eine  mit  den  Mitteln  der  modernen 
Technik  arbeitenden  Wirthschafts weise  dar.    In  (lebirgsgegenden 
indess  mit  rauherem  Klima,  zumal  beim  Voriiandensein  ungünstiger 
Terrainverhältnisse  (mehr  oder  weniger  steile  Hänge)  und  magerer 
Böden,  wird  die  Brennkultur  eine  gewisse  Daseinsberechtigung 
wohl  immer  haben;  und  es  kann  sich  höchstens  darum  handeln, 
sie  da  einzuschränken  oder  selbst  auf  ihre  völlige  Beseitigung  hin- 
zuwirken, wo  durch  Auflockerung  und  Umbrechen  des  Weidelandes 
an  steilen  Hängen  die  Gefahr  des  Abschwemmens  der  gelockerten 
oberen  Bodenschichten  besteht  oder  wo  die  natürliche  Wieder- 
bt'iasung   wegen   der  .\rinutli   des  Bodens    verbindert   wird  und 
din  al>werliselnde  Ueuützimi:  <les  (iras-  oder  \\  eideLiii<le>  zur  teld- 
iiui>siL:en  Ib'.-tellung  zuirleirli  d.is  Auf"koinnien  von  l'nkräuteni  ( Farne, 
'liiister.  M'Mise  et<'.)  fördfiii .  d.  Ii.  d\r  alliuiililiebe  Kntartuug  und 
Sterilität  <b'r  betret^eiiden  Fliielieu  lierl>eitühr<'U  luüsste  ■  Krsclun- 
nuniren.  wie  sie  in  einzelnen  ('anton«'u  derSrhwriz.  in  Südt'rankreieb, 
in  TyroL  im  südlichen  Schwarzwald  vielfach  tlentiicb  zu  Tage  ge- 
treten sind.    Wird  gar  durch  eine  solche  VV  irthschaftsweise  im 
Gebirge,  d.  h.  im  Ursprungsgebiet  grösserer  Wasserläufe  durch 
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das  Abschwemmen  der  Bodenkmme  die  natttrliche  Aufsaugungs- 
fähigkeit  des  Bodens  gemindert  oder  ganz  auforehoben,  so  ist  der 
Schaden  ein  doppelter,  weil  mit  der  Zer8tOnin<^r  des  Gebirgscultur- 

laiidos  aucli  dor  Wassorablauf  ein  ungerejrplter  wird  und  weil  die 
])lötzli«'li<'  und  rasdio  Al)t'filininir  dos  Wassers  bei  der  Schiioe- 
schnu'lzt'  und  Ix'i  K("_i»Mit"ällt'n  das  im  Thal  lieircndc  ('ulturLicliind»' 
mit  H'm  Iiw assern.  relier>eliwenunuiiL^en  und  Verscluittuiiii"  )>edrolit. 
Ausuedeliiilt'  Hol/liiclx«  in  den  steileren  Einliiinireii  des  (iebirtrs- 
landes  /.eitinen  ähnliciie  \Virkunij;en ;  und  so  erklären  sich  jene 
Maassnahmen  der  neueren  Wirthschaftspolitik,  die  theils  im  Wei^e 
der  Ue8etzge))nnj!f ,  theils  in  jenem  der  Ven^altiingsthätii^keit  den 
durch  ungeordneten  Landwirthsohat'ts-  und  Forstbetrieb  veranlassten 
Störungen  in  den  hydrographischen  Verhältnissen  entgegenzuwirken 
bestimmt  sind^). 

2.  Die  F  e  1  d  in  ra  s  w  i  rt  h  s(  Ii a  t't.  Ihr  AVoeii  Itcsteht  dan'ji» 
dass  dassellje  Land  a])\veehseln<l  eine  Keilie  von  Jahren  zur  Fr- 
zeu2run<if  von  (o'treide  (und  anderen  Gewächsen)  luid  sodann  kürzere 
oder  länirere  Zeit  als  Grasland  benutzt  wird;  demnach  können  die 
obenerwähnten  BraudwirthsehaftiMi  ebenfalls  unter  den  Begrifi'  der 
Feldgraswirthschaften  fallen.  In  seiner  unvollkommensten  Form 
war  dieses  Betriebssystem  in  den  ältesten  Zeiten  wohl  das  in 
Deutschland  gebräuchlichste,  und  die  Worte  von  Tacitus:  „Arva 
per  annos  mutant  et  superest  ager*^  (Germ.  26)  werden  wohl  am 
richtigsten  auf  dieses  Wirthschaftsystem  gedeutet*):  ein  Theil  des 
überhaupt  pllugbaren  Landes  wird  mit  Körnerfrüchten  insolange 
bestellt,  als  der  Frtra«:  noch  lohnend  erscheint,  worauf  es  zur 
natürlichen  Wiederltenisuim  liefen  bleibt  und  als  Weideland 
dient:  an  irgend  teste  b'eiicln  ül»er  die  Zfiidaiier  dieser  ab- 
^\ rihselnden  Nut/unusweise  Idndet  man  sich  nirht.  Aus  dieser 
u  II  e  re  u  e  1 1  11  Feiduraswirthscliat't  vollzieht  sich  allniahlirli  (in 
Deutschland  vorwieirend  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorii^eii  Jahr- 
bunderts)  der  L'ebergang  zur  güreo(>lten:  die  für  den  Ackerbau 
bestimmten  Ländereien  werden  in  10 — 15  S(  hläL;e  (Koppeln)  ein- 
«retbeilt  und  diese  nach  vorausbestimmtem  Plan  in  regelmäs>if,'en 
Zwischenräumen  als  Acker-  bezw.  als  Weideland  (bezw.  zur  Futter- 
nutzung) in  Verwendung  genommen;  je  ausgebildeter  dann  die 
Fruchtfolge  auf  dem  in  Benutzung  kommenden  Ackerfeld  und  je 

Nähere«  hi<'riibi'r  wie  über  die  Moorcoltttr  im  Kap.  III,  Abschn.  IV. 
*)  Rftti,  a.  a.  0.,  If  %  382,  A^m.  6,  und  Roeclier,  a.  a.  0.,  S  24. 
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vollkomnuMUT  die  Ausnütziinir  dos  l<'tzteren  wird  (diirch  Einfügmifi: 
auch  iiiulercr  Culturm'wächso  als  Köriior  in  die  Kotation:  Hülsen- 
fnichte.  Knollenirewächse,  Klee),  um  so  mehr  u^ewinnt  die  Wirth- 
sohafts weise  intensiven  Charakter.  —  Dieses  Hetriehssystem  eignet 
sich  in  besonderem  Grade  für  Gegenden  mit  feuchtem,  den  Uras- 
wuchs  förderndem  Klima,  und  es  hat  daher  seine  vomelimste  Ver- 
breitung in  den  nördlichen  und  nordöstlichen  Tlieilen  Deutschlands 
(Holstein,  Mecklenburg,  Pommern,  Ost-  und  Westpreussen,  Posen); 
ebenso  in  Nordfruikreich,  in  einzelnen  Theilen  Ton  England;  in 
Sflddeutschland  vorwiegend  in  den  Gebirgsgegenden,  wo  es  (z.  B. 
in  Bayern)  unter  dem  Namen  Eggartenwirthschaft  bekannt  ist, 
abrigens  vereinzelt  auch  in  das  Gebiet  der  Hochebene  vordringt 
Der  reichliche  Futterertrag  der  Feldgraswirthschaften,  die  Möglich- 
keit des  Weidegangs  der  Thiere  während  einer  längeren  Zeit  des 
.lahres  eiLriiet  iiatiirgcmiiss  die  Gegenden  mit  dieser  IJetriehsfonn 
in  Itesoiiderem  Maasse  für  die  Haltung  und  Aufzuclit  von  Thieren 
(Rindvii'h-,  Pferde-,  Srliafzuolit).  welclie  Pröductituisriclitung  daher 
in  rlor  Mehrzahl  der  obeugeaauxiten  Staatagebictstheilo  zu  bosoiiderer 
Blüthe  gediehen  ist. 

Wenn  der  Feldhau  hinter  der  Benutzung  des  Culturlan(h's  zur 
Futtererzeugung  zurücktritt,   so    kann   das  Betriebssystem  den 
Charakter  der  Weidewirthschaft  annehmen,    wie  solche  in 
den  Innern  hochgelegenen  Theilen  der  Schweiz,  im  hohen  Schwarz- 
wald, in  den  bayrischen  und  österreichischen  Alpen  etc.,  aber  auch 
in  einzelnen  der  obengenannten  an  der  Meeresküste  gelegenen 
Ländergebieten  (Holland,  Ostfriesland,  Schleswig-Holstein)  und 
weiter  Ostlich  in  den  Mfindungsgebieten  der  Ostseekfiste  vorzu- 
kommen pflegt.   Sofern  solche  Weidewirthschaften  mit  einem  ver- 
luiltiüssmässig  geringen  Anlage-  und  Betriebskapital  in  Form  von 
Geliäiidt'ii,  (Jerätlieii.  Arheitshduieu  etc.  arbeiten,  zählen  sie  zu  den 
e\teiisi\ t'u  B('triebss\ stenuMi :  sie  k«'tnuen  aber  sebrwolil  au<  li  einen 
ausi:('si»roclienen  kapitalintensiven  ('barakter   aiuielniien .  näinlicb 
vi'rmüge  des  hoben  Wi'rtbs.  den  im  gegebenen  Fall  die  diircli  Ziicbt 
veredelten  Viehbestände  annehmen,  oder  wegen  der  besoiid«'ren  Kin- 
richtimgen  und  Kapitalaufwendungen,   die  ein  hochentwickeltes 
Molkereiwesen  erfordert  (Herstellung  eigener  <!**bäude  für  di(»  Milch- 
wirthscbaft,  Aufstellung  kostspieliger  Maschinen  und  Molkerei- 
geräthe  etc.),  und  die  holländischen,  englischen  und  norddeutschen 
Weidewirtiischaften  dürfen  aus  diesem  Grunde  auf  die  Bezeichnung 
kapitalintensiver  Betriebe  vollen  Anspruch  erheben. 
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Die  Ausdclmuiifr  (Irr  uiifrescliinälerten  Weid«^-  und  Graswnrtlisthaften  iu 
exteusivster  Form  seliützt  Settegast,  a.  a.  (J.,  11,  S.  (>5  ff.  auf  zwt'i  Drittel  des 
^esammten  Uebirfjrs-  uud  Tieflandes  mit  der  Betrachtung,  dass  danach  auf  dem 
überwiegenden  Theil  der  Erde  die  Cultur  über  das  erste  Kindesalter  noch  nicht 
liinaus  ist  uud  dessliall)  dir  Sorfr»',  dir  (Jrrnzr  drr  Brx  ölkrrun"rs/.iinii]iinp  werde  iu  nicht 
lerner  Zeit  erreicht  sein,  „in  nichts  zertiiesüt.  Betinden 'sich  doch  uuch  grosse  Länder 
mit  anbanwflrdigstem  Boden  (in  Amerika,  Australien,  Asien  etc.)  in  ^em  solchen 
vidk.swirtlisrhaftlichen  Erstarruiifrs/.ustande,  dass  ihr  (Jebiet  kaum  nirhr  Mrnschru 
ernährt,  als  es  Uuadratmeilen  umfasst".  Wie  sehr  die  Weidewirthschatt  kapital- 
intensiv betrieben  werden  kann,  darüber  giebt  die  englische  Aprarenquete  von 
lS7;J/82  beiiH'rkruswrrthr  Aufschlüsse:  /..  B.  schätzt  der  A>sistaut-('i)mmissioner  fÜr 
di  u  Xordrii  drii  Brdarf  riiirs  Pächters  au  Urtrirhskapital  auf  ciiirr  Farm  mit  Arkrr- 
bau  pro  Acre  auf  8~  lü  Pfd.  8t.,  auf  einer  (iras-  und  Weide farm  auf  lU  bi» 
12  Pfd.  St.;  bei  Milcbwirfhsebaften  wird  sogar  (Aussage  des  Land'Steward  des  Heraog* 
thums  rornwall)  2()  Pfd.  St.  auf  drn  Arrc  verlangt.  ^Nassr.  Agrarische  Zostande 
in  England,  in  Schriften  der  V.  f.  Socialpoliük,  XXVll,  6.  169.) 

§7.  Fortsetzung.  Die  Dreifelderwirthschafi 

3.  Di«»  FeldcrwirthschaltcMi.  Das  bozeiehiiendo  Merkmal 
der  liiorher  gehörigen  Betriebssysteme  drückt  sicli  darin  ans.  dass 
ein  bestimmter  Tbeil  der  Feldflnr  als  Ackerland,  ein  anderer 
als  Wies-  u  n d  W  e  i  d  e  1  a  n  d  in  landwirthscbaftlicho  N utzung  ge- 
zogen ist,  jener  eigcntbOmliche  Wechsel  in  der  Benfltznng  der- 
selben Fläche  als  Acker-  und  Grasland,  wie  bei  den  Feldgras- 
wirthschaften,  demnach  fehlt.  Je  nach  der  Art  der  landwirthschaft- 
lichen  Nutzung,  welche  dem  Ackerland  zu  Theil  wird,  und  der 
darauf  beruhenden  Eintheilung  des  Ackerlandes  in  Schläge  unter- 
scheidet man  zwei-  und  mehrfeldrige  Betriebssysteme,  die, 
mit  einander  in  wirtbscbaftlichen  Vergleich  gesetzt,  wiederum  das  Auf- 
steigen von  unvollkommneren  zn  vollk(»mmneren  erkennen  lassen. 
Als  rolieste  Form  dieser  Felderwirtbscbaften  darf  "wobl  diejeniLre 
bezeichnet  werden,  welelie  eine  SchlageiiitlnMlung  überliau[tt  iii<  lit 
kennt,  also  das  Aekerhm<l  nnunlerbroclien  der  Fr/.euniing  derselijen 
Ptlanzenarl  (Körnerfrucht)  widmet  und  von  deren  Vorkommen  in 
Südeuropa.  V'orderasien  gemeldet  wird,  die  aber  in  gi'össerem  Um- 
fang noch  heute  auf  den  grossen  Weizenfarinen  Nordamerikas 
heimisch  ist,  wo  der  jungfräuliche  Boden  und  der  in  ihm  ent- 
haltene Keichthum  von  Nährstoffen  eine  solche  Wirthschaftsweise 
wenigstens  yorflbergehend  als  vortheilhaft  erscheinen  lassen  kann. 

Im  Tehrigen  ist  allen  Felderwirtliscliaften  im  Anfang  eigen- 
thtlnilich.  dass  niemals  die  ganze  Feldtlur  gleichzeitig  der  Fflanzen- 
erzeugung  dient,  sondern  ein  bestimmter  Theil  derselben  sich  im 
Zustand  <b'r  Buhe,  der  sog.  Brache  behndit:  in-i  den  Zweitelder- 
würthitchaften  die  Hüllte,  bei  den  Dreilelderwirtbbciiaiteu  ein  Drittel, 
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bei  «1er  Vit'rfVldcrwirtlischaft  ein  Viertel  des  Arkcrlaiides.  Der 
äu;<sere  Anlass.  der  zur  Eiiiscliirlmiiir  der  Bnn^htlur  führt,  la<^  alle- 
mal in  der  Beobac lituni:  der  Abnalinu'  der  Enriebifrkeit  der  Böden 

t  i  Cr* 

bei  forti^esetztem  Anbau  dfrselluMi  und  war  «li'sshalb  da  «reireben,  wo 
die  Düngung  der  Felder  in  imgenügender  Weise  sich  vollzog:  also 
fiberall,  wo  der  Virhstand  wegen  der  Unbekanntschaft  mit  ertrag- 
reichen, auf  dem  Ackerland  zu  erzielenden  Futterstoffen  (Klee)  in 
seiner  £mähning  auf  das  meist  beschränkt  vorhandene  Wies-  und 
das  in  der  Begel  nicht  sehr  ergiebige  natflrliche  Weideland  ange- 
wiesen, mithin  nothwendigerweise  ein  dünner  und  wo  desshalb  auch 
die  Dfingererzeugung  eine  beschränkte  war;  zumal,  wenn  wegen 
des  vorherrschenden  Weidebetriebes  die  sorgfältige  Sammlung  der 
natfirlichen  Bflngstoffe  und  deren  ausschliessliche  Verwerthung  fflr 
das  Ackerfeld  verhindert  wurde.  Unter  der  Einwirkung  älnilither 
Verhältnisse  tritt  <laher  die  Brache  aucli  bei  den  Feldgraswirth- 
schafteu  und  den  diesen  verwandten  iietriebss}  stenien  auf. 

Wirthschaftlich  betrachtet  bedeutet  die  Einschiebung  der 
Brache  einen  Verlust  von  Land  und  den  Verzicht  auf  eine  an  sich 
mögliche  Production  von  Fflanzenstoffen;  dieser  Verzicht  ist  aber 
insolange  berechtigt,  als  nur  mit  Zuhilfenahme  dieser  Einrichtung 
die  Felder  in  einem  ertragsfähigen  Zustand  erhalten  werden  können. 
Da  ferner  die  Braehe  und  die  mehrfache  Bearbeitung,  die  der 
Boden  während  dieser  Zeit  der  Vegetationsruhe  erfahren  kann, 
unkrautsäubernd  und  weiterhin  aucii  ydiysikaliscli  und  chemis<'h: 
durch  Lockerung  und  Durchlüftung  des  Bodens,  Löslichniachuiig  der 
in  (h'r  Erde  betindlichen  Mineralstoffe  günstig  (,.bodenbereichernd**) 
wirkt,  so  kann  sie  auf  Bodenarten,  die  ihrer  Natur  nach  eine 
längere  Durcharbeitung  erfordern  (zähe,  schwere  Buden,  wie  der 
strenge  Thon-  und  Lehmboden)  sogar  dauernd  berechtigt  sein  und 
behauptet  daher  selbst  in  ausgebildeten  Fruchtwechselwirthschaften 
(siehe  unten)  noch  ihre  Stellung. 

Neben  der  Z  w  e  i  fei  d  erw  i  rth  sc  h  a  ft.  die  früher  in  den 
Hheiugegenden  und  im  südlichen  Frankreich  häutig  war  und  noch 
jetzt  in  südeuropäischen  Län«lern  (namentlich  in  Spanien)  ver- 
breitet ist.  darf  die  Dreifei  de  rwirtiiscliaft  als  «h'r  charak- 
teristisciiste  und  verbreitetste  Kepräsentant  der  Folderwirtlischaften 
nüt  reiner  Brache  angesehen  werden ;  sie  war  in  Deutschland  schon 
zur  Zeit  Karl's  des  Ghrossen  bekannt  und  bat  bis  in  dieses  Jahr« 
kundert,  wo  nicht  die  Feldgraswirthschaften  und  dieser  ähnliche 
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Betriebssysteme  sich  behaupteten,  flberall,  wo  die  bäuerliche  Be* 
vOlkenmg  dominiitif,  das  vorwaltende  Betriebssystem  gebildet'). 
Ihr  Wesen  besteht  darin ,  dass  das  Ackerfeld  in  drei  gewöhnlich 

gleich  irrosse  Tlieilc  (Fluren,  Zeige,  Felder)  getlieilt  wird,  von 
(leiien  der  eine  im  iiilniiclien  WecliHel  brach  li»'L:t.  einer  mit  W'inter- 
getr«'i«le,  einer  mit  Sommergetreide  angeliaut  wird.  Der  Futter- 
erzeugung dienen  die  etwa  vorhandenen  Wiesen,  die  ständigen 
Weiilen  und  die  St<>p])el\veide  auf  dem  ahgeernteten  Tlieil  tier 
Ackertiur.  in  älterer  Zeit  auch  die  Weide  in  den  Waldungen.  Eine 
Düngung  findet  gemeinhin  nur  in  der  BrachÜur  statt,  wobei  man, 
je  nachdem  die  Brache  jedesmal  oder  nur  das  zweite  o(h»r  gar  das 
dritte  mal  gedüngt  wird,  eine  reiche,  vermögende  und  arme  Drei- 
felderwirthschaft  unterscheidet 

Die  Dreifehlerwirthscliall  stellt  in  der  strenir  irereirelten  Form, 
in  der  sie  sich  vollzieht,  s(ht»n  rein  technisch  idnen  wesent- 
lichen Fortschrift  gegenüber  der  Feldgraswirthschatt  der  deutschen 
Urzeit  dar:  aber  auch  einen  w irthscba  ftl  i  c  hen  Fortschritt, 
weil  sie  als  eine  ausgesprochene  Könierwirthschaft  in  au8ge«lehn- 
terem  Maasse  die  Versorg\ing  des  Volkes  mit  den  wichtigsten 
Nahrungsstoften  yermittelt.  Für  niedere  und  mittlere  Stufen  der 
Volksbildung  empfiehlt  sie  sich  schon  wegen  der  schematischen 
Einfachheit  des  auf  sie  sich  grttndenden  Wirthschaftsbetriebs,  dem 
auch  die  minder  Begabten,  minder  Geschickten  leicht  zu  folgen 
vennOgen.  Die  flurweise  Bestellung,  Anblümung  und  Abemtung 
der  Feldmark,  wie  sie  der  Dreifelderwirthschaft  eigenthümlich  ist 
entsprang  übrigens  mit  einer  gewissen  Nothwen<ligkeit  jener  be- 
sonderen AufthiMhuig  des  Lamh's.  die  der  einzelnen  Hufe  die  ilu" 
zugehöriiien  Laiulp;ircellen  zerstreut  in  (h'r  iienuirkung  zuwies 
(( i  e  w  ;»  n  n  V  e  r  fa  s II  11  g  mit  <  i  e  ni  e  ii  lt e  1  a  g e ),  weil  heim  Mang(d 
ausreichender  Feldwege  die  willkürliche,  auf  «his  Xa(  hhargmnd- 
stück  keine  Kücksicht  nehmende  ßestellunc;  etc.  der  Felder  oluie 
grosse  Schädigung  der  nachbarlichen  Interessen  (z,  Ii.  dun  h  Feber- 
fahren  etc.)  gar  nicht  ausführbar  gewesen  wäre.  Aus  solchen  Kück- 
sichten  gegenseitiger  Schonung  wurde  daher  die  flurweise  gemeinsame 
Felllerbestellung  ein  wesentlicher  Bestandtheil  des  Flurrechts  (Flur- 

l)  Nasse,  Heber  die  inittelalter1i(]i<-  Feldergemeiiiscbaft  in  England,  1869. 
wfist  ii;u  Ii.  wii'  (lif  n'in«'  I»n'ifV>ldenvirths<'hiiff  iiiil  «naiifrobaut^r  Brache.  Klnr/.wanjr 
und  IUI iii^uuiii  Wi-ide  uoih  gegen  Mitte  ditM>  Jahrhunderts  selbst  in  ivuglaud. 
diesem  damals  in  der  Anbautecluiik  im  Uebrigeo  vorgescbrittensten  Lande,  noch 
stark  verbreitet  war  (8.  2  ff.). 
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7^vullL'^),  lind  dieser  Flur/waiiir,  weit  entfernt,  in  Zeiten  iinent- 
wiekelten-r  wirthschat'tlicher  untl  roherer  Bil(lunu:sverhältnisse  als 
eine  nacbtheilige  Belästignng  eniplunden  zu  werden,  erwies  sich 
Toa  dem  Gesichtspunkt  der  Allgemeinheit  aus  sogar  als  wohlthätig, 
weil  in  dem  Bann  desselben  auch  der  üntleissige  und  Träge  zur 
rechtzeitineu  Vornahme  der  nöthigon  Feldarbeiten  angehalten  wurde, 
da  jede  Yersäumniss  hierin  durch  die  Unmöglichkeit  ihrer  späteren 
Kachholung  sich  gerächt  hätte.  Die  Mängel  des  Betriebssystems 
aber,  wesentlich  bestehend  in  der  durch  die  ständige  Aufeinander- 
folge von  Kömerfirflchten  veranlassten  stärkeren  Yenmkrautung  der 
Felder,  in  der  mangelhaften  Dflngung,  die  namentlich  dem  Wieder- 
ersatz der  durch  die  regelmässigen  Getreideernten  erfolgenden  Ent- 
ziehung von  Phosphorsäure  im  Boden  nicht  hinreichend  Rechnung 
tniL^  und  die  durch  diese  Momente  sowie  durch  die  Hraehhaltunc: 
bedingte  verhältnissmässig  gerin<re  Körnerjunduction  fielen  insolange 
nicht  sonderlich  schwer  ins  Gewicht,  als  die  Bevrdkerung  noch 
dünn,  der  Bedarf  an  Brodfrüeliten  deshalb  ein  niässiL;er  und  bei 
dem  Uebertiuss  an  Land  jede  intensivere  Ausnutzung  des  iu  (Juitur 
genommenen  Bodens  ohnebin  zwecklos  war. 

J§  8.    Die  verbesserten  F e Ider Systeme. 

Die  technischen  und  wirthschaftlichen  Mängel  des  Dreifelder- 
systems mussten  dagegen  und  zwar  in  steigendem  Maasse  sich 
geltend  machen,  als  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  das  fQr 
neue  Ansiedelungen  verfügbare  Markland  mehr  und  mehr  zusammen-  • 
schrumpfte,  der  Boden  also  seltener  und  theurer  wurde  und  die 
stärkere  Ausnutzung  der  Bodenkraft  im  Hinblick  auf  die  Lebenshai- 
tunjj  der  Br'bauer  sowie  die  Brodversorgiuig  der  übrigen  Volksbe- 
standtiieile  sich  gebieterisch  ireltend  machte:  als  ferner  mit  der 
'/.iiiieliiMtMiden  L'mwandhnm  von  Weide-  uml  Waldland  in  Ackerland 
die  F.rnälirung  des  Viehs  aiil"  wachsende  Scliwieii^keiten  stiess  und 
elten  dadurch  auch  das  Missverliältniss  zwisciicn  DniiLii'rltedarf  und 
iMnijirererzeugung  ein  stärkeres  wurde.    Die  reine  Braclie  musste  all- 
mählich als  eine  wirthschaftUche  Verschwendung  voüLaud  erscheinen; 
und  dies  sowie  die  Schwierigkeiten  in  der  Krnäbrung  des  Viehes, 
die  sichtliche  Abnahme  der  Fruchtbarkeit  der  Getreideländereien  in 
Folge  ihrer  ungenflgenden  Versorgung  mit  Dflngstoffen  nOthigte 
mit  der  Zeit  zum  Yerlassen  der  reinen  Dreifelderwirthschaft  und 
nun  Uebergang  in  vollkommenere  Betriebssysteme,  wobei  im 
Einleben  zu  bemerken  ist:  • 


Digitized  by  Google 


34     Einleitung.  Abuhn.!.  Wesen  nnd  Bniividklangsgaug  der  Landwirthschaft. 

• 

a)  Den  Hauptanstoss  zu  diesem  bed^utungsvoUen  Uebergang 
bildete  die  EinflOoriuig  des  Eaitoffelbaues  einer-,  des  Kleebaues 

anderseits,  und  da  beide  Emmgenachafben  dem  vorigen  Jahrhundert 
angehören  (§  2),  so  datirt  von  da  im  auch  <lio  sog.  verbesserte 
Dreifei  derwirthsc  ha ft  mit  hesömnierter  lirache,  bei  der  also 
das  BracliteUl  ganz  odor  theilweise  mit  Futterpflanzen,  Kartoffeln 
und  anderen  Wurzelgewächsen ,  wie  Hülsenfniehten  etc.  bestellt 
wird.  Und  da,  wie  die  Erfahrung  bald  zeigt,«',  Klee  auf  demselben 
Feld  nur  in  längeren  Zwischenräumen  angebaut  werden  kann,  so 
wurde,  um  dieser  sog.  Kleemüdigkeit  des  Bodens  Rechnung  zu 
tragen,  das  Ackerland  je  nachdem  in  6,  9,  12  oder  15  Felder 
getheili,  derart,  dass  ein  Drittel  derselben  wie  vordem  mit  Winter-, 
ein  weiteres  Drittel  mit  Sommergetreide,  der  Best  aber  in  bestimmtem 
Turnus  mit  den  obigen  Früchten,  zu  denen  sich  allmfthlich  auch 
Handelspflanzen  (Baps,  Tabak  etc.)  gesellten,  angebaut  wurde'). 

Die  verbesserte  Dreifelderwirthschaft  ist  zur  Zeit  neben  der 
geregelt(»n  Feldgraswirthschaft  wohl  das  weitverbreitetste  Betriebs- 
system, die  reine  Dreifelderwirthschaft  dagegen  nur  noch  ausnahms- 
weise vorkommend,  nämlich  <l<trt,  wo  äussere  zwingende  Verhält- 
nisse der  Feldverfassung  (Mangel  an  Feldwegen)  die  Anblümung, 
die  sommerliche  Bearbeitung  und  die  Abwartung  der  Brachfelder 
nicht  gestatten. 

b)  Aber  auch  der  verbesserten  DreifelderwirÜischaft  haften  noch 
bemerkenswerthe  Mängel  an;  indem  sie  zwei  Drittel  des  Acker- 
feldes dem  Kömerbau  zuweist,  ist  beim  Fehlen  ausreichender, 
guter  Wiesen  und  wegen  der  Sprödigkeit.  die  die  kleeartigen  Ge- 
wächse bestimmten  Bodenarten  gegenüber  bethätigen,  in  ilir  für 
eine  ausn'ichende  Futter-  und  damit  für  eine  ausreichende  Dünger- 
erzeugung nicht  überall  die  (iniiidlage  gegel)en  und  die  Nachhaltig- 
keit des  Ackererlrages  keineswegs  gewahrleistet.  Allerdings  kann 
die  Einschiebung  anderer,  minder  anspruchsloser  Futterpflanzen 
und  die  Verwendung  von  mineralischen  Hilfsdflngem  jenen  Mangel 
abschwächen,  wohl  auch  ganz  beseitigen;  dagegen  bleibt  immer 
der  andere  bestehen,  dass  die  unmittelbare  Aufeinanderfolge  zweier 


*)  Als  Beispiel  einer  12feldriffeD  Wiiihschal't  stellt  sich  folgende  Anfoiitander- 
folpe  dar:  1)  Brucli«',  2f  Wintcrunfr,  H)  Sommerung:  etc.,  4)  WurzelfrüihU',  ö)  W., 
()i  S.,  7)  KIf.'.  Si  W..  !♦)  S..  lOi  Hülsenfrüchte,  11  ■  W..  Vi)  S.  Die  Krache  ist  '.\ho 
auf  ein  Minimum  eiugesciiriuikt  und  durch  diu  Kiusciuebuug  von  Klee-  uud  Wurxel* 
firflchten  für  die  bessere  Emähnrng^  oder  stärkere  Haltnog  von  Yieh  die  Omndliif» 
gewoBBen. 
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Halmfrüchte  die  Vemnkrautung  der  Felder  befördert  und  den  Boden 
nuthigt,  zwei  Jahre  hintereinander  das  Nrihrmaterial  für  dieselbe 
PflanzeDart  zu  liefern.  Da  aber  die  im  Hoden  befindlichon  Nähr- 
stoffe nur  langsam,  im  Wege  der  chemisclien  Zersetzung,  in  die  zur 
Aufiiahme  durch  die  Pflanzenwurzeln  geeignete  lösliche  Form  flber- 
gefilbrt  werden,  so  ist  offenbar  eine  Anbauweise,  welche  solche 
Pflanzen  aufeinanderfolgen  lässt,  die  verschiedenartige  Ansprüche 
an  die  Bodennihrkraft  erheben,  richtiger;  und  besonders  vortheil- 
haft  muss  ein  solcher  Wechsel  (Fruchtwechsel)  wirken,  wenn 
dieser  zwischen  Pflanzen  stattfindet,  von  denen  die  einen  vorwiegend 
die  obersten  Theile  der  Ki<lkniine  (Flachwurzler)  und  die  andern 
vorwiegend  die  tieferen  Bodeupartieen  ausnutzen  (Tiefwurzler). 

Ein  Wirthschaftssystem ,  weiches  in  dieser  Weise  einen  ge- 
regelten Wechsel  zwischen  Pflanzen  der  bezeichneten  Art  eintreten 
Usst,  heisst  Fruchtwechselwirthschaft  und  seine,  ebenfalls 
in  das  Torige  Jahrhundert  fallende  EinfOhrung  leitet  daher  wiederum 
einen  bezeichnenden  Wendepunkt  in  der  Technik  des  Landwirth- 
schaftsbetriebs  ein;  wobei  Ubiigens  der  äussere  Anlass  zu  dieser 
Beform  wohl  weniger  in  obiger  Erwägung,  als  in  dem  Wunsche  be- 
gründet lag.  durch  stärkere  Vertretung  von  Futterpflanzen  in  der 
Fruchtfolge  (Kotatinn)  die  (irundlage  für  eine  nocli  ausgiebigere 
Vieldialtung  und  Düngerlialtung  als  in  der  vcrltesserten  Dreifelder- 
wirthscliaft  zu  gewinntMi.  Solehe  Erwägungen  waren  z.B.  für  die  Eiu- 
führung  der  Fruchtwechselwirthschaft  in  England  niillM-stinirnend 
und  der  Typus  der  englischen  Fruchtwechselwirthschaft,  der  sog. 
..Norfolk er  Fruchtwechsel",  weist  folgendes  Schema  auf: 
1.  Rüben.  2.  Gerste  und  Hafer,  .'J.  Klee,  4.  Weizen.  Thaer  und 
nach  ihm  Schwerz  haben  das  Verdienst,  auf  die  Bedeutung  der 
Fruchtwechselwirthschaft  mit  besonderer  Dringlichkeit  hingewiesen 
und  ihre  zunehmende  Einbfligung  in  Deutschland  herbeigeführt 
zu  haben 

Die  Vorzüge  eines  solchen  Betriebssystems,  welches  niemals 
Halmfnlcht«  unniittelhar  auft  inancln  fnlgcii.  sondern  <liese  mit 
anderen  ^iewächsen,  der  sog.  Blattfruclit.  wechseln  lässt,  treten, 
abgesehen  von  der  besaereu  Ausnutzung  der  liodonkraft,  upch 

^)  Eine  in  Hohtiuheim  eixigeluliriü  und  anter  dem  Namen  Hoheuheimer 
PVMhtwecha«!  befkamite  Kototion,  welche  den  Pebler  des  Noifolker  Frachtwechsels 

*llzuhäiifi}r«'r  Aufeinanderfolg»'  ih-^  KIih-h  {flüiklich  vermeidet,  zeifrtt'  urspriiufrlich 
fol^endis  Schema:  1 )  Brache,  2)  Ha|)H,  6)  Winterg^treide,  4)  Wunselfrüchte,  ö) Sommer- 
Wtreidf,  ü)  Klee,  7)  Wintergetrcide. 

3* 
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darin  hervor,  dass  die  Blattfrflchte  eine  bodenbeschattende  und 
dadurch  unkrautsäubcrndo  Wirkuni?  äussern ;  «lass  die  nioist  tief 
wuraoliKii'ii  Blatti'nu  lite  die  ]»liysikalisclio  l^oschalVcnhcit  <les  Bodt^is 
verbessiTii  und  ihn  in  einem  für  din  Halmtrüclite  y^ünstinercn  Zu- 
stand zurücklassen;  dass  die  Arbeiten  sich  irleichnnissiuer  im  Jahr 
vertlieilen  und  der  stärkere  Anbau  von  FuttiTitHaiizen  die  Haltun«: 
von  mehr  und  von  besser  genährtem  Vieh  ermöglicht,  dadurch 
aber  nicht  allein  die  Kente  aus  dem  Stall  steii^ert.  sondern  auch 
die  Dün<:('n>roduction  günstig  beeintiusst.  Jlechnet  man  hierzu  die 
grössere  Unabhängigkeit  von  natflrlichen  Grasländereien  und  die 
durch  die  Manniclifaltiglceit  der  Erzeugnisse  bedingte  höhere  Gleich- 
mässigkeit  der  Ernten,  so  erklärt  sich,  dass  dieses  Betriebssystem 
nicht  bloss  bei  den  ausgesprochenen  Felderwirthschaften,  sondern 
auch  innerhalb  der  Felderrotationen  der  Feldgraswirthschafken  sich 
wachsende  Geltung  verschafft  hat. 

Im  Vergleich  mit  der  reinen  Dreifelderwirthschaft  weist  die 
Fruchtwechselwirthsehall  eine  Hinenirun"'  des  für  den  Fruelitbau 
bestinniitcii  Ackerlandes  auf:  aber  dies«'  Kiiiengunu:  ist  dorli  nur 
eine  srhi'iubare.  Denn  die  DreitVIdcrwirthschaft  mit  reiner  Brache 
bedarf  ausgedehnter  Weidetlächen  zur  Ernahruni:  des  Viehes  und 
man  ninuut  desshal)»  an.  dass  bei  ihr  höchstens  .U)  Proc.  <ler  uanzen 
Feldmark  zum  Anluiu  mit  Körnerfrüchten  übrig  bleibt,  wogegen 
die  Fruchtwechselwirthsehaft  mit  Stallfütterung  des  Viehes  diesem 
Anbau  leicht  50— (K)  Proc.  widmen  kann :  hierzu  kommt  der  diurch 
die  rationellere  Fruchtfolge,  die  sorgfältigere  Bestellung  und  reich- 
lichere Düngung  ungleich  höhere  Rohertrag  der  Wirthschaftssysteme 
der  letztbezeichneten  Art.  Der  für  jedes  Land  so  wichtige  Körner- 
bau  braucht  daher  beim  Fortschreiten  zu  diesem  Betriebssystem 
keineswegs  Noth  zu  leiden.  Freilich  stellt  dasselbe  besonders 
starke  Anfordcnuigen  an  den  Wirthschafter,  seine  Umsicht  und 
Intelligenz:  denn  nicht  jede  FnichtfolLie  jtasst  unter  allen  Verhält- 
nissen und  nur  eine  Individuaiisirunu  des  Wirthschaftsbetriebes. 
dii'  mit  den  gegebenen  Hoden-  und  allgemeinen  Wirthschafts- 
verhältiiissen  rechnet,  wird  mit  ihr  iiinhlialtifie  Erfolge  erzielen. 
Kechuet  man  hierzu  die.  grosM-  Kajiitalien  erfordernde  Intensität 
des  l»etriebes.  bei  dem  die  Hrache  ganz  ausgeschlossen,  oder  auf 
einen  kleinen  liruchtheil  des  GesammtLiiites  ein^-eengt.  ein  be- 
deutender Aufwand  an  Mast  liinen-  wie  Handarbeit  erforderlich  ist, 
Zukaufe  an  künstlichen  Dünger-  und  Futtermitteln  in  der  Kegel 
nicht  zu  entbehren  sind,  so  erklärt  sich  leicht,  dass  nur  da,  wo 
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ein  Stand  herromgend  tflchtiger  und  kapitalkräftiger  Landwirthe 
sich  herangebildet  hat  (TheUe  der  Bheinebene,  Hitteldeutschland, 
Belgien,  stldliches  England,  einzelne  TheUe  yon  Norditalien),  dieses 
Betriebssystem  breiten  Boden  gewinnen  kann,  während  in  Gegenden 

mit  vorherrschend  bSuerlichem  Besitz  die  leichter  zu  übersehenden 
und  zu  leitenden  Hctriebssysteme  der  vcrbossjMton  Dr<^if('lderwirth- 
schaften  sich  zu  boliaupten  pflegen,  obwohl  Ausnahmen  natürlich 
auch  hit'r  vorkommen 

Ihren  Höhepunkt  tindet  die  vorb«'spro(  Ihmu'  Kutwicklunir  dor 
H»'trieb8systenie  in  den  sno;.  freien  \V  i  rthscha  ttcn  (Speou- 
lativsyätemen).  in  denen  man  sich  von  den  strengen  Kegeln  in 
Hezug  auf  Fruchtfolfre  frei  macht  und  bei  mehr  gartenartip^em 
Betrieb  imd  Spatencultur  jeweils  den  nach  Absatz-  und  Preis- 
verhältnissen gerade  lohnendsten  Culturen  sich  zuwendet,  eine 
Betriebsweise,  wie  sie  bei  den  kleinbäuerlichen  Wirthschaften  in 
Sfiddeutscbland,  namentlich  in  den  Gegenden  des  Handelsgewächs- 
baues und  bei  ähnlichen  BesitzveriiältBissen  in  Belgien,  Italien, 
Fnmkreich,  femer  in  China  anzutreffen  ist  In  grosseren  Guts- 
betrieben hat  die  freie  Wirthschaft  dagegen  wohl  nur  ausnahms- 
weise EiiiLTunii  i^efunden,  nicht  bloss  wegen  der  ungewöhnlichen 
Anfordenuigen  .,an  «lie  Saclikenntniss,  ürtheilskraft.  Energie  und 
den  Kapitalbesitz  des  Wirthscliat'tsleiters  und  rnteniehnu'rs".  soiubTn 
auch,  weil  <ler  rnifang  und  die  ('t>ni}>licirtbeit  grösserer  Betriebe 
eine  feststehende  Organisation  räthlicher  erscheinen  lassen,  (von 
der  Öoltz.)«) 

§9.  Würdigung  der  verschiedenen  Betriebssysteme. 

Es  bedarf  nach  d«'n  vorausgi'gungenen  Krörtcrunüen  eines 
besonderen  Hinweises  nicht,  dass  keintMu  der  verschiedenen  ße- 
triebssystenie  die  Eigenschaft  absoluter  Vorzüglichkeit  innewohnt 
und  daher  die  unbedingte  Empfehlung  des  einen  oder  anderen 
nicht  in  Frage  kommen  kann;  dass  vielmehr  die  Entscheidung 
fÄr  und  wider  ebensowohl  von  dem  Stande  der  allgemeinen 
Tolkswirthschafüichen  Entwicklung  wie  von  den  natflrlichen  und 


')  ,Ohiu>  die  Hilfsmittel,  welche  das  modrnic  uirtlischaftliche  Leben  durch 
MTWliMlge  Arbj'ifor.  |2rünstitr<'ii  Mirkt,  Iclilialun  Vorki-hr  und  iinp'inossoii»'  I'ni- 
dnetioiitwttse  gewährt,  ist  die  Liiilenkuug  ixi  das  8yst«m  der  Wechsel  wirthschaft 
tb  Fdilgriir  (8ett0g«it,  a.  a.      IL  Bd.  8.  107**. 

Pxispiclf  lolcher  freier,  nicht  selten  mit  technischen  Nebengewerben  ver- 
buidener  WirthachaliMTSteme  bei  Dttnkelberg,  a.  a.  0.,  U.  Theil,  §  109. 
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wirthrichat'tliclien  Stiindortsbedingungeii  der  laudwirthschaftlichen 
ErzeiiG^uni?  abhäni^ig  zu  maclion  ist. 

Im  Allgemeinen  ist  nur  das  unbestreitbar,  dass  die  Gegenwart 
mit  besonderer  Dringlichkeit  auf  die  Einbürgerung  vollkommenerer 
Betriebssysteme  an  Stelle  der  älteren  und  einfacheren  hindrängt; 
und  wenn  nun  nicht  geleugnet  werden  kann,  dass  die  landwiith- 
schaftfcreibende  Beviilkenmg  im  Grossen  und  Ganzen  bemflht  sich 
zeigt,  ihren  landwirthschafUichen  Betrieb  mit  den  schwieriger 
gewordenen  Verhältnissen  in  Einklang  zu  setzen,  d.  h.  im  ge- 
gebenen Fall  je  nachdem  den  Process  des  B^nterflckganges  durch 
intensiveren  Anbau  hochwerthiger  Frtlchte  oder  durch  Steigerung 
des  Bodenertrages  fiberfaaupt  zum  Stillstand  zu  bringen;  so  ist 
doch  ebenso  richtig,  dass  diese  Umbildung  der  überkommenen 
Wirthschatlsi'ormen  nur  langsam  und  gegendems  eise  noch  gar  nicbt 
sich  vollzieht  und  dass  der  Widersprucli,  in  dem  sich  weithin  die 
technisclie  Betriebsorganisation  zu  den  allgemeinen  Forderiuigen 
des  Verkehrs-  und  Wirthschaftslebens  noch  immer  betiiidet,  wie 
zu  allen  Zeiten  so  auch  in  der  Gegenwart  eine  wesentliche  Ursache 
der  drückenden  Lage  vieler  Inhaber  landwirthschaltliclier  Betriebe 
bildet.  Und  es  geliört  mit  zu  den  bedeutungsvollsten  Aufgaben 
der  Landwirthschaftspolitik,  gerade  auch  auf  die  Beseitigung  solchen 
Widerspruchs  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  kräftig 
hinzuwirken. 

Erfordert,  wie  aus  den  ftHheren  Betrachtungen  erhellt,  bei 

fortschreitender  Volkswirthschaft,  zunehmender  Volkszahl  und 
steigenden  Bodenpreisen  der  Botrieb  höhere  Arbeits-  und  Kapital- 
aufwendungen z\un  Zweck  der  thunlichsten  Steigerung  der  Roh- 
und  Reinerträgnisse,  so  müssen,  je  mehr  die  Wirkungen  jener 
allgemeinen  Aenderungen  im  Wirthschaftsleben  sicii  geltend  maehen. 
diejenigen  Betriebssysteme  unvoiilieilhafter  erscheinen,  die  ilirer 
Natur  nach  zu  den  extensiven  gehören,  d.  h.  die  ungeregelte  Weide- 
und  Graswirt lischaft  (einschliesslich  der  Brennwirthschaften)  und  die 
einfache  Dreifelderwirthschaft ;  und  jene  Betriebssysteme  an  Be- 
deutung gewinnen,  die  als  mehr  oder  minder  intensive  sich  dar- 
stellen, wie  die  geregelte  Feldgraswirthschaft,  die  Fruchtwechsel- 
wirthschaft  und  die  verbesserten  Systeme  der  Dreifelderwirthschaft 

Roscher  (a.  a.  0.,  §  33)  veranschaulicht  die  relarive  Berechtigung  der  ver- 
schiedenen Wirthschaftssystfiiie  einer-,  die  Vortheilhaftigkeit  des  Uebergunps  zu 
intenaivereu  Betriebsweisen  underseits  reclit  gut  durch  ein  schematisclies  Bild  über 
die  Boh*  und  Beinertrigidase  des  Getnideb«tiM  in  4  auf  Tenchiedene  Weise  bewiith- 
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schaiteteD  Gütern  gleicher  Grösse  und  BodenbeschafTenheit ,  das  mit  einigen 
Aendening'en  in  den  Zahlenanjp^ahen  auch  hier  Platz  finden  m<)<j«',  wobei  zu  bemerken 
ist,  dass  in  der  Tabelle  einer  jeweiligen  iSteigerung  der  Getreidepreise  um  das 
Dopprile  flioe  lolche  der  Enengangskoeten  um  du  Rinwndhalbfadie  gegeaflber* 
^restellt  ist.  welches  ZahlenverfailtBi»  man  mit  Bescher  als  im  Allgemeinen  antreffend 
wird  erachten  dürfen. 


L  Extensivste  Wirthschaft: 


Oetreidepreis 

Bobertrag 

Erlös 

Erzeugongs- 

Bein- 

soll 

in  Getreide 

kosten 

ertrag 

betragen : 

Ctr. 

M. 

H. 

IL 

1  M. 

400 

400 

200 

200 

2  M. 

400 

800 

300 

500 

4  M. 

400 

1600 

400 

1160 

8  M. 

4üü 

32UÜ 

675 

2626 

n.  Dreifelderwirthschaft 

1  M.           1200           IL>(X)           1200  — 

2  M.  1200  244JÜ  IHOO  600 
4  H.  1200  4800  2700  1900 
8  M.         1200         9000         4060  6660 


UL  Wi  rthscliaft  mittlerer  Intensität. 

1  M.  3000  8<100  4000  1000 

2  M.  3000  tiOOO  6000  — 
4  M.  8000  12000  9000  8000 
8  H.  8000  24000  13600  10600 

IV.  Wirthschaft  höchster  Intensität. 

1  M.  7O0O  7000  12000  —5000 

2  M.  7000  14000  18000  —4000 
4  M.  7000  18000  24(XJ0  4000 
8  M.  7000  66000  36000  20000 

Aus  diesem  scbematischen  Bild  er^i^iebt  sich: 

Bei  sehr  niederen  Getreidepreisen,  d.  ii.  auf  niederen  Stufen 
derVolkswirthschafb  behaupten  die  extensiven,  bei  beben  Getreide- 
preisen, d.  h.  inmitten  vorgescluittener  volkswirthscbaftlicber  Ver- 
hältnisse, die  intensiven  Systeme  den  Vorrang;  letztere  wflren 
naeh  obigem  Bild  bei  einem  Getreidepreise,  der  unter  4  M.  liegt, 
Behlechtbin  ausgeschlossen,  während  sie  von  dieser  Grenze  ab  und 
mit  jedem  weiteren  Steigen  derselben,  ungeachtet  der  gleichzeitigen 
beMchtlichen  Zunahme  der  Erzeugungskosten,  wachsende  Bein- 
ertrftgnisse  gegenüber  den  extensiyeren  abwerfen,  wobei  die  inten- 
UTsten  Wirthschaften  (IV)  das  ausgesprochene  Uebergewicbf  gegen- 
über minder  intensiven  (III)  allerdings  erst  bei  relativ  hohen 
Preisen  erlangen.  Die  Berechtigung  nicht  nur,  sondern  auch  die 
Nothwendigkeit  der  intensiven  Betrielts\veis«'n  wächst  in  dem 
Maasse,  iu  weichem  die  aügemeiuen  Wiithschaftsunkosten  (Schuld- 
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Zinsen,  Steiiorii,  erhöhter  Loboiisbedart)  zunehmende  ßnichtheile 
des  Betriebsaufwandes  darstellen,  wie  n'i^elmässig  im  Gefolge 
fortschreitender  Botwicklunc:  der  Fall  ist.  Daher  da.  wo  die 
natürlichen  (Boden-  und  Klima-) Verhältnisse  einen  intensiven 
Betrieb  überhaupt  nicht  zulassen  oder  einen  solchen  nach  dem 
jeweiligen  Stand  der  Betariebstechnik  noch  nicht  ennOglichen, 
gleichwohl  aber  die  betreffenden  Wirthschaften  yon  dem  Steigen 
jener  allgemeinen  Wirthschaftskosten  mitergiffen  werden,  der  Bein- 
ertrag leicht  auf  ein  Minimum  sinken  und  die  Besitzer  der  be- 
treflfonden  Oflter  in  schwere  Bedräniniiss  ^erathen  können,  die 
dann,  wie  mancheroi-ts  in  den  rauhen,  gebirixigon  Lagen  Deutsch- 
lands, Oesterreichs  etc.,  in  zalilreii'licu  Zwangsveniusserungen  oder 
in  Land])esitzv('rsclil«MKlerungen  an  ausserhall)  der  Landbevölkerung 
Stehende,  die  mit  einer  Verzinsung  des  (Jrundkapitals  niclit  zu 
rechnen  brauchen,  zu  Taue  tritt.  Die  vor  sich  gehenden  Auf- 
forstungen ehemaliger  Hole  in  den  süddeutschen  Waldgebieteu 
nach  deren  Uebergang  in  kapitalkräftigere  Uände  (Staat,  Standes- 
herrschaften  etc.)  sind  aus  ähnliciien  Ursachen  zu  erklären,  deren 
Beseitigung  zu  den  schwierigsten  Problemen  der  Landwirthschafts- 
politik  der  Gegenwart  gehört  und  noch  am  ehesten  gelingt,  wenn 
der  ungenügende  Ausfall  der  Bodenrente  in  industriellen  Neben- 
beschftfbigimgen  eine  Deckung  zu  finden  vermag*). 

Die  mit  dem  üebei^aug  ta  intoifiveren  Rrstemen  Tericnflpfke  Steii^erung 
dor  rrodiutioiiskosteii  hat  »Sette^ast  in  f()l<:(h(l*n!  Schema  KU  verdeutlichen 
{gesucht,  wobei  die  anprejjebenen  Zahlcnu  ertlie  st  ll)>ti  i  dciKl  nur  nnnähenide  Rii  hti-i- 
keit  beausprucheu  dürleu'*).  Es  euUuileii  duuuih  uut  den  Neiuuurgen  ^'/4  ii«^'^t>^r) 
an  Arbeits-  und  KapHahuifwaiid  fttr  die 
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1)  uiigchchmälcrte  Weide-  uud  Graswirth- 
scbaften  in  ursprünglicher  Form    .   .  1 —  3 

2)  wilde  Feldgras wirthschaften    ....  6—  12 

3)  Kömerwirthschaften  (einfache  und  ver-  | 
Tmtanmtiitiurr«jl               bpsscrtc  Drcifclderwirthschaft)     .    .    .  J  15 —  96 
imensuaiBgiaa       j          befreite  Keld^rauwirthschaft    .   .    .  | 

I  ö)  Kruclitweehselwiitliseliaft   45-  90 

I  6)  Industrie-  (freie;  Wirthschaft  ....  lOQ— löO 

§10.  Die  Betriebs-Systeme  unter  dem  Gesichtspunkt 

der  Statik»). 

Dor  Laii(h\  irtliscIiaftrslH'tric)»  kann  nachhaltio:  nur  dann  auf  be- 
friedigeudü  lioUerträgnisse  rechnen,  wenn  dem  Boden  die  mit  der 

')  Vgl.  bad.  landw.  Erhebwigen,  Bd.  TV,  8.  42  ff.  und  68  ff. 

•)  Settegast,  a.  a.  O.,  Bd.  IL,  S.  145. 

')  zu  diesem  Abschnitt  ausser  der  bereits  anpefiihrten  Literatur  noch 

weiter:  J.  Liebig,  Die  Chemie  in  ihrer  Auweudung  auf  Agricultur  uud  Physio- 
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Ernte  entnommenen  Nährstoffe  in  dec  Form  der  Dfingung  wieder 
zugeffthrt  werden.  Und  zwar  kommen  tderbei  sowohl  die  luft- 
fÄrmi^en  Bestandthoile.  welche  an  dem  Aufbau  der  Pflanzen  mit- 
wirken, wie  die  min  eraliscli«'ii  Hestaniltlirilc  allerdings  in  s>'l»r 
untorscliiedlielwr  Weise,  in  lietracht.  Von  jenen  steht  nanilieh 
nur  die  Kolilensäure  in  Folp;e  des  natürliclu'ii  Kreislaufs,  der  im 
Leben  der  oriranisehen  Welt  sieh  voH/iclit.  i?i  der  Atin<»s[diäre  in 
iinerscliöpflieli»»r  Weise  zur  VerlTiLrunL: :  woof  nen  di»'  stiekstott'haltij^en 
Nährstoft'e  nur  von  hestimmten  Ptiauzeuarten  (Leguminosen)  unmittel- 
bar der  Atmosphäre  entnommen  werden  können  (Stickstott'äammler), 
Ton  den  meisten  aber  (Stickstoffzehrer)  nur  dann,  wenn  dieselben 


Ingie.  BnMiiMchw.  1866;  femer  dessen:  Naturwissenschaft!.  Briefe  über  die  modeme 

I.andwirthBchaft,  IHöO:  fnrncr:  A.  Miiyer.  Das  I)üi)gt*rkapital  und  der  Kaubbau,  1868; 
I)rt'c hsler.  Die  Statik  (b'S  Lnndbaus,  lS(it);  Conrad,  A;rrarst}«tis(.  rntcrsncliiinfren 
iu  Hildt'braiid's  .lahrbüchi'ni  tlir  Nat.  Oekoii.  etc.,  1H71  uiul  1872;  ArliiiUMi  in  deut-u 
die  Liebifjf "srhe  Forderui»)r  des  jederzeitif^ren   vollon  Krsatzes  der  iu  der 
Krnte  we<rirf tuhrtt'Ti  tiiiiu'ralisrlu'ii  ISi^standtheili^  auf  das  richtig;«'  Maass  zurückjrt*tTilirt, 
auch  nicht  ohne  Uruud  betuut  wird,  daäs  für  die*Fra^e  des  WiederiTsatzes  uud  des 
Vmfiui^,  in  dem  er  eintreten  soll,  auch  der  wirthschaftliche  Calcnl  mit  zn  ent- 
x'heiden  liabe.    In  sehr  reichen,  besonders  neu  in  Cultur  «jenomnienen  Böden  (Xord- 
Amerikai,  ferner  bei  extensiver  Wirtljschafts\v«'ise,  kann  »ine  ,  Uanbwirthscliaft'* 
lim  Sinne  Liebi«r's)  wirthscbaftli«  h  eine  Zeit  lanjr  ^ranz  ^rereehtfertit^t  erscheinen; 
wofregen  unter  den  Verhältnissen,  unter  denen  die  meisten  eurupäiselien  iStaaten 
pniduoinMi    IhiIic  Kauf-  und  T'ai  hfjjrt'ist'.  N'ntiiuendifjkt'it  hru  lisfer  rni(hi(  tiniissf»'i^e- 
nmg,  aber  im  Allgemeinen  auch  ein  l'reisbtand  der  landwirthschaltlicheu  Krzeu|^- 
nisie,  welcher  die  Aufwendnngren  für  stärkere  Dün^rmi^  besahlt  macht),  die  Stoffer- 
^a^zwirthschaft  die  He<„'el  wird  bildem  müssen.    Dass  Liebig^  dius  Moment  der 
Wirthschaftlichkeit  bei  der  Fra{je  des  Dünpersatzes  niclit  p-enügend  beachtete; 
dass  er  in  Uebertreibunjr  seiner  Mineralthe<»rie  den  vollen  Ersatz  aller  mit  der 
Ernte  entnommenen  mineralischen  Stoffe    gefordert  hat,  wo  doch   nath  unserer 
jetziu'fii    besseren    Kenntiiiss    dem    (leset/    des    Stoffersatzes    srhon    dann  (ienüge 
g«M'hieht,  wenn  die  im  Uodeu  iu  uugeuügeuder  Menge  oder  iu  uicht  aufuehmbarer  Form 
TOffamndenen  Nährstoffe  (vor  Allem  Phosphorsäure,  Kali,  von  luftformigen  Nährstoffen 
der  Stickstoff)  mit  der  Düngung  zurückgegeben  werden;  da.sg  die  von  ihm  nicht 
vorherzusehende  Möglichkeit  der  Herstellung  künstliclier  Düngeniittel  seine  For- 
derung der  unbedingten  Znrückführunp  der  menschlirhen  AnswnrfstofTe  auf  die 
Adkerböden  heute  als  minder  wichtig  erscheiii«'n  lasst,  nliwnhl  Nii mand  die  Bedeu- 
tung der  Verwcrthung  der  FäkalstotTe  für  die  Zwecke  der  Laiidw  Ii  thscliaft  leugnen 
wird  (vgl.  Heyden,  Müller  uud  v.  Langsdorff,  Die  V'erwerthung  der  stadti- 
tdiei  Fäkalien,  1885,  und  die  späteren  Ausführungen  im  Kap.  IX);  dass  endlich 
Uebig  zu  gewagten  Schlussfolgi'rungün  betreffs  des  Niedergangs  einzelner  Staats- 
wesen als  Folgen  des  „Raubbaus"  sich  verleiten  Hess       kann  selbstredend  dem 
Verdienste  dieses  grossen  (fclehrten  in  keiner  Weise  Abbruch  thuu;  das  für  die 
Fortentwicklung  der  Landwirtiischaft  so  bedeutungsvolle,  später  *Kap.  XI  i       <  r«tr- 
femd*-  la  n  d  w  i  r  t  Ii  seh  a  ft  Ii  f  h  e  V  e r  s u c Iis  wesen  ist  recht  eigentlirh  eiiu-  Frucht 
Her  Liehig'hchen  Arbeiten.  -    Mit  dem  Umstand,  dass  der  durch  aussaugeude  Wirth- 
scbaftsweUw  heruntergekommene  Boden  schon  durch  Verwitterungsprocesse,  jeden* 
t'Hll>  ah»'r  durch  kilnstlirln'  Zufuhr  von  düngendem  Stoff  für  den  Ackt  rhait  wit-der 
voll  nutzbar  werden  kann ,  hängt  es  zusammen ,  dass  gemeinhin  die  Staaten  mit 
Recht  davou  absehen,  besondere  Schntzmaassregeln  repressiven  Charakters  gegen 
Raubbau  zu  ergreifen;  anders  frfilich,  wenn  die  Bodensubstanz  selber  bedroht 
ist,  wie  bei  gewissen  Fonn<m  der  ürand-  oder  WeidewirthschafI,  s.  oben  8.  27. 
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ihnen  in  gelöster  Form  im  Boden  selbBt  (Ammoniak  und  Salpeter- 
säure) zugeführt  werden,  sei  es  in  der  Form  der  Yenresung  oder 
Yerfaulung  oiganischer  Substanz  oder  durch  Zuführung  besonderer 
stickstoffhaltiger  Verbindungen.  Von  den  mineralischen  Nfthr- 
stofi'en  sind  manche,  wie  Kalk,  Schwefelsfture,  Eieselsfture,  Thon, 
Eisen  etc.  meist  tlberreichlich  im  Boden  Torhandenund  eines  Ersatzes 
dieser  Stoffe  bedarf  es  daher  in  der  Regel  nicht;  wohl  aber  ist  ein 
solclior  l)»»trofts  jonor  geboton,  dio  in  v«M-hiUtnissniässifr  «(('ringen 
Mengen  sicli  voründt^n.  wie  namentlicli  Pliosphorsäure  nnd  für  ge- 
wisse Böden  auch  Kali.  Nun  müssen  aber  nach  dem  jetziiren  Stand 
des  Wissens  alle  zum  Authau  der  Pflanzen  notiiwcndigen  luft- 
ff'irmigen  und  mineralischen  Substanzen  in  ausreicluMidem  Maasse 
zur  Verfügung  stehen,  wenn  die  Pflanzen  normal  sich  entwickeln 
sollen,  w&hrend  die  Böden  ihre  Leistung  versagen,  wenn  auch 
nur  einer  der  Pflanzennährstofl'e  nicht  oder  in  unzureichender 
Menge  vorhanden  ist  Man  hat  dies  auch  so  ausgedrflckt,  dass 
die  Production  Ton  Pflanzenmasse  im  gegebenen  Falle  nach  der 
Menge  des  in  relativ  geringster  Quantität  im  Boden 
enthaltenen  Nährstoffs  sich  richtet  und  ein  noch  so  grosser 
ITeberschuss  von  anderen  Nährstoffen  bedeutungslos  ist,  da  die 
Pflanze  für  denselben  käne  Verwendung  hat  (Gesetz  des  Mini- 
mums). 

Die  Erhaltung  des  Gleichgewichts  im  Boden  (der  Boden- 
atatik)  zwischen  der  Entnahme  von  BodennährstoftVn  durch 
die  Jahreserntcn  und  dem  WiedcrtTsatz  dieser  Stofl'o  durch  regel- 
mässige Düngung  hildet  daher  ein  wichtiges  Gesetz  des  Landbaues; 
und  die  Thatsache  des  Bückgangs  der  Ernten  auf  längere  Zeit 
in  Cultur  genommenen  Böden  ist  eine  so  auffäUige  Erscheinimg,  dass 
die  Erörterung  der  Mittel,  die  ursprflngliche  Fruchtbarkeit  zu  er- 
halten, überall,  wo  einigermaassen  intensiver  Landbau  betrieben 
wurde,  schon  frühzeitig  (auch  im  Alterthum)  den  Gegenstand  be- 
sonders eingehender  Betrachtungen  und  daraus  abgeleiteter  Begeln 
gebildet  hat  Die  erhöhte  Aufinerksamkeit,  welche  seit  dem 
17.  Jahriiundert  in  Europa  dem  Landbau  zugewendet  wurde,  zeitigte 
von  da  ab  eine  reiche  Literatur  gerade  über  diesen  Gegenstand, 
die  man  in  ihrer  zeitlichen  Aufeinanderfolge  in  diejenige  der  Haus- 
väter (17.  Jahrhundert),  der  Experimental-Oekonomen  (zweite  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts)  und  der  Bationellen  (Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts) /erlegen  kann  und  »leren  ältere  V«'rtreter,  wenn  sie  auch 
im  Einzelnen  auf  Grund  sorgfältiger  Beobachtungen  brauchbare 
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Fingerzeige  gaben,  doch  im  Wesenilicheii  Aber  das  Wissen  der 
.»Alten**  nicht  hinauskamen,  iheilweise  sogar,  wie  namentlich  in 
den  Schriften  der  „H^usväter^S  in  scholastischem  Mysticismus  sich 

Terloren.  weil  eben  die  Kenntniss  der  eljemischein  Vori^änge  im 
Rodon  und  der  Gesetze  der  Planzenernülirung,  über  die  mau  sich 
iü  den  aberteuerlichsten  Vorstellungen  bewegte,  mangelte  Selbst 
der  geistvolle  Vertreter  der  Schule  der  „Kationellen",  A.  Tliaer, 
der  Begründer  der  modernen  Landwirthschattswissenschatt.  Iiewcgte 
sich,  wenn  er  auch  die  Wahrheit  ahnte,  noch  in  dem  folgenschweren 
Irrthum,  dass  die  Pflanzen  nur  organische  Bestandtheile  (Humus, 
Moder)  in  sich  aufzunehmen  vermögen  (H u m  u s  t h  e  ori  >>)  und  dass 
die  unorganischen  Bestandtheile  nur  mittelbar  (durch  Belebung  der 
Humusthfttigkeit)  die  Pflanzenv^etation  befdrdem.  Eine  klare 
ErkenntnisB  der  Voigftnge  der  Pflanseneraährung  konnte  erst  mit 
den  in  diesem  Jahrhundert  hahnbrechenden  Entdeckungen  im  Gebiet 
der  Chemie  erlangt  werden,  und  es  ist  das  bleibende  grosse  Ver- 
dienst Ton  J.  Liebig,  durch  seine,  von  Männern  wie  E.  Sprengel 
allerdings  vorbereitete  Mineraltheorie  die  Gesetze  des  Land- 
baus auf  eine  unerschütterlich  feste,  weil  wissenschaftliche  Grund- 
lage gestellt  zu  haben.  Die  ältere  Lehre,  dass  es  bodenbereichemde 
und  bodenangreifende  Gewächse  g(d)e  und  dass  desshalb  schon 
♦'in»'  ..rationelle**  Fruchtfolge  genüge,  die  Statik  im  Boden  herzu- 
>t*'llen,  erwies  sich  nuiinielir  als  ebenso  irrig  wi»'  <lie  einseitige 
leberschätzung  des  thierischen  Düngers.  Und  man  weiss  jetzt, 
dass  keine  Fnicbtfolge  und  kein  Betriebssystem,  welches  Früchte 
oder  Milch  oder  Fleisch  aus  der  Wirthschaft  ausführt,  die  Boden- 
Terarmung  an  bestimmten,  schwach  vertretenen  mineralischen  Be- 
gUndtheüen  aufhalten  kann,  dass  diese  letzteren  aUo  in  gewissem 
Süm  „ein  unantastbares  Kapital  sind,  das  der  Landwirth  ohne 
Oefthrdung  der  Ertragsf&higkeit  der  Grundstöcke  nicht  mindern 
darf^  (Settegast);  wobei  freilich  der  Anspruch,  den  die  einzelnen 
Culturpflanzen  zu  ihrem  Gedeihen  an  das  Vorhandensein  bestimmter 
HmeralbeBtandtheOe  stellen,  je  nach  ihrer  Gattung  ein  sehr  ver- 
schiedener ist:  manche,  wie  die  kleeartigen  Gewächse,  erfordern 
vor  allem  Kalk,  Getreide-  und  (irasarien  Phophorsäure ,  Kartotfeln, 
Tabak.  Kühen  das  Kali.  Da.  wie  oben  bemerkt,  die  Böden  im 
AUgemeiueu  mit  Phophorsäure  sehr  reichlich  nicht  ausgestattet 


V^l.  hierüber  die  Duitellim;  M  Freas,  Oeschiclite  der  Ludbau-  und 
f  «ntwinenaehaft,  MübcImii  1865. 
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sind  und  das  Kali  in  manchen  B^den  ebenfalls  schwacb,  in  anderen 
in  einer  nicht  unmittelbar  anfnehmbaren  Form  vertreten  ist,  so  ist 
die  Gefiihr,  dass  bei  einer  andauernden  Entnahme  dieser  Stoffe 
mit  den  Jahresemten  der  Boden  allmfthlich  an  ihnen  verarme, 

überall  nahe  irerflckt.  Diese  Gefahr  ist  nur  da  ausp:Psehlo88en  oder 
«loch  sehr  nomindert.  wo  oin  Verkauf  von  Früchten  und  eine  Ent- 
äusseninir  von  Asclieiiliestandtheilen  nicht  oder  nur  weniu;  stattfindet, 
wie  in  d»Mi  \\  eide-  und  <  irasw  irthschaften,  oder  wo,  wie  in  den  irarten- 
artiij:  hetri(d)enen  Kleinwirthsehaften  di(^  Sainnilun.[i:  der  thieriseheii 
un«i  menselilichen  Auswurfstoft'e  zu  Dnniiun^s/.wei  ken  in  sorofältiustt  r 
AVeise  üesehieht;  sie  ist  am  jjjössten.  wo  reirtdmässig  der  Haupt- 
bestandUieil  der  Ernte  zum  Verkauf  gelaugt,  soweit  nicht  eine 
rmwandlnng  tier  Er/enirnisse  in  eine  Form,  welche  die  Aschen- 
bestandtheile  dem  Boden  erhält,  stattgefunden  hat,  wie  etwa  bei 
der  Umwandlung  von  Kartoffeln  in  Spiritus,  der  Zuckerrflben  in 
Zucker  und  die  betreffende  Fabrikationsrackstftnde  im  Wege  der 
Verflltterung  an  die  Thiere  dem  Boden  wieder  zugeffthrt  werden. 
Auch  kann  da,  wo  eine  Wirthschaft  über  namhafte  WiesengrOnde 
verfdgt,  die  Verarmung  der  dem  Fruchtanbau  gewidmeten  Acker- 
felder  zwar  aufgehalten,  niemals  aber  das  statische  Gleichgewicht 
der  Gesammtwirth Schaftsfläche  selbst  behauptet  werden,  da,  wie 
Settegast  zutreflend  hervorhebt,  ein  Hauslialt  dadurch  nicht  be- 
reichert Avird,  dass  ..man  die  Vorräthe  ans  Kellern  und  Kanunern 
zusammenschlej)i»t.  um  si<'  in  einem  Kaum  aufzuhäufen".  Je  gerin[rer 
der  natiirliclie  Keirlithum  an  Wiesen  und  Weide  ist,  je  mehr  die  i 
Wirthschatten  auf  die  Ahsat/erzeuuung  anucwiesen  sich  sehen,  um 
so  rascher  nuiss  daher  die  Boden  Verarmung  zunehmen,  wenn  dem 
Gesetz  der  ätoftlichen  Wiedererstattung  volle  Kücksicht  nicht  ge- 
tragen wird. 

^e  mittlere  Ernte  nut  dem  Hektar  enthält  an  Kohlenstoff  beUanllg  2400  kg 
und  von  anderen  Stoffen,  nämlich: 


Pflanxenart 

rkospkor- 

Stickitoff 

sftnre 

KaU 

kff 

kg 

Halmfrüchte    .    .  . 

60 

ao 

50 

75 

30 

110 

Zuckerrüben    .    .  . 

75 

36 

löO 

Futierrttben    .   .  . 

110 

40 

260 

30 

50 

200 

60 

12Ö 

80 

20 

90 

40 

126 

260 

eo 

160 
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rhosphor- 

Pflansenart 

Stiekatoff 

säure 

JUU 

kg 

im 

90 

2ö 

115 

40 

20 

60 

(Nach  dem  Handlmch  der  ges.  LandwirthBchaft,  U  Bd.,  8.  276.) 

Das  folgende  Bild  veranscliau licht  tÜr  die  mn/t'lnen  HctricbsHvstnu*  .  die  mit 
den  Ernten  ertol^rPiidf  F^ntnalinie  der  hcsoiKlcr»;  mrhtigreii  Mineiiilstullf,  talls  eine 
Düngnng  nur  mit  den  in  der  Wirthbchatt  i>elbi>t  gewonnenen  Stutfeu  ütattdndet, 
woM  fttr  alle  Sjsteme  gleiches  Klima,  der  Anbau  der  gleichen  Pflansen  nnd  die 
Art  der  Thierhaitun;:  zu  (Jrunde  gelehrt  ist.  (Vpl.  W.  Heike,  Die  Keldsysteme  u. 
die  Bodenersch(»pfnu^,  Aligem.  landw.  u.  forstw.  Zeitung,  Wien  1866,  mitgetheilt 
MO.  Kr  äfft,  u.  a.  O.,  IV.  Bd.,  S.  133.)  Die  Zahlen  haben  gelbstredend  nur 
nq^dehsweiäe  Itedeutung,  «eigen  aber,  dass  mit  der  zunehmenden  Inteatitftt  de» 
Beteiebe  auch  die  firschöpftmg  an  mineralischen  Bodennährstoffen  steigt. 
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$  11.  Fortsetzung;  Kaub-  uud  Stoftersat/.  wir thä chatten. 

Wirthschaften,  welche  dem  Grandsatz  der  stofflichen  Wieder- 
entatbing  nicht  gerecht  werden,  bezeichnet  man  als  Baub wirth- 
schaften, im  Gegensatz  zu  den  Stoffersatzwirthschaften; 

ia  welcher  Weise  aber  (bis  jeweilicre  DUn^rerdeficit  zu  decken  ist, 
Uber  dessen  (Jrosse  der  statische  Calcfil  auf  (Iniud  «ler  von  (\or 
ALTiciilturclienüe  l^c lieferten  Asclienaiialvsen  Auskunft  iriel»t.  kann 
nur  Von  Fall  zu  Fall  »'ntstliifilen  werden.  .T»*denfalls  hat  «las  im 
Hinblick  auf  dii'  in  (b'n  inens(  liliclien  Auswurfstotlen  enthaltrutui 
Xährbestandtheile.  welche  meist  nur  zum  cerinirsten  Theile  d»Mn 
Hoden  wieder  zugeführt  werden,  von  Liebiu-  beranfbesihworene 
Uespenatder  ßodenverarmung dessbalb  seinen  be(lnd»li(  ben Charakter 
verloren,  weil  in  den  künstlichen  mineralischen  Düngern  (Uilfs- 
dllDgem),  welche  die  Kunst  der  Chemie  in  einer  fOr  die  Pflanzen 
tnfitthmenUiigen  Form  in  voraussichtlich  unerschöpflicher  Weise  zu 
I   liefeni  vermag  (Phosphatr  und  Ealidflnger,  auch  kfinstliche  stick- 
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stoffhaltige  Düngemittel)  der  Ijaiidwirthschaft  das  Mittel  zur  Her- 
stellung des  statisohen  Gleicligewiclits  g(\L(('ben  ist.  Der  Zu  kauf 
von  Kraftfuttorniittt'ln  zur  Verfütterung  an  die  Tbiore,  die  Aus- 
beutung von  Mergellagern,  die  Nutzbariiiacbung  der  mineraliscben 
Bestandtheilo  des  Wassers  bei  der  Wiosencultur  etc.  wirkt  in 
gleicher  fiichtung.  Der  Gefahr  eines  Stickstoff  deücits  im  Boden 
kann,  wegen  der  Möglichkeit  der  Bindung  des  atmosphfiri sehen 
Stickstoffs  durch  die  Leguminosen,  durch  entsprechende  Frucht- 
folgen, wobei  in  den  Wurzelrflckständen  und  durch  die  sog.  Grfln- 
dfingung  der  Boden  immer  neu  mit  Stickstoff  bereichert  wird, 
selbst  ohne  Zuhilfenahme  kflnstlicher  BeidOnger  begegnet  werden. 

Anmerkung.  1)  In  seinen  Lahn-Phosphaten  und  Kainitlafirern  besitzt 
Deutschland  eine  J)iin<rerqiU'lle  von  uuschät/.hjirrin  Wi^rth.  Der  Kai  n  i  t  vt-rbrauch  im 
Deutschen  Ueich  hat  sich  von  1882  von  H(>4H8ö  Doppcltentnern  auf  2,4  Mill.  Dojipel- 
centuer  biti  18U1  gesteigert;  und  der  Get>ammtverbrauch  vun  diesem  wieiitigeu  Diiuge- 
mittol  in  diesen  10  Jahren  helftnft  sich  anf  10  Hill.,  im  Ausland  anf  12,6  Hill.  Doppel- 
centner.  (V{rl.  Märker,  Die  Kalidüngung  in  ihrem  Werth  für  die  KrhöhuuL'  und 
Verbilligung  der  landw.  Production,  1892,  welche  Schritt  dem  Gutsbesitzer  Schulz- 
Lupitz,  der  für  die  Bedeutung  der  KalidUu^rung  /.uerst  bahnbrechend  yorgin<r, 
gewidmet  ist.)  Die  inländische  Erzeugung  von  Thomasphosphatmehl  wird  tür 
1889  auf  (5,5  Mill.  Centner  angegeht  n.  dit-  vom  Aushiud  eingefiilirte  Menge  auf 
8 — 9000ÜÜ  Centuer,  wostu  noch  ruud  1  Mill.  Kohschlackc  tritt.  Nuueüteus  berechnet 
Wagner  den  Bedarf  der  deotschen  Landwirthschaft  an  Thomasschlacke  anf  10  Ißll. 
f'eutuer,  den  von  Superphosphat  auf  12  Mill.  f'entner.  Das  Thomasmehl  wird  ins- 
besondere tur  die  kalkarmen  äandbüden,  die  kalkarmen  Moorböd(>n,  die  anmoorigeu 
Böden,  die  humusreichen  kalkarmen  Wiesenbiiden  mit  bestem  Erfolge  angewendet. 

2)  Nach  neuerliclien  Arbeiten  von  Fr  unk  und  llcllriegel  ist  die  Annahme  be- 
rechtigt, dass  die  Bindung  des  atmospbftrischen  HtiekstoffH  durch  Yermittelung  eines 
Pilzes  I durcli  Svmhiosc '  crfnlgc  und  dass  mau  dahrr  in  l<  Lri!itiiiinsrnniliii.'''it  Jiodi  n  (»der 
in  soiüheu,  die  durch  Beigabe  von  nlmplerde''  iu  diesen  Zustaud  versetzt  wurden  sind,  die 
StickstofFbereichemng  der  Ackerkrume  ohne  künstliche  Düngemittel  in  der  Hand  hat, 
ein  Korschiuigsergebniss  folgenschwerster  Bedeutung,  das  in  dem  Wirthscbaftssystem 
von  Schulz-Lupitz  (Landw.  Jahrb.,  10.  Bd.,  S.  777)  seine  praktische  Erprobung  und  in 
einer  Reihe  von  grosseren  Wirthsehafteu  verstäudniiihvoHe  Nachahmung  gefunden 
hat  Hittelst  der  Kinptlügung  der  grünen  Pflanzenmasse  des  Leguminosenwnchses 
kann  man  also  den  Stallmist  gewissermaassen  direct  auf  dem  Felde  erzeugen, 
wobei  nach  dem  Gesetz  des  Miiiiunims  (siehe  oben  S.  42y  die  Kegel  zu  beobachten 
sein  wird,  den  anr  Gründüngung  angebauten  Stickstofisammlem  die  mineralisehen 
Nährstoffe  '  IMiosphorsäure.  Kali),  auf  kalkarmen  BSden  auch  Kalk  im  reichlichsten 
Maiusse  zur  Verfügung  zu  stellen,  d.  h.  .sie  gewissermaassen  mit  allen  Nähr^tofTen 
mit  Ausnahme  des  Stickstofl's  zu  überfüttern,  wodurch  sie  stickstoffliuugrig 
gemacht  und  veranlasst  werden,  den  atmosphärischen  Stickstoff  mögliehst  bis  ra 
der  unter  den  obwaltenden  Nfrliiiltnisscii  überhaupt  erreidibareti  Frenze  aus- 
zudehnen. Mit  einer  Kaliphusphatdüiiguiig  von  ca.  40  H.  pro  ha  kann  mau  auf 
armen  Sandboden  ca.  60 — 60  kg  Stickstoff  aus  dem  atmosphärischen  Hagaain 
herbeibtden.  welche  etwa  (}()  M.  an  Werth  repräsentiren  und  in  Wahrlieit  nahezu 
kostenlos  beschafft  sind,  weil  das  zu  ihrer  (Jewinnung  aufgewandte  Kali 
und  die  Phosphorsäure  zum  alkrgrossten  Tlieil  noch  bei  der  nachfolgeudeu  HaUn- 
frucht  zur  Wirkung  gelangen."  tv.  Thümen  in  Kühling's  Landw.  Zeitung,  1891, 
Nr.  24.)  Frid  \V a  t^n e r- Darmsladt  sagt:  _I)ie  Erkenntniss.  dass  der  UTiermessIicli 
grosüc  und  unerschöpflich  reiche Stick&totfvorratb,  der  luieht direct  oder  iudirect  allen 
CultnrpQanzen  sugünslich  gemacht  werden  kann,  nnd  dass  Phosphorsänre  nnd 
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Kali  g:ewigserinRa8sen  die  Fangarme  sind  fär  den  atmosphärischen  Stickstoff^ 
Phospborsiiurc  und  Kali  die  Mittel  sind,  welche  uns  das  Stickstoffinagasin  der 
Luft  und  theilweise  auch  das  StickstofFniH<ra/.in  des  M  (lo  rli  <»  d  en  s  erschliessen  — 
üese  Erkeuatniss  ist  e^,  durch  welche  die  Fabrikation  des  Sunerphoüphatä ,  die 
Hantdlnnf  der  KaUsalae«  die  Phosphatprodnktioii  der  Thomagwerke  eine  Bedenlnnp 
fttPOOniii  liahtii,  wie  wir  sie  in  frlcirhem  Ma,is<i>  zuvor  nicht  kannten."  Zur 
Qlutriruug  der  Wirkung  rationell  durchgeführter  üründ&ugung  ist  auf  die  neuur- 
fidiflo  Tersnche  auf  dem  Weilerhof  bei  Darmstadt  tu  verweisen,  wo  im  Jahre  1890 
aaf  den  ha  löO  Ctr*  organische  Tmckeusubstanz  mit  25()  Kilo  Stii  kstofT  und  ein 
mittlerer  Reinertrajf  von  70  f'tr.  vdni  lia  erzielt  wurden  (Landw.  Presse,  Nr.  25  von 
1892).  ,,In  den  Stickütoffmagaziueu  dvt  Luit  hubuu  wir  eine  Schatzkammer  erkannt, 
wcldie  einen  nnberechenbiir  gronen  Beichthnm  Ittr  die  Landwirthschaft  Urg^ 
und  aus  wclchrr  mit  vollen  Händen  zu  schöpfen  unsere  Aufpabe  ist....  l'nd 
eine  ähnliche  Schatzkammer  liegt  in  dem  Stickütolf  der  Moore,  insbesondere  der 
!Gedemngsmoore. . . .  Audi  diese  SHckstoffqnelte  Iftsit  rieb  mit  Phosphorsäure  und 
KaU  (tfTuen  und  reiche  Erträgnisse  wird  man  da  enMen,  wo  seither  sterile 
Flächen  das  Land  deckten  und  spärliche  Weitien  dem  hunfifomden  Vieh  sieh  boten". 
<WagDer.)  —  Als  Gründungspdanzeu  kummeu  je  uuch  der  Art  der  Böden  Lupinen, 
Stttdella,  Sandwicke,  gelber  HopHeii-  nnd  Bockbonddee  in  Betmcbt. 

8)  Die  Entnahme  Ton  Stickstoff,  Phospboreftnre  nnd  Kali  durch  die  Ernten 

wird  durcli  fnlfrende  Zahlenaufraben ,  entnommen  dem  „Handbuch  der  {.'es.  Land- 
«iitluchaft'',  L  Band,  S.  ötiO  ff.,  veranschaulicht.   Es  ist  enthalten  in  lOU  Theilen: 

Stickstoff    Phosphors.  KnH 

bei  fJetreidearten   1.60    2.20  0,.%    0,90  0,2S- 0.fi2 

„  Hülsenlrüchten  u.  Kleearten  3,ü&— ö,66  0,78    l,4ö  ().H<>  1.H5 

„  Rüben   —  0.75    1.18  0,85  1.45 

,  Oelgewächien   2,61    3.(>8  1,35   1,69  0,b\)  1.00 

f  ,  Rebholz   0,41  0,14  0.41 

*  ,  Trauben   0,17  0,14  0,50 

,  Kartoffeln   034  0,16  0,68 

Die  mit  einer  Jabresemte  von  der  Flicbeadnheit  entnommenen  Stoffe  nnd  das 

Maa«s  des  Wiederersatzes  lassen  sieh  unter  Zuhilfenahme  von  auf  Kinzel-.\nalys«'n 
M^estellten  Düugertabelleu  für  jedes  Gut  berechnen.  Ueber  die  hierbei  zu 
beachtenden  Qmndsitxe  nnd  die  danach  sn  verwendenden  Dflngennengen  sowie 
iber  das  richtige  Verhältniss  der  einzelnen  iMinjrerstofFe  zu  einander  {riebt  die 
l*ndwirthschaftli(  lie  l'rodiictionsU'hre  .Aulsefiluss.  IJesondere  Verdienste  auf  diesem 
(iebiet  durch  Klarstelluu^  der  Diiuguugstrage  uud  durch  Anweisungen  über  die 
pnktiM^  Yerwerthbarkeit  der  wissenschafUicben  Forscbnagiesgebnisse  haben 
Wagner-Darmstadt  nnd  M&rker-Halle. 

Aus  (Ion  vorstohondcii  Hctrai  lituiiirtMi  orG:i»'bt  Hicli  jcdontalls, 
das8  ciiip  Katibwirthschaft.  selbst  {» ri  v  a  twirthscliaftlirli  l»«'tra«;htvt, 
unter  den  n"4<'linässiireri  Verliältnisseii  der  (leu^enwart  (d.  h.  so- 
lange nicht  etwa  unbesiedeltes  Land  in  Fülle  zur  Verfüi^uuir  steht, 
^ie  in  N  ordaiiiori  ka  seither  der  Fall  prewc^son.  d(>ssen 
Fanner  das  ohne  Düngung  jahrelang  mit  Weizen  beatellte  Land 
nach  eingetretener  Erschöpfung  einfach  wieder  aufgaben,  um  andere, 
noch  angebrochene  jungfräuliche  Ländereien  in  Cultur  zu  nehmen) 
doch  nur  relativ  als  vortheilhaft  erscheinen  kann,  weil  mit  der- 
selben eine  Entwerthung  des  Bodenkapitals  Hand  in  Hand  geht, 
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weil  fornor  erschöpfte  Böden  erst  nach  längerer  Dauer  in  den  Zu- 
stand normaler  Fnu'litbarkcit  iiiid   jcchMifalls   nur  unter  xVut'wen- 
dung  tinair/ieller  erheblirher  Opfer  geltracht  werden  können.  DW 
auch  für  die  Landwirtlisrliaftspolitik  praktische  Frage  der  Bo<hMi- 
statik  spitzt  sich  nun  dahin  zu.  oh  unter  unseren  Verhältnissen, 
bei  denen  Ji'de.  auch  die  kleinste  bäuerliclie  Wirthschaft  für  den 
Verkauf  erzeugt,  d.  h.  Aschenbestaiultheile  des  IJodens  in  die  Städte 
und  (ianiit  nach  dem  Jetzigen  Stand  (h»r  Fäkalfrage  in  der  Kegel 
unwiederbringlich  ausführt,  die  Stoflersatz wirthschaft  sich  einge- 
bürgert habe  oder  ob  die  Baubbauwirthschaft  noch  fortbestehe. 
Diese  Frage  darf  für  die  grosseren  und  mittleren  Qüter  im  Allge- 
meinen bejaht,  für  eine  grosse  Zahl  der  bfiuerlichen  Anwesen  muss 
sie  leider  noch  immer  verneint  werden^).  Namentlich  sind  es  die 
ausgesprochenen  Körner-,  also  die  reinen  und  verbesserten  Dreifelder- 
wirthschaften.  die  dem  Gesetz  des  Stoffersatzes  noch  nicht  in  aus- 
reichenden Maasse  Ljerecht  werden:  denn  die  Sammlung  der  thie- 
rischen Dflngstoft'e  ist  noch  häutig  eine  sehr  mangelhafte,  massenhalt 
gehen  durch  ungenügende  Finrichtungen  der  Dängerstätten  werth- 
V(dle  Düngcr-Hestandtlieile  verloren,  die  Vielihaltung  ist  vielfach 
♦'ine  unucnügendf  uiul  die  Verwenihuig  mineralischer  Kunst-  um! 
sonstiger  Hilfsdünger  l>eginnt  doch  erst  seit  kurzer  Zeit  sieh  Balm 
zu  hrechen.    In  die  äussere  Erscheinung  tritt  di<'se  Kaubwirtb- 
sciiaft  als  Folge  eines  chronischen  Dflngerdeficits  durch  die  im  Ver- 
ghuch  zu  den  Stotfersatzwirthschaften  ungenügenden  Ernten  an 
Körnern  (auf  den  Hektar  bäuerlicher  Wirthschaften  20 — 30  Gentner. 
auf  den  rationell  umgetriebenen  Gütern,  z,  B.  in  Mitteldeutschland, 
50 — 80  Centner),  woran  freilich  die  mangelhafte  Bodenbestellung 
imd  Saatgutauslese  ebenfalls  Schuld  trägt*).   Das  „Jammerbild**, 

M  Bad.  landw.  Krluhwiijrin  vou  IV.  IUI..  S.  U)/ll:  Wiirttetiib.  landw. 

Erlii'hunjfeu  von  1HS4/S;').  S.  .\XIII;  Hj  ^sische  landw.  Krliebun-riii  von  18H4/hH. 
I.  Hd..  S.  25/2*) ;  Kl>a>^  Lmlirinjjrcn,  Untersuchung  über  die  La^v  der  Land- 
wirtiix  h.itt.  s.  lV):  Die  LandwirtliHchaft  in  Bayern,  8.  163.  8tati8ti<Lae  a^eole 
de  la  Frante  lhW2,  S.  2,'h'}. 

*)  ^Mnn  kann  j(*tzt  mit  derselben  WahrscIieinUchkeit  bei  Weisen  nnd  Hafer. 
insl)i's(»nd»-r»'  dar.  Ii  V»Tl)«"»i'riiii;r  der  an^rcbautm  und  Einführun}f  passender  neuer 
Sorten,  auf  eiue  Krntc  von  JSU  t'entuer  ä  Hektar  reelinen  wie  früher  auf  eine  solche 
von  4()  t 'entner. "  (Fiililin<rs  Landw.  Zeiisehr.  von  181)2,  ISo.  ly;  aber  dieite«  Ziel 
eben  duch  nur  '/..  auf  den  niittb  ri  ii  und  (^össeren  kapitalkräfti|^ett 
Wirthschaften  erreicht.  |)ie  Wort»  I.ichii^^'s :  „her  kh^ine  (irundei^entliiinter  ersetzt 
dem  Felde  ler^iinze:  mit  den  AuNwurtuu  des  eigenen  UaushalU»;  nahevcu  vuUütaudi^, 
MTM  er  demselben  nimmt,  der  grosse  fiihrt  Korn  und  Fleisch  den  ^^ntsaen  ffittel- 
punkten  des  Vcrbrauelis  /.u  und  verliert  darum  die  Ileding-uufj^en  ihrer  Wiedcreraeu- 
gunjr.  Nach  einer  Keilie  von  Jahren  ist  dieses  Land  eine  Einiide  wie  die  rtimijwh*' 
Campaifne"  (C'liemitsche  Briefe  47),  waren  schon  für  seine  Zeit  sehr  aufeehtbar,  sind 
es  aber  heutantage,  wo  die  mineralischen  UiUsdfingemittel  die  menschlichen  Ans- 
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welehes  Koppe  toh  der  Dreifelderwirthschaft  im  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  entworfen  hat,  ist  zwar  heute  in  dieser  Allgemeinheit 
nicht  mehr  zutreft'end,  doch  auch  keineswegs  völlig  verschwunden; 
imd  die  hesonders  rühmlichen  Aiisuahnien.  weU'lM*  zalilreiclie  l)auer- 
Uche  Wirthschatten  in  den  ((»ntinentalen  Staaten  aufweisen, 
namentlicii  in  der  Tingebung  grösserer  Städte,  wo  die  Versorgung 
des  Bodens  mit  menschlichen  Auswurtstoü'en  leichter  ermöglicht 
ist  lassen  den  Gegensatz  zu  den  Raubwirthschaften  in  anderen 
Gegenden  nur  um  so  greller  hervortreten.  Es  ist  Aufgabe  der 
späteren  Darstellung,  die  Mittel  zu  bezeichnen,  mittelst  deren  dieser 
Widerspruch  zwischen  den  Ansprachen  der  fortschreitenden  wirth- 
Bchaftlichen  Entwicklung  und  dem  Beharren  der  bodenbebauenden 
Bevölkerung  in  inationellen  Betriebsweisen  zu  lösen  ist;  an  dieser 
Stelle  genOgt  es,  auf  das  Vorhandensein  solcher  Widersprüche  hin- 
sttwelsen,  deren  Erklftrung  freilich  Denjenigen  schwer  Mlen  muss, 
welche  gewohnt  sind,  über  die  Vorgänge  des  Erwerbslebens  lediglich 
mittelst  des  nationalökonomischen  Kechenstifts  sich  zu  unterriehten, 
anstatt  auch  die  psychologischen  lOinwirkungen  zu  l)eachtcn.  auf 
Gnmd  deren  die  Wirthschaftsthätigkeit,  zumal  der  minder  gebildeten 
HevOlkeningsclassen.  so  häutig  eine  Ablenkung  von  den  Wegen 
erfährt,  auf  welche  der  wirthscbaftliche  Calcul  an  und  für  sich 
mit  ^othwendigkeit  hinweist 

Abschnitt  II. 
Weseu  und  Inhalt  der  Agrarpolitik. 

g  12.    Allgemeiue  Begründung. 

Unter  Agrarpolitik  versteht  man  den  Inbegritf  der  türuiid- 
Sätz«'.  Von  denen  der  Staut  bei  der  Ptlegc  des  laudwirthscluittliclicii 
Gewerlies  sich  leiten  lässt.  Kine  solche  staatliche  Ptlege  (land- 
wirt h  s  c  h  a  ft  1  i c  he  Sta  ats  t  ü  rso  rge  )  ist  in  alleji  Cultursiaaten 
wahrzunehmen  und  findet  ihre  Erklärung  und  Kechtlbrtigiuig  in  dem 


wurfstoffe  zu  tlieliea  geeignet  sind,  nnrit  viel  nielir.  -  T>;is<  iihri,rtns  ein  (Jiit 
auch  uhue  ZnliilftoahiDe  künstlicher  Diuigemittvl  im  »tuüüchL'u  Gleichgewicht 
lingereZett  erhalten  werden  kann,  veigi  die  Wirthschaft  Selchow,  die  im  Wetent* 
liehen  dies  Er^'bniss  durch  iiusf^edehntcu  Futterbau  (Kartoffeln,  Lu/.ome,  Seradella 
und  Lupinen  t  mit  Gründüngung  und  durcli  beste  Zusammeuhaltun^;  vun  Mist  und 
Oftlle  durch  ausgedehut«  T orfauweuduug  als  Conservirimgümittel  erzielt.  (Hit- 
«hriluigen  mu  der  deatoohen  LandwirUwchaftageseUschaft  von  1890/tfl,  Heft  29.) 
Biek«a¥erf  er,      Affwpolttik.  L  4 
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Interesse,  das  das  Staatsganze  an  dem  Wohlergehen  der  Land- 
beTÖlkerung  sowie  daran  hat,  dass  die  Bodencultiir  jederseit  den 
der  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  entsprechenden 
Intensitätsgrad  aufweist,  femer  in  den  Wechselwirkungen,  welche 
zwisclien  BodencuHur,  Wohlstand  der  Träger  des  landwirthschaft- 
lichen  Gewerbes  iiml  allgemeiner  Volkswohlfahrt  erfahrungsgemäss 
sich  geltend  machen.  Im  Einzelnen  ist  auf  folgende  Gesichts- 
punkte hinzuweisen: 

1.  Ein  V  or  w  ä  rt  ss  c  h  reite  n  i  m  hin <1  w  i  rth  sc  lia  t  tli  c he  ii 
Gewerbe  hat  von  jelier  sicli  langsam  vollzogen,  obwohl  von  Be- 
triebsgeheimnissen, wie  in  Gewerbe  und  Industrie,  nicht  gesprochen 
werden  kann,  da  ja  die  technischen  Vorgänge  gewissermaassen  im 
Freien  sich  abspielen  und  Jedermann  vor  Augen  liegen.  Als  Ur- 
sachen für  diese  Erscheinung  sind  anzuführen: 

a)  Gewisse  psychologische  Eigenthflmlichkeiten 
der  LandheTÖlkerung,  die  in  der  Eigenart  ihres  Gewerbes 
selber  wurzeln.  Der  landwirthschafUiche  Betrieb,  selbst  wenn  die 
Gegenstände  der  Erzeugung  eine  gewisse  Mannichfjütigkeit  ange- 
nommen haben,  verläuft  von  Jahr  zu  Jahr  in  einer  gewissen  Begel- 
mässigkeit  und  Stetigkeit,  die  für  den  Landmann  fast  den  Charakter 
des  Gesetzmiissigen  annimmt  und  ihn  jede  Durchbrechung  des 
eing(»b'bten,  geregelten  Ganges  der  VVirthschaft  als  eine  unlit'bsame 
Störung  ilberkomnicncr  Gt«wohnheiien  inid  Kegehi  enipliiuifu  la^^t: 
wir  es  der  Vater  und  Grossvater  gemacht,  will  es  auch  der  Solm 
halten. 

Hierzu  kommt,  dass  die  Abgeschlossenheit  des  Lebens,  die  Enge 
des  Kreises,  in  dem  er  sich  bewegt,  das  geringe  Maass  fachlicher  Hil- 
.  dung,  welches  er  sich  anzueignen  Gelegenheit  hat,  natnrgemäss  den 
geistigen  Horizont  des  Bauern  Torengen  und  ihn  unfähig  machen,  den 
Gründen  und  innersten  Ursachen  seines  wirthschaftlichen  Yer&lls 
nachzuforschen;  nur  stark  im  passiven  Ertragen  von  Ungemach  fehlt 
ihm  die  Spannkraft  zu  activem  Widerstand,  und  misstrauisch  gegen 
Alles,  was  gegen  die  überlieferten  Gewohnheiten  yerstösst,  hält  er  an 
den  ererbten  Bräuchen  und  Lebensweisen  mit  zähem  Sinn  auch  dann 
noch  fest,  wenn  die  Macht  der  Verhältnisse  eine  Aendenmg  im 
Sinne  stärkerer  Anspannung  der  Krätle  des  Hodens  durch  rationelleren 
Betrieb  gebieterisch  heisriien.  Man  weiss,  dass  kaum  ein«»  neu»' 
Culturptlanze,  ohne  dem  zäiu'strn  Wi(b'rstand  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung zu  begegnen,  hat  eiugerühri  werden  küiuii'u:  der  Kartoffel- 
bau, vielfach  auch  der  Kleebau  musstou  polizeüicli  erzwungen  wer- 
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den;  ohne  solchen  polizeilichen  Zwang  wftre  die  Viehzucht  moist 
nicht  auf  dem  Stand,  auf  dem  sie  sich  bei  uns  in  Doutschland  im 
Allgemeinen  befindet:  tur  <lie  Vei-tilLrunu  der  Schädlini^'e  <ler 
Pflanz»'iiwidt  ist  ersterer  auch  lunito  nocli  kamn  zu  entlMdiren.  Mau 
weiss  nu  llt  minder,  dass  da,  wo  das  (M'ldi't  dfs  iiolizidlichcii  Zwanufes 
endet,  nur  im  Weir»-  niülisanistcr.  ausliarrendster,  uctluldiu^ster  Be- 
It^hrung  Erfolge  sicli  er/.ielcii  lassen;  das  laudwirthschaftUche  Ge- 
nossenschaftswesen z.  B.,  für  Deutschland  jedenfalls  eines  der  wirk- 
samsten Heilmittel  gegenflber  der  dermaligen  Krise  —  ist  weder 
ein  dem  bäuerlidifn  (Jeistesleben  entspmngener  Gedanke,  noch 
hat  dieser  Gedanke  ohne  Weiteres  in  den  Dorfgemeinden  Wmrzel 
gefasst;  es  hat  vielmehr  Oberall  der  grOssten  Anstrengungen  be- 
durft, um  die  bäuerliche  Bevölkerung  mit  dem  Wesen  des  Ge- 
nossenschaftsprincips  zu  befreunden.  In  der  Betonung  dieser  Yer- 
hSltnisse  liegt  kein  Vorwurf  gegen  das  bäuerliche  Element  und 
Nichts,  was  für  letzteres  kränkend  wäre;  denn  diese  Felder  und 
Mänirel  seines  Wesens  erklären  sich  theils  aus  dem  Maass  <ler 
ihm  /uirani^lichen  Hihhiim-,  theils  st»dien  sie  im  iniiii:;st<'n  Zusaminm- 
hanir  mit  jenen  CharaktoreiL^fiiscIiatten  des  ruhigen  Hehant'iis  und 
der  foiiservativen  < iesinnuiigswei>e.  welche  den  Bauernstand  gerade 
wieder  zu  einem  so  weilhvolh-n  l^lenu'ut  des  Staatswes»'ns  eilifhcii. 
Man  muss  ah(«r  nl>er  jene  dem  Bauernstand  gewissermaassen  in- 
härenten Fehler  und  Mängel  sich  klar  sein,  wenn  man  nicht  in 
Bezug  auf  die  Anforderungen,  die  man  an  ihn  betreffs  des  Maasses 
der  Selbsthilfe  stellt,  zu  ungerechten  Folgerungen  gelangen  will. 

Je  geringer  die  Durchschnittsbildung  der  Landbevölkerung 
ist,  je  ungünstiger  die  äusseren  socialen  Verhältnisse  sind,  unter 
denen  dieselbe  lebt,  um  so  stärker  [»liegt  sich  dessen  passiver 
Widerstand  gegen  Beformen  im  Gebiet  der  Bodencultur  geltend 
2u  machen,  um  so  schwieriger  erweist  sich  die  Aufgahe  für  die 
in  solchem  Sinne  wirkende  obere  Staatsfflrsorge ,  um  si^  \\eniger 
hleihen  ihr  Täuschungen  erspart  ').  In  diesem  .lahrhumh-rt,  mit 
der  SprenLninu  der  alten,  die  hauerlirhf  lievrdkerun«/  moralisch 
und  iiitellectuell  unginntiL^  heeintlusst  haheuden  gutsherrlicheu  Ver- 
^as^ung,  mit  der  \  »»rbesserung  des  Vtdksschulwcsens,  mit  der 
Verdichtung  der  Verkehrsmittel  hat  sich  jener  Charakterzug  viel- 


*>  ^Es  f^hört  zn  don  srhwit'ritr>»ton  Aufi;al)cn  »Ifr  inni  ttTi  Vtrwaltunp.  den 
Bncr  TorwArts  za  ürbiben,  ohne  dann  «r  die  Abtticht  merki;  sviue  Entwicklung  zu 
fSidini,  ohne  sie  ans  ibraa  tigMithfinilielieii  Bftliiieii  benuiaxtiheben.''  (Kiehl  in 
BtoBiaclili*!  desttchem  Staatswörterbnch,  Art.:  ^Baaeiustand.") 

4* 
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fach  abgeschwächt,  ohne  indess  gänzlich  Terloren  gegangen  zu  sein. 
Mit  ihm  muss  daher  auch  heute  noch-  die  Agraipolitik  rechnen, 
und  wenn  sie  —  zumal  im  Gebiet  der  Technik  —  die  firflher  häufig 
angewandten  Mittel  des  gewaltsamen  Zwangs  im  Grundsatz  ver- 
meidet, so  vennaof  sie  doch  auch  jetzt  noch  nicht  durchweg  ohne 
solclie  Maassregeln  (lurchzukommon.  wie  die  späteren  Darlegungen 
über  die  Aufgaben  im  Gebiet  der  Landeskultur,  der  laudw.  Polizei 
etc.  zeigen  werden^). 

b)  Mittellosigkeit  der  LandbevGlkerung.  Bei  Allem 
ist  sehr  wohl  zu  beachten,  dass  jeder  Culturfortschritt  in  der  Begel 
nicht  bloss  ein  Mehr  der  Bethätigung  an  persönlicher  Arbeitskraft 
und  wirthschaffcUcher  Einsicht,  sondern  auch  die  Aufwendung  be- 
stimmter Geldmittel  (Kapitalien)  zur  Voraussetzung  hat  und  dass, 
wo  li't/.t<'rt'  fehlen .  auch  die  einsichtigste  Agrar]»olitik  tauben 
Ohren  predigen  wird.  Je  mittelloser  der  Bauernstand,  um  so 
schwieriger  fallt  es,  ihn  auf  Wege  zu  leiten,  die  ihn  befähigen 
würden,  dem  von  ihm  bewirtlischafteten  Boden  lirdiere  I^rträgiiisse 
abzugewinnen,  weil  ohne  bestimmte,  wenn  auch  im  gegebenen  Fall 
kleine  Vorauslagen  jene  Wege  nicht  gangbar  sind.  Der  Ueber- 
gang  von  der  Weidehaltung  zur  Stallfütterung,  von  der  reinen 
Brache  zur  besömmerten,  die  Verwendung  besserer  Bodengeräthe, 
die  Anflanzung  von  Obstbäumen  und  vieles  Andere  könnte  im  ge- 
gebenen FaUe  die  Erträgnisse  des  Bodens  und  damit  die  Wohl- 
standslsge  der  Bebauer  zu  steigern  sehr  wohl  geeignet  sein,  muss 
aber  wegen  der  Unmöglichkeit  der  hierzu  nOthigen  Mittelbeschaffung 
gleichwohl  häufig  unterbleiben.  Die  in  diesen  Verhältnissen  be- 
grflndeten  Schwierigkeiten  wachsen  in  dem  Maasse,  je  mehr  die 
kleinbäuerliche  Bevrdkenmg  überwiegt  und  in  Staatswesen,  wo 
diese  den  vorhcnst  henden  Bestaiidtlieil  der  grnndbesitzenden 
Klassen  bildet,  erwacliseii  daher  der  oltersten  landwirthsciiaftlichen 
Staats fürsorge  besomlere  Aufgaben,  die  an  Staaten  oder  Staatstheile 


')  Vgl.  das  bekannte  Wort:  „Wenn  der  Bauer  nicht  muss,  rührt  er  weder 
Hand  noch  Fnsa."  Bltmunileran  Ton  Anssprüchen  Über  bänerliche  (^hnraktereigen- 
schiilten  in  (\  J.  Weber 's  „Demokritos**,  AnswabI  in  3  Bünd(  n,  Htilin.  III.  Bd. 
S.  tr.  Hau,  a.  n.  ().,  {$44  Ha«rt  g^mw.  rirliti;,'-:  „Der  Zustand  «Ut  Laudwirflisrhaft 
in  einem  Lande  hängt  grussentheik  von  den  Kegierungsuuiassregelu  ab,  die  ihr 
Sehnte  und  Untentfltxnng  gewähren,  und  die  Erfahrung  leigt,  dass  nicht  gerade 
die  von  der  Natur  am  nifi.sfou  j^eseg'netou ,  sondern  die  am  hosten  rf_ri<'rtrTi 
Linder  am  schönsten  angebaut  sind**,  wobei  in  der  Note  aul'  Portugal  ver- 
wieien  wird,  „wo  ungeaditet  eines  höchst  milden  Klimas  doch  die  eine  Hälfte  dna 
Land*  >  ndc  liegt,  die  andere  nur  schlechte  Gemeinweiden  enthllt".  Ob  dies  auch 
heute  noch  sutriffl? 
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mit  günstigert  ii  Besitz veriiäitiiiäseu  nicht  oder  doch  in  geringerem 
Maasso  liorautreten. 

c)  Besonders  störend  für  die  Entwicklung  zum  Besseren  und 
VoUkommonoren  muss  dieser  Umstand  wirken,  wenn  der  ruiiige 
Gang  der  allgemeinen  TolkswirthschafUichen  Entwicklung  Hem- 
mungen und  Störungen  erfährt,  die  im  landwirthschafüichen  Ge- 
werbe mehr  als  in  anderen  Enrerbsthätigkeiten  empfindlich  wirken, 
weil  jenes,  vorwi^nd  mit  festen  Kapitalien  arbeitend,  den  je- 
weiligen Aendenmgen  des  Yerkehrslebens  nicht  rasch  zu  folgen 
vermag  und  daher  sich  genöthigt  sieht,  in  bestimmten  Formen  des 
Wirthschaftens  auch  dann  noch  zu  verharren,  wenn  solche  mit  den 
veränderten  Verhältnissen  nicht  melir  im  iiinklan«:  stellen.  Nun 
i^t  aber  das  landwirthschafbliche  (Jewerbe  wohl  zu  keiner  Zeit  von 
solchen  Erschütterungen  h<'imL'"esn(']it  worden,  als  in  <b'r  /.weitfii 
Hälfte  dieses  Jahrlnuiderts,  web-be  im  (Jetolgf  der  iuni/.t'itli"  htMi 
Entwicklung  des  Verkehrswesens  uiul  des  dadurch  ermöglichten 
Wettbewerbes  fernster  Productionsländer  aufgetreten  sind;  Er- 
schütterungen, die  um  so  heftiger  in  ihrer  Wirkung  waren,  als  sie 
zeitlich  mit  einschneidenden  Aenderungen  auf  dem  <iel)iete  des 
Wirthschaftsrechtes  —  mit  der  Gewährung  weitgehender  socialer 
Freiheitsrecfate  und  .einer  denkbar  grossen  Freiheit  der  wirthschaft- 
lichen  Bewegung  tlberhaupt  —  zusammentrafen;  als  gleichzeitig 
die  Landwirthschaft  auch  in  ihren  kleinsten  Besitzgruppen  melnr 
und  mehr  in  mne  ihr  bis  dahin  fremd  gewesene  Geld-  und  Gredit- 
wirthschaft  hineingedrängt  wurde,  ohne  dass  alsbald  tiberall  die 
richtigen  Formen  gefunden  worden  wären,  dieses  Geld-  und 
Creditbedürfniss  zu  befriedigen.  Indem  die  grosse  Masse  der 
bäuerlichen  lievölkerung  in  einer  verliältnissmässig  kurzen  Spanne 
Zt'it  aus  dem  Zustand  einer  gewissen  sociab'u  und  wii-tbschaftliclien 
Abhängigkeit  durch  eine  <iesetzgebuiig  grossen  Stik-<  in  (Icnjenigen 
vollster  Unabhängigkeit  und  einer  nahezu  schrankenlosen  wirth- 
schaftlichen  Freiheit  versetzt  wurde,  war  die  unausbleibliche  Folge, 
dass  nicht  immer  und  überall  von  dieser  Freiheit,  zumal  im  (Jebiet 
des  Credits,  ein  vernünftiger,  maassvoller  Gebrauch  g(Mnacht  wurde, 
während  der  Zunahme  der  Creditverpilichtungen  und  den  wachsen- 
den sonstigen  geldlichen  Verbindlichkeiten  gegenüber  (fBr  die  An- 
sprache des  Staats,  der  Gemeinde  und  des  eigenen  Hauses)  die 
auf  ein&cheren  Verhältnissen  gegrOndeten  flberkommenen  Wirth- 
schaftsformen,  wiederum  namentlich  in  der  breiten  Hasse  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung,  sich  mehr  und  mehr  als  unzulänglich  erwiesen. 
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Seit  dieser  Zeit  in  viel  IiöIkmciu  Maasse  als  frfllier  «larauf  anic«'- 
wiesen,  für  den  Markt  zu  i)rodiuiren,  d.  h.  die  Kr/oii^niisse  der 
Wirthscliaft  in  Geld  umzusetzen,  befanden  sicli  Tausende  von  Land- 
wirthen  gleichwohl  in  einer  ständigen  Geldklemme,  weil  ihnen  die 
Anschmiegimg  an  die  Hedürfhisse  dos  Marktes  nur  schwer  und 
theilweise,  wegen  der  höheren  Anforderungen  an  die  Beschaffen- 
heit der  Waare  von  Seiten  der  Abnehmer,  wohl  auch  gar  nicht 
gelang.  Und  in  diesen  denkbar  schwierigen  Uebeigangsprocess 
setzte,  wie  erwähnt,  zuerst  langsam,  dann  aber  mit  immer  rascheren 
StOssen,  eine  bis  dahin  unbekannt  gewesene  Wettbewerbung  ent- 
le^^(Mier  Erzeuguugsgebiete  als  neuer  störender  Factor  yerwirrend 
ein.  Alle  diese  einer  gedeihlichen  Entfaltung  des  landwirthschaft- 
liehen  Berufslebens  feindlich  sich  in  den  Weg  stellenden  Hennn- 
nisse  haben  daher  den  Aufgahel)*»!  cic  h  der  Agrarpolitik  der  oin- 
zelnen  Staaten  sehr  erheblicli  erweitert:  und  die  besonderen  Ursachen, 
welche  diesen  Hemmungen  zu  (irundt»  lieircn.  niussten  Veran- 
lassung sein,  früherhiii  weniger  nöthige  oder  entl)ehrliche  Veran- 
staltungen nunmehr  ins  Werk  zu  setzen.  Die  Agrarpolitik  ist 
daher  heutzutage  —  trotz  der  relativ  hohen  Stufe  der  Technik  des 
landwirthschafüichen  Gewerbes  im  Vergleich  zu  früheren  Zeiten 
—  ein  besonders  wichtiger  Theil  der  allgemeinen  Staatspolitik 
geworden  und  wird  diese  Wichtigkeit  anscheinend  noch  fBr  lange 
Zeit  behaupten;  denn  es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  gerade  im 
Landvolk,  seiner  vorherrschenden  Charaktereigenschaften  willen,  eine 
vorhandene  Nothlage  viel  eher  MutUosigkeit  als  energisches  Auf- 
raffen erzeugt  und  dass  es  desslüEtlb  verfehlt  wftre,  den  anzustre- 
benden Heilungsprocess  von  der  werkthätigen  Selbsthilfe  der  Be- 
theiligten allein  zu  erwarten. 

2.  Das  allgemeine  staatliche  Interesse  an  de  ni  1  a  n  d  - 
"wirthschaftlichen  Gewerbe  ist  zwar  ganz  vorwiegend  auf  die 
Bedeutunfr  zunlck zuführen,  w  elche  mit  der  wachsenden  Bevölkerungs- 
zahl der  ausreichenden  Nalirungsniittclversorgung  des  Landes  zu- 
kommt. Doch  ist  es  nicht  bloss  ilieses  Productionsinteresse,  welches 
ein  förderndes  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  den  Entwicklungsgang 
der  Landwirthschaft  zum  Zweck  der  Emporhebung  derselben  auf 
eine  höhere  Stufe  der  Technik  rechtfertigt,  sondern  auch  das  In- 
teresse an  dem  Wohlergehen  der  Landbevölkerung  Uber- 
haupt,  d.  h.  daran,  dass  diese  letztere  wirthschaftlich,  social  und 
politisch  einen  den  flbrigen  Gliedern  des  YolkskOrpers  ebenbflrtigen 
Bestandtheil  darstelle  und  nicht  durch  Ökonomische  Yerkflnimerung 


Digitized  by  Google 


§  12.  ungemeine  Begründung  der  Agrarpolitik« 


55 


ihrer  DascinsbodingunL^i'n  quantitativ  und  qualitativ  zunickijolie, 
womit  dann  aucli  das  landwirthschaftliclu»  Produtionsiiitcresse 
selber  wiodor  i^otäiirdot  wäre.  Es  genügt,  in  dieser  Beziehung 
bauptsächlicü  üenrorzuheben: 

a)  Die  auf  die  Bodenbewirthschaftung  angewiesenen  Glieder 
der  Volksgemeinschaft  stellen  ungeachtet  der  Zunahme  der  städtischen 
BeTOlkemng  auch  heute  noch  in  den  meisten  Staatswesen  einen  an- 

sehnlieluMi  Briichtheil  der  Gesammtbevölkorunc:  dar;  dio  wirthschaft- 
liche  Kraft  dos  Staatos,  seine  finanzielle  Leistungsfähigkeit  wie  jene 
der  übriijon  Zwangsgemeinsciiaften  (Kreis.  Oenieinde)  ist  daher.  >vo 
jenes  der  Fall,  zu  einem  Theil  in  Abhängigkeit  von  der  jeweiligen 
Lage  der  Landbevölkerung  selber. 

b)  Der  sociale  Aufbau  eines  StaatskOrpers,  an  dem  die  Land- 
wirthschaft  einen  wesentlichen  Antheü  hat,  geniesst  mannichfache 
VoRüge  Tor  jenen  Staatswesen,  in  denen  die  Landwirthschaft 
gegenüber  der  Industrie  zurdcktritt;  denn  gegenflber  der  fluc- 
tuirenden^  unruhigen,  in  Stftdten  zusammengedrängten,  von  den 
augenblicklichen  Geschäftsconjuncturen  abliüngigen  und  manchmal 
lieschäftigungslosen  Arbeiterwelt  weist  die  grosse  Masse  der  land- 
wirthscliaftlichen  Kleinbesitzer  wesentlich  Lnnistigere  Daseins- 
bedingnuLTtMi  schon  desshalb  auf.  weil  wenigstens  einen  Theil  der 
von  ihr  benötingten  Nahrungsmittel  ilire  eigene  Arbeit  bescliafft 
und  daher  jene  Nothstände,  welche  das  „Arbeiterproletariat''  der 
grossen  Industriecentren  zeitweilig  heimsuchen,  auf  dem  flachen 
Lande  unbekannte  Erscheinungen  bilden.  Wie  denn  hier  überhaupt 
die  (jegensätze  von  Beich  und  Arm  nicht  in  dem  Maasse  scharf 
sich  gegenübertreten,  wie  in  den  Sammelpunkten  des  städtischen 
Gewerbfleisses,  zumal  der  Grossindustrie. 

c)  Die  Landbevölkerung  in  ihrer  Eigenschatt  als  Consument 
von  Erzeugnissen  des  stüdtisclien  (rewerbfleisses  ist  ein  wesent- 
licher Factor  für  (his  wirths(  liatlliche  (iedcihen  des  letzteren:  je 
wirtlischaftlich  kräftiger  sie  selber  ist.  um  so  aufnalimefäliiger  wird 
sie  für  diese  Erzeugnisse,  um  so  befruchtender  wirkt  sie  auf  die 
Belebung  von  Gewerbe,  Grossindustrie  und  die  davon  abhängigen 
Handelsgeschäfte  ein.  Wie  sehr  auch  mit  der  Verbessenmg  der 
Verkehrsmittel  von  Land  zu  Land  und  dem  wirthschaftlichen  Auf- 
seUiiss  entfernter  Gebiete  die  Absatzmöglichkeit  der  Industrie 
nach  Aussen  in  diesem  Jahrhundwt  gewachsen  ist,  bleibt  doch  die 
Bedeutung  eines  grossen,  aufiiahmefähigen,  inneren  Marktes  nach 
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wie  vor  unvermindert  bestehen:  jede  Stadt  weiss  zu  würdigen,  was 
ein  wirtlisi  haftlich  kräfti<Tes  Hintorland  für  sie  und  ihr  goworb- 
liches  Aufblühen  bedeutet,  und  jeder  städtische  Gewerbe-  und 
Handeltreibende  ist  sich  der  Einwirkuii<j:<Mi  einer  Schwäcininc:  der 
Kaufkraft  der  Landl)evölk(M"uim-.  wie  sie  sclion  durch  eine  eiiizlL^»' 
weniger  günstige  Ernte  iH'rbeiüetührt  werden  kann,  sehr  wohl 
bewusst.  Diese  günstige  Wechselwirkung  zwischen  dem  Wohlstand 
auf  den  Landorten  und  in  den  Städten  kann  daher  ein  f5rdenides 
Eingreifen  des  Staats,  selbst  mit  Aufwendung  von  allgemeinen 
Staatsmitteln,  ^ auch  vom  Gesichtspunkt  der  städtischen  Interessen 
aus,  als  wohlgerechfertigt,  ja  nöthig  erscheinen  lassen*). 

d)  Die  Art  der  Beschäftigung,  welcher  sich  die  LandbevölkenniLT 
hingiebt,  und  ihre  gesammte  Lebensweise  ist  eine  der  (Gesundheit 
zuträglichere  als  diejenige,  welche  in  den  Städten  naturnothweudig 
Platz  greift:  zumal  die  ärmere  städtische  Bevölkening  verfällt 
leicht  in  Folge  der  ungünstigen  Einflüsse  des  fortgesetzten  Arbeitens 
in  geschlossenen  Arbeitsrftumen  und  des  Wohnens  in  räumlich  un- 
zulänglichen und  sonst  mangelhaft  heschaffenen  Wohnstfttten  dem 
körperlichen  Siechthum,  während  auch  der  unhemitleltere  Land- 
bewohner sich  seine  körperliche  Kraft  und  Frische  bei  der  regel- 
mässigen Beschäftigung  in  freier  Luft  zu  erhalten  vermag.  Der 
körperlichen  und  häufig  auch  moralischen  Degeneration  eines  Theils 
der  städtischen  Bevölkening  gegenüber  bildet  daher  die  Land- 
bevölkerung ein  heilsames  IJ egengcwicht  und  die  nachwachsende 

*)  H.  List  (Die  Tln'«)ri(^  (\vs  nationalen  Systoms  d»*r  politischen  Oekonomie, 
neu  aul'gelcgt  1877 j  beleuchtet  umgekehrt  die  giiustige  £in>%irkuug  der  „Mauufactur' 
auf  die  nAgricultnr"  durch  Erwdterting  des  Absatzgebiete«  filr  landw.  Prodncte 
und  dadurci»  lierbeifjoführtp  Preissteifferunf;  und  Kentenzunalinio.  sowie  dureh  den 
wohlthütigen  Einfluss  des  pesteij^erten  {reislijren  Lebens  (Erfindungen  und  Ent- 
deckungen) anf  da«  flache  l^aud.  «Die  höchste  Theilnng  der  Oesch&fte  und  die 
höchste  Conföderation  <ier  prodnctiven  Kratte  bei  d»'r  muterielleii  Troduction  ist  die 
der  Apricultur  und  Maunlactur  .  .  .  VAuv  Xatimi  die  bloss  Agricnltur  treibt.  i<t 
ein  Individuum,  dem  in  seiner  materiellen  l'roduction  ein  Ann  fehlt/  So  richtig 
diese  Sätxe  sind,  so  wird  doch  der  Gedankengang  der  Schrill  selbst,  der  auf  hohe 
S(  biitz/.ölle  für  die  Industrie  bei  viilliir  freier  Einfuhr  der  Boden  er/.en^'- 
nisse  itiii/Jelt  („die  Nationen  sind  um  so  mächtiger  und  weiser,  je  mehr  sie 
Fabrikwaaren  ausführen  und  je  mehr  sie  Lebensmittel  und  Kohstoffe  eiuRihren") 
und  sich  in  dieser  Mexiehuug  mit  einseitigen  mercaiftilistischen  Ansdiaunn^ren  deckt, 
heute  nicht  ohm  ^\  ii  (b'r-iiinich  bleiben  kr»nn«'n ;  wobei  freilich  wohl  /u  bcu  bten 
ist,  dass  List  out  cuier  durch  die  ueu/.eitlicheu  Verkehrsiustrumeute  enuügiichteu 
Massenfiberschwemninng  des  enroiiftischen  Marktes  mit  landw.  Ersengnissen  andenr 
Länder  bei  Abfassung  seiner  Schrift  nicht  rechnen  konnte,  obwohl  er  in  der  Vor- 
ahnung der  L'mwiil/.uug  der  Wirthschalts-  und  Verkehrsverhältuisse  durch  das 
(damals  noch  in  den  Windeln  liegenden)  Eisenbahntransportwesen  alle  Zeitgenossen 
an  prophetischem  Blick  weit  fiberragt  hat. 
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'ieneratioi:.  «lie  si»'  aus^ciKict,  IxMieiitt't  oftmals  «'in»'  lUiitaiiririscliiiiip; 
der  in  krtrpprlicli»'  Schwät  lH'  vertallonden  städtisclu'ii  ( icsi  hlcchter 
vou  nicht  zu  unterschätzcniior  hy,i?i«'nischer  IJuth'iitung:  und  man 
hat  desshalb  das  Landvolk  mit  Kocht  als  den  „Jungbrunnen'^  der 
Volk8?(^m  ein  Schaft  bezeichnet  Mit  aus  diesem  Grunde  stellt  das 
Landvolk  im  Yerhältniss  zu  seiner  Menge  auch  das  ansehnlichste 
Kontingent  für  die  bewal&iete  Macht,  ein  Moment  von  besonders 
folgenschwerer  Bedeutung,  zumal  in  den  continentalen  Staatswesen. 

<•)  Kn<ilifh  ist  auch  hier  noch  einmal  «laraut"  hinzuweisen,  dass 
das  Lanflvolk  vermöge  der  ihm  innewohnenden  Charaktereigen- 
schaften und  Lebensanscliainin-jen.  die  ein  Product  seiner  Lebens- 
und Wirthschaftsweise  siud,  in  der  Kegel  einen  ausgeprägten  Sinn 
nicht  nur  fOr  Beligion,  sondern  auch  für  die  Erhaltung  des  Be- 
stehenden im  Staate  aufweist,  so  dass  man  nicht  mit  Unrecht  den 
städtischen  Btligem  und  Proletariern  als  „den  Mächten  der  socialen 
Bewegung*^  den  Adel  und  die  Bauern  als  „die  Mächte  des  socialen 
Beharrens*^  gegenübergestellt  hat  (Riehl).  Wie  das  Landvolk  in 
seiner  eigenen  Wirthschaftsfahnuig  bedächtig  am  Traditionellen 
festhält  »nid  nur  langsam  und  schwerfällig  zu  Neuerungen  sich 
»^ntschliesst.  so  sind  ihm  auch  gewaltsanu»  Aenderungeii  im  weiteren 
Umkreis  des  gesellschattlichen  und  staatlichen  Leiiens  un\villk(Mnmen 
und  Vou  jeher  hat  daher  das  Landvolk  als  eine  der  sichersten 
Stützen  für  Thron  und  Altar  gegolten  und  die  geltende  Verfassung 
findet  in  ihm  ihren  treuesten  Wächter.  (Seite gast.) 

Freilich  gilt  dies  Alles  nur  insolange,  als  dem  Landvolk  auf 

«lern  ererbten  oder  erworbenen  Besitz  die  Bedingungen  des  Ge- 
deihens in  Wirklii  likeit  geboten  sind.    Di«'  agrarischen  riinihen 
und  Schil(lerhel)ungen  im  alten  Hellas  und  Hoiu  und  die  Hauern- 
«iiitstfunle  fies  Mittelalters  reden  in  dieser  Hinsicht  eine  sehr  deut- 
liche Sprache.    So  verhangnissvoU  j)tleg»'n  in  der  Tiiat  die  Kück- 
wirkimgen  eines  Niederganges  der  Landbevölkerung  wirthsehaftlich, 
soeial  und  politisch  auf  das  Staatsgauze  zu  sein,  dass  es  kaum 
pine  wichtigere  Regieningsaufgahe  gieht,  als  diejenige,  welche 
«larauf  abhebt,  die  Bewohner  des  flachen  Landes  vor  ökonomischem 
Verfall  zu  bewahren.   „Der  Zustand  und  das  Schicksal  der  Land- 
virthschaft  sind  das  Schicksal  des  Volkes/*   (Settegast)  Man 
bat  die  Landwirthsehaft  sehr  häufig  das  Fundament  des  Staates 
genannt  und  damit  der  Ueberzeugung  Ausdruck  geben  wollen,  dass 
du  Staatsgebäude  selber  gefiUirdet  wäre,  wenn  jenes  Fundament 
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ins  Wanken  kommt.  Man  liat  die  Landwirthschaft  aucb  als  Rfick- 
jrrat  (U's  Staats  uihI  dainit  bildlich  als  den  wichtigston  Hoytandtheil 
(los  staatlichen  Oriraiiisimis  bezeichnet,  dessen  (Icsundheit  um 
WohlerLreheii  von  der  <icsuii<lheit  und  dem  Wohlergehen  der 
erstereil  al)h;inirip:  und  Itedintrt  ersclieine.  Und  die  Lobs]»rücli>\ 
die  dem  Laiidbau  und  dem  Landvolk  seit  alter  Zeit  /u  Theil  ge- 
worden sind,  bilden  in  denkbarer  Mannichl'altigkeit  doch  nur  eine 
Umschreibung  immer  eines  und  desselben  (Gedankens  von  der 
Wichtigkeit  der  Hrtialtung  eines  gesunden,  wirtlischaftlich  kraftigen 
Bauernstandes  und  von  der  daraus  entspringenden  Nothwendigkeit 
einer  thatkräfligen,  dieses  Ziel  stetig  im  Auge  behaltenden  Staats- 
*  fOrsorge.  Denn  wie  L.  von  Stein  sagt:  „Es  gibt  wenig  Dinge, 
die  der  Landwirthschaft  an  allgemeinem  Interesse  gleichkommen, 
gar  keines,  das  sie  flberträfe/*  Aber  auch  das  ist  erwiesen,  dass 
wo  immer  die  Staatsgewalt  in  froherer  Zeit  die  bäuerliche  Be- 
Tölkerung  ihrem  Schicksal  flberiassen  hat,  sie  entweder  von  der 
liildfläche  verschwand«'!!  ist,  wie  in  Kngland  und  Scbottlaiid.  oder 
im  wirthschaftliclien  Kleiid  zu  verkoininen  dndit.  wie  in  Irlaml  und 
einzelnen  Piovin/en  Italiens.  Nirgends  mehr  als  in  ihrer  An- 
wendung auf  die  landwirthschaltliche  Hevölkeruiig  ptlegt  .^ich  die 
Politik  des  biisser  faire  et  laisser  aller  zu  rächen  :  nirgends  mehr 
als  bei  dieser  tritlt  es  zu,  dass,  wenn  sie  einmal  zu  einer  gewissen 
Stufe  der  Verarmung  herabgesunken  ist,  sie  nach  ihrer  ganzen 
psychisclien  Veranlagung  gar  nicht  mehr  im  Stande  sich  befindet, 
aus  solchen  Zuständen  ohne  fremde  Hilfe  sich  herauszuraffen.  In 
dieser,  in  besonders  eindringlicher  Weise  durch  die  neueste  italie- 
nische Agrarenqu§te  bestätigten  Thatsache  liegt  eine  besonders 
dringende  Mahnung  wie  Bechtfertigung  für  eine  den  bäueriichen 
Interessen  Bechnung  tragende  und  sie  fördernde  kräftige  Agrar- 
politik. 

Du  Mittelalter  uud   die   spätereu  .lalirhunderte  venuuchtuu  sich  zu  einer 
richtigen  Wflrdigiiiig  des  Banenmtandes  nicht  anfituraffen ,  wie  denn  die  Ter* 

konnuii«:  seiner  Bedentun«r  in  dem  Wort:  mstiea  tri-ns.  optima  flens.  pes>ini;i  rifltn< 
drastisch  zu  Tage  tritt;  die  Laudbevölkemng  Jahrhunderte  hindurch  lediglich  die 
contribueuH  misera  plebs,  ;;ut  dazu,  die  Launen  der  Grosseu  zu  befriedigen.  Wie 
ander»,  wenn  die  Zendnvesta  den  Landmann  die'  f»Qnellie  des  l'eberHnsses''  nenat 
und  <'icero  v<»n  dejn  Ackerban  sa«rt:  Omiiinm  renim.  ox  quibns  aliquid  cniKiiiiritnr, 
nihil  est  agricultura  melius,  nihil  uberius,  niliil  dulcius,  uilül  homiue,  nihil  üben» 
dignins!  Weitere  literariRche  Blomenlese  snm  Loh  dei  Ackerbanm  bei  Roscher, 
a.  a.  0.,  S.  70  ff.  V-l.  anrli  Ran.  a.  ».  ()..  II.  !?d.,  S.  89.  Richtige  Würdigung 
des  Bauernstandes  am  Ii  im  kanonischen  Hecht,  welches  für  den  Ackerbau  eine 
besondere  liegünstigung  Hchon  desshalb  verlangt,  weil  er  Gottesfurcht  uud  Gereclitig- 
keit  in  höherem  tirade  als  irgend  ein  anderer  Erwerbszweig  lehre  und  dadurch  den 
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(.'üarakter  deijeuigeu  veredle,  wulehu  ihm  ubUegeu.  j,Der  bR\N  «'rsinHU  musü  iu  allem 
rieher  Bin  und  gefördert  werden",  sagt  Eyn  cristlich  ennanuufj:,  «denn  sin  arbeit 

tat  allen  ebenniessifr  not  vom  kaysrr  an  bis  zu  den  mindesten  der  menschen,  und 
ist  siner  hende  werck  insonderheit  eri'nhaft  und  {rottg'efellifj.  Darumb  schützen  ihn 
peistliehe  und  wenitliche  reclit",  eine  Ansicht,  die  l'reilich  Jahrhunderte  hiiifjf  ein 
frommer  Wim^rh  blieb.  (Vgl.  Janssen,  Geschichte  des  deutschen  Volks,  I.  Bd., 
S.  40:^.'  l'nd  was  Mt'itzt'ii  (znnäc)ist  in  Aiiwi-ndiui;:  auf  dii'  I'n'ussisflir  [.aiici- 
wiithsichaft)  schön  betont:  dass  weil  sicli  aus  der  Liuidwirths<hatt  alle  anderen 
Stinde  und  Erwerbsiweige  ergftnsen  und  danach  die  Bediugnn(>'en,  unter  denen 
jene  lebt,  über  den  Charakter  der  Ciesammtheit  entscheiden,  der  bestimmende 
l'mstand  nicht  genug  zu  würdigen  sei,  dass  dem  Ijuidwirlh  von  seinem 
Ikideu  uns  Arbeit,  Kleiss,  Oenügsamkeit,  Besonnenheit  aiier/.(»},'en  werden,  aber  auch 
Emst,  Innerlichkeit,  Frömmigkeit  und  geringe  Werthschätzung  des  Aeusserlichen, 
■owie  w iderstandstaliige  Maiiiihattif,'keit,  Pflichttreue.  friMtliei  Miitli  in  Mülie  und 
üeüahreu  —  mag  auch  für  andere  Staatswesen  mit  einer  noch  gesunden  Landbe- 
vSlkenuig  lotieffend  tein. 

g  13.  Aufgaben  und  Grundsätze  der  Agrarpolitik. 

Zu  einer  planvolleii  lainlwirtliscliaflliclioii  Staatsfürsorire  wie 
zu  einer  schöpferischen  ThätiLrkeit  auf  volkswirthschaftlicheni  Gebiet 
fiberhaupt  wird  der  Staat  immer  erst  dann  izelanuen,  wenn  die  Auf- 
fassimsf  sich  durchgeningcn  hat.  dass  die  staatliclie  Organisation 
noch  etwas  mehr  bedeute  als  das  Mittel,  den  Angehörigen  Schutz 
und  Sicherheit  des  Besitzes  gegen  rechtswidrigen  Eingriff  darzu- 
bieten; dass  sie  yielmehr  die  höchste,  von  wirthschaftlichen,  sitt- 
lichen und  religiösen  Ideen  erfüllte  Interessengemeinschaft  aller 
in  ihr  Lebenden  darstellt,  in  der  jedes  einzelne  Glied  des  Tiel- 
gestaltigen  Organismus  Förderung  seiner  wirthschaftlichen  wie  sitt- 
lichen Zwecke  durch  den  Staat  imd  seine  Machtmittel  zu  erwarten 
und  zu  beanspnichen  habe.  Der  Staat  als  eine  wirthsc haftliche 
Gemeinschaft  hat  danach  die  rtlieht,  darüber  zu  wachen.  (ia>s  di« 
wirthscliaftliclie  Kraft  eines  Jeden  zur  freien  Kntfaltiing  «xelanii^e 
und  dass  ihm  Hilfe  werde  in  der  T^'seitiLnnm-  der  ihm  für  diese 
Entfaltung  ent<^egensteheiiden  Schranken:  al>  eine  sittliclie  (ie- 
meinschaft  wird  ilim  die  Aufiralje,  darüher  /.ii  wachen  und  dafür 
zu  sorgen,  dass  in  der  Art  der  Bethätiginin  der  wirthschaftlichen 
Kräfte  der  Einzelnen  die  allgemein  irflltiircn  (Jesetze  guter  Sitte 
nicht  zu  Schaden  kommen;  und  als  roliiiinse  Gemeinschaft, 
die  Ton  den  Gedanken  christlicher  Barmherzigkeit  sich  beherrschen 
Iftsst,  wird  er  auftretende  Nothstände  Einzelner  und  ganzer  Berufs* 
kUssen  nicht  ohne  Weiteres  als  das  naturgesetzliche  Product  ge- 
schichtlicher Entwicklung  gelassen  hinnehmen,  sondern  diese  Zu- 
stände auf  ihre  Besserungsmöglichkeit  prfifen  und  wenn  möglich 
die  erstrebte  Besserung  herbeiführen. 
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Der  hier  gekonnzoichnotp  Standpunkt  ist  also  von  den  beiden 
Extremen:  der  volkswirtlischaftliclien  Omnipotenz  des  Staats 
auf  der  (JnmdlaL:»'  einer  eudänionistisclien  l^evormundunir  des  ire- 
samniten  wirtlisciiaftlichen  Lebens,  welche  dem  17.  u.  18.  .lalirlmndert 
eigenthflmlich  ist.  und  dem  (irundsatz  ..der  \  (»IkswirthscliaftliclitMi 
Verwaltuni^slosiü^keit*'  (von  Stein), die  ihre  wissensoliaftlieh»' 
Hegriindung  in  der  sog.  Manchesterlelire  tindet,  gleich  weit  ent- 
fernt. Er  weist  vielmehr  dem  Staat  in  der  Ordinmg  auch  der 
wirthschaftlichen  Angelegenheiten  eine  maassvoll  waltende  Thäti-j- 
keit  zu,  und  findet  die  Begrfindung  für  dieses  wirthschafUiche 
Walten  in  der  Erwägung,  dass  die  „Entwicklung  des  Ganzen  durch 
das  Maass  der  Entwicklung  des  Einzelnen  gegeben  sei**  und  dass 
demgemäss  die  Kraft  der  Gemeinschaft  das  Mittel  abzugeben  habe 
für  die  Entwicklung  der  wirthscbaftlichen  Einzelgebiete  Für  die 
grundsätzliche  Gestaltung  der  Agrarpolitik  ist  im 
Uebrigen  Folgendes  zu  beachten: 

1.  Jede  Staatsfttrsoige  auf  wirthschaftlichem  Gebiet  muss  auf 
alle  Fälle  von  der  Grundanschauung  sich  leiten  lassen,  dass  Jeder 
Einzelne  zunächst  selber  fOr  die  Folgen  seines  Thuns  oder  Unter- 
lassens verantwortlich  bleibt,  und  dass  daher  jede  Art  des  staat- 
lichen Eingreifens  zu  vermeiden  ist,  die  das  (letüiil  der  wirth- 
s  ('  h  a  t  t  1  i  (•  Ii  e  u  S  e  1  h  s  t v  e  r  a  n  t  w  o  r  1 1  i  c  h  k  e  i  t  schwächen  oder  gar 
aul'liclM'ii  müsste:  weil  JimIc  hierauf  ahziclciide  Politik  nicht  in  einem 
Staatswesen  mit  im  (Jrundsatz  freier  wirthschaftlicher  l?ewegllIlL^ 
sondern  nur  in  einem  socialistischen  Zwangsstaat  Raum  hätte.  Die 
Aufgahe  der  Agrarpolitik  kann  daher  wie  jede  Politik  auf  dem  Ge- 
biet <les  Erwerbslebens  nicht  die  sein,  dem  Einzelnen  eine  auskömm- 
liche Existenz  zu  gewährleisten,  gleichviel  welches  Maass  von 
persönlicher  Arbeitskraft  er  aufbieten  will  und  kann:  wohl  aber 
die,  jedem  Einzelnen  die  Möglichkeit  der  Tollen  wirthschaftlichen 
Bethätigung  nach  Maassgabe  seiner  Kräfte  und  Fähigkeiten  inner- 
halb der  bestehenden  Rechts-  und  Sittenordnung  zu  eröffnen.  Die 
Aufgabe  der  Agrarpolitik  wird  also  vornehmlich  darin  bestehen, 
einmal  gewisse  Schranken  und  Hemmnisse,  die  einer  Ton  der 
jeweiligen  Zeitlage  geforderten  Bewirthschaftungsweise  entgegen- 
stehen und  deren  Ueberwältigimg  dem  Einzelnen  nicht  geliugt, 
mit  den  Mitteln  der    Gesetzgebung   und   der   Verwaltung  aus 
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dem  Wege  zu  rftnmen  (negative  Seite  der  LaadwirthBcluifks- 
Politik);  und  daxttber  hinatts  den  staatlichen  Beistand  Uberall 

da  eintreten  tu  lassen,  wo  ohne  diesen  ein  nach  den  gegebenen 
Cultiir-  V»'rh;iltnissen  gebotener  Fortschritt  zum  Schaden  des 
Staatsganzon  nicht  oder  nur  schleppend  sich  vollzöge  oder  wo, 
»'liPiifalls  zum  Xaclitheil  der  ülu'igen  Olieder  der  Vtdksgeiueinschaft, 
die  grundbesitzenden  Klass»'ii  «lurch  unverschuldete  Ursaclu'u  zeit- 
weise in  Noth  und  Hedrängniss  zu  gerathen  (iet'ahr  laufen  (posi- 
tive Seite  der  Landwirthschattspolitik).  Zu  dieser  Auftassung  seiner 
TolkswirthschafUichen  Thätigkeit  hat  sich  der  Staat  freilich  erst 
spät  emporgerafft;  und  im  Gebiet  der  Lantlwirtiischaft  sehr  viel 
später  als  in  denjenigen  der  Industrie  und  des  Handels.  Unter 
der  Herrschaft  des  Mercantilsy stems  waren  Worte  wie  die 
Ten  SuUy:  „le  pftturage  et  le  labourage  sont  les  deux  mamelles 
de  r^tat**  Tereinzelt;  erst  mit  Quesnay  und  der  von  ihm  begrOndeten 
phy  siokratischen  Schule,  in  Deutschland  erst  mit  dem  Auf- 
treten der  Käme ralisten  versteht  man  die  Bedeutung  derLand- 
wirthschat!^  und  die  Nothwendigkeit  nachhaltiger  staatlicher  Förderung 
richtiger  zu  würdigen. 

2,  AVeil  alle  Stände  der  V<dksgeiueiiisrhaft  gleichen  Anspruch 
Hilf  Schulz  und  Förderung   ihrer  Interessen  haben,  so  wird  die 
Agraq^olitik   nicht   mit  Mitteln  arbeiten   dürfen,  die   von  einer 
Schädigung  anderer  Volksglieder  begleitet  wären.  Jede  einseitige 
Interessenpolitik  ruft  einen  Kampf  der  versdiledenen  Hrwerbs- 
gnippen  gegen  einander  wach,  den  zu  entfesseln  der  Staat  als 
oberster  Hflter  der  gesammten  Volkswohlfahrt  vor  Allem  sich 
hlU»n  muss.    Wie  wichtig  daher  auch  die  in  dem  Grund  und 
Boden  festgelegten  Interessen  sind,  so  darf  doch  der  Staat  im 
Grundsatz  niemals  zu  einer  einseitigen,  die  allgemeinen  Yolks- 
interessen  missachtenden  Agi  arpolitik  sich  verleiten  lassen,  wobei 
freiHeh  eine  bestimmte  Einzel-Maassregel  der  landwirthschaftlichen 
Staats fürsorge.  selbst  im  Falle  einer thatsächlichen  Schftdigiuig  anderer 
Bev^»lkerunL:^khl^sell,  iinti-r  rniständen.  nämlich  dann  gereclit fertigt 
sein  kann,  wenn  auf  andere  Weise  die  den  landwirthschaftlichen 
Interessen  drohenden  <iefaliren  sich  nicht  abwenden  lassen.  Das 
tireuzgebiet,  auf  dem  solche  Interessengegensätze  sicli  am  nu'isten 
abspielen  können  luid  thatsächiich  abspielen,   ist  (hisjenige  der 
Fleisch-  und  Brodversorgung  des  inländischen  Markts,  da  die 
Gesaountheit  der  nicht  dem  landwirthschaftlichen  Berufsstand  An- 
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gehörigen  im  Allgemeinen  einer  thunlichsten  Verbilligung  der 
Brod-  und  Fleischpreise  natuigemäss  zusirebi»  während  die  Land- 
wirthschafttreibenden  im  Grossen  und  Ganzen  das  umgekehrte 
Interesse  haben.  Die  Agrarpolitik  muss  daher  auf  diesen  schwierigen 
Grenzgebieten  mit  besonderer  Vorsicht  verfahren,  es  wird  aber 
nur  eine  ziisfleich  einsichtsvolle  und  starke  Reo^ennig  das  richtige 
Maass  in  der  Durclitülininix  (k-r  lii^r  in  Kodo  stehenden  wirth- 
schaftspolitisclieu  Maasänabme  einzuhalten  und  zu  behaupten  wiesen. 

3.  Im  Uebrigen  wird  eine  Agrarpolitik  auf  wirkliehe  Erfolge 
nur  rechnen  dtirfen,  wenn  sie  ihre  Maassnahmen  unter  gewissen- 
hafter Berflcksichtigang  des  Gewordenen  und  Seienden  trifft  und 
jedes  Schematisiren  streng  yermeidet  ;  je  mehr  sie  individualisirt,  | 

um  so  erfolsjeicher.  je  mehr  sie  generalisirt,  um  so  wirkungsloser  ! 
"wird   ihr  Bemühen   bleiben.    Thatsäehlieli  /.eii^t   denn   auch   die  j 
Aszrarpolitik  der  versehicdencn  Staatsi^obiete,  oliwfdil  im  (jrunde  ^ 
(hissclbe  Ziel  verfolucnd ,  im  Einzelnen  ein  denkl»ar  buntes  Bibl: 
Erfolge,  die  mit  bestimmten  Maassnahmen   im  gegebeiuMi  Fall 
erzielt  wurden,  verbüri^en  niclit,   dass  eine  Nachahnuing   dieser  l 
Maassnahmen  an  anderer  Stelle  gleiche  Wirkung  habe:  und  so 
sehr  ein  aufmerksames  Verfolgen  der  landwirthschaftspolitiselien 
Aufgaben  lud  ihrer  DurchffUirung  von  Land  zu  Land  für  jede 
Regierung  unerl&sslieh  ist,  so  würde  doch  jedes  rein  mechanische 
Beschreiten  des  gleichen  Wegs  manche  Enttftuschung  bereiten. 
Vor  Allem  trifft  auch  hier  wieder  der  tiefgreifende  Gegensatz 
zwischen  Lftndergebieten  mit  vorwiegend  grosserem  und  solchen 
mit  vorwiegend  kleinem  Grundbesitz  zu  und  der  Zuschnitt  der 
landwirthschaftlichen  StaatsfQrsorge  muss,  wenn  Misserfolge  ver- 
hütet werden  wollen,  hier  ein  wesentlich  anderer  sein  als  dort. 

4.  Wie  die  ganze  Staatspolitik,  so  ist  auch  die  Agrar- 
politik in  den  grossen  Ztigen  ihrer  Gesammtgestaltung  abhängig 
von  dem  geltenden  Becht,  also  auch  von  den  überkommenen 
Grundlagen  der  allgemeinen  Staats-  und  Wirthschaftsordnung;  diese 
letztere  bildet  die  Schranken,  innerhalb  deren  jene  sich  zu  bewegen 
hat ;  und  wenn  diese  Gnmdlagen  im  Einzelnen  vielleicht  auch  an- 
fechtbar sijul,  so  würde  doch  die  Agrarpolitik  in  den  Bereich 
von  Utojtien  sich  verlieren,  wenn  sie  mit  Phlnen  und  Aufgaben 
sich  befas^^en  wollte,  welche  zu  ihrer  Verwirklichung  die  vöUigo 
Beseiti"jung  der  gelteiulen  St.iats-  und  Wirthschaftsordnung  zur 
Voraussetzung  haben.    Eine   wisseuächaftliche   Darstellung  der 
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Agiarpolitlk  wflrde  zwar  ihren  Aufgabenkreis  zu  eng  umschreiben, 
wenn  sie  sieh  auf  eine  Schilderung  des  Erreichten  beschränken 
wollte;  sie  soll  auch  Zielpunkte  aufstellen,  kann  aber,  wenn  sie 
daraufhält,  mit  realon  Verhältnissen  zu  rechnen,  doch  nur  die 
närhstc  Zukunft  im  Auge  haix'n.  niclit  ahcr  die  möirlicht'  Ent- 
wicklung zu  völliii  anderen  Zuständen  der  Verfassung  und  Wii'th- 
hchal'taordnung  iu  einer  ferneren  Zeit^). 

5.  Khensoweniir  ahcr  als  die  AirrariHilitik  sich  ins  Ziellose 
verlieren  soll,  <larf  sie  verknrM-heni  und  der  Staat  würde  seine 
Aiifirahe  verkennen,  wenn  er.  unheküinmert  um  den  Fluss  der 
Ereignisse,  Formen  des  Keckts  und  der  Verwaltung  beibehalten 
wollte,  welche  zu  dem  anders  gewordenen  Leib  des  landwirthscball- 
liehen  Körpers  nicht  melir  passen. 

im  Gegensatz  zum  F  ri  v  a  tr e  c  Ii  t .  welches  die  rei  htlichen 
Beziehungen  der  Einzelwirthschaften  unter  einander  auf  einer  im 
tiefsten  Rechtsbewusstsein  eines  Volkei^  wurzelnden  Grundlage 
nrdnet  und  dessiialh  —  einmal  coditicirt  —  regelmässig  auf  lange 
Zeit  hinaus  unverändert  sich  erhält,  ist  das  Kecht  der  wirth- 
sehaftlichen  Verwaltung,  als  der  Niederschlag  der  zur  Herr- 
schaft gelangten  Ideen  tiber  die  jeweilige  Stellung  des  Staats  zur 
Volkswirthschaft,  im  Einklang  mit  dem  ununterbrochenen  Fluss  des 
wirthschaftlichen  Lebens,  in  stftndiger  Bewegung  und  wird  nur  da, 
wo  letzteres  selber  erstarrt,  ebenfalls  dem  Versteinerungsprocess 
unterliegen.  Die  treibenden  Krftfte  im  TolkswirthschafUichen  Leben 


*)  Sehr  treffend  bemerkt  in  dieser  Hinsicht  Knies  (Politische  Oekonomie  vom 
jTf^chichtlichen   Standpunkt,   1883,  S.  485):  1>hs.s  nur  wirklich  Möf»- 

liches  und  Krreichbiircs  ins  Auge  pefassl  werde,  ist  ohne  Kra^^^e  die 
er&te  Forderung,  welcher  die  Volk8wirthälehre  hier  zu  genügen  huU 
Wie  triMibend  die  Anfjg^be,  wie  Uber  alle  Haassen  ▼ortrefflScli  fBr  das  mttlich-politische 
Leben  diT  Vrdker  es  erscheinen  möchte,  wenn  etwa  alles  niatiM-ielb*  f'Tijrcniigt'n  und 
Leiden  für  alle  noch  so  viele  Kinzelnen  entfernt  oder  in  allen  3Icnscheu  die  werk- 
tbitige  Uuverdrossenheit  in  dem  Schaffen  für  Andere  hervorirenifen  würde,  so  lassen 
nth  doch  dergleichen  Zielpunkte  aut  dem  wirtli'^chaftlii  1'  n  (lebiete  .so  wenig 
^rrfirhen,  wie  von  der  Heilkunde  die  Btsrifi<_''iit)^'-  (\f<  Tipili^,  obwohl  sie  ilm  tort- 
wühreod  bekämpft  und  innerhalb  einer  gewis.sen  Üeäcliraukuug  mit  Erfolg  bekämpft, 
la  UMrer  Zeit  kamt  man  rieh  mit  einem  so  rohen  Beispiele  beiirnüdren,  da  es  eine 
R'dlc  in  der  Wirklichkeit  gespielt  hat.  Das  Sprichwort,  dass  der  Kciiid  des  (ititen 
dai  Bessere  iüt,  oder  sagen  wir  lieber:  das  Beste,  erhält  einen  neuen  Sinn,  wenn 
maa  das  Beste  als  unmöglich  ansehen  mnss.  Während  diejenigen,  welche  Druck 
»mpfinden  und  beachtenswerthe  Fordenuigen  erheben  könnten,  nur  als  ungefügige 
<iÜeder  jedes  (Jemeinwcsens  erscheinen  werden,  wenn  sie  mit  überhaupt  unerlull- 
barea  Ansprüchen  auftreten,  wenden  sich  Diijuuigeu,  welche  im  Genuss  misslicher 
Vortbrile  sind  und  flbr  jgigertftndnlsse  bereitwillig  gemacht  werden  könntm,  leicht 
aocb  TOD  dem  MdCflichen  ab,  wenn  das  Unmögliche  verlangt  worden  ist.** 
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ZU  beobachten,  die  Stellung  des  Staat»  ihnen  gegenüber  für  eine 
gegebene  Zeit  zu  bestimmen  und  danach  die  praktischen  Schluss- 
folgerungen zu  ziehen,  ist  zunächst  Aufgabe  der  Staatspolitik;  die 
Wissense  ha  ft  übeischreitet  aber  sicher  nicht  die  ihr  gezogenen 
Grenzen,  wenn  sie  ihrerseits  ähnliche  Betrachtungen  anstellt  und 
die  danach  gebildete  Theorie  zum  Ausgangspunkt  formulirter 
Forderungen  für  das  wirthschaftspolitische  Verhalten  des  Staats 
nimmt;  wenn  sie  also  Über  eine  blosse  Kritik  des  geltenden  Wiith- 
schaftsrechtes  hinaus  zutreffendenfalls  för  eine  den  veränderten  Ver- 
hältnissen anzupassende  F  o  r  tb  i  1  d  u  ii  u;  oder  U  ni  f  o  r  in  u  ii  ^  dieses 
Rechts  eintritt.  Je  vielgestalti^rerund  verwickelter  di(^  Beziehungen  der 
wirtlischattliclieii  Interesseiikreise  unter  einander  werden,  je  stärken» 
Heil)uniren  im  Käderwerk  der  hier  thätiaen  Kräfte  sich  fühlbar 
uiaclien,  um  so  nudir  lumdelt  die  Wissenschaft  als  treue  Dienerin 
des  Staats,  wenn  sie  recbtzeitig  auf  Uemmuugen  und  Stönuiireii 
und  auf  die  Mittel  der  Abhilfe  hinweist,  also  auch  zu  ihrem  Theil 
bemüht  ist,  gegen  einen  etwa  vorhandenen  lähmenden  Stillstand 
in  der  wirtbschaftlichen  Gesetzgebung  anzukämpfen  oder  vor  einer 
bestimmten  Richtung,  die  letztere  einnimmt,  ihre  warnende  Stimme 
zu  erheben^). 

{).  Das  'rhätiLrkeitsgi'biet  der  Agrarpolitik  selber  ist  /wcifaclier 
Art:  thoils  verdiclitet  es  sich  zu  bestimmten  Hechts  normeu, 
welche  das  Berufsleben  der   landwirthsckaftlichen   Bevölkerung  j 
unter  sich  und  mit  anderen  Ständen  regeln  und  beeinflussen, 
theils  tritt  es  in  Gestalt  von  fördernden  Einzelmaassnahmen  und 


')  Die  j:ruii(lsjit/li(  Iic  Kirhti|>-kcit  der  in  diesem  Buch  festfriilmlteiien  idt  ali- 
stiscbeu  MoUiode  im  Gegensatz  zu  der  historiscli  -  physiologischen  Metiiode 
RoHCber's  kaun  nicht  zutreffender  als  mit  deu  W<irten  Eisenhart' s  Ui.  a.  0» 
S.  234  f[.)  gegseichnet  werden:  ^HeclitsniüsenschHtt  und  Nntionalökoiiomik  hab«i 
es  mit  Nichten  nur  mit  dem  (Je^rebenen  «»Was  ist  und  wie  ist  es  j^ewfirden?"' i  zu  i 
tbon,  Boudem  ....  sugleicli  mit  dem,  wa^  in  ihm  verwirklicht  werden  s^iU,  mit 
seiner  Uestimmmiir  oder  Idee,  die,  insofern  und  insoweit  sie  noch  nidit  verwirkliclil 
ist,  ein  über  ihr  waltende»  Ideal  bleibt,  dm  die  allean  dam  beAhigte  WitsenscLift 
zu  erl'ortichen  und  damit  allerdin^K  das  Leben  xu  leiten  hat  ....  Wenn  es  über- 
hanpt  die  AnQgrabe  der  WisHenschaft  ist ,  das  VerstiindniHH  des  \nelvenH;hlaD^eB 
Lebens  dnrcb  eine  IterutsmäsKigv  Forschung  zu  emiitti  ln,  so  aehliesst  sich  unmittel- 
bar daran  die  andere,  lasst  sich  von  ihr  <rar  nicht  trennen  nml  l*"»  linrt  mit  rnr 
Erkvuutuiha  dieäcü  Lebcuü,  dasselbe  uul  seine  Erfolge  zu  pruten,  beobachtete  l^uckcD 
in  der  Oonseqnens  seines  Etttwieklungrsgang«B  IHoss  zu  legen  und  vermöge  ümt 
ihrer  tieferen  Krkenntniss  seines  Wesens  mit  eigenen,  aus  demselben  gewJitjlftwi 
Entwürieu  ausxulüllen.  Was  Alles  nicht«  Anderes  heisst,  als  die  Fortbildung  des 
Lebens  Anleiten .  • . Daher  denn  „die  letzte  Gestalt ,  welche  die  organisch«» 
Wissens«  halt  in  der  bistoriBchen  Schule  gewonnen  hat.  sich  docb  in  ihrer  vor- 
nehmen Ablelinting  jeder  praktisch  fortbililenden  Tendenz  ebensowenig  haltbar 
erwiesen  hat,  als  dereiuttt  aui  dem  Boden  ihrer  juristiticheu  iichwester". 
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Veranstaltunf'eii  in  die  äussere  Erscheiminij:.  In  ihrer  Uesammt- 
heit  bilden  jene  (ias  land  wirt  hschaftliche  Verwa  Itun  - 
recht,  diese  die  la n  d  w  i  rt h sc  ha ftl  iche  V  erwal tu n gspfl ege. 
Landwirthschat'tsrecht  und  Landwirtlischaftspflege,  der  Niederschlag 
der  Agrarpolitik,  werden  und  müssen,  als  das  Product  theils  gege- 
bener landwirthschattlicher  Verhültniase ,  theils  der  herrschenden 
Auffassung  der  Stellung  des  Staats  zur  Yolkswirtbschaft,  länder- 
und  zeitweise  eine  sehr  Terschiedenartige  Ausgestaltung  aufweisen. 

Im  Ausgang  des  vorigen  Jalirhunderts  und  in  der  ersten 
Hftlfte  dieses  Jahrhunderts  ist  die  Agrarpolitik  im  Wesentlichen 
von  der  Aufgabe  in  Anspruch  genommen,  den  Grund  und  Boden 
and  seine  Bebauer  Yon  den  Fesseln  zu  befreien,  die  in  Form  schwer 
lastender  Herrschafts-  und  DienstbarkeitsTerhftltnisse  den  gesamm- 
ten  Bauemstand  schwer  bedrflcken  und  ein  Vorwärtsschreiten 
desselben  zu  höherer  Bodencultur  unmöglich  machen;  mit  dem 
Auftreten  Liebig's,  dem  Aufschwung  der  naturwissenschaftlichen 
Richtung  in  der  Landwirthschaft  und  der  Ftille  von  neuem  Licht, 
welches  die  Wege  der  Landwirthschaft  von  da  ab  crliellte,  begann 
in  einem  Maasse,  wie  kaum  zuvor,  ein  thatkräftiges  Einsetzen  der 
Staatsfürsorge ,  diese  wissenschaftlichen  KrruuLrenschafteii  in  die 
Praxis  überzuführen:  heute  bat  die  Entfesselung  des  Verkehrs, 
welcher  die  ganze  Erde  umspannt,  in  Verbindung  mit  einer  auf 
freiester  Grundlage  aufgebauten  Wirthschaftsordnung,  das  land- 
wiithschaftliche  Gewerbe,  ungeachtet  alles  technischen  Forts<'hrittos, 
in  ebenso  ungeahnte  als  schwierige  Lagen  rersetzt,  deren  Herbig- 
kdt  zu  mildem  den  Brennpunkt  der  modernen  Agrarpolitik 
bilden.  Um  ein  völlig  richtiges  Bild  der  Agrarpolitik  der  Ver- 
gangenheit und  Gegenwart  zu  erhalten,  müsste  ihre  Darstellung 
fniliGh  zu  einer  Specialschildenmg  der  Verhältnisse  aller  wichtigere^ 
Euuelstaaten  sich  erweitem.  Eine  solche  zu  geben  liegt  aber  nicht 
in  der  Absicht  dieses  Handbuchs  und  eine  erschöpfende  und  richtige 
Wiedergabe  ist  wohl  nur  in,  diesen  besonderen  Zweck  verfolgenden 
Specialwerken,  wie  solche  zahlreich  vorliegen,  möglich  und  aus- 
führbar ').    Wohl  aber  kann  und  nuiss  eine  Darstellung  der  Agrar- 


*)  Vgl.  die  in  der  Literaturübursicht  verzeichneteu  amtliclieu  Werko  über  die 
hmiw.  Ziurtinde  einselner  Stastflgelriete  und  die  Y«rwaltnii(^ät%keik  der  obenten 
Lindwirthschaftsbobördon :  woitoro  Quollen  sind  di«-  zalilnirtirn  >']»eelalw©rkp  über 
potitiTes  Verwaltangürecht,  auf  welche  späterhin  hvi  duu  eiiueluen  Abldiiiittea:«ii; 
VMvdien  isL  Für  Baden  eingehende  Dsratellung  in  desYerfaseers  Huidboch: 
Ite  TenreUuiigiiieeht  «od  die  Pflege  der  Ijandwirthsohaft-iB  Baden,  1688.'  - 
Bi«hoV«rser,     AcrarpolMDL  h  6 
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.politik  aus  der  „Eraeheinungen  Flucht**  bestimmte  gemeinsame 
Züge  fiiiren  und  dn  Oesammtbild  zvl  gewinnen  sieh  bemühen, 

welche  keine  charakteristischen  Merkmale  verloren  gehen  iSsst,  und 

weiterliin  bestrebt  sein,  an  den  zu  beobachtenden  Ein-  nnd  Rück- 
wirkungen bestimmter  Rechtsnormen  und  Kinzehnaassnabmen  auf 
die  unter  ähnlichen  Verliältnissen  wirthschattenden  Landbaukreise, 
einen  Maassstab  zu  gewinnen  für  die  Heiirtheilnng  der  Zulaugliclikeit 
pder  Unzulänglichkeit  des  im  gegebenen  Eali  wirklich  Krreichten. 

§  14.  Laudwirthschaftliche  Behürdeuorgauisatlou. 

Zum  Vollzuir  der  Aufgaben  der  Agrarjuditik,  als  Austiuss  der 
obersten  staatlichen  Fürsorge  für  die  bodenbesitzenden  Klassen, 
bedarf  es  bestimmter  Organe:  dieses  sind  entweder  die  ül)erhaupt 
für  den  Vollzug  staatlicher  Anordnungen  bestehenden  Behörden, 
also  namentlich  diejenigen  der  inneren  Verwaltung,  oder  be- 
stimmte, im  speciellen  Dienst  der  Landwirthschaftsverwaltung 
stehende,  fü&r  diesen  Dienst  besonders  ausgebildete  Funcüonäre; 
und  zwar  scheidet  sich  gewöhnlich  diese  specielle  Oiganisation  des 
landwirthschaftlichen  Behördenwesens  in  einen  culturtechni sehen 
Zweig,  dem  die  Lösung  der  Aufgaben  auf  dem  Qebiet  der  Ent- 
und  Bewässerungen  und  anderer  Aufgaben  der  sog.  Landescultur, 
namentlich  auch  im  Bereich  der  Gemeinheitstheilungen  und  Feld- 
bereinigungen obliegt ;  und  in  jenen  anderen  Zweig,  zu  dem  einer- 
seits das  lan  d  wi  rth  s  c  h  a  ft  lieh  e  Vers  uc  h  s  w  e  s  e  n  (mit  seinen 
durch  die  Specialgebiete  der  Agriculturchemie,  Pflanzen-  und 
Thierphysiologie  bcclingten  weiteren  Verästelungen),  andererseits 
das  1  a  n  d  wi  rt  Ii  s  c  Ii  a  ft  1  i  c  b  e  Wanderlehrthum  ,  ausgeübt 
durch  landwiilliscliaftliche  Fachmänner  und  Veterinärtechniker, 
zählt,  wobei  die  letzteren  zugleich  und  zwar  vorwiegend  als  Voll- 
zugsorgane für  die  zum  Schutz  der  landwirthschaftlichen  Hausthiere 
zu  erlassenden  besonderen  Sicherheitsanordnungen  als  Seuchen- 
polizeibeamte  dienen. 

Eine  unentbelirliche  Unterlatre  für  eine  erlolgreiche  Thätigkeit 
der  Landwirthscliaftsverwaltung  bildet  weiterbin  die  Kenntniss  der 
tbatsächlichen  Verhältnisse  des  landwirthschaftlichen  Berufslebens 
in  allen  seinen  Verzweigungen;  denn  nur  auf  Grund  der  erschöpfen- 
den Einzel  kenntniss  des  jeweiligen  Zustandes  des  landwirthschaft- 
lichen Gewerbes  und  der  in  diesen  Zuständen  eintretenden  Aende- 
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ruiiir^'ii  kaim  (ii«'  oberste  Staattibohörde  ein  zutroftVndes  Frtheil 
darüber  sich  bilden,  ob  unbofriedi'^i'iule  Verliültiiisse  pntsteht'ii.  dio 
einer  Abhilfe  bedürfen,  aber  auch,  ob  die  Trsachen  der  ersteren 
solche  sind,  dass  sie  ein  Eingreifen  der  Staatsfürsorge  überlmiipt 
geboten  erscheinen  lassen.  Diese  Einzelkenntniss  wird  durch  die 
Statistik  vermittelt  und  eine  gute  Organisation  des  statistischen 
Dienstes  gehört  daher  zu  den  wichtigsten  Bestandtheilen  der  land- 
wirUischaftlichen  Behördenorganisation.  LandwiithschafUich-stati- 
stische  Ermittelungen  pflegen  mit  einer  gewissen  Begelm&ssigkeit 
allerdings  erst  dann  angestellt  zu  werden,  wenn  der  Staat  dem  Ge- 
deihen des  landwirthschaftlichen  Qewerbes  seine  Aufmerksamkeit 
pUmmftssig  zuwendet;  daher  die  Anfönge  einer  Landwirthsehails- 
Statistik  in  das  vorige  Jahrhundert  und  mit  dem  Wirken  der 
Physiokraten  und  ihrer  Schule  (in  Deutschland  der  „Kameralistcn*') 
/♦^itlich  zusammenfallen').  Heutzutage  verwendet  jeder  Cultur- 
ylaal  »'iiH'u  grossen  Theil  der  statistischen  Arbeitskräfte  auch  auf 
die  Ermittlung  der  überhaupt  zahlenmässig  festzustellenden  Er- 
scheinungsformen des  landwirthschaftlichen  Berufslebens,  imd  in 
den  folgenden  Kapiteln  wird  an  die  Ergebnisse  dieser  Ermittelungen 
vielfach  anzuknüpfen  sein.  Gegenstand  regelmässiger  (meist  aU- 
jihrlich  stattfindender)  Erhebungen  pflegen  die  Anbau-  und  Emte- 
Terhftltnisse  zu  sein,  während  die  BesitzverhiUtnisse  und  die  Be- 
wegung in  den  SchuldTerhftltnissen  meist  nur  in  periodisch  Iftngeren 
Zwischenräumen  erhoben  werden.  Da  in  der  Gegenwart  die  Be- 
wegung der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse  von  Land  zu  Land 
und  innerhalb  Landes  (nationale  und  internationale)  von  besonderer 
actueller  Bedeutung  ist,  so  bildet  diese  ebenfalls  einen  wichtig 
;rewordenen  Bestandtheil  der  regelmässigen  statistischen  Aufnahmen 
der  Gegenwart  -). 

Insofeni  aber  die  Statistik  nur  über  das.  was  zahlenmässig 
'^ch  ermitteln  lässt,  Aufschluss  ertbeilt,  nicht  auch  über  die  d;is 
landwirthschafUiche  Berufsleben  bewegenden  Factoren,  so  bedarf 
<üe  Arbeit  der  statistischen  Organe  nicht  selten  einer  Ergänzung 
doreh  besondere  „Erhebungen'*  (Enqueten).  Solche  zeit- 


'<  In  Preassen  n'^rolmäsHige  amtliche  Erhebtmgen  ttber  Gelreideaabaa  enfe- 

>ftU  durch  Friedrich  M.  1776  veranlasst. 

*)  Vgl.  hierzu  den  Art.  „Agrarstatistik"  von  Courad  im  Uaudb.  d.  Staatsw. 
^  die  daselbit  citirte  onfangreicbe  Litemtnr,  desgleichen  die  UterariHchen  An- 

ffb*o  im  Ringau^r  der  .,Einleitunp.*'    Als  ein  elatisinchcs  Muster  landw.  statistischer 
I^mtellunir  i^^t  das  Werk:  A.  Meit/.en,  Der  Hoden  und  die  landw.  Verhältnisse 
Preui«siM;hen  Staate,  4  Bde.,  1868/71,  xu  bemchnen. 

5* 


Digitized  by  Google 


68  Einleitung.  Abschn.  11.  Wesen  und  Inhalt  der  A^urpnlitik. 

weise  zur  DurchfAhrung  gelangte  „Erhebungen^^  (Agrarenqu^ten), 
welche  die  tieferen  Ursachen  wahrgenommener  üebelstftnde  auf- 
zudecken, je  nachdem  auch  Yorscliläg»*  flher  die  Mittel  der  AbhiltV 
entgegenzunehmen  bestininit  sind .  bilden  daher  ebenfalls  einen 
wichtigen  Hilfsapparat  der  Landwirthschaftsverwaltung.  Zu  ihrer 
Veranstaltunn  ist  namentlich  unter  dem  Eindruck  der  durch  den 
transoceanischcn  Wettbewerb  geschaftenen  „Nothlage"  der  euro- 
päischen Landwirthschait  geschritten  worden  und  es  haben  die  in 
den  letzten  Jahrzehnten  in  einzelnen  Staaten  (Preussen,  Württemberg. 
Baden,  Hessen,  Elsass-Lothringen)  sowie  in  ausserdeutschen  Staaten 
(Frankreich,  England  und  Italien)  in  bald  mehr,  bald  minder  um- 
fassender Weise  herausgegebenen  amtlichen  Werke  %  YennOge  dm 
durch  sie  yermitfcelten  besseren  Einblicks  in  die  den  landwiith- 
schafüichen  Betrieb  der  europftischen  Gegenwart  beeinflussenden 
Faetoren,  den  Ausgangspunkt  für  eine  Beihe  landwirthschafts- 
politischer  theoretischer  Erörterungen  und  praktischer  Maassnahmen 
gebildet,  auf  welche  in  den  folgenden  Kapiteln  näher  einzugehen 
sein  wird,  wenn  auch  nicht  über  alle  diese  schwebenden  Fragen 
und  die  glücklichste  Art  ihrer  LOsung  jetzt  schon  ein  abschliesseu- 
des  ürtheil  sich  gewiiiucu  lässt. 

Neben  dieser  berufsmässigen  Organisation  des  landwirth- 
schafUichen Verwaltungsdienstes, die  ihre  leitende  Spitze  in  Acker- 
bau ministerien,  in  kleineren  Staaten  wohl  auch  in  besonderen, 
gewöhnlich  dem  Ministerium  des  Innern  beigegebenen  Ab- 
theilungen hat,  sind  als  freiwillige  Mitarbeiter  im  Dienst  der 
landwirthschaiUichen  Verwaltung  Ton  Bedeutung  auch  die  land- 
wirthschaftlichen  Vereine  geworden.  Ihrer  vermittelnden, 
anregenden  Thfttigkeit  ist,  namentlich  soweit  es  sich  um  Aufgaben 
im  Bereich  der  Technik  und  Oekonomik  handelt,  das  Vorwärts- 
schreiten der  Landwirthschaft  in  diesem  Jahrhundert  in  besonderem 
Maasse  zu  verdanken  und  in  der  Pflege  des  landwirthschafllichen 
Vereinslel)ens  und  des  aus  demselben  herausgewachsenen  land- 
w i  r  t  h  s  c  Ii  a  f  1 1  i  c  heu  ( i  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  w  e  s  e  n  s  erblickt  daher 
die  neuzeitliche  Agrar]iolitik  eine  besonders  wichtige  Aufgabe. 
Auch  hat  sich  aus  dieser  Vereinsorganisation  allmählich  in  den 
verschiediMien  Staaten  eine  Art  ständiger  Interessenvertre- 
tung mit  häufig  amtlichem  Charakter  entwickelt,  aus  deren  Sciiooss 
vielfach  die  fruchtbringendsten  Anregungen  für  die  leitenden 

0  YgL  die  latemtnrabeniehi  Im  Bingviig  dir  ^Ebüritiuig*'. 
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StaatebehOrden  hervorgegangen  sind  und  deren  Bedeutung  daduich 

nicht  abgeschwächt  wird,  dass  zeitweilig  in  diesen  Körpern  die  land- 

wirthschat'tlichcMi  Interessen  mit  einer  gewissen  Ausschliesslichkeit 
und  Schürfe  sich  Geltung  zu  schatlVu  bestrebt  sind,  wie  dies  gerade 
wiederum  in  der  Gegenwart  der  Fall  ist*). 


§  15.  Hauptzahlen  der  Agrarstatiatik. 

In  Nachstehendem  sollen  einige  Hauptzahlen  der  landwirth- 
schaftlichen  Statistik  gegeben  werden,  welche  das  in  den  voiaus- 
gegangenen  Abschnitten  Uber  die  Bedeutung  des  landwirthschaft- 
lichen  Gewerbes  für  das  Staatsganze  und  die  Volkswirthschafft,  sowie 
über  die  Nothwendigkeit  von  Betriebsfortscliritten  Bemerkte  be- 
leuchten mögen;  einzelstatistische  Angaben  (über  Grundeigenthums- 
Tertheiluiig.  Arbeiter-.  Pacht-.  Versicheningswesen.  Verschuldung  etc.) 
finden  sich  in  den  späteren  Kapiteln  und  Unterabsclmitten,  aul'  die 
hier  zu  verweisen  ist. 


L  Der  Umfang  der  im  landwirthschaftlichen  Gewerbe 

thätigen  Personen. 

Ib  Deutschland  eatfielm  aftch  der  Zihliing  vom  5.  Juni  1882  von  einer 

GesanuDtbeviUkenmg  TOm  45222113  auf  die  dem  Beruf  der  Laud-  und  Forst- 
wirthschaft,  Thierzucht  und  Fischerei  antrchöripcu  Personen  (einschliesslich 
der  Dienenden  und  Familienangehörifren)  1922ä4öi)  oder  42,5"/o,  auf  Landwirthschaft^ 
Thierzucht  and  Gärtnerei  allein  18704028  oder  413*/o*  Erwerbsthätige 
lohne  Haus<resinde  und  nirlit  niitarbeitende  Aii(:chörige)  wwen  es  in  der  Landwirth- 
schaft  8068966,  welche  sich  wie  fol{?t  vertheilt  n : 

1.  Auf  Selbstständigre  (ohne  landwirthschaltliche  Tafrlohnereii    2  2'y2 'hM  -=27,9  7o 

2.  Auf  SelbsUtändige  (mit  landwirtluchafüicker  Tagluhuerei;       666  id'6  »  10,8  % 

a.  Auf  ludwirtludiaftüolie  Taglöhnerei   1373774  —  17,0% 

4.  Auf  mitarbeitende  selbuMiadige  FanUienangehSrige    .  .  1  9.34  615  =  24,0% 

h.  Auf  Knechte,  Mägde  1689088  =  19,7 % 

6.  Auf  Verwaltungsbeumte   47  465  =»  0,6  % 

Üei  einer  gesammten  laudwinhächaftlichen  Fläche  von  31868972  ha  (eiu- 
■diliflailich  des  cnItiTirten  Weideareals)  entfallen  somit  anf  1000  ha  soleber 

Fläche  mnd  nfK)  zur  Landwirthschaft  überhaupt  gehörige  Personen  nnd  nud  260 
in  dieser  erwerbsthätifrc  Personen.  -  Von  IfXjO  Einwohnern  aber  g'ehören 
tor  Uindwirtitschafl  416,6,  zur  Forstwirthschatt  und  Jagd  6,8,  jsur  Fischerei  1,7, 
Kasammen  42d,l;  dagegen  /.ur  Industrie  866,1,  an  Handel  nnd  Verkehr  100,2t  >tt 
4n  ftbrigen  Bemliwtiiiden  119,6. 

*)  Wegen  der  Darstelhuifr  der  Orfrani  sati  on  und  (Jliedcrung  der  land- 
virthichaftlichen  Behürdenorgauisatiuu  im  Einzelnen  einschliesslich  des 
Undwirthsehnftlichen  Yereinswesens  ist  anf  die  späteren  Ansftthningen  im 
Tot  Onsbeaondare  in  Kap.  I,  m,  IX,  XI)  an  TerwciBen. 
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Innerhalb  der  einzelnen  Reichg^bictstheile  ergiebt  lidi  dabei  allerdings  ein 
sehr  verschiedenes  Bild;  denn  von  10(X)  Kinwohneni  kamen  ftUf  die  der  Land*  und 
Fu ratmrthüchaft,  auch  Fischerei  zugehörigen  Personen  in; 


1.  Poeen   646,7 

2.  Ostpreutten   643,9 

3.  Westprenssen   (j05,5 

4.  Pommern   Ö4ö,l 

6.  Sfldbajera   639j0 

6.  Beide  Mecklenburg   526,9 

7.  Oldenboig   522.6 

8.  Hnnnover   600,6 

9.  HjuU'ii   491,2 

10.  l)\v  »In  i  Franken   488,3 

11.  WürtU-mberg   481,7 

12.  SheinpfUs   466.3 

18.  Schlesien   447,9 

14»  Brandenburg  (ohne  Berlin)   4443 

16.  Schleiwig-Holctein   442,2 

16.  Elsass-Lothringen   4193 

17.  (imssher7(>pthum  Hessen   415,5 

18.  Hessen-Nassau   406,3 

19.  Provins  Snehien   375,0 

20.  Die  acht  thürin^schon  Staaten   367,6 

21.  Braunschweig,  Anhalt,  Waldeck,  beide  Lippe  367,1 

22.  Westfalen   351,6 

23.  Rheinland  mit  Hoheuolleni   317,8 

24.  Königreich  Sachsen   199,8 

25.  Drei  Hansestädte   643 

26.  Berlin   7,7 


Ein  Vergleich  mit  anderen  Staatsgebieten  ergiebt  folgendes  Bild: 


Gesammtzahl 
der  zur  Land- 
u.  Forstwirth- 
schaf)  einschl. 
Fischerei 
gehdrigen 


DentBcbes  Reich 

(5.  Juni  1882) 
Oesterreich I H 1. 1 ).'(•.  1H,S()) 
Ungarn  (31.  Dec.  IbtiÜ) 
ItnBen  (31.  Dee.  1871) 
Sehweiz   1.  Dec.  1870) 
Pnuikn.'i(h(18.  Dec.  1881) 
Dänemark  (1.  Febr.  1880) 
Kurwepen  (I.Jan.  1876) 

S(  hw..<i,.,i  (31.  Dec.  1870) 

Kngland : 
WalM  (4.  Aprü  1881) 
Scbottlttid  „  , 
Irland 

Ver.  Staaten  von  Amerika 
(1.  Juni  1880) 


19  225  455 
12196644 


1333  696 
18  249  209 
849  209 
997  059 

2286309 


Pniceni- 
verhältniBS 

«ur 
Oesanunt- 
bevölke- 
rung 


423 
66,1 


423 
483 

46,2 
55,2 
543 


Geeammtnlil  der 

in  Land-  u.  Forst- 

wirthschaft 
einschl.  Fischerei 

erwerbe- 
t  hat  igen  Per- 
sonen (ohne  das 
HOTtgerinde) 

8  236  49(i 
6  161  246 
4620  671 
8666074 
647  946 
6455416 


1861979 

L>fW;  740 
992  467 

7713767 


Procent- 
▼erhältnias 

znr  Ge- 
Sammtr.nhl 

aller 
Erwerbs- 
thitigen 


46,7 
593 
673 
623 
46,9 
463 


143 

18,8 

483 
473 
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DiflM  Zfthien  in  YMUadani?  mit  der  Torhergehenden  Tabelle  luMen  deotUeh 

erkt-iiuen,  wie  die  landwirthschaftliche  Bevölkerunfif  einer  Anzahl  europäischer  Staaten 
ilnrch  die  sonstigen  Benifsstände  bereits  überholt  ist,  diese  Staat«'!!  also  ^Deutseh- 
land,  Frankreich,  Schweiz)  in  die  Reihe  der  ausjresprocheueu  lmiiibtrif.taHten  vEng- 
land,  Schottland)  einzulenken  beffinneu;  aber  siv  /.t  \<rtm  auch,  wie,  z.  Ii.  in  Deatsch- 
!  m  l.  ti'rritfirial  bald  das  lamhvirtlischaftliche,  bald  das  f»'ewerblichc  Hcnifsclcment 
überwiegt.  Die  Qebietüthuile  mit  der  in  D«at»chlaud  relativ  zahlruichtiteu  land- 
wifttteluiftBcheii  BevOlkemng,  also  Poeen,  Ost»  und  Weetprenssen,  Pommern  und 
Sldbajem,  stehen  fast  auf  gleicher  Stufe  mit  Oesterreich,  Italien  und  Norwegen; 
nnr  in  Schweden  und  llngani  (wenn  die  ziihlreichen  Lohnarbeiter  wechselnder  und 
uu bestimmter  Art  mit  berücksichtigt  werden)  scheint  ein  noch  grösserer  Theil  der 
Bevölkening  der  Landwirt li.M-haft  anzugehören.  Ferner  stehen  die  (iebietstheile 
mit  einer  nach  deutschen  Verhältnissen  mittelstarken  landwirthschaftlichen 
6«vulkeruug,  wie  die  drei  Franken,  Württemberg,  Kheiup£alz,  £Uas8-Lotluringen, 
Rmmd,  HesMii-Nanaii,  Braadenbiug  (ohne  Berlin),  Schleswig^Holilein  und  Schieden, 
mit  denjenigen  fremden  Staaten,  die  im  Vergleich  zu  den  übrigen  eine  mittlere 
Vertretung  dieser  Berufsabtheilung  aufweisen,  nämlich  mit  der  Schweiz,  Frankreich, 
Irland,  Dänemark  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  auf  gleicher  Stufe. 
Dagegen  ist  selbst  in  Sachsen,  wo  die  Uuidwirthscbaftliehe  Bevölkerung  (abgesehen 
von  Berlin  und  den  drei  Hansestädten)  am  schwäi'hsten  vertreten  ist.  diese  gleich- 
wohl iouner  noch  sehr  viel  sahlreicher  als  in  Urossbritanuieu  ^ohue  Iriandj*). 


II.  Anbau-,  Ernte^tatistik  und  Nahrungamittelbilanz. 

Eine  regelmässige  Erhebung  der  Anban-  und  ErnteverbSltnisse  beginnt 
«ist  seit  den  vierziger  Jahren  (Belfn^n  ^'  i'  1H4G,  Württemberg  seit  1852,  Baden 
«i*it  1853,  Enpland  seit  1867);  für  das  deutsche  Reichsgebiet  ist  eine  solche  erst- 
mals 1878  veranstaltet  worden  und  soll  alle  10  Jahre  wiederholt  werden,  während 
daneben  in  einer  Reihe  dentMlier  Staaten  jihrttdie  Anfitabmen  dieeer  Art  einher- 
srehen**.  Die  folgenden  Tabellen  zeigen  (nach  Conrad)  die  .\nbauverhältnis3e  der 
baaptsichlichst  in  Betracht  kommende  Länder  und  das  ProcentverhältniBS  der 
duebien  Frtehta. 


^'^  Sämmtliche  vorstehende  Angaben  nnd  entnommen  dem  Band  U  der  Statistik 
des  Ueotscben  Reichs,  1884. 

*i  Hiheiw,  namentUeh  aach  aber  die  Ifelbode  der  Anbau*  und  Emtestatistik 
ia  dem  obcnerwibatan  Conrad'echen  Artikel:  «Agiantatiitik.* 
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1.  Anbauflftchen  nach  Hauptculturgruppen. 


Lud 


^  2 


I 


fretreide- 

Hack- 

Ai'kf'r- 

und 

früchte 

Futter- 

Haudelü- 

weide 

Hfilaen- 

(insbes. 

krinter 

gewidise 

und 

McKte 

Kartoifoln) 

Bractad 

Ii 

h 

h 

Ii 

h 

x/cumrnebKeicn 

lood 

1 

rww..  U.  .n(  K6rn. 

1  QUU 

i  roc.  O.  ACKem. 

Ui^  A 

nAVAm 

1  uua 

s  rwa  u.  ACKeni. 

wunwiuüt'rp    .  .  . 

looo 

HAtX  JUKI 

Ö4U09O 

i^roG.  a.  ACkerli. 

Ol,.*) 

KmImii 

1  ÜW.I 

loo.> 

•JO  1  UU^i 

O^'t  ooo 

I  r«»c.  u.  ACKem. 

( >  o  s  t    r  r  p  5  Ii 

i'n»c-  d.  AckerlB. 

61,02 

Ver.  Brit.  Reich 

1885 

4468166 

Proc  d.  Ackerfl. 

22.99 

Orossbritan.  .  . 

1886 

3  397  573 

Ptoc.  d.  Ackerfl, 

25.79 

1885 

Mi)  im 

Proc.  d.  Ackerfl. 

10.4H 

Fraukreich  .  .  . 

1882 

lö  440 128 

IVoc  d.  Ackerfl. 

60,34 

B »'  1 i  f  n  

1880 

9fi7  75« 

l'roc.  d.  Ackerfl. 

48,79 

NIederlaude  .  . 

1884 

464  054 

18H1 

8  4;V)88;^v 

SVIi  wcden  .  .  .  . 

1  508  180 

Norwegen  .... 

1875 

191  215 

3  948  R.85! 

15.1  j 
2  644  827  Ml 

15,1  I 
407  373') 

13,4 
116955«) 

13,8 
117  943«) 

19.2 
101K)4o8*) 

10,25 
1929264 

9.25 

1  425  749 
10,82 
493  591 
8,01 

2  131  792 
8,19 

49  857 
2,51 
192  147 

70121) 
167  700 


«)  iiicl.  (iemüse,  *)  nur  Kartoff"eln,      mir  Urache,  *)  incl 

A  !i  Ii  ;i  u  fl  ;i  (■  Ii  ('  n  V  ri  n 


9  J/il  RrJ\ 

'41  n 

O  OOD  OSS9 

0  o 

.7,- 

1,3 

Is,  f 

itfO  oLH 

O  il  J9  ADA 
2  442:  Wo 

K  'X 

\.c.Sß 

ül 

Ol  fuU 

in  f\ 

Ii» 

11 M  AfiO 

fOlXff 

1  '>  ß 

U  7 

cu  OlO 

III 

0,2 

2728791 

73670 

10606578 

14.07 

0.:^^ 

54,68 

1884  281 

29  885 

6438  389 

14,34 

0,23 

48.:% 

828  793 

43  7a5 

4  156871 

13,37 

0,71 

67.44 

4  096  797 

705066 

3643  79» 

16,76 

2,71 

14,01 

ia5  778 

108874') 

231  964 

9,87 

5,24 

11.69 

141  543 

33  179 

16  374*) 

3  434  126 

828  2(X) 

28000 

429900 

34  879-) 

V 


I  r    1 1 


Reitt  und  Mais. 

i  !i  ?  h  (•  s  I)  II  fl  c  r  p 


Land 


G»'s;iimiif- 
Anbau- 
fläche 


Davon  ist  angebaut  mit 


Weizen 


(Spei«,  Ein-,?* «5 
kern)  L§^g 

h  'o* 


Ina- 
gesraunt 

h 


u  5  o 


S=  5  -  =  ' 

55  1 


Dcuthchlaud   .  . 

PreiUMn  

Bayern   

Sachsen   

Wftittemberf^  .  .  .  . 

Baden   

Elsaiis-Lothring'en  . 
Krankreich  .  .  . 

Belgrien  

Oesterreicli  .  .  , 
£ngland,ächott- 
Innd  ti.  Wales 
Irland  .  .  .  .  .  .  , 

Grossbritannien  .  , 


26177  351, 
17  627  740 

3051  347' 
831226 
879109 
I     612  974 
692  782 
26  017  582 
1983  570 
j  10  636  872 
I  (.in  Acres) 
117175041 
4896529 
26178771 


2306  726 
1117612 

415  744 
47  996i 
221823 

115  260 

1K8  051 

6  m'}  ur>4 

328  445 
1  107  081 
(in  Arues) 
2677088 
69  0081 
27005881 


8.8 
6,4 
13,6 
5,8 
26.2 
18,8 
26,4 
26,4  i 
16,6  i 
10,4 

15,6 
1,4! 
12,41 


5  817  049 
4428115 
541  313 
213345 
36200 
43  614 
86  174 
1  723  195 
277  6401 
1  m\  492 
(in  Acrejj) 
47040 
7152 
54234 


22.2 
25!2 
17,7 
25,7 
4,1 

7.1  I 

5.2  ! 
6.6 

13,9 
18,7 


0,3  t 

0.2 

0,2 


8  123  775 
5  540  627 
957  057 
261  341 
268028 
1.58  874 
219  2"^^ 
8  589  249 
606  085 
8  Oi>8  578 
(in  Acren) 
2724078 
76  160 
2804822 


31,0 
31,6 
81,4 
31,5 
29.4 
25,9 
31,6 

m,o 

30,5 
29,1 

Il5,9 
1.6 
il2,6 


5  7f&< 
ölll 
566;i 
12176 

77:« 
100I8 

71.16 
4 

7108 

1O908 

67947 
12437, 
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3.  Mittlere  Getreideproduction  der  Krde  im  Durch- 

ächnitt  der  Jahro  1878/87»). 
Millionen  hl.) 


^  «8  O 

1 

i 

X 

I  Ifaimiiiwlii)  Staaten 

kidn  JahfCB 

'S 

'5 

J3  « 
«  ®  *? 

^  mm 

0 

O 

» 

!  Bu 
Hirs 
1  Gel 

1  --T 

DMtaekM  II  Ah 

^84 

80.8 

.35,0 

956 

? 

2S,4 

1883/87 

st;.7 

.■)0.7 

6.3 

41,8 

FrAnkrficli  •  .  .  •  . 

187H/H7 

KU  1 

24.3 

18,J 

83,t) 

9  4 

16,5 

IhTiS  87 

.tH  8 

43,2 

35,4 

43  8 

ö,y 

IKH4/K7 

0,6 

5 

•"i8  3 

ltAli<*n        •  •  • 

IKTM  H? 

1,7 

.3.<; 

(i  1 

28,8 

Spanien  .....*•'. 

MittfltTute 

32,8 

7,4 

17.4 

2,6 

7,8 

Apprnximat. 

20.5 

7,1 

7.7 

83 

7,6 

0,1 

in  lO/  lO 

9,6 

1.0 

4.S 

1  9 

0.7 

Approximat. 

1,9 

O.K 

1.1 

0,8 

3,8 

0.4 

Hdiwtis  

1885 

1,5 

0.7 

0.3 

1.8 

2.3 

Dinemark  ....... 

1878/87 

13 

hSS 

7.8 

11,1 



2.5 

1878  87 

1.8 

7.2 

.').« 

1}>.3 

-  - 

2.3 

IBilMlinila  . .  .... 

1878/87 
1878/87 

8,1 
2.0 

5,9 
3,7 

1.3 
1.7 

9,0 
4,4 

— 


0,8 
8,1 

1S78/87 

om 

3.8 

1 .«) 

3,5 

— 

0,1 

iM^pl  

1882/85 

>  ■> 

1.7 

0.7 

(K3 

.5.2 

— 

187«  8Ö 

(U 

0.4 

l.C 

3.2 

0.7 

MMMaad  .  . 

\  i>j)r(»xiniiit. 

1.«; 

o.s 

(»,0 

1.1 

0,6 

487,7  l  446,4 

224,1 

557  6 

136  2 

88,2 

S.  Ansserenroplinhe 

StMtoi: 

Ver.  St.  V.  Amerika  . 

1878  87 

ir.T.i 

8,7 

17,8 

182,1 

559,2 

4,0 

1882/3  «0/7 

lMi.2' 

Cuiada  

1888/87 

ia5* 

0,7 

7,7 

31,7 

4,5 

?1,4 

Australien  

1878/87 

12.8 

0.9 

5,5 

2  2 

Aegypten ........ 

Approximat. 

tu 

3,4 

4J 

187(i/8;j 

4,7 

1.0 

0,3 

1878/87 

8.1 

0,01 

12,31 

0,8 

0,1 

0,7 

188<i  87 

k\.h  \ 

• 

6,7 

188.') 

1.01 

1878/87 

22,41 

1 

- 

328,7 

9.4  1   43.1  ' 

230.0 

677,7 

6.1 

Zusammen:  I  und  II 

l.V»s 

■3u:l 

777 

7i:vit 

94.3 

Oer  (J  psamm  t  w»Tth  einer  galten  KörnertVnelitenif»'  <lt  r  Welt  darf  auf  21  22 
Milliarden  Mark  ^schätzt  worden,  von  der  etwa  10  Milliarden  in  den  unmittel- 
baren  Conmn  dar  adcarbaatreibanden  Beyölkemni^  selber  fibergehen.  Vor  einem  Jahr- 
hundert srhätzte  Tnrgot  den  inteniafioiialeii  Koniliandcl  der  Kidf  auf  10  11  Mil- 
lionen hl  Getreide,  während  er  z.  H.  für  1887  auf  rund  670  Mill.  hl  (ietreidu  und 
MaU  varamchlagt  worden  ist.  Mit  der  Zunahme  der  BevölkemngsKahl,  mit  der 
&  btanätit  daa  Aekarbana  nicht  gleichen  Schritt  hielt,  sind  die  westlichen  enro- 


Vgrl.  hierzu  und  die  weiteren  folj^enden  Angaben,  lleberüichten  der  Welt- 
*Mucbaft,  herauiigegeben  von  v.  Jurancheck,  Jahrg.  1885/89. 
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päigchen  Staaten  im  Laufe  des  Jahrhundert»  mehr  und  mehr  getreideeinführen  de 
Länder  >re\vorden,  deren  Nalirung-smittelversorj^unt;  in  steiji^endem  Maasiu^  Russland, 
die  Duuaulander,  Amerika,  Indien  etc.  übemeluuen  müssen.  Es  hat  betragen  im 
Jalure  1888  der  ESnfidir-  nnd  Anaftihnrerth  in  Getreide  nnd  Mehl  in  Millionen  M. : 

a)  einführende  Staaten:  Anfuhr      Ansfhhr  Mehreinfnhr 


Deutschland   211,8  34,8  177,0 

Oioiibritannien   1047,2  14,8  1U32,4 

Niederlande   822,7  173,6  149,1 

Frankreich   2*)i),8  11,7  288,1 

Belgien   287.6  733  163,8 

ItaUeu   128,4  10,2  118,2 

Schweis   82^  1,5  81,0 

Spanien   55.0  H.2  463 

Portugal                           .  23,2  0.8  22,4 

SkanffinaTische  Staaten     .   .  98,2  38,1  60,1 

Griechenland   .  .   ....  27,0  0,2  263 

Summa  2588,4  867,7  2166,7 

b)  a  US  führende  Staaten:  Einfuhr  Ausfuhr  Mehrausfuhr 

Kusslatul   1,9  71H;,4  794.5 

NordauHMika   33,7  Ö2(),H  486,6 

(!anada   30,7  71,5  403 

Brit.  Ostindien   2,5  310,1  307,6 

Oesterreich-Ungarn   ....  10,7  269,1  258,4 

Bumlnien   03  166,4  1663 

Australien   42,1  85,0  42,9 

ArgenHnien   03  WA  .')8,1 

Bulgarien   0,1  :m) 

Aegn»ten    .  .  .   .   -   .   -  h.j)  Iii, 4 


Snmma    1283      2887,7  22083 

In  welchen  Maaate  das  Deutsche  Reich  iuihesondere  hinsichtlich  von 
Nahrungs-  und  Oennssmittelii  auf  die  Rinfiihr  Tom  Ausland  angewiesen  ist,  ist 

aus  folgender  Uebersicht  zu  entnehmen: 

4.  Ein-  und  Ausfuhr  einiger 
landwirthschaftlicber  Erzeugnisse  im  Jahre  1890, 
nach  und  aus  dem  Deutschen  Beiche. 

Waaren«;  nippe: 

1.  Getreide  und  andere  meh- 
lige Nahntngsstoffe,  nnd 
«war: 

a)  Hohstntr«'  .... 

b)  Fabrikate  .... 
(Malz,  Mais,  Mehl) 

2.  Obst,  Friiclifo.  (icuiüse, 
triüch  oder  getrocknet  . 


4.  Wein  und  Most .   .   .  . 

(auch  S(  hauinwein) 

5.  Vieh  und  andere  lebende 
Thiere  

6.  Eier  

7.  lUse  

8.  Schmalx  vnn  Schweinen 
und  Oäns>  II  

9.  Butter  auch  Margarine 

Hamme 


flinfuhr.        Ausfuhr.     Mehreinfubr.  Mehrausfhhr. 
Werth  in  1000  Mark. 


395  H71 
46189 


6  291 
34  003 


389  080 
12186 


73410 
6163 
43001 


17342 
45630 
18028 


56068 
25668 


89477 


229666 

56  775 
12598 

55  983 
12  644 

932300 


29845 

im 

12  (v;") 

166602 


199741 

56  775 
10895 

55968 

806296 


 21_ 

39498 
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Es  liat  dennaeh  im  Jahre  1800  im  Oansm  die  Mehreinfnlir  an  Kahrnnp^ 

mittoln  und  (renussmitt«  ]n  ilon  Betrag  von  766796000  H.  emiclit,  danmter  f&r 
Brod  •  und  MehlirUchte  allein  rund  400  Hill.  M. 

In  Durchschnitt  der  Jahre  1884/89  hat  Deutschland  in  runden  Beträgen 
6  MSU.  Doppelcentner  Weisen,  7,7  Mill.  Roggen  eingeführt  und  es  erheht  sidi  ^ 
Fra^,  ob  nicht  durch  Steigerun«?  der  Erträjjrnissc  die  ijiliindiscJie  (retreideerziMiguiljf 
im  Stande  sein  sollte,  mit  der  Zeit  dieses  Deficit  wenigäteus  zum  Theil  wieder  zu  decken. 
In  BerttcksichtigQng'  der  früher  gemachten  Angaben  (§  9  ff.)  ttber  die  dermaügen 
Anbauverhältnisse  in  vielen  (iegenden  des  Deutschen  Reichs  kann  hi  i  iil;tiniiiissi<^em 
Einwirken  auf  die  bodenbebauende  Bevölkerung  im  Sinn  der  Verwendung  bebserer 
Getreidevarietiten  als  Saatgut,  der  Zuhilfenahme  kflnstU^er  Düngemittel  mid  S4ng^ 
faltigerer  Bestellung  überhaupt,  jene  Frage  allerdings  bejaht  \m nh  n  ,  t  >  wäre  hienu 
ledifrlich  nüthig.  dass  im  Durchsclinitt  vom  Hektar  Weizen  nur  I  )oppi'l(  entner.  vom 
Hektar  Kuggen  stark  1  Doppelcentner  melir  geemtet  wurden,  ein  Ziel,  daiü  wohl 
erreichbar  erscheint.  „Hier  liegen",  sagt  ein  bekannter  Agrarpolitiker,  „200— 300 
Mill  j;ilirlicher  Mehrwerthe  auf  der  Strasse,  wenn  man  sich  jiur  die  Mühe  geben 
wollte,  sich  danach  zu  bücken.**  .  .  .  Erwägt  man  „die  politische  und  nationale 
'Wichtigkeit  der  Unabhängigkeit  einer  Nation  von  fremder  Einfiihr  der  nnentbehr* 
Hehsten  Lebensbedürfnisse,  so  sollte  man  meinen,  Volk  und  Regierung  könnten  keine 
dringendere  und  lohnendere  .Aufgabe  tinden,  als  mit  allen  zulässigen  und  zweck- 
flSftsaigen  Mitteln  die  laudwirthschaftUche  Truduction  durch  Hebung  des  t'ultur- 
anatandes  der  ländlichen  Bevölkerung,  Terbreitung  tüchtiger  Fachbildung  und 
materielle  Erleichtenmg  der  Pnxhn'tionsverwerthung,  insbesondere  durch  entsprechende 
Eiaenbahntarife  für  alle  Produutiuusmittel,  speciell  für  künstlichen  Dünger,  zweck- 
miasige  örganisalion  der  WasserwirÜiBdüift  und  sonstige  Cultnrtedmisehe  Maass- 
repeln  zu  fiirdem*)".  Unter  diesem  Gesichtspunkt  gewinnt  aber  auch  eine  massvolle 
Zollpolitik  betreffs  der  Zerealien  eine  Bedeutung,  gegenüber  welcher  das  Moment 
jederzeitiger  billigster  Versorgung  des  inluudischen  Marktes  mit  Brodfrucht  jeden- 
falls  ein  ansschliggebendes  nicht  wird  sein  dfirfen. 


5.  Mittlere  Xartol'l'elproduction  der  Erde. 


1     1886  , 

1886    {    1887    1     1888    1  1889 

in  1000  Doppelcontuern. 

Deutsches  Keich  .  . 
Bwdaad  und  Polen  .  . 
Omsw^Piig,  m.  Bosnien 

Fer. Staaten  von  Amerika 
Grossbritpudsn  

Australische  Colonien  . 

27  954 
11726 

18  485 
11  246 
5  335 
3  260 
3247 
3027 
2070 
1  51 S 

1  m) 

1585 
626 
741 
798 
426 

4;^) 

419 
24« 

23 

25143 
12821 

12  014 
11  288 
5  122 
8  218 
2  711 
31M4 
1948 
1  587 
1  iVM) 

1  r)8."> 
r>42 

751 
449 

50;^ 

486 
248 

28 

25  278 
13933 
12  628 
11  70t) 
4  0H6 
8  622 
8  Ü2H 
2  96U 
-  2340 
1861 
1  &80 
1 .585 
626 
420 
739 
461 
484 

:m 

248 
28 

21 911 
13318 

1 1  708 
10  845 
6167 
8108 
2.563 
1364 
2166 
1  298 
1  r>30 
1  585 

(;2(; 

798 
670 
849 
446 

421 
248 
23 

26  604 
14148 

12  808 
10  70U 

5  m) 

8  645 
2  898 
2  796 
2186 
2157 
1680 
1  585 
626 
fi2n 
605 
532 
446 
446 
248 
23 

89779 

86789 

88749 

80729 

90608 

*)  Gah.  Baih  Thiel  In  No.  12  der  deutsohen  landw.  Piesse,  1891.  Auch  der 
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6.  Tabak. 

Die  ^esanimtc  Tabakerzeugung  der  eurupäiüchcn  Stauten  ist  1884/86  «uf 
2260000  Duppelceutner  ermittelt  wofdflD.   Es  wurden  eneugt  in 

Doppelcentner 

Deutsohland  ....  471  930 
Oesterreich-Ungarn   .   .   .    807  Ö30 


Bassland   510940 

Fiankreich   162  630 

Griechenland   76800 

ItaUen   60180 

Bel{,nen   47 140 

Rumänien   30  000 

Niederlande   29  760 


etc.  etc. 

Der  Werth  der  europäischen  Oesammtemte  kann,  den  Doppelcentner  zu.  80  M., 
anf  180  Min.  M.  angenonunen  waideo. 

Die  .lahresenteugtmfr  des  ausserenropäisohen  Tabaksg-ebiets  wird  auf  nmd 
ö  Hill.  Doppelcentner  geächätzt,  wovon  U884i8ö)  über  2  MilL  Doppelcentner  in  den 
«on^Üsdien  Omuuni  Übergeführt  wvrden. 


7.  Hopfea^). 

Die  Er/.eugung  eiuer  mit  tiereu  Weltemte  in  Hopieu  wird  auf  708800  Doppel- 
centner geHckfttst.   Die  Eraeugung  betrug  in 


'  1890 

1891 

Doppetoentser  • 

223  600 

71000 

22Ö00 

.  .  17800 

90000 

.    ,  12ö(M) 

17  rm 

Kufrhmd  

.  löOOUU 

220  UX) 

Andere  eurupainche  ^taateu 

.    .  1000 

1500 

Yer.  Staaten  von  Nord-Amerik) 

s  .  16Ö000 

167  500 

3  000 

674300 

762  KXJ 

Bei  dem  Diirchnittspreis  von  160  M.  a  Doppelcentner  ergiebt  sich  ein  Wertli  der 
Getiammterut«  von  rund  110-  140  Mill.  M.,  wovon  ruud  ^/^  aul  Deutschland 
entfallm. 


Franzose  (Jrandeau  ( prodnctioti  afrricoh'  en  France,  son  präsent  et  son  avenir, 
1885;  ist  der  Meinung,  dasü  wenn  in  einzelnen  Departements  (wie  z.  15.  in  Haute 
Tienne)  die  Kömerprodoction  im  Laufe  des  Jahrhunderts  am  6  hl  anf  den  ha  ge> 
stiepen  ist,  nicht  daran  gezweifelt  zn  werden  braucljt,  dass  wenn  all«'  Factoren  der 
Budeuproductiou  zusammeuwirkeu,  Frankrmch  sich  von  den  Getreideeiuluhreu  mit 
der  Mt  sehr  wohl  wieder  frei  machen,  ja  wieder  ein  weixenansfUirendeB  Land 
werden  kann. 

')  Nach  dem  Bericht  der  Hsndelskaamier  in  Mannheim  fir  1891. 
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8.  Wein. 


Die  mittlere  Weinerzeoguug  der  £rde  kann  zu  122  Mili.  hl  veranschlagt 
werden.    Es  entCallen  auf 


Flächen-Inhalt 


Frankreich  

Algerien  

luüien  

Spanien  

Oesterreich- Ungram  

Kamänien  

Dentachland  

Portugal  

Türkei  und  (..'>-pem  

Rossland  

Uriechenland  

Vereinijrte  Stallten  von  Amerika  .    .  . 

(Thili  und  La  Plata  

Schweiz  

Serbien  und  Bulgarien  

Cap  der  guten  üoffnnng  

Australien  

Axoren,  Canarinche  Inseln  u.  Madeira  . 

Total' 


Jährlicher 
DurchHchn.-Ertrag 


1900  000  ha 

30000000  hl 

120  000 

2  500(X)0 

n 

1  8W)0U^ 

n 

28  00O(J00 

n 

1  7ÖO00O 

F» 

25000000 

» 

HOO  000 

Tl 

100(X)000 

lö(JOOO 

ft 

50(K)(XX) 

« 

185  000 

Tl 

4  500000 

200  000 

n 

4  0(X)000 

n 

100000 

n 

3r)(K)(XX) 

n 

1Ö0(XJ0 

f» 

1  500000 

75000 

1500  (XX) 

n 

45  0(X) 

» 

1  5(X)000 

1 

aoooo 

n 

1  (JOOOOO 

Tt 

45  000 

n 

lÖJOOOO 

n 

50  000 

n 

lOCXMWO 

n 

10000 

Tl 

1  (XJOOÜO 

n 

8  00(J 

250  (MX) 

f» 

5  (MXJ 

lOOlNNi 

7  173  000  ha 


121  yöOOOO  hl 


Der  DurchsM-hnittswerth  der  jährlichen  Weinerträge  herechnet  si«  h  auf  minde- 
stens 2V9  Milliarden  Mark.  (Nach  Württeuberger  iui  Deutschen  Weinbuukaleuder 
für  1892,  S.  172.) 

Die  Biererzeugung  hat  (nach  derselben  Quelle  1  im  .lahre  1888  151700000  hl 
betragen,  also  das  Weinerträgniss  um  30  Mill.  hl  ühcrHügelt. 


9.  Zuckerrüben*).' 

Für  einen  Theil  der  europäischen  Staaten  hat  seil  den  50er  Jahren  die  Zucker 
räbenerzeugung  eine  besonders  grosse  Bedeutung  gi'wnnnen,  wobei  I)en  Ischl  and 
in  mter  Reihe  steht,  wo  die  jährliche  Rübenmenge  '1890/91)  rund  IIX)  Millionen 
Doppelcentner  im  Werthe  von  200  Mill.  M.  < daraus  gewonnene  Zuckennenge  rund 
12  Mill.  Doppelcentner)  beträgt,  zu  deren  Kr/eugiing  4.5  Mill.  Morgen  Land  in 
hwhster  C^ltur  zu  halten  sind  und  deren  Knckstände  die  FLickfruchtfutterrationen 
rund  GOOOOO  Stück  Rindvieh  liefern.  Von  bescheidenen  Anfangen  zu  einem  der 
giöasten  Exportgewerbe  sich  emporarbeitend,  weist  die  deutsche  Zurkerindnstrie  in 
1889'90  Ausfuhrwerthe  von  über  195  Mill.  M.,  für  den  ganzen  Zeitraiuni  von  1875/89 
vf»n  1737  Mill.  M.  auf.  Von  den  übrigen  europäischen  Staaten  nehmen  an  der 
Zackererzeugung  Antheil  Frankreich  mit  7,7,  Oi'sterreich  mit  7,4,  Helprieu  mit 
1.7  Hill.,  Ru.sAland  mit  nur  4  Mill.  Doppelcentner. 


*'  VgL  hierzu  die  Schrift  von  Oorz,  Die  Zuckersteuervorhige,  Berlin  1891. 
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III.  Viehstatistik. 

L  Viehgtand  (ohne  Pferde)  der  europäischen  Stanten  in  absolaten 
Zahlen  (nach  v.  Juraticheck,  a.  a.  O.,  S.  Hn.  ff.): 


Deuts (!ht's  Reich 
Rnsslund  mit  Polen  . 

Frankn'icli  

<  )«'st«'rrt'ich  

I'n^rurn  

(irossbritannicn   .  .  . 

Irland   

Italien  

Schweden   

Ktimänien   

Niederlande  

Spanien   

Päneniark  

Hflpien  

Kinnland  

Schweiz   

Nttrwejreii   

Serbien  ........ 

Porlu^ral  

(Jrieehenlaud    .  .  .  . 

Hul^rarien   

.Malm   .  ■  ■ 

Zuhauimeu 


Datum  der 

/alihinjr  'Z.) 
oder  He- 

Rinder 

Schate 

Ziegen 

Schweine 

reciinun<r  t  H.) 

Z.  1883 

lä  78(;  IM 

1 

lÜlfia716i  2(U0m<4 

9  206  195 

Z.  1888 

21 H22  (;.">7 

121ßiai'  IQ  742  074 

B.  Knde  1888 

Ml  :m 

1  545  äai 

5  846  528 

Z.  188D 

hr)84  Uli 

3841  340 

100<>675 

2  721  541 

Z.  1884 

5  äiü  84.'i 

11  IK^liiü 

•m  i2i22 

5221692 

H.  .Juni  188fl 

«  178  821 

2ä6i»5  145 

2525  312 

H.  I8K) 

a  789  621) 

1  :^80  51H 

Z.  1881 

1788  232 

855M>  1()8 

2  016  3ü2i 

1  16:^916 

M.  1887 

2h:^>7(J6 

1  377  685 

9i»548 

571  114 

M.  1888 

2  2ÜL»  874 

1807  126 

lfi3Üß3' 

770.354 

H.  1888 

lüiaiHJO 

778  000 

läü700 

löäax) 

1880 

1460263 

13  773  804 

2filÄ281' 

1  162  676 

Z.  1888 

Ii4üüü22 

1225 13fi 

9  331' 

770  7^7 

Z.  1880 

1382815 

3^5  400 

218  775 

tut;  325 

H.  1887 

12ia877 

1  042  78i> 

1M700| 

104  755 

Z.  188<5 

1 211  713 

311  (^32 

11^1*16 

391 151 

Z.  1875 

101«  GH 

1  686  306 

3228()1, 

101  020 

H.  1882 

82üääü 

3ü2ü7r)0 

725  7(X)I 

lDß2  94() 

Z.  1870 

697929 

3064  21Ü 

973  ml 

1  051  994 

H.  1884 

323654 

ai6ia>4 

2  MO  1)70 

175  051 

H.  1887 

32Ü862 

b  7:iO  788 

1  629  ääl 

501  925 

H.  1887 

10  673 

11  m^ 

10246:1656  187  439394  Üiilki7.S4  lü  741  301 


2>  Relativer  Thierbestand  in  den  europäischen  Staaten. 

Es  kommen  auf  1000  Einwohner : 


Rinder 

Schafe 

Schwei 

Dänemark  <1888)  

.  683 

523 

361 

562 

933 

55 

Kinnland  (1887)  

.  555 

163 

82 

Schweden  (1887)  

,  194 

121 

Serbien  (1882)  

.  44fi 

1954 

526 

Schweix  (188(i)  

llß 

112 

135 

Rumänien  (1888)  

.  III 

874 

140 

Oesterreich-I.'ntram  (1880/84)  . 

.  368 

39Ü 

21M 

Krankreich  1I888)  

319 

591 

152 

Deutsches  Reich  (1883)  .  . 

.  315 

419 

201 

NiwIerlande  (1888)  

335 

124 

1119 

RuHsIand  mit  Polen  (1888)    .  . 

.  293 

506 

113 

(troHsbritannien  und  Irland  (1889) 

.  :269 

772 

im 

66 

112 

(iriechenland  (1884)  

.  180 

1670 

84 

Italien  (1881)  

168 

3Ü2 

41 

PortUK'al  (1870)  

.  152 

690 

232 

Buljrarien  (1887)   

.  na 

2819 

162 

Spanien  (1880)  

.  82 

827 
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3.  Bettand  »n  Pferden  inebesonderes 

Stflek  auf  1000 
Einwohner 

Deutschland  (1883)   3522  81H  77 

Oestfrreich  i  1880/   1463  282  66 

Unfrarn  (1880)   1819  508  133 

Italien  !l881i  ........      657544  20 

Frankreich  U880>  2848800  76 

OniMbfitunien  Q.  IrUttd  (1880)  .  1928»680  65 
Yer.  Staaten  von  Amerika  (18BD)  .  10857688  207 

In  Italien  wurden  ausserdem  968  114  Miiulthicrc,  Maulesel  und  Biel;  in 
Frankreich  666  678,  in  Nordamerika  1812808  solcher  Thiere  gesäUt. 

4.  Die  vergleichende  Statistik  zeigt  im  Uebrigen,  dasH  seit  den  letzten 
DeMonieB  in  einer  Ansah!  eoropUscher  Staaten  (Dentechland,  Gronbritaanien,  wohl 

auch  Frankn-irh  und  Of>sterr«nrh-rng^m)  der  Viehstand,  verfrlirhon  mit  der 
Bevölkerungszahl,  also  relativ,  abgenommen  hat,  wobei  man  aber  sehr  wohl 
berücksichtigen  moaa,  daw  in  der  gleichen  Zeit  nach  all^meinen  Beobachtungen 
fremde  in  den  Lftndem  der  Abnahme  daa  mittlere  Körpergewicht  der  Thiere  erheb- 
lich znjrenommen  haben  dürfte,  was  der  von  einzelnen  Schriftstelh-nj  (I.anibl) 
beklagten  „Depekoration""  einen  grossen  Theil  der  ihr  augedichteten  bedenken 
nimmt,  wihrend  die  Abnahme  des  Schaf bestandes  in  landwirthech.-fortechreitenden 
Staaten  am  wenipfsten  zu  Besorjjiiisst'u  Anlass  geben  kann  (^l)as  Schaf  weicht  der 
Caltar''j.    Für  Deutschland  werden  folgende  Zahlen  angegeben: 

auf  lOM)  Einwohner  Stück 


Zahlungen  Kiudvieh  Schafe  Schweine  Ziegen 

der  eO.  Jahi«.  ...  882         IdS         160  40 

von  1873    384  60!)  174  67 

m  1883    345         419         201  68 . 


(Da  fibrifens  der  Jiüireebeetand  an  landwirthschaftlichen  Hansthieren  wesent- 
lich von  dem  Ausfall  d< t  Ernte  von  FuttcrgewiichsiMi  bei  Schweinen  auch  von 
Kartoffeln  —  abhängt,  so  sind  die  Ergebnisse  der  nur  in  längeren  Zwischenräumen 
—  in  Deotsehlaiid  seiüier  alle  10  Jahre  —  yorgenommenen  Zählungen  überhaupt 
nicht  geeignet,  ein  zutreffendes  Hild  vou  der  Bewegung  im  Viehstand  au  geben.) 

Ein  besonders  starke  absolute  Zunalune  des  Tbierbestandes  weist  (Iross- 
britannien  auf,  was  mit  dem  Uebergaug  von  der  Kömerwirthschaft  zum  Feld- 
gnatjtitm  msammenhängt  (§  5  und  §  6  am  Sehlnas);  ea  stieg  in  diesem  Lande 
vra  dar  Periode  1871/76  bis  1891  der  Bestand  an 

Pferden  von        1  2m  000  auf  1  488  000 
Rindvieh  von      5813000   ,  6863000. 

Den  bewnnderangswürdigsten  AufHchwim^'  aber  hat,  wie  auf  anderen  Gebieten 
des  1.4uidb:inps .  so  auch  in  jetuiii  der  'fliierhaltung  Nord* Amerika  au  ver- 
zeichnen; es  wurden  nAmlich  gezahlt  in  Millionen  Stück 

l*ferde      Kiu(hr       Sihafe  Schweine 
1870  7,1         23,8         28,4  25,1 

1888        14,2        6S3        443  613 

5.  Werth  des  Hausthierbestandes.  Indem  die  reichsstatistische  Auf- 
»ahme  von  10.  Januar  1888  erstmals  au<  li  Knuittlungen  über  das  (iewicbt  der 
Hausthiere  machte,  war  damit  zugleich  die  (Jrundliige  für  eine  Wertbberechnung 
derselben  gegeben.  Der  Gesammtwerth  des  Thierbestandes  in  Deutschland  (ein- 
Khliesslich  der  Pferde)  ist  demnaxdi  /.u  ö  ö7()  iViH  (MX)  M.  ermittelt  worden:  davon 
«Btlallen  in  runden  Beträgen  auf  Pferde  1678  Milk.  Mark  (30,17«  Ocsanuntr 
•erths),  auf  Bindviah  9074  UiU.  H.  (ö5,l''/o).  auf  Schafe  308  MilL  H.  (&,5**/o)>  »vf 
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Schweine  476  MiU.  M.  (8,67.)»  »«f  '^-^  Will.  M.  (0,77«);  dazu  uocb  Esel. 

M»ulthiere,  Maulesel  im  Werth  von  99()0(M)  M.  (Juniheft  /.  St.  d.  D.  R.,  1884.  S.  18). 

lu  Frankreich  wurde  (uach  der  Erhebung  vom  30.  Nov.  1882)  ein  üesammi- 
werth  dM  ThierbestandeB  (einsehUenlich  Pferde)  vob  Ißlliarden  Frei,  «mrittelt, 
mit  ehiem  jiilirlicheu  Prodiu-tioiiswerth  an  Arbeit,  Dünpfer  und  Fleisch  von  rund 
7  Milliarden  Fres.;  der  jährliche  l'rudactionüwertii  au  FleiBch,  Milch,  Wolle,  Eier, 
Honig  and  Wschi  wird  «nf  8,2  lOlUarden  Free.  Teranselilagt 

In  Nordamerika  (V^ereini|u:ten  Stiuiten)  wird  (in  dem  Bericht  des  Ackerbau- 
ministers  für  IS&l)  Zahl  und  Werth  der  UndwirlhBchafUichen  Uaoathiere  wie  folgt 
augegeben : 

Pferde   941802250  DoU.  —  8  955569450  H. 

Maulesel     ....    178748912     ,   —    750  724  431  , 

Milchkühe.  .  .  .  346  34Hr>41  „  =  1 4.M  643  .SOO  , 
Das  übrige  Rind\ieh    649011404     „    =»  2  720  847  896  « 

«chafe   108  577  840     «   —    456026928  „ 

Schweine    .    ,   .    .    2100t)4  1i)9     „    =    882  395  634  . 

Zusammen  2 434 57ä 248  Doli.  =10226207640  M. 

IV.  Urund-  und  Betriebskapital:  Verbchulduug 
und  Tilgungsmögliciikeit. 

Den  Oesammtbodenwerth,  der  «ich  in  Deutschland  in  landwirthschaftlicher 

Bennfzung^  befindet,  wird  man.  mässip  veranschlagt,  zu  Milliardeii  M.  annehmen 
können;  in  der  weiteren  Annahme,  dass  daa  gesammte  Üetriebskapit&l  Uebendes, 
todtes  Inventar  und  umlanfendes)  etwa  30%  des  Grundkapitalwerti^  betrage'),  so 
würde  das  in  der  Landwirthschaft  angelegte  (iesamnitkapital  einen  Werth  von 
65  70  Milliarden  .M.  darstellen,  eine  Zahl,  die  selbstredend  auf  irgend  welche  Zu- 
verlässigkeit keinerlei  Auspruch  erhebt.  Im  Vergleich  hierzu  sei  bemerkt,  dass  iu 
Frankreich  der  WerUi  des  landwirthsch.  Omnd  und  Bodens  auf  rund  85  Mil- 
liarden Frcs.  (68  Milliarden  M.  ^'•«'vebiit/f  \vur(b'  hei  «•itieni  Durcbscbnittswertb  des 
ha  von  2197  Freu.);  in  Belgien  aut  6,8  Milliarden  Frcü.  ^bei  einem  Durchachnitu»- 
werth  des  ha  Ackerlandes  von  4261  Frcs.). 

Dip  thatsäch liehe  Höhe  der  V ers chuld ung  des  land- 
wirthscliaftlichen  Grund  und  Bodens  entzieht  sich  noch  immer  einer 
genauen  Fesstellung;  wollte  man  (mit  Stiepel)  annehmen,  dass  in 
Deutschland  mit  einer  Oesammtscbuldenlast  Ton  20  Milliarden  M. 
zu  rechnen  wilre,  so  mfisste  aus  den  Erträgnissen  für  Verzinsung 
eine  Jahressumme  Ton  dOOO  Millionen  M.  und  zur  Tilgung  (in  1% 
Annuitäten)  ein  weiterer  Betrag  von  200  Millionen,  im  Ganzen 
eine  Summe  von  1  Milliarde  M.  jährlich  vorweg  entnommen  werden; 
ob  in  den  80pr  Jahren,  bei  den  sredrOckten  Preisen  für  Oerealien, 
dies  «liirchwei^  möglich  war,  darf  wohl  bezweifelt  werden.  Für 
Baden  «larf  der  beleihlnire  Werth  der  (irundstfirke  aut  nind 
1,7  .Millianien  M.,  die  liyjKdhelvarische  Verscimidunir  auf  (hoch 
♦^M>rechnet)  500 — 6(X)  Mill.  M.  veranschlaL'-t  werden,  welche  zur 
Verzinsung  und  Tilgimg  jäiirlicli  rund  25  MiU.  M.  erfordert 

")  Handbuch  der  ges.  Landwirthschaft.  1.  Bd.,  S.  279, 

Der  Durchschnittskauf Werth  der    landw.  benutitan  Liegenschafteu  in 
Baden  (im  Ganaen  mnd  877000  ha),  der  fUr  die  Beleihuag  maasflgebend  ist,  kann 
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Auf  dieUisaohen  solcher  Sehuldnoih  und  ihre  H(Vhe  in  einzelnen 

Staatswesen  ist  an  anderer  Stelle  (II.  Theil,  Kap.  VI)  näher  pinzu<?ehen 
und  hier  lediglich  zu  betonen,  wie  sehr  eine  solche  Belastung  des 
Grund  und  Bodens  mit  Zinsveii»lliclitungeii  ernsteste  IJeachtuni? 
der  Staatsleitunpr  und  eine  thatkräftige,  auf  die  PHeLre  und  den 
Schutz  des  hmdwirthschaftlichen  (lewerbes  gerichtet»',  weitere  Ver- 
schuldung veriuitende  Politik  gehieteriscli  tordr'rt.  Wie  übrigens 
schon  allein  eine  die  Broductionstechnik  vortheilhaft  beein- 
flussende landwirthschafUiche  StaatsfQrsorge  in  dieser  Hinsicht 
bedeutungsvoll  werden  kann,  soll  an  einem  der  Viehhaltung  ent- 
nonunenen  Beispiel  erl&utert  werden.  In  Baden  belief  sich  bei 
einem  (am  3.  Dec.  1890  ermittelten)  Bestand  Ton  328387  Hilch- 
kühen  die  Jahreseizeugung  an  Milch  (2000  Liter  yom  Thiere)  auf 
nmd  650  IGllionen  Liter,  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  bftuer- 
lichen  Wirthschafben  etwa  zu  6 — 12  Pf.,  im  Durchschnitt  des  ganzen 
Landes  höchstens  zu  9  Pf.  Terwerthet  werden.  Die  in  der  letzten 
Zeit  betriebene  EinfOTurung  des  Separatorenbetriebs  im  Molkerei- 
wesen  hat  eine  Steigerung  der  Rente  um  2 — 3  Pf.  zur  Folge 
gehabt;  <Iie  seit  Jahren  einsetzenden  Bemühungen  auf  Verbesserung 
der  Bin«iviehzucht,  welche  u.  A.  gerade  auch  in  der  grösscri'n 
Milchergiebigkeit  der  veredelten  Schläge  bezw.  der  Möglichkeit 
besserer  Verwerthung  des  Futters  in  die  Erscheinung  treten,  wirken 
in  gleicher  Weise  rentensteigernd.  Nun  wäre  eine  höhere  Ver- 
werthung der  Milch  um  mir  2  Pf.  vom  Liter  einer  Mehreinnahme 
von  im  Ganzen  12  Mill.  Mark  gloicii  zu  achten;  und  eine  in  nicht 
ferner  Zeit  selir  wohl  erreichbare  Steigenmg  der  mittleren  Vieh- 
ansbeute der  einzelnen  Thiere  selber  (jetzt  2000  Liter)  um  10% 


sn  1900  M.  den  ha  ani^^enommen  werden.  Nadi  den.bad.  landw.  Rrhebuu{]^en,  mit 
deren  F-r^'cbiiisscn  in  dieser  Beziehunp  anderwerte  Erraittelnn^'  ühercinstiuinien  (vj;I. 
Bd.  IV  jener  Erhebungen,  S.  89  fF.,  ü.  Kühl  and,  Die  Losung:  d«r  landwirth- 
Khaftlichen  Kroditfra^,  1886,  S.  26)  ist  das  Yerachuldungrsprocent  in  den  unter- 
sten Besitzgrnppen  ri'^'<'lm;is>;i<r  am  stärksten,  nimmt  aber  mit  der  (Jrösse  des  Ht^ 
ntses  ab,  um  in  den  oberen  (iruppeu  selbst  in  au  sich  hochverHchuldeten  Gumeiudeu 
«ofbnals  nahem  la  Tenehiriiiden''.  Danach  kann  für  Baden  folgende  Avfstellnng 
gentacht  werden: 


Beeitagnippe 


Kaufwerth     Verschul-    Betrag  der 
des  Besitses  dnngeproo.  Yerschnldnng 


M.  M. 


bis  5  ha 

5-10  n 
10-60  n 

aber  60  • 


(xif)  m )  m)  60  39( )  im  k  ) 

4aüUU>UCX>  25  1Ü7ÖÜUUÜÜ 

630000000  10  68000000 

80000000  6  4000000 


1690000000  664600000 
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'  würde  einen  Mehrertraj^  von  G5  Millionen  Liter  im  Werth  von 
6 — 7  Millionen  M.  zur  Fol^e  haben.  Nur  auf  diesem  einen  Ge- 
biet des  M  o  1  k  e  r  (' i  w  e  s  <' n  s  lässt  sieh  daher  in  einem  kleinen 
Land  wie  Baden  bei  zielbewusstem  Einwirken  auf  die  Bevölkerun«: 
des  flachen  Landes  eine  Mehreinnahme  von  rund  18 — 20  Mil- 
lionen M.  herbeiführen,  d.  h.  eine  Summe,  die  ausreichend  erscheint, 
eine  Schuld  von  400  Millionen  M.,  d.  h.  jedenfalls  den  grosseren 
Tkeil  der  gesammten  jetzt  vorhandenen  Immobiliarschuld  su  yer- 
Zinsen  und  ku  tilgen.  Die  vorausgegangenen  Erörterungen 
Aber  die  Angemessenheit  und  Nothwendigkeit  einer  unausgesetzt 
arbeitenden  landwirthschaftlichen  StaatsfOrsorge  erhalten  durch 
solche  beispielsweise  Zahlenangaben  eine  weitere  Bestätigung;  diese 
Zahlen  lassen  aber  auch  das  deutlichst  erkennen,  dass  neben  den 
grossen  Gebieten  des  Agrarrechts  nicht  am  wenigsten  auch  die 
Gebiete  der  Technik  und  Oekonomie  des  landwirthschaftlichen 
Betriebs  es  sind,  in  deren  sorirfältiirer.  na<-h  praktischen  Gesichts- 
punkten verfahrender  PHeire  ebenfalls  wiclitiu;o  Bedingungen  für 
die  Zukunftsentwicklung  der  Landbevölkerung  gegeben  sind.  Einer 
nicht  selten  zu  hörenden  Meinung  gegenüber,  welciie  vermeint, 
mit  einer  anderweiten  Ordnung  des  Agrarrechts  allein  (auf 
den  Gebieten  des  Erb-,  Credit-  und  Verschuldungsrechts,  des  Pacht- 
rechts, des  Versicherungswesens,  der  Zoll-  und  Steuerpolitik)  den 
Schwierigkeiten  begegnen  zu  kennen,  mit  welchen  am  Ausgang 
des  Jahrhunderts  die  europftische  Landwirthschaft  zu  ringen  hat, 
ist  es  nicht  Uberflflssig,  schon  an  dieser  Stelle  zu  betonen,  dass, 
wie  in  allen  Gewerbszweigen,  so  auch  im  landwirthschaftlichen 
Gewerbe,  neben  den  rechtlichen  Beziehungen  und  Verhältnissen, 
unter  denen  die  Erwerbsarbeit  sich  vollzieht^  doch  auch  Art,  Gang 
und  Richtung  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  selbst,  die  Lage 
und  Zukunft  der  Träger  desselben  maassgebend  beeinflusst  und 
dass  dalier  den  eigentlichen  pfleglichen  (betriebsfördern- 
den) Seiten  der  landwirtlischalllicluMi  Staatsfürsorge  eine  ebensolche 
Bedeutung  als  dem  agrarrechtlichen  Theil  der  Staatsuufgabe 
beizumessen  ist. 
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Die  Agrarpolitik  im  Becht  und  in  der 

Verwaltung. 

Erster  Haupttheil, 

Kapitel  1: 

BlaerUehe  rnfrellieit  und  AUQsmigsgesetzgebQng. 

LiteraturOb  ersieht. 

Einzelne  hicrlier  gehörige  Fragen  siuti  bereits  von  A.  Wagner  in  der  „Grund- 
legang*  erörtert  worden  ^  wobei  iubeeondere  anf  den  2.  Hailptabichmtt:  „Di« 
Unfrei heit,"  §  201  ff.  /.n  verweisen  ist.  Vom  Verfasser  wurde  im  Anschluss  an 
Raa  die  Ablösungsgesetsgebang,  als  die  weitaus  bedeutungiroUate  Action,  welche 
je  sn  €hui8ten  des  Bauernstandes  dnrdigelührt  worden  ist,  an  die  Spitae  des  a^ar* 
rechtlichen  iHieils  des  Handbucbs  gestellt.  Rau  widmet  dieser  Materie  SC)  Tara* 
praphen  und  er  darf  das  Verdienst  in  Anspruch  nehmen ,  eine  systematische  Dar- 
bt4:lluug  dieses  äusserst  verwickelten  und  schwer  übersehbaren  Ge^ietzgebuugsgebietli 
angeibalint  sn  haben;  doch  ist  eine  liistorische  Entwieklun<r  der  bftneriichen  Unfreiheit 
«u  vermissen.  —  Bei  Roscher  sind  die  einsrhläfri};en  Materien  zerstreut  in  ver- 
schiedenen Theilen  des  Werkes  behandelt,  nämlich  in  Band  1  und  dann  iii  Band  11 
im  8.  nnd  9.  Kapitel;  tbeils  hierdnreh,  thefls  in  Folge  des  ümstaades,  dass  Vieles 
und  manches  Vichtig<>  in  die  Anmerkungen  verwiesen  worden,  hat  die  Darstellung 
au  Einheitlichkeit  und  Febersichtlichkeit  eini<rermaassen  eingebüsst.  V<»n  den 
sonsti£r«'n.  bei  der  Niederschrift  benutzten  Werken  sind /.u  erwähnen:  a)  Im  Allge- 
mein! n:  I..  V.  Stein,  Innere  Verwaltangslehre ,  1868,  Bd.  7  (AttÜBtellmig  des 
Bt  ^^ritf>  <ler  „Entwährung"  im  (ie;r(>iisatz  zur  „Enteij^mn«:'" ;  die  von  Stein  aufge- 
stellte und  der  Darstellung  xuGruude  gelegte  Scheidung  zwischen  „Grunde  ut  las  tuug** 
nnd  «Abldsnng**  dfirfte  etwas  Wülkttbrliebes  haben;  besonders  ansftthrliehe 
Darstellung  der  Grundentlastung  in  England);  v.  Mohl,  l'olizeiwissenschaft,  U 
(§  136  ffj;  Sugenheiin,  Geschichte  der  Aufliebung  der  Leibeigenschaft  und  Hörig- 
keit in  Europa  etc.,  1861;  A.  Judeich,  Die  (irundentlastung  in  Deutscliland,  1863; 
Meitzen,  Agrarpolitik,  in  Sch(>nberg's  Handbuch  der  pol.  Oektuioniie .  1S'.)1; 
h  Von  S  p  e /.i a  1  wer k on  insbesondere:  das  auf  qiu  lb'nraässigen  Arheiicti  beruhende, 
bedeutungsvolle  Buch  von  G.  F.  Knapp,  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung 
der  Landarbeiter  in  den  älteren  Theilen  Prenssens,  1887;  Fuchs,  Der  Untergang 
des  Bauernstandes  und  das  Aufkommen  der  Outsherrschaft  in  Nea-Vorpommem  und 
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Rügeu,  1888 ;  H  r  k  n  e  r ,  Die  irische  Agrartrajfe,  iin  Jahrb.  f.  Nat.  und  Stat.,  N.  F., 
Bd.  XXI;  Meitzen,  Die  irische  Laudtraj^e  und  die  Stein-Hardenberpsche  (iesetz- 
pehiintr.  in  Selimoller's  Jahrb.,  Hd.  V.  Kndlich  die  .Aufsätze:  „  Bauernhelreiuu^" 
im  Haudwb.  d.  8t.-W.  (Knapp,  Bucheuberger,  P.  t'auwes  und  Ch.  Uide,  v.  d.  Linden, 
ScharHng,  Fahlbeck,  Morgenstiema,  Gönner,  v.  Kenssler)  nnd  die  Anft&tse: 
.Ablösung**  in  StengoT's  Wörterbuch  des  deutschon  Venvaltunpsrechts , 
(Olatzel,  Seydel,  ü.  Meyer,  Jolly,  S<lu'nkel,  Zeller);  ebenda  zahlreiche  weitere 
liiteraturangaben.  —  Als  ältere  \visseu.s(  hattliche  Vorkämpfer  für  die  (Irundeut- 
lastun^  iu  Deutschland  sind  von  den  .,Kameralisteu^  vor  allem  v.  Justi  ku  emähnen, 
der  „Vater  der  eudämouistiscIuMi  rolizeiuisseiiscliat't".  der  in  seiner  „(irundfeste  zu 
der  Macht  uud  Glückseligkeit  der  i>taateu  oder  auslulirlichu  Vorstellung  der  ge- 
mnuttten  Poliseiwiflseoschaft'^,  1760/61  lebhaft  f^egen  die  ^monstHtae  Ter&ssansr," 
die  auf  ,,Uuterthänigkeit  oder  Leibeigenschaft"  beruht,  eifert,  _die  nur  in  den  aller- 
barbarischsten  Zeiten  habe  bestehen  können  (I.  Bd.,  1.  Huch,  1H2  tf.);  ferner  v.  Moser, 
der  namentlich  für  die  Umwandlung  der  unbestimmten  ( letal le  iu  feste  Kenten 
eintritt  (Patriotische  IMiaaUllen,  III,  S.  821).  c»  In  Betreff  des  wIrthBOhafIt* 
h  i s  t  ()  r i -i (•  In- II  Tlicils  ist  naniciitlich  auf  die  ft".  Werke  und  Aufsiit/.e  /ii  verwelMO: 
(iütheiu,  Wirthschaftsgeschichte  des  8chwarzwaldes  und  der  augrenzeudea  Land* 
■chaften,  1892;  Derselbe,  Die  Lage  des  Banemstandea  am  Rnde  des  MiHelaltan, 
in  d.  Westd.  Z«'itschr.,  Bd.  IV.  G.  Haussen,  AgrarhistoriM-he  Abhandlungen, 
2  Bde.,  188Ü  u.  1884;  v.  I  uama-Sterne^rL' .  n.  utHche  Wirtlischafts^'escliichte,  1879; 
Derselbe,  Die  Ausbildung  der  grossen  in uiidherrschafteu  iu  Deutschland  während 
der  Kar<)lin<;er/.eit,  1878.  K.  Lamprecht,  Deutsches  Wirtbflchaftsleben  im  Mittel» 
alter,  4  Bdf.  188<);  Ders..  Die  Fntwicklung  des  deutschen,  namentlich  des  rlifinisohen 
Bauemstandes  während  des  Mittelalters,  iu  der  Westd.  Zeittfchr.  für  Gesclüchte  und 
Knnst,  Bd.  VI;  Derselbe,  Das  Schicksnl  des  deutschen  Banemstandes  Ms  sn  den 
a^'rarischen  Unruhen  des  15.  und  16.  Jahrb..  in  den  Preuss.  Jahrb.  Bd.5f>;  Derselbe, 
Artikel  „Bauer",  „Banorn^'-ut'^  und  ,,lirundbesit7,**  im  Handwörterh.  der  St.-W. ; 
V.  Maurer,  Gescliichte  dtr  Froluihofe,  der  Bauernhöfe  uud  der  Hofvertässuug  iu 
Dentschlaad,  4  Bde.,  18«>2/f>:^;  Meitxen,  Der  Bodeu  und  die  landw.  Verhält^ase 
des  preuss.  Staats  nach  <icin  (iebietsumfang  TOT  1866,  4  Bde.,  1868/71  (wirthschafl»- 
historischer  Theil  im  1.  Bd.,  S.  343  ff.). 


Abschnitt  I.  / 

Die  Entwicklun^sst Ilten  der  bSuerliehen  rnfreiheit  uud  der 
ittssere  Verlauf  der  AbiOsungsgesetzgebung. 

g  16.   En  tsto  Ii  11  n  1^  der  U  ii  t  r»M  h  e  i  t :  die  Uiilreieu  im 

ültereu  deutscheu  Keciit 

Die  Lresrliirlitli(  lic  lietriirlituiiLr  zei^t.  dass  die  ]> e  r  s  ö  ii  l i  e  h  o 
Unfreiheit  einzelner  lievölkerungsklaasen  wedentlicli  auf  zwei  Haupt- 
ursaeheii:  einmal  auf  die  rohe  Gewalt  und  das  auf  sie  begründete 
Beeilt  de.s  Stürkt'ren  (Kriegsgefaagenscbaft .  Unterwerfung  der 
Landeshewohner,  Menschenraub),  sodann  auf  ungQnstige  wirth- 
schaftliche  Lage  (Verschuldung,  Mangel  an  Erwerbsgelegenheit) 
surflckzufflhren  ist  In  letzterem  Fall  kann  die  Begebung  in  ein  Ver- 
h&ltniss  der  Unfreiheit  theils  ein  erzwungenes  sein  (strenges 
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Schuldrecht  im  Alterthnm,  aber  auch  bei  den  alten  deutschen  Volks- 
stämmen), th(?ils  auf  ('i<2:i'ii('r  Kntschliossung  des  Bedürftiaren  benihen, 
um  die  Gnindlage  einer  Existenz  zu  j^ewinnon,  letzteres  namentlich 
dann,  wenn  die  Daseinsniöirlichkeiten  bei  mani^elnder  Arbeits- 
gliedenuiir  wesentlich  auf  der  l^ewirtlischaftung  von  Land  lieruhon 
und  daher  ohne  Landbesitz  nicht  behauptet  werden  können.  In 
den  niederen  Stufen  des  volkswirthschaftlichen  Lebens  bei  felden- 
der  Gewerbsthätigkeit  müssen  daher  diejenigen,  weiche  ihren 
Landbesitz  mit  oder  olme  Schuld  eingebüsst  haben,  nothwendiger- 
weise  in  ein  AbhängigkeitBverhältniss  7ai  den  Besitzenden  gerathen 
und  auf  Seiten  der  letzteren  wird  das  Bestreben,  dieses  Verh&ltniss 
SU  erhalten,  naehdrflcklich  sich  überall  geltend  machen  kl^nnen, 
weil  in  diesen  Zeiten  der  Grundbesitz  die  Quelle  aller  politischen 
Gewalt  ist  und  die  grundbesitzenden  Klassen  daher  zugleich  die 
herrschenden  Klassen  des  Volkes  sind.  Wird  auf  diese  Weise 
das  Verhftltniss  der  Unfreiheit  bestimmter  BeY^lkerungstheile,  wenn 
nöthig  mit  Gewalt,  behauptet,  rechtlich  weiter  ausgestaltet  und 
durch  das  System  der  Vererbunii-  conscrvirt.  so  kann  in  der  ge- 
schilderten  Entwicklung  gleichwohl  di(^  Möglichkeit  culturellen 
Fortschritts  begründet  liegen ,  sofern  sie  die  Ausbildung  einer 
Herren klasse,  d.  h.  einer  von  der  roh  mi'<li.uiischen  Tagfsarheit 
befreiten  und  desshalb  feineren  Bildungsbedürfnissen  zugänglichen 
und  für  diese  Bedürfnisse  thätigen  Bevölkerungsschichte  im  (  Jefolge 
hat.  Dabei  braucht,  solange  der  Gedanke  der  Menschenwürde  imd 
der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz  als  ein  das  Staatsleben  be- 
herrschendes sittliches  Princip  das  Bewusstsein  des  Volkes  noch 
nicht  durchdrungen  hat,  der  Zustand  der  Unfreiheit  fOr  die  in 
solchem  Zustand  Lebenden  nicht  ohne  Weiteres  etwas  Drückendes 
zu  haben;  denn  „das  Bedflrfiiiss  der  Freiheit  wächst  erst  in  dem- 
selben Maasse  wie  die  Geistesbildung**  (Roscher).  Auch  kann, 
wo  bei  vorherrschender  Natunüwirthschaft  oder  mehr  extensivem 
Betrieb  des  landwirthschafblichen  Gewerbes  höhere  qualitative  An- 
forderungen an  die  Landbauarbeit  nicht  gest<dlt  Averden,  der  wirth- 
schaftliche  F^ffect  der  erzwungenen  Arl)eit  sehr  wohl  ein  befrie- 
digender sein.  —  Und  <*s  erklart  sich  daraus,  <iass  im  Altfrlhuni 
die  Sklaverei  ganz  allgeinriii  verbreitet  war,  von  hervoiTagenilen 
Philosophen  wie  Aristoteles  vertheidigt  wurde  und  dass  die  Zeit 
noch  nicht  weit  zurückliegt,  dass  Zustände  der  Unfreiheit  der 
ländlichen  Bevölkerungsklassen,  aus  Gründen  des  Staatsinteresses, 
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selbst  in  Deutschland  als  natzlich  und  nothwendig  erachtet  wurden 

(so  von  Beneckendorff  in  seiner  Oekonomia  forensis  1775/89)*). 

Den  (hMit  sc  liPii  V'olksstämnien  war  das  Institut  der  SolavenM 
ebenfalls  sehr  wohl  Ix'kannt.  und  nach  den  alten  Stamnireehten 
wird  dieselbe  nicht  bloss  durch  die  obenangegebenen  Ursaclieii 
(Kriegsgefangenschaft  Zahlungsunfähigkeit,  freiwillige  Ergebuug^, 
Geburt  von  unfreien  Eltern)  begründet,  sondern  auch  Heirath  mit 
Unfreien,  ja  selbst  ,,unfreie  Luft'S  d.  h.  einspruclisloser  Aufenthalt 
an  bloss  von  Unfreien  bewohnten  Orten  während  eines  gewissen 
Zeitraums  fahren  zur  Knechtschaft  (senritus),  und  selbst  Verknechtung 
zur  Strafe  wird  erwähnt  Der  in  solcher  Knechtschaft  (Leib- 
eigenschaft) Befindliche  wird  als  Sache  behandelt»  kann  ver- 
kauft, verschenkt,  selbst  getödtet  werden,  ist  zu  unbedingter  Dienst- 
leistung verpflichtet,  erwirbt  nichts  fdr  sich,  sondern  Alles  für  den 
Herrn  und  darf  ohne  Zustimmiuig  des  letzteren  keine  Ehe 
schliessen  etc.  —  Dieses  ältere.  strtMiu^e  Heclit  (»rfulir  indess  mit 
dem  Aufkommen  des  Christenthums  mannichfache  Milderungen: 
abgesehen  davon,  dass  Freilassung  aus  der  Leibeigenschaft  als  ein 
gottgefall itres  Werk  erschien  und  daher  häutig  geübt  wurde,  wurden 
unter  dem  Einfluss  der  Kirche  die  strengsten  Folgen  des  Leib- 
eigenschaft srechts  abgeschwächt  oder  ganz  beseitigt,  insbesondere 
der  Verkauf  Ton  Knechten  (Leibeigenen)  ausserhalb  Landes  oder 
an  Heiden  verboten  (schon  unter  Karl  M.),  späterhin,  was  be> 
sonders  wichtig  war,  die  Verftusserung  nur,  wenn  sie  mit  der  Scholle 
selbst  erfolgte,  für  statthaft  erklärt;  weiter  die  Unwiderrufliehkeit 
des  Eheconsenses  und  die  UnauflOslichkeit  der  Ehe  von  Unfreien 
durchgesetzt  und  der  Grundsatz,  dass  die  Ehe  mit  Unfreien  den 
Freien  verknechte,  beseitigt  (9. — 12.  Jahrhundert).  Auch  im  Ge- 


^Die  VerUltnisflinisfli^keit  der  Banenmahiiiiigeii  mit  den  ihnen  aolerleglaii 

Diensten  n»'l)st  der  s(  hul(litr<'n  Oi'stellunjf  tüchtig'en  (Jrsindcs  und  Cicspannee  .  .  . 
sind  die  wahren  (irundütiulen  einer  veniUnftigen  und  /.wockmässigen  Kinrichtung;^ .  .  . 
So  viele  Dienste,  aU  «in  Unterthan  von  seiner Nahnuig,  ohne  dabei  zu  Grunde 
KU  (^ehen,  leitiien  kann,  ist  er  der  Herrschaft  /.u  verric  litcii  schuldig,  dieeee  wsr 
der  jiUp'meine  HrundKat/  der  ersten  Stifter  des  deiitsehen  Hauenistande« ;  nnd  er 
muK8  auch  aujetzt  beobachtet  \verden,  weil  er  iu  der  Vernunft  und  dem 
Katnrrecht  selber  b^rfindet  ist**  Welche  unverblflnite  nnd  mipleich  nuTe  Recht- 
fertit^uiipr  eines  riiclisiehtslasen  AusheiUunfrsreclits  der  Iierrschenden  Klassen!  I)us 
Citat  selbst  ist  Fr  aas,  a.  a.  O.,  8.  119,  entnommen.  Dass  in  einzelneu  modernen 
Cultnrstaaten  die  Sklaverei  bis  in  die  neuere  Zeit  sich  erhalten  konnte,  (Nord-  nnd 
Südamerika,  spanische  Colonieen),  ist  wohl  wesentlich  aurh  auf  den  Racenunter- 
schied  zwischen  Herrscliem  und  Beherrschten  /nriickznlÜhren  und  auf  die  will- 
kührliche  liuteratcUung  einer  geisti^eu  iuferiurität  der  Neger.  Auf  diese  Institution 
näher  einmehMi,  liegt  indess  nicät  im  Au^bebereich  dieses  Handbuchs.  VgL 


l«glulg^  §  212. 
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biet  des  YermOgensrechts  milderte  sieh  die  Lage  der  Unfreien;  die 

Leistiingen  derselben  an  den  Herrn  wurden  auf  bestimmtes  Maass 
festgestellt.  Kiii/iehungen  der  Habe  des  Knechts  von  der  Kirche 
als  Sünde  l)(»zeiclinet,  so  <lass  schon  im  7.  Jahrliundert  hei  Frei- 
lassungen die  Htdassung  der  Freigelassenen  im  Besitz  ihrer  Habe 
oder  doch  des  grössten  Theils  derselben  Kegel  war.  Ebenso 
bildete  sich,  hauptsächlich  wohl  durch  wirthschaftliche  Erwägungen 
des  Gutsherrn  selber  veranlasst,  die  Oewohnheit,  den  Knecht  nicht 
ohne  triftigen  Grund  vom  Hof  zu  vertreiben  und  die  ihm  zur  Be- 
wiithschaftung  gegen  bestimmte  Leistungen  und  Abgaben  zug^ 
iviesenen  Lftndereien  vom  Vater  auf  den  Sohn  vererben  zu  lassen. 

Gab  es  ursprflnglich  nicht  bloss  auf  dem  flachen  Lande,  son- 
dern auch  in  den  Städten  Ünfireie,  so  änderte  sich  dies  wegen 
der  zahlreichen  Freilassungen  in  den  letzteren  sowie  in  Folge  des 
vielen  derselben  eingeräumten  Privilegiums,  dass  der  Aufenthalt 
in  ihnen  (,,die  Luft'')  den  eingewanderten  Eignen  in  kurzer  Frist 
trei  mache,  allmfihlicli  dahin,  dass  die  Unfreien  mehr  und  mehr 
zu  einer  bestimmten  Klasse  der  L  a  n  «1  b  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  wurden, 
welche  zwar  an  die  Scholle  gebunden  (g  1  e  b  a  e  a  d  s  c  r  i  p  t  i),  aber 
eben  dadurcii  auch  gegen  willkürliche  Veriiussening  seitens  der 
Herren  geschützt  waren  Ihre  rechtliche  Verbürgimg  erhielt  aber 
diese  fortschreitende  Entwicklung  durch  das  Institut  des  sogen. 
Hofrechts  (jus  curiae),  welches,  neben  dem  für  die  Freien 
geltenden  Yolksrecht  allmählich  sich  ausbildend,  in  den  von  den 
Unfreien  selbst  —  allerdings  unter  der  Leitung  des  Grundherrn 
bezw.  des  ihn  Tortretenden  obersten  Wirthscluiftsbeamten,  des 
Heiers,  gefibten  Hofgerichten  (Hof  -  Hubtagen)  gehandhabt 
wurde  und  zu  einer  wirksamen  Garantie  .für  die  einmal  erworbenen 
Bechte,  sowie  gegen  willkftrliche  Ein-  und  üebergriffe  der  Grund- 
herren sich  gestaltete'). 


*)  Vjl-  hiusichtlich  des  Vorstehenden  ausser  der  oben  iinfjefiilirten  Literatur 
Micb  dm  Art.  Leibeigenschaft  von  F.  Duhn  im  Deutschen  N'taats\v<iri(>rl)urli.  Wie 
übrifrcns  auch  in  den  Städten  die  Leibeigenschaft,  wenn  schon  in  mihh  r  Form, 
iheilweiüe  lauge  und  bis  in  die  neuere  Zeit  erhalteu  blieb,  siehe  £.  Gut  bei n, 
WirthwhaftageaeHotate  dee  Schwarswaldee  (8.  148  ff.);  ebeod^  am  dem  18.  Jabrfa. 
f<irmliohe  Tausdigeschäfte  mit  hörigen  Handwerkern  gemeldet;  häufig  ist  letitereii 
nicht  einmal  der  freie  Zug  gegönnt  ^S.  157). 

*j  „Die  Disciplinargewalt  des  Herrn  erscheint  schon  regnlirt  durch  die  fiscjilisch« 
^enoHenfohaftUohe  Baohtsprechung  Af--  Ü  nnidings,  wit<  liiirrh  die,  wenn  auch  be> 
dingte  und   vertretungsweise   Kinl)r/ichiiiig  des  l'nfieien  in  die  öffentliclif  l{echt- 

Sirechung.    Auch  social  und  wirthscliaftlich  stehen  die  Uufreieu  weit  über  dem 
bean  der  UiMit,  sie  liiid  als.  BOfiier  angesetst,  ihre  ökontMUMhen  Ldstungen 
flv  den  Herrn  idnd  flxirt  und  gute  Ffihmiig  befiüngt  an  sodalen  Anftteigeii,  wenn 
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§  17.  Verkümmerung  der  Freiheit  der  ehemals 

V  0 1 1  Ire  i  en. 

Während  auf  die  beschriebene  Weise  in  den  von  deutschen 
Stftmmen  in  Besitz  genommenen  Gebieten  Westeuropas  die  Lage 
der  ursprOnglich  Unfreien  sich  mehr  und  mehr  milderte,  ging  ziem- 
lich gleichzeitig  ein  eigenthttanlicher  Process  einher,  vemOge  dessen 
der  grOsste  Theil  der  ehemals  freien  Grundbesitzer  diese  Freiheit 
einbUsste  und  in  die  Stellung  von  unfreien  oder  halbfreien  Bauern 
herabsank.  Die  (Mir/elneii  riiast-n  dieser  Kntwiokelung  darzustelh'ii, 
ist  Sache  der  Wirtliscliafts^eschichte ;  es  genüt^^t  hier  li«'rvorzuli(>ben, 
dass  (iiesel])e  im  Weseiitliclieii  mit  dem  Aufkoiiimeii  dt^s  Lehens- 
•\vesens  nnd  <ler  tirundherrliclikeit.  (h'm  Entstehen  irrosser  (Trund- 
hen^sehaftiMi  und  mit  der  wachsenden  Schwierigkeit  für  die  kh'inen 
Grundbesitzer,  den  allgenieineu  ataatsbürgorlichen  Pflichten,  nament- 
lich der  Heerhannsptticlit,   zu  genügen,  zusammenhängt.  „Die 
Grundherrlichkeit  wird  das  Grab  der  tlorfgenossenschaftlichen  Frei- 
heit** (v.  Maurer).   Bei  der  ursprünglichen  Landauftheilung  in 
den  von  den  erobernd  vordringenden  deutschen  VOlkerstftmmen  in 
Besitz  genommenen  Ländern  war  die  Herbeiführung  eines  für  alle 
Stammesgenossen  gleichen  Besitzes  allerdings  der  beherrschende 
Grundsatz  gewesen;  wenn  jeder  Hausvater  gleiche  wirthschaftliche 
und  politische  Rechte  und  Pflichten  hatte,  so  sollte  auch  der 
Träger  dieser  Rechte  und  Pflichten,  d.  h.  das  Jedem  zugetheilte 
Gut  (die  Hufe)  von  gleicher  Grösse  und  Beschaffenheit  sein.  (Siehe 
auch  i>  44  unten.)    Solche  Gleichheit  blieb  indess  iii.  ht  lange  er- 
halten: abgesehen  von  jenen  Aenderungen  in  den  ursprüiiLrliclien 
Besitzverhältnissen,  welche   der  iiatiirliciie  Ijauf  der  Kiitw  ii  kelimg 
(durch  Kr)>schat"t.  Kauf,  Veriuögenszi'rtiill)  zu  bringen  idicLit.  \\urden 
durch  die,    schon  unter  den  fränkischen  KTuiigen  üldicheii  und 
immer  häufiger  werdenden  Landverleihungen  an  die  (ilitMler  der 
weitverzweigten  Königsfamilien,  an  die  Grossen  des  lieichs  und 
den  zahlreichen  Beamten-  und  Dienstadel  (die  Heichsministerialen), 
femer  durch  massenhafte  Schenkungen  an  die  Kirche,  späterhin 
auch  durch  die  colonisatorischen  Erwerbungen  in  der  Ostmark, 

auch  «unäclist  nur  imn-rhiill)  der  Ilenmtonstaflrcl  der  fiscalisclit  ii  V<'i  \\  alTiitiir" 
(Lamprecli  t/.  Mau  ptie^rt  im  Auücliluiiü  au  diu  ältere  Spracliweiüe  der  Ge&etxe«* 
Terminolope  auch  dieses  abfremildorte  Yerhiltiiisi  der  Unfirdoi  als  Leibeignen* 
Schaft  zu  bezeichnen,  während  Hörigkeit,  Grandholdenthnm,  Sehollenpflichtij^t, 
GttUninterUiänigkeil  richtiger  wäre.  . 
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sowie  durch  die  Bodungen  im  Markland  Besitzangleichheiten  ge- 
schaffen und  die  in  solcher  Besiteungleichheit  für  die  minder  Be- 
^terton  liegende  Gefahr  wirthschaftlicher  Vergewaltigung  durch 

die  Schaffung  der  sog.  Imin  im i täten,  d.  h.  von  Freigobieton, 
innerhalb   deren   die  Hoh«Mt   im   Hereich   d«T   Rechtspflege,  der 
Polizcigfwalt.  der  Hei-resvcrwaltung.  Finanztliätigkeit  an  den  Be- 
^^ohciikten  ((inindlicrrn)  überging,  aucl)  nach  der  politischen  Seite 
hin  verstärkt.  \\  aren  iirsprüngli(d»  die  den  grossen  Herren  gehörigen 
Güter  ausschliesslich  von  Unfreien  (Hörigen)  bewirthschat'tet  worden, 
die  auf  dem  vom  Herrenhaus  aus  bewirthschafteten  Gütern  (Frohn- 
höfen,  salischea  Land)  einige  Tage  in  der  Woche  Frolmdienste  zu 
leisten  und  von  dem  ihnen  zur  Nutzung  überlassenen  Land  (hinter- 
säseige  Güter)  Naturalabgaben  zu  leisten  hatten,  so  bemühten  sich 
bald  auch  verarmte  oder  landlose  Freie,  von  den  Mächtigen  des 
Reichs  gegen  ähnliche  Leistungen  angesetzt  zu  werden,  d.  h.  sich  in 
das  Yerhftltniss  der  Hintersassenschaft  zu  begeben.  Aber  auch  die 
in  günstigerer  Lage  befindlichen  Freien  trugen  ihr  Eigen  nicht 
ungern  den  grossen  Grundherren  (^dem  Grafen  und  dem  Zentenar, 
dem  Immunitätsherm  oder  seinem  Advocateir*)  oder  auch  der 
Kirche  auf.  um  es  als  Henetieiuni  wieder  zurück/uenijdangen,  weil 
sie  dann  liotVeu  durften,  eines  ausgiel)igen  Schutzes  in  friedloser  Zeit 
theilhaftig  zu  sein  und  weil  dies  gleichzeitig  ein  Weg  war,  der  \on 
<ler  alten  Stiimmesverfassung  her  als  Last  der  Hufe  erhalten  ge- 
bliebenen,  niit  der  Zeit  für  die  kleinen  Leute  immer  drückender 
gewordenen  politischen  Ptlichten ,   namentlich   der  kriegerischen 
Dienstpflichten,  enthoben  zu  werden,  für  welche  als  Gegenleistung 
der  (futsherr  eintrat;  weil  endlich  die  Minderung  der  persönlich(«n 
Freiheit  das  kleinere  Uebel  erschien,  „um  dem  grossen  Uebel  der 
Verarmung  zu  entgehen,  das  diejenigen  bedrohte,  welche  den  un- 
gleichen Kampf  mit  der  ökonomischen  Ueberlegenheit  und  amt- 
lichen Gewalt  der  Grundherren  aufnahmen"  (v.Inama-Sternegg). 
Aber  auch  social  wurde  die  Lage  jener  Leute  eine  ungünstigere 
und  mindestens  ihr  Bechtsverhältniss  zum  Grundherrn  verdunkelt 
durch  die  Gleichartigkeit  der  Leistungen,  welche  Freie  wie  Un- 
freie dem  Gnmdhenn  zu  leisten  hatten  und  mit  deren  Einziehung 
die  gleichen  Organe  (Zinshebestelle  am  Herrenhofe  und  Zwischen- 
hebestellen  für  die  entfernt  gele«^eueu  Höfe  —  sogen.  Meierhöfe) 
betraut  waren  ^). 

'    ^Dir  Dcsitx  der  (imodlltlTAII  lag  nicht  nur  an  woni(^(>n  Orten,  wie  etwa 
heut  SU  Tage  das  io  llomänen  concentriite  LaadeigenUiaiii  des  Staates  oder  der 
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Auf  diese  Weise  kam  es,  dass  sehr  bald  in  der  ftusserlichen 
Lage  der  Unfreien  und  der  ehemals  Freien  in  ihrem  Verhftltiiisa 
2u  den  Orundherren  ein  Unterschied  kaum  mehr  wahrzunehmen 
war;  die  beiden  Klassen  verschmolzen  vielmehr  zu  einem  Stande 

halbfreier  Bauern,  „ G r u n d h o  1  d e n die  unterschiedslos  unter 
diMu  ciiHMi,  ursprünglich  nur  für  die  Unfreien  be^timniten  Hofrecht 
standen.  Dieser  Process  nalun  etwa  im  H.  Jaiirlnindert  seinen 
Anfang,  steht  oline  Zweifel  auch  im  Zusamnit'uhanij  ..mit  der 
massenhaften  Verarinunii:,  welche  wir  in  der  Karolingerzeit  in 
der  unteren  Klasse  freier  Grundbesitzer  finden*'  (v.  Inama- 
Sternegg),  spielte  sich  nicht  nur  in  Deuti>chland.  sondern  auch 
in  anderen  Landern  ab,  überall,  wie  erwähnt,  mächtig  gefordert 
durch  den  die  damalige  Culturwelt  behemchenden  Gedanken  des 
Lehenswosens,  der  in  dem  Satz :  „nulle  terre  sans  seigneur**  seinen 
bezeichnenden  Ausdruck  erhielt,  sodass  schliesslich  jeder  Landbesitz, 
auch  der  der  kleinen  Leute,  in  der  allum&ssenden  LehensverfassuDg 
eingereiht  und  das  Eigenthumsrecht  am  ganzen  Grund  und  Boden 
in  der  Person  des  KOnigs  als  obersten  Lehnsherrn  vereinigt 
erschien 

Die  vorbeschriebene  Entwicklung  hatte  indess,  worauf  schon 
der  friedliche  Verlauf,  den  sie  nahm,  hinweist,  zunächst  für  die 


grossen  8tandesherren,  ....  sondern  weit  zerstrent  durch  viele  DSrfirr.   Die  Ofiter 

der  Abtei  Prüm  z.  B.  reichten,  in  viele  Hund»  rti'  von  Dörfern  zersplittort,  von  der 
Neckann iindnnjr  bis  zn  dem  holländischen  Hhi-indeltn  nnd  von  (h'n  Qin  lh-ii  der 
Lahn  bis  Angers  und  Kuueu.  Für  diesen  Belitz  galt  eh  zur  Karulingerzeit  eine  iu 
sich  abgesrhlossene  Organisation  anfitustellen.  Sie  konnte  Mlbstrerständlicli  nicht 
anf  die  F>richlmiLr  grosser  Ritter{»"ütfr  liiiiauslaufeti.  soliden«  nur  anf  die  Einrichtung 
gcMiüüer  Steuer-  uud  Z  iuseiuuakmestelleu  und  die  Ausbilduug  eines  geregelten 
Transportwesens,  um  den  Erlös  der  einzelnen  Einnahmestellen  an  Natundproducteo 
an  dein  Sitz  der  Omndherrschaft  zu  schaffen.  Zu  diesem  Zwecke  bildete  man  fiberall, 
wo  eine  Anzahl  von  Hufen  derselben  (iruudht  rrschaften  in  benachbarten  Dörfern 
zusantnifuhigen,  einen  besonderen  Verband  dieser  hörigen  Hufen  mit  uineni 
Bauernhofe  im  Hauptort  als  Mittelpunkt;  nnd  diesem  Hanpthofe  wurde  ein 
jrruii(llH  rrli(  her  lU-amtor  vorgesetzt,  der  Meier,  welclier  die  Zinse  aller  vom  Meier- 
liuf  ressortireuden  üruudholdeu  in  Empfang  nahm  und  für  deren  richtige  Ablieferung 
an  den  Orundbenm  sorgte.  —  Der  erste  Bück  schon  zeigt  es:  diese  gmndherriiohe 
Verwaltung  ist  nicht  8«  sehr  mit  unsenn  Ritterguts  betrieb,  wie  vielmclhr  ndt 
unserer  Stenerverwaltnn^'-  zu  vergleichen,  nur  dass  die  Stenern  und  Zinse  nicht 
iu  Geld,  sondern  iu  den  mannichfachsteu  Naturalproducten  abgeliefert  werden." 
(Lamprecht,  in  Preuss.  Jahrbttchem,  Bd.  66.) 

<  *)  Bftuerliche  Lehen^üter  namentlich  in  Suddentschland  noch  bis  in  die  neueste 

Zeil  vorkoniint'iid  und  erst  im  {ief«)l;r('  der  Ablösungsgesct/.gfbunir  beseitigt  (siehe 
uuteuj.  (.^ousequeut  durchgeführt«  Lehensveriassuug  bis  in  diu  jüngste  Zeit  auch  in 
Japan;  der  Bauer  Lehensmann  des  Baindo  nnd  seine  Abgabe  (Grundsteuer)  mit 
dem  Charakter  des  Erb/inses  behaftet  (M.  Fesca,  Beitrüge  zur  Kenntnisa  der 
japanischen  irfmdwirthschaft.) 
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davon  betroffonon  freien  Bauern  nichts  sonderlich  Beschwerendes; 
denn  jeder  sah  sich  „schliesslich  im  herrschat'tliclicn  \  crhand  ^rfs- 
schützt  und  iref^rdert.  Mit  seiner  Macht  deckte  iiiii  der  (iriind- 
lu»rr.  wenn  ihn  die  Vercfewaltii^unc:  t^ines  (irossen.  die  Habsucht 
eines  Nachharn  hcdrolitc;  von  der  Hccrhaiiiii»tlicht  befreite  ihn 
sein  Dienstverhältnis»  und  die  Last  der  Tlu'ilnahme  an  ööentlichen 
Angelegenheiten  ging  auf  seineii  Herrn  über.  So  konnte  er  seine 
Zinsesbufe  friedlich  bestellen  und  ilire  Früchte  ruhig  gemessen; 
und  wenn  er  diese  auch  mit  seinem  Herrn  theilen  musste,  so  i^e- 
wählte  ihm  doch  die  Anlehnung  au  die  Wirthschaft  des  Frohnhofs, 
zu  dem  er  gehörte,  gar  manche  Forderung  seines  Ökonomischen 
Betriebs,  die  ihm  leicht  als  Ersatz  der  verlorenen  Freiheit  erscheinen 
konnte.  Und  wenn  die  Noth  der  Zeit  einmal  an  ihn  herantrat, 
wenn  Ifisswachs  und  Krieg,  ja  selbst  wenn  eigene  Schuld  und 
Unverstand  ihm  die  Frflchie  seiner  Wirthschaft  raubte  . . da  war 
der  Werth  des  herrschaftlichen  Verbandes  erst  recht  eropfiinden. 
Denn  es  lag  im  Wesen  der  grundherrlichen  Organisation,  dass  sie 
für  die  äussersten  Bedürfnisse  ihrer  Angehörigen  im  Nothfall 
immer  eintreten  musste;  auch  wo  es  nicht,  wie  in  unzähligen 
FüUeu,  ausdrücklich  bei  der  Conunendation  und  der  persönlichen 
Ergebung  in  fremden  Dienst  ausgesprochen  war,  dass  «ladurch  ein 
Unterstützuügsanspnich  erworben  sei,  verstand  es  sich  von  selbst, 
dass  der  in  die  Familie  oder  das  Mundium  eines  Gnindherrn  Auf- 
genommene hier  diese  letzte  Sicherung  seiner  Existenz  f&nde*^ 
(von  Inama-Sternegg.) 

Hierzu  kam,  dass  die  Zinsungen,  von  Anfang  ab  mftssig  ge- 
griffen, und  ebenso  die  persönlichen  Dienstleistungen  auf  dem  Be- 
sitzthum der  Grundheiren  in  dem  Maasse  einschrumpften,  als  diese, 
dem  Hof-  und  Kriegsdienst  sich  widmend,  mehr  und  mehr  die 
Bewirthschafkung  der  Guter  aufgaben  und  solche  in  der  Form  der 
Zeit-  oder  Erbpacht  den  Bauern  llberliessen.  (Uebergang  von  der 
Arbeitsgnuidherrschaft  zur  Rentengrund herrschaft.)  Da  femer  die 
Zinsungen  <lor  (jrundholden  unter  dem  Schutz  des  Hofrechts  fest- 
stünden, so  kam  der  vom  10.  .lalirliun<lert  ab  ununterbrochen  sich 
vollziehende  Fortschritt  der  Bodencultur  und  <ler  mit  <len  lohnen- 
den Absatzniögliclikeiten  in  die  auf Itlühenden  Städte  reichlicher 
fliessende  Bodenertrag  den  Hauern  ausschliesslich  zu  (iute:  für  die 
nachwachsende  (ieneration  aber  boten  die  zur  Bebauung  in  reicher 
Fülle  noch  vorhandenen  Läiulereien  Raum  und  Unterschlupf;  und 
Tor  Allem  waren  es  die  östlich  der  £lbe  gelegenen  slavischen 
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Gebiete,  in  welche  unzählige  deutsche  Bauern  des  Nordens  und 
Nordwestens  im  13.  und  14.  Jahrhundert  colonisirend  Yordmn^eiu 

so  auf  slavischem  Gnind  und  Boden  die  ersten  Keime  zu  einem 
iieuHii  (liMitschf^u  StiiatHwosen  legeiul.  Vielfach  löste  sich  80£rar, 
mit  dem  waclisendeii  W  t>lilstan(i  der  bauerlichoii  l^evOlkenincr.  da« 
eln'inalitre  (irundholdenthum  in  ein  freieres  Verliältniss  (Paehtv»»r- 
luiltniss:  Erb-,  Vital-.  Zeitpacht)  um  und  die  Besiedeluni^  <les 
Ostens  von  Deutschlands  erfoltirte  sogar  vorwiei^end  in  der  Form 
der  Landsiedelleihe.  d.  Ii.  liegen  Entrichtung  eines  Erbzinses  und 
wobei  diese  so  besiedelten  Güter  frei  vererblich  und  verftusserlich 
waren.  (Lamprecht.) 

Anm.  1 )  Auch  einsichtige  Fürsten  Insten  verein/dt  ili<  Hrtri^'kriistVsselodergralMil 
wenipstons  dt  ii  K  r  on  !»aiu*rn  die  FreiluMt  zurück  :  Aiit  lirhuii;r  di-r  l>eibpipr»*n<rh«ft 
gegen  UmwiiiJiilung  in  eine  Uruudabgabe  in  Fraukrt'it  h  scliou  unter  i'lülipp  IV. 
wenigsten«  thdlwelBe  dvrchgvftihrt ;  Fretlassung  der  Kronbauem  unter  Ludwig  X.; 
in  ItaliJMi  Befreiung'-  dtr  Kn  tu  leibeigenen  durch  Friedricli  II.;  am  Sdiluss  dt«; 
14.  JahrhuudertK  diu  Leibeigeubchaft  in  Italien  gänzlich  abgehchatfti  in  Ueru 
•llmlUiliche  Ablörang  neit  Anfang  des  16.  Jahrhnnderts,  in  Zftrich  1635;  in  Eng- 
land uiit»  r  Kliüabe^.  (Vgl.  die  Angaben  Ini  Kescher.  I.  15d..  zu  >;  78.) 

2'  Nach  L  a  ni  pr  c <■  Ii  t  lialtc  siel»  im  (icbict  der  Mosel  und  des  Mittclrheiiis  <it  r 
Werth  desUruud  und  Uodeub  vom  lü.  bis  zum  13.  Jahrb.  versiebzebutacht.  Ks» 
BteUte  sich  der  Preis  eines  Morgens  Ackerland  ohne  grondhörige  Belastung  gegen 
das  Jahr  S<M)  auf  KXIM..  da-c-cn  von  11  VilM)  auf  1184  M..  von  1201  \m)  auf 
lti71  M.,  von  130Ü- 13Ö0  nul  2110  M.,  von  1350— 140Ü  aul"  3ÜHÖ  iL  Der  Werth 
gmndhSriger  Hufen  schwudite  in  dem  Zeitraum  von  flOO — 1300  zwischen  100  M. 
und  440  M.  .Wenden  wir  diese  Tliatsat  Ik-  aut  die  La-rc  der  (irundluddeu  und  die 
Heurthciliiii^r  ihrer  Helastung  an.  so  hei>>t  (ia>:  die  Z  i  ii  s  1»  e  I  a.st  u  n  ir  der  <»niiid- 
holden  halte  .sieb  vom  10.  bi.s  zum  13.  Jahrhundert  um  das  Siebjsebnlttcbc  ver- 
ringert --sie  war  wirthsehaftlieb  gleieh  Null  geworden.** 

.Si  Hei  dieser  KTit\vickliiii<r  der  I>in;^e  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  die 
y.eitgen6.ssisc'lien  Urkunden  t'abt  uberall  den  wachsenden  Wohlstand  der  damaligtjo 
bäuerlichen  Bevölkerung  rühmen.  In  Pommern  und  Rügen,  heisst  es,  ^sind  die 
Bauern  reich:  h(  rra<reu  nur  englisch  und  andre  gut  gewand,  ja  so  selirm.  als 
ehemals  der  adcl  und  hiirger  gethan  haben".  In  Westphalen,  wird  von  Adcli^rt-n 
bemerkt,  ..bektmiuit  ein  Itauer  schon  uu-iir  geliehen,  als  zehn  von  uns  zusammen 
oder  thut  Kapitalien  ans,  wie  er  will".  Von  den  elsftsdschen  Bauern  schreibt 
Wimpbelin;r:  „iMircli  Kcichtliuni  sind  die  Hanern  in  unserer  (ie«rend  und  in 
manchen  Thcilen  Deutschlands  üppig  lud  übermüthig  geworden.  Ich  kenne  Bauern, 
die  bei  der  Hochxeit  von  Röhnen  oder  Töchtern  oder  bei  Kindtrafeo  so  viel  Auf« 
wand  machen,  dass  num  dafür  ein  Haus  und  ein  Aekergütchen  nebst  ouem  kleinen 
Weinberg  kaufen  kdunte."  l'eber  tUe  Kiimthner  Kaueni  heisst  es  aus  dem  Jahre 
1478:  „sie  tragen  bessere  kleider  und  trinken  bessere  weine,  denn  ire  Herren". 
Dieser  Wohlstand  wirkte  audi  auf  die  Lage  des  (iesindcs  und  der  Tagelöhner 
giiustig  zurück:  in  wohlfeilen  Jahren  konnte  ^irh  ein  >(d(hci'  für  seinen  Lohn  wohl 
n  täglich  ein  l'fuud  Fleisch  oder  sieben  hier,  ein  V  iertel  Krbsen,  ein  Maass  Wein 
und  das  nöthige  Brod  dasu  erschaffen  und  erübrigte  doch  nodi  die  HftUle  der 
Einnahme  für  Widmung,  Kleidung  und  sonstige  Bedürfhisse**.  (J.  Janssen,  Oe> 
schichte  des  deutschen  Volks,  1,  S.  302  fl'.) 

§  18.  Fortsetzung;  Besiegelung  der  Unfreiheit. 

Die  ver]iängnissv(dle  Wende  in  dieser  aufsteigenden  Ent- 
wicklung der  deutschen  Bauemschait  trat  schon  im  14.,  mehr  noch 
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im    15.  Jahrhundert  ein,   wobei  Dreierlei  einwirkte:   1.  Der 

ökonomische  Verfall  der  Angehörij^en  des  urossen  und 
kleinen  Gnindadels,  die  mit  den  alten  Zinsiingen  den  üppiger  ge- 
wordenen Leljensaiifwand  und  <lie  ihnen  als  Kronvasallen  obliegenden 
Priicht<Mi  niclit  nudir  zu  bestreiten  vermochten  und  nunmehr  eine 
Steig»»ruug  derselben  mit  allen  Mitteln  versnobten:  2.  ein  all- 
mähliches Sinken  der  Tro du cten preise  im  15.  Jabrii.,  deren 
Ursaclie  theils  in  den  ausgleichenden  Wirkungen  des  Uandelr<, 
vielleicht  auch  in  einer  gewissen  Ueberproduction  zu  suchen  ist  und 
deren  Folgen  durch  die  in  jener  Zeit  wahrnehmbare  Zunahme  der 
Verschuldung  der  Bauern  gegenflber  den  städtischen  geldkapita- 
listischen Kreisen  wesentlich  verschärft  wurden;  3.  das  seit  dem 
14.  Jahrhundert  erfolgte  Eindringen  des  römischen  Rechts, 
in  dessen  Gefolge  mit  den  Hofrechten  und  Ho^erichten  (Bauem- 
gerichten)  aufgeräumt  wurde,  an  deren  Stelle  allgemach  wesentlich 
Ton  polizeilichen  Gesichtspunkten  dictarte«  d.  h.  -den  Bauern 
ungünstige  Landesreciite  und  gleichzeitig  grundherrliche  (Patri- 
monial-)<T»>richte  traten,  bei  deren  Inbabern  ein«'  unbctaiigeno  Wflr-  . 
digung  bänerliclier  Beschwerden  nicht  vorauszusetzen  war,  wäinond 
bei  der  politischen  Ohnmacht  und  Scbwäcbe  der  königlichen  (iewalt 
und  der  Xachsiclit  der  Tcrritorialhcrrscliatten  gegenüber  si'l))st 
maasslosen  Uebergritten  in  die  alten  liauernrechte,  Klagen  der 
Bauernschaft  über  unbilligen  Druck  wirkungslos  verhallten.  Besonders 
folgenschwer  für  die  nachmalige  Entwicklung  erwies  sich  dabei 
das  Unvermögen  der  in  dem  recipirten  römischen  Recht  aufge- 
wachsenen Juristen,  die  rechtliche  Natur  der  Grundholdenschaft  der 
ehemals  freien  Bauern  richtig  zu  erfassen;  indem  man  die  bäuer- 
lichen Besitzrechte  in  die  tiberlieferten  römisch -rechtlichen  Be- 
giüfsschablonen  einzwängte,  gelangte  man  dazu,  in  ihnen  —  und 
das  war  noch  der  gflnstigste  Fall  —  ein  emphyteutisches,  in  an- 
deren Fällen  ein  reines  Zeitpachtverhältniss  zu  erblicken,  eine  Be- 
urtheilung,  die  für  das  massenhafte  „Legen"  der  Bauernhöfe  während 
des  16.  und  17.  Jahrhunderts  in  einem  grossen  Tlieil  Norddeutsch- 
laniis,  sowie  in  Dänemark  den  erwüuschteii  Kechtsbodi'u  schuf, 
in  Schottland  luid  Irland  liie  BaiuTU  zu  Zeitpächtern  ihrer  (  lan- 
häuptlinge  herahdnickte  und  im  Uebrigen  dazu  führte,  die  ehe- 
malige Gnmdlierrlichkeit  über  die  Insassen  einer  Dorfgeniarkung 
als  eine  Grundherrsciiaft  über  das  Oemarkungsterritoriuin  sellier 
anzusehen.  Ein  ähnlich  mangelhaftes  Rechtsverständniss  gritf  gegen- 
über dem  Markland:  Weider  und  Wald,  Platz;  auch  es  wurde  als 
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Eigenthiim  des  Qnmdhemi  und  bezw.  des  Lindesheini,  wo  die  s  em 
die  Markhenriiehkeit  unmittelbar  zustand,  in  Anspruch  genommen, 
in  Verbindung  damit  das  Fischerei*  und  Jagdrecht,  letzteres  unter 
rücksichtsloser  AiisQbung  desselben,  den  Doifinsassen  entzogr^n, 

(las  d\ie  NutzuiinfHrccht  am  Markland  aber  wie  eine  Dienstbarkeit  auf 

hon'schaftlitlu'iii  (iruiul  behandelt  und  willkürliflist  oin«res(iirärikt. 
Die  Klaffen  und  Besehwerden  der  auf  ihre  alten  Rechte  sich  he- 
rulenden   Bauern   erscliienen    als   Unhotmässii^keiten  ir(^gen 
geltende  Kechtsordnung  luid  hatten   statt  Abst«dlunL^  von  Misb- 
ständen  meist  erneuten  Druck  und  Uewalttiiat  zur  folge. 

Manche  Laudrechte  gestanden  nur  solchen  baueru  Erbrecht  am  Hute  zu,  die 
dnen  urkundlich en  Beweis  daHBr  erbringen  könoen,  so  das  Bayrisclie  Land» 

rf<'lit  von  1518  in  Betreff  der  lierrschaftlichen  Rauern  (vpl.  Roscher,  II,  Anm.  5  zn 
lO.'V.  Für  dii'  ;ui  dorn  röniisclit'u  Keeht  }j;ebildeten  Juristen  war  das  einheimisrhe 
Keehl  ein  „rohes  und  bäurisches",  dessen  „böse  und  unvernünftige  (Jewohnheiton " 
nach  Mdglichkeit  beseitig  werden  mnssteu.  „Kin  römisch  geschulter  Berufsstand*, 
sajrt  (lirrke,  ^dessen  Vorstt'lhiiijrswcise  dem  Volke  ebenso  fremd  blieb,  wie  ihin 
selber  die  furtlubeudu  Vurstellungsweise  des  Volkes,  imnortirte  die  fremden  B^riffe, 
erobrnrle  laagBam  Gerichte,  GeMtegebong  mid  Yerwaltiing  und  swang  nach  er- 
mngener  H«RScliaft  das  Leben,  dch  dieeem  bucbgelehiten  Begriflteqrstem  la  fagen.** 

Der  Unwille  des  ^meinen  Vnlko  über  dM  neue  Beeht  imd  eeine  gelehrtea 

Vertreter  äusserte  sich  in  drastisdier  Weise;  die  Juristen  nannte  man  -Recbts- 
bi^;er'^,  „beutelschncider"'  und  „Blutsauger",  und  in  einer  Flugschrü't  von  1493 
heisst  es  von  denselben :  «Die  bringent  fremdes  recht  ins  lant,  es  ist  ein  jammern 
und  klii^^eii.  die  weisen  herren  voll  Unverstand  die  wird  man  all  verjag'en.'' 
(Janssen,  a.  a.  0.,  S.  478  ff.)  Der  von  den  Vornehmen  seit  dieser  Zeit  wachsend 
gedbte  Druck  mag  übrigens  schon  Mher  vielfiMh  venneht  windeo  adn,  wie  die 
Worte  in  Vridankes  Bescheideiihelt  (13.  Jahrhundert)  beaengen: 

Die  vürsten  twingent  mit  Gewalt 

velt,  steine,  wazzer  unde  walt; 

dancuo  wilte  unde  sam; 

sie  taeten  lut'te  gerne  alsam; 

der  muos  uns  noch  gemeine  siB. 

möhtens  uns  de  snne  schfn 

verbieten,  wint  unde  regen, 

man  mnste  nns  mit  golde  wegen.  — 

In  England  konnte  jene  tiefe  Herabdrückung  der  Bauern,  wie  namentlich 
in  Deotaohland  nnd  Frankreich,  nicht  Plats  greifen,  weil  Ober  die  in  die  conrt  roll 

einfrotrapenen  I-eisfnn{r<'"  des  (!rundliolden  bei  vorkommenden  Streitifrki  itcn  zwischen 
Herr  und  villaiu  das  königliche  (iericht  entschied  (v.  Stein,  Innere  Verwaltiuigs- 
lehre,  1868,  7.  Theil,  S.  144). 

Für  S üddeutschland  war  nach  Gothein  die  Ausschliessung  von  der  Rechts- 
bildunfr  in  Folge  Reccption  des  riiraischen  Berhta  das  grössere  Uebel.  die  wirth- 
s  c  h  aft  Ii  <•  !i  I'  !<  e  ei  n  t  r  ä  c  h  t  i  y  h  n  p  das  i.'-e  ri  n  ^re  r  e:  in  diesen«  Tlieil  l»(>uts<lilands 
habe  der  rumische  Kigenthumsbegriff  den  bäuerlichen  Grundbesitz  nicht  gefährdet; 
Fälle  von  Banemlegnng,  wie  im  Osten,  „wo  der  Jnnker  noch  Landwirth  war  nnd 
wo  diesem  römische  Rechtsbegriffe  zur  willkommenen  Handhabe  dienten,  nm  sein 
Ackergut  auf  Kosten  seiner  Ihiterthanen  zu  vergrösseni",  im  Süden  nicht  bekannt. 
(Gothein,  in  Westdeutsche  Zeitschrift.  Jahrgang  IV,  S.  12.)  Dass  übrigens  nach- 
mals  länderweise  '/..  B.  in  Hannover  Lüneburg)  gerade  römi  sc  Ii  •  r  ec  h  t- 
liche  AuHassung  daxu  beigetragen  habe,  dem  Baoemstand  ein  besseres  Besitsrecht 
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sn  geben,  nämlich  die  Zfitpachtvcrhältnuse  in  emphy tentisfilie  miuniwandltlli, 
hat  V.  Ueuniirsen  anliisslich  der  Beralhuiig  der  Heünstftttefrag«  in  Deatachen 

Reicbüta<r  im  liihr»'  \H9'2  h^•r\^or<^^A^<^h^*x^. 

Auch  für  die  Mark  Brandenburg  hat  (irostimauu  (Ueber  die  gntoherrlich 
bia«r1jclien  Reehiaverhiltiiiflae  in  der  Mark  Brandenbnrg  vom  16. — lA.  Jahrhundert, 

18fKV'  wfihl  überzeuprend  niu-hprowiescn.  dass  weniger  dt  r  Kcccptinn  di  s  rfimischen 
Recht8  als  vielmehr  der  Schwäche  der  Kegierungsgewalt  und  dem  politiächeu  lieber^ 
gewicht  der  herrschenden  Stände  die  allmähliche  Verschlechterung  der  Besitz-  und 
Bechtarerhältnisse,  die  in  der  Lcpuny  der  Kaiu  rnliüfi'  j^nplVlte,  zugreschrichcii  werden 
musjü.  Wie  denn  dif  ^rriiiidsiitzliilic  Vcrurtlifiluiiy'  römisch-rechtlicher  Institute, 
der  mau  in  neuerer  Zeit  su  vielfach  begegnet  und  deren  vornehmster  Vertreter  der 
Oetmanist  Gierice  ist,  sicher  ebenao  von  Einseitigkeit  aeogt,  als  die  unbedingte 
I^ugTinng'  der  wirthschaftHrhen  Srhäden,  welche  die  Dnrchdriii^nin^r  einzelner  (lebiete 
de«  Recbtslebens  mit  römisch-rechtlichen  Urundsätzen,  insbesondere  im  Bereich  des 
Erb-  und  Verschuldungsrechts,  doch  aweifellos  im  Gefolge  gehabt  hat,  worftber  in 
don  folgenden  Knpiteln  das  Mihere  sn  sagen  ist. 

Die  oben  geschilderten  Vorgange  in  Verbindung  mit  der  Ver- 
wirrung, welche  mit  dem  IG.  .lahrhundert  im  Geldwesen  in  Folge 
des  Sinkens  des  Werthes  der  e(llen  Mi'talle  einriss  un(l  unter  «lern 
gleichzeitigen  Einfluss  religiTiser  Bewegungen  riefen  weithin, 
namentlich  in  Süddeutschhind  .  U a  u  er  n  a  u  ts  t  ä  n  d  e  liervor.  nach 
deren  blutiger  Niederschlagung  eine  um  so  gewaltthätigere  Keaction 
einsetzte  und  mit  völliger  Knechtung  der  Bauernschaft  endete^). 
Die  Schrecken  des  Dreissi gj ährigen  Krieges,  die  Verwflstung  der 
Dörfer  und  Marken  vollendeten  den  Niedergang  des  häuerliclien 
Standes  und  das  nach  Beendigung  des  Krieges  im  Norden  und 
Nordosten  von  Deutschland  um  sich  greifende  planmftssige  Ein- 
ziehen der  Yeriassenen  Bauernhöfe  zum  Heirengut,  das  in  dem 
Aufkommen  rationellerer,  eine  grossere  Arrondirung  bedingender 
Betriebsweisen  gegendenweise  eine  wenigstens  äussere  Bechtferti- 
gimg  haben  mochte,  war  in  einzelnen  Lftndergebieten  sogar  Ton 
dem  endgültigen  Verschwinden  bäuerlicher  Besitzer  begleitet, 
an  deren  Stelle  nunmehr  auf  dem  Herrengrunde  angesetzte  Tage- 
löhner (Insten,  Heuerlinge)  traten.  Von  der  Erfüllung  der  in 
der  Zeit  der  agrarischen  Autstände  (h*s  15.  Jahrhunderts  gestellten 
Forderungen  des  Bauernstandes:  „Abseliutiung  der  Un- 
freiheit als  wider  Gottes  Gebot  streiU^nd,  Zurückführung  der 


Aufstände  in  Kempten  1491.  Ffal/.  l.">02.  WürffembiTfr  nnd  Un^runi  ldl4, 
Hegau  1522  (in  späterer  Zeit  in  Üöhnien  ItiHU  und  177i>,  in  (ializien  lH4ß).  Die 
tcntaniöse  Darstellung  ä&r  Ursachen  der  mittelalterlichen  Bauernaafständc  in  dem 
.l*nssi  !i  "sclipn  (leschichtswcrk  durrh  H.  Delbrück  in  den  I'renss.  .lalirluH  licrn 
(Ö3)  mit  dem  üinwei^  surückgewieseu  (S.  Ö44>  ff.),  dasü  diese  aus  der  wiUkur- 
Udben  Steigemnfr  der  feudalen  Laiten,  aber  auch  ans  der  allgem^en  Hebnnj^  de« 
Helbstj^fuhls  dtT  ßauemgchaft  als  Folge  des  Aufkommens  einer  veränderten  Krie}rs- 
verfassung  (Landsknechtswfsensi  und  aus  dem  Schwinden  des  Ansehens  des  Adels, 
d.  h.  ans  social-wirtbschattlich-politischen  Aenderungen  zu  erklären  und  nicht, 
wie  Janssen  es  Teisneht,  Torwi^gend  anf  Conto  der  Reformation  sn  seisen  sind. 
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bäuerlichen  Lastea  auf  ihr  durch  Herkommen  oder  Vertrag 
bestimmtes  Maass;  Wegfall  des  Todtfallrechts  (Mortuariums),  Ab- 
schaffung der  willkührlichen  Qeldbussen  bei  der  gutsherrlichen 
Bechtspflege;  Bflckgabe  der  Gemeindewaldungen;  Antheil  der 
Bauern  an  der  gemeinen  Mark,  an  Wald  und  Wasser,  Wild  und 
Fisch,  getreue  Verwendung  des  Zehnten  zu  wirklich  kirchlichen 
Zwecken*^  war  die  Bauernschaft  am  Ende  dieser  Entwicklung 
(Anfang  des  18.  Jahrhunderts)  weiter  als  je  entfernt  Und  es 
versanken  die  Angehöriiren  des  Bauernstandes  unter  dem  Druck, 
mit  dem  ein  hartes  iicu  ht  und  die  oft  willkürliche  llanilljal)uiig 
desselben  auf  ihnen  lastete,  in  einen  Zustand  sittlicher  iStumjifheit 
und  wirthseliaftlicher  VerkomnHMihcit,  dem  sie  erst  in  diesem  Juhr- 
Inindert,  als  eine  grossartiu:e  (ieset/.,u:ebung  zu  ihren  Gunsten  ein- 
setzte, allmählich  wieder  euthsäeu  worden  sind. 

Anm.  1)  Auf  den  Zusauuueuiian;^,  iu  welchum  die  Verschlechterung  der  BesiU- 
verhftltnisie  der  Bauern  und  die  Le{<:un}>-  der  BanemliSfe  »nch  mit  dem  Aufkommen 

dei  rationelle  reu  Betriebs,  der  eine  bessere  Arrondirung  des  grundherrlichen 
Streubesitzes  wiinschenswerth  erscheinen  liess,  sowie  mit  der  Meinung  der  herrschen- 
den Kreise  über  die  technische  und  ökonomische  üeberlegenheit  des  Grossliesitzes 
steht,  wtMsen  Knapp  und  Fuchs  hin;  nur  sollte  man  nicht,  wie  Herkner  sehr 
zntn'ft'nid  luTvorheht,  mit  Kmlis  in  diesem  Fmccss  ^rcnide/.u  „eine  gesch  i  r  h  1 1  i  <■  h 
üoth weudigkeit"  erbiickeu,  da  doch  die  Möglichkeit  einer  Kmporhebuug  auch 
der  Banemi^ter  zu  höherer  Wirthschaftsfahnm^,  wie  sie  ja  avch  nachmals  ein- 
getreten ist,  nicht  ernsthaft  iu  Frujre  ^restcllt  werdeu  kann;  und  da  doch  der  Nach- 
weis erst  uoch  zu  erbringeu  wäre,  dass  thatsächlich  „die  von  (intsherren  einge- 
zogenen Bauemläudereien  wirklich  einer  besseren  Bewirthschaftung  (durchweg) 
entgegengeftthrt  wurden**. 

2)  In  Mecklenburg  wurde  die  Entsetzbarkeit  der  Bauern  1621  förmlich  aner* 

kann! :  und  während  es  lIViH  auf  ritfcrschaftlicheni  Boden  noch  12000  Bauern  gah, 
waren  es  X7i)4  nur  noch  Gegen  das  von  der  KitterHchali  in  diesem  Laude  iu  An- 

spruch genommene  Recht  des  „Legens*  hahen  die  Landesherren  lange  vergeblich  aum- 
Umpfen  versucht.  Das  Einzige,  was  sie  im  laude^nmdgesetzlichen  Erbvergleich  von  1756 
erreichen  konnten,  war  (1ms  Verbot  der  Legung  ganzer  Bauerdöfer  ohuetJenehmigung 
des  l.andeshcrrn.  Trotzdem  waren  allein  von  1756  bis  1783  etwa  49  Dörfer  nieder- 
gelegt, weil  die  Ritterschaft  den  Vergleich  so  auszulegen  suchte,  als  wenn  nur  fQr 
den  Fall.  dasN  .Verannung  uihI  \  rriiiiii(lcriiii^  der  rnterthanen"  «lar.ius  oitstehe. 
das  Legen  der  Durfschalt-en  veibuteu  .sei  (^Beschwerde  der  Kitterüchaft  an  den  ivai.ser 
gegen  den  Landesftirston  vom  April  1782,  siehe  H.  Paasche  in  Bäuerliche  Zustände 
in  Di'utschland,  III,  349);  und  noch  von  1794  ab  sind  in  den  folgenden  Decennien 
in  den  ritferschaftliclien  A»'mtern  von  Mecklenburg-Schwerin  di«'  Rauernljöfe  v<»n 
19(i8  auf  1424  /ustumuengeschmolisen.  Angesichts  solciier  Vorgänge  schreibt  nicht 
mit  Unrecht  der  Freiherr  v.  Stein:  „Die  Wohnung  des  mecklenburgischen  Edel- 
nuuiiu-s.  der  seine  Bauern  legt,  statt  iliren  Zustand  zu  vcrbosseni,  kommt  mir  vor, 
wie  die  Uohle  eine»  Kaubthiers,  das  Alles  um  sich  verödet  und  sich  mit  der  Stille 
des  Orahes  umgieht  <Pertz,  Steinas  Leben,  I,  S.  192).  —  In  Pommern  stellte  die 
BaueniDrdnung  von  IHK)  I.eibcigenschaffc,  nngemesseuc  Frohudeu  und  Nichterblich* 
keit  der  HiUe  als  Kegel  auf;  in  Folge  dessen  massenhafte  Kinziehimg  der  Bauern- 
güter durch  den  Adel,  wahrend  Domaniiuu,  Städte,  Kirchen  etc.  die  Bauern  in  Zeit- 
pächter umwandelten.  In  der  neumä  rk  i  scheu  revidirten  Bauemordnung  von  1686 
wunlen  ausreissende  rnterthanen .  die  nicht  auf  Krfordei-n  zurückkehren,  mit 
ewigem  Kerker  und  selbst  Todesstrafe  bedroht.  —  iu  Dänemark  uml'augreiches 
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Lütgen  der  Hauenihöfe  zwischen  1590  und  1660.   (VgL  hienm  Roscher,  II,  Anm. 

12  0-  14  wi  §  1(«  u.  7  zu  tj  llHi. 

3.  VtkH»  im  Mittelalter  auch  die  Kirche  die  Uaueru  ki'iucs\vc{pi  glimpfUcli  be- 
handelt«, liehe       E.  Oothein,  WirthichmftsgeBchichte  de«  Schwarswalde«,  Bd.  I, 

2.'i<)  ff.,  wo  »'in  Mandat  Maximilians  {TOjjcn  d«*n  Al>t  h\  ( I  c  n  ircn  l)a  »■  Ii  ii.  A.  di'ii 
Vorwurt'  erhfbt.  Ht'ino  Leute  /n  Leibeiffencn  g'i'maclit  zu  haben  und  (Ivr  uuliarui- 
herai>rfn  Praxis  des  KIosterN  xur  Last  fr«d»'}rt  wird,  das»  „so  viele  Höf»»  und  (Uiter 
/.•T;r:»n<r»'n,  veriidet  und  zu  Wäldeni  «■(•wiinh-n  seien".  In  der  Klaijf  (h-r  Stadt  iri-^ren 
dasst'lbi'  Kloster  (14H4'  wird  aiiir<"tulirt,  dass  iti  dfii  Ictztm  Jalinii  12  l!aiifnili«»f(' 
durch  .Schuld  der  „uuerbittlichen  Ziuüuieiäter"  abgegangen  Heieu.  Ebenda  iS. 
und  247)  Fälle  tipitafindifrster  AnsdehnniiK  der  wir.  Vallpflichtif^eit:  x.  H.  Verbot, 
wenn  diT  Bauer  in  eine  !t'l)»'ii>^'i'fiihrlirli»'  Krankheit  vcrfiillt,  mx  Ii  Violi  zu  verkaiitVti, 
damit  das  Beeth«apt  dem  Abte  ja  nicht  entaogeu  werdeu  kauu:  strengste  Durch- 
fahrttnir  de«  Clrandaatzeii,  dass  innerhalb  eineü  gewissen  Theils  des  Klostergebiets 
die  Luft  an  frei  mache,  ja  selbst  nuf  durchreisende  Fremde  an<rewendet  <S.  254). 
I>alier  nii'lit  zu  verwundern,  dass  die  Hauernautstiiude  in  der  Ortenau  und  sonst 
gegen  Adel  und  Ueistlichkeit  gleiclimäiisig  »ich  keiirten.  Selkst  ein  vi>m  ein- 
Mitigstoi  luuholischen  Standpunkt  aus  urUieilender  Schriftsteller  wie  JansHcn  kann 
nicht  umhin,  eiiizuränuieii,  dass  der  (Jrundsatz  der  Kirche:  «nicht  der  ]iersönli<'lie 
Vurtheil,  Houderu  die  iu  brüderlicher  iäebe  vereinigte  üesammtheit  Aller  sollen  den 
Ausgangspunkt  der  wirthschaftlichen  Thitigkeit  bilden",  im  15.  Jahrhundert  vielfach 
verloren  gegangen  war,  dass  vieluietir  auch  bei  dem  Welt-  und  Ordensklerus  wie 
bom  weltliehen  Adel  „die  ahselireckendeu  Krscheinungen  ungebändig-ter  Sel!ist>ucht 
und  iluljgier  häufig  hervortraten^,  iu  der  Sucht  sich  uffenbareud,  „die  kirchlichen 
Beuten  und  Efakflnfte  .  .  .  nach  Möglichkeit  bu  erhöhen**;  was  um  so  «tchlimmer 
war.  al^  fa^t  ein  Drittel  des  gesammten  (irundeigenthoms  sich  damals  Inden  Händen 
der  Kirche  befand.    (Janssen,  a.  a.  ().,  S.  ö93.) 

4.  Nor  sehr  vereinaelt  fdnd  die  Gebiete,  in  tienen  die  Bauernschaft  ee  verstanden 
hat,  ihre  Freiheit  zu  behaiipien  oder  diese  doch  frühzeitig:  zuriickerwarb:  Freiheit 
dir  f  ri  e  s  i  s  e  Ii  e  )i  Hauern  durch  Kaiser  Si^nsmund  anerkannt  il4l7:;  Leil>eiL'e!iseliaft 
und  Iiori;;keit  in  Flandern  und  tirabant  iui  12.  und  13.  Jahrhundert  beseitigt; 
in  der  Schweiz  iu  vielen  Kantonen  (GUuras,  Appenzell,  Zürich,  Bern,  Solothum, 
Basel)  im  1:'».  und  lalirliniidi  rt  die  meisten  gutsliei  t  !ii  In  ii  I.a-teti  zur  Altlosung 
gebracht,  iu  Thurgau  dagegen  erst  in  diesem  Jahrhuuderts  Kuscher,  a.  a.  (>.,  Anm. 
7  XU  $  117.)  Wie  sich  die  Bauernschaft  in  einem  Thetl  der  Ortenau  (nämlich  im 
llaniiershaclier  Thal  des  bad.  Sehwazwaldes i  elienfall  allmählich  „zu  einer  bäuer- 
hcli-<leniokratis(  lien  Verfassung',  ^'•b'ieli  den  Schweizer  rrcantoiieii .  enipi»rarbeitete, 
derart,  <lass  ein  Nertra-^  von  1718  mit  der  Stadt  Zell  die  völli;:e  riialtliangigkeit 
der  kleinen  Bauemrepublik  feststellte,  womit  dann  „der  Kampf  um  di<  wirihschatV 
liehe  Hotreinng  des  Laiidmaiiiis  in  ».des  lieili'^'eii  Heiclies  freiem  Thal  llariiM  r>bach'''' 
von  den  Hauern  aus  eigener  Kraft  siegreich  beendet  wurden  war",  siehe  Gutheiu, 
UHrthschaftflgeschichte  etc.,  S.  297  ff.  -  -  In  Schweden  und  Norwegen  war  ein 
unfreies  Verliältniss  der  Hauen),  wie  im  iilui^ren  Kuropa,  überhaupt  unbekannt;  im 
letzteren  Land  die  Hanern  bis  •.'•e;reii  Kiide  des  17.  Jahrhunderts  allenlings  meistens 
Pächter,  aber  iu  völlig  freiem  Vertragsverhaltnis.s:  später  meist  in  Krbpacht-  und 
EigenthnmabaDeni  umgewandelt 


^  11).  Die  Ke lor m  1)  e  w  (' ijii  II n:  zu  GuusttMi  des 

Bauernstandes. 

Dit'  I{o\v»«frun2',  wolclu'.  ziu'r>t  nur  vereinzelt  auftrettMul.  dann 
aber  alle  eiiro]»äisrlien  Lander  erf;issend,  auf  eine  Milderuu'j  der 
La;":»'  der  Hauern  untl  im  weiteren  \  erlaut'  auf  die  Zunu'ki:alM'  der 
vollen  Freiheit  an  dieselben  und  Lrleiclizeitiir  auf  die  Be.seitii:un^ 
aller   mit    dorn    Gnindherrlichkeitsverband  zusammenhängenden 
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„feudalen''  Lasten  abzielte,  ihren  Abschlugt»  aber  erst  in  der  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  fand,  darf  in  ihrer  Entstehung  theils  auf  w  irth  - 
sohaftliche  und  politische  Erwägungen,  theils  auf  solche 
mehr  philanthropischer  Art  zurflckgefflhrt  werden ;  unterstfitzt 
wurde  sie  durch  die  Erstarkung  derRegieningsgewaltin  den  einzelnen 
europäischen  Staatswesen  im  17.  Jahrhundert  gegenüber  dem  ein- 
gesessenen Gnindadel.  durch  das  mehr  und  mehr  zur  Geltim«: 
konunende  absolute  KöiULisilium  und  weiterhin  dnrrli  die  Mucht 
der  ötlViitliclicu  MciiuniLr.  <li«'  zunächst  in  der  I.ilfratur.  in  <ii»'seni 
.lalirhundcrt  vor  allem  aurh  in  den  Parlamenten  zu  (innsten  der 
liefreiiuiLT  des  iiauernstandes  aus  unw  (ndiLren  Fessfdn  naelidrürk- 
lieii  ihre  Stimme  geltend  zu  machen  wuäöte.  im  Kiuzelueu  ist  zu 
bemerken : 

1.  Di*»  erzwungene  Arbeit  steht  regedmässig  der  freien 
Arbeit  im  Leistungseftect  nach,  weil  weder  eigener  Vortheil,  noch 
Ehr-  oder  Pflichtgefühl  auf  den  unfreien  Arbeiter  bestimmend  ein- 
wirkt, sondern  höchstens  Furcht  vor  Strafe.   Die  ausgesprochene 
Sklavenarbeit  kann  daher  nur  da  dauernd  genflgen,  wo  das  Maass 
der  Anforderungen  an  die  Arbeitskraft  des  Sklaven  entweder  ein 
bescheidenes  bleibt,  wie  in  unentwickelteren  Verhältnissen  bei  dünner 
Bevölkerung  und  mehr  extensiver  Bodenbestellung,  oder  wo  die 
allgemeinen  Rechts-  imd  Sittenzustände  eine  rücksichtslose  Aus- 
übung des  Bestrafungsrechts   geL^enuber  den   säumigen  Sklaven 
zula>>en.   de  höhere  Ant'orderuimeii  an  die  Produetion  narh  Menge 
und  (Qualität  ir»'st(dlt  werden,  je  weniger  ferner  mit  der  allgenn'ineu 
V(dk>aii-rliainniLr  die  Anwendun-j  harter  Strafniittel  im  Einklang 
stellt,  inn  so  mehr  winl  eine  Tendenz  zur  Milderung  des  Zustandes 
der  CjitVeiheit  sich  geltend  machen,  wofür  der  relMMgang  der  älteren 
Sklaverei .  iu  das  Institut  des  Colonats  und  der  aligernianisehen 
strengsten  Form  der  rnfnulndt  (der  Leiheigenschaft)  in  die  Form 
der  arbeits-  und  zins|dliehtigen  H«">rigkeit  (siehe  oben    1(5)  bezeich- 
nende Beispiele  liefern:  d.  h.  diejenige  Form  der  Uiifireiheit  wird 
bei  vorwärtsschreitender  Cultur  mit  der  Zeit  Geltung  erlangen,  welche 
wirthschaftlich  für  den  Herrn  die  vortheilhaftere  erscheint,  indem 
sie  neben  oder  statt  der  blossen'  Furcht  mit  Erfolg  auch  andere 
Motive  ziur  Arbeit  (eigenen  Vortheil  etc.)  in  dem  Unfreien  wachruft 
und  desshalb  die  unfreie,  erzwunge  Arbeit  leistungs-  und  verwen- 
dungsfähiger macht.  Schliesslich  aber  kommt  ein  Punkt  der  wirth- 
scbaftlielien   Kntwiekelunir.  >vo  jede  K«»rm  erzw ung^'uer  Arbeit  als 
unvereinltar  mit  dem  Pruductiunsiiiteresse ,  nicht  bloss  der  ganzen 


Digitized  by  Google 


{j  ly.  Die  Külormbvweguug  /.u  Uuuhtfii  dvn  liautrusiauiiti».  99 


Volkswirthschaft,  sondern  auch  der  Einzelprivatwirthsehaft  sich 
erweisen  muss.  so  dass  die  völlige  Emancipation  niinniehr  unter 
diesem  <  i('si(  ht>piinkt  als  das  Hätlilicliste  erscheint Frcilieh  ist 
solcluMi  w  i  r  t  Ii  s  c  Ii  a  t'tl  i  c  Immi  Krwäiruniicn  <1<m'  Einzelne  nicht 
immer  zuLräimlii'li,  und  für  die  älter«*  Zeit  liisst  sich  wohl  kaum  fest- 
stellen, inwieweit  die  Aussiclit  aut'  die  niöLjiirhe  SteiL^cruuL:;^  der 
Arlteitskraft  der  L'nt'reien  durch  Besserung  ihrer  rechtliciu'u  Lage 
AutJieil  au  der  zunächät  gewoliuheitärechtlich,  später  auch  urkundlich 
formulirten  Einräumung  von  Vermögensrechten  an  diese,  an  der 
Begrenzung  ihrer  Leistungen  auf  (>in  bestimmtes  Maass.  an  der 
Anerkennung  eines  gewissen  Besitzrechts  an  dem  bestellten  Lande 
etc.  gegenüber  den  jedenfalls  viel  stärkeren  Einflössen  kirch- 
licher Gebote  und  gegenüber  einer  durch  solche  sich  vollziehenden 
Aenderung  der  Yolksanschauung  selber  hatte.  Wohl  aber  kann 
man  sagen,  dass  dem  „aufgeklärten*'  Despotismus  des  18.  Jahrhun- 
derts und  seinen  Wohlfahrtsdecreten  solche  Betrachtungen  der  ge- 
nannten Art  schon  unter  dem  Gesichtspimkt  populationistischer  Ideen, 
d.  U.  einer  mit  der  Stei'jcrung  der  Hodenerträgnisse  Hand  in  Hand 
"elu'iiden  Verin<'hruM2  diT  V(dks/.ahl  nalielieLreiuh'  waren,  und  siclier 
ist.  cia>s  in  der  spateren  Zeit,  als  di«'  Befreiung  des  Hauernstandes 
auch  die  Volksvertretungen  besciiäftigte ,  das  volksw  ii  thsrhaftliche 
Productionsinteresse  nehen  den  sonstiLcen  piditisclu'u  und  ethischen 
Erwägungen  eine  sehr  wesentliche  KuUe  spielt,  während  tVcilich 
die  Anerkennung  dieser  wirthscliaftlichen  Nothwendigkeit  der  Be- 
freiung in  den  Kreisen  der  unmittell)ar  Berechtigten  erst  spät  sich 
durchringt  oder  doch  nur  vereinzelt  zum  Durchbnich  gelaugt 

2.  Mit  dem  Tehergatig  von  der  Natural-  zur  < Jcldw irt !i>rliaft 
und  dem  wachsenden  (I  1  d  In'd  ürf  niss  der  Staatswesen 
(Schaffung  einer  kostspieligen  Hüreaukratie .  KrriclituiiL:  steluMuh'r 
Heere,  grössere  Aufwenching  für  allgemeine  Wohlfalutszwecke : 
Strassen.  Kanäle  etc.)  wunh'  der  von  der  bäuerlichen  Hevölkerung 
bewirthschaftet"'  (irund  und  IhxhMV.  namentlich  in  Länd<»ni  mit 
geringer  Entwickelung  von  Industrie  und  Handel,  im  Hinblick  auf 
die  SteuerpriTilegien  des  Adels,  mehr  und  mehr  die  wichtigste 
Steuerquelle  und  die  Erhaltung  und  Hebung  des  Bauemstandes 
und  Beschfltzung  desselben  vor  allzustarker  Schwächung  der  staats- 
steuerlichen Leistungsfähigkeit  durch  die  bestehenden  gutsherrlichen 

')  Vgl.  A.  Wagner,  GruudU'tpuig,  §  206  ff. 
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Verhältnisse  schon  aus  allgemein  fiscalischen  Bflckdchten  das  Ziel 
einer  klugen  Staatspolitik.  (Vgl  den  bekannten  Ausspruch  roo 

Quesnay:  „pauvre  paysan,  pauvre  royaume;  pauvre  royaiime.  paurre 
roi/*)  Jo  grösser  dit'  Anforderuiiiren  an  die  allgomoinc  St«nierkrdft 
des  Landes  wurdt'ii.  um  so  schärfer  imisste  sich  ein  Intcn-ssni- 
,  geu«Misat/.  aiisidldcn  zwiscIuMi  den  Landt'slH'rrscliaft<'n.  denen  die 
Erhaltnnii"  fiucs  leistunirstalniren  (,.c<uitril)ual)leir')  liaucrnsüindes 
am  Her/eil  lair  und  zwisclien  dfr  diese  LeistuuLislahitjkeit  Immmm- 
träclitiiienden  niitsheiTÜchen  Verlassuiiü.  Namentlich  musste  unter 
diesem  Gesiclitspunkt  das  ..Leirt  n"  der  Bauernhöfe,  insofern  es 
Objecto  der  allgemeinen  Staats! m  st euernng  verschwinden  machte, 
ebenso  nachtheilig  erscheinen  wie  die  willkürliche  SteigerunLr  der 
hergebrachten  Lasten  und  schon  die  Staatspolitik  des  absoluten 
EOnigthums  von  Gottes  Gnaden  äusserte  sich  mehrfach  in  Ver- 
boten des  Legens,  in  Geboten  der  Wiederbesetzung  erledigter  Bauern- 
höfe und  der  Zurflckftthrung  der  Lasten  auf  ein  bestimmtes  Maass, 
obschon  es  das  ganze  18.  Jahrhundert  hindurch,  von  Frankreich 
abgesehen,  meist  bei  Tereinzelten  Anläufen  Terblieb  und  eine  durch- 
greifende Ordnung  erst  in  diesem  Jahrhundert  in  Angriff  genommen 
wurde 

.1.  Verstärkt  wurden  solelie  Erwägungen  durcli  die  nahe  liegende 
Hetrachtung.  dass  der  e  h  e  in  a  1  i  ir  e  lieclitsgrund  der  ]>auer]iehen 
Belastung  gegenülier  den  ( irundlierreii  im  Lauf  di»r  Zeit  nicht  l>loss 
aus  dem  < ie<l;lehtniss  der  Lebenden  verschwunden  war  und  daher 
lediglich  als  bitteres  Unrecht  eni]dun<ien  wurde,  sondern  <lass  es 
überhaupt  an  einer  vernünftigen  Begründung  des  gnmdherrlichen 
Verhältnisses  mit  der  Zeit  überall  fehlte,  da  ja  das  Schutzbedürfniss 
der  kleinen  Leute  mit  der  Schaffung  geordneter  BechtsTorhältnisse 
nunmehr  in  den  staatlichen  Sicherheitsoiganen  und  in  der  Rechts- 
organisation des  Staats  selber  seine  Befriedigung  fand;  da  femer  die 
neuere  Ordnung  des  Heerwesens  den  Bauemstand  ebenso  zum 
Waffendienst  Terpflichtete,  wie  jeden  anderen  Staatsangehörigen. 
Ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Fortbestand  ¥on  ünterordnungs- 
verhältnissen  einer  Bevölkerungsklasse  unter  die  andere  weder  mit 
dem   modernen   Staatsgedanken    noch    mit    den  eifersüchtigen 

*)  Ko  wurde  bdspielswelfie  die  Verpflichtung:  der  Gutsherren  «ur  Wiederbesetstui^ 
leer  {rewordemr  Höfe  in  Osnabrück  und  DrHunaehwei^'- L üuebuifr  sch«m 
durch  Vt'riirdnun>ron  aus  dviw  17.  .lahrlinn<l»Tt  ansifesprorhcn :  lii«'rlu'r  ziililt  mich 
die  Anordnung.'  von  l-  riedricii  d.  (ir.  ilTlU;,  die  während  des  KriejfS  wiiüt  ge- 
wordenen Hiitc  in  JühresfriBt  wieder  zu  hcsct/en  bei  1000  Thir.  Strafe  für  jeden 
Hof,  4ü0  ThIr.  bei  Kossateni^üteni.  (Nach  Roscher,  II,  Ann.  8  ni  §  103.) 
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Kei^uiiLT«'!!  einer  niclir  und  mehr  von  dem  liew  usstsein  der  Omnipotonz 
«fetragenen  centralen  Staatsi^ewalt  sicli  vertruir. 

4.  Ein  wirksamer  Hunrlesi^enosse  erstand  der  Hauernschaft 
endlich  in  den  aufklärenden  Ideen  des  19.  Jahrhunderts 
und  der  Philosophie  der  naturlichen  Menschenrechte,  welche  schlecht- 
hin jeden  Zugtand  der  Unfreiheit  als  verdammenswerth  brandmarkte, 
sowie  in  den  Lehren  derPhysiokraten,  die,  von  der  socialpoli- 
tischen  und  Tolkswirtbschafblichen  Bedeutung  des  Landvolks  und 
der  von  ihm  geleisteten  Arbeit  am  Grund  und  Boden  ausgehend, 
in  einem  kräftigen,  leistungsfähigen  Bauemstand  und  im  landwirth- 
schafüicben  Gewerbe  die  alleinige  Quelle  des  Nationalreichthums 
ni  erkennen  erlaubten  und  daher  zu  der  Fordenino:  der  Beseitigung 
iiller  die  FreÜH'it  der  liodenbenutzung  hemmenden  Lasten  ui'langten, 
welcher  Forderung  die  Schule  der  deutschen  Kameralisten  und 
andere  Schriftsteller  (v.  Sonnenfels,  Bergius,  v.  Justi.  v.  Moser) 
wenn  auch  theilweise  mit  Vorlielialten  sich  anschlössen,  während  e.s 
freilich  auch  an  wisseuticlialtüchou  Vertreteiü  gegentiieiiiger  An- 
sichten nicht  fehlte^). 

Ihrer  radicalsten  Verwirklichung  wurden  die  Ziele  dieser  Be- 
vregimg  indess  nur  in  Frankreich  entgegengeführt,  wo  die  zwei 
stOrmischen  Sitzungen  des  4.  und  11.  August  1799  die  feudale 
Gebundenheit  der  Bau1»mschaft  völlig  fortschwemmten.  Denn  wenn 
auch  das  Streben  der  Forsten  am  Ausgang  des  Jahrhunderts  unter 
dem  Einfluss  der  aufklärenden  Ideen  unverkennbar  ein  fflr  den 
Bauemstand  wohlwollendes  war,  so  stiess  es  doch  nahezu  flberall 
auf  den  geschlossenen  Widerstand  der  an  den  überlieferten 


V^l.  daa  oben  sra  §  16,  8.  86  bemerkte.  Von  späteren  Ockern  der  Ab- 
lösung' dir  ^aitsherrlichcn  Verhältnuge  meint  Ad.  Müller,  „der  LHiidlmu  sei  die 
Wurzfl  <lt'r  Monarchie  und  der  (Jutsherr  soll  Vater.  Kronnd,  Kr/iehcr  und  Hcsihützer 
der  Hauern  sein'*  (Die  Gewerbspolizei  in  Bezu}ji:  aut  dt  u  Laudbau,  1824),  wobei  indes 
wie  Ran  ($  Ö3)  mit  Recht  betont,  eine  ideale  Vorstellung  von  dem  gutsherr« 
Ht  hen  Verband  voniusgt'setzt  int,  der  schon  die  Krrahnni'r  früherer  Zeiten  wider- 
spricht und  die  mit  der  heutigeu  Staatsordnung  gauz  unvertriiglich  wäre,  (  ebrigeus 
waraelbat  im  Jahre  1840  noch  in  einer  afiddentschen  Volksvertretuni^r  Uayern) 
zu  hören,  selbst  schon  die  Umwandlung  von  (lutslasten  lin  feste  Kentern  sei 
bedenklieh,  denn  ,sie  hebe  die  persönlichen  Wechselbeziehun^ren  viui  (inade  uud 
Ergebenheit  auf  und  setze  an  ihre  Stelle  ein  festes  Kechniin<,'sverhiiltniss  ohne  alle 
persönliche  Üe/.iehmigen''.  (Vgl.  v.  Stein,  Innere  Verwaltniiy'slehre,  IHtJH,  V11,S.  IWi.) 
Man  vergleiche  dem  gegenülu-r  die  Henierkung,  die  im  letzten  Drittel  des  vorigen 
Jahrhunderts  ein  bekannter  Schriftsteller  gemacht  hat  (v.  Justi,  in  seiner  l'olizei- 
wiaaenachaftf  I.  Bd.,  §  182):  «Die  Freiheit  des  Bürgers  nnd  aller  Mitglieder  des 
Staats  ist  gleichsam  die  erste  wesentliche  Eigenschaft  aller  bürgerlichen  Verfassung. 
Die  Staaten,  worinnen  ein  Stand  oder  eine  Klasse  des  Volks  mit  l  iiterthänigkeit 
oder  Leibeigenscliaft  behaftet  ist,  haben  eine  so  monströse  Verfassung,  die  .  .  . 
gesittete  nnd  yernüfflltige  Zeiten  ohne  Schaden  nicht  fortaetaen  können.** 
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Einrichtungen  festhaltenden  bevorrechteten  Geschlechter,  ja  zum 
Theil  auf  das  Misstrauen  der  Landbevdlkerung  selber;  wie  denn, 
als  Friedrich  II.  in  Oberschlesien  den  unerblichen  Besitz  in  erb- 
lichen, ja  selbst  in  Eigenthum  zu  Terwandeln  plante,  die  Bauern 

vielfach  die  rmwandliinir  ablohnten,  weil  sie  die  Steuervertretiinsr 

und  die  Beiliilli'  der  GutsUeneii  nicht  verlieren  wollten  (Knapi»). 

Anmerknti?  1.  AI«  heirorrai^nde  Vertrater  der  yoii  rolknrirthschaflHrhem 

VcrsfaiMliiis»  wie  pliilaiitlirupiM-hfii  (ii-siiiiiiiiip'n  eriÜllti>n  lÜrstliclien  Voik.unjifer 
dfs  l^'tn'iunir>\^*'i  l^-'  tl'->  IM.  lalirlmiKli'rts  «IfirfVii  Fricdrirli  II..  .los«']»li  II.,  nhcr 
auch  der  lit>,'c'Ut  der  kkiiica  Markgruisi  iiutt  Itadun,  der  iiu(  hmiili^^e  (iro!«Nher/o{^ 
Karl  Priedrirh  drenannt  werden,  letsterer  namentUch  auch  desHhalb,  weil  er  in 
d»'in  von  cclit  staaf'^iiiäniiischcni  (iiyst  crfiillton  Kdict  rics  .laliirs  ITH!?  iiiclit  nur 
die  ^Loib('i)(fuscltult~  iit  tteineiii  J^ude  uud  die  mit  dert>elbou  verkuüptteu  besondcreu 
Ab((aben  enthchädigungrKloa  anfhob,  sondern  ^leicluseitig  den  naclunals  so  wichtig 
ipewordeneii  (frundsats  der  Frei/.  ii;ri<rk(Mt  prorlamirte  und  durch  zahl  reiche 
Frpizüp'^'k«'it>vfrtrjiir''  mit  »i('m>(luii  i;ci<li>staii(len  und  ansserdeutsrheu  Staaten 
jenem  (iruudsut/.  ui^tbald  (ii-liuug  zu  sehaD'en  verstand  eiu  Vorj^aug,  de»sen  Be- 
deutung in  die  Augen  »iningt,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  wie  s^r  die  Unter» 
biiidtni;:  der  Kn-i/.ü^M;rkt-it  der  fr»  it  ii  Krwcrbsbrthiitipui^f  der  lämllicheu  Hcvölkerung^ 
FuüM'hi  anlegte.  Wurde  duch  ikhIi  im  Jahre  181U,  wie  Fuchs  für  ruuimern  mittlieilt, 
dnreh  die  Hrhwedische  Refrieruu}^:  ein  Oesetr.  erlassen,  das  den  tnBherigcii  I^eib* 
eip  iien  und  ihren  über  1.')  .laiiren  alten  dieiiüttaa(;lichen  Kindern  verbietet,  sich  dem 
Laiiilliaii  zu  eiit/ifhcii ;  das  albu  iniverlieiratliften  >Iaiii>s-  und  Wi'ibs])t  r^run-n  writerhin 
die  Arbeit  im  la^ebdin  verbietet  und  die  Verdinguu}:;  als  (iouide  vnr.M  lueibt ; 
endlich  der  bäuerlichen  Bevölkerung  verbietet,  mehr  von  ihren  Kindern  über 
15  Jahre,  als  sie  selbst  sum  Dienste  brauchen,  bei  sich  im  Dienste  au  behalten. 

2.  In  diesem  Jahrhundert  wurde  luit  am  frühesten  und  auf  breitester 
(irundlage  in  l'reussen  das  \V«'rk  ili-r  nrauernbefrciun-r  in  Auffriff  genommen 
durch  das  denkwünlifre  Kdict  Friedricli  Wilhelm  s  III.  vtmi  i).  Octuber  1H(>7  iiber 
den  erleichterten  Besitz,  und  den  freien  (iei)ranch  des  UrundeigenthnmH  s(•^^i>■  über 
die  iMTMiiilicheu  Verfiiilf m><i-  der  I,:indb(\v<diner,  welche  Staat-^acte  in  der  Zeit 
des  tietsteu  politiHcheu  >iiedergan^s  mit  kühnem  Griff  die  alten  Fesseln  der  Uufrei- 
heit  sprengte  nnd  mit  der  wirthschaftliehen  Wiedergeburt  des  Volkes  auch  die 
Bmporhebnn','' /.u  prditisrher  (ir<>sse  nnd  Macht  v  on  Xmem  anbahnte.  Das  unter  dem 
Minister  vom  Stein  erlassene  Kdict  bringt  die  der  .\bliisunjrs;reset/,}jebuug  zu  (irunde 
liegenden  (iedanken  in  iretlender  Weise  wie  ltd;ft  f.um  Ausdruck.  „Wir  haben 
erwogen**,  heisNt  es,  .dass  es  ebensowohl  den  unerlftsslichen  Forderungen  der  (}e- 
rerhti;rkeif.  als  den  (iruiKlN.-itziri  eiuer  «»»hl^jenrdneteu  Staat'^wirfli^rliafl  Lfuia^"^  <ei. 
Alles  XU  entternen,  was  den  Ktn/.elnen  bisher  hinderte,  den  W(dilstand  /.u  erlangen, 
den  er  nach  dem  Bffaasse  seiner  Krülte  m  erreichen  fähi^  war.  Wir  haben  femer 
erwiijren,  dass  die  vorhandenen  Beschränknnp  ii  llirils  im  Besitze  und  (ienusse  des 
(jnind«-i;reiitliuuis.  tlirils  in  den  |)ers(»ulicben  \  rrliiiltnisseii  des  Landarbeiters  unserer 
wohIwolU'U<len  .Vbsiclit  vor/ai^'lich  ent;;etr<'U  wirki-n  uu«l  der  Wiederherstellnnp  der 
C*ultur  eine  {.'rosse  Knilt  seiner  Thätipkeit  eut/.ieheu.  jene,  indem  sie  auf  den 
Werth  de-.  < Jrundeiirriif bums  und  (bn  fnilit  ib«;  <!rundl>esit/.ers  einen  lincb-.!  >cbiid 
liehen  LiuHuss  haben,  die^e,  indem  sie  den  Werth  der  Arbeit  verringeni.  Wir 
wollen  daher  beides  auf  diejenigen  Schranken  zurflckfBhren,  welche  da«  gemeinsame 
Wohl  n«ithi;r  macht,  Und  Verordnen  daher :  Jeder  Kinwiduier  uuscrri  ist  ohu»- 

alle  Kinschranknii'_'  in  Bfzieliuii;,'  auf  d»'n  Staat  /um  ei;r<'ntlinmlii  In  n  und  l'fatid- 
besifK  unhewejrliclier  (iruncistucke  aller  .\rt  berechlijft.  Der  F.delmaiin  also  zum 
Besitxe  nicht  bloss  adeliger,  sondern  auch  nnadelifrer.  biir^rlicher  und  bäuerlicher 
(Jiiter  iillir  Ait  und  (br  I^iwl'it  utifl  Hanir  /iini  l5<'-itz«'  nirbt  hlos  bürp'rlicher, 
bauerlicher  und  anderer  unadeli};er,  sondern  auch  adeliger  (trundstücke.''  „Mit  dem 
Hartinitage  1H10  hfirt  alle  fIntMunterthänigkeit  in  unseren  «Ammtlichen  Staaten  anf t 
nach  diesem  Tage  giebt  es  nur  freie  Leute,  bei  denen  aber,  wie  sich  von  seibat 
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-verateht,  alle  Verbindlichkeiten,  die  ihnen  alt  freien  Leuten  verm^  des  Besitses 

♦»im'ji  (irundstiickos  oder  vermöge  eiiii's  bcsdndcrt'u  Vertraj^-cs  obli«';;('ii ,  in  Kraft 
lilfiben."*  In  b»'rvnrra«»t*uder  Weise  neben  den  Minintern  vom  Stein,  Hard<M»- 
ber>r  und  v.  8cbrötter  war  bei  der  Nfnordnunisr  der  nfutsbäuerlicheu  Verhältnisse 
aueli  das  Mitglied  der  Inim«'(li;it<'oiiiiiiis!.i()ii  v(»ii  Schön  thäti<r:  t"i*rn»T  seit  1809 
A.  That-r.  uelcb»T.  in  das  Minist«'rium  do  Iniirrti  iK-nifni,  mit  (Umu  Krii-'^'-srath 
Scüaruwebur  diu  beriihuiten  Aiuführunj^sedicte  vom  14.  September  1811  y,.Aur 
Beförderunif  der  Landescultar**  und  „zur  ReguUmng  der  gutsherrlichen  und  bäuer- 
liehen  Verfailtniise*'  bearbeiten  half. 

Der  schlonponde  Verlauf  der  in  Gang  gekommenen  Bewegung, 
die  vorsichtiire  litMlächtiirkt'it  in  der  FcH-tfülirmiL;-  (Ips  Gosf^tzL^oluintrs- 
workes.  dif  iiirlit  s»dtfii  nu'kliiutim'  nfwcLiuiiL!,  die  h't/tcrt'  ;m- 
iialiiii.  ]>i<'ti'ii  für  (Ion  Wirtliscliattsliistorikcr  wie  für  «Ion  Politiker 
^rrradt'  k<'iii  sehr  ertVeiilicln's  Hild.  Fast  in  allen  Staaten  wiiMlcrlndt 
sich  die  Hrsidieinunii.  da^s  naelnlein  ziiniiehst  ein  Anlanf  in  i^rossem 
Stvl  ziir  Belreinni^  )les  IJaiiernsitaudt'ö  unternommen  war,  die  willens- 
entöchlossene  Tliatkraft  zur  raschen  \  "llenduHLj:  des  Hetreiimgs- 
werkes  fehlt;  in  Süddeutschland  bedarl  es  vielfach  des  Drängens 
der  Volksvertretungen,  die  immer  wieder  ins  Stocken  gerathene 
Gesetzgebung  und  ihren  Vollzug  neu  in  Bewegung  zu  setzen,  und 
granz  allgemein,  so  insbesondere  auch  in  den  grössten  Staaten  des 
damaligen  Keichs,  Oesterreich  und  Preussen,  mussten  die  Stürme 
der  Bewegung  der  1848er  Bewegung  hinzutreten,  um  die  endgültige 
Vollendung  des  Werks  herbeizuführen. 

Man  darf  iM'i  der  kritischen  Würdigung:  dieses  auf  den  ersten 
Augenblick  befremdlichen  Vorgangs  indess  nicht  übersehen,  dass 
niemals  dem  Staate  und  seiner  Gesetzgebung  eine  ähnlich  schwierige 
Aufgabe  gestellt  war,  wie  auf  dem  vorliegenden  Gebiet  Mochte 
immerhin  die  Nothwendigkeit,  den  Kampf  mit  der  alten  Gesell- 
schaftsordnung im  Sinn  der  Beseitigung  jeglichen  Zustandes  von 
Unfreiheit  persönlicher  und  wirthschaftlicher  Art  aufzunehmen  und 
durchzuführen,  klar  erkannt  sein;  mochte  der  Gedanke,  dass  in 
der  neuzeitlichen  Staatsordnuncr  „die  angehorenen  Koclite  des  Kin- 
zeho'H  auf  Ihisein,  Kraft  und  Selhstthäti'jfkeit  nicht  Inhalt  des 
erworbenen  Kerhts  Dritter  werden  dürfen",  tlem  l{e{  ht.^h.'wusstsein 
noch  so  tief  sicli  eiimt'praLrt  lialien  und  jeder  \\  iderstand  LH'ut'n 
die  AufludtuiiLT  sokdu'r  «'rwnri»enen  Ket  hte  als  nicht  nu'hr  vereinhar 
erscheiui'u  mit  den  geläuterten  Anschauungen  über  das  Woscmi  des 
Kechtsstaats :  so  war  man  doch  für  die  Durchführung  der  Autgabe, 
wenn  sie  nicht  bloss  überhaupt  gerecht,  sondern  auch  gerade  für 
die  bäuerliche  Bevölkerung  selber  mit  einem  erschwinglichen  Maass 
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von  Opfern  dch  vollziehen  sollte,  vor  einer  Beihe  verwickeltster 
und  schwer  lösbarer  Fragen  gestellt.  Wenn  insbesondere  die  Auf- 
hebung wohlerworbener  Rechte,  sofern  ihnen  ein  wirthschaftlieher 
Inhalt  Kukam,  gerechterweise  nur  gegen  Entschädigung  erfolgen 
konnte,  so  war  bei  der  Buntscheckigkeit  dieser  Rechte  und  dem 
vorscliipdenen  Maass  von  wirthschaftliclior  Bedeiituncr,  das  ihnen 
zukam,  ein  srheniatischor  Al)lösunnsinodus  von  vorin'lioii'in  aus- 
fjosclilossen ;  und  <lie  SchwieriLifkcit  d*'r  Abwäirnn^:  im  Eiir/.rlnen, 
das  (jpffllil  dor  Vorantwortlidikeit  t'Or  oino  riclitige  EiitsclHndimi;. 
wolclic  die  IJcrrrlitiLitoii  weder  iinldlliLr  kürzte  noch  die  seitliff 
Belasteten  ül)ennässiü-  in  Anspruch  nahm,  erklären  einigermaasseu 
das  zo«?ernde  Vorgehen,  durch  welches  sich  die,  schon  nach  der 
Seite  der  technischen  Ausgestaltun so  äusserst  schwiprigo  Ab- 
lösungsgesetzung  einer  Anzahl  Staaten  charakterisirt.  Dabei  ist 
allerdings  nicht  zu  verschweigen,  dass  die  Bewegung,  welcher  ein 
Breigniss  wie  die  Französische  Revolution  zunfichst  zum  Siege  ver- 
holfen  hatte,  in  den  Augen  selbst  an  sich  wohlwollender  Staats- 
männer, eben  wegen  dieses  Ursprungs,  allmählich  einen  verfäng- 
lichen Beigeschmack  erhielt  und  dass  gegenüber  solchen  politischen 
Betrachtungen  der  wirthschaftliche  und  sociale  Gehalt  der  Bewegung 
in  ihrer  vollen  Bedeutung  häutig  nicht  mehr  erkannt  wurde  oder 
erkannt  werden  wollte.  Die  nach  den  HetVeiungskriegen  einsetzende 
Keaction  auf  dem  «iebiete  der  Politik  gegen  alle  freiheitlichen 
Kegungen  war  vollends  nicht  geeignet,  eine  Sache  zu  fordern, 
die  recht  eigentlich  die  Verkör|HMung  libi-raler  I<b'cn  darstellte.  un<l 
in  Kegierungskreisen  zeigte  num  sich  dalier  unschwer  den  Ein- 
wendungen zugänglich,  welche  von  den  bevorrechteten  Klassen, 
d.  h.  den  vor  alleii  als  staatstreu  geltenden  Elementen  gegen  die 
Fortfülurung  des  Werks  und  die  durcli  dasselbe  bedingte  völlige 
Beseitigung  der  alten  ständischen  Gesellschaftsordnung  geltend 
gemacht  wurden;  oder  man  Uess  sich  doch  durch  den  activen  und 
passiven  Widerstand  dieser  Elemente,  welche  nicht  nur  in  ihrer 
socialen,  sondern  auch  in  ihrer  wirthschaftlichen  Stellung  sich  be- 
droht glaubten,  zu  wesentlichen  Einschränkungen  ursprünglicher 
Abldsungspläne  drängen.  Dabei  mag  immerhin  zugegeben  werden, 
dass  die  radicale  Durchfühnuig  des  Befreiungswerks  in  Frank- 
reich und  die  da  und  dort  auftretende  ziellose  Begehrlichkeit  der 
Bauernschaft  und  ihrer  Vertreter  mit  einem  gewissen  Maass  von 
l^TiM  htigung  zur  Vorsicht  mahnten,  zumal  <lie  Folgen  des  im 
Gange  behndlichen  Werkes,  namentlich  hinsichtlich  der  Arbeits- 
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beschaffuniT  für  den  (irosscrundbesitz,  niclit  sicher  sich  voraus- 
bestinimen  Hessen.  Leider  wurden  bei  soleher  Abwäiiiiiiü:  (b'r  sieb 
kreiizeii(b*n  Interessen  (UMijenii(en  (b's  Hauernstandes  nicbt  immer 
liinreieben«!  Heebminu:  iretraii'JMi,  wie  irera«!»'  die  (lesehicbte  (b's 
Ablösunijswerkes  im  irrösst^'n  deutselien  Staat,  inl*renssen  zeiiit, 
wo  in  Folge  allzugrosser  Nacbu:i(d)ii>;keit  gegenüber  dem  (Jross- 
gnmdbesitz  bei  Durcbfübrung  der  Abidsungsgesetze  in  einer  Anzalil 
Provinzen,  entgegen  den  ursprünglichen  Absicliten,  ein  Theil  des 
Bauemstandes  eigenthumslos  geiniudit  und  in  Folge  dessen  in  jenen 
Provinzen  eine  einseitige  luidwirthschaftliehe  Besitzvertheilung  ge- 
schaffen wurde,  welche  nachmals  dem  Grossgrundbesitz  selber 
sich  schädlich  erwies,  da  die  Grundbesitzlosigkeit  die  kleinen  Leute 
anhaltend  zur  Massenauswanderung  drängte  und  dadurch  eine 
Arbeitemoth  schuf,  deren  Beseitigung  zwar  seit  Jahren  angestrebt 
wird,  ohne  indess  bis  jetzt  auch  nur  in  bescheidenem  Maasse  er- 
reicht worden  zu  sein.  (VltI.  hierzu  auch  die  Ausführimgeu  in 
Kap.  IV,  Abscha.  iV  und  Ka|».  V.) 


Abschnitt  II. 
Die  Barehinhniiig  des  Beftrelangswerks. 

§  20.  Wesen  und  Inhalt  des  Befreiungswerks. 

Jenes  grosse  Werk  der  Emancipation  der  bäuerlichen  Klassen, 
welches  man  auch  Grundentlastung  genannt  hat,  wflrde  in 
seiner  Bedeutung  unterschätzt,  wenn  man  darin  lediglich  eine 
wirthschaftliche  Maassregel  erkennen  wollte;  das  Befreiungs- 
werk ist  vielmehr  ein  zugleich  eminent  politischer  Act,  der  die 
staatsrechtliche  Stellung  der  grundbesitzenden  Klassen  zu  ein- 
ander von  Gnmd  aus  umgestaltete.  Sein  Wesen  liegt  also  nicht 
bloss  in  der  ZnrnekL^abe  der  wirtbselialtlicben  Freiheit  an  einen 
bis  dahin  wirthschat'tlieb  unfreien  lb*völkerungstb«'il.  somb'rn  ebenso 
in  der  Herstr'llung  (b'r  völligen  staatsbürg«Mlieh<'n  Freüieit  aller 
Staatsangehörigen,  d.  h.  in  der  Vcmicbtung  der  alten  Stämb'- 
ordnung  nn<l  <b»r  lieseitiLMinLi  all^r,  der  alten  ständiseben  Ver- 
fassung innewohnende  Stan<l<'sungleieblieit.  Hin»'  alte  Heebtsordnung, 
die  auf  der  politischen  und  soeialen  ^laelitsttdluug  des  grossen 
Grundbesitzes  sich  aun)aute.  wird  zu  Grabe  getragen  und  eine  neue 
Bechtsordnung,  welche  im  Grundsatz  keine,  mit  dem  Gnmdbesitz 
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verbundene  HemchaftssieUiuig  mehr  anerkennt,  beginnt  Der 
wirthsehaftlichen  Freiheit  jresellt  sich  die  politisclie  Gleicliheit 
aller  zu.  und  mit  der  Besoitiirimfr  der  Grimdherrlit  likeit  und  ihres 
vdnirlmislcii  Inhalts:  der  (JericlitsliolHMt  über  die  ( i«'nu'iiHi«Miis;issen. 
\vur<h*  {{'w  (InuiillaLTr  für  ein  si'llist>tiiiuliir<*s  ( M'nieimleli'lM'ii.  d.  Ii. 
für  <»ine  auf  ti»'in  Prinrij»  der  Aiit"ii<>iiiit'  aiifLr<'])aute  ( MMiicimi«'- 
verfassuntr  uml  für  die  Kntwickcdiiii^  <ier  Selbstverwaltung  im 
Btiiätlichen  Organismu»  überhaupt  gewoüueu'). 

Das  lieclit  des  Staats  zum  KiiiLireit'en  in  den  Kamjd' zwischen 
der  alten  und  neuen  Ordnung  eri^iel^t  sicli  aus  dem  obersten  Wahr- 
sprueh  aller  Staatsjiolitik:  salus  rei  publicae  suprema  lex.  Wenn 
der  Staat  die  Quelle  des  Inhalts  alliM-  Kechtshildung  und  dad 
Staatswohl  die  erste  Voraussetzung  des  Wohls  Aller  ist,  so  darf  der 
Staat  im  Namen  dieses  öffentlichen  Wohls  auch  wohlerworbene 
Rechte  aufheben,  sofern  immer  diese  Aufhebung  als  die  unabweisbar 
gewordene  Bedingung  der  allgemeinen  Entwicklung  sich  darstellt 
(t.  Stein) Dieser  Grundsatz,  dass  das  wahre  Bedflrfhiss  des 
Staats,  die  necessitas  imperii,  die  Aufhebung  von  PriTatrechten 
(„Entwähnuig'*)  rechtfertige,  hat  sich  freilich  erst  spflt  durch- 
geningen  und  seine  Richtigkeit  wird  dadurch  nicht  erschüttert, 
dass  es  die  Französische  Revolution  war,  wcKlic  iinn  erstmals  in 
radicaler  Weise  zum  Sicü«'  verhalt".  .It  ues  Hecht  »b's  Staats  schliesst 
aber  aurli  eine  l'tlicht  ein:  dicjeuiLicii.  Avclche  aus  Kücksichteu  der 
allgemeincMi  Woiilfahrt  woiilerworbeue  Kecbte  hingeben  nni>sen.  Im 
die  darin  liegende  VermöLreusselunalerung  seiiadlus  zu  halten.  Der 
staatsrechtlichen  JMIielit  zur  Hiugabe  von  Kechten  steht  daher  der 
Anspruch  auf  Kntschadiguiiir  zur  Seite,  soweit  jene  Hechte 
flberhaupt  einen  wirthschaftlichen  Inhalt  haben,  und  jede  entschä* 
digungslose  Entziehung  solcher  Keciite  zu  Gunsten  einer  Bevölke- 
rungsklasse auf  Kosten  einer  anderen,  wie  in  Frankreich  geschehen, 
würde  daher  einen  Hechtsbruch  bedeuten,  der  unter  keinen  Umstän- 
den gutgeheissen  werden  kann.  Anders,  wenn  den  aufzuhebenden 
Rechten  ein  wirthschaftlich  fassbarer  Werth  überhaupt  nicht  inne- 
wohnt: und  mit  Fug  und  Grund  hat  man  daher  solche  Kochte, 
welclie  mit  dem  Onindsatz  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit  Aller 
oder  mit  den  geläuterten  Anschauungen  der  Staatshoheit  oder  des 

*)  L.  T.  Stein,  Innere  VerwahiiUKtilehre,  1868,  TU,  S.  207. 
*)  Siehe  hierftber  auch  A.  Wa|?ner,  „Urundlegung'',  $  869  ff. 
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Eigfiithurnsliocrrifts  im  Wiflors|»rii('li  stp|i«Mi.  o  Ii  ii  o  finon  Avirtli- 
schaftliclu'ii  Inhalt  zu  liald'n,  «Micr  «ItTfii  \Vim11i  uouciiüImt  ilcr  <lt'in 
PHiclitiLTcii  vcrursachton  llcliisti.i^iiiiLC  imt'ilu'ltliclior  ist.  also  die 
mit  dorn  rJnimihpsitz  vi'rl)un(l»Mien  HiMTschartsreclitr  üIxt  die  Frei- 
heit dritter  l^ersoueü,  die  aus  dem  (irimdherrlichkeitsverhältniHS 
hergeleiteten  Oberpigenthiimsrechte  und  die  Jiefugnisse  auf  Kechta- 
sprecbung  und  Obrigkeit  meist  ohne  Entschädigung  beseitigt 

A  Ti  merk  II  njr.    Hierlier  pehören  iiami'iitlich   «Ii»'  mit  <hn\  Xanini:  Kmpliy- 
touseu.  Krbpacht,  Erbzins-,  Zinn-,  Frohu-,  l.audtiuiulgüter,  Krbmht,  Ntustift,  Leib- 
recht, Preistift,  Erhnieier>,  Meier-,  HeierdiniBr-Verbftltniss,  Leihe,  Erhleihe,  I^and' 
siedelb'üit'.  Krlihi  sfiiniic  «'tc.  Itc/.ciclinetj'n  nbon'iiri'iitlmiii><vcrhiilfinssi>,   (Siflic  .luileich 
a.  a.  O.,  S.  226)  f  es  äui  deuu,  dasn  diette  Vt'ihuiiuiäüv  uicht  auf  die  (iruudlierr- 
Üchkeit,  sondern  anf  einem  Vertrag  oder  auf  der  Verhe«semn|?  von  Gnindstüeks- 
nutzunfren  beruhen,  in  welchem  Fall  die  £nt8chü(lipuii;rs|)riiclit  Platx  zu  ffr«?ifen 
hat.  MiiiK'lif  (lirsor  Vciliiiltniss«'  sind  vereinzelt  ii!M'iliaii])t  nicht  tVir  ubbisun^rstalii}^ 
erklärt   wonleu,  ho  die  Krbpaclit  in  einigen  thiirin^sciiou  Staateu,  MtH-ktiMiburj^ 
(ebenda  8.  229).  —  In  Preussen  sind  nach  dem  (iesets  vom  2.  Min  IKÖO,  welche« 
alb'nlinjrs^  Sflir  \'icl  piiiisti^-rr  als  (1i»>  iiltcriMi  tlcvctzf  vom  Anlatifr  drs  .Ialiiliini<l<Mts 
diese  Materie  ordnet,  tolgeude  Keihte  ohuu  Kutsch iidiguu^  au%ehobeu  wurden: 
das  Obereipenthnm  des  Lehnsherrn  -  •  bei  den  innerhalb  des  Htaates  belej^en 
Lehen,  mit  Ausuabmc  ilcr  Tlinmlehen     ,  <Ir^  i,nts-  oder  (trundherm  und  (l«'s  Erb- 
xinshemi.  souii»  das  l'.i;r<'iithuni.sre«"lit  des  Krli\rii>iiebters.   witbei   jedorli  die  auf 
diesen  Verlialtnissen  beruhenden  Abgaben  un»l  Lt  i^tinif^en,  holern  sie  nieht  besmnlers 
für  auf>re]ioben  erklärt  sind,  fortbestehen:  -    das  Reeht  auf  AUndiflcationszins  für 
aufffehobene  Eehnsljerrlic  likeit  und  auf"  \villkiiilii  he  Krhrdinnir  des  Krh/iiiso  (nh  r 
Krbpachtkauuns :    -  dius  Heiuitallijrecht  ohne  Au.snabnie;       die  Vorkauts-,  Mäher- 
und  Retractrechte  an  Immobilien,  mit  Ausnahme  des  durch  Vertrag  oder  letetwillige 
Verfügung  begrfin^^on  und  des  aus  dem  Mite ip-nth tun e  zu  ideeMen  Antheilen  ent- 
Bpringenden  Vorkaufsrechts,  sowie  des  Vorkautsrechts  auf  enteij^nete  Orund.stüeke, 
welche  zu  dem  bestimmten  Zwecke  nicht  weiter  nothwendig  sind  und  wieder  ver- 
ftiusert  werden  sollen;  —  die  auf  Grundstücken  haftende  Verpflichtung  zur  Hand> 
arbeit  gejren  Ta;;elolui.  zur  Ih-iiflatr/nti"/  mit  Maulbeerltäiniicn ;  ff-nier  die  ans  dem 
ipits-,  gruud-  oder  gerichtsherriichen  Verhiihniüse  herrüiireudeu  Hechte  auf  einen 
Antheil  oder  ein  einzelnes  Htttck  einer  Verlassenschaft,  anf  Leistungen  cur  Tragung 
der  Lasten  der  Privat'jj'eriebtHbarkeit  und  «jntslienlic  hen  Polizeiverwaltttug,  auf  alle 
nicht  iu  gesetzliehen  (Jebiihren  bestehenden  .Abgaben  für  einzelne  gerichtliche  Acte, 
auf  Dienste,  Abgaben  und  Leistungen  iu  lieziehun;^''  auf  die  .)a<rd.  zur  Hewaelinng 
gntsherrlicluT  (iebiiude  und  Orundstncke,  su  persönlichen  iSediirtnissen  der  liitt»- 
herrsiliaff  und   ihrer  I?eamten,  zur  A ns^taf f nii<r  hei  Hochzeiten  oth  r  Tanten  in  di  r 
Familie  des  (iutslierrn;  auf  alle  Abgaben  und  Leistungen,  welche  die  Natur  der 
Htenem  haben,  ohne  zum  öffentlichen  Steuereinkommen  zu  gehören;  auf  Abgaben 
für  die  Krinubniss  sum  Halten  (gewisser  \  ieharten  f>der  von   fJieiien  auf  eijreiiem 
Uruud  und  Boden,  anf  die  käufliche  l'eberlassun<r  von  Wachs  und  anderen  land- 
wirthscbaftlichen  Erzeugnissen:  auf  die  Benutzung  und  Anei;rnung  der  auf  fremden 
Grondstficken   zerstreut   stehenden   Bäume   und  Sträucher;  auf  den  Widerspruch 
j^eyen  Zerstückelung  des  ptlichtijfen  ( Jrundstiicks ;   aut  Üe^itzverändernn^sahjraben 
bei  Besitzveräuderungen  in  der  HiUid  des  Itereclitigteii  und  auf  alle  unhxirteu  Be- 
sitzverftnderungsabgaben,  die  erst  nach  Kinffihmng  des  Landescnltnr^Edicts  vom 
14.  Sept.  IHll  neu  entstanden  sind;       endlieli  all«'  nnniiltelharen  ( rcycnleistungen, 
welche  bei  <len  voran fgef iihrten  Leistungen  dem  Berechtigten  oblagen,  sowie  die 
von  dem  tJutsherm   zu  leistenden   Leichenfuhren.  Hochzeit-  und  Kindtauffuhren, 
I)octor-  und  Heheamnniit'uhn-n.  —  Ausgenommen   von  der  unentgeltlichen  Atif- 
hehun;;  l»Iifhi>n   jedoch  dicjc!!i_rcti   vorerwähnten  Leistntiiren  und  Ah^'ahen.  wehlie 
für  die    \  erleihung   »»der   Veraiisserung    eines   (irundsiuckes   ausdräcklich  ul»er- 
nommen  sind. 
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Ueberblickt  man  das  grosse  Gebiet  der  Gesetzgebung«  als 
deren  Gegenstand  die  Lösung  der  Bauernschaft  aus  den  Fesseln 
grundherrlicber  Verhältnisse  imd  die  Befreiung  des  bäuerlichen 
Besitzthums  aus  den  ihm  anhaftenden  grundherrlichen  (feudalen) 

Laston  sich  darstellt,  so  ersfiebt  sich  zunächst  eine  nicht  leicht 
iluiili(lrin£il)aivs  (Jewin*  vcrschiiMliMiartiustcr  Koehtsverliältiüsso, 
(lori'H  systematischer  DarstcllmiLi-  nicht  nur  <lic  SprrnliiLrkcit  «Ics 
Stoft's  an  sich,  sondern  aucli  die  Mannichfaltii^keit  und  lJuntheit 
der  Kechts<rcstaltunü'  in  don  ein/ehieii  Staatsire])ieten  im  ^\  ei:c 
steht:  nicht  minder  erweist  sich  die  Verschiodenartiükoit  der  Be- 
zeichnung" für  ,ü:leichartiire  oder  ähnliche  Kechtsverhältnisse  als 
störend.  Immerhin  lässt  sich  sagen,  dass  der  Aufgabebereich  jener 
Gesetzgebung,  die  man  in  ihrer  Gesammtheit  Agrargesetze  zu 
nennen  pflegt,  die  richtiger  aber  wohl  als  Ablösungsgesetze 
oder  Grundentlastungsgesetze  (im  Unterschied  von  anderen 
Gesetzen  agrarischen  Inhalts)  bezeichnet  werden,  im  Wesentlichen 
Folgendes  umfasst: 

1.  Die  Herstellung  der  persönlichen  Freiheit  des  Bauem- 
standes (Aufhebung  derLeibeigenschaft  oder  ähnlicher  Bechtsinstitttte): 

2.  die  Herstellunsf  seiner  wirthschaftlichen  Freiheit 
(Zuni»  ku:ahe  des  voHen  Kigenthums  am  Grund  und  Boden)  und 
im  ZusannnenhanL;'  damit 

'.].  die  Autiiehunix  der  auf  dem  (irund  und  Boden  haftenden, 
dem  alten  ijutshendichen  Verliaiid  entstarnmeudeu  Lasten 
(Z wa n  «i  s f r 0  Ii  n  d  e n  und  A1)  Lraben):  endlicii 

4.  die  Aufliehun^^  der  zu  (iunsten  der  Gruudherrscliaften  auf 
dem  bäuerlichen  Gnmd  und  Boden  in  Anspruch  genommenen 
D  i  e  n  s  t  h  a  r  k  e  i  t  e  n  (Weiderechte). 

Im  weiteren  Sinne  gehört  hierher: 

5.  Die  Aufhebung  der  Jagd-  und  Fischereigerechtig- 
keiten grundherrlicber  Art,  sowie  der  Bannrechte  und. 

6.  die  Beseitigung  der  auf  dem  alten  Grundherrlichkeitsver- 
hältniss  beruhenden  Patrimonialgerichtsbarkeit  und  der 
gutsherrlichen  Folizeigewalt 

Die  nachfolgende  Darstellung  wird,  an  dieses  Schema  sich 
anschliessend,  znnäcijst  die  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Durch- 
fiihrun^r  des  Befreiungswerks  und  so(hinn,  anknüpfend  an  die 
einzelnen  der  Aufliehung  unterworfeiu'u  Uechtsverhältnisse.  diese 
nach  der  volkswirtlisc  Iiaftlichen  Seite  würdigen  und  die  (iesichts- 
punkte  erörtern,  unter  denen  die  Beseitigung  erfolgte  hezw.  hätte 
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erfolgen  sollen.  Eine  kurze  Schilderung  des  Süsseren  Verlaufs  der 

AblösungfssTPsetzgebung  in  einzelnen,  besonders  in  Betracht  kom- 
menden Staaten  wird  sodann  diese  Darstellung  beschliessen. 

g  21.  Allgemeine  Grundsätze  der  Durchführung. 

In  all*'ii  Fällen,  in  (irncn  nicht  die  entschädii^ungslose  AuflnOniiig 
lu'stinunt«'!'  uruinllH'nlit'her  Keclitc  in  Kra<re  stund,  war  im  W'rsiMit- 
lichen  dreierlei  zu  erwäsren :  1.  ob  man  di«'  Aldösunu  d«'r  bäuer- 
liehen  Lasten  der  Vereinbarunir  der  Hetlioiligten  (unter  Aufstelhmg 
bestimmter  Grundsätze)  freizustellen  oder  eine  Ablösuncjsprtiilit  zu 
verordnen  liabe;  2.  hach  welclien  Normen  die  Entschädigung  fest- 
zustellen und  zu  zahlen  sei;  3.  ob  der  Staat  als  solcher  ausser 
durch  seine  Gesetzgebung  auch  sonst  fördernd  imd  unterstatzend 
in  das  Ablösungswerk  einzugreifen  habe.  Im  Einzelnen  ist  hier 
zu  bemerken: 

1.  Freiwillige  und  Zwangsablösutl^^  Die  Anschauung, 
dass  es  sich  um  die  Lösung  von  dem  privaten  Rechte  angehörender 
Verpflichtungen  handle  und  die  bedächtige,  ja  ängstliche  Vorsicht 
die  die  ersten  Stadien  des  Ablösungswerks  der  meisten  Staaten 
kennzeichnet,  fährte  zunächst  dahin,  entweder  die  Zustimmung 
beider  Theile  zu  fordern  (ältere  bayrische  und  österreichische  Ge- 
setz srebunij:)  oder  doch  die  Ablösung  von  dem  Antrag  entweder 
nur  des  einen  oder  anderen  Theils  (Provocationsrecht!) 
abliäniriir  /u  machen  (Grundsatz  der  prenss.  Gesct/.L^^'biniL:).  Ii»'i 
<ler  W  ürdiLrnnu:  dieser  ( h'dnuni^"  innss  man  sicli  vor  Anircn  lialtm.  dass 
die  Kinsiciit  von  dtT  Notliwentüiikeit  der  Ablösnni;"  in  dt'u  Kn-iM-n  der 
Bt'rechti.ü:ten  doch  nur  selten,  weniirstcns  in  der  ersten  Zeit,  vorhanden 
war.  dass  daher  von  dieser  Seite  <lie  freiwillii^e  Ablösunu  keine  s(du* 
erhebliche  Förderung  fand,  dass  aber  ebenso  auf  Seiten  <ler  Verpflich- 
teten die  bekannte  Schwerffilliirkeit  der  bauerlichen  Bevidkerung, 
auch  die  Scheu  vor  <b^r  Uebernahme  der  Ablösungssclmld  oder  auch 
eine  gewisse  Aengstlichkeit  gegenüber  den  seitherigen  Grundherren, 
oder  endlich  die  Hoifnung  auf  gflnstigere  Ablösungsbedingungen 
in  der  Zukunft    das  Provocationsrecht  vielfach  verkümmerte.  Im 

'i  So  utich  in  Baden  beobachtet,  vgl.  mein  Haudbuch  den  bad.  Laiidwirth- 
»chatthrecbtH,  1887,  8.  23. 
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(ioLToiisaU  zu  Frankreich,   wo  die  Boscitii'img  aller  lemlalen 
Lasten  schlechthin  decretirt  wurtle.  hlieb  denn  aiieli  in  den  übrigen 
eiiropi'iis(  lit'ii  Staaten,  in  denen  die  Ablösung  von  dem  Antrair  des  einen 
oder  anderen  Tiieiis  abhängig  gemaeht  worden  ist,  im  Allgemeinen 
der  Fortgang  des  Befreiungswerks  ein  denkbar  schleppender  und 
es  war  daher  eine  folgerichtige  Ausgestaltung  der  Gesetzgebung, 
wenn,  nach  Erkennung  der  wirthschaftlichen  und  politischen  Kotii- 
wendigkeit  der  Ablösung,  diese  schliesslich  als  eine  Zwangs- 
p flicht  der  Betheiligten  statuirt  und  von  dem  Satz:  beneficia  non 
obtniduntur  absrewichen  wurde.  Einzelne  sfiddeutache  Staaten  gingen 
schon  in  den  ersteji  Deccnnien  in  dieser  Weise  vor,  in  weiterer 
Ausdehnunii-  al»er  kam  es  hierzu  erst  im  (lefol^e  der  stflrmischen 
lieweLiiiiiLi  des  Jahres  is-is  (so  z.  H.  in  Oesterreich.  Patent  vom 
7.  O.-toher  ISIS,  in  Baden,   (iesetz  vum   10.  April  1S4S  -  -  »ü,. 
FrohmhMi  dase|l>>t  schon  im  Jahre  1S;{[  im  Z\vanL:s\\rLi  zur  Ah- 
lösuug  l»estimnit).  \\ährend  die  norddeutsche  ( iesetzg»'))unLt  liei  dem 
System  der  Provorati<m  im  Wesentlichen  verblieb.  Zuweilen  wurde 
auch  (»in  vermittelnder  Weg  eingeschlagen,  indem  zwar  die  Um- 
wandlung der  Abgaben  und  Dienste  in  eine  Geldrente  gesetzlich  vor- 
geschrieben, die  Ablösung  dieser  Rente  aber  in  das  Belieben  der 
Pflichtigen  gestellt  wurde  (Bayern,  Ges.  vom  4.  Juni  1848).  — 
W>  wie  beim  Zehnten  und  anderen  Naturalabgaben  eine  ver- 
einzelte Ablösung  der  Berechtigten  beschwerlich  hätte  fallen  lassen 
mflssen  (wegen  Beibehaltung  der  für  die  Einhebung  der  Naturalien 
bestimmten  Einrichtungen)  und  doch  auch  eine  zwangsweise  Ab- 
lösung nicht  beliebt  wurde,  bedurfte  das  Provocationsrecht  einer 
solchen  < iestaltunu".  dass  es  nur  l)ei!u  Vorliandensein  einer  be- 
stinunten  Anzahl  Antragsteller  seine  h'eclitswirkung.  dann  aln-r  auch 
allen  anderen  IMliclitigen  dersell)en  ^irmeinde  gegenüher  äusserte 
(z.B.  in  Kngland  zwei  Drittel  Melirheit  ertnrtlert.  in  Preussen 
und   andi'rcn    U'uddi'ntxlicn    Staaten   die  Mflirlnüt.    während  in 
Haden  ein  Dritttd  der  Ptliciitigen,  welche  zugleich  die  Hälfte  der 
zehntharen  Grundstücke  besitzen.  Aber  die  Ablösung  he«  liliessen 
konnte).  —  Eine  zwangsweise  A  hinsung  wird  selh^tredend  nur 
dann  von  den  erwarteten  günstigen  Folgen  begleitet  sein,  wenn 
die  allgemeinen  wirtbschafklichen  und  socialen  Gnmdbedingungen 
gegeben  sind;  andernfalls  kann  zunächst  für  die  Betheiligten  wie 
für  die  ganze  Volkswirthschaft  die  Befreiung  zu  einem  Danaer- 
geschenk werden,  wie  die  Erfahrungen  unmittelbar  nach  dem 
Emancipationswerk  in  Kussland  dargethan  haben,  dessen  bSuer- 
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liehe  Bevölkerung  für  den  unvermittelten  Sprung  in  volle  Freiheit 

offenbar  nicht  reif  war*). 

2.  Bei  der  rechtlichen  Ausgestaltung  dor  AblösunjnfsirosptzirP- 
bung  vr.w  im  rphrisren  in  jodom  oinzdnou  Fall  zu  entscheiden, 
nach  wilrlicm  Maassstab  die  Eutschädiiruntrslcistung  der 
Pflichtigen  festzusetzen  und  in  welcher  Weise  dieselbe  zu  ent- 
richten sei.  Ging  man  hierbei  von  der  zutreffenden  Anschauung 
aus,  dass  dem  Berechtigten  volle  Entschädigung  gebfihre,  so  waren 
die  Normen  für  die  Ermittlung  der  Entschädigung  von  selber  ge- 
geben, wie  schwierig  auch  im  Einzelfall  die  Anwendung  dieser 
Xormen  sich  g(>stalten  mochte,  wobei  zu  bemerken  ist: 

a)  Die  Normirung  der  Entscliädigungsleistung  ge- 
staltete sich  meist  so,  dass  der  mittlere  Jahreswerth  der  abzulösen- 
den Leistung  oder  Abgabe  imter  Zugrundelegung  eines  bestimmten 
Zeitraums  festzustellen,  ffir  die  ebenso  zu  ermittelnden  Gegen- 
leistungen des  Berechtigten  ein  entsprechender  Abzug  zu  macheu 
und  falls  die  so  ermittelte  Jahressumme  durch  Kapitalabzahlung 
abgetragen  werden  sollte,  der  landesübliche  Zinsfuss  für  die  Kapita- 
lisininir  zu  (Jrund«^  zu  leu^cn  war  (d.  h.  4 — 5  ^/q  oder  der  20  bis 

j  tat  ln'U  Betrag  des  Jahre!>wertll^J. 

b)  In  nicht  seltenen  Fällen  ist  indess  auch  ein  geringeres 
Vielfache  für  die  Entschädigungshemessung  gewählt  worden,  nament- 
lich dann,  wenn  es  sich  um  Keichnisse  handelte,  die  wegen  der 
schwankenden  Art  des  Eingangs  oder  der  Verschiedenartigkeit  der 
Gegenstände  der  Abgabe  oder  der  Kleinlichkeit  der  Abgabe  über- 
haupt für  den  Kinpfängor  ohne  erliehliehen  Werth  waren  (die  Be- 
sitzvcrändenuiirsali'jfiib.Mi  in  Baden.  /..  H.  mit  d»'iii  Zw^lffaehen 
al>'_:rlr»st) :  oder  aiii  li.  w  eiiii  im  L^eLrehcntMi  Falle  die  häiifrli<  lu'  Last 
als  l)«'S'»nders  drückend  Ii<m1i  (M^i  liifn  (preiiss.  Kdict  vom  1  I.  Sept. 
1X11:  die  KntsciiailiLiuiiLi-  soll  liri  rrldielieii  lianerfiLTÜtt'ni  <'iii  Ihitlel 
d»'s  WiTtlis  nielit  übersteiLH'H :  iifiifs  preiiss.  (ieset/.  vom  "J.  Mar/. 
möO:  jeder  ptiichtige  Kesitzer  kann  fordern,  dass  ilim  ein  Dritttd 
desReinertruirs  verb]»M!>e):  al»er  aueh  dauu,  wenn  gewisse  Leistnngeu 
nieht  sowohl  als  dingliche  Lasten  des  bäuerlichen  Guts,  sondern 
als  dem  alten  Unterthänigkeitsverband  entspruniiene  persönliche 
Lasten  sich  darstellten,  wie  Familienfrohnden  (Baden,  Ablösung 

VirU  KoBcher,  Anm.  2  xa  §  120  und  die  späteren  Ausführungen  in  $  29 
am  Schlufes. 
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mit  dem  Zehnfachen,  Ges.  v.  28.  Dec.  1831).  Uebhgens  wirkten  auf 
die  Nonninmg  des  EntschAdigungsfüsseB  auch  politische  Beweggründe 
mit,  und  im  Allgemeinen  sind  desshalb  die  späteren,  durch  die 
Bewegungen  der  Jahre  1830  und  1848  gezeitigten  Ablösung^esetze 
den  Bereclitigten  weniger  gflnstig  geworden  als  die  in  ruhigen 
Zeiten  erlassenen.  Ziemlich  regelmässig  statuirte  man  fflr  dieselbe 
Last  den  AbUlsungsmodiis  verschieden,  nämlich  höher  oder  niedriger, 
je  nachdem  der  Pflichtige  oder  leeret  litiirte  kündigte,  indem  man. 
wo  letzteres  vorlag,  von  der  Aniiiilmu'  ausging,  dass  die  Al»lösung 
im  hesonderen  Interesse  der  (jutslierrsriiatt  liege  und  desslialh  diese 
auch  mit  einer  massigeren  Entschädigung  sieh  zufrieden  geben 
dürfe,  (ßaden:  Die  Ablösung  der  Gülten  und  Zinsen  erfolgt 
mit  dem  ISfiK  hen  Betrag,  falls  der  Pflichtige,  mit  dem  Dbis  ItUachen 
Betrag,  falls  der  Berechtigte  kündigte.  Ges.  v.  5.  Oct  1820)^). 

In  Bezug  auf  die  Art  der  Umwandlung  und  der  schliesa- 
lichen  Ablösung  der  Last  ist  dabei  noch  folgendes  zu  beachten: 

aa)  Die  Ablösung  durch  Hingab«  eines  Geldkapitals  darf 
zwar  als  dl«'  einfachste  und  rascheste  Loskaufsart  bezeichnet  werden; 
sie  lieirt  aber  zweifelsoinie  mehr  im  Interesse  des  Perechtiirten,  der 
sofort  den  volbMi  (.TCgenwerth  für  die  aufgegebi  nen  Perechtigungen 
empfängt,  als  in  dem  »ler  Verpflichteten,  fflr  welche  sie.  wenn  sie 
niciit  im  Pesit/.  von  Paarkapitalien  sind,  wegen  der  nöthigen  In- 
anspruchnahme des  Credits.  leicht  verhängnissvoll  werden  kann. 
Meist  ist  desshalb  die  Wahl  zwischen  der  Kapitalabflndung  oder 
der  AI)Iösung  in  Bentenform  von  dem  Uebereiiikommen  der  Parteien 
abhängig  gemacht  worden.  (So  im  preuss.  £dict  vom  14.  Sept 
1811.)  Wird  aber  die  Kapitalabflndung  durch  Gesetz  voigeschrieben 
(wie  der  Bogel  nach  in  Baden  geschehen),  so  bedarf  es,  wenn 
einigermaassen  erhebliche  Ablösungssummen  in  Frage  stehen,  jeden- 
falls eines  Dazwischentretens  des  Staats,  um  den  Pflichtigen  die 
Abtragung  zu  erleichtern.  (Siehe  unter  Ziffer  3.) 

bb)  Hei  der  l'niw andiinig  der  bäuerliclien  Lasten  in  eine  Rente 
wird  die>e  Sehwierigkeit  vermieden  und  es  ist  desshalb  diese  Ab- 
lösungsform meist  vorgezogen  worden,  sei  es  dass  man  (als  minder 
zweckmässig,  wegen  der  Veränderiii  blo  it  der  Krnten)  eine  Kenten- 
zahliuig  in  Hodenerzeugnissen  vorschriel)  oder  die  Form  der  (Jeld- 
rente  wählte.   Als  ganz  besonders  erleichternd  für  den  Pflichtigen 

'  l'i-lMM-Mick  ii1>i-r  di*'  vi-rscliicdt'tic  Ilütic  des  A blöflangsAiflaes  in  den  einstofaieii 
deutschen  .Siuatt-u  bui  Jude  ich,  a.  u.  O.,  8.  22ö  ff. 
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prschien  dio  Form  der  Zoitrente.  weil  mit  deren  Entrichtung 
innerhalb  bestimmter  Zeit  die  Kentenschuld  des  Grundholden  von 
selber  sicli  tilgte,  minder  vortheilhaft  allerdings  fQr  den  Berechtigten, 
weil  er  unter  Umständen  für  die  kleinen,  mit  Zinseszinsen  ver- 
mengten Theilzahlungen  (Annuitäten)  nicht  sofort  die  zweckmässige 
Anlage  za  finden  vermochte;  daher  das  vermittelnde  Eintreten  des 
Staats  auch  bei  dieser  Art  der  Einlösung  erforderlich  wurde. 

ec)  Statt  der  Ablösung  in  Geld  kann  schliesslich  auch  eine 
solche  in  der  Form  der  Lahdabtretung  in  Frage  kommen;  wie 
solche  in  England  betreffs  der  Ablösung  der  auf  den  copyholders 
ruhenden  Verpflichtungen  und  namentlich  in  Preussen  (Ediete 
von  1811  und  1816)  beliebt  wurde.  Für  den  Gutsherrn  kommt 
hierbei  in  B<»traciit,  dass  er  einen  «einer  bisb«Mii::»Mi  Hfn'clitiLriin«^ 
nahe  verwandten  (lem'nwprth  erhält,  der  mit  der  Z»'it  vvaciisende 
Erträirnisse  verspricht;  für  den  PfliehtiLren,  dass  die  Abtretunir  von 
Land  ihm  leichter  fallen  wird  als  die  Auf)»rinLainc  von  (ieblrenten 
oder  iziiv  einer  Kapitalal)7.aliluna.  Diese  Erwügunuren.  so  bestechend 
sie  aucii  erscheinen  mögen,  trefi'en  indess  den  Kern  der  Sache 
nicht;  denn  nicht  darauf  kam  es  an,  einen  für  die  tietheiligten 
auirenblicklich  angenehmen  Ablösiinirsmodus  zu  wählen,  sondern 
einen  solchen,  der  nachhaltig  beiden  Theilen  zum  Yortheil  gereichte. 
Unter  diesem  Gesichtspunkte  erscheint  aber  die  Landabfindung 
zumal  fBr  Preussen  in  einem  wesentlich  anderen  Lichte:  denn 
die  in  einzelnen  Provinzen  ohnehin  vorhandenen  grossen  Besitzes- 
ungleiehheiten  frurden  durch  die  üeberweisung  von  Landflächen  an 
den  adeligen  Grossgrundbesitz  auf  Kosten  der  Bauemstellen  um 
ein  Wesentliches  verschärft  und  die  socialen  Gegensätze  auf  dem 
flachen  Lande  nicht  sowohl  gemiblert  als  befestigt;  eine  grosse 
Anzahl  Hauernstellen  sank  in  Folge  der  Lamlabtretuni:  zu  Zwerg- 
wii-tbscliat'tcn  herab.  d»Mien  die  (Jcwalir  dauernden  Bestandes  von 
vornherein  leiilte  und  mit  deren  tlieilweisem  \  .Tfall  das  bäuerliche 
Element  auf  «leni  flacluMi  Land  abermals  eine  Schwächung  erfuhr. 
Die  Maassregel  erwies  sich  endlich  nicht  einmal  vom  Standpunkt 
der  Hebung  der  Bodencultur.  von  dem  aus  sie  —  unter  dem  Ein- 
druck der  dem  Grossgnmdbesitz  an  sich  innewohnenden  Tendenz 
rationellster  Bewirthschaftung  —  w^esentlich  befürwort<»t  worden 
war,  durchweg  zutreffend,  da  viele  der  auf  diese  Weise  bedachten 
Grundherren  weder  Aber  das  nöthige  Maads  von  Betriebskapital, 
noch  Aber  die  ausreichende  Zahl  von  Arbeitskräften  verfägten,  um 
der  Forderung  intensiverer  Gultur  genflgen  zu  können.  Die  nach- 
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theiligen  Foleren  dos  Loskaufs  in  der  Form  der  Landabtretung 
musstcn  um  so  mehr  sich  geltend  machen,  je  grösser  der  Procent- 
satz an  Land  war,  den  der  Pflichtige  abgeben  niusste  (in  Prenssen 
ein  Drittel  bis  zur  Hälfte,  je  nachdem  er  Erbrecht  hatte  oder  nicht, 
wobei  dem  (hundiierrn  die  Wahl  zwischen  der  Form  der  Land- 
abtretung oder  des  Geldabkaufs  zustand,  vorbehaltlich  allerdings 
der  Entscheidung  durch  die  Staatsbehörde  in  Streitfällen),  während 
sie  da  zurücktraten,  wo  dieser  Procentsatz  sich  in  mässigen  Schranken 
hielt  (wie  in  Hannover,  wo  höchstens  Vr>  Landes  zu  Zwecken 
der  ZehntablOsung  abgetreten  zu  werden  brauchte:  Ges.  v.  1831 
und  1833).  Und  man  darf,  so  bewunderungswflrdig  im  Uebrigen 
der  Geist  war,  Ton  dem  die  Preussischen  Edicte  von  1807  und 
1811  getragen  waren,  daher  wohl  sagen,  dasA  gerade  das  hier  ge- 
wählte Princip  der  Ablösung  nicht  die  glücklichste  Seite  der  Gesetz- 
gebung gewesen  ist,  zumal  diese  nachmals  durch  die  Nichtaus- 
dehnung  des  Befroiungswerks  auf  einen  grossen  Theil  der  klein- 
bäuerlichen Bevölkerung  eine  abermalige  Abschwachung  erfuhr 
(§  28),  Dabei  mag  eingeräumt  werden,  dass  jener  Zeit  social- 
politische  Erwäginigen  über  vortheilhafte  Gliederung  der  landwirth- 
öchaftlichen  Besitzverhältnisse  ferner  lagen  als  der  heutigen  und 
dass  die  damaligen  Ansciiauungen  wesentlich  durch  Kücksichten 
desPr 0 ductionsinteresses  geleitet wiurden, das  man, Angesichts 
des  mächtigen  Emporstrebens  der  Landwirthschaft  auf  den  Gütern 
der  englischen  Lords,  in  grossen,  intelligent  uragetriebenen  Be- 
sitKungen  eher  als  in  mittleren  und  kleinen  Anwesen  gewahrt 
glaubte;  so  dass  nicht  Wunder  nehmen  darf,  wenn  hervorragende 
Volkswirthe  und  Freunde  der  Landwirthschaft,  wie  A.  Thaer,  zu 
jenem  AblOsungsmodus  durchaus  freundlich  sich  stellten. 

3.  Die  Mitwirkung  des  Staats  bei  der  AblOsungs- 
gesetzgebung.  In  sehr  wirksamer  Weise  wurde  in  den  meisten 
Staaten  das  AblrisunL:sw«'rk  dadurch  gefördert,  dass  zunächst  der 
Staat  als  solcher  die  Lage  seiner,  der  1)  o  m  a  n  i al  Ikiu  e  r n .  zu 
bessern  sich  bemühte:  dies  musste  nicht  luu*  mittelbar  auf  die 
Verhältnisse  der  sonstigen  Bauern  günstig  einwirken,  soncbTu  es 
sind  jene,  meist  aus  der  inimittelbaren  Initiative  wohldenkcnder 
Fürsten  hervorgegangenen  Maassnahmen  vielfach  der  unmittbare 
Ausgangspunkt  zu  umfassenderen  Keformarbeiten  auf  diesem  Ge- 
biete überhaupt  gewesen.  Im  Uebrigen  war  die  Aufgabe  des  Staats 
mit  der  Erlassung  der  Ablösungsgesetze  und  der  zu  ihrem  Vollzug 
dienenden  Vorschriften  nicht  erschöpft;  für  die  gute  DurchfUhrung 
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des  Ablösuntrsworks  war  vielmehr  in  umfangreichem  Maasso  die 
dauernde  Mitwirkung  des  staatlichen  Vei^waltungspersduals  erforder- 
lich und  in  einzelnen  grösseren  Staatswesen  ist  wohl  auch  für 
diesen  Zweck  ein  besonderer  Behördenorganismus  mit  eigenem  In- 
stanzenzug geschallen  worden  (hierher  zälilen  z.B.  die  in  Preussen 
durch  die  Verordnung  vom  20.  Juni  1817  geschaffenen  General- 
commigBionen).  Als  ganz  besonders  förderlich  im  Interesse  der  Berech- 
tigten wie  der  Pflichtigen  hat  sich  sodann  die  vielfach  beliebte 
Schaffung  von  staatlichen  Leihkaasen  (Landrentenbanken  in 
Preussen  und  Sachsen,  Landesereditkassen  in  Kassau,  Zehnt- 
schuldentilgungskasse  in  Baden  etc.)  erwiesen,  sei  es,  dass  diese 
dazu  bestimmt  waren,  den  Pflichtigen  die  Ablösungssummen  auf 
Wiederersats  vonrascMessen,  sei  es,  dass  sie  die  unmittelbare  Be- 
friedigung der  Berechtigten  (in  Haar  oder  diwch  Ausfolgimg  von 
Staatsschuldbriefen)  vollzogen  gegen  Gestattung  langsamer  Tilgung 
von  Seiten  der  Pflichtigen.  Dabei  wurden  den  letzttMon,  ahgeselien 
voll  der  Mötrlichkeit  erleiditerter  Abtragiuig  der  Last  in  Form  von 
Annuitäten  (die  Tilgungsquoten  bewegten  sich  meist  von  V^*^;,,  an 
aufwSrts  und  betrugen  z.  B.  in  Preussen  V/sVo,  in  Hessen  1  "/q, 
in  Baden  P;'4%),  auch  andere  Vortheile  eingeräumt,  indem  man 
ümen  entweder  einen  billigeren  als  den  landesüblichen  Zinsfuss 
berechnete  oder  die  Kosten  der  Verwaltung  der  betreffenden  Kassen- 
anstalten auf  die  Staatskasse  übernahm  oder  geradezu  einen  Theil 
des  Ablösungsaufwands  der  Allgemeinheit  zuwies. 

So  wurde  in  Preussen  nach  dcni  Ctesetz  vom  2.  März  IböO  den  Pflichtigen 
ein  Zehntel  der  emiiitelten  Rente  erlasgeu,  in  Bayern  statt  des  von  der  Ablösung»» 
kMM  m  die  Berrchti^rtcii  /.ii  /.alilenden  zwanjdgfaclicn  Betrags  der  ^(trundrenten" 
nur  der  ü'-litzehnfache  Hetrajr  doii  J'Hichtigeu  berechnet  (mit  citieui  npft-r  aus  der 
Staatska^t^e  von  26 — 27  Millioueu  M.),  iu  Württemberg  hiusichilich  der  Ablösung 
der  Beeden  und  persttniicben  Frohnden  in  Ihnlicber  Weise  verfitüiren,  ja  die  Rnt> 
".rhädi^runp  für  die  so^:.  l.i  ibei^'cnscliaftsabfr.ibcii  «räiizliili  auf  die  Staatska.sse  über- 
uummen  ((te(iamnitaut\\a]ul  3,5  Millionen  M.);  in  Huden  zur  Abli'tsun);  des  Zehnten 
ein  Fünftel  de8  Abliisungskapitals  (14  Mill.  M.)  Ku^^eschossen  und  in  dem  bad.  Gesetx 
▼om  10.  April  1848  die  Hntüchädij^unf;  für  die  damals  noch  bestiuidenen  und  nun- 
mehr auffrehobenen  trntsberrlirli<  ii  Ali;ra]M'Ti,  für  die  iiiclit  ein  p ri  v at  n-clifüclier 
Entstehuugsgmnd  der  Berechtigung  nachgewiesen  werden  konnte,  ebenfalls  als  eine 
LMt  der  StaatakaiM  crkliri.  Ebraso  ist  fai  Oesterreich  ein  Theil  der  Ablösangs- 
maune  vwn  Staat  übenionunen  worden. 

Dans  solche  Aufwendungen  zu  Lasten  der  Allgemeinheit  ge- 
rechtfertigt waren,  wird  man  auch  heute  noch  einräumen  dilrfen; 
sie  waren  es  jedenfalls  in  Fällen  letzterer  Art,  wo  also  die  Abtrabe 
einen  ölFentlich-rechtlichen  Charakter  an  sich  trug;  aber  wohl  auch 
gegentlber  den  anderen  Lasten  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  da 
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die  Ablösung  einem  allgemeinen  Staatssweck  diente,  mit  derselben 

die  höchsten  Interessen  der  fj^esammten  Bodenproduction  verknüpft 
waren  und  einem  lange  Zeit  hindurch  überbürdeten  Stande  nicht 
wolil  zugemutliet  werden  konnte,  aus  drückenden  Verhältnissen, 
in  die  er  oluie  seine  Scinild,  wohl  aber  mit  Duldung  der  Staats- 
gewalt allmählich  gerathen  war,  allein  aus  eigenen  Mitteln  sicU 
zu  lösen,  zumal  dann,  wenn  nach  Lage  der  Verhältnisse  der  Los- 
k&uf  die  wirthachaftliche  Leistungskraft  der  Betheiligten  zu  über- 
steigen schien.  Wie  ja  auch  heutzutage  bei  grossen  Meliorationa- 
werken,  deren  Durchführung  aus  Gründen  des  Staatswohla  zu 
wünschen  ist,  aber  an  der  wirthschaftlichen  Schwäche  der  un- 
mittelbar fietheiligten  scheitern  würde,  der  Staat  als  solcher  keinen 
Anstand  nimmt,  mit  den  Mitteln  der  Allgemeinheit  helfend  ein- 
zugreifen. 

§  22.  Die  Herstellung  persönlicher  Freiheit 

Wenn  bei  den  Maassnahmen  /u  (iuiistm  des  Bauernstandes, 
welche  im  LS.  .lalnluuidert  ])egannen,  von  Herstellung  persönlicher 
Freiheit  di(»  Hede  ist,  so  darf  nicht  die  Meinung  aufkommen, 
dass  in  jener  '/»'it  im  mittleren  und  westlichen  Europa  Zustände  im 
Sinn  der  Sklaverei  oder  des  strengen  Leibeigenschaftsrechts  der 
alten  Stammes  Verfassung  in  der  Kegel  bestanden  hätten.  Zwar 
wird  in  der  zeitgenössischen  Literatur  und  in  den  Begierungs- 
decreten  vielfach  der  „Leibeigenschaft"  Erwähnung  gethan ;  man 
hat  darunter  aber  im  Wesentlichen  zu  yerstehen,  dass  der  Bauer, 
sei  es  im  Yerhftltniss  zum  Staat  (als  Domanialbauer),  sei  es  im 
Verhftltniss  zum  grundherrlichen  Besitz  oder  sonstigen  Grossgrund- 
besitz (auch  kirchlichen)  an  die  Scholle  gebunden  war,  d.  h.  ohne 
Zustimmung  des  Staats  oder  des  Grundherrn  etc.  das  ihm  zur  Be- 
nutzung flberlassene  Land  oder  den  Gutsbezirk,  zu  dem  er  durch 
Geburt  gehörte,  nicht  und  jedenfalls  nur  gegen  Entrichtung  eines 
Abzugsgebies  verlassen  durfte :  ferner  dass  er,  neben  den  ihm  nach 
bestt'h»Mi(leniK>'(  ht  obliegenden  landwirthsrhartlichenDienstleistungen 
(Froliii<l»Mi)  und  Abgalten,  zu  besondoren  persönlichen  Dicust- 
b^istuimen  (( icsindcdicnst)  verpHicbtet :  dass  im  ZusauuiKMibang 
mit  der  ScbollenpHichtiLikeit  «lie  Fr»'ih»'it  der  Berufswahl  unter- 
bunden, das  Vereht'lichungsrecht  vielfacli  beschränkt  und  <lass 
—  als  Deberbleibsel  der  alten  Bechtsunfahigkeit  im  Vermögens- 
erwerb —  gewisse  Abgaben  unständiger  Art,  nämlich  auf  den 
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Todesfall  (Mortuarium,  Besfchaupt  etc.)  zu  entrichten  waren,  wosu 
vereinzelt  regelmässige  jährliche  Entrichtungen  kamen,  welche  die 
Farfedauer  dieses  VeriitltnisBes  äusserlich  bekräftigen  sollten,  wie  die 
unter  dem  Kamen  „Leihzins'',  „Leibschilling"  bekannten  Abgaben^). 

Man  verf&hrt  daher  richtiger,  den  erwfthnten  Zustand  bäuer- 
licher Unfreiheit  als  „Sehollenpflichtigkeit**  oder  —  dem 
Sprachgebrauch  Freussischer  Behörden  (im  Unterschied  von  der 
Sprachweise  der  filteren  königlichen  Edicte)  folgend  —  als  „Erb- 
unterthänigkeit*%  „Gi^tsunterthänigkeit"  zu  bezeichnen. 
Jedenfalls  ist  danach  mit  der  Aufhebung  derLeibeigenschaft,  ' 
wie  sie  in  Oesterreich  unter  Joseph  11.,  in  Prenssen  unter  Frie- 
(iricli  M.  (1763  und  1773)  und  anderwärts  vert'uirt  wurde,  nur 
der  Sinn  zu  verbinden,  der  ;iuch  dem  die  Beseitigung  der 
E  r  b  u  n  t  e  r  t  h  ä  n  i  g  k  e  i  t  iiusspreehenden  Preussischen  Ediot  vom 
9.  Xuveml)er  1807  zu  (Jrunde   lie^t.  dass  nanilidi   die  <ie])un- 

CT* 

«lenheit  an  die  Seholle  und  der  persönliche  Dienstzwang.  letzterer 
soweit  es  sich  nicht  um  die  herkömmlichen  landwirthschafb- 
licheu  (gutsherrlichen  und  staatsrechtlichen)  Frohnden  bandelte, 
und  dass  die  aus  dem  LeibeiLrensehaftsverhältniss  fliessenden  be- 
sonderen Entrichtungen  in  Wegfall  kommen  sollten,  wogegen  in 
den  übrigen  gutsherrlichen  Verhältnissen  eine  Aenderung  vorerst 
nicht  eintrat  Eine  grosse  wirthschafUiche  Tragweite  wohnte  daher 
der  Maassregel,  solange  letzteres  der  Fall  war,  nicht  inne;  ihren 
ToUen  wirthschafüichen  und  socialpolitischen  Gehalt  empfing  sie 
erst  dann,  als  man  sich  anschickte,  den  unerblichen  bäuerlichen 
Besitz  in  erblichen  umzuwand(dn  luid  ebenso  an  die  Beseitigung 
(Regulinmg)  <ler  sonstigen,  mit  den  gutsherrlielien  Verhältnissen 
verknüpften  reihtlielien  Beziehungen  zwischen  ijutsherr  und  Bauer 
heranzutreten,  welche  Aulgabe  iudess,  abgesehen  von  Frankreich 

')  Daa  VorhaudeuiMJiu  visxct  Leibeigeuschafi  in  dem  Üiuue,  da^b  der  Leibciguue 
lediglich  Sache  itt,  desihalb  auch  Terkanft  mid  vertauscht  werden  kann,  hat  in 

Deutschland  nur  vcniii/.rlt  in  Holstein,  HeckUnibur^  und  Neu -Vorpommern)  und 
anch  hier  im  IH.  lulirluiiulert  nnr  V(ir  ü  ber^'-ehend  bcstjuiilrti ,  wie  die»  Knapp, 
(Leibeigenscliali  im  östlicheu  l>eutscliliiud,  i'reussisclie  Jabrbiulier  1Ö91,  S.  233  ff.) 
nachgewiesen  haben  dürfte.  Demgemäss  wird  von  Knapp  anch  die  Bedentong  der 
iOg.  Lei  bei  jreu  sc  b  a  f  t  srd  i  et  e  frülierer  rroiissiscbfr  Kfini^ji-  auf  (bis  ricbtij^e  Maass 
snr&ckgetukrt  und  mit  Hecht  betont,  dass  die  in  das  altu  l'reuüiiihcbe  Landrecht 
▼oo  1794  anfj^ommene  Bestimmung:  „es  findet  die  ehemaliipre  Leibeigrenscliaft  als 
eine  Art  der  persönlichen  Sklaverei  ancb  in  Ansebnn^  der  lU  wobner  des  platten 
LandeH  niebt  statt"  —  niebt  dahin  verstanden  werden  darf,  als  ob  erst  nunmehr 
eine  hu  dahin  bestandene  Leibeigenschaft  aufgehoben  uud  in  die  mildere  Krbuuter^ 
thinigkeit  verwandelt  worden  sei,  da  letxtere  vielmehr  schon  lange  vorher  die 
amnahmiloae  Regal  gebildelt  habe. 
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Überall  zeiUieh  getrennt  Ton  der  obigen  Maassnahme  zur  Durch- 
ffihnmg  gelangte.  Immerhin  war  mit  der  Proclaminmg  des  Grund- 
satzes der  persönliehen  Freiheit  (Freiheit  des  Abzugs,  Frei- 
heit der  Berufswahl)  ein  wesentlicher  Schritt  Yorwftrts  gethan 
und  mit  ihm  die  Grundlage  fttr  einen  weiteren  Ausbau  des  Be- 
freiungswerks  gewonnen. 

ßne  wesentliche  andere  Bedeatungr  kommt  dagef^n  der  Anfhebung  der  Laib- 

eigeuschaft  in  Itussland  zu  Kresctz  ytnn  1H.  Kt'brnnr  18f>l^.  wril  in  dipscm 
Laude  bis  datiiu  die  Leibeigeuitckal't  iu  utreugHter  bona  bestand,  vermöge  deren 
der  Hmut  kaum  etwas  anderes  als  VermSgensobject  dee  Onteherra  war,  indem  er 
mwr  für  diesen  erwirbt,  von  ihm  verkauft,  vcrsclutnkt  etc.  werden  konnte;  indem 
ff'njor  d«'r  Zwang'  zu  persönlicliem  DiJMist  nicht  blnss  ;nif  die  Arbeiten  im  Outsliofe 
si(  h  beüchraukte,  sondern  alle  Arten  häuslicher  \  t  rnrlitiin<,'i'ii,  auch  ausserhalb  des 
(iutsbeiirkee  in  «ich  flchlon  (Verhältniss  der  9og.  „Hoflente**);  indem  weiter  ein 
Leibi'ifri'iischaftsverliiilfiiiss  mit  dem  Ret'ht  zur  Kintorderunjr  von  Abg-abcn  selbst 
ohne  das  Vorhandensein  von  Grundbesitz  und  selbst  gegenüber  Nichtbauem  (lie- 
werbetrdbenden,  Kanflenten)  Platz  griff  (VerbiltiiisB  der  Obrokbanem  nnd  Obrokleiite) 
nnd  indem  endlich  die  Strafgewalt  den  Herrn  gegenüber  dem  Leibeigenen  eine 
nahezu  tinbt'srhränkte  war.  'H.  Tscbitscherin  im  Dputscben  Staatswörterbnch 
und  J.  V.  Keuasler  im  lldwb.  der  Ht.  W.,  Art.  Üuuenibelreiuug.) 


§23.  Die  Verleihung  des  Ei^ent  hu  ms  rechts  am  Grund 

und  Boden. 

1.  Das  IJesitzrecht  der  liaucrn  an  dem  von  ilineii  bewiithschaf- 
teten  rininil  und  BodiMi  hatte  sich,  wie  die  Austührumxen  in  $  18  tf. 
ergeben,  im  Lauf  der  Zeit  dureliüclicnds  verschlechtert;  entweder 
waren  sie  zu  blossen  Zeitpachtern  (Schottland.  Irland.  Xeuvor- 
pommem)  herabgedrückt  worden  (Mler  —  der  günstigere  Fall  — 
es  war  ihnen  zwar  ein  dingliches  Nutzungsrecht  zugestanden, 
während  das  Obereigenthum  bei  dem  Grundherrn  (bezw.  dem  Staat 
oder  der  Kirche)  verblieb,  aber  dieses  Nutzungsrecht  (sog.  lassi- 
tischer  Besitz  in  Preussen)  war  nicht  durchweg  ein  vererbliches, 
Tielü&ch  vielmehr  nur  ein  auf  die  Lebensdauer  des  bäuerlichen 
Besitzers  eingeräumtes  und  selbst  mit  dieser  Beschränkung,  wegen 
der  dem  Gutsherrn  meist  zustehenden  Befugniss,  dem  Bauer  zu 
kOndigen  (ihn  ,,abzu8iaften*^),  ein  höchst  precäres.  Auch  wo  die 
Vererbung  als  solclie  gewohnheitsrechtlich  oder  durch  geschriebenes 
Recht  sicli  gcwälirleistet  land,  war  sie  docl»  iiiclit  immer  *'ine  un- 
l»edingte.  vielmebr  in  einzelnen  Landesrechten  auf  eine  bestimmte 
Anzaiil  von  Gcschlct  litern  beschränkte,  und  ancli  bei  Krl>gütt'rn 
wird  nicht  selten  (b-ni  (iutshemi  beim  Vorliegen  bestimmter  \'or- 
ausäetzuugeu  das  Kecht  der  Austreibung  („Abmeieruug")  eiuge- 
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rüuint.  Hand  in  Hand  mit  diesem  beschränkten  Eisrenthumsrecht 
ging  als  natürliche  Folge  eine  weitgreliende  Einengung  der  Ver- 
ftlgimgsfreibeit  des  Bauern  Aber  das  Gut  in  Bezug  auf  Verkauf  und 
Venehuldung  einher. 

Für  die  Buiitschcrkig^keit  der  rechtlichen  (Jestaltunjr  der  gutsherrlich-büuer- 
Uchen  Verhältniüüe  in  Bezu^"  auf  das  Besitzrecht  von  (irund  und  Boden  bietet  ein 
aratreffendes  Beispiel  das  Havrisch»'  Hecht,  das  Krlirci  lit .  I.eilnei  lit ,  Neustift  und 
Freistift  luiterüelieidet.  Beim  Erbrecht  giug  das  verliehene  Uut  auf  die  Erben  und 
Kachkomm«n  des  Ornndholden  fiber;  bdm  Berit«  nach  Lei  brecht  war  die  Ver- 
leihuujr  auf  die  Lebensdauer  dos  (Jruiidholden   beschränki:   lieim  Neustift  um- 
Ijekehrt  auf  die  Lebzeit  des  Urundherru,  während  beim  Freistift  dem  (irundherni 
die  Abstiftung  („Abmeierung'*)  des  Grundholden  jederzeit  freistand  (vgL  meinen  Art. 
im  Hdwb.  d.  8L  W.  unter  „BauembefTeiunfj" '.       In  l'reussen,  wo  Sich  verein« 
zeit  Freibaiierti  erhielti-n  (die  sog.  Köliner  in  den  l'roviii/.en  l'reussen,  die  Lehn- 
icbalxen  in  iSchleäieUi  die  Frei»chulzea  iu  rommeru;  kann  man  drei  Jüasüen  von 
Bedtsrechten  der  gntsherrliehen  Bauern  unterscheiden:  a)  Erbpäcbter  und  Erb^a»- 
lente;  h    I.assiten  niid  Liissbauern,  d.  h.  soldie.  welchen  ein  (JrHiidstiick  oder  Hof 
xur  Kultur  und  Benutzung  gegen  gewisse  dem  Eigeuthünier  eingeräumte  Vortheile 
([HeJiäte)  eingeräumt  ist  und  die  ohne  Zustimmung  der  Gutsherren  weder  unter 
Lebenden   noch   von  Todeswejjen  über  das  Grundstück  verfttgeu    diirfen,  wobei 
iibrigens  das  Hesitzrecht  selbst  entweder  ein  erbliches  oder  nur  auf  Lebenszeit  ver- 
liehenes sein  kann,  c)  Zeitpiuhtbaueru  im  gut^herrl.  Verband.    (Vgl.  Knapp,  a. 
a.  Om  Bd.  1,  S.  16  ff.)  —  Nach  Ran  (|  47)  durfte  in  Bremen  und  Verden  der 
Hof  einjrezoiren  werden,   wenn   ihn   der  Ciitsherr  zur  Wohnung  hraudite.  nnd  hei 
dreijährigem  Kückstand  hatte  der  Gutsherr  das  Ejectiuusreeht.    In  Mecklenburg 
lüntMitxung  möglich  aus  demselben  Grunde  oder  wegen  schlechter  Wirthschaft ;  ebenso 
in  Ungarn.    In  einem  gntssen  Theil  von  Oesterreich  Tererbteti  si<  Ii  die  Baueni- 
gftter  nur  an  die  Kinder  und  durften  weder  vcriinsscrt  noch  verschenkt  werden.  In 
der  I'falz  vererbten  die  sog.  Krbbestände  aut  drei  (ieuerationen,  die  Leibgediugs- 
gtKer  waren  nur  auf  einen  Beritaer  oder  dessen  Kinder  verliehen  und  m  mnsste 
beim  Verkauf  oder  neuer  Verbriefuug  für  »  in  Kind  '  4  oder  '/a.  j-"^  selbst  die  Hälfte 
des  Gutswerths  als  Gebühr  entrichtet  werden.  -  Die  Schupfleheu  iu  Baden  wiu-deu 
•nf  höchstens  2  oder  3  Leiber  TsrUehan,  die  Srbldien  waren  dagegen  nil  gewksan 
Vorbehalten  unbedingt  vererbUdi.   (Siehe  nein  Handbuch  des  bad.  Landwirlh- 
achafksrechts,  188»,  8.  Ö6^ 

V  erniö<i:e  nsa  h<;  a  l»en  der  Gm  11  d  holden.  Uiii  das 
Xutzi'igentliuinsvt'rlialtniss  der  vcrcrldtarcii  Bauerngüter  jederzeit 
<'rk»Miiitlich  zu  machen,  war  für  Krh-  und  KautYälU'  die  flntrich- 
tung  einer  (lebülir  vorgesihriel»t'n  (L  a  u  <1  e  ni  i  u  ni  oder  Hand - 
lohn,  auch  Hiirschatz,  Antrittsgeld.  Wäluschatt .  Drittelsgebühr. 
Fallgeld  oder  Sterbfall  genannt),  «leren  Höhe  iu  der  Kegel  0—10^!^ 
des  Gutswerths  betrug,  vereinzelt  aber  auf  ein  Dritt^d  (bad. 
Oberland),  ja  auf  die  Hälfte  des  Gutswerths  (Osnabrück,  ehe- 
maliges Fflrstenthum  Ellwaugen)  anstieg.  Neben  dieser  Abgabe 
Tom  Gutswerth  war  meist  noch  im  Todesfall  des  Bauern  eine  solche 
Tom  beweglichen  Vermögen,  namentlich  vom  vorhandenen  Vieh- 
stand  (Besthaupt,  Mortuarium)  zu  entrichten.  Wo  aber  der 
Besita  nicht  erblich  war,  konnte  der  Gutsherr  die  Nachfolge  in 
dem  Besitz  mit  einer  beliebigen  Abgabe  belegen.  Am  misslichsten 
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war  jedenfalls  die  T.atre  jener  Bauern,  denen  gegenüber  das  Recht 
der  Ab  Stiftung"  bestand:  denn  sie  waren  der  Willkür  des  Guts- 
beiTH  auf  Gnade  und  Ungnade  überlassen  und  die  Drohung  der 
Vt  rstossung  vom  Besitz,  zumal  solange  die  Freizügigkeit  beschränkt 
und  die  Aufsuchung  anderweiter  Enverbsgelegenheit  erschwert  oder 
unmöglich  gemacht  war,  konnte  für  die  Erzwingung  höherer  Lei- 
stungen wie  eine  Schraube  ohne  Ende  immer  von  neuem  mit  Erfolg 
versucht  werden. 

Diese  Abgaben  für  den  Verkaufs-  oder  Erb&U  (Laudemien  und 
Mortaarien)  erwiesen  sich,  als  Besteuerungen  des  VennOgens,  zumal 
mit  dem  Steigen  der  Bodenpreise  und  dem  wachsenden  Werth  des 
Viehstapels,  für  die  Pflichtigen  mehr  und  mehr  drückend,  und  zwar 
ebenso  wegen  der  Unregelmässigkeit  des  Eintreflfens,  wie  dessbalb, 
weil  sie  in  einem  Zeitpunkt  fällig  wurden,  wo  der  neue  Unter- 
nehmer für  Hinauszahlung  von  Miterben  und  für  Einrichtung  der 
Wirthschaft  ohnedies  mit  erheblichen  Aufwendungen  belastet  war. 
wogegen  dem  Grundherrn  mit  der  Zunahme  der  Volkszahl  die 
wachsende  Wertherhöhuug  des  Grund  und  Bodens  und  des  Gutd- 
Inventars  mühelos  in  den  Schooss  fiel. 

3.  Durchführung  der  Reform,  a)  Die  Reform  begann 
natiirgemäss  zunächst  damit,  dass  dem  Aufkündigungsrecht 
des  Grundherrn  Schranken  gesetzt,  also  das  Einziehen  der 
Bauerngüter  ohne  triftigen  Grund  oder  überhaupt  schlechthin  ver- 
boten, auch  angeordnet  wurde,  dass  jede  eingehende  Bauemstelle 
wieder  mit  einem  Bauern  zu  besetzen  war. 

Enttprecheode  G»-  und  Verbote  erginfiren  in  Premsen  flehon  im  Anliuig  dei 

18.  .lalirlinndcrts,  uamontlich  aber  untiT  Kricdrich  IT.  (1749  und  1764^;  in  Oester- 
reich uuter  Maria  Theresia  (1751),  uaclidem  frühere  ähnliche  Auorduungen,  welche 
die  Vereinif^uug  des  „Rustical-  mit  dem  DominicalgTand**  untersagten  (1664  nnd 
171Bi  ohiif  wesentlicht'u  Erlolfr  geblieben  waren;  in  Bayern  mit  dem  IMii  t  vom 
228.  Juli  lti06,  welche»  die  HeimiäUigkeit  zur  Strafe  (nCadadtät'*)  endgültig  abschaffte. 

1»)  Zum  Zw  ei  ton  rielitetcii  sich  die  Beinüliunixoii  auf  dio 
Umwandlung  des  H  a  n  dlo  h  n  s  *'  unter  ZuiiTundel(\üunir  von 
schätzungsweise  vorgenommenen  Fälligkeitsterminen  in  eine 
gleiclim  ä  ssige ,  jjihrliche  Abgabe  (in  Preussen  nalun 
man  auf  1(K)  Jahre  3  Erbfälle  und  2  Kauffälle,  in  Württemberg 
alle  25  Jahre  einen  Handlohn  an)  oder  auf  die  Ablösung  der 
Handlohnzahlungen  durch  Kapitalabfindung  des  Gutsherren 
(in  Bayern  Abl(}sung  bei  Leibrecht  und  Neustift  mit  dem  Doppelten, 
bei  Freistift  und  Erbrecht  mit  dem  IVg  fachen  Handlohn)  oder 
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wenigstens  auf  Feststellung  der  Handlohnzahlungen  in  unver&nder- 
licher  Hohe  (z.  B.  in  Bayern  für  die  Staatsgrundholden  zugelassen). 

c)  Zum  Dritten  aber  war  auf  die  Umwandlung  des  seit- 
herigen Nutzeigenthums  in  volles  Eigenthum  abzu- 
heben und  jpno  Gesetzgebungen  trugen  wohl  den  Verhältnissen  am 
meisttMi  Koi  liiiuui4:,  welche  ohne  Weitere«  (h'ii  mit  Krbrecht  aus- 
gestatteten  Bauern  das  Eigenthum  zusprachen  (z.  H.  Frankreich; 
Baden  mit  Einführung  des  Landr»'chts) ;  oder  diese  Kechtswirkung 
doch  an  die  Ablesung  oder  Fixiruiiü  der  Handloluizahlungen  oder 
der  anderen  Keallasten  knüpften  (Oesterreich.  Bayern,  Württemberg) ; 
minder  günstig  war  die  Regelung,  weim  neben  der  Ablösiuig  der 
Handlohnzaiilungen  noch  eine  besondere  Einkaufssumme  (in  Geld 
oder  in  Land)  zu  entrichten  war  (Gnmdsatz  der  älteren  Oester- 
reichiscben  und  der  älteren  Preuss.  Gesetzgebung);  ja  man  kann 
sweifelhafk  sein,  ob  eine  Ordnimg  auf  letzterer  Grundlage,  wenigstens 
gegenfiber  den  mit  Erbrecht  ausgestatteten  Bauern,  überhaupt  eine 
billige  war,  da  doch  das  Obereigenthumsrecht  der  Grundherren  an 
sich  seinen  wirthschafUichen  Werth  nur  durch  die  Handlohnzah- 
lungen und  die  sonstigen  dem  grundherrlichen  Verband  entspringen- 
den Reichnisse  empfing  und  mithin  mit  deren  Ablösung  den  An-* 
Sprüchen  jener  bereits  volle  Genflge  geschehen  war. 

In  einzelnen  PreussiHf-hoii  Provinzen  n'onuneni  und  der  Karmark)  mnssten 
fremä^s  eiiKT  im  Jahre  1799  erlassenen  Venirdnunf»-  dir  Doiiij'ijienbauem  an  die 
Kammer  lUü— 2UU  Thlr.  iviukaul'ügeld  zahlen;  &!&  aber  iu  der  l'ruvinz  Treu^iien 
wegen  geringvr  Lebtongsfllhigkeit  der  Bauern  die  Zahlnni^  auf  Hchwieriirlceiten 
stiess,  vcr/.iclitcte  dir  K.iinnier  von  1H<)S  ab  auf  ein  Kinkanfs;.oI(|.  In  Oester- 
reich unter  Maria  Theresia  il781j  Einräumung  des  EigentbumüreehUi  an  die  Bauern 
gegen  ^billige  Bentenzahlungen**.  —  Mit  der  in  dem  Prenssi sehen  Edicte  von  1811 
vorgeschriebenen  Laudabtretung  (S*.  113)  erwarben  die  Bauern  übrigens  nicht 
bloHs  freies  Kigenthmn,  soiKb-rn  auch  Freilieit  von  den  8eitberi<ren  Fnilinden  und 
Abgaben.  In  der  Gesetzgebung  des  Jahres  IböO  it>t  der  (irundsatz  der  entschüdigungs- 
losoi  Aufhebung  des  Oberdgenthnms  Ar  Prenssen  ansdrflcklich  anerkannt  worden. 

d)  Freiheit  des  Landerwerbs.  Im  Zusammenhang  mit  der 
Zuerkennung  des  Bechts  auf  vollen  Eigenthumserwerb  durch  die 
bäuerliche  Bevölkerung  steht  auch  die  Aufhebung  der  für  die  Erwer- 
bung grosserer  Güter  (Rittergflter)  particularrechtlich  ge/.ogeuen 
Schranken.  Denn  während  bis  dahin  meist  nur  der  Adel  zum  Besitz 
solcher  Gflter  berechtijjt  erklflrt  war  (so  in  Preussen,  Oesterreich, 
Kusslaiul),  wunleii  nunnu*lir  dies»'  Verbote  zurückirezo^eii.  (So  durch 
das  Prj'ussiöclie  Edirt  vom  ()ct<dM»r  1807.  5;  1 :  ...Icdcr  Hinw  «diucr 
ist  ohiH'  Kinschränkiiiiir  in  Hoziiij:  auf  den  Staat  zum  ciLUMitliümliclitMi 
und  Plaud besitz  von  Gnmdstüclveii  alier  Art  berechtigt.'*)  Hierdurcii 


Digitized  by  Google 


122  Kap.  I.  Biueriiche  Unfreiheit  und  Abloeangigeaeligebiiiig. 

konnte  das  volkswirtlisohaftlicho  ProductioiiBmteresse  nur  gewinnen, 
da  nunmehr  die  Mögliclikoit  für  die  Bowogung  auch  der  gröwena 
Ofiter  „zum  besten  Wirth''  in  freiester  Weise  erOlfiiet  war;  und 
der  nachmalige  Aufschwung  gerade  der  norddeutschen  Landwirth- 
schaft  darf  zum  Theil  wohl  auch  mit  darauf  zurflckgefUut  werden, 
dass  intelligente,  kapitalkräftige,  bfligerliche  Landwirthe  die 
Gelegenheit,  solche  Guter  zu  erwerben,  sieh  nieht  entgehen  liessen. 
Dass  solche  nebenbei  auch  in  die  Hftnde  goldkapitalistischer  Kreise 
fielen,  dio  in  dem  Grundbesitz  nicht  die  Bethätigrimg  productiTer 
Interessen,  sondern  «lie  Bet'riediL^uiiij  persönlichen  KhrLreizes  oder 
anderer  Wünsche  suchten,  ist  freilich  eine  minder  erfreuliche  Folsre 
der  Beseitii^ung  jener  Schranken,  die  zu  manchen  ernsten  Be- 
trachtungen herausfordert,  übrigens  durch  ein  angemessen  gestaltetes 
Schuld-  und  Betreibungsrecht  iu  ihren  Wirkungen  wesentlich  sich 
abschwächen  lässt 

e)  Aufhebung  des  Lehnsverbandes.  Endlich  ist  zu 
erwähnen,  dass  im  Zusammenhang  mit  dem  vorstehend  bescliiie- 
benen  Theil  des  Beformwerks  nicht  nur  auf  die  Beseitigung  der 
Lehensyerfassung  Oberhaupt,  sondern  speciell  auch  deijenigen  der 
bäuerlichen  Lehen  abgehoben  wurde.  In  der  Regel  wurde 
bestimmt,  dass  die  Umwandlung  der  Lehen  in  freies  Eigenthum 
(AUodification)  auf  Antrag  entweder  des  Lehensherm  oder 
des  Lehensinhabers  erfolgen  k((nne  und  im  üebrigen  für  den 
Fall  der  AUodification  die  Art  der  Ablösung  des  Lehenzinses 
(Kanon),  einschliesslich  der  sonstigen  Leistungen  des  Belehnten 
(Besitzverän<lenmgs  -  Abgaben .  Heimfallreclit)  abzüglich  der  etwa 
bedungen  gewesenen  Gegenleistungen  des  Lehensherrn  (BrtMin- 
hol/.al)gaben.  Buulasten)  näher  gesetzlich  uinschriel)en.  auch  nieist 
verordnet,  dass  neue  Lehen  nicht  mehr  emchtet  werden  dürfen. 
(Vgl.  das  Bayrische  Gesetz  vom  4.  Juni  LS48  und  das  badische 
Gesetz  vom  21.  April  1849.  In  Preussen  erfolgte  die  Aufiiebung 
des  Obereigenthums  des  Lehnsherrn  und  des  Rechts  auf  Alle- 
dificationszins  für  die  aufgehobene  Lehensherrliclikeit  sowie  des 
Heimfallsrechts  ohne  Entschädigung,  Ges.  vom  2.  März  1850.) 

f)  Verbot  der  Auflegung  ewiger  Renten.  Der  Ge- 
dankenrichtung, von  welcher  die  AblOsungs- Gesetzgebung  erfOllt 
war,  entsprach  es,  Vorsorge  zu  treffen,  dass  die  alte  Abhängig- 
keit des  bäuerlichen  Besitzes  von  dem  grossen  Besitz  in  keiner 
Form  mehr  auflebe  und  es  erklären  sich  daraus  die  regelmässig 
ergangenen  Verbote  der  Belastung  eines  ländlichen  Guts  mit  imab- 
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l((8baren  Renten,  womit  dann  auch  das  Institut  der  Erbpacht 

den  Todesstoss  erhielt  Man  hat  aber  hierbei  doch  wohl  den 
wirthscliaftlichpii  Kinfluss  solcher  unablöslicher  Keiiton  auf  die 
Lai:*'  (U's  Schuldnors  g«\i^eiiübor  dem  ( iniiulcim'nthüiiK'r  überst  liätzt 
und  d»Mi  Umstand  zu  wonis:  beachtet,  dass  für  mittellose  Klemcnte 
die  Möglichkeit  des  Landerwerbs  durch  eine  auf  den  Grund  und 
Boden  dauernd  festi^eleirte  Kente  unter  rmständen  den  einzi«:  i^ani^- 
baren  Weg  für  Erlangung  von  Bodeneigentiiuni  üb(»rhaupt  bildet 
Einer  irereifteren  wirthschatUichen  Einsicht  muss  daher  die  unter- 
schiedslos erfolgte  Aufhebung  jeder  Art  getheilten  Eigenthiims  als 
eine  flbereilte  Maassregel  erscheinen,  und  es  ist  bezeichnend,  dass 
die  neuere  Preussische  Agraigesetzgebung  in  der  Form  der  sog. 
Bentengttter  ein  erbpachtfthnliches  Institut  wieder  auüeben  liess*). 

Unvollstäudi^keit  der  Keforin  in  ein/eluen  Staateu,  iusbe».  in 
Preiisseu.  Währoiid  auf  dit*  vorhesprocheuec  Weist*  dt»r  Bauernstand  in  das  voll»' 
i^geathiuu  des  vou  ihm  Ixiseüittiuuu  Gruud  uud  Uudeuü  eiiigeseUt  wurde,  war  für 
«ine  solche  Emseäraiig  natflrlicli  da  kein  oder  wenig  Bannt,  wo  schon  Torher  die 
alten  Besitzri'clite  /u  n-inen  Pachtvcrhältnissi'n  sich  uniircwandelt  oder  wo  während 
der  Zeit  deü  maugeluden  liauernscliutzes  die  (iut.sherren  vou  dem  Hecht  des  „liegeus^ 
Gebrauch  gemacht  hatten  und  ein  eigentliches  Bauemlaud  sonach  gar  nicht  mehr 
iustand  rtder  doch  sehr  eingeengt  war  Mirossbritannien,  Mecklenburg,  iMtliches 
IloUteiii.  Neuvorpomniem,  Rüg<Mii.  War  also  einer  reforuiirenrleti  (reset/.}»'ebun^  hier 
\uu  voruhereiu  der  liodeu  entzogen  uud  die  iSchafinng  eiues  liauernstaudes  aiuige- 
schlossen,  so  erscheint  es  heute  am  so  bedauerlicher,  wenn  die  Oberhaupt  noch  vorluni- 
d»nen  Banorii^tcllfii  iiiclif  rhinliwep  conservirt,  wenn  die  Wnhltliat  (It  s  Kifreuthuras- 
erwerbs  nicht  allen  bäuerlichen  liesitzem  eingeräumt,  ein  Theil  derselben  also  eigeu- 
thnmslos  gemacht  und  ihre  Länderden  d«i  ehemals  Berechtigten  heimgeschlagen 
wurden,  wie  dies  bei  der  „ RegnUrnng**  der  bineriichen  Verhältnisse  in  den  (»stpn  us- 
«schen  Provinzen  (Prenssen.  Pommern.  Brandenburg,  Sehlessien •  der  Fall  war.  Nicht 
ganz  im  Einklang  mit  den  ursurüuglicheu  Absichten  duü  Edicts  von  1807  sind  nämlich 
in  dem  spiteren  Edict  vom  14.  Oetober  iSll  und  der  sog.  „Declaration''  vom  29.  Ibd 

1816  nur  solche  Bauern-  und  Kossäthenhöfe  ftir  „re^jnlirhar'"  erklärt  wortlen.  welche 
apannfalug,  kataütrirt  ^d.  h.  den  bäuerlichen  Steuern  unterworfen)  uud  alten  Bestandeti, 
nimlicli  vor  der  Zeit  des  Banemschutses  (yor  1763)  schon  vorhanden  waren, 

wihnnd  alle  übrigen  Bauemstellen  eingezogen  werden  durAen.  Auch  hob  das 
Edict  von  1816  (Art.  77)  das  im  Kdict  von  1811  erlassene  Verbot,  regulinmgs- 
lahigc  Bauemstellen  bis  zur  Beendigung  der  Auseinandersetzung  einzuziehen,  wieder 


*)  Ueberblick  des  älteren  Rechts  bei  Judeich,  S.  7  ff.;  in  Betreff  der  Preuss. 
Sentengut sgesetzgebung  ist  auf  Kap.  IV,  Abschn.  IV;  in  Betreff  der  Erb* 
pacht  und  ihrer  wirthschaftlicheii  Würdigung  auf  Kap.  1!  /n  verweisen. 
8chäffle  (Das  gesellschaitliche  System  der  menschlichen  \\ irthschaft,  1873)  be- 
merkt in  Betreff  des  absoluten  Verbots  der  Anflegung  nnkfindbarer  Renten  auf  ein 
(imndstUck:  „Ich  halte  solche  Verbote,  wonach  keine  neuen  Reallaslen  mehr  auf- 
grlegt  werden  dürfen,  vom  Standpunkt  der  Erwerbspolitik  vollständig  begründet. 
Aber  in  der  Einkommenspolitik  muss  dieses  Verbot  durch  Förderung  des  bÄuer- 
lii  hen  Kredits  seine  positive  Krjritnznny  finden.  Sonst  ist  das  Verbot  der  Benten- 
WUstnnjr  nur  seine  Ursache  der  reberladuni:-  der  huierliclien  und  s<msfigen  Land- 
güter mit  Kautschilliugs-  und  Erbtheilungs-Hypotluken,  welche  den  ganzen  ümnd- 
besita  der  Speknlatfon  des  beweglichen  Kapitals  preisgeben  und  cur  plntokratisöhen 
Aufiwugnng  vieler  Gmndbnntinngen  beitnigren*  (S.  354  ff.). 
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anf,  für  den  Kall,  dass  der  (Jutsbesitzer  und  Bauer  sitli  einigren,  d.  Ii.  wie  Knapp 
mgt,  „der  Gutsherr  hatte  alle  phvatrechtlich  erlaubten  Mittel  in  der  Uaud,  den 
Änieniitaod  m  ▼mnnhideni,  wo  dmr  Bauer  von  aeinera  Recht  der  Segnlirani^  keiBca 

Gebraueil  macht".  Al.s  Kolpo  dieser,  dem  Grossgrundbesitz  {gemachten  Zupestand- 
nis.se,  mit  denen  man  den  von  Friedrich  II,  proclamirteu  Grundsatz  des  Itauerc- 
sehutzes  theilwcise  wieder  beseiti}rte,  ergab  sich  also  eine  numerische  Schwach  au^ 
des  Hauemstandes;  der  letztere  war  nach  I>orclifiihrun<r  der  Ketonnjrt'setze  weniger 
Kahlreieh  als  im  Jahre  17."i().  höchstens  s»»  zahlreich  als  am  Ende  des  l»aiiern- 
xerstöreuden  Siebeigäbrigen  Kriej^",  tind  die  auf  dieber  Grundlage  durchgeluhrt« 
Bafonn  wies  naeh  ihrer  Beendigung  „einen  wdt  grSaeeren  Landbedte  bei  den  Gnts- 
herren«  einen  weit  geringeren  bei  den  Bauern  anf  als  Torher**  (Knapp). 

Die  vier  östlichen  i'ruviuzen  hatten  im  Anfang  des  Jahrhunderts  221 586 
spannfähige,  900— 400000  nnspannfilhige  Banenistellen;  in  Wirklidikeit  wurden  der 

Hi'tjulirunj;  unterworfen  und  zu  p]ig;enthümeni  freiiiaeht  in  den  vier  Provinzen  nur 
45  493  lassitische  Bauern.  Das  am  2.  Mar/.  1850  erlassene  Gesetz,  welches  die 
durch  die  Deelaration  von  1816  gemachten  Ausnahmen  wieder  beseitige,  konnte 
hierin  eine  wesentliche  Besserung  nicht  mehr  herbeiführen,  da  überhaupt  nur  noch 
weiiitre  lUniemstelb'ii.  die  tVir  eine  rniwandlung  in  Kigenthtniisbtsit/  in  I?etr,i<-ht 
kummeu  kuuuten,  vurhaudeu  waren;  es  wurden  in  der  Zeit  von  184i^  1866  noch 
etwa  18  000  laraitiBche  Bauern  su  Eigenthflmem  umgewandelt,  ,,fiber  100000,  tot 
Allem  Kossäthen  und  kleinere  Bauern  blieben  das  Opfer  der  [»cchiration  von  1816; 
der  grösste  Theil  der  Stellen  ist  unzweifelhatt  V()n  IHK)  1848  theils  eingezoj^rcn, 
theils  in  reine  Zeitpachtstellen,  theils  in  Dienstetablissements  (Gärtner-,  Insten- 
■tellen  etc.)  verwandelt  worden.  Dass  aber  heute  uttMre  agrarischen  Zustände  gt- 
gflnder  wären,  wenn  wir  im  Osten  100000  kleine  Hauern  mehr  hätten,  dass  gt- 
lanunte  Lage  gerade  auch  unserer  Kittergutsbesitzer  eine  bessere  wäre,  darüber  kann 
kein  Zweifel  eeln,  ebmeowenig  wie  darfib«-,  dass  der  (Jrosi^prandbedts  in  den  östlichfai 
Pnnnnzen  1815  1H4H  ausserordentlich  sich  ausgedehnt  hat.  In  der  Kunuark  und 
Neumark  machten  im  Jahre  1800  die  Ritterböfe  16 — 187o  des  GesammthufenstAnd« 
aus;  im  Jahre  1837  hatte  die  Ritterschaft  der  Provinz  Brandenburg  38"/ «  in  Besitx^ 
(Schmoller  in  den  Jabrbftchem  für  Gesetzgebung  etc.,  12.  Jahr^ng,  8.  852). 

Wenn  diese  Lösung  heute  eini^rennaassen  befremdet,  so  mnss  man  einmal  mit 
der  Thatsaclie  rechnen,  dass  mau  im  Anfang  des  Jahrhunderts  die  Bedeutung  eines 
Bauematandea,  Oberhaupt  des  kleinen  und  mittleren  Beaitaea  ebenso  unter-  wie 
diejenige  des  grösseren  Besitzes  überschätzt«',  ja  dass  der  manchesterlich-freihändlerische 
Doctrinarismus  jener  Zeit  (vor  Allem  des  >1iHisters  Schön  selber)  in  der  Freiheit 
des  Adels,  seine  lassitischen  IJauern  zu  legen,  einen  Fortschritt  sah;  er  erwartete 
davon  die  Beseitigung  der  nach  seiner  Ansicht  zu  kleinen  deutschen  Bauern,  ihren 
wenigstens  tbeilweisen  Krsatz  diiK  !i  ;j-nisM'n'  l'aciiter  wie  in  Kn^rland  S c b ui <•  1 1  e r>. 
Mau  muss  weiterhin  mit  den  Schwierigkeiten  rechnen,  denen  die  damaligen  Macht- 
haber bei  der  Durchitthrung  des  Reformwerks  in  Folge  des  geschlossenen  Wider- 
stands der  in  ilireii  w(diler\vorbencn  Rechten  sich  bcdndit  glaubenden  Berechtigteii 
begegneten;  und  auch  diesen  Widerstand  selbst  wird  man  billigerweise  unter  dem 
(lesicbtspunkt  beurtheilen  müssen,  dass  von  jenen,  denen  eine  Aufgabe  von  Rechten 
aus  (iriind)  n  des  Staatswohls  angesonnen  \\'ird,  nicht  beansprudht  werden  kann, 
dass  sie  die  höhere  Krwägung  der  „St.iat^rnison"  ohne  Weiteres  und  namentlich 
dann  sich  zu  eigen  macheu,  wenn  sie  von  dem  erzwungenen  Verzicht  nicht  bloss 
eine  politische  und  sociale,  sondern  auch  eine  wirthschi^che  Schwiehung  —  mit 
oder  ohne  Grund  zu  befürchten  glauben.  Aiu-h  konnte  man  schwerlich  im  .Anfang 
dieses  Jahrhunderts  voraussehen,  dass  die  vielverbreitete  Meinung,  mit  der  Schaffung 
eigenthnmsloser  Tagelöhnerstellen  lasse  sich  das  ArbeitsbedüHiaiss  der 
laudwirthschaftlichen  Grossbetriebe  am  wirksamsten  betriediircu ,  sich  eines  Tags 
als  irrig  erweisen,  ja  dass  gerade  diiM'  Kigentbumshisigkeit  der  kleinen  Leute  die 
Ursache  des  Masseuabzugs  derselben  vom  llacheu  Lande  werden  könne,  wie  es  seit 
Jahren  m  beobachten  ist  und  —  wegen  der  daraus  entspringenden  Arbeitsnotli  — 
nunmehr  wieder  die  SehuffunL'^  kleiner  selbststAudiger  Bauenstellen  in  Fluas  gebracht 
hat.  (Vgl.  Kap.  IV,  Abschnitt  IV.) 
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§  24.  Die  Auiiiebung  der  Frohnden. 

1.  Arten  der  Frohnden.  Die  Entstehung  der  Frohnden 
(auch  Scharwerk,  Robot  genannt)  ist  auf  das  rejjolmässige 
Arbeitsbedflrfniss  der  IJositzer  sjrösserer  Güter  zurückzufuliren  und 
ihre  KintTihriiug  bedeutet  geirenfiber  der  Sklaverei  oder  Leibeigen- 
schaft jedenfalls  zunäebst  eine  Milderung:  sie  wunltMi  in  der  älteren 
Zeit  übrigens  nicbt  bloss  für  die  Zwecke  des  land\virtliscluiftli(  lien 
Hotriebs  (als  Hand-  und  Spanndienste),  sondern  aucb  für 
solche  der  Handwerk  st  iiätigkeit,  ja  des  Handels  gefordert,  wobei 
flbrigeus  letztere  meist  frühzeitig  wieder  verschwinden.  Ursprünglich 
eine  Pflicht  der  Unfreien  (Hörigen),  werden  sie  mit  der  Zeit  aucb 
Freien  gegenüber,  welche  auf  Herrengrund  sich  angesiedelt  oder  ihr 
Gut  zur  Leihe  gegeben  hatten,  in  Anspruch  genommen  und  bilden 
in  dem  Maasse,  als  das  gutsherrliche  Yerh&ltniss  sich  entwickelt  und 
unfreie  und  freie  Bauern  zu  einer  Klasse  halbfreier  Bauern  ver- 
schmolzen, einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  aus  diesem  Yer- 
hftltmss  entspringenden  gutsherrlichen  Verpflichtungen.  Sie  konnten 
entweder  in  tmbeschrSnktem  Masse  gefordert  werden  (unge- 
messene  F.)  oder  die  Arbeitsleistung  des  Ptiiclitigen  war  auf  ein 
bestimmtes  Maass  (eine  bestimmte  Anzabl  W'oelienarbcitstage)  be- 
grenzt (gemessene  F.).  Ilu'er  Art  nach  unters(li«Mdeii  sie  sii  li  in 
solcbe  für  die  Bestellimgs-  und  Erntearbeiten,  in  solcln'  ITir  Bau- 
arbeiten am  Herrenbof  und  mit  der  Zeit  kamen  selbst  Frt»hnden 
für  mit  dem  landwirtbschaftlichen  Betrieb  nicbt  zusanmuMi bangende 
Zweck«'  f.Tagdfrobnden)  auf.  Daneben  geht  der  Gesindedienst 
der  Angehörigen  des  Frohnpflichtigen  einher. 

Ton  den  Frohnden  mit  ausgesprochenem  gutsherrlichen 
Charakter  muss  man  diejenigen  unterscheiden,  die  staatsrecht- 
licher Art  sind,  also  ein  Natund-Entgelt  fQr  steuerliche  Leistungen 
oder  fOt  die  Entbindung  von  der  Eriegspflicht  darstellen,  wohin  z.  B. 
die  Weg-  und  Flussbau-,  die  Burg-,  Wach-  und  Gerichtsfrohnden 
zälilt'u.  So  bat  sieb  aucb  innerbalb  des  (iemeindeverbands  als 
Ausfluss  dos  Steuerreebts  <ler  <ioin»dn(b'  eine  Frobndepfl  icbt  der 
Oenieiudeangebörigc'U  entw  i<  kt'lt  (Verjdlicbtiiiiü  7ur  L«'istiing  von 
Hand-  und  Fubrdienston  für  <  n'nit'in<b'anstaltt'n .  l)i<'ii>tl('i>liiiiueu 
für  Feuerluscbeinriebtungen)  und  »'l)i'ns<»  kuninifu  Fröhnd. -n  zu 
kirchlicben  Zwecken  (zu  Kircbt'ii bauten)  als  l'tliebt  der  Kinb- 
spielsgemeinden  vor.  Einen  öffentlich-rechtlichen  Ciiarakter 
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tsragen  endlich  diejenigen  aus  Gründen  des  Gemeinwohls  erzwungenen 
Arheitsleistungen  an  sich,  welche  sich  als  allgemeine  StaatsbOiger- 

pflicht  zur  Hilfeleistung:  in  Fällen  ausserordentlicher  Noth  (Feuers-, 

Wasser-,  Kriogsijft^lalii )  darstcllon.  Bei  dem  Ablösiinc^swerk  stehen 
nur  die  «jutsherrliehen  Fröhiult'ii  in  Fratre.  wälireiid  die  AuflM'lHinuf 
der  sonstiüren  Frolinden,  soweit  sie  ühcrlianpt  für  aimfincssen  er- 
aclitot  worden  sind  (wie  die  Fluss-  und  \\'»'Lrt"r(d»nden,  die  ( lerirlits- 
froiinden  ete.)  einem  anderen  «leidet  der  Gesetzgebung  angehört. 

2.  H  ourtli  ei  hing  der  Froh  n  den.  Auf  niederen  Volks- 
wirthschaftsstufen  und  solange  ein  Stand  von  laiidwirtlischaftlichen 
freien  Tagelöhnern  sich  noch  nicht  herausgebildet  hat,  die  Sklaverei 
aber  rechtlich  nicht  mehr  besteht,  kann  der  landwirthschafUiche 
Grosshetrieb  der  Frohnden  nicht  entbehren;  auch  ist  das  erzwungene 
Arbeitsyerhäitniss  für  den  Frohnpflichtigen,  dessen  Arbeitskraft  die 
Bewirthschaftung  des  eigenen  Anwesens  bei  der  in  solchen  Zeiten 
extensiven  Wirthschaftsweise  nicht  vOUig  in  Anspruch  nimmt,  kaum 
sonderlich  beschwerend  nnd  in  seinen  Augen  jedenfalls  eine  ange- 
nehmere Art,  übernommener  oder  zu  Becht  bestehender  Verpflich- 
tungen sich  zu  entledigen,  als  die  Leistungen  beispielsweise  von 
Gehlaligalx'ii.  Anders,  wenn  mit  dem  Wachsen  der  Volkszahl,  der 
Zunahme  des  Bodenwert  Iis  nnd  dem  Tebergang  zu  intensiveren  H«'- 
stellungswei<en  di(>  Arheitsleistungen  des  l'tlichtigen  für  ihn  selbst 
und  seine  Bedürfnisse  wertlivoller  werden  und  der  steigende  Bedarf 
nach  Arbeitskraft  auf  dem  Herrenhof  gleieiiwohl  zu  inuner  stärkerer 
Heranziehung  der  Frohnpflichtigen  Anreiz  giebt.  Unter  solchen  Um- 
ständen muss  der  in  dem  Frohndenwesen  liegende  Druck  von  den 
Pflichtigen  steigend  unwillig  empfunden  werden ;  schliesslich  leiden 
aber  beide  Theile  gleichmässig  unter  der  Einrichtung,  weil  der 
Pflichtige  die  zum  Nachtheil  seiner  eigenen  Wirthschaft  gefoiderte 
Arbeit  auf  dem  Herrengrund  mit  Unlust  und  desshalb  in  der  Bogel 
ungenügend  ?errichten  wird ;  und  auch  vom  allgemeinen  Tolkswiith- 
schaftlichen  Standpunkt  aus  wird  einVerhftltniss  immer  nachtheiliger 
sich  darstellen,  bei  dem  der  Grund  und  Boden  sowohl  des  Herrn  wie 
des  Bauern  verwahrlost  oder  doch  jener  Pflege  und  sorgfUltigen  An- 
bauweise entbehrt,  die  der  allgemeine  Culturzustand  des  Volkes 
erheiseht.  So  tritt  auch  hier  der  Z<Mtpunkt  ein,  wo  (h»r  landwirtli- 
schaftliche  Ualcul  zahlenmässic:  nachweisen  kann,  dass  mit  <ler  Auf- 
Indnuig  der  Fnduiden  nicht  bloss  dem  Interesse  des  Ptiichtigen, 
sondern  aucl»  (h'in  (h's  ( iutshen  ii  uedicntist  und  dass  die  bezahlte  freie 
Tageluluierarbeit  für  letztere  vortheilhaftere  Ergebnisse  liefern  wird. 
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Naßh  Haussen  Hatto  oin  liolstoinisches  Gut  früher  72  Frohn- 
pfonle  mit  72  Frnhnarbcitpm  n^^thi«r  gehabt,  daneben  20  oicreno 
Pferde  mit  .'i  Kiieehten;  nach  der  Abl^^sung  bestritt  es  mehr 
Arbeit  mit  nur  36  Pferden  und  14  Knechten.  Klebs  (Landes- 
culturgesetzgebung  in  Posen,  ISo'))  rechnet  die  Spanndienste  um 
50 — 75**/o,  Handdienste  16 -/s — -i>"  o  niedriger  als  freie  Arbeit. 
(Boscher,  Anm.  1  und  2  zu  §  116.)  So  kommt  denn  auch  in 
den  Abldsungsgesetzen  der  geringere  Werth  der  Frohnden  gegen- 
über der  fireien  bezahlten  Arbeit  durch  entsprechende  Abzüge  bei 
der  Ermittelung  des  Entschftdigungskapitals  zum  Ausdruck;  in 
Baden  z.  B.  wurde  der  Werth  der  Spanndienste  mit  Vio 
mittleren  ortsflblichen  Fuhrlohns,  der  Handdienste  mit  der  Hftlfte 
des  Tagelohns  angeschlagen,  in  Oldenburg  dort  mit  hier  ^/^; 
in  Württemberg  mit  V5  bezw.  Vt*  Oesterreich  mit 
höchstens  Im  Uebrigen  ist  auf  die  allgemeine  Wflrdigimg  der 
unfreien  Arbeit  in  §  20  Ziftcr  1  und  auf  die  eingehende  Ausführung 
in  der  „Grundlegung"  §  206  flf.  zu  verweisen. 

3.  Durchführung  der  Beform.  So  konmit  es  denn  Ter- 
einzelt  schon  frflhzeitig,  besonders  in  Ländern  mit  hochentwickelter 
Bodencultur,  zu  Ablösungen  von  Frohnden  gegen  Ueber- 
nahme  von  Geld-  oder  Naturalabgaben  (Ober-  und  Mittel -Italien, 

Schweiz,  Niederlande),  in  der  Hauptsache  freilich  erst  im  18.  und 
19.  .lahrhiindert  im  Anschhiss  an  die  in  (lang  gesetzt«*  Ablösungs- 
gesetzgebung üb«'rhaupt.  Die  hesoriiniss,  dass  mit  Auniebung  der 
Frohnden  den  grossen  (Jfltern  dio  Bcsciiatiung  der  nöthigen  Arbeits- 
kräfte schwer  fallen  würde,  hat  sich  als  irrig  erwiesen:  (b-r  Ar])eiter- 
manirel,  mit  welchem  in  neuerer  Zeit  die  (irossbetriebe  in  ein /einen, 
minder  dicht  bevölkerten  Tlieilen  Norddeutschlan<ls  zu  kämpfen 
haben  und  unter  dem  übrigens  nicht  selten  auch  bäuerliche  be- 
triebe dichtbevölkerter  Gegenden  leiden,  kann  als  eine  nachträgliche 
Bestätigung  jener  Besorgniss  nicht  erachtet  werden,  da  er  mit  der 
grösseren  Beweglichkeit  der  Landbevölkerung  als  Folge  des  ver- 
vollkommneten Transportwesens,  des  AufblQhens  von  Industrie  und 
Handel  und  mit  dem  Drang  nach  den  Mittelpunkten  grossstädtischen 
Lebens  zusammenhängt  Mit  den  unendlich  gestiegenen  Anforde- 
rungen der  Gegenwart  an  die  Technik  der  Bodenbearbeitung  wäre 
jedenfalls  heutzutage  die  Fortdauer  erzwungener  Arbeit  noch  weniger 
vereinbar  als  vor  hundert  Jahren ;  und  nichts  ist  bezeichnend«^  für 
die  Werthschätzung  solcher  erzwungenen  Arbeitleistungen,  als  die 
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Tliatsache,  dass  auch  die  Gemeindefrohndepflicht  für  Stnsson- 
und  andere  Zwecke  mebr  und  mehr  der  Vergebung  solcher  Arheiten 
gegen  Tolle  Yergfltuog  des  Arbeitswerths  weicht 

Anmerkung.   1.  Ana  diemm  Grund  kann  anch  dem  Vonclila?  von  Rod-^ 

bertus  (Zur  Erklärung  und  Abhilfe  d«'r  luMitigen  Croditnoth  do«  Crnndbcsitzes,  1H69\ 
der  Arbeitemoth  auf  den  norddeutschen  Ladifundienbejiitzungen  durch  die  Wieder- 
gestattung  der  Anflegung  von  Leistung^ Verpflichtungen  zu  einer  Anzahl  Dienst  tag^e, 
abgesehen  von  den  ihm  entgegenstehenden  politischen  und  socialen  Bedenken,  auch 
narh  der  wirthsfliafllifhen  Seite  liin  nur  ein  sehr  problrmntischer  Werth  beitreltTSt 
werden^  auch  bedart'os,  wüun  nur  überhaupt  einmal  die  Bedingungen  für  die  Au- 
setBOngr  kleinerer  Land^gentiifinier  erfölh  sind,  des  Dienstswangi  nicht  mehr, 
um  den  fiross^jiitcni  Arhrifskrnfte  zuzuführen,  wie  die  Vorluilfüissr  im  ?^iiden  Deutsch- 
lands und  iu  anderen  Staatägebieten  mit  ähnlicher  Besitzvertheiluug  sattsam  beweiaan. 

2.  Die  Ornndsiise,  nach  denen  man  gemeinhin  bei  der  Ordnung  dieses  Theila 
des  Ablösungsweria  TBvfhhren  ist,  sind  im  Wesentlichen  die  folgenden: 

a)  Die  unpremessenpii  Kndinden  werden  auf  ein  bestimmtes  Maass  gebracht, 
wobei  mau  die  ermittelten  durchselmittlicheu  Leistungen  einer  rückwärts  liegenden 
Periode  an  Omnde  legen  kann  nnd  wobd  gleichseitig  ein  etwa  festfeetelltes  Ueber> 
maass  Villi  I jistiiiif^en  herabzumindeni  ist.  (Solche  T'rawandlunf;  ungvmessener 
Frohudeu  in  gemessene  ist  da,  wo  die  Bauern  besonders  hart  von  ihnen  belastet 
waren,  schon  in  frfiherer  Zeit  erfolgt;  diesen  Zweck  verfolgende  nBohotpatente"  in 
Oesterreich  z.  fi.  schon  in  den  Jahren  1680,  1717,  1788,  1774  und  1775 
•rlassen.) 

b)  Frohudeu  rein  persönlicher  Art,  dem  alten  Leibeigenschat'tsrecht  ent- 
stammend (insbesondere  der  Zwangsgesindedienst,  Waohfrohnden  n.  dergl.)  werden 
entweder  ohne  Kiit<rclt  antf.n'hoben  (so  in  Preussen,  flesetze  vom  25.  Sept.  \H'Ji) 
und  2.  März  18öÜ^  oder  doch  für  ihre  Ablösuug  Beihilten  aus  der  fstaatäkasse 
g^ben  (Wfirttemberg,  Baden). 

ci  Die  Ablösung  der  übrigen  Frohnden  (auf  0 ütern  ruhend,  sog.  walzende 
wird  entweder  schlechthin  vorgi'schriehen  (Zwangsablösung),  wie  meist  in  Süd- 
deutsehlaud,  oder  von  dem  Antrufr  des  einen  oder  anderen  Theib*  abhängig  gemacht 
(Preussen)  nnd  der  Werth  der  Frolmden.  unter  Abzug  eines  bestimmten  l'rocent- 
satzes.  sowie  iiiitiT  Ahrcflmnii.:  des  Werths  der  Kdstrcicliungsptlirht  des  (Jutsherm 
nach  den  landesüblichen  l..()liiieu  /u  (ield  angeschlagen  uud  für  die  Feststellung 
des  KU  zahlenden  Bntschidigiiugskapitals  mit  einem  bestimmten  Vieliluihen  (mit 
dem  12-  bis  20fachen  Betrag)  vervielfältigt,  ein*'  neue  Auflegung  von  Fndmdt'n 
aber  auf  (iiiter  zu  (iunsten  Dritter  untersagt.  lui  l  ehrifreii  nahm  nur  da,  wo  die 
Z waugsab lösuug  verfügt  wurde,  das  Werk  einen  hefriedigeudeu  raschen  Verlauf 
und  mehrfach  war  desshalb  der  beklagte  sclilep])ende  Gang  der  Ablösun;.'  \'et^ 
aiilasmiiiLT.  die  urspriinprlich  in  das  Helielx'u  der  IW'theiligten  gestellte  Ablo.snng 
durch  die  zwangsweise  zu  ersetzen.  (Vgl.  Die  Ablosungsgesetzgebuug  iu  den 
sflddentschen  Staaten  in  des  Verfassers  Anfsata:  Banembefreinng  im  fiwh.  der 
St.  W  ;  in  Oesterreich  erfolgte  die  Zwangsabldsung  der  Roboten  im  Gesetz  vom 
7.  üct.  1848.) 


§  25.  Die  AuflH'lnin,2"  <lt*r  i^iit.sln'rrlichoii  Abgaben; 
insbesoudere  des  Zehuton. 

M  an  11  i  Lif  a  Iti  nfk  0  it  dor  (i  uts  -  Abgalti'ii.  Xcben  don 
luToits  »Twüluiton  imständiiitMi.  auf  «Icn  Tod  dos  (iruiidhold»'!! 
lalligeu  AbualxMT  (Lainlomien  und  M ortua ri o ii) .  wtdchc  man 
als  ein  Ueberbleibsel  des  ursprünglichen  unbedingten  Erbrechts 
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des   Herrn  in   das  Vermöiren   d»>r  Grundlioldfii   anselion  kann, 
waren  <lie  letzteren  zu  reu  t«  1  m  ä ss isje n  Jaliresab<rab>Mi  vtM- 
banden,  die  meist  in  einem  bestimmten  Ikuchtludl  der  Kr/.cuüiiisse 
der  Felder  oder  ninem  Antheil  an  dem  Ertrag  der  Vieblialtnni;  be- 
standen.  Ursprünglich  auf  wenige  Arten  sich  erstrockend,  mehrten 
sich  diese  Abgaben  mit  der  Zeit,  vor  Allem  aucli  durch  den  Hin« 
zutritt  von  mannichfaltigen  Anerkonntniss-  und  Consensgebühren, 
sowie  von  Gebflhren  für  gerichtliche  und  polizeiliche  Verrichtungen 
und  gestalteten  sich  auf  diese  Weise  allmählich  zu  einem  schwer 
fibersehbaren  Gewirr  von  Leistungen,  deren  Entstehungsgrund  — 
ob  privatrechtUcher  oder  (wie  die  letztgenannten)  öffentlich-recht- 
licher Katur  —  nachmals  oft  schwer  festzustellen  war.  Abgaben 
in  Korn  und  Yieh,  Htlhnem,  Gel,  Honig,  Wachs,  Fischen  werden 
ebenso  erwfthnt  wie  solche  Ton  Gewerbserzeugnissen  (Salz,  Bier, 
irdenen  und  hölzernen  Waaren).  und  jede  neue  Leistung,  bedungen 
oder  erzwungen,  wurde  jedesmal  zum  Beweis  ihres  re<'litlie|jen  Fort- 
bestan<ls  in  den  ..Saalbüchern''  gehörig  vermerkt').  Mit  dem  Weg- 
fall <les  Schutzes,  den  das  ,,HotVeclit''  gegeben  hatte,  war  der  will- 
kürlichen Steigerung  der  Abgaben  eine  Sehranke  nicht  mehr  gesetzt 
und   das  Abstiftungsrecht  der  ( Jruiidherren  bot  in  vielen  Fällen 
die  Handiiabe  zu  stets  neuer  Häufung  der  bestehenden,  wie  sehr 
auch  die  Bauernschaft  gegen  solche  anzukämpfen  versuchte.  Mit 
dem  Wachsen  der  allgemeinen  Steuerpfiiclit  musste  der  Druck 
der  gutsherrlichen  Abgaben  doppelt  empfindlich  werden,  aber  auch 
bei  den  Belasteten  steigende  Erbittenmg  in  dem  Maasse  erzeugen, 
als  der  ursprOngliche  Bechtsgrund  der  Abgaben  dem  Gedächtniss 
der  Lebenden  entschwunden  war.  An  die  Lösung  des  gutsherrlichen 
Verbandes  und  die  Anerkennung  des  Eigenthumsrechts  der  Grund- 
holden an  dem  von  ihnen  bewirthschafketen  Grund  und  Boden 
schloss  sich  daher,  gleichzeitig  mit  der  Beseitigung  der  Frohnden, 
auch  diejenigen  der  in  Rede  stehenden  Abgaben  an,  welche,  da  es 
sich  um  wohlerworl)ene  Hechte  wirtlischaftlichen  Inlialts  handelte, 
selbstredend  nur  gegen   KntschädiginiL; .    d.  b.  in  An'  Form  der 
AldosuuLT   gesclielien  konnte,   von  \\ehlieni  (iriimlsatz  einzig  in 
einigen  romaiiischen  Ländern  abgewichen  worden  ist. 


')  DasB  fibrigeu»  ge^^endenweise  schon  sehr  fH}hx(>iHg  eine  weitjafchende  Spe- 
dalisirung  der  Abgaben  eintrat,  /.i'iixt  dasKi  -i   i  :m  l  iii  it  uae  von  8!).*i,  das  ;W)  vt-r- 
schiedeiM-  rroiliicte  aufzählt,  wt-lchf   <ii(>  diiMU'iuU'u   Maasen   abzuführen  haben 
(V.  1  iiam ii-Siernepp,  Dii-  Ausbildiiug  eU'.,  .S.  81.i. 
Baekeabergdt,  A.,  Agrocpolitik.  L  9 


Digitized  by  Google 


13U  Kap.  1.  bäuerliche  Unfreiheit  uud  AblöüongügetietxgebttDg. 

Nach  doo  französischen  Decreten  vom  18.  Jnai  vnd  20.  imd  29.  Angnai  171^, 
im  WidtTspmch  mit  dem  Decrot  der  Nationalversammlung  vom  4.  An<rnst  ITW*, 
iüt  jede  liente  allein  desshalb,  weil  sie  einem  Grundherrn  oder  Lehenseigeuthümer 
suBteht,  alfl  Feudalrecht  aastudien  und  dembalb  ohne  Entichidignngr  anfimheboi; 
heetätigt  durch  das  Decret  des  Convrats  vom  17.  Juli  1793  uud  des  Directoriums 
vom  29.  Flor^al  vom  Jahre  TT.  —  In  Spanien  Beseitigung  des  Zehnten  durch  Cortee- 
beschlwts  vom  29.  Juli  1^37. 

Von  1)e8onderer  Bedeutung  war  dieser  Theil  des  Abldsungs- 
werks,  soweit  Deutschland  in  Frage  kommt,  yorwiegend  für  den 

Westen  uud  Süden,  während  im  Norden  und  Nordosten  —  im  Zii- 
sararaenhang  mit  den  hier  vorherrsclienden  grossen,  zusammen- 
lifingendeu  (Irundhcrrschaften  —  die  Ablösung  der  Frolindcn.  auf 
welche  die  liewirthschaftiniLT  dieser  <jrossl)etriebe  ]>is  dahin  vor- 
wiegend sich  gestützt  hatte,  im  Vordergrund  des  Interesses  stand. 

A.  Als  wichtigste  gutslierrliehe  Abgabe  erscheint  der  Z  e  h  n  t  e , 
eine  Abgabeform,  deren  weite  Verbreitung  darthut,  dass  ihr  ge- 
wisse ausgeprägte  Vorzüge  sowohl  für  den  Pflichtigen  wie  fOr  den 
Berechtigten  eigen  sein  mtlssen;  auch  war  der  Zehnte  keineswegs 
ursprünglich  nur  eine  dem  Gutsherrlichkeitsyerbande  entsprungene, 
also  rein  privatrechtliehe  Abgabe,  sondern  gerade  auch  eine  solche 
steuerlicher  Art;  und  der  meiste  in  Mitteleuropa  in  den  neu  sich 
bildenden  Staatswesen  erhobene  Zehnte  ist,  wie  angenommen  werden 
darf,  ursprünglich  eine  Steuer  für  k  i  r  c  h  1  i  c  h  e  Zwecke  (Kirclien- 
zehnte)  gewesen,  die  dann  später  freilich  vielfach  von  den  Gruud- 
und  Landesherren  gegen  die  Verpflichtung,  für  die  kircliliclien  Bedürf- 
nisse, insbesondere  die  Kirchenbaulast  einzutreten,  an  sich  gezogen 
worden  ist,  schliesslich  aber  ebenfalls  den  Charakter  einer  auf  dem 
Grund  und  Boden  haftenden  dinglichen  Last  annahm. 

Zehnte  hei  den  Aefryptern,  Kartliag-em  und  Juden,  ebenso  in  Rom,  wo  Staate* 
ländereien  an  die  Nutzuiesser  um  den  zehnten  Tlu  il  der  Früchte  oder  Vs  des  Obstes 
und  Weins  überlassen  wurden;  Fortbestand  desselben  noch  im  oströmischen  Reich 
unter  Justinian  II.  Im  fränkischen  Keieh  wird  der  Zehnte  schon  im  Jahre  r)(M)  er- 
wähnt und  zwar  als  Abgabe  au  die  Kirche  (liau,  Anm.  b.  zu  §  66;.  -  Für  Baden 
wird  durch  das  lY.  Constitationsediet  yom  22.  Juli  1807  ansdrficklieh  festgestellt, 
dass,  wo  ein  Anderer  eine  Berechtigung  nicht  nachweisen  kann,  der  Zehnte  dem 
Ortslierrn  g'ehört,  und  dureh  das  L.mdreoht  weiter  verordnet,  dass  der  Zehnthezugr, 
wo  kein  liiureichendes  Kirehenvermöpen  voriianden  uud  nicht  eine  Baufreiheit 
besonders  erwiesen  ist,  die  Kirchenbaulast  auf  sich  hat.  In  Frankreich 
wurde  der  Kirchen  zehnte  auf  164  Millionen  Livres  im  Jahre  17tiO  aageschlagoi 
Cv.  Mühl,  a.  a.  O.,  § 

Man  kann  l)ci  dem  Zehnten  den  grossen  (Komzehnten).  den 
kleinen  Zehnten  (von  (ieinüse,  Obst,  Wein)  tuid  den  sog.  Blut- 
zehnten (von  landw.  2sutzthieren)  unterscheiden;  häutig  kommt 
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noch  ein  Neubruchzehnte  vor  als  Abgabe  von  neu  cultivirtem 
Lande*).  Dem  Zehnten  waren  tUnrigeiiB  nicht  durcliweg  nur  Feld- 
früchte und  Haustbiere  unterworfen,  sondern  vereinzelt  auch  andere 
Erzeugnisse  (Seefischzehnt  zu  Gunsten  der  Geistlichkeit  in  Com- 
wall,  Bretterzehnt  in  Norwegen). 

Die  Vorztige  des  Zehnten  als  einer  Katuralgabe  sind  bei  vor- 
herrsehender  Naturalwirthschaft  und  geringer  YerkehrsentwicUung« 
wo  so  wenig  auf  Geld  producirt  wird  oder  doch  so  schwer  die 
Erseugnisse  in  Geld  sich  umwandeln  lassen,  für  den  Pflichtigen 
in  die  Augen  springend;  auch  giebt  der  Letztere  ledii^lich  von 
dem,  was  er  wirklich  erzeugt,  also  in  guten  Jahn'ii  iiielir,  in 
geringem  Jühren  weniir.  Für  den  Berechtigten  ist  der  Ein- 
gang der  bedungenen  Naturalleislungen  in  solchen  Zeiten  jedenfalls 
ein  Hehr  viel  gesicherterer  als  bei  demjenigen  von  ( ieldabgaben ; 
auch  bilden  grosse  Mengen  von  Naturalvorratlien,  welche  sicii  bei 
den  Berechtigten  anhäufen,  in  einer  Zeit,  in  der  die  adligen  Ge- 
schlechter ein  grosses  Gefolge  zu  verköstigen  haben,  selten  eine 
Verlegenheit;  gegen  die  Wirkung  eines  Sinkens  des  Geldwerths 
bleiben  sie  geschützt,  während  ihnen  die  Zunahme  des  Anbaus 
mflbelos  grossere  Einnahmen  verscbafift  Eine  vorzeitige  Umwand- 
lung der  Naturalzehnten  in  eine  Geldabgabe  kann  daher  aus  obigen 
Gründen  von  den  Pflichtigen  leicht  als  eine  Härte  empfunden 
werden,  während  der  Yortheü  fOr  die  Berechtigten  nicht  ausser 
allem  Zweifel  steht*). 

Wenn  später  mit  zunehmender  Yolkszahl  imd  wachsender 
Xothwendigkeit  intensiverer  Bauweise  der  Zehnte  diese  Vorzflge 
♦'iubüsst«'  und  auch  von»  allgemein  yirthschaftlichen  Standpunkt 
aus  als  eine  wenig  zweckinässige.  ja  seh  üdl  i  c  Ii  e  l']rlHd)ungslorni 
sich  darstellte,  so  ist  dies  auf  folgende  Ursaidien  /.unukzuführen : 

1.  Als  eine  gleiclildeilxMHle  Abgabe  Mun  Kobertrag  niuss  der 
Zehute  die  Guter  je  nach  ihrer  Ertrag^fähigkeit  sehr  verschieden, 


*)  Tielftcb  gilt  d«r  OnmdsatB:  „was  in  offener  Flur  in  die  Aecker  kommt, 

pehort  in  den  groHsen  Zehnten",  daher  dieser  mit  der  Zeit  aueh  die  mg.  Brachfriii  lite 
KDolIen^ewächse,  femer  Hanf,  Fhuhs,  Ilaps,  Kraut,  Tabak  etc.^  ert'aüste,  Huleru 
uicht  andere,  den  Bauern  günsti^jere  Reg^elunpsweisen  6fkftnpfk  wurden.  (Vgl. 
Oothein,  Wirthsehaftsgcschiehte,  S.  294.) 

*)  Vjrl.  die  Bemerkung:  bei  Rosrhfr  Aiiin.  3  zu  *5  112»,  dass  die  Sehweden 
Buaentlick  deüübalb  über  die  Uuiuu  mit  Dänemark  klagten,  weil  die  Köni^re  Geld- 
■teaem  Terlangten  nnd  dau  Onstav  Wasa  statt  dieser  wieder  Naturalabgaben 
gefordert  habe;  ebenda  ITinwi  is  auf  die  sopr.  Kebekka-rnruhen  in  Wales  i  lKi!)  1848), 
welche  muthmasslich  ebenüalhi  durch  die  Umwandlung  der  Naturalzehnten  in  Geld 
entstanden  sind. 

9* 
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die  goringworthigen  v»'rh;iltiii.ssmässig  viel  stärker  als  die  besseren 
belasti'Ti :  und  weil  mit  der  Steigerunti^  der  Betriebskosten  die 
Steigerung  des  Koinertrags  nicht  gleichen  Schritt  hält,  letzterer 
vielmehr  in  geringerem  Grade  wächst,  als  der  zu  seiner  Erzieliuig 
aufgewendete  Mehrautwand  an  Kapital  und  Arbeit,  so  verschlingt  der 
Zehnte  um  so  mehr  Bruchtheile  des  Beinertrags,  je  stärker  die 
Arbeits-  und  Kapitalaufwendungen  sind,  um  eine  Beinertragssteige- 
rung  herbeizuführen.  Nimmt  man  an,  dass  der  Beinertrag  vom 
Grund  und  Boden  20 — 40%  des  Bohertrags  beträgt,  so  nimmt  der 
Zehnte  ein  Viertel  bis  zur  Hftlfte  imd  auf  schlechten  Böden  mit 
geringerem  Ertrag  selbst  bis  zwei  Drittel  des  Beinertrags  hinweg: 
jedes  Mehr  von  Arbeit  und  Kapital  aber,  in  den  Boden  verwendet, 
d.  h.  jede  Zunahme  der  Intensität  des  Betriebs  muss  lediglich  di<>» 
Folge  haben,  das  Verhältniss  der  Zehntabgabe  zu  dem  Keiuertrag 
für  den  Ptlichtigen  inuner  ungünstiger  zu  gestalten 

Der  Zehnte  wirkt  also  in  gewissem  Sinne  culturfeindlich,  in- 
dem er  von  Verbesserungen  abhält,  und  die  Abneigung  des  Land- 
volks im  dem  letzten  Jahrhundert  gegenüber  allen  Betriebsfort- 
schritten hängt  mit  dieser  Wirkung  des  Zehnten  mindestens  ebenso 
zusammen  wie  mit  dessen  grundsätzlicher  Abneigimg  gegen  alles 
Neue  und  aus  dem  Bahmen  des  seither  Gewohnten  Heraustretende. 
So  ist  in  England  der  Krappbau  erst  aufgekommen .  als  ein»» 
Parlamentsact«'  d»'n  Krappzrlinten  ahgcsciiatlt  hatte,  innl  in  d»-r 
Pfalz  liat  man.  um  d(Mi  Anbau  von  Handelsptlanzen  zu  fördern, 
zuvor  (177,S)  statt  des  Zehnten  eine  massige,  fixe  (icldaltgalif  ein- 
geführt, in  Oesterreich  (17(11))  alle  in  die  Hrarhe  gel)auten  Fiitter- 
kräuter  vom  Zehnten  befreit.  Am  verwerflichsten  unter  oldirt^ni 
riesichtspunkt  nuisste  aber  der  Neulnuchzehnte  erscheinen,  zumal 
wenn  B«)deu  minder  guter  Bcschaüenheit  in  Frage  standen,  da  er 
hier  förmlich  wie  eine  Strafe  auf  Meliorationen  wirkte  und  von  der 
inculturnahme  von  seither  6dem  Areal  abhielt. 

2.  Durch  die  VerptlicJitung  zur  Abgabe  nicht  bloss  der  Körner, 
sondern  aueh  des  Strohs  ((larbenzeluit«' I)  wird  die  Erhaltung  der 
Boden  kraft  auf  den  ohnedies  in  der  Kegel  dflnir''rarmen  Bauern- 
wirthschaften  erheblich  gesciunälert;  und  weil  der  Zehnte  femer 


'  IJan  <>rl;iutort  iWv^  rinn  Ii  tnl;r<'iule;^  Sclicuia:  iW-dcutct  K  die  Krnt«'  ••incs 
Morgens,  K  die  Aubaukoston  eiueü  Centuers,  K  den  Keiuertrag,  r  den  Keiuertrag  nach 
Absnif  des  Zehnten,  so  ergiebt  sich  bei  Annahme  eines  Preises  von  3  Gulden 
für  den  Centaer'PflajiMnstolF  folgendes  Bild: 
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ZU  dem  Bestreben  verleitet,  die  Menge  auf  Kosten  der  Gflte  zu 
steigern,  wird  er  ein  Hindemiss  des  Qualititsbaus  und  verursacht 
nicht  selten  den  Bfickgang  einzelner  Gulturen.  (Verfall  des  Wein- 
baus in  Sflddeutschland.) 

3.  Die  ControliMi,  \selelu'ii  der  Zelmtjttiielitige  bei  der  Ernte 
imtenvorfeii  ist,  köiineii  ebenso  lästiu;  als  naehtheilii^  wirken,  /..  B. 
wenn  der  Weinzehnte  zur  Fernhaltuug  von  Unterschleifen  in  der 
ganzen  Flur  gleiclizeitig  erhoben  wird,  ohne  Kücksicht  auf  die 
Reifezeit  der  verschiedenen  Rebsorten.  Das  Einsammeln  und  Zu- 
führen des  Zehnten  selbst  ist  mit  erheblichen  Kosten  und  Ver- 
lusten (auf  Vft — '/lo  dos  Zehntertrages  berechnet)  verknflpft,  wie 
denn  z.  B.  in  Baden  allein  der  jährliche  Verlust  an  KOmem  beim 
Zusammentragen  der  Zehntgarben  auf  400000  Gulden  (700000  M.) 
veranschlagt  wurde. 

4.  Mit  der  Zeit  wird  die  Abgabe  auch  demoralisirend  wirken, 
da,  je  widerwilliger  sie  entrichtet  wird,  die  Versuchung  wächst, 
der  Verpflichtung  durch  Abgabe  der  Erzeugnisse  schlechter  Qualität 
sich  zu  entledigen.  („Mager  wie  ein  Zinshahn,  schlecht  wie  ein 
Zehntwein!'') 

Vollzug  im  Ki n 7.1*1  neu.  Dil*  IJi'form  )iat  sitli  iu  der  llt'frcl  in  der  Woisc 
vollzogen,  (lass  zunächst  die  Umwaudluug  deh  Zeliuteu  iji  uiuu  Heut«  (Körner-  oder 
Gddi«nte)  gestattet,  b«Kiehnn«r8weifle  Torgf«se1«rieb«n  und  sodann  die  Ablöstug  auch 


B 

K 

R 

r 

Centner 

Golden 

Gnlden 

Gulden 

14 

2 

14 

9,8 

16 

2,1 

14.4 

9,6 

18 

2,18 

14,76 

8,6 

20 

23 

14 

8,0 

22 

2.5 

11 

4,4 

24 

2,7 

73      1  0 

Auf  zehntfrc'ieni  Feld  nimmt  also  erst  bei  mehr  als  2,18  Gulden  Kosten  der 
R«fiuertra^  wieder  ab,  auf  dein  /ehnt  ji flieh tiffen  sehon  bei  nu'lir  als  2  <iiilil<  ii 
Kosten  und  er  verschwindet  bei  2,7  (iulden  Kosten  und  24  (iuideu  Ertra-j^  iiiiu/Anjh. 
—  Nimmt  man  an,  dam  eine  Aufwendung  von  100  Gulden  (s.  B.  f&r  bessere  DUugung) 
an  rieh  b>hnend  sich  erweise,  indem  sie  einen  Krutemehrwerth  von  1()S  110  (Jiildeu 
Cfgftbe  (also  volle  V'eniusuug  uebst  Uuteruehmergewiuu),  so  müsste  doch  jeuc  Aui- 
wendung  unterbleiben,  da  der  Zehnte  von  diesem  ^hrertrag  bis  auf  10,8 — 11  Gnlden 
sieh  beliefe.  (Raa,  Asm.  a  und  b  zu  §  67.)  —  Roscher  erwähnt  auch  ein  Beispiel 
aus  England,  wonaeh  der  Zt  lnite  von  eiuem  Acre  Möhrensaat  6~ 8  (niincni  Werth 
hatte,  wogegeu  der  Kigeuthumer  kaum  20  Schilling  davon  bezog;  femer  (uaeli  Maeaula/ 
ffist  of  Bioland,  C  3),  dass  wilhrend  die  engUsche  (Grundrente  seit  1685  auf  das 
vierfache  gestie^'-en  sei.  der  Zehnte  um  das  Siebenfache  angenommen  habe. 
(Boscher,  a.  a.  t>.,  Aum.  3  zu  ^  llö.j  — 
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dieser  Jieiitoii  lifrbcijrcfiihrt  wurde.  T>i<'  T''ir,\\  aiidluug'  und  Ablösung;'  «>rff>lirte  bald 
gesondert  für  sich,  bald  im  ZuHammeuhuiig  mit  dem  allgemeiueu  Ablnsuuj^werk. 
Im  Einzelnen  ist  dber  die  Grundsätze,  von  denen  die  Oesetzgebiuig  liierbei  sich 
leiten  liess,  das  Folgende  zu  bemerken: 

1.  Ein  Zwantr  zur  Abbisung  wird  zwar  meist  niclit  auige^rocben .  d«>rh  ver- 
fügt, daüs  die  MiuderzaUl  der  Zehntptlichtigeu  einer  Gemeinde  dem  Be;»chlu2>&  der 
Mäurheit  dcb  tügeu  nmse;  dies  war  nothweudig,  wdl  dnem  Zelmthemi  nicht  wohl 
angesonnen  werden  konnte,  die  Umwandlung  und  Ablömiig  ändert  als  von  allen 
Pflichtigen  zugleich  über  sich  ergehen  zu  lassen. 

2.  Zur  Feststellung  des  Zehntertrage  werden  von  dem  ermittelten  Ihirchaclniitta» 
robertrag  die  auf  dem  Zehntbezug  haftenden  Kostm  liu  Kinsammluii<r.  EiurdbreB, 
Drosclit'!!.  Ki'ltern  efr.,  ferner  die  iiiiithiiia;»>*slicli  durt  h  Absräiitr»'  nder  Nacblass 
eingetretenen  Verluste  in  Abzug  gebnu  ht,  aus  dem  dauaeb  ermittelten  Reinertrag  tLü» 
Ablüsnngskapital  (meist  unter  Zugrundelegung  eines  8*/o  Zinsfbsses)  bereclinet  und 
die  Abtra<riui<r  (b-^^solben  in  tilgenden  Zeitrenten  ;r''si:itief. 

3.  I>ie  Ueüammtbeit  der  Zehntpliichtigen  einer  (jemeiude  haltet  dem  Zehutherru 
für  die  Bezahlung  der  Ablösungsrente  mit  der  Befugniss,  die  Einselxenten  von  den 
Hitgliedem  unter  Umständen  im  Zwnugsweg  beizutreiben. 

4.  Die  auf  dem  Zelintbe/.u^'  liattciideu  Lasten  i insbesondere  die  I.a>t  zum 
Neubau  und  y.iir  l  uterbaltung  von  Kirelien  und  Scbulen,  ferner  l'larr-  und  Sebul- 
pfirftnden  ete.)  werden  dem  Zehntberm  abgenommen,  gleieb/.eitig  aber  dengenigen. 
dem  nunmebr  die  Veqitlielitnn^  zufiillt  (z.  B.  der  Kirchspielsgemeinde),  ein  der 
ermittelten  Last  eutspreclieuder  Theil  der  Ablösuugüsumme  überwiesen. 

5.  Wegen  der  Grösse  der  Zebntlast  tind  der  Scbwierigkeit  ihrer  Tilgung  diurch 
die  seither  Zebntpflielitigen  in  absehbarer  Zeit  werden  häufig  Zuschüsse  zu  deüi 
Abbisnngswerk  aus  der  Staatskasse  preleistet  und  zur  leicbteren  Durchführung  der 
geldlicbeu  Operationen  besondere  htaat liebe  Kabsen  (.Zehntschuldeutilguugüka&seu, 
Rentenkassen,  letztere  dann  auch  sur  Vermittlung  der  Ablösung  anderer  Grund- 
gefälle  besiiuiinti  eingeri<-hfel. 

6.  Der  Anspruch  auf  den  Neubruclizehuten  wird  mit  der  eilblgteu  Umwaudlung 
der  Zebntabgabe  für  erloschen  erkliii. 

Forderungen,  wie  die  bei  den  Verhandlungen  Aber  die  Ablösung  des  Zehnten 

in  der  badisclien  Kammer  von  dem  Abgeordneten  v.  Rott  eck  eingebrachte,  die  auf 
die  gänzliche  rebemabme  des  Ablösungsaulwands  auf  die  Stait>;kasse  gerichtet 
war  („im  Namen  der  zahlreichen,  dem  Staat  vor  allen  woliltiiaiigeu  und  nueutbehr- 
lichen  Klasse  hart  bedrückter  Leute,  im  Namen  der  (lerechtigkeit,  der  Hnmanitlt 
und  der  achten  Staatswirth^cbaft ,  im  Interesse  des  öfTeiitlicben  Friedens  und  der 
gesetzlichen  Orduuug"),  erücheiueu  schon  deüshalb  übertrieben  uud  unberechtigt, 
weil  der  Zehnte  als  eine  auf  den  Grundstücken  liegende  dingliche  Last  bei  Kauf-  und 
Erbfiillen  in  einer  Minderung  des  Kaufwertbs  der  Grundstücke  zu  Tage  treten  musste, 
die  damaligen  Besitzer  des  zebntptliebtigen  (»nnidstiicks  also  mit  der  Abnahme 
der  Zebntlast  ein  dem  kapitalisirten  Werth  der  letzteren  entsprechenden  Vermögens- 
zuwachs  erfuhren,  für  den  sie  wohl  aus  «i^reueu  Mitteln  etwas  leisten  durften. 
In  Baden  stellte  sich  das  Zebnt-Abl(>suui.'->ka])ital  auf  rund  70  Millionen  M.;  der 
Kuhertrag  desselben  war  s.  Z.  auf  rund  3,Ü  Millionen  M.,  die  V'erwaltuugskosten 
der  Zebnterhebnnir  zu  480,000  M.  ermittelt  worden;  von  jenem  entfielen  auf  den 
Fruchtzehnteu  öl^»,  auf  den  Henzebnten  25" '<,.  »"f  den  Weinzehnten  14%;  der 
Morgen  Land  war  dnrcbsclinittlich  mit  2  M.  70  Pf.  belastet.  Betheiligt  waren  als 
Zehntberechtigte  der  Staat  i Domänen)  mit  .OO*'/,,.  Standes-  und  (Srnndberren  mit  207«, 
Pfarrdienste  mit  15*/o,  Stiftungen.  Schuldienste  mit  hV/^.  Die  Staatskasse  übernahm 
' '-,  des  gesammten  AIdr.>.nii;_^>kai)itals.  rund  14  Millionen  M.  —  VgL  des  Verfossers 
liandb.  des  Bad.  Landwirt hscbaltsrechts,  1^^7,  >S.  25  ff.; 

H.  Xach  ähnlichen  Gnunlsätzen  wie  die  vorstehend  bezoichiu^ton 
tTfolurtf*  dann  auch  die  Ahlösmin  der  ühriiren  etwa  bestehenden 
Abgaben,  der  (Jülten  (Altiraben  in  gi'wissen  Felder/.engnissen) 
und  Grundzinsen  (Abgaben  in  Geld).    Bei  jenen,  den  Gülten, 
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liandelte  es  sich  nipist  um  ein  Uobprhl(Ml)st'l  von  Aiiorkomitniss- 
reichungon  früherer  Zeit  oder  Ton  Abgaben  fflr  Fimctionen  der  Justiz- 
und  Polizeiverwaltung  (Bauch-  und  Fastnachthflhner,  Steuer- 
roggen, Steuerwein),  die  „oft  mehr  durch  die  MUhe  der  Ein- 
Ueferung  als  durch  die  Höhe  des  meist  geringen  Betrags  sich 
lästig  erwiesen^'  und  deren  Beseitigung  die  Qefftllberechtigten 
„einer  mtlheTollen  und  ausser  allem  Verbftltniss  mit  dem  Produkt 
sitehenden  kostspieligen  Erhebung  und  Verrechnung  und  zahllosen 
Streitigkeiton  enthob".  Die  Ablösung  dieser  wie  der  Grund- 
(Krh-)Zinse,  deren  Fortbestand  mit  der  erfolgten  Eigentlinms- 
verb'iliimii^  am  (Jrund  und  Hoden  ebenfalls  nicht  weiter  in  Einklang 
stand,  wurde  häutig  dureli  ZugrundelcginiL:  eines  massigen  Ab- 
lö8ungsmaassstal)»'s  (V«Tvitdlaclmng  d«'s  »Minittelten  AVerthlietrags 
der  Abgabe  mit  einem  geringeren  als  dem  zwan/.igfaehen  Hetrag) 
und  nicht  selten  auch  dadurch  erleichtert,  dass  filr  solche  Abgaben, 
welche  einen  mehr  steuerartigen  Cluirakter  hatten,  d.  h.  als 
Vergütung  für  Functionen  der  Justiz-  etc.  Verwaltimg  sich  dar- 
stellten, die  Entsehädigungszahlung  an  die  Berechtigten  ganz  oder 
theilweise  auf  die  Staatskasse  llbemommen  wurde.  Gflter  mit 
dauernder  llente  von  Neuem  zu  belasten,  war  hinfort  als  unzulftssig 
erklärt  (§  23,  S.  122). 

g  26.  Die  Aufhebung  der  gut  »herrlichen  Weiderechte. 

1.  Als  ein  Ausfluss  der  gutsheiTlichen  Obereigenthunisreehte  auf 
die  Feldmark  der  Gemeinde  ist  auch  das  Weiderecht  des 
Grundherrn  anzusehen,  das  dieser  für  seine  landwirthschatt- 
lichen  Nutzthicro,  namentlich  für  Schafe,  aber  auch  fflr  Pferde  und 
Binder,  auf  den  Wiesen,  der  Brachflur  und  den  Getreidefeldern 
nach  ihrer  Abemtung  (Stoppelfeldern)  in  Anspruch  nahm^).  Meist 
war  dieses  grundherrliche  Weiderecht  kein  ausschliessliches,  sondern 
neben  ihm  bestanden,  vermöge  des  Bann-  und  Gemarkungsrechtes 
der  Gemeinde  als  solcher,  sog.  Gemeindeschäfereien,  sei  es, 
dass  die  Gemeinde  das  ihr  zustehende  Weiderecht  verpachtete  oder 
dass  die  einzelnen  viehbesit/.enden  ( )rtseinwolmer  im  We«xo  iresren- 
seitiger  Befahrung  das  Weidorecht  selber  ausübten. 

V  Von  dieMn  Weiderechton  wohl  z«  unterscheiden  sind  Jimip,  welche  die  Ein- 
geaesüenen  auf  dem  in  tin^-»'th<ilter  (iompinsrhaft  besesstin  n  l,;ni«lt'rt'itii  (m-iiumu- 
ht-it*  ii'  an«tihti'n.  ühcr  wclclic  spiittT  <iti  Kap.  III)  xtt  kaudelu  ist.  YgL  auch  die 
HfOK-rkuug  uui  Jschlu.Hse  dies«'s  Paragraphen. 


Digitized  by  Google 


X3ti  ^Ap.  1.  Bäuerliche  Uoireiheit  imd  Ablösimgsge«etJtgebaiig. 

Z  u  r  W  rt  r  (l  i  u  n  g  dieser  AV  e  i  d  e  r  e  c  h  t  e  ist  zu  sairr'ii : 
a)  So  laiiire  es  in  einer  (leniarkung  an  Gedungen  niclit  fehlt  und 
die  reine  Dreit'eldt'iwirtiiscliatt  (niitliraehe)  bestellt,  sindAVeider^'clit-t^ 
im  Allgemeinen  liir  den  Feldhau  unschädlich,  ja  ihre  Nützlichkeit 
überwiegt,  weil  eine  Menge  natürlichen,  ausserdem  schwer  oder  g^r 
nicht  verwerthltaren  Weidefutters  auf  den  Stoppelfeldern  und  der 
Brachflur  in  nutzbare  Substanz  (Fleisch  und  Wolle)  umgesetet  wird 
und  weil  der  U ebertrieb,  namentlich  mit  Schafen,  eine  Dflngerquelle 
liefert  (den  Schafpferch),  die  namentlich  für  die  vom  Dorf  entfernter 
befindlichen  Grundstöcke,  die  sonst  eine  Düngung  gar  nicht  oder 
doch  nur  selten  erhalten,  von  besonderem  Werthe  ist  Wohl  aber 
werden  solche  Weiderechte  schädlich,  wenn  der  Gang  der  allge- 
meinen Entwicklung  zu  einer  voUkommneren  Ausnfltzung  der 
Ländereien  Veranlassung  giebt,  wenn  also  die  Beseitigung  der 
BrachÜur  durch  Einbau  derselben  mit  Kartoffeln.  Handelspflanzen  etc. 
in  Frage  konmit,  wenn  die  Landwirthc  anfangen,  StoppeltVuchte  in 
die  St<»}4H'lf<'lder  zu  pflanzen  und  weiui  auch  dem  Wiesenbau  durcli 
Hinrichtung  von  Knt-  uiul  Bewässerungsanlagen  erhöhte  Aufmerk- 
samkeit gcsclitMikt  wird.  Solche  Fortschritte  der  Bodencultiir 
wenh'u  entweder  (buch  das  Bestehen  von  Wei<lt'rt'chten  unmöglich 
gemacht  oder  es  überwiegt  doch  der  Scha<len,  den  die  weidenden 
Thier©  an  den  in  Cultur  genommenen  Grundstücken  anrichten,  den 
Nutzen  aus  dem  Weidebetrieb  um  ein  Beträchtliches.  Auch  eine 
sorgfältige  Beaufsichtigung  vermag  solche  Beäcliädigungen  nicht 
immer  fernzuhalten  und  zahllose  Siareitigkeiten  pflegen  daher  mit 
dem  Uebergang  zu  intensiverer  Cultur  den  „wilden  Hirtenstab**  zu 
begleiten.  Am  unangenehmsten  aber  müssen  bei  solcher  Sachlage 
vor  allem  die  einem  ausserhalb  der  Gemeinde  Ansftssigen  zustehen- 
den Weiderechte  (üebertriebsrechte)  empfunden  werden. 

Eine  merkwürcli;it  Art  soUIht  rcliL'rlricli.sn'chte  war  das  so<r.  Lund^efährt 
in  W  ii  r  t  f  fin  Im«  r  <r .  (\.  Ii.  das  Krclii  (Ut  I)(iiiiiiiii:ils<li;irtMt'ieu.  die  frt'nidcii  (M'iiiarkunfren 
in  der  oO'cuen  Zeit  >;.d.  i.  vum  11.  Nuvembur  bis  1.  Marz;  zu  belaiireu.  AehuUcbe 
Rechte  standen  in  Spanien  der  Corporation  der  vereinigten  Sehifereibeeitser 
(Jlcstii)  zu:  auf  diu  AVrL-i  ii  von  den  Ehrnt-n  in  die  (Jebir}rs;r('}fenden  und  /.tirüek 
war  den  Heerden  Ireitr  Zutritt  auf  allen  (Jenieinweiden  jrestattet,  zu  beiden  Seitt'n 
der  Strasse  auf  eiue  {rewisse  Entfemtin^'  jedir  Kinliej^ung  verlxtten.  Diese  Berechti- 
g^un^'eii.  „eine  Haupti'essel  des  s|ia)iiv(  lu-ii  l.andbaiis",  zu  zalillnsen  Streitigkeiten  nud 
(lewiiltakten  führend,  wmdi'ii  ISKJ  iiiid  1S20  bt-seitifrl  iKosclier  a.  a.  (>..  Anm.  8 
zu  §  bö;.  Der  Fuiteru  ertl»  der  nulürlii  ben  Weidegrüude  ist  uieist  eiu  geriuKer; 
nach  Thaer  hat  die  Brach  weide  etwa*/»  Werths  des  ersten  Dreeschjahres  (aof 
Ackerland,  welclies  zu  AW-ide  antrele;,'!  wird:,  die  8t  uppel  weide  nach  Mayer  etwa 
V|»teL  der  Dreeschweide.  Nuch  B  luck  ist  die  Brachweide  bis  24.  Juni  auf  den  preuss. 
Morgen  des  besten  Landes  au  8  Ctr.  HenwerA  anaoschlagen ;  eine  Fläche  von  100 
Morgen  könnte  also  bis  24.  Jnni  eine  Heerde  von  238  Hcbafen  oder  23—26  Kühe 
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ernähreu.  Vcm  S  t  o  p  p  e  1  weiden  i  2  Miumte  hindurch)  sind  weuSgStaiS  SV«  Morgen  Ar 
1  Schaf  od t  r  etwa  88  für  1  Kuh  ertnrderlicli  Uan,  a.  a.  O..  Anm.  c  zw  §  72K  —  (Jofr^n 
alle  Weiderechte,  gegen  die  grundherrlichen  sowohl  wie  gegen  die  gemeiutn 
Wflid«B,  fprecheii  sich  mit  groflser  Entsehiedenheit  lehon  die  Vertreter  der  kame- 
rali^tisrhcn  Schule  aus:  v.  Justi  erklärt  alle  KiMiiühungt-n,  der  I.iiiHlwirtli'>chaft 
aufzuhelfen,  für  , blosse  .Spielerei",  wenn  mau  »den  llauptfebler,  Ueweiduug  der 
Wiesen  und  Feldnr*  nicht  abschaffe.  (Weitere  litentarimgaben  bei  Roscher, 
Anm.  9  SU  §  87.) 

c)  Go*}:en  die  Beseitiprung  der  Weiderechte  hat  man  die  Inter- 
essen insbesondere  der  Schafhaltung  ins  Feld  treführt,  indess 
mit  Unrecht,  weil  die  Gnmdeigenthflmer,  wenn  alle  Dienstbarkeiten 
beseitigt  sind,  ihr  Land  selber  foeweiden  lassen  können  und  weil 
in  der  Ausdehnung  des  Ackerfutterbaues  die  Möglichkeit  reich- 
licherer Ernährung  der  Weidethiere  als  auf  den  sog.  natOrlichen 
WeidegrOnden  gegeben  ist,  wie  sich  denn  in  Preussen  ungeachtet 
der  zahlreichen  Weideablösunpren  in  der  ersten  Hftlfte  des  Jahr- 
hunderts die  Zahl  der  Sehafe  nahezu  verdoppelt  hat  (von  8.261,396 
im  .T.ihre  1816  auf  ir).()71,42.')  im  .I.ihre  ISöä).    Im  AllLicmeincii 
alMT  ist  flh»'rhaiipt  au  dem  Satz  tVst/.uhaltcu,  «lass  ..das  Schaf  <ler 
fort^esciiriltenen  Hodemullur  zu  weichtMi  hat"  uud  «lass  die  Seliaf- 
hultun«r  in  Ländern  mit  entwickelteren  Veriialtuisscn  luir  nocli  auf 
Gross^teru  mit  Lrerin«reren  BodenverhältuissiUi  und,  hei  vorheiTscheu- 
dem  bäuerlichem  Besitz,  nur  da  wirthschaftlich  «^erechtfertiiit  er- 
scheint, wo  ebenfalls  die  natürlichen  Boden-  oder  die  Klimaver- 
hältnisse  nur  ein  mehr  extensives  Feldersystem  gestatten  oder  wo, 
wie  in  Berg-  und  Hflgelgegenden,  eine  grosse  Anzahl  öder,  trockener 
und  auf  andere  Weise  landwirthschafklich  nicht  gut  nutzbarer  Flächen 
Yorhanden  sind.  — 

2.  1  m  V  0 1 1  z  u  <j  des  A  b  1  ö  s  u  n g  s  w  e  r  k  s  kann  mau  zwei 
Etappen  unterscheiden: 

a)  Eine  Abhilfe  wurde  zunächst  vielfach  in  der  Weise  erstrebt, 
dass  der  Weidebetrieb  zur  Verhütung  von  Schaden  auf  den  Pflich- 
tigen Grundstacken  zeitlich  und  räumlich  eingeschränkt  wurde; 
es  zählen  dahin  die  in  vielen  Landesverordnungen  erlassenen  Vor- 
schriften, dass  auf  dem  Ackerland  die  Weide  erst  nach  der  Ernte 
be<^nnen  darf,  dass  der  Umbruch  der  Stoppeln  im  Herbst,  dass 
ferner  die  Dünmmir  uml  die  Uraeharbeiten  nuirehindert  vor- 
ir»'Mömmfii.  (hiss  die  KleetVldtT  ni»lit  bei  nasser  Winterwitterunir 
in'liiitt't  vvertlt'ii  dürfen:  IVriUT  dass  bei  Wiesen  dif  Taue.  ;iii  welehcii 
di«'  H«'rbst\M'i(li'  anfangen  und  die  Küliliiiü^wt'idc  aufhören  soll. 
Ulli  Kücksicht  auf  den  Ciraswuclis  und  das  meiirniaiige  Mähen  des 
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Glases  nach  dem  Klima  jeder  Gegend  festgesetzt,  feuchte  Wiesen 
dem  Weidegang  durch  Bindvieh  und  Pferde  entzogen  bleiben, 
Wässen^'iesen  gescliont  werden  raflssen ;  dass,  wo  Waldweiderechte 

hestehen.  dem  Holzwiiclis  «ler  unentbehrliche  Schutz  zu  gel>eii  ist; 
endlich,  dass  Ix'stinunte  (iruiidstückc  (Kfltland.  iJarten.  Hiuun- 
pllan/.mmtMi  ftc.)  von  der  Weide  gänzlich  ausgesclilossen  sind.  So 
in  älteren  Preussisclien  (vom  H».  Mai  1770),  hayrisclien  (vom 
15.  März  180.')),  iiadischeii  (vom  Is.  Mai  1.S18)  Verordnuni^en. 
Entschädigungslose  Aufhebung  der  Weide  „auf  Aeckern  wahrend 
der  Fructification''  und  ,.auf  Wiesen  während  der  Heegezeit*'  im 
bayrischen  Gesetz  vom  4.  Juni  1048  und  28.  Mai  1852. 

b)  An  Stelle  solchen  Nothbehelfs  trat  mit  der  Zeit  die  völ  I  i  g 
Beseitigung  aller  Weiderechte,  zumal  deren  Fortbestand  als 

Dienstbarkeiten  auf  fremdem  Grund  und  Hoileu  mit  dem  die  ganze 
AblOsungsgesetzgebung  durchdringenden  Grundsatz  der  Fr»'ilieit 
des  Privateigenthums  und  der  <ie\vährung  uneingeschränkter  He- 
nützuniismöLilichkeit  des  Hodens  nicht  mehr  im  Kinklanir  stan<i. 
Auch  hier  verfuhr  die  < lesetzgebtuig  entweder  in  ra<iical«'r  Weise, 
indem  sie  die  zwangsweise  Aufliel)ung  der  Weiderechte  und  zwar 
nicht  bloss  der  grundlierrlichen,  sondern  auch  der  wechselseitig  von 
den  Insassen  der  Dorftlur  ausgeübten,  erstere  mit,  letztere  ohne  Ent- 
scliädigung,  einfach  decretirte,  oder  aber  die  Ablösung  im  Wege 
des  Provocationsyerfahrens  oder  der  Abstimmung  durch  Mehrheits- 
beschlUsse  ermöglichte,  unter  Zubilligung  einer  Entschädigung  an 
den  seither  Berechtigten  nach  Maassgabe  der  Ausdehnung  und 
Beschaffenheit  des  Weiderechts  (Dauer  der  Weidezeit,  Art  und 
Zahl  des  Viehs,  Grösse  des  Weidebezirks)  und  unter  Berflck- 
sichtigung  der  auf  dem  Weidebetrieb  haftenden  Lasten  und  Kosten, 
wobei  wiederum,  wie  bei  den  anderen  Ablösungen,  fflr  die  Zahlung 
der  Entscliädigiuig  entweder  die  Kajütal-  oder  Rentenform  oder 
die  Form  iler  Eandaldretung  gewählt  wurde.  Auili  ])tle<:-te  die 
dauennle  Hestellung  neuer  Weiderechte  als  Dienstbarkeiten  unter- 
sagt zu  werden. 

Solches  jrocliah  /.  1'-  in  Hayt'rn.  fli-M  t/  vom  '2>^.  Mai  lH;Vjf:  (la-<^' Hu-  iit^rer- 
sclaidet  im  L'tbrijfoa  zwisclitii  cinseitij^iMi  Wcidcrecliteu  ^lueist  gruaiilierrüelieu), 
deren  Ablösuti«:  von  der  Mehrheit  der  Belasteten  verlangt  weiden  kann  gtigen 
Ent-.(  häditriui','  im  20  fachen  des  eruiittelten  Reiuertrafjrs  oder  }rc{jrt'n  Hiuf^ahe  von 
entsprechender  Fläche  Land  und  z^ix-hen  den  ^rofjenseitigen  Weidedienstbnr- 
keiteii  der  Grundbesitzer  einer  (Jenieinde.  I)etrert's  deren  die  Aufhebung  der  (JenuMH- 
Schaft  durch  Mehrlit  it^ln  -t  liluss,  soweit  nn;rlf ii'liartiye  Tlieilnahmsreclile  bestellen, 
gegen  entsprechend«  Eutschädigung),  in  bestimmteu  Fallen  auch  der  einiwätige  Anf> 
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tritt  gwtettet  ist.  —  WAritemberiT,  0«wts  vom  16.  Mlln  187S:  Abldsanf  der 

einem  I^rittcii  /ustclHMidcn  Wcirtorechte  auf  Antrag  t  iit\vi'(l(>r  (lc3  Berechti^rton  oder 
B«laL»teteu,  EuUchadi^ugsaorm  wie  in  Bayeru ;  Verptiiclituug  der  Geineindebehürdeii, 
die  ganeteen  Weiden  anfitnheben  oder  einsttsehränken,  wenn  eine  ^vdsse  Mehrheit 
der  belastet«  n  (m  uiidstücke  darauf  Antru)^  stellen.  —  Baden,  (Jt-si-t/  vom  81.  Juli 
1K48:  nur  die  Bt'la>t('tt'ii.  aber  auch  eint-  Miuderlicit  d»M>.«'ll»t'ii.  dürfen  dio  Ablösung' 
beg-ehrrn;  Kntschadigunjfs/.aliiuug  im  lötaclieu  Heirajjf  des  Ueiuertrags.  Uebrigeus 
bat  in  letzterem  Land  die  Enrignng,  dass  in  rauheren  (legenden  die  Schnfbaltoiig 
wolilan^i'hrnclit  ist  und  zwar  sowohl  lan d  w  i  r t  Ii  s c h a  f  1 1  i  eh  weg"en  der  besseren 
Auäuiitzimg  vou  Oedungen  und  ürachilureu  »uwie  wegen  des  PferchgewiunBf 
^emeindeökonomiich  wegen  der  dnrch  die  Terpachtung  von  Weiden  rieb  er» 
gdMnden  Einnahmen,  die  (iesetzp-ebun^  dazu  f^efülirt,  die  Wiedereinführung:  von 
figemeinen  Sehafweiden"  mit  M«'hrheifsheschluss  der  Tietlieili^'-ten,  weleliem  die  Minder- 
heit aicb  fügen  muss,  sofern  „ein  erheblicher  landwirthsclmftlicher  Nutzen""  durch 
dieM  Einführung  nachgewiesen  werden  kann,  unter  den  erforderlichen  Garantien 
gvfren  missbriiuchliriie  Ausdehnun<r  d'"^  Weidereehts  wieder  zu  ennü^liehen  (Jesetz, 
vom  17.  April  1884;  vgl.  des  Vertaäüers  üaudb.  des  Bad.  Laudwirthschaftsrechts 
1887,  S.  317  ir.). 

Tu  Frank  reich  schon  nach  den  routumcs  alter  Gruudsatz,  dass  nach  der 
Ernte  die  Hauern  ihre  Heerden  fre{»-en  sei  ( i  <r  auf  den  Gründen  (auch  der  Nachbar- 
dörfer) weiden  lassen  durften  i,Weidereelit  innerhalb  der  tiemeiude:  dndt  de  vaine 
patüre,  mit  üebertriebsrecht  auf  fremden  (ieniarknngen:  droit  de  jiarcours).  Im 
Code  rnral  wnrdf  difsc  freirfii^<'iti;Xi'n  Weidedienstl>arkeiten  mehrfach  beschränkt  i.\us- 
flchluss  lusbeäuudere  alier  küustlicheu  Wiesen;  üegreuzung  der  weidenden  Viehzahl 
jeden  Familienvorstandea)  nnd  der  Gmndiats  anfgestellt,  dass  jeder  Grondbeeitser 
durch  Einhe<j:iing  (clotiirei  seiner  (trundstüeke  sich  von  vaine  patüre  und  parcours 
freimachen  darf,  dann  aber  auch  das  Hecht  zur  Theiluahmo  au  der  gemeinen 
Weide  verliert  und  dass  das  Recht  der  vaine  patfirc  zwischen  Einzelnen  ablösbar 
ist.  Ueber  neuerliche  Bestrebungen  einer  anderweiten  Ordnung  der  Materie  (im 
Sinne  der  völligen  entsehädigungslosen  Beseititrun«;  (h^r  parcours  und  der  erleichterten 
Aufhebung  der  vaine  piiturej  siehe  v.  Keitzeustein  in  d.  Jahrb.  f.  N.  u.  8t. 
Nene  Fol^,  Bd.  XIV,  S.  166  ff. 

3.  Nur  <li(>  Autliobiing  der  einem  Dritten  (dem  Gutslierrn)  zu* 
stehenden  WeidenM  litc  l'ällt  streng  genommen  unter  die  AblOsungs- 
gesetzgebung ;  doch  sind,  in  Süddeutschland  wenigstens,  und 
zwar  gewöhnlich  in  denselben  Gesetzen,  auch  die  auf  den  Grund- 
stöcken der  Gemarkung  von  allen  Yiehbesitzem  ausgeflbten  gegen- 
seitigenWeiderechte  zur  Ablösung  voigesehen  worden.  Einen 
anderen  Weg  hat  dagegen  hinsichtlich  dieser  und  anderer  wechsel- 
seitigen Dienstbarkeitsrechte  die  norddeutsche  und  die  Gesetz- 
gebung einiger  anderer  Länder  eingeschlagen,  indem  sie  deren 
Beseitigung  in  Verbindung  mit  der  anderweiten  Ordnung  von  ge- 
nieinsanuMi  Nutzungsreclit»'n  uherliaui)t.  Ix'stehen  diese  nun  an 
privati'n  Grundstückfu  oder  an  gemoinscliaftliclieni  oder  an  Ge- 
nKMudeeigenthuni,  anstrel)t»'  und  zwar  im  «Iruudsatz  durch  Auf- 
tlicilung  der  der  genieiii>.mi<'u  Üciuitzinii;'  seitluT  uutcrworrciuMi 
Lriud»'r<Men  ((J  e  uir  i  u  Ii  i  t  e  u)  zu  EiLicntlium  und  gU'itlr/.citiue 
Herbeiluhrung  einer  zweckmässigen  Arroudiruug  des  Einztdgruud- 
besitzes;  diese  Massregel  —  G em ei nheitsthe Hungen,  Sepa- 
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rationell  —  in  Verbindung  mit  der  vorgeschriebenen  Zusammen- 
legung von  Grundstflcken  (Verkoppelungen,  Feldbereini- 
gungen), und  wobei  die  Beseitigung  von  bestimmten,  bis  dahin 
bestandenen  Dienstbarkeitsrechten  am  privaten  Grund  und  Boden, 
insbesondere  also  auch  von  Weiderechten  (gutsherrlieher  oder 
anderer  Art)  lediglich  einen  Bestandtheil  des  Gesammtuntemehmens 
bildet,  hat  daher  eine  Aber  die  blosse  Befreiung  des  Grund  und 
Bodeus  von  ISstigon  8orvitiit«^n  weit  hiiuuisgoluMKle  Bedeutung ;  sie 
hat  sieh  auch  iiuMst  st'lhstständig  nehen  der  Ahlösungsge^ftzgebung 
entwickelt  und  ihre  AnfäuLre  reichen,  für  Preussen  wenigstens,  in 
eine  Zeit  zurück,  in  der  ein«?  wesentliclie  Hesserung  der  giits- 
herrlichen  Verluiltuisse  iiodi  in  zieniliclior  Ferne  stand.  Daher 
dieser  Tlieil  der  G esetzgel»uiig  als  1^  a  n  d e  s  c  u  1 1  u  r  g  e s  e  t  z  g e  1>  u  n  g 
bezeichnet  zu  werden  pÜegt,  im  Gegensatz  zu  den  Bel'reiungs- 
oder  Abldsungsgesetzen  (Agrargesetzen  im  engem  Sinn).  Auf 
ihn  näher  einzugehen,  bildet  die  Aufgabe  des  dritten  Kapitels. 


§  27.  Die  Aufhebung  der  Jagd-,  Fischerei-^)  u  n  (i 
Bannrecbte,  sowie  der  gutsherrlichen  Gerichtsbarkeit 

1.  Das  Jagd-  undFischereirei  ht  war  nach  ältestem  deutüclieu 
Kecht  ein  AusÜuss  des  Eigenthums  am  Grund  und  Boden  und  stand 
desshalh  jedem  Vollfreien  zu:  eine  Verschiedenheit  dieser  Rechte, 
je  nachdem  sie  den  Vornehmen  oder  den  sonstigen  Gemeinfireien 
zukamen,  war  danach  nur  in  räumlicher  Beziehung  vorhanden, 
indem  die  grossen  Grundherren  nicht  bloss  auf  den  Ländereien, 
welche  sie  unmittelbar  für  sich  bebauen  Hessen,  sondern  auch  auf 
jenen  das  Jagdrecht  ausflbten,  welche  sie  an  ihre  hofhörigen  Leute 
zur  Bewirthschaftung  überliessen  und  indem  sie  nebstdem  in  den 
Marken,  zu  denen  ihre  verschiedenen  Gflter  gehörten,  mitjagd- 
berechtigt  waren.  Dies  änderte  sieh,  als  in  der  fränkischen 
Monarchi«'  der  HegritV  der  sog.  Hannforsten  aufkam,  d.  h.  solcher 
Wälder,  in  denen  die  Jagd  jederinaini  mit  Ausnahme  des  Königs 
hei  Strafe  (h's  Königshanns  (»JO  solidi)  vcrhoten  war:  als  ferner 
mit  <lem  Hann  allgemach  nicht  hlons  nudir  luu"  die  königlichen, 
sondern  auch  his  dahin  unhesessene  oder  gar  im  (Jesammteigenthum 
einer  Gemeinde  stehende  Foräteu  belegt  wurden  und  diese  Bann- 

'i  .laiL'-d-  1111(1  l'ischrn-i  in  ihrer  n'clitlirln-n  und  judi/t  iliclicii  (»csfaltiiuir  bilden 
deu  Ge^*uätuud  be-soiuierer  Uuistcliutig  in  üpätercn  liaiiücu  des»  HaudbuiliH. 
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forsten  allmählich  im  Wege  der  Vergabung  oder  Belehnung  (mit 
anderen  königlichen  ijerechtsamen)  in  die  Hände  der  weltlicheii 
und  geistlichen  Aristokratie  gelangten;  als  endlich  mit  der  Recep- 
tion  des  römischen  Bechts  und  die  durch  seine  Vertreter  begründete 
Theorie  des  Obereigenthums  des  Grundherrn  über  die  Gemarkung 
ein  ausschliessendes  Jagdreeht  des  firsteren  gegenüber  allen  Dorf- 
insassen  hergeleitet  und  mit  der  Zeit  rechtlich  fixirt  wurde  (vgl. 
§•  18).  Vom  16.  Jahrhundert  ab  trat  in  dieser  rechtlichen  Gestal- 
tung des  Jagd-(und  Fischerei-)recht8  im  Wesentlichen  nur  die 
Aenderung  ein,  dass  mit  der  Erstarkung  der  Landesherrschaft,  wie 
für  andere  öffentliche  Nutzungen,  so  auch  gegenüber  der  Jagd  und 
Fischerei  der  Begriff  desBegals  aufkam,  d.  h.  dass  dasBecht  zur  Aus- 
Abling  der  Jagd  und  Fischerei,  wenigstens  in  Ansehung  der  hohen, 
als  eine  aus.sclilit'sslicii  <lcni  Landcslicrni  zustehende  Befugniss  in 
Afi.sj)rucli  genommen  wurde,  soweit  iiiclit  auf  (lies«'lbe.  iu'l)en  der 
ni»Mi»'rt'ii.  in  deren  Besitz  die  ( irundherren  nu'ist  belassen  waren, 
ausdrücklich  verzichtet  wurde:  während  den  IJanern  auch  der 
niedere  Wildbann  endgültig  entzogen  blieb.  Wenn  der  Groll  und 
Unmuth  der  Bauernschaft  gegen  diese  Entwicklung  der  Dinge  in 
besonders  lebhafter  Weise  zum  Ausdruck  gelangte,  so  hangt  dies 
auch  damit  zusammen,  dass  das  JagdnH-ht  in  der  rücksichtslosesten 
Weise  und  unter  Versagung  jeder  Wildschadensersatzpflicht  ge- 
handhabt, ein  übermftssiger  Wildstand  zum  Schaden  der  Acker- 
fluren gehegt,  üebertretungen  des  Jagdrechts  auf  das  grausamste 
gestraft  wurden  und  zu  allem  Dem  die  bauerliche  Bevölkerung  mit 
weitgehenden  Jagdfrohnden  und  -Abgaben  (Treiberdienste,  Wild- 
pretefuhren,  Jägerquartierungen)  belastet  war'). 

Mit  dem  Grundsatz  der  Freiheit  des  Grundeigentluims  waren 
die  Jagdrechte  natürlich  ebensowenig  mehr  vereinbar  wie  die 
anderen  grundluTrliclieii  Höchte,  luid  ihre  AufheluiiiLr  darf  «laher 
als  ein  Tlu»il  der  allgeineiinMi  Ablrisungsiresr'tZLielning  angesehen 
werden,  wenn  sie  schon  (nüt  Ausnahme  von  Frankrei»'h.  das  17S*» 
mit  den  anderen  feudalen  Kechteu  auch  diese  gleiciizeitig  beseitigte) 
zeitlich  meist  unabhängig  von  der  ersteren  oder  docli  erst  in  einem 
späteren  Stadium,  vielfach  erst  unter  dem  Eindruck  der  184Hor 
Unruhen,  erfolgte«  Ganz  allgemein  Hess  man  sich  bei  dieser  Auf- 
hebung, welche  in  der  Begel  ohne  Zuerkennung  einer  Entschädigung 
an  die  seither  Berechtigten  ausgesprochen  wurde  (mit  einer  solchen 

')  Berchtold,  im  Art  Jagdreoht  im  dentachen  Staatswörterbach. 
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in  Oesterreich,  li;iy»Mn  und  Baden),  von  dorn  Gediinken  leiten,  dass 
das  Jandrecht.  in  relx'reinstimmunir  mit  altdeutsclien  Hochts- 
an8eliauunu:en ,  wie  <lie  wilden  Tliiere  selber,  ein  Zul)ehör  des 
Eigenthnms  an  den  Grundstücken  sei.  und  es  wurde  dieser  Gedanke 
in  die  Fassung  gebracht,  dass  „im  Grundeigenthum  die  Berech- 
tigung zur  Jagd  auf  eigenem  Gnmd  und  Boden  liege  und  dass 
Jagdgerechtigkeiten  auf  fremdem  Gnmd  und  Boden  nicht  wieder 
bestellt  werden  dflrfen*';  wobei  aber  im  Hinblick  auf  die  Unmög- 
lichkeit, jeden  auch  den  kleinsten  GrundeigenthUmer  zur  Aus- 
übung der  Jagd  fflr  befugt  zu  erklftren,  diese  Ausübung  theils 
gleichzeitig  mit  der  Neuordnung  des  Jagdrechts  auf  obiger  Orund- 
läge,  theils  in  späteren  Gesetzen  Yon  dem  Vorhandensein  eines 
grösseren  zusammenhängenden  Besitzes  abhängig  gemacht  und  im 
Uebrigen  der  Gemeinde  als  Vertreterin  der  Gesammtheit  zu- 
gewiesen wurde,  welche  dieses  Keeht  im  Wege  der  Verpachtung 
zu  nutzen  hat.  (So  in  Preussen ,  (Jesetz  vom  31.  Octolier  1848 
und  V.  7.  März  1850:  in  Bayern  v.  4.  Juni  18 i8  und  30.  März  1850; 
OesteiTeich,  Patent  vom  7.  März  1849  und  ähnlich  in  den  meisten 
deutschen  St^uiten.) 

Die  vorstehende,  vom  Gesichtspunkt  der  landwirthschatitlichen 
Interessen  nur  zu  billigende  Lösung  ist  nur  insoweit  noch  einer 
weiteren  Aiisirestaltung  fähig  nnd  bedürftig,  als  die  Pflicht  zum 
Ersatz  des  Wildschadens  gesetzlich  dem  Jagdausübenden  bzw. 
dem  Inhaber  des  Jagdrechts  aufzuerlegen  ist  Dies  ist  bis  jetzt 
nur  in  einigen  Staaten  (Bayern  und  einige  mitteldeutsche  Staats- 
wesen) geltendes  Recht,  in  den  meisten  Staatswesen  aber  harrt 
noch  dieser  Gegenstand  seiner  befriedigenden  Ordnung,  zumal 
von  der  rechtlichen  Möglichkeit,  die  Wildschadensersatzpflicht  im 
Pachtvertrag  dem  Pächter  aufzuerlegen,  von  den  Gemeinden 
häufig  ein  Gebrauch  nicht  gemacht  und  der  Antheil  der  Grund- 
besitzer an  den  allerdings  hautig  ansehnlichen  PachterlAsen  mit 
dem  im  gegebenen  Fall  erlittenen  Schaden  keineswegs  immer  im 
Verhältniss  stellen  wird. 

Die  grundhenli'  lifn  F  i  s  c  Ii  e  r  e  i  r  e  e  h  t  e  hal)en  weder  die 
wirtlischattliche  lii  dcutung  wie  die  .Tagdrechte,  noch  haften  ihnen 
die  sonstigen  Unzuträglichkeiten  an,  welche  dem  Jagdrocht  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  eigen  sind;  und  es  haben  daher  selbst 
die  Stürme  des  Jahres  1818  eine  Vermindenmg  des  alten  Besitz- 
standes fast  nirgends  zur  Folge  gehabt.  (Eine  Ausnahme  in  Baden, 
wo  gleichzeitig  mit  allen  anderen  „Feudahrechten"  auch  alle 
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Fischeroiberechtigungen  auf  fremdem  (Tniiid  und  Boden  und 
zwar  gegen  Entschädigung  aufgehoben  worden;  Gesetze  vom 
10.  April  1848  und  vom  29.  März  1852.) 

2)  Die  ßannrechte.  d.  h.  das  bestimmton  Personen  einge- 
räumte ausschliessliche  Privilegium  auf  Herstellung  bestimmter 
Waaren  oder  Vornahme  bestimmter  Arbeiten  innerhalb  eines  um- 
s^chriebenen  Bezirks,  (wobei  man  je  nach  der  Art  der  monopolisirten 
Produktion  den  Mahlen-,  Brauereibann,  Wirthschaftebann  oder 
Schankgerechtigkeit  unterscheiden  kann),  mOgen  zum  Theil  auf  Ver- 
abredung und  Vertrag  zurttckzuftlhren  sein,  wurden  aber  vielfach 
auch  als  Ausfluss  der  Grundherrlichkeit  in  Anspruch  genonunen,  und 
ihre  Beseitigung  bildet  daher  ebenfiiUs  einen  Bestandtheil  der  Ab- 
lOsungsgesetzgebung.  Die  wirthschafUiche  Wtbrdigung  dieser  Rechte 
gehört  dem  Gebiet  der  Gewerbepolitik  an  und  es  mag  dalier  hier  die 
Beriu'rkung  genügen,  dass,  wenn  in  Zeiten  unentwickelter  (iewerbe- 
thätigkeit  die  Errichtung  solcher  liewerhsanlagen  durch  die  Gruiid- 
herren  eine  Wohlthat  für  das  tiache  Land  ijewesen  sein  niae.  doch 
der  privilegirte  Charakter  desselben  lästig  und  beschwerlich  em- 
pfunden werden  musste,  als  Gelegenheit  gegei)en  war.  auch  ander- 
wärts die  betreffenden  Gegenstände  und  Arbeiten  und  vielleicht 
billiger  oder  besser  oder  auf  bequemere  Weise  geliefert  zu  er- 
halten*).   Die  Keform  begann  und  zwar  schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert damit,  dass  der  ausschliessliche  Charakter  der  Berechtigungen 
abgeschwächt  wurde,  sei  es,  dass  man  den  Grundsatz  aufstellte, 
dass  das  Vorhandensein  von  Bannrechten  nachgewiesen  werden 
mllsse,  sei  es,  dass  man  die  Verpflichteten  nur  dann  zur  Benutzung 
der  betreifenden  Anstalt  fttr  verpflichtet  erklärt,  wenn  sie  in  gutem 
Zustand  sich  befinde  (Bad.  Landrecht,  710  ha  flf.),  sei  es,  dass 
man  gegenflber  dem  Bannrecht  dem  Einzelnen  das  Recht  wahrte, 
die  eigenen  Bedftrfnisse  durch  eigene  Arbeit  zu  befriedigen  (Preuss. 
Landreclit  g§  14 — 19).    Der  Fortbestand  der  Banurechte  wurde  im 
rehrigen   weniger  durch  die   freiere   GnuKlhesitzvcrfassung,  die 
dieses  .lahrlunidcrt  i)racht<',  als  durch  den  herrschend  gewordenen 
Grundsatz  der  bürgerlichen  G   w  e  r  l»  e  f  r  e  i  Ii  eit  erschüttert,  und 
den  Anfang  machte  Preussen,  wo  durch  das  Edict  vom  '26.  Oct  iÖlO 

*)  In  der  Begründung  des  badischen  Gesetzes  vum  28.  August  183Ö  wird 
der  Naehtiieil  der  Bmmirechte  eindringUch  betont,  welcher  ««ich  nicht  nnr  gef^nüber 
HiizolniMi  Bannpflichtigeu  zeipe.  deren  Auswahl  in  besseren  Gewerbsan stalten  dadurch 
beschrankt  ist,  sondern  aucli  in  Bezug  auf  das  Km])orkommen  einer  besseren  Qe- 
werbsthätigkeit  überhaupt,  da  dem  luiiaber  einer  Baunanstalt  der  sonst  in  etoer 
freien  Concnrrens  begrttndete,  so  wohlthitig«  Sporn  der  YervoUkommnung  f^t". 
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alle  Bannrechte  und  zwar  der  Hegel  nach  ohne  Entschädigung 

aufgehoben  wurden,  „da  die  Theorie  und  die  Erfahrung  beweisen, 
dass  dio  Aufhebung  keinoswogs  die  Kinnahmoii  dor  fnihor  Ber»'ch- 
tigten  mindert".  Diesem  <lrun(isat/  der  entschädigungslosen  Auf- 
hebung r<>lgt»Mi  eine  Reihe  von  Staaten  (Hannover.  Saciiseii.  Bayern. 
OesterriMi'Ii ) .  ^valirend  andere  eine  Entschädigung  wenigsten  in 
mässigeni  Hftrage  rulcr  bedingt  zuerkannten  (Sai  hsen,  Baden.  Hessen). 
Mehrfacii  erfolgte  die  endgültige  Beseitigimg  erst  gelegentlich  der 
Neuordnung  des  Gewerl)erecht9. 

.').  Ein  charakteristisdies  Merknnil  (b^r  (irundhenrschaft  bildet 
die  ihr  verliehene  Gerichts-  und  Polizeigewalt  Aber  die  auf 
dem  gnmdherrlichen  Grund  und  Boden  angeaessenen  Leute;  und 
zwar  stand  diese  Gewalt  nicht  etwa  nur  dem  hohen  weltlichen 
und  geistlichen  Adel,  sondern  auch  den  kleineren  Herren,  der 
landsässigen  Bitterschaft,  den  landsftssigen  Klöstern  und  Stiftem 
sowie  den  Stftdten  zu.  Mit  Ausnahme  höchstens  der  schwersten 
Straffftlle  gehörten  danach  alle  Rechtssachen  vor  das  herrschaft- 
liche Gericht,  die  Streitsachen,  welche  auf  das  Verliältniss  dM 
Gruudholdt'u  zur  Herrschaft  Hezug  hatten,  so  gut  wie  die  Streitig- 
keiten (b'r  l'nfreien  und  Hintersassen  (Ptalil  -  und  Zaungericht), 
ja  selbst  Auswärtige,  weU  he  an  die  angesess»Micn  Leute  etwas  zu 
zu  tor<b'rn  hatten,  mussten  ihr  Kecht  l)ei  (bMi  herrschattlichen  Ge- 
riciitcn  nehmen.  Wie  sehr  die  d»'m  Wesen  des  mittehilterlichen 
Patrimonialstaats  eigentluimliclie  Entäusserung  der  staatlielien  Justiz- 
und  Polizeihoheit  zu  Gunsten  Privater  die  Lage  der  Grundholden 
Torschiechterte  und  deren  immer  tiefere  Herabdrückung  und  Ver- 
gewaltigung mit  veranlasste,  wurde  schon  früher  betont  (§  18); 
doch  war  es  nicht  sowohl  der  Hinblick  auf  diese  Verhältnisse,  ids 
die  im  18.  Jahrhundert  allmählich  heranreifende  geläuterte  Ansicht 
Aber  das  Wesen  des  Staats  und  der  ihm  auch  im  Gebiet  des  Bechts 
und  der  Bechtspflege  unTeräusserlich  zugehOrenden  Hoheitsrechte, 
was  zunächst  theils  zu  einer  Beschränkung  der  Gompetenz  der 
gutsherrlichen  Gerichte,  theils  zur  Uebertragung  der  gerichtsherr- 
lichen Justiz  an  gehörig  vorbereitete  Beamte  führte,  aber  erst  in 
diesem  .lalnhundert  die  vr)llig<»  Auiliebung  dieses  Instituts  gezeitigt 
hat.  ind»  in  man  dieses  w<Mler  nnt  ib'ii  AntVtr<lerungeii  einheitlicher 
Gericht>\ ciiassuno"  um!  cinlieitiicher  Kerhlsldldung  noch  mit  dem 
Wesen  des  Kii  hteiamts  und  des  ötVentliclien  Amts  lilierhaujtt,  noi  li 
endlich  mit  <len  (irumisätzen  der  iHTStMiFichen  Freiheit  und  dcF 
Gleichheit  vor  dem  G'esetz  für  vereiiibarlich  zu  «rächten  vermochte. 
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Mit  dieser  Aufhebung,  die  freilich  in  einzelnen  Staaten  erst  spät 
erfoltrte  (Oesterreich  1848.  Preussen  1849,  Baden  schon  1824),  war 
die  alte  ( iriindliorrUchkeitsverfassuiiLi  vollends  zn  (irahe  <j:(»trairen, 
war  dem  Bauoni  zu  der  persönlichen  mid  w  irtlischaftlicheii  Freiheit, 
die  ihm  dif  (Trundentlastuntr  irewahrt  hatte,  nunmehr  auch  in 
allen  seinen  reclitlichen  ßezielnuiLien  der  in  einer  freien,  unal)- 
liäniriiren  Kechtsptleiie  liegende  Scliutz  gewährleistet  und  das  Ver- 
bältiiisä  der  grundbesitzendeu  bäuerlichen  Bevölkorimg  zu  den 
grossen  Orundbesitzem  zu  einem  rein  wirthscliafUichen  umgestaltet 
worden,  das  foitan  auch  dos  Scheins  einer  socialen  Abhängigkeit 
entbehrte.  Der  Grossgrundbesitit  selber  aber,  seiner  früheren  Herr- 
schaftsrechte  entkleidet,  bedeutete  von  jetzt  ab  kein  den  bäuerlichen 
Interessen  feindliches  Element  mehr;  Tielmehf  konnten,  nachdem 
der  staatsrechtliche  Unterschied  zwischen  Bittergut  und  Bauerngut 
gefallen  und  nur  noch  wirthschafbliche  Orössenunterschiede  llbrlg 
geblieben  waren,  die  Inhaber  beider  Arten  von  Gütern  nunmehr 
in  friedlichem  Zusammenarbeiten  den  gemeinsamen  Interessen  des 
Uerufälebens  sich  hingeben. 


8  26.  Abschliessende  Betrachtungen. 

Eine  bedeutungsvollere,  in  die  bestehende  Kechts-  und  W  irth- 
schattsordnung  tiefer  »  inschneidende  Gesetzgebungsaction,  als  die- 
jenige war,  durch  welche  die  Befreiung  des  Bauernstandes  aus  der 
Gebundenheit  der  feudalen  Agrarverfassung  herbeigeführt  wurde, 
kann  es  schwerlich  geben;  und  es  wäre  verwunderlich,  wenn  der 
Uebeigang  aus  dem  Zustande  dieser  Gebundenheit  in  jenen  wirth- 
schaftlicher  Freiheit  und  Unabhängigkeit  ohne  stOrende  Zwischen- 
fälle Terlaufen  wäre.    In  der  That  sind  die  gehofiten  Früchte 
jener  Gesetzgebungsperiode  nicht  gleichmässig  zur  Beife  gelangt; 
und  auch  die  wärmsten  und  aufrichtigsten  Verehrer  jenes  grossen 
Ablösungswerks  mflssen  zu  der  Einräumung  sich  verstehen,  dass 
die    üherschwänülieluMi    Erwartungen    einer   ungehennnten  wirth- 
sehaftlichen  Hebuni;  dfr  breiten  Massf  der  Landbevölkerung  als 
l-'olge  <ler  Niederreissung  der  alten  Agrarverfassung  doch  nur  zum 
Theil  und  gegendenwt'ist'  L^ar  niclit  in  Krfülluni:-  uegangen  siiul. 
l^lit  der  Lösung  des  alten  < iutsunti'rthänigkeitsverbandes  ging  auch 
der  wirthschaftUche  Kücklialt  verloren,  den  der  Bauer  bis  dahin 
an  dem  Gutsherrn  gehabt  hatte;  die  ehemaligen  Ansprüche  auf 

BBck«B¥*rg«r,  A.,  AgnrRoUtik.  L  10 
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riiterstützuiij?  in  Unüflücksfällen  (Viehsterben,  Hagelschläge,  Mis»- 
(»rntiMi  «'to.)  tirh^n  obcnso  wog,  wie  dio  ilbliclion  Heihilfen  der 
(iutslKMTscIiat't   zur  AulViililung   von  B;iuliclik(üt«»n   und   <lii'  zu- 
«rostandiMien  Nutznnuon    am   InMTscliat'tlicln'ni    Wald.    I)»'r  Bauer 
hatte  seine  wirthscliaftlielie  Sell)ststäiidiLik«'it  erlialten.  olnie  da>s 
ihm  indess  durchweg  sofort  die  iintliine  ..intellectuelle  Triebkratl  zur 
Seite  stand,  die  mit  der  Hrkenntniss  des  Besseren  auch  Knerine 
genug  verl)iiidet,  um  im  Wechsel  der  Geschicke  auszuharren-. 
Mit  der  (finvährung  des  vollen  Eigeiitbumsrechts  am  Grund  und 
Boden,  mit  der  Einräumung  der  den  anderen  Staatsangehörigen 
zugestandenen  wirthschaftlichen  und  socialen  Freibeitsrecbte  war 
ziemlich  unvermittelt  die  bäuerliche  Bevölkerung  mit  einem 
frflher  nicht  gekannten  Maass  von  wirthschafklicher  Selbstverant- 
wortlichkeit  belastet  worden,  dem  nicht  auch  sofort  ein  entsprechen- 
des Maass  von  wirthschaftlicher  Einsicht  und  Selbstzucht  zur  Seite 
Htand.   Dass  in  Folge  dessen  die  befreite  bäuerliche  Bevölkerung 
nicht  immer  von  der  Freiheit  den  richtigen  maassvollen  Gebrauch 
zu  machen  wusste;  (hiss  eben  desshalb  viele  Angehörige  der  Laiid- 
bpvrdktTiuig  hinterlier  der  Verschuldung  und  Verarnmiig  \t'rt"aIl»Mi 
sind,  ist  unitestreitliar ;  aber  ein  Trugschluss  wäre  es  glcii  hw  olil. 
das  gi'osse  Kct'nrmwerk  aus  diesem  <lrniid<*  als  ein  „vcrt'rülitt'S" 
zu  bezeichiuMi.    Mau  nmss  l)eachtcii.  dass  unter  dem  alt<'n  guts- 
herrlichen Verband  die  Bedinirunuen,  zu  höherer  wirtlisciialtlicher 
Keife  zu  gelangen,  überhaupt  nicht  gegeben  waren:  d;i<s  solche 
Keife  niur  in  der  Ii aileu  Schule  des  Lebens  errungen  wer(b>n  kann  und 
dass  jene  Betrachtungsweise  dalier  der  Selbststandigmacbung  bis- 
her unselbstständiger  Elemente  dauernd  im  Wege  stflnde.  Auch 
kann  doch  nur  eine  sehr  einseitige  Inbetrachtnahme  der  Lage  des 
Bauemstandes  verkennen,  dass,  wie  wenig  erfreulich  auch  vielerorts 
diese  Lage  an  der  Schwelle  des  neuen  Jahrhunderts  sich  gestaltet 
haben  mag,  sie  docli  im  Vergleich  mit  den  vielfacli  bejammems- 
werthen  Zuständen  derselben  Bewohner  am  Anfange  des  19.  Jahr- 
hundorts immer  noch  eine  sehr  erträgliche  genannt  werden  darf: 
und  dass  die   (b'm   Al)b">sungswerk   vor  AHem   zu  verdanken<le 
Sclialliiiig  fester  Hesilzveriiältnisse  (HiLrcntliumsvi'rIcihung.  sicheres 
Krbrei  lit   des  Besitzers)  eine  früher  nicht  gekannte  Bereiclierunir 
der  l'<H|.'n|ir.n|iictioii.  alter  aucli  eine,  wenn  sclion  hmgsam  sich 
\ oll/irhcii(i»>  Hebung  des  Bauernstamb's  in  moralischer  und  iuti'lh'c- 
tueller  Beziehung  im  (let'olge  gehai)t  hat.  welche  von  der  Unwissen- 
heit und  Hoheit  Uieaer  Bevölkeruugäklasse  in  früheren  Zeiten 
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merkbar  sidi  abhebt.  Es  wird  an  aiKb'rer  Sti'lle  (Kii))it('l  II)  der 
Nachweis  zu  orbrin^^cn  sein,  wclclir  Vorzüge  in  wirthschattlicher, 
|M»litischer  umi  sdcialiiolitisi-hcr  Hiii>i(  lit  dein  Eii^enthnin  am  (irund 
iin<l  BodtMi  znkomnKMi  und  da?;  Aldösimosw  crk  miisste  daher  srhnn 
desshallt  als  eine  rettende  That  geleiert  werden,  weil  es  eine  Lirosse 
Masse  mittlerer  und  kleinerer  Landeigenthümer  geschafi'eu  hat'). 

Die  nicht  selten  gehörte  Meinung,  dass  der  Bauer  der  Gegen- 
wart in  einer  schlimmeren  Lage  sich  befinde  als  innerhalb  des  alten 
gutsherrlichen  Verbandes,  \veil  er  im  Zustand  der  VerseliuMung 
jeden  Augenbliek  die  Anstreiliung  zu  gewärtigen  liahe.  lässt 
vTdlig  unheaehtet.  dass  aii<li  in  jener  Zeit  A iisht<»>siingen  des 
Haueni  aus  seinem  Besitz  rechtlieh  möglich  waren  uml  that>äclilich 
geübt  wur<len:  dass  aber  heute  der  möglichen  (lefaln*  des  Verlustes 
der  liegenden  Habe  dureli  Ueberschuldung  und  Zwangsvollstreckung 
die  Möglichkeit  der  Mehnmg  dieser  Habe  und  der  sicheren  Ver- 
erbung des  gemehrten  Besitzes  gegenüber  steht.  Man  kann  es 
bedauern,  dass  die  dem  schöpferischen  Liberalismus  der  ersten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  entsprungene  Gesetzgebung,  in  weit- 
gehendem Optimismus  die  gflnstigen  Wirkungen  voller  wirthschaft- 
licher  Freiheit  und  unbegränzten  Waltens  des  self-interest  flber- 
schätzend,  mit  dem  Niederreissen  der  alten  feudalen  Gebundenheit, 
in  scheinbar  folgerichtiger  Rücksichtslosigkeit  auch  sonstigen  die 
Willensfreiheit  beschränkenden  Rechtsformen  die  Berechtigung  ab- 
sprach, welche,  wie  diejenigen  im  Gebiete  des  Erb-  und  Credit- 
ri'chts.  den  minder  Einsichtigen  und  Schwächeren  ein<Mi  Schutz 
gegen  wiilhschailliche  Verirrungen  und  Fehlgrift'o  zu  verschairen 


')  Rau.  a.  a.  ()..  47a.  sajrt  in  dicker  Hirisiclit:  _S«ilan}re  «l«"r  Bauer  nirlit 
die  (iewissheit  hat,  dmn  duü  (iut  aut  soiiie  Krbcn  komme,  oilvr  wo  er  gar  niclit 
einmal  «nf  lebenslingliclieii  Besitz  rechnen  kiinn, ....  da  sinkt  er  leicht  in  Mnth- 
loiiigk«>it.  KrscIilaflruiifT  und  Müssig^gang;  er  scheut  jede  Ausgabe  and  lWinii)iuii^% 
d«Wi  Frücht«'  nicht  in  kurzer  Zeit  ?.n  reifen  versprechen  ....  Dieser  Zustand  ist 
fBr  die  (Jüterenseupun^r  in  hohem  (Jrade  nachlheilijjr,  /ntrlcich  aber  ist  bei  einem 
anf  erblichen  tiütem  ansässitren  KaueniKtand  mehr  Anhiin<rlichkeit  an  das  Taterland, 
mehr  Sinn  für  fr»'set7.1i(  lu'  Onlniin«.'-.  int-lir  Hiedcrki-it  ntid  Ziivt  rliissijrkcit  zti  erwarten, 
Miwie  derü«^lbe  sich  auch  eiues  gesicherten  Wohlätaudeä  erfreut. "  Uud  selbst  der 
Aber  die  I^age  der  Landwirthschiält  in  der  (iegenwart  meist  doch  sehr  pessimistisch 
unhc-ilende  L.  v.  Stein  erkennt  an  (Die  drei  Frap'n  des  (irnndhesit/.es,  1881, 
S.  it2  ff .  .  dass  ,die  Erhehnnjr  des  (Jrundhesitzes  zum  freieu  Kapital  zuerst  für  die 
Laiidwirthbcltaft  das  persönliche  Kapital  in  Üetrieb  und  Intel  1  i^^e nz  eut» 
fesselt,  seine  werthproducirende  Kraft  zur  (ieltung  gebracht  und  damit  eine  neue 
Kpoche  der  fa(  lin)iiiini>;(  lien  sowie  der  liöhen-n  nationalokononiist  iien  .Autfassunjf 
und  Theorit)  hervorgerufeu**  .  .  .  .,  dass  desshalb  „ilie  (iroudeutlahtung  ....  vermogo 
aemli^  vmhwwibunr  Oesetse  der  Volkswirtlischafl  die  Cvnuidlage  des  Reichtboms 
md  der  geaammten  Landwirthscbaft  Earopas  geworden  ist". 
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giM'iniu't  waioii.  Abor  liicraiij^  kann  folirerielitii:  docli  nur  «It-r 
Schills?»  ne/oiron  w(>r(l(Mi.  dem  durch  eine  zu  schrankenlos  ir**j<taUete 
(jesetziifehunü:  in  HezuLT  auf  Veräiisseriin;u^  und  Verschuldiini^  l»e- 
»rflnstii^ten  Missbrauch  der  wii-ths<liaftlichen  Freiheit  durch  «»nt- 
«preclicnde  Keformen  des  LaiKlwirtlischattsrechts  auf  diesen  (»ebit'ton. 
in  Verbindung  mit  einer  durch  tüchtige  Schulung  zu  erzielenden 
Stärkung  der  wirtbschaftlichen  Einsiclit  entgegenzuwirken;  nicht 
aber  der  weitere,  auf  chis  nach  schweren  Kämpfen  erruns^ene 
Kleinod  des  bäuerlichen  Kigenthumsrechts  selber  nachträglich  Ver- 
zicht zu  leisten.  Im  Gegentheil  ist  dieses  Kleinod  sorgsam  zu 
bewahren,  weil  alle  jene  Yorzflge  eines  unabhängigen,  ächt  staats- 
erhaltenden Sinns,  die  dem  Landvolke  eigenthümlich  sind,  in  Wirk- 
lichkeit nur  bei  denjenigen  Angehörigen  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
sich  finden,  die  frei  auf  eigenem  Grund  und  Boden  sitzen  und  am 
allerwenigsten  da  vertreten  sind,  wo  der  Bauer  als  Kleinpächter 
fremden  Grund  und  Boden  bewirthschaftet 

Man  nuiss  bei  allem  Dem  neben  der  wirthschaftlichcu  S(»it«' 
auch  eine  an<iere  ])edeutungsvolle  Wirkung  des  Alilösuugsu  erks 
beachten,  iiisotern  in  dessen  Gefolge  die  bäiu'rliclie  Hevrdkerimg 
ein  vollbereclitigtes  Ulied  des  staatshürgerlicheii  (h'ganisnius  lt«'- 
wordeii  und.  vermöge  der  politischen  ( ilciclilMTfilitigung  mit  <len 
anderen  Bevölkerungsklassen,  seitdem  zur  Mitarbeit  im  öftentliclion 
Leben,  im  Selbstverwaltungsdienst  der  Gemeinde  und  in  der  Ver- 
tretung des  Volks  in  gleicher  Weise  berufen  ist  wie  das  Glied 
jeden  anderen  Standes.  Eine  solche  Wandlung  musste  selbstredend 
das  Selbstgefähl,  aber  auch  das  Vertrauen  in  die  eigene  Kraft  auch 
in  diesem  Theil  des  Volkes  mächtig  fördern  und  mit  dem  Bauem- 
stand als  einem  maassgebenden  BevMkerungstheil  war  seitdem  auch 
politisch  zu  rechnen.  Und  beruhte  frflher  das  staatliche  Eingreifen 
zur  Förderung  bäuerlicher  Interessen  mehr  oder  weniger  ausschliess- 
lich auf  der  Initiative  der  regierenden  Gewalten,  so  begaim  nun- 
mehr, wenn  aucli  nur  langsam,  der  Bauernstand  wenigstens  in 
seinen  vornehmeren  Hlementen  für  die  Walinuig  seiner  eigeiicu 
Interessen  sell)er  ciu/.uticti'ii.  l  nd  wt'un  am  Ausgang  des  IH.  ,Jahr- 
huniierts  allüberall  die  „agrarischen  Fragen",  neben  der  grossen 

*)  Ueber  die  "^i-uuiisatzlichu  Fratre  der  Hereclitigiinp  des  Privatei^iithuius 
iiui  ländlichem  Gnmd  und  Bodeu  int  auf  die  «ingohonden  Ausfüliruiirrtn  vor 
A.  Wairiicr  in  der  „GruudlefOing",  §  Ji()8  ff.)  und  auf  Kap.  II  dieses  Handhueh» 
zu  vcnvL-iäcu;  wegeu  der  Zulassuug  auch  anderer  Eigenthumst'ormeu  &U  der  ge- 
memrechtlicheii  (nindidi  d«r  Formen  des  getheilten  E^penthnms,  der  Erbpadit  oder 
des  Rentengats)  siehe  die  Anafttlmingen  ebenda  und  in  Kap.  IV,  Abschn.  IV. 
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Arbeiterfrage  im  Vordergrund  der  (öffentlichen  Aufmerksamkeit 
stehen,  so  hat  daran  das  selbstbewusste  Drangen  des  politisch- 

jresoliulten  Tlieils  (1(m*  Baiieniscliaft  nach  Krworhimu:  günstigonT 
Er\vcrhsl)«Mlino^iinu:oii  elxMiso  Aiitli»'il  iils  «lic  pfliditliaftv  Soriro  der 
StaatsleitunintMi.  wi<'  JimUt  l)ürLr('rli('li«'n  Arbeit  im  Staat,  so  auch 
vor  Allt'iii  <h'ijciii<4j'n  der  jiriiiidhcsitzeiidcn  Klasse  Sehnt/,  und 
I*tlpire  aii.iiedeihen  zu  lassen.  Politisehe  Freiheit  und  Krkäin|d'un<;" 
besserer  wirtliscliattlicher  Hxistenzhedingungeii  uiud  von  jeher  Hand 
in  Hand  gegangen;  und  die  nicht  am  geringsten  anzuschlagende 
Seite  des  AblAsungswerks  ist  daher  wohl  auch  darin  zu  erhlieken, 
dass  die  Bevölkerung  des  flachen  Landes  der  Gestaltung  der  ihre 
Interessen  berflhrenden  Gesetzgebungs-  und  Yerwaltungsthätigkeit 
nicht  mehr  wie  ehedem  als  gänzlich  einflussloser  Factor  gegenflber- 
steht,  wie  die  zollpolitischen  Kämpfe  in  den  letzten  Decennien  des 
Jahrhunderts  sattsam  bewiesen  haben;  und  dass  ein  solches  ge- 
steigertes politisches  Leben  mit  der  Zeit  auch  der  geistigen  Reg- 
samkeit und  Bfihrigkeit,  in  deren  Abmangel  das  Haupthindemiss 
eines  rationellen  Vorwärtsschreitens  im  Landwirthschaftsbetriehe  zu 
erblicken  ist  (g  12,  S.  50  11".),  kralligen  Vorschuh  leisten  muss. 

Es  gehttrt  ni  den  Oepfl<^irenheiten  manclier  „politinrenden*  Nfttionalökonomen, 

den  Liberalismus  der  ältereu  Z«'if  uiclit  nur  für  alle  Gebrechen  der  Ciej^enwart  aus- 
Sfhliesslich  verantwortlirh  zu  uuirheu,  sondern  ilim  auch  unwüntiire  Motive  l>ei 
i»eiuer  Krkämptun?  «rritsserer  Freiheitsreelite  unlerzuschiehen.  Tvpisi-li  tür  diese 
Behandluiii^  nationalnkoiioniiselier  Fragen  ist  das,  Ubrij^ens  seiner  Tendens  nach 
keiiieswejrs  vcnin/elt  dasteliendc  lUicli  von  .I;i;r«'r.  Die  A^rnirtViiL'i'  der  (Je'^Tii wart. 
'6  Bde.  V!»eit  Hi6-k  erücheiiieud^,  der  üich  nicht  Hchcut,  den  von  den  edulst<:u  Munneru 
aller  Parteien  (Adeligen  wie  Bürgerlichen)  geführten  Kampf  i^e^en  wirthschaftliche 
und  politische  Abliiinfritjkeit  in  jeder  Form  auf  den  sei  bstsiiclitigen  Hewejj- 
jrrnnd  zurückzuführen.  <len  Hauern  nach  seiner  Befn'iuiijr  von  feudaler  „in  die 
kapitHÜstische  Hörij^keit  zu  schla^ren",  bezw.  der  ,,kaiiitali.>tischen  Hjuirireoisie" 
frolmptlicbtig  zu  machen  (Kd.  II,  S.  liö  und  and  der  desshalb  sehr  ver>n<  ht  ist, 
der  alten  t»rundhöri«rkeit.  in  wch  lier  „dif  Hc/ichun^reii  <l«">  Mauern  zu  seinem  II»-rni 
duch  menschlicher  und  daher  einer  Milderun>r  zugüuglich  vvareu'  ^8ic!),  uoch  den 
Vormg  vor  der  heutigen  Wirthschaftsordnung  einanräomen,  mit  ihren  „entmensch- 
ten i!  "  Ile/iehunpren.  wie  sie  .,das  kapitalistische  Yerhiltniss  zwischen  tjchuld  nnd 
Forderung  mit  sich  briugt".    (S.  133  ebenda.) 


§  29.  Anhang: 
Die  AblOsungsgesetzgebung  einzelner  Staaten. 

Mit  der  qrst^matischen  Darstellun;;  des  AblosunprHwerks  und  der  ilini  /.u 
(«runde  <rele«renen  Kr\V!i«run«^n  ist  an  --irli  dir  Aut'frabe.  welche  ein  I-elirhuch  der 
Agrar|M>Utik  hieb  setzt,  erschöpft;  die  Dursiellung  der  (iesetzgebun^  im  Kiuzelneu, 
dnr  Bechtanormen,  die  sie  «nfstellte,  des  Verfishrens  im  VoUang,  der  BehSrdenorga- 
nisation,  Allt  in  das  Gebiet  des  Yerwaltnngsrechts.   Doch  magt  uro  wenigstens 
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einen  Einbliek  in  den  äusseren  der  neueren  (Jesetz^jebuntr  «lor  vev-iehiedfMu  n 

Staateu  zu  geben,  die  Au&ählung  der  wichtigsten  Abschnitte  dieser  (reiiet/.gebiini; 
hier  noch  Platz  finden'). 

1.  I>eut  «icli  la  ml.  ;i '  l*rens><en.  l)je  (Jutsnntertliiinifrkt'it.  deren  Aufbebung- 
sehuu  unter  den  Königen  Friedrich  Wilhelm  1.,  Friedrieh  dem  Urosseu  und  dessen 
Nachfolgern  vorbereitet  war,  wurde  aneret  auf  den  kSnif  liehen  Domänen  (1804  nnd 
1H()7^  und  dann  allfreniein  dun  b  d.is  Ediet  vom  \).  (>et(d)er  1S07  (dine  Kntscliiidimifr 
aut't^eboben ;  mit  dem  spatercu  Kdict  vom  14.  September  1811  sudann  die  Kigeu* 
thumsverleihuug  und  Reallastenablösuni^  nn^'enrdnet.  von  dieser  aber  inhaltlich  der 
Declaration  vom  29.  Mai  18H»  leider  l)etret!s  di  i  kh  ineren  lassitisrhen  Besit/,nn<ren 
I'ni-ran};  penommeti  uiclie  'J'A  am  Scblussi.  Pen  .\l).st  liluss  erhielt  die  (iesetzjfebnnjj 
im  Sinne  durchgreitender  Ablüsuug  aller  Keallasteu  (Dieu.ste  und  Abgaben,;  unter 
Rückkehr  an  den  Omndidltaen  des  Rdicts  von  1811  durch  das  Geset«  v.  2.  Mars  1850 
und  zwar  naeh  dem  System  des  Provoeationsv  i  rrnlirciis ;  /iir  Krlrii  literun^'  d«'r  Ab- 
lösung Krrirhtung  vun  Ueuteubanken  im  (tesetz  vom  2.  Marz  18ÖU.  Für  die  eudliche 
DurrhfUhruug  der  Ablösung  in  den  nenenvnrbeuon  Provinzen  Hessen-Kassau,  Schlett- 
"wig-Holstein  und  Hannover  sind  iu  den  sechziger  nnd  siebziger  Jahren  eine  An/.abI 
Krpänznn«rs«resetze  erjrangen ;  für  die  Hheinprovinz  war  die  Ablösung  bereits  durch 
die  rran/.o>;i>,(  lie  Zwisch«Mijfe>t>lzy:ebun^  früher  «inrclij^etiilu  t. 

Nach  Meitze u  (bei  Schuuberg,  S.  H)6}  waren  Aulaug  180Ü  iu  den  8  alteu  l'ru- 
vinsen  Preusseus  88288  Eigenthttmer  mit  1816610  ha  ragnlirt,  1808992  andere 

StellenbeMitzer  hatten  Dienste  und  Abgaben  abgelöst,  die  Zahl  der  aufjßrehubeuen 
Spanndien  st  tafje  betrug  ()H44i")ÜH,  d'w  der  Hnnddiensttage  23Ö40H31  und  es  wareu 
dafür  zu  leisten  41!»*.>21>  ha  Land.  17iU2ä  He(  t<iliter  jährliche  Koggeureute,  meist 
au  geistliche  Stittun<;eii.  1]472<)747  M.  Kapital  und  16470384  M.  Ueldrente.  Für 
letztere  waren  damals  Inn  its  lUSfüW )S;{.'>  in  llentriihriercn  ausgefertifrt,  der  Kest 
betraf  grusseutheils  li»kali.>che  Abliuduugeu.  Da  die  Eigen thumsreguliruugeu  uud 
Ablösungen  1866  im  Wesentlichen  beendet  waren,  so  haben  sich  die  Betrage,  trotx 
des  Hiuzutritts  der  neuen  rrovin/.eii,  nicht  erheblieh  pfesteigert.  Das  fe^lj.'-fstidlt«' 
Abfinduugskapital  hat  sieli  bis  188;$  auf  U.yH  li).')7.')  .M.,  die  (Jeldrente  auf  2üö77lK):f  M. 
erhobt  uud  bis  Ende  1887  siud  au  Kapital  weiter  6üü62ld  M.,  au  Geldreuieu 
weitere  1436896  M.  hinxngetreten  (Preussens  landw.  Verwaltung,  1884/87,  8.  105;. 

b)  Bavern.  Aufhebung  der  „Ldbeigensehaf^**  in  der  Constitntion  vom  1.  Mai 

]8()8;  die  Abh'stiiiu'  Vf>rl)rniti-n<les  aber  der  AViikiin^-  entbehrendes  Kdict  vom  'JH. 
Juli  18U8;  eigeutUches  Ablusuugsgesetz  v(nn  4.  Juiii  1848  mit  (iriiudung  eiucr 
staatlichen  AblAsungskasse  nnd  E^nxungs<resetz  vom  28.  April  1872;  Ablösung 
der  Lehen  mit  cJosetz  vom  4.  luui  1848,  .Vufhebuug  des  Jagd  rechts  mit  (U«et»  Vom 
gleichen  Taj^e,  Ablö.sunpr  der  Wcidereehte  mit  (üx-tz  vom  2H.  Mai  1Kj2. 

et  Sachsen.  VorlxTcitentb"  (tcset/.e  iMaiidatei  vom  14.  Oetober  1S2S  nnd 
la.  August  18^;  eigentliches  Ablusungsgcsetz  vom  17.  Marz  1882;  Schaffung  eiurr 
Bentenbank. 

d)  Warttemberg.  Aufhebung  der  „I^eibeigenschaft"  im  Edict  vom  18.  Xo- 
vember  1817;  Anbahnung  des  Ablösungswerks  durch  drei  (u'setzo  des  Jahres  IS.?*;, 
eigentliches  Ablosun^rs^^csetz  vom  14.  April  184S  :  Ki  rieht  uii-r  einer  staatlieln-n  \\t- 
losungskasse:  besojuleres  Gesetz  über  Aldösun;;  dc>  Zchnti  u  vom  17.  .Inni  184U; 
eiue  grössere  Anzahl  Nachtragsgesetze  uns  den  Jahren  1S4'J,  IStiö;  Ablösung  der 
Jagd-  und  Wcidereehte  mit  Uesetx  vom  17.  August  1819  und  26.  März  1873. 


*)  Für  Deutschland  eiue  iibersiehtliche  Darstellung  des  Ablosuugswcrk.s  in 
8tengers  Wörterb.  d.  Terwaltungsrechts,  Art.  «Ablösung**;  für  dieses  nnd  andere 
europäische  Staaten,  sowie  Japan  chtii  eine  solche  in  dem  Art.  „ItauembefreiiHiL: ~ 
im  Hnndworteih.  d.  Sf.-W.;  daselbst  ansführli(  he  Literaturangabeu.  Die  nnrhfolgendeii 
Angaben  knüpfen  an  diese  Darstellungeu  au.  Vgl.  im  Uebrigeu  die  Literat uriiber- 
sicht  im  Eingang  des  Kap.  und  die  VerwaltungMrechtswerke  von  Löning,  (1.  Mejer, 
Kösler,  V.  Klengel  u.  A. 
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Baden.  Auflicbunff  (Um-  „L«  iln>igiMistljaft"  durch  Kdii  t  vom  2l^.  .luli  1783; 
Aulhelmiij»'  der  HrnllasttMi  durch  (.Jesetz  vom  ö.  Ortoher  IHjfO  mid  10.  April  184H 
mit  Nachtratrs}»fset/.  vom  13.  Kebruur  1851 ;  Ablosuuf;  (h-M  Zi'ltntcii  mit  (u'Si'tz  vom 
2H.  December  1881  und  15.  November  1S3B;  Orüiidun«^  einer  Zehnt.scliiildi'ntilgnng«* 
ka-isi»:  Ahlnsutitr  drr  Frohnden  mit  (»esetz  vom  n.  October  182f)  und  2M.  November 
1831;  der  Weidereehte  mit  (iesetx  vom  31.  Juli  1848;  der  Jagd-  und  Fisi  hereirechte 
mit  Ueeets  Tom  10.  April  1848,  2.  December  18&0  mid  29.  Mftn  1862;  der  Lehen 
mit  Oeaeta  vom  21.  AprÜ  1849. 

1)  Hessen.  Aufhebung  der  Leibeijfeuschaft  mit  Gesetz  vom  25.  Mai  1811; 
Ablösung,'  «1er  Zelintcn  luul  andt  rer  (iruiidlasteu  mit  (iesetz  vom  15.  Anirusf  1H1(>, 
13.  Marü  1824,  27.  .Jiua  IKJÜ,  20.  Juni  1839  uud  2.  Februar  1841;  der  Frulmdeu 
mit  Geuetx  vom  2ö.  Mai  1811  >  8.  April  1819  nnd  6.  März  1824;  der  Weiderachte 
mit  (ü'sctz  vom  7.  Mai  184S.  der  Ja^'drci  liti>  mit  Geseta  vom  26.  Jnli  1848,  der 
Lehen  vom  26.  November  18  lü  uud  2.  Mai  184Ü. 

In  RheinheBsen  waren  die  Lasten  schon  während  der  Bevolutjonaseit  be- 
seitigt worden. 

2.  Oeeterrcich  I  iit,'arn.  Krstes  srhützeudes  Kin^'reifen  zu  (Junsten  des 
JJauemstandes  nnter  Maria  Theresia  durch  Verbote  der  Kijizii'linii^'  di'<  Kusticai- 
grundes.  durch  Ordnung  des  Frohudeucseus  (.Kobotpatente  vou  1774  und  später^ 
für  fn^rarn  durch  Erluanng  der  Krbmrialordnnng  von  1768,  welch*  letstere  bis 
in  die  3lter  Jahre  dieses  Jahrhunderts  <lie  rechtlidie  (»rundla^re  der  ungan>clM  ii 
Bauemverhältuitiiie  bildet.  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  unter  Joseph  II.  für 
«»esterreich  mit  Patent  vom  1.  November  1781,  für  Ungarn  mit  Patent  vom 
'JJ.  Aii;rn>t  1785.  (iründliche  Beseitigung  der  bineriichen  Lasten  erfolg-te  indos  «  i  st 
iui  .lalir«'  1K4H.  für  I  n-rarn  nnt  dem  Verfassnii^rs^^rcsetz  vom  1.  Ajiril  1S4H  und 
den  \  oUzugspatenieu  vou  185.3  und  1854,  für  Oenierreich  mit  dem  Patent  vom 
7.  i><eptbr.  1848,  mit  diesem  auch  die  Aufhebung  der  Holsnnf»*  und  Weiderechte 
<*Mit«reltli<  h  sowie  des  Hier-  und  Branutweinzwaiiprs  ntid  frewisser  Dienstbarkeiten 
Uinentgeltlich)  vtrordnet;  unentgeltliche  Aufhebung  des  JagdrechtH  uud  der  Jagd- 
fr«  dinden  mit  Gesetz  vom  7.  März  1849;  Erriclitnng  eines  Grundentlaittttngsfonds 
mit  Patent  vom  26.  Keptember  1850.  Beihilfe  zur  .VblöMung  aus  der  -Staatskasse 
dnr(  Ii  rt'benialiine  von  einem  Drittel  der  zn;rebilli;rt>'ii  Henteti.  wclclif.  diircli  Sicucr- 
zu^chlüge  aufzubringen  war.  Die  Eutüchadigung  für  die  he^iitzverandi-ruiig.sgebühren 
mit  etwa  80  Millonen  Gulden  wnrde  gana  auf  die  Staatskasse  flbemommen.  —  Das 
Ablösnn<rska|»if;tl  für  di»-  deiitNilicii  und  sla^^schen  Kronländer  bezitTrrt  sich  auf 
3ü7  1U(J810  üuldeu,  iu  Lugaru  auf  243  Mill.  Gulden.  Nach  Marchei  durfte  i^liiSii) 
die  geKammte  Gnindentlastnuipsscbnld  noch  etwa  120  Millionen  Gulden  betragen. 

.'V  Frankreich.  Aeliiiliche  Kntwicklnn}»'  der  l)iinerlichen  rnfnilicit  wie  in 
Deutschland  und  Oesterreich;  die  MitteUreien  (.houime.s),  die  persönlii  h  frei  auf 
Unfreiem  Grunde;  die  Härifpen  (villaSns)  die  unfrei  auf  herrHchaftlichem  Grunde  sitsen 
und  die  rnfrcien  ohne  (uuiHlltisi!/.  virfs'  versclininl/m  mit  der  Zeit  zu  einer 
eiuxigen  Klasäe:  be;iouder8  harter  Druck  seit  dem  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts, 
dra  XU  mildem  das  herrschende  I^e^ment  beharrlich  ablehnt  (noch  1775  die  Schrift 
von  Boncerf  „sur  les  incovenieni-.  des  droits  feodaux**  durch  Henkers  Hand  ver- 
brannt). .\ufhebunR'  aller  feudalen  iiasten  durch  Decref  der  A'^semblee  Nationale 
v<»ui  4.  August  1789  uud  die  .\nstnliruu;r>decrete  vom  18.  Juni  und  20.  und 
29.  August  1792  sowie  vom  17.  Juli  17^)3,  welch'  letzteres  in  Abänderung  früherer 
Be>timmungen  jede  Entschidignng  für  die  Aufhebung  der  Feudal-  und  Zinsrechte 
versagte. 

4.  (irossbritaniiien.  a»  In  EuLrlaud  kennt  man  in  iilterer  Zeit  neben 
einer  milderen  Art  der  L'nfreieu,  den  Üben  tenautes,  die  den  iiof  gegen  eiue  massige 
Abgabe,  mitunter  auch  gegen  das  Versprechen  bestimmter  Dienstlebtnngen  innehaben, 
die  eigentlichen  Dieustliaueni :  villeins  regardant,  «lie  an  die  Hufe  ^rct'esselten.  /.ii 
Diensten  jeder  .Vrt  verpflichteten  Leilteigenen;  die  eigeutlicheu  Sklaven  ohne  Laud- 
hesitx:  villeius  eu  gross;  endlich  lidiaber  kleiner  Anwesen  (cotarii,  deutsch  Kotten, 
Katen),  die  nieht  zu  Spann-,  sondeni  nur  zu  gewissen  persönlichen  Dienstleistung^  n 
verpflichtet  waren.   Es  hitos^  mit  dem  raschen  Eindringen  der  Ueldwirthschaft  in 
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Englaml  /.usanunen,  dass  hier  frflher  als  auf  dt'ui  Ciiutiiieiit  die  I-}i<re  dor  unfineitai 
Bnurnisclmt't  sich  günstiger  gestaltet:  am  Ende  des  Mittelalters  siud  die  landwirth» 
schaftlit  lini  Kmlindcii  in  OeldziiistMi  iMiigcwand«')».  ein  IVeitT  liincUieher  Tag«'lolim-r- 
staud  entwickelt  sich,  iu  ;suuehmeudeiu  Maasse  erfolgen  Freilassungeix  uiiireier 
Bauern,  der  Hörige  wird  snm  copjholder  und  costamary  tenant, 

und  in  dorn  Mansse,  als  die  Grundlierreii  /.u  verpachten  anfangen,  schält  sich  aua 
der  Rauemseliaft  allmählich  auch  ein  Stand  von  unahhängigen  Zeitpächtem  (tenant 
fanners)  hcraui«.  Diese  günstige  Entwicklung  erlitt  indess  vom  15.  Jahrhundert 
eine  tnr  die  Bauernschaft  nachtheilige  rnterhrechung  dnrcli  die  damals  ])egiiinen(lea 
_  Ki  II  Ii  egnng«' n  "  i  iiu  losures)  durcli  die  I.aiidlunls  ,  d.  h.  den  Austritt  dersellHTi 
aus  der  Feldgemeinschaft  mit  der  hauerlichen  Bevölkerung  durch  Einziehung  der 
geradnen  Weide  (commons)  cur  Sondemntaniigr  der  nrnndherrschafl,  womit  willkür- 
liche Austreihungen,  gegen  welche  die  (•erichte  jener  Zeit  nur  schwachen  Scliiux 
gewährten,  sowie  die  Üunvandluug  von  Ackerland  und  der  Verfall  der  Dörfer  und 
das  ZusammenschmeUeu  der  bäuerlichen  Bevölkeriuig  Uaud  in  Hand  ging;  ao  da^s 
Hchon  1549  Bischof  Latjrmer  den  Edelleuteu,  jenen  nenclosera,  gia/i«  rs  and  rent* 
raisers"  vorwerfen  konnte,  sie  hätten  he^it/.l<)se  Sklaven  ans  der  eiijrlisi  heu  yronianry 
gemacht;  ein  I'rocess,  der  aller  Bauernaufstände  ungeachtet  aucii  in  drni 
folgenden  Jahrhmidert  sich  fortBetste,  amnal  die  eeit  1709  erlassenen  Einhegrun^ 

gesetze  iiulosure  ncts  den  kleinem  Desitzern  meist  ungünstig  wann.  Aus 
diesem  Grunde  kann  iu  England  von  einer  eigentlichen  Ahlösungsgesietzgebwng 
nicht  die  Rede  sein.  Betreif»  der  in  diesem  Jahrh.  nicht  mehr  sehr  zahlreich  vorhnu- 
denen,  zu  Abgaben  verpHichti-ten  häuerlichen  Hesii/.er  copvlnddersi  erfolgte  die  Ablö- 
sung ihrer  Hiallasten  durch  (i»'s»'t/.e  der  .Talire  1S41.  1S52,  IHöM  und  1H87,  und  /.war  im 
Grundsatz  in  der  Form  der  Landabtretuug;  die  Zehnten  (üthes)  nur  zu  liuu^ltn 
der  Kirchen  bestehend,  wurden  1836  snnftchst  in  Oeldabgaben  umgewandelt,  spiter 
zur  Ablösung  gehraehf.  (Vg^.  hierzu.  Rogers.  Six  centuries  of  work  and  wagts. 
The  lii.story  of  Engliah  Labonr,  1884;  ferner  Nasse,  Ueber  die  mittelalterlirhc 
Feldgemeinschaft  und  die  Einheguug  im  16.  Jalurhundert  in  England,  1869;  und 
die  ausführliche  Darstellung  bei  L.  v.  Stein,  a.  a.  O.,  8.  108  ff.) 

h)  Wenn  in  Engl  and  das  Verschwinden  des  Bauernstandes  theils  auf  friedlidien 

Auskauf,  theils  auf  die  Kinhegnngen  und  auf  gewaltsames  Legen  zurüek/unilir«  ii  i>f, 
so  hat  iu  Schottland  „ein  juristisches  Missversiändniss''  die  Ursache  abgegebt-u. 
Hier  beruhte  nimlich  die  alte  Orundbesitsverfassung  irianTerfassung)  ähnlich 
wie  in  Irland  (siehe  unter  c)  auf  zwei  (iedanken:  dass  sämnitliche  Mitglieder  des 
t'lans  eine  grosse  Familie  bildeten  unter  dem  Clanhüupiliug  als  Patriarchen,  und 
dass  diese  Familie  das  Clangehiet  als  <'ine  Art  G esa ni nit eigen th um  benutzte; 
alle  riangenossen  aber  hatten  an  den  (  lanhäuptling  für  die  Benutzung  ihrer  Lund- 
antheile  eine  Rente  zu  entrichten.  Bei  dies«'m  Sachverhalt  konnte,  als  nach  Kin- 
verleibuug  Schottlands  die  Clanhäupter  euglisclie  Lords  zu  werden  sich  bemühten, 
^das  Hissverständniss  englischer  Juristen  Eingang  finden,  welche  sie  mit  grossen 
englischen  Grundeigenthiiniern ,  ihre  Clangenossen  mit  blossen  Pächtern  ver- 
wechselten'* 'Koscher).  Ein  eigentlicher  Bauernstand  auf  eigenem  Urund  und 
Boden  besteht  seit  dieser  Zeit  in  Schotthuul  nicht  mehr. 

in  Irland*;  war  ursprünglich  der  Boden  ebentalis  Kigenthum  des  Stannus, 
der  ihn  den  tnnzelnen  Sippen  sur  Kutsung  suwies,  die  wiederum  jede  Familie  mit 
eiiieni  LtM»saiiilieil  anssfattefen.  rrsprünglich  findet  von  Zeit  zu  Zeit  Xeuvertheilnng 
der  Loose  unter  deu  Faniilieu  statt;  später  bleibt  das  Lous  dem  Familienvater  xur 
lebenslftnglichen  Nutxung  nberlassenf  flillt  aber  bei  seinem  Tode  an  die  Sippe  xn- 
rüek,  worauf  diese  eine  Neuvertheilung  derselhen  unter  die  vorhandenen  Familien 
vornimmt.  Der  Jeweilige  nouiinirfe  Xaehtolger  des  Häuptlings  —  Tanaist  -  ver- 
waltet den  (iruiidhesitz.  aber  Häuptlinge  und  Unlerhuuptlinge  haben  kein  Ober- 
eigenthumsrecht.  Erst  nach  der  Eroberung  der  Insel  durch  die  Engländer,  mit  der 
ISiuföhrung  des  Lehnsrechts  in  Irland,  entwickelte  sidi  ^e  für  die  Folgescit  ver> 

•)  Die  Darstellung  lehnt  sich  wesentlich  an  den  Aufsatz  von  Herkner,  a.  a.  <)., 
sowie  au  die  Aufsätze  von  Frhr.  v.  Ompteda  in  deu  i'reuss.  Jahrb.,  1Ö81,  S.  242 
und  861  ff.  an. 
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l»äii{riii>»>viill»'  AulTassuii;r,  dass  dio  Hiiu|)tliii^r*'.  «-bi-iiso  wie  die  in  Irland  im^rfsit'deltt'n 
engUgcbeu  Baroue  daü  dem  Ntamm  gehurige  Land  vuu  dem  cug^lisclien  Kuuig  zu 
Lehen  trogen  vnd  die  StammoügeDoiisen  hüri<j:e  Bauern  seien;  verhängnissvoll, 
VTfil  nun  jeder  Aufstmid  der  iriM^en  StammesliiiuptUnge  gegen  die  englisch«  Krone 
nis  Felonie  gegen  den  Lflmsherni  mit  der  Einziehnng  sriner,  d.  1k  der  (iiiter  des 
gan/.eu  Stammes  und  der  Vergebung  des  eingezogenen  Landes  an  englisehe  Au- 
nedler bestraft  wnrde;  ^niSgtidist  viel  Land  einsnsiehen  nnd  darauf  englische 
<'*olonist«'n  .inzusicdeln,  dieser  (Jediniki'  wird  von  jetzt  an  zniii  I.rit^ti  rn  der  t  ir/lisclicn 
Politik  erliubeu  .  .  .  Man  hat  bereclmet,  dass  gegeu  Ende  der  Kegierungsxeit  der 
Kdnigin  Elisabeth  im  ganzen  bereits  2  Mill.  Acres  von  der  Krone  (in  dieser  Weise) 
vergreben  worden  waren**.  Die  Confiseationsptditik  Cromwells  (nach  der  Kebellion 
%'on  1H41  '  uiul  die  an  die  Kämpfe  unter  Williehn  III.  ifrejreii  dtn  v(mi  den  In  n  unter- 
stützten Jacob  U.)  sich  anschliessenden  weiteren  Cuntisuitioutn  vollendeten  den 
l'ntei^ang  des  iriseheii  Gmndbedb&erstandes:  ^Die  Irlinder  besasseu  noch  Vu  des 
anbaufahitren  Bodens  zu  eipron.  Alles  Uiln-iirf  war  an  Engländer  übergegangen.* 
Die  auf  dem  üruud  und  Bodeu  ansässigen  eiugebureneu  Wirthe  aber  wurden  in  die 
Stellnng  von  tenants  at  will  herabgedrfickt  nnd  graasame  Pachtgesetae,  die  die 
Austreibung  der  Bauern  wegen  Nii  htbt  zahluiig  der  Pacht  erleiehierten,  in  Verbindung 
mit  dem  Al>sfntiisnius  der  Landlords,  dem  .Aufkommen  von,  ein  raffinirtes  Aus- 
Wut  ung!»svsteui  ernuiglielienden  Afterverpaclitimgen,  der  völligen  Venniehlässigung 
der  intellectnellen  Bildung  des  Landvolks  schufen  eine  Fülle  des  Elends  nnd  der 
wirtlisfliaftlichcn  Verwalirlosun'^.  utdclie  in  der  (ieschichte  der  furnpiiisfhen  Staats- 
we.*>eu  einzig  dasteht.  —  Von  einer  Ablüsuugsgesetsgübuug  in  Irland  kauu 
man  danach  nnr  bedingt  sprechen,  da  der  irische  Bauer  seit  Jahrhunderten  ]>ers(lnHch 
frei,  d.  h.  mit  Abgaben  und  Diensten  feudalen  Cbarakters  nicbt  belastet  war  und 
danarli  das  ^HetVeiungswerk''  l«'di«rlifli  darauf  abzuheben  hatte,  den  Schutz  des 
bäuerlieheu  räehters  gegen  den  übermächtigen  Druck  der  Landlord.s  und  ihrer 
Xiddlemeu,  dann  aber  allerdings  analog  der  c«mtinentalen  (iesetzgebung  auch  die 
allniähliebe  rchcrtuhrnn;:  der  hänerlichcn  Hcvolkerung  i Zfitiiin  liTcr i  in  Landei^'-cn- 
thümer  herbeizufiihren;  die  Kiuzelheiten  dieser  Gesetzgebung  sind  indeüs  in  anderem 
Znaammenhang  zu  eKirtem  (siehe  §  36  und  Kap.  IV,  $  93). 

ö.  Italien.  Gesetz  vom  20.  Januar  1864,  betr.  Abschaffung  von  Zehnten, 
Grand',  Lehen>,  Erbzinsen  etc.  zu  Qnnstea  der  Staatsdomänen.  •itTt-ntlicber  Institute, 
Korporationen.  \ii-^tiilten  (»der  (o-nossensebaften  der  todten  Hand  mit  Nachtragsge- 
setzen vom  Januar  löbü  und  14.  Juli  18H7  lAbschaffuug  des  gi-i.stUchen  Zetinten); 
fleaetz  vom  24.  Juni  1888  und  2.  Jnli  1891,  betr.  Aufhebung  der  Weide-  und 
sonstigen  (lererbtigkeiten  in  einzelnen  (Jemcindcn  der  früheren  pftpStlichen  Provinzen; 
kowi«'  «ine  Anzahl  weiterer  Specialgeselze  ähnlichen  Üctreffs. 

6.  Hussland.  Erster  wichtiger  Act  zur  Besserung  der  Lage  der  Buueru 
unter  Alexander  I.  mit  Ges.  vom       Februar  1803  über  die  freien  Ackerbauern, 

wt'Iches  den  (Jutsbesitzern  unter  gewissen  nedinirung'Mi  die  Freilassung  ihrer  Hauern 
gestattete,  da^  aber,  ebenso  \nu  einige  andere  spätere  Uesetzu  aus  deu  Jahren 
1842  irad  1847,  ohne  besonderen  Erfolg  blieb.  Die  eigentliche  Fhnancipation  er> 
folgte  mit  dem  (ies.  vom  19.  Febmar  18G1,  welches  deu  Barn m  l  ersönuche  Frei- 
heit brachte,  die  Ahlüsnug  der  Lasten  und  die  Eigenthnnisverii  ihuiitr  eines  Theüs 
des  Uerrenlandes  (der  Hegel  nach  zwei  Dritteb  an  die  Bauern  anbahnte,  auch  du- 
Autonomie  der  Gemeindeverwaltung  verfSgte  nnd  seine  Ergänzung  in  dem  Zwangs- 
ablösunjrsgesetz  vom  28.  T)ecemb(r  IHHl  erhielt.  Zur  Ausführung  cruntigen  eine 
Anzahl  Lucalgesetze ;  Krleicbteruug  der  Ablusuugszahlungeu  durch  staatliche  C'redit- 
intervention.  Besondere  Gesetze  an  Gunsten  der  Domänen-  und  Apanagebanem  aus 
den  Jahren  1863,  1866,  1869,  1881  und  1886.  CharakteriBlisch  liir  die  russisdie 
Ablösnngsgesetztrehung  im  IVbriifen.  dass  die  I'eberlassnng  des  gutsherrlichen 
Landes  nicht  aji  den  einzelnen  Bauern,  sondern  an  die  Gemeinde  erfolgte.  Das 
.%bläsungMwerk  selber  erstreckte  sich  bis  1890  auf  9 128068  Seelen  nnd  ausserdem 
70444  Hanswirtbe,  32,(57  Mill.  Dessiitinen  Land  mit  einer  .\hl<tsung^schuld  v<tu 
b79,81  Miil.  Kübel.  (J.  v.  Keussier,  im  Art.  Bauernbefreiung  im  Udw.  f.  8t.  W.;. 
Ob  das  Ablfisnngs-  und  Befreinnpirswerk  für  Knssland  ein  zeitgemässes  war, 

wird  noch  immer  vielfach  hestritfen.  Einzelne  Schriftsteller  vertreten  die  Meinung, 
dass  nim  letzten  Jahrzehnt  (1880, 9U>  sich  in  erfreulicher  Weise  die  Symptome  einer 
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(T«'»muliiii;r  <l«'r  bäuerlichen  Vorhältnisse  niohrt'u"  und  duss  dii«  Zahl  der  ;j<>ordn<'t»-ii 
Wirths(  liaftcu  ^in  eiiicni  Man>isp  wächst,  dass  si«'  als  AuKiiHhnu'ii  iiirlit  ini-lir  erachtet 
%vcrdcn  kuiiuiii'* ;  duss  -der  all^'ciuciiu*  Wohlsland  seit  d»*r  Aufhehiui;.'  der  Leib- 
eifrrasehaft  woit  bedeutender  aln  die  Bevülkerungr  frestieg«'»  i^i",        sii'h  dies  ans 
der  „ciiornuMi"  Znnalinie  der  Protliictinii .  ati«*  den  sich  niehreiidcn  Sta;\t<i  innahnuM). 
auti  dem  bedeulviid  guwudisenen  siandurd  ol  lile  der  biiueriiclieu  lievölkerung.  au> 
dem  Steiirni  des  Bodeuwerths  itnf  da«  Doppelte  und  Mehrfache  etc.  deutlich  enrcbe. 
(J,  V.  Kt  ussler  im  Art.  Banen»befreinn;Nr  i,„  Hdw.  d,  St.  W.,  S.  240  u.  PieM- 
Kehr  optiniistisehe  Betrnehtun«;  der  russischen  ländlichen  Verhältnisse  wird  aber  von 
vielen,  selbst  russischen  SehriftstelU  ru,  keineswegi»  getheilt  und  vielmehr  die  Meinung 
vertreten,  dass  „die  ländliche  Bevölkerung  in  beständigem  Zustand  all«  i;iiisM  r-t«i 
Elends''  sieh   befindet :  (l;i<s   „der  russische  Hauer,   welcher  vor  <l(  r  Kiii;niri|>;\ti.»n 
iu  auskömmlichen,  ja  beiiäbigen  \  erhalt ui8i»eu  gelebt  hatte,  seitdem  widerstand^ 
ttnd  rettnngjdos  «cgr^nstand  der  härtesten,  heralosesten  Ausbeutung  geworden  und 
dass  auch  den  (!rosswirthschalt<'n  es  uiiniö^lich  geworden  ist.  anders  als  durch 
Musserste  Ausbeutung  der  Noth  halbwegs  eine  Itodeureute  zu  erlangen  .  .  ..  dass 
in  Folge  des  ländlichen  I'aiiperiümus  die  Eiutreibung  der  Steuern  überall  stockt, 
die  HteuerriickMtände  lawinenartig^  wachsen**  ....  dass  .das  Land  so  total  aus- 
geraubt   sei.   da>s   es   vor   der   aller;ius«.ersteu    Kri?.i>    stein".     iVgl.  v.  Sainson- 
iiiuime  1  >i  j  erna  in  Nr.  H44  der  Beilage  zur  AUgem.  Zeitung  und  die  daselbst  xur 
Bekräftigung  dieses  seines  Trtheils  citirten  Schriften  von  A.  WassiltschikofT,  länd- 
liche Zustiiiule  und  Landwirtschaft  in  Russlaiid  und  anderer  russischer  Schriftsteller 
wie  Kngelgjirts,  Kaweliu8,  (iolomns  etc.    Aehidich  urtlnilt  ein  /.eitgen6ssis*ber 
Schriftsteller  in  No.  3ß  der  Beilage  zur  Allireui.  Zeitung:  „Die  Landwirthschaft. 
welche  u;i(  li  den   natürlichen  \ «  i li.iltnissni  KusNlands  sein   blühendster  Nahruiii,''- 
zweig  und  das  Kück'^^rat  ^eint-r  \  olk-w  Irthst  hall   »ein  niii<>^te.  ist  in  Wahrheit 
dem  Untergang  nahe  .  .  .    Anderseits  hat  die  iiauerubelreiuug  auch  die  iiut>>- 
besitKer  ruinirt",  wobei  auf  die  erstaunliche  Ansahl  der  alljährlich  von  der 
Adelsbank  xnm  öffentlichen  Verkauf  ansgebotenen  üfiter  verwiesen  wird. 

Im  l'uterx  liied  von  Trcusseu  hat  die  russische  Ablösungsgesetzf^bnug  daran 
fesigehalteu,  alli'  Hauern  uiil  Land  auszustatten,  entgegen  den  auch  in  Kussland 
hervorgetretenen  Uestrebuugcii  der  (iros.sgrundbesitzer,  durch  Kin/ug  eines  Tlieils 
des  Bauernlaudes  sich  die  nöthige  Anzahl  von  Arbeitskräften  zu  Nicliern.    Man  er- 
blickt darin  seitens  rns^ischer  Scliriftsfeller  'vgl.  Kablukow  im  Arcliiv  für  soi'iale 
Gesetzgebung  und  Statistik,  1.  Bd.,  8.  185  ff.)  einen  Hauptvorzug  der  russischen 
Gesetxgebnng  und  mit  Recht  nach  der  socialpolitischen  Seite  hin;  fibersieht  aber, 
dtufs  indeu)  mau  die  Bildnug  einer  Landarbeiterklasse  gänzlich  hintanbielt,  für  deu 
Grossgrunditesitz  eiiu*  schwere  rebergaugszeit  schuf,  in  der  es  ihm  vieltach  an  der 
Be.Mliad'ung  <ler  notliigen  Arbeitskräfte  gebrach,   zuuial   der  (iemeiudebesitz  al> 
ausschliessliche   Form    des  Grundbesitzes  ein  weiteres  .Hindenüss  für  die 
erfolirn  i«  lie  Iliitxr  i<  kliing  der  Lohnarbeit  auf  den  (»üteni  des  ( ;nts>griindbesifze>" 
bildete.    Der  Fehler  der  russischen  Gesetzgebung,  der  sich  in  wachsendem  Maanse 
au  einer  Agrarkrisis  von  unabsehbarer  Tragweite  snspitat,  lag  offenbar  darin, 
dass  man  unvermittelt  die  Institution  des  ])rivaten  (i rossgnmdbesitzes  und  die- 
jenige des  bäuerlichen  Besitzes  in  der  Form  «les  (lemeindrlandes  iMir'.  auf 
w«'lchen  jeder  Hauer  tiuterschiedslos  deu  gleidieu  Anspruch  hat ,  nebeneinander 
setzte  und  eben  dadurch  jene  harmonische  Mischung  von  kleinsten,  kleineu  und 
mittli  ren   baiu'rli(  lien  Stellen   verhinderte,   aus  welchen    in  den  westeuropäischen 
Staatswesen  das  Material  der  i^uhnarbeit  für  die  grösseren  (iiiter  sich  rekrutirt ; 
wollte  man  im  Omndsats  die  russische  Gmndeigenthumsrerfassung  auf  die  Institution 
des  Gemeindebesitzes  aufbauen,  d.  h.  jedem  Bewohner  des  fla<hen  Landes  in  diesen 
eine  mehr  oder  weniger  auskömmliche  Existenz  bereiten,  so  hiitt»»  man  folgerichtig 
auch  «b  n  (irossgrundbesitz  zertriimmtTU  müssen,  der  ja  (dnie  die  regelmässige  Sju'isung 
Von  Ai  li<  itskräften  aus  den  Dorfgemeinden  unhaltbar  ist;  konnte  man  sich  aber  zu 
(lirx  r  Zi  I trnininernng,   wie  -^-esi  liehen,   nicht  riii^(  lilirssru,   so   war  die  Erhaltung 
de»  (iemeiudebcsitzcs  als  ausschliessliche  Besit/eslorm  sclitiu  aus  diesem 
Grunde  und  gnnx  abgesehen  von  anderen  Gebrechen  dieser  Institution  (Kap.  II. 
5j  415     sicherlich    ein    Fehlirriff.     Allerdings   ist,    wie  v.   Kens sl er  nachweist, 
die  Lrsuche  des  umugelhaftcu  Erfolgs  der  AblüsuugHgesetzgcbuug  iu  Rassland  auch 
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«taranf  sQriieluuflihren ,  dass  die  Ablögim^bMÜnfningt*«  f&r  die  Bauernschaft  ver* 

lialtuisMiuissitr  »miriinsti<re  wjircii  mul  dass  l)ei  der  AusriiiaiKh'rset/.un«?  /uisclieii 
tirundlierrfu  uiiil  (Jenieinden  letzteren  zu  wenig  Land,  auch  nicht  immer  in  den 
xweckmässigsteu  Lagen  überlassen  worden  ist.  (v.  Keussler,  Zur  Gescliichte  und 
Kritik  des  bäuerlichen  Oemeinbesitsefl  in  Rnsaland,  3  Theile*  1876/87.) 

6.  Rumänien.   Afrrargesetss  vom  14./26.  AufniRt  1K()4,  durch  welches  die 

< »nisstrnmdl"  ^it  M  )  riiio  Theils  ihrer  (Witer  i Ixirlisteii«;  (icrsclbeip  zu  <!iiiistcii 
der  bisher  robotpHiehtigeu  Landbevüikeruug  expropiiirt  wurden  und  die  letztere  das 
freie  Eisrenthnm  an  den  Ländereien,  anf  welchen  sie  eass,  erhielt.  Anf  diesem 
Wvge  wurden  etwa  570000  Kleingnindbesitzer  (mit  einem  Besitz  von  214.')  ai  in  der 
Moldau,  von  löOarin  der  Wallaeheii  ges<'l»aHVu.  neben  w«dehen  noch  etwa  H<)(KM)  Tage- 
löhnerfamilien  ohne  Landzuweisung  belassen  wurden.  i>ie  Maugel  der  Agrargesetz- 
(^  tuiti^^  erblickt  man  tlieils  in  letzterem  l'mstandf  theils  darinf  dass  der  d«  n  Itaiicni- 
fainilif'ii  /.ug«-wiesene  (Jruiulbi'^itz  zu  kb-iu  war,  um  eiiu-u  MUsrciclH  tKlt  ii  Nahrungs- 
fctand  zu  begründen,  uud  wird  Itiermit  die  wachsende  Versi  liulduug  des  rumänischen 
Banemstandes  nnd  seine  snnehmende  sociale  Abhängigkeit  Ton  dem  Gros!4^nd- 
h»>itz  inngünstige  Tagelohu-.  wurlierisdie  Paehtvertriige)  w<djl  mit  Kecht  »-rklärt, 
zumal  Angesichts  (b's  tlieuern  (Vedits  1 10  13"  „i.  mit  dem  die  ländliche  IJevülkerung 
trutz  des  Bestelii'us  otfeutlicher  landwirthschat'tlicher  Kreditinstitute  zu  arbeiten  sich 
$;endthigrt  siebt.  Ui>ber  die  in  Rumänien  vorkommenden  Formen  des  Parzellenpacht- 
wufhiTs   sifhi'    Kap.  II.  ??  .'U.  hierzu    (Jriinbrrg,    l)ie   runiäuisclie  Agrar- 

jreM'tzgebujig,  in  Jirauu's  Archiv  1.  soc.  (iesetzgebg.  und  Stat.,  Ud.  II,  S.  74  ff.) 
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Kapitel  11: 

Bie  Reehtoformen  der  Bewlrtlmliafliing  and  des  Besitzes« 


Liter  aturflbersicht. 


Di*  in  diesem  Kapitel  bcliamlelten  Materien  wurdeu  hu  die  Spitze  des  dma 
ALTarreclit  der  (Jepenwart  ])ehaiidelndeii  Tlieils  dieses  Haiidbuehs  pestellt.  weil  die 
Kechtbloriueu  der  üewirtlischaltiuii;  und  des  Besitzes  iu  gauz  ungewultiilieheiu 
Cvtiide  maasitfrebend  für  die  thateächliche  Gestaltnniir  der  aUiimneineii  landwirtli- 
srhartliehen  Verhältnisse  eim  s  Landes  und  die  ökondiniscln'  Lafre  drr  bodenl»«'stellen- 
cleu  Kla&sen  sind  und  weil  Icruer  eintr  lieihe  spaterer  lU'trachtuiig(*n  (im  (iebiet 
dos  Erbrechts,  Schuldrechts  etc.)  die  Institution  des  privaten  Eigenthums  am 
(imod  und  Boden  voraussetzen,  zu  der  daher  vor  »Ileni  «rrundsätzliehe  SteUuofir  su 
nehmen  war,  w(d)ei  eine  einfache  Venveisunfr  auf  die  Ix'züfrlichen  Ausfiihnmjreii 
des  Herausgebers  A.  Waguer  iu  der  „Grundlegung^  uuthuulich  erschien.  ^V'^1. 
die  Vorbemerkung  anter  Abschnitt  II  an  §  40.)  Wafrner  hat  im  T.  Band  dieses 
llaudbnclis  'siclie  Finanzwissenschaft,  III.  Anflair*',  1H8;V  223  ff.  :  die  hanptsäcli- 
lichsteu  Kechtsformeu  der  Ue wirthschaftung:  auch  Selbstadministration,  Verzeit- 
Pachtung  und  Vererbpachtung  ebenfalls  schon  erörtert,  es  machte  dies  aber  eine 
nachmalige  Behandhm^r  in  diesem  Theil  des  Lt  hilnu  hs  nicht  entbehrlich,  da  dort 
für  die  ^Tundsät/liclu  n  Krörteruufrcn  wissentlich  der  (icsichtspunkt  der  T)»»mänen- 
i Kiuanz-^pulitik  maassgebend  war,  wahrend  es  sicii  hier  um  die  allgeoieiue 
nationalökonomische  Wfirdigonir  der  verschiedenerlei  Rechtsformen  derBewirth- 
schaftun^"-  iKiTidelt.  Ran  hat  die  Materie  nicht  in  der  Volkswirthscliaftspolitik, 
sondern  in  der  Allj^em.  Volkswirt h Schaftslehre  ^lid.  1  der  pol.  Oekouomici,  aber 
nur  in  sehr  knMpper  Weise  (§  376—  378),  ansführlicher  allerdings  in  der  Finans- 
wissensei  ih  §  1()Bff.)  behandelt,  hier  natürlich  wesentlich  vom  Standpunkt 
fiscalischer  Hrwü-rtinpren  ans,  doch  mit  sein  tr.  irenden  Hemerkunjren .  z.  B. 
auch  gerade  im  lieired'  der  Erbpacht,  die  er  liuu/.  im  Kinklang  mit  der  neueren 
Kichtnngr  der  Nationalökonomie  (s.  A.  Wa^rner,  FinanswissenschafI,  a.  a.  O.,  $  290) 

durchaus  wohlwollend  henrtlieilt.  Hei  Roscher  finden  sich  l)e/.ü;rliclie  Ans- 
fiUirungen  im  V.  Kap.  „Verhältuiss  des  Grundeigeuthümers  zum  Laudwirth",  §  54 
bis  mit  70,  ein  besonders  vortrefFlicher  Theil  des  Werkes,  an  den  der  Verfiuser 
ni«"lirfarh  anknüpfte.  Henutzt  wurden  ferner:  Settegast,  Die  Landwirthschaft  und 
ihr  Itetrieh,  187."),  I.  Bd..  S.  Hl!)  ff.;  von  der  (inlt/  in  Sehönberfr's  Hdb.  der  ])h1. 
Oek.,  iH\)\,  II.  Bd.,  §ööff.;  Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  IU.  Abth.  IÖ68, 
Kap.  2dff.;  Walcker,  Handbach  der  Nationalökonomie,  II.  Bd.,  188S,  §  68ff.; 
I.avele  ve,  De  la  ))r<ipriete  et  de  ses  formen  prinntives,  4.  .\nfl.,  1891;  weiterhin  von 
deu  Lehrbücheru  über  Landwirthschaft  uud  landw.  Betriebslehre,  welche  sauuut  uud 
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tMmdera  die  ITnlemeliiniiiifirsfonnmi  de«  Iradw.  Betriebs  mehr  oder  wenifrpr  einfirehend 
iH^handelDf  die  im  Riiig'ang  der  „Einlfitun;;'*  (S.  I  i  citirte  Literatur,  iiislM  soiidcrt'  di»» 
Werke  von  Diinkelberg,  Krafft  und  von  älteren  A.  Thaer  (in  der  neuen  Auf- 
lage von  18H<));  endlich  Knhiand,  Da8  natürliche  Werthverhältnis.s  des  landw. 
Ornndbesitzes,  1885.  Für  die  Kenntni.ss  der  liier  einschlaf^enden  Theile  des  Afrrar- 
rt-elits  in  den  i'in/t  Ini  ii  I-iindcrii  ninl  Staatsirt  bifttn  ^inri  aiu  Ii  die  S.  2  eitirffii 
laiidw.  Krhebuu{;eu  und  houhtit^en  amtlichen  l'ublicationen,  sowie  die  dort  ebenfalls 
cirirten  Arbeiten  von  Eheberff,  Nasse  nnd  v.  Reitxenstein  wichtiff. 
Aii>>.'rdfni  wurden  norli  zu  Käthe  p-zofren: 

1.  Kür  den  Abschnitt  Zeitpacht  insbesondere:  Uer};hof- 1  sing,  Die  Kut- 
wirklunfr  dog  landw.  Pachtwesens  in  Preussen.  18H7;  Hlomeyer,  Pachtrecht  nnd 
Pachrv.  rtnig»,  1873;  Drechsler,  Der  landw  iitlischaftliche  Pachtvertra«:.  2  \Uh'., 
1H71  :  Herkner,  Die  irische  Aprarfrap:»'.  im  .lahrh.  f.  N.  u.  St..  Neue  F.  IUI.  XXI; 
Freiherr  v.  Oiupteda,  Die  irische  Lundfrage,  in  Preuss,  .lahrb.  1881;  Paasche, 
Die  Entwieklnn^  der  britischen  Landwirthschaft  unter  dem  Dmrk  anslflndiscber 
roncnrreiiz.  in  .lahrh.  f.  N.  u.  St..  IUI.  l.VITl.  S.  1  fT. :  Kahe.  Die  vnlkswirtlisrliaft- 
liche  Bedeutung  der  Pacht,  i8Ul ;  v.  Stein,  Die  drei  Fragen  des  üruudbesitzes 
und  seiner  Zoknnft,  1881,  8.  112  ff.;  Wiks,  Das  Landgesetx  fttr  Irland  TOm  Jahre 
1S81,  in  deutscher  ITebersetzun«;  und  im  Oriiriunl,  1883.  Archiv  des  deutschen 
Landvvirth>*«hatfsrechts.  18fXI.  S.  '2CtH)  ff.,  und  Motive  zum  Kntwurf  eines  bürgerl. 
tresetzbuilis  für  des  Deutsche  Reich,  1888,  II.  Bd.,  S.  'MiH  ff. 

2.  Pftr  den  Absebnitt  Erbpacht  insbesondere; 

Nass»'.  Die  wirtlischaftlielu»  Redeutuufj  vuji  Krhiiaclit-  und  Krbziiisvcrhällnissen. 
in  Thiels  landw.  Jahrb.  Vil,  S.  41  ff.;  l'aasche,  Erbpacht  und  iU*nteugüter,  in 
Coftnul*«  Jahrb.  Üb  K.  etc.,  K.  F.  XIV,  S.  2()9  ff.;  Derselbe  in  Schriften  d.  Y.  f.  H. 
XXrV,  S.  327  ff.;  Ruprecht,  Die  Krhpacht.  Ein  Beitrag  zur  fieschichte  und  Reform 
derselben,  insbesondere  in  Deutschland,  18Ö2.  —  Vgl.  femer  die  literaturhistorischeu 
Notizen  unter  §  37. 

3.  Ffir  die  Abschnitte  Theilbau  (AntheilwirthHchaft)  insbesondere: 
Diftzt  l.  Tchcr  Wesen  tjnd  Bedentuntr  des  Theilhaus  in  Italien.  Zeitschrift 

f.  6t.  W.,  1884,  S.  l^y  ff.  und  Ö9ö  ff.;  1885,  S.  29  ff.;  Eheberg,  a,  a.  l>.,  S.  124  ff.; 
Hanssen,  Die  Oehöfersehaften  in  Reg.-Bez.  Trier,  1863;  Habrann,  Der  landwirtb- 
schaftliche  Nothstand,  seine  (J runde  und  seine  Heilunjr,  1889;  v.  Reitzenstein.  Die 
neuere  wirthschaftUche  Oesetagebuug  Frankreichs  in  Jalirb.  f.  N.  u.  8t.,  Bd.  XIV, 
S.  168  ff. 

4.  Wegen  des  Abschnitts  Privat-  und  Collectiveiir^nthtim  siehe  die 
VorlMmerkiu^  lo  Abschnitt  II  dieses  Kapitels. 


Abächtiitt  1. 

Selbstrerwaltuiig,  Zcitpaeht.  Krbpaelit,  Thcilban-  nnd 

CoUectiv  wirtiiscliaft. 

§  30.  Die  Selbstverwaltung. 

Wie  in  den  letzten  .lalirliundeitiMi  des  it^inij^chen  Keiehs  diin  li 
die  Institution  des  Colonats,  so  ist  dem  ganzen  inilt»dalterlit'lien 
Landbau  bis  in  die  neuere  Zeit  durch  die  li^db^dLifutMi-  luid  Fridiner- 
wirthscbaft  das  bezeiebnende  Merkmal  aulgepräcrt :  die  Ablösunü[s- 
gesetzgebung  (Kap.  1)  ist  daher  nicht  hlo».s  dadurch  bedtnitungü- 
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voll  geworden,  dass  sie  für  die  grosse  Masse  der  Landbevölkerung 
ein  freies  Privaieigen  am  Grund  und  Boden,  nicht  mehr  belastet 

durch  LTutsherrlichp  Abpfaben  und  Zwanjrsfrohnden,  preachaffen, 

soiulorn  aucli  diulurch,  dass  sie  der  S el b  st  v er  w a  1 1  u  ii  l:  der 
L  a  II  d  uütc  r  dunli  dio  K  i  «r  f  n  t  Ii  fl  ni  p  r  wostMitlicli  Voixlmb 
lioli'istot  und  dass  da.  riiic  Hcw irtlischaftnn<>"  des  (huiid  und 
Hodens  nicht  durch  den  Ki^cnthfinier  selltst.  sondern  «huTli  Dritte 
Platz  ureift.  die  Hezitdiuniicn  zwischen  Ki^entliünier  und  Kewii-tli- 
schafter  (hirchweg  in  rein  vertragsmfissii^e,  dio  persönliche  Freiheit 
der  letzteren  unangetastet  lassende  Jäecbtsverhältnisse  umge- 
wandelt hat. 

Die  naturgemässeste  und  zugleich  naheliegendste  Form  der 
Bewirthschafbung  ist  nun  ohne  Zweifel  diejenige  durch  den  Eigen- 
thflmer  selber  (Selbstverwaltung),  wobei  zu  bemerken  ist: 

1.  Frivatwirtb schaftlich  verdient  sie  den  Vorzug,  weil 
der  selbstwirthschaftende  Eigenthflmer  den  Qutsertrag  ausschliess- 
lich f&r  sich  bezieht,  also  neben  der  Bodenrente  selber  auch  den 
Ertrag  aus  den  beim  Betrieb  verwendeten  Kapitalien  und  den  ihm 
als  Leiterund  thätitrem  Mitarheiter  zukommenden  Arheitslohn;  abpr 
aucl»  (h'sshalh,  weil,  sofern  die  nöthioen  Vitraussetzunucn  zum  Sellt>l- 
iM'tiich  in  persönlicher  Hinsicht  und  nach  der  Seite  der  Kapitalkraft 
liin  iit'Liehen  sind,  keine  andere  Hcw irthscIiaftunLisfnnn  (hiuernd 
•gleich  Imhc  Hrträire  verlnnut.  Denn  der  s*d!)st\vii-tlischaftcii(|e 
Kiucntlitiinev  ist  völliir  uuhehindert  in  der  wirthschaftliclien  Action, 
z.  B.  iu  der  Wahl  des  Feldsystems,  in  der  Art  der  Tlüerhaltung, 
Düngung;  auch  kann  er  seinen  Wirthscbaftshetrieb  den  verftnderten 
('onjuneturen  des  Marktes  jederzeit  anstandslos  anpassen,  da  er 
lediglich  seinen  eigenen  Eingebungen  zu  folgen  hat;  er  ist  zugleich 
im  höchsten  Grade  daran  interessirt,  die  Productionskraft  des  Gute 
dauernd  sich  zu  sichern,  und  wird  also  einer  mit  diesem  Ziel  im 
Widerspruch  befindlichen  Betriebsweise  (Baubwirthschaft)  sich  zu 
enthalten  eine  weit  triftigere  Veranlassung  haben,  als  sie  bei  jeder 
anderen  Form  der  Bewirtlischaftung  für  den  jeweiligen  Wirthschafter 
gegeben  ist.  Die  Aussicht,  die  Früchte  der  in  den  Boden  ver- 
wen(h'ten  Arbeit  und  Kapitalnutznnuen  ausschliesslich  sich  und 
(h'u  Xachkoninicn  Lrewahrt  zu  sehen,  hihh't  nicht  nur  eiiu'u  wirk- 
samen Anreiz.  (Wn  Hctrieh  auf  die  den  jr'weiÜLien  Wirthschaft^- 
vcrhältnissen  ani:c]ta>>{('  Iiitcnsitätsstufe  eni]H>izuhe]»en ,  sondern 
darül>ci-  hinaus  einen  hrsnndcrs  mächtii'en  Impuls  zu  allen  selbst 
mit  erheblichen  Ivapitalaul'weiiduugeu  verknüpiten  Betriebshaud- 
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lungen,  welche  auf  die  Verbesserung  der  gegebenen  Bodensubstanz 
abzielen  und  hierdurch  oder  durch  sonstige  geeignete  Anlagen  am 
und  im  Boden  eine  Steigern ii<>  der  Erträge  yerheissen.   Die  Er- 

fahnins:  v.niii  denn  auch,  dass  die  künstliche  Hercichoruns;  des 
Bodens  mit  NährstotVen  (/,.  B.  durcli  Hcifuhr  von  M»'ru»d  odor 
Kalk),  dit'  uirksanien»  Xutzharniachunir  des  Wassers  für  die  Hodeii- 
«•iiltur  durch  Kiit-  oder  Hewässcrunnsciurirhtuimt'u .  dir  hcssero 
ZuL^"iuL''li«:hiua('hunu'  der  (Iruudstiicke  durch  W(\<it'anlau»'U  uird 
i'Htsiircchcnde  Anondirunir.  di«»  mit  Kaitital\ orauslaiicn  vcrkuüjd'te 
Einführung  der  Tiefcultur,  die  AnptianzuiiL:  von  0])stbäuinen,  die 
Schaffung  perennirender  Culturen  üherliaupt  (Weinbergs-,  Hopfen-, 
Wf^iden-.  Waldanlagen)  luid  vieles  Andere  bei  den  in  Eigenl)ewirth- 
schaftuniT  befindlichen  Gfltern  sich  leichter  und  rascher  vollzieht 
als  bei  den  sonstigen  verbreitetsten  Bewirthschaftungsformen  (Zeit- 
pacht, Theilbau),  deren  Träger  eben  in  vielen  Fällen  die  Gewiss- 
heit nicht  haben,  dass  während  der  beschränkten  Dauer  der  Guts- 
nutzung ihnen  in  den  gesteigerten  Erträgnissen  üOr  die  bewirkten 
Kapitalaufwendungen  ein  ausreichendes  Aequivalent  zu  Theil  wird. 
Und  zwar  gilt  dies  Alles  um  so  mehr,  je  weniger  rasch  die  Wirkung 
einer  bewirkten  (Tutsverbesseruni»-  zu  Ta^e  treten  kann,  je  läuirer 
e>  währt,  his  eine  he.stinunte  neu  einm'fülirte  i'ultur  Nut/,un<>en  al»- 
nirft.  auf  eine  je  grösserer  Zeitraum  also  die  Ahtrauunu'  der  be- 
wirkten Kapit<ilanlair»'  sich  vertheilt  un«l  je  schwieriuer  es  /uyleich 
sich  erweist,  durch  ents]n'echen(h'  Kechtstornuiliruni:eii  (hun  z(dt- 
weiligen  Gutswirthschafter  (Pächter.  Theilbauer)  für  von  ihm  selber 
bewirkte  Gutsverbessenuigen  oder  Culturanlagen  einen  Anspruch 
auf  angemessenen  Ersatz  gegenüber  dem  Ki'^cnthümer  zu  sichern. 
Aus  allen  diesen  GrQnden  ist  der  Kegel  nach  die  Wohlsüindsbije 
der  ländlichen  Bevölkerung,  wo  diese  selbstwirthschaftend  auf 
eigenem  Grund  und  Boden  sitzt  und  die  Oulturarbeit  der  einen 
Generation  auf  die  nachfolgenden  sich  fortvererbt,  eine  grössere, 
weitverbreitetere  und  bleiben  die  Einkommensverhältnisse  stetigere, 
als  da,  wo  Eigenthum  und  Bewirthschaltung  am  Grund  und  Boden 
auseinandergefallen,  wo  Eigenthümer  und  Wirthschafter  zwei  ver- 
schiedene Persönlichkeiten  mit  nicht  durchweg  zusammenfallenden 
Interessen  sind  un<l  ^\o  demiremäss  ein»'  Ij'eberbrückun'j-  der  vor- 
handenen (ieireiisiitze  erst  dundi  ein  besini(h'r(>s.  in  st  iiu  ii  jjn/.el- 
lieiten  sicli  schwierii:  uestaltendi's  und  nicht  iiiuner  \(M1  dem 
LTCwünsi  ht<'n  Erfolg  begleitetes  Ivccht  (Pac  ht recht)  angestrebt 
werden  muäs. 
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Die  Annahme  ist  rrfKtattot .  dans  man  T\iini);iu  sein  Iterfthmt  gewordene« 
I>ammciiltursvsf«*m,  Selm  1 /.- Lnpitz  sfiiu-  bahiilMcclifiMli-ii  Culturen  auf  niapr*^rfiii 
Suudt>oden  uicht  zu  verdauken  liatt«*,  wi-un  iUvhv  nicht  alü  Kigeuthüiut*r,  sondern 
als  Pftchter  zn  wirthschaflen  genflthifirt  gewesen  wäre.  Wenn  so  vielflieh  anf 
(i rossbritaiiiiicn ,  das  classisrlip  l.iuul  dt-r  Zcitpuclit ,  als  Beweis  dn's  Ooj!;i*uf hc-il-. 
namentlich  von  continentalen  Schriftstellern  verwiesen  wird,  so  ist  doch  immerhin 
dn»  Rin^'ständniss  bemerkenswert h,  welches  einer  der  Enclosnre  Coromissioiter, 
Mr.  Caird,  1873  machte,  indem  er  ausführt«-,  da^s  bis  dahin  erst  V?  aller  nöthiiren 
Drainap'n  htTf^irstdlt  worden  sei.  (ibwohl  (btch  «rcradc  diese  Art  von  Bodemn»  !»«» 
ratton  in  Kngland  in  ganz  besonderem  Maass  staat^seitig  (durch  Kapitalvon>cUui»s4-j 
ITpfördert  worden  ist  (§  64).  Im  Uebrigen  ist  doeh  anch  nicht  an  ttbersehen,  das« 
in  Kn«rbind  d»  i  Boden  im  Besitx  einer  reielien  kai)italkniftipren  Gmudaristolcmti^ 
sich  befindet,  deren  Vertreter  bei  ihrer  ausgesprochenen  Vorliebe  fiir  das  Landleben 
\-ielfach  selbst tiiäti<r  im  Gebiet  des  Meliorationswesens  vorgegangen  sind,  was  da 
weniger  i  ru.ntet  werden  darf,  wo  >i(  h  der  (imnd  und  Boden  in  stftdtisehkapita- 
listisclu  ii  Händen  befindet  und  dann  bdi;.'lich  sperulativ  venvertlief  zu  w<»r«1»'rt 
pflegt,  wie  dies  übrigens  häutig  auch  bei  contiuentalcn  Heutengrundherrschal'ten 
der  Fall  nnd  f&r  Irland  die  Regel  ist.  Man  darf  Ar  England  im  rehrigen  an- 
nehmen, dass  Meliorationen  nanienflieli  da  bäufiirer  iuirli  Seitens  der  I'iicliter  zur 
Ausführung  kamen,  wo  die  Zeitpachten  einen  erbpach tähulicheu  Charakter  an- 
g<>nommen  haben,  insofern,  den  Traditionen  des  Omndherm  gemftss,  ein  tflchtigvr 
l'ächter  die  (Je«issbeit  haben  konnte,  weder  fiir  sich  selbst  nocli  für  seinen  ErlMMi 
gekündigl  zu  »'rbalten  iv'/l.  Nasse.  a.a.O..  S.  189,  und  Koscher.  .\nni.  2  uml  ♦» 
ZU  §  64);  kommen  doili  im  südwestlichen  England  Pachtungen  auf  drei  Leben 
Tor.  So  ist  es  denn  auch,  wo^  wie  in  Schottland,  die  Leases  seit  Mitte  des  vorigen 
Jalirbunderts  auf  U)  oder  21  .Tabre  abfreschlossen  worden,  „nichts  T'nfrewohnlielu  -. 
dass  ein  l'ächter  auf  250  Acres  lÖU)  Tld.  Sterl.  für  Drains  verwendet",  währt^nd 
da,  „wo  keine  solche  I^eases  bestehen,  die  schottischen  Stirreys  hXnflg  anerkenneB. 
dass  der  Ackerbau  noch  in  <l<  ni-> -Iben  Znstand  ist  wie  vor  100  Jahren" ;  nnd  wieder 
andere  enjrliscbe  Sehriftstellir  „das  a  II  in  ä  Ii  Ii  eli  e  Sinken  des  Aekerl)anps  in 
so  vielen  Theilen  von  Knjrland  hauptsaclilich  der  heutigen  Verdrängung 
von  Leaseholders  durch  tenants  at  will  anschreiben"  tKosrber,  Anm.  1 
an  <>•"?  .  IMi-  iift  iiberschwan;rli<  lH'n  Scliiblernn^'n  continenfaler  Reiseschriftsteller 
fiber  englischen  i^udbau,  gt*rade  auch  nach  der  Seite  des  MeUoratlousweseus  hin, 
sind  jedenfalls  mit  Vorsicht  aufininehmen,  da  nicht  selten  aus  der  Einsichtnahne 
einzelner  „Miisterfarnien",  d.  h.  in  blühendster  Hochcultnr  nmgetriebener  grnnd* 
berrliclier  Wirtlisrliatien  ein  unzulässig  g«'neralisirender  Sehliiss  auf  da.s  (ranzo  g»*- 
zogen  wird.  -Amtliche  Angaben  wie  die  obenerwähnten,  herrührend  von  landwirth- 
flchaftlichen  Fachlenten  des  Inselreichs  selber,  beweisen  wohl  doch  mehr. 

2.  Volkswirthschaftlick  verdient  die  Selbstverwaltung 
ebenfalls  vor  allen  anderen  Bewirthschaftungsformen  gnindsfttzlich 
den  Vorzug,  weil  in  vorwärtsschreitenden  Staatswesen  die  Zunahm«» 
der  Bevölkerung  eine  höhere  Anspannung  der  productiven  Krftfte 
der  Natur  gebieterisch  fordert  dieser  Fortschritt  aber,  der  gleich- 
bedeutend ist  mit  dem  Uebergaiig  von  der  extensiveren  zu  der 
intcnsivpren  Bodenbostplliinir.  d.  h.  mit  der  reichlicheren  Vorwendunir 
von  Arlicit  un«l  Ka])it.il  in  den  (iniml  und  Hoden,  ans  den  ol)on 
anq:('Lr<d>('iu'n  <inind»'ii  am  sicln'isten  Ihm  <ler  Kiiienhewirthschaltunir 
sieh  vollzieiit:  weil  ferner  die  grössere  nnd  iiieiehinassjiirert»  Wrthl- 
standsla*!«'.  dmTh  welche  die  eiLieiiliew irtlix  lialtende  lie\ (dkerunir 
vor  der  l'aehthevrdkeriinu-  sieh  anszu/eielinen  ])tleLit.  auf  den  i^o- 
samuiten  Volkäorganiämuä,  auf  die  übrigen  Krwerbsstäade  des 
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Volks  und  auf  die  tinanzielh'  und  wirtliscIiaftliclH'  Kiatl  lics  Staats 
wohlthätig  befruchtend  zuiüikwirkt.  Dieser  volkswirthscbaftliche 
Vorzug  der  Eigenhewirtlischaftung  tritt  namentlicli  da  ins  hellste 
Licht  wo  die  Dichtheit  der  Bevölkerung  und  die  starke  Nachfrage 
nach  Land  zu  einer  Verkleinerung  der  Einzel wirthschaftstlächen 
hindrängt;  denn  während  die  Auftheilung  des  Grund  und  Bodens 
in  kleinere  Eigenthumseinheiten ,  sofern  nur  dieser  Auftheihmgs- 
process  sich  innerhalb  maassvoller  Grenzen  hält,  für  zahllose 
Einzelwirihschaften  die  Bedingungen  einer  gesicherten  Existenz  zu 
schaffen  vermag,  ohne  dass  die  fortschreitende  Technik  des  Anbaues 
und  das  Prodnctionsinteresse  Noth  zu  leiden  braucht  (Kap.  IV, 
§  73),  erweist  si»  li  im  (lecreutlieil .  wie  die  s]»ätereii  Ausführun- 
gen -U)  zeigen  werden,  die  Auftheihuig  des  Landes  in  iilnilicli 
kleine  Paehtflacheneinlieiten  für  di(»  auf  diesen  Paelitgütern  sitzende 
Bevölkennig  wie  für  die  liodenhewirtlischartiniL!'  selber  und  somit 
auch  für  die  Interessen  des  Staatsganzen  ülcichmässig  verderblieb. 
Hieraus  folgt  zugleich,  dass  die  HerbeifiÜirung  einer  Antbeilnahme 
weitester  Volkskreise  an  den  Segnungen  des  (Irundbesitzes  am 
besten  und  sichersten  durch  die  Institution  des  Privateigentlnnns 
am  Grund  und  Boden  gewährleistet  erscheint  und  nicht  durch 
deren  Verdrängung  auf  dem  Weg  der  Verstaatliehung  oder  Com- 
munalisirung,  da  diese  letzteren  Besitzesformen  anders  als  im  Wege 
der  Verpachtung  nicht  wohl  nutzbar  gemacht  werden  können. 

:>.  Politisch  und  s o e i a  1  ]> ol i t i s c b  ist  aus  den  gleichen 
Kn^'ägungen  die  Sell»stverwaltung  der  (Jüter  den  anderen  Hewirtb- 
sebaftuugsfornien  weitaus  überb'üen.  zumal  wiederum  nanu'ntlicb 
im  Vergleich  zu  der  Zeitpacbt  oder  dem  Institut  des  Tlieilbaues; 
wobei  auf  die  grundleg«»nden  Hetracbtungeu  in  der  ..Kinleitung** 
(Abschnitt  II,  ^  12)  über  die  Bedeutung  eiiu's  selbststiiiuligen, 
unabhängigen,  fest  mit  der  Scholle  verbumb'iuMi  Stancb's  von  Grund- 
besitzern für  den  Staat,  die  Gemeinde,  die  Selbstverwaltung  gegen- 
über der  melu*  oder  weniger  precären  Lage  einer  fluctuirenden,  mit 
dem  Object  ihrer  Wirthschaftsthätigkeit  selten  auf  längere  Zeit 
verwachsenden,  von  den  Conjuncturen  des  Grundmarktes  und  dem 
Belieben  des  Grundeigenthflmers  mehr  oder  weniger  abhängigen 
Pächter-  oder  Theilbauer-BevMkerung  zu  verweisen  ist').  Auch 

')  Fr.  Lifft  freilicli  meint,  (in  der  Schrift:  Die  Ackerverfasnunfr,  die  Zwer^- 

wirthschaft  und  di«'  Auswaii(l«Tun<r.  1H42),  ^dem  .*!taat  kiWnu'  ;rl<'i<IiL'"iiltitr 

ob  die  Güter  von  dem  Eiß^'ntliiimer  selbst  oder  in  langer  Zeitpacbt  oder  in  KrhjHu  ht 

bewirthHchattet  werden,''  in  l'ebereinstiniuiun^  hier  mit  älteren  Scbrittstellern  wie 
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für  die  Art  der  (Tcstaltung'  der  so  überaus  wichtipfen  Beziehuiigon 
des  laiidwirthschaftlichen  Arbeitgebers  zu  den  Arbeitnehiuerii(Kai).V) 
ist  die  Eip:onbewirthschaftung  durch  den  angesessenen  (Trund- 
eigeiithümer  von  nachweisbar  günstigerem  Einfluss  als  jede  andere, 
sonst  (lenkbare  Bewirthschaftungsform ,  weU  eben  nur  der  nicht 
bloss  mit  der  näclisten,  sondern  auch  der  ferneren  Zukunft  rechnende 
Gnmdeigenthümer  ein  lebendiges,  nachhaltiges  Interesse  besitzt, 
einen  zufriedenen  Arbeiterstand  dauernd  für  sich  zu  gewinnen  und 
demgemftss  diesem  Zweck  dienende  entsprechende  Lohnweisen  und 
andere  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  schaffen;  wfthrend  der  Pftchter 
leicht  der  Versuchung  unterliegt,  ähnlich  wie  die  ihm  leihweise 
flberlassene  Bodenkraft  selber,  auch  das  zur  Bestellung  des  Bodens 
nöthigo  Menschenmaterial  während  der  Zeit  des  Pachtverhältnisses 
nach  Möglichkeit  auszunutzen.  Man  kann  deshalb  mit  Recht 
sagen,  dass  bei  der  P^igenbewirthschaftung,  gerade  auch  in  An- 
sehung dos  ländlichen  ArlM'it(Mw»'s<'n,  „am  ehesten  die  Möglichkeit 
geboten  ist,  die  Interessen  der  Gegenwart  mit  denen  der  Zukiuift 
in  Uebereinstimmung  zu  bringen"  (v.  d.  (ioltz).  Endlich  aber 
wird  den  Anfechtungen,  denen  der  Grossgrundbesitz  so  häuüg  be- 
gegnet, durch  nichts  besser  ein  Theil  des  Bodens  entzogen,  als 
wenn  dessen  Angehörige,  statt  mühelos  die  Bodenrente  im  Wege 
der  Verpachtung  einzuziehen,  diese  selbst  zu  erwirthschaften  sich 
befleissigen;  darin  liegt  „eine  ganz  andere  Eraftleistung  als  in 
der  blossen  Bentnerschaft,  und  gewiss  auch  eine  Bürgschaft  für 
längeres  Fortbestehen.  Erst  wenn  sie  ihre  Gutshetiiebe  in  Pach- 
tungen auflösen,  werden  sie  von  der  Agitation  bedroht,  die  drüben 
(in  England)  mit  dem  Ruf  nach  Verstaatlichung  des  Bodens  bereits 
beginnt** 

KlxiuT.  Jii  S.  lM  crailitet  vr  sog^ar  den  UTnfiin«rliclic'u  Ankauf  von  ländlichem 
EigvuthuDi  durch  ütiidtische  Kapitalisten  als  einen  ganz  nütxliehen  Vorfran^Tt  freilich 
nicht  die  eiuadg  schiefe  Andcht,  auf  die  man  bei  diesem  geuialeu  Schriftsteller 
bei  Beli«adlimic-  agrarigcber  Verhältnisae  -  gerade  in  der  dtirten  Schrift  —  stdnt. 

h  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  nnd  Freiheit,  1891,  S.  62* 

A.-litili.li  Pohl  rrülnn;r«'r  Zeitschrift.  1H8().  S.  66  ff.i.  der  bei  aller  Wiirdi^runiEr 
der  ja  vorhandenen  Vorzuge  eines  gut  geregelten  Zeitpachtwe^iens  doch  auf  die 
Verschürfteng  der  socialen  Gegensätse  Ton  Kapital  nnd  Arbeit  als  He^leiterscheinniif^ 
des  Zeitpachtwesens  naehdriieklich  hinweist  nnd  betont,  wie  die  Höh»-  der  vom 
(Irundliemi  bezo^renen  arbeitslosen  Rente  mit  dem  Wohl  und  Wehe  «b-r  biiidwirtb- 
Mchaftliehen  Hevidkerunt;  ho  häufig  gar  keinen  unmittelbaren  Zuhjimmenhaug  nielir 
habe.  Ist  aber  einmal  erst  dieser  Zusammenhang  nndentlich  geworden,  dann  kann 
es  wohl  (b  ii  f{f'iit('ii])e/.ieliern  treheii  .  wie  eiii»'iii  fremden  Körper  im  lebenden 
t>rgauit»mui>,  der  entweder  im  Laute  der  Zeit  aulgesaugt  oder  iiu  kurzen  Wege  auf 
gewaltsame  Weise  ansgeschieden  wird**. 
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4.  Di**  \' 0  r  <i  II  s  s  ot  z  u  11  «2:011  für  die  Sei  Ii  st  v  er  w  alt  im  g 
und  «Icron  iredeibliclien  Erfolir  sind  freilich  nicht  überall  gegeben 
und  müssen  daher,  wo  jene  fehlen,  andere  Bewirthschaftimgsformen 
au  ihre  Stelle  treten,  wobei  folgende  Gesiclitspunkte  in  Frage  kommen: 

a)  Abgesehen  von  den  im  Allgemeinen  seltenen  Fällen,  in 
denen  aus  Griinden  persönlicher  Behinderung  (Minderjährigkeit, 
Krankheit,  andersveite  Berufsstelliing  etc.)  eine  Selbstverwaltung 
nicht  IMatz  greifen  kann,  nuiss  auf  diese  liäutig  schon  im  Hinblick 
auf  die  Grösse  des  Grundbesitzes,  zumal  wenn  letzterer  räum- 
lich auseinander  gelegen  ist  und  schon  dessiialb  der  unmittelbarea 
Betriebsleitung  durch  den  Eigenthümer  sich  entzieht,  oder  weil 
jaristische  Personen  als  Grundbesitzer  in  Frage  stehen,  Verzicht 
geleistet  werden.  Die  in  solchen  Fällen  früher  übliche  Ad- 
ministration durch  eingestellte  besondere  Beamte  (Guts Verwalter, 
Gutsdirectoren)  kami  natarlich  nur  ausnahmsweise  dasselbe  wie 
die  Selbstverwaltung  leisten,  weil  dritte  Personen,  auch  bei  vollster 
BefiUiigung  für  ein  solches  Amt,  niemals  in  diesem  Maasse  wie 
der  wirthschaftende  Eigenthflmer  selber,  jenes  durchgreifende  In- 
teresse, dessen  ununterbrochenes  Vorhandensein  die  unerlftssliche 
Voraussetzung  fOr  die  Erzielung  höchster  Bentabilität  ist,  bethätigen 
werden:  weil  ferner  der  vollen  Entfaltung  der  Persönlichkeit  eines 
tüchtigen  Administrators  die  mit  dem  Wesen  der  Administration 
untrennbar  verbundene  Einengung  durch  zahlreiclie  Instructionen, 
Geneliiniguiigsvorbehalte,  eontrolirciide  Vorkclnungen  eine  nach- 
theilige Fessel  anlegen:  weil  iiisbcsciKltMf  der  dem  unmittelbaren 
Gutsbetriebe  ferner  stehende  Eigenthümer  oft  nur  schwer  von  der 
Noth  wendigkeit  von  Guts  Verbesserungen,  von  tiefgehenden  Aende- 
rangen  im  Betrieb  (Uebergang  zu  anderen  Fruchtfolgen  etc.)  zu 
flberzeugen  ist  und  weil  aus  allen  diesen  Gründen  erfahnings- 
gemftss  administrirte  Güter  den  Errungenschaften  der  Technik 
meist  nur  langsam  folgen,  ohne  immer  nach  der  Seite  der  Oeko- 
nemik  des  Betriebs  hin  (durch  sparsamste  Verwaltung,  namentlich 
in  Bezug  auf  Einstellung  von  Gespannthieren  und  Arbeitern  und  auf 
bauliche  Beparaturen)  ein  entsprechendes  Aequivalent  zu  bieten  >). 
Zwar  fehlt  es  nicht  an  Beispielen  trefflicher  GutBadministiaiionen, 


*)  Nach  Roscher  (Anm.  4  zn  §  57)  sollen  die  administrirten  fürstlich  Ester^ 
luu^^Mhen  Güter  (98  mit  rund  72000(1  Joc  h  Flächengehalt)  um  186ö  ihren  Kaufwerth 
katitn  zu  2V<7o  verzinst  liabi  ii.  wiihrt  nd  selbstverwnltete  I'rivatfrüter  8V0  Hntnifjcn ; 
daher  auch  in  Oesterreich  mcltr  uud  meiir  beim  Gross^undbeMtz  vuu  der  Zeitpacht 
Gebraocb  gemacht  werde. 

11*' 
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iianiciitlicii  da.  wo  durch  outsprecluMido  Hozahlungsweise  (Antheil- 
nahiiie  des  Administrators  am  (tiitsreinortrag,  Tantiemesystt*  m). 
durch  Gewährung  von  Kuheirehaltsanspriichen  etc.  das  unmittelbart* 
Interesse  des  Administrators  mit  den  Wirthscliaftsergebnissen  engpr 
zu  verknüpfen  gesucht  wird:  oder  wo,  wie  bei  der  (Jewährs- 
verwaltung,  dem  Gutsbesitzer  seitens  des  Administrators  ein 
Mindestbetrag  des  Ertrags  gewährleistet  werden  muss.  über  das 
hinaus  letzterer  am  Gewinn  betheiligt  ersclieint:  aber  die  \ielfach 
misslickeu  Erfahrungen  bei  administrirten  Gütern,  die  Unsicherheit 
über  die  Höhe  der  thatsilchlichen  Bente,  die  Möglichkeit  häufiger 
Conflicte  mit  dem  Administrator  gerade  dann,  wenn  dieser  durch 
besondere  Befthigung  sich  auszeichnet,  aber  eben  desshalb  auch 
ein  weitgehendes  Maass  von  Selbstständigkeit  in  Anspruch  nimmt, 
lassen  meist  für  die  Gutsbesitzer  die  Zeitpacht  als  die  ent- 
sprechendere Bewirthschaftungsform  erscheinen,  welch'  letztere  denn 
auch  hinsichtlich  des  Besitzes  «ier  todten  Hand  im  engeren  Sinn 
(Staats-.  Gemeinde-,  kirclilicher  Besitz)  die  fast  ausnahmslose  Kegel 
geworden  ist. 

b)  Die  \'(»rtlieile  «1er  Selbstverwaltung  ktunien  da  nicht  zur 
Geltuni?  kommen.  w<>  das  eiirenthiimlich  l>esessene  Gut  mit 
Schulden  überbürdet  ist,  deren  auf  den  Wirthschaftern  lastender 
Druck  die  Wirthschaftsenerijie  lähmt  und  ein  schwor  überwind- 
liebes  Hindemiss  ebenso  für  intensiven  Betrieb  wie  für  zeitgemässe 
Fortschritte  aufrichtet;  aber  auch  da  nicht,  wo  dem  Besitzer, 
wenn  schon  mässig  verschuldet,  das  im  Hinblick  auf  die  GriVsse 
des  Besitzes  erforderliche  Kapital  zu  einem  schwunghaften  Um- 
triebe nicht  zu  Gebote  steht.  Der  erste  Gesichtspunkt  gewinnt 
namentlich  Bedeutung  für  die  Entscheidung  der  Präge,  ob  im 
Einzelfall  ein  landwirthschaftlicher  Unternehmer  zweckmässiger  für 
den  Erwerb  eines  Guts  oder  für  dessen  Pacht  sich  entscheidet: 
und  die  Entscheidtmg  wird  verständigerweise  zu  Gunsten  der 
letzteren  ausfallen,  wenn  die  verffiirbaren  Mittel  nur  »Miie  niässige 
Anzalilung  auf  das  Gut  gestatten,  der  neue  Besitzer  also  von  An- 
fang <len  Betri(d)  mit  weitgehenden  Schuldverbindlichkeiten  eröffnen 
müsste.  Der  zweite  ( iesichtspunkt  fällt  namentlicli  gegenüber 
den  übergrossen  Ib'sit/.inigen  (Latifundien)  ins  Gewiclit,  deren 
kapitalkräftiger  ümtrieb,  bei  einer  Zerlegung  des  Latifundien- 
besitzes in  (»ine  entsprechende  Anzahl  von  Gutsbetriebseinheiten, 
meist  durch  Pächter  wirksamer  als  im  Weg  der  Selbstverwaltung 
oder  Administration  gesichert  erscheint. 
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5.  Für  die  grundsätzliche  Losung  der  Frage,  ob  die  Pacht 
vor  der  Eigenbewirthschaftuni»;  den  Vorzug  verdiene  und  ob  im 
Hinblick  auf  eine  etwa  vorhandene  weitverbreitete  VorschiiMunsT 
des  (irun(lb(»sitzes  dessen  Veberfühnuiü-  in  Staats-  oder  (Jenieinde- 
eic^enthum  unter  VerjKK'litung  des  letzteren  anzustre})en  sei.  köiuu'n 
selbstredend  obiire  (iesiehtsitunkte   nicht    von  ausschlaiii^ebender 
Bi-deutung  sein;  denn  hier  sind  neben  den  Frauen  des  Productions- 
interesses,  die  möglicherweise  zu  einem  ue^ebenen  Zeitpunkt  den 
Auaschlag  zu  Gunsten  der  Paclit  geben  könnten,  die  noch  wicli- 
tigeren  politischen  und  socialpolitischen  Momente,  die  mit  der  In- 
stitution des  privaten  Grundeigenthums  s|ch  verknüpfen,  ebenfalls 
in  Rllcksicht  zu  ziehen.    Die  aus  dem  Latifundienbesitz  ent- 
springende NGthigung  zu  Verpachtungen  entföllt  zudem  mit  dem 
Zeitpunkt,  wo  jener  aus  Gründen  des  höheren  Staatsinteresses  oder 
aus  eigener  Einsicht  der  Betheiligten  einer  zweckentsprechenderen 
Gnindbesitzvertheilung  zu  weichen  beginnt  (Kap.  IV,  §  91  ff.); 
während  der  durch  eine  starke  ITeberschuldung  dos  sonstigen  Grund- 
besitzes herbeigefflhrten  Kothlage.  die  einer  zweekgeniässen  Be- 
wirtliseluiftung  sich  hinderlich  erweist,  dinch  eiin*  Politik  des  Agrar- 
wesens.  die  die  bestehende  Schuldenlast  erträglicher  macht,  ihre 
Tilgung  in  aniremessener  Zeit   ani)ainit   und   einer  Wiederüber- 
schiildung  Hemmnisse  in  den  Weg  lent,  —  Maassnahinen,  die  sich 
aul'  das  Gebiet  des  Erb-,  Verschuldungs-,  Versiclierungsrechts,  der 
Steuer-  und  Zollpolitik  gleichmässii:  zu  erstrecken  haben,  — jeden- 
falls in  einer  für  das  Stuatswohl  gedeihlicheren  Wei<<'  /u  begegnen 
gesucht  wird,  als  durch  die  völlige  Beseitigung  des  Privateigens 
und  Umwandlung  aller  Grundbesitzer  in  vom  Staat  oder  der  Ge- 
meinde abhängige  Zeitpächter.  Wo  endlich  die  Neuhegründung 
bmdwirthschaftlicher  Existenzen  bescheidenen  Umfangs  in  Frage 
kommt,  braucht  selbst  eine  von  Anfang  ab  verhältnissmftssig  hohe, 
durch  Eaufschillingsreste  veranlasste  Verschuldung  im  Hinblick 
auf  die  in  kleinen  Besitzungen  ermöglichte  ausgedehnte  Verwertbung 
der  persönlichen  Arbeitskraft,  namentlich  dann,  wenn  die  Lamh's- 
gesetzgebung  den  Kentenkaiit"  erleichtert  (J^  IM),  nicht  innner  etwas 
He(lenkliches  zu  haiien.  jedenfalls  würde  in  solchen  Fallen  die 
Vererbpacbtuug  dem  Zeitpachtweseu  noch  vorzuziehen  sein. 
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§31.  Die  Zeitpacht.    Würdigung  iui  Allgemeinen. 

Statistik. 

Die  Zeitpacht,  deren  Wesen  in  der  zeitlichen  Ueberlassung 
Ton  fruchttragenden  Gnindstru  kon  an  einen  Dritten  zur  Nutzniessimg 
gegen  bestimmtes  Entgelt  )>esteht,  ist  zwar  dem  Alterthum  und 
der  älteren  nachchristlichen  Zeit  keineswegs  unbekannt,  hat  aber 
doch  erst  seit  Ausgang  des  Mittelalters  grossere  Bedeutung  und 
Ausdehnung  gewonnen,  Wobei  sie  nur  allmfthlieh,  nilmlich  in  dem 
Maasse  als  die  feudalen  HerrschaftsYerbftltnisse  zusammenbrachen, 
den  ihr  vordem  vielfach  fehlenden  Charakter  eines  vQUig  auf  dem 
Boden  des  Vertrags  gleichberechtigter  Parteien  flissenden  Rechts- 
verhältnisses angenommen  und  in  dieser  fortschreitendem  Entwick- 
lung die  ältere,  im  Liun/cn  Mittelalter  mit  Vorliebe  angewendete 
Form  der  K  rbi>  a  <•  Ii  t  ziemlit  li  verdrängt  hat.    Ebenso  liat  si^'  der 
Kigen)Hnvii1lis<diaftung  durch  Adniiiiistratioii ,  welche  ehemals  di«* 
hensehende  Form  der  Hewirthsehattuiig  der  Doinäiien  bildete  und 
bei  den  grossen  Grundherrsehat'ten  des  Adels,  inbesondere  auf  dem 
Continent,  ebenfalls  beliebt  war,  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  melir 
und  mehr  den  Boden  entzogen,  wobei  wegen  der  Gründe  dieser 
Erscheinung  auf  das  oben  (S.  163  ff.)  Bemerkte  zu  verweisen  ist 

Ein  ausgebildetes  Zeitpachtwesen  ist  allemal  erst  denkbar, 
wenn  die  landwirthschaftliche  Betriebsthätigkeit  aus  den  ridien 
Stufen  des  Ackerbaues  v.n  einer  gewissen  Kunstfertigkeit  sich  empor- 
gearbeitet hat  und  diese  Entwicklung  die  Bedenken  gegen  das 
Wauniss.  welches  die  contractlicluMi  Pachtlu'/.it'huiigen  für  den 
Eigcnthünier  und  Pächter  mit  sich  bringen,  zurück(lrän[rt;  wenn 
eine  gewisse  Stetigkeit  der  staatliclien  und  wirthschaftliclien  Ver- 
hältnisse ihren  Einfluss  in  derselben  Bichtung  geltend  macht; 
und  wenn  im  Gefolge  dieser  {Entwicklung  eine  hinreichend  kräftige 
Veranlassung  fOr  tüchtige,  strebsame,  mit  den  nöthigen  Geldmitteln 
ausgestattete  Elemente  gegeben  ist,  Unternehmungsgeist  und  Kapital 
in  dieser  Art  wirthschafüicher  Thätigkeit  zur  Geltung  zu  bringen. 
Im  IJebrigen  ist  das  Zeitpachtwesen  aufs  Engste  mit  der  Art  der 
Grundbesitz  Verfassung  verknüpft;  denn  da  aus  den  obenisrwfthnten 
Gründen  die  Eigenbewirthscbaftung  in  derForm  der  Selbstverwaltung, 
wo  diese  flberhaupt  ausführbar  erscheint,  privatwirthschaftlich  den 
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Vorzug  vor  anderen  Bewirthschaftungsformen  verdient,  so  wird 
fiberail  da,  wo  der  GnindbesitK  in  Gütern  mässiger  GrOsse  aufge- 
theilt  und  wo  er  im  priTaten  Besitz  sich  befindet,  Dir  die  Zeitpacht 
selten  Raum  gegeben  sein.  Sie  tritt  aber  da  nothwendigerweise 
mit  einer  gewissen  Ausschliesslichkeit  auf,  wo  übergrosse,  der 
Eigenbewirthschaftung  imföbige  Gutseomplexe  in  einer  Hand  ver- 
einig oder  wo  die  EijxenthOraer  juristische  Personen  (Staat,  Ge- 
nuMiide.  Kirche  etc.)  sind  oder  d»Mi  stadtisclK'ii  Kiii»itali>it'iikrei8»Mi 
anirehorcn.  wie  letzteres  namentlich  in  Italien  vielfach  der  Fall  ist; 
befördert  wird  diese  Entwickluntj;,  wenn  mit  der  Ausbilduni^  eines 
intelliü:enten.  kapitalkräfti^^en  Pächterstandes  den  <  Jrundeii^entlnimern 
die  Zeitpacht  «re^enüber  der  Administration  wachsende  Ökonomische 
Vtirtlieile  bietet  oder  wenn  mit  der  Zunahme  der  Volkszaiil  auf 
dem  flachen  Lande  zahlreiche  Elemente  der  Landbevrdkenmg  zur 
Erhaltung  ihrer  Existenz  auf  den  Pacht  von  Grundstücken  oder 
doch  auf  den  Zupacht  solcher  mit  einer  gewissen  Dringlichkeit  sich 
angewiesen  sehen  i). 

Im  Einzelnen  sind  fOr  die  Frage  der  relativen  Berech- 
tigung der  Zeitpacht  folgende  Gesichtspunkte  zu  beachten: 

1.  Für  den  l)<unaniall)esit7.  und  den  sonstigen  Besitz  der  todteu 
Hand  (kirchlicher,  Stiftungshesitz )  kann  es  sich  im  wesentlichen 
nur  um  die  Wahl  zwischen  Administration  und  Zeitpacht 
bandeln  und  wird  aus  den  oh»'n  angegebenen  (Iründeu,  insolange 
und  soweit  solcher  Besitz  ülierhaupt  erhaltungswürdig  erscheint, 
für  diesen  das  Institut  der  Zeitpacht  nicht  bloss  privatökonomisch, 
sondern  auch  aus  allgemeinen  volkswirthschafklichen  Gründen  voll- 
kommen berechtigt  erscheinen.  Inwieweit  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen neben  der  Zeitpacht  zweckmässig  eine  Yererbpachtung 
solcher  Güter  oder  Gutstheile  einzutreten  hat,  ist  an  anderer  Stelle 
zu  erOrtem  (§  37).  Vorstehende  Bemerkungen  gelten  in  gleicher 
Weise  fQr  jenen  Theil  des  Grossgrundbesitzes,  der  —  eben  wegen 
seiner  Grösse  —  der  Möglichkeit  der  Eigenbewirthschaftung  ent- 
zogen ist. 

2.  Das  Institut  der  Zeitpacht  kaiui  hetrett's  der  tTwäluiten 
Güter  und  Gutseomplexe  der  todteu  Hand  und  des  Grossgrund- 


')  Na(  h  |{(is(  Imt  ij  fil  I  fiat  si»  Ii  in  Knjrlaiul  ein  f ii('litij,'*»s  l'iicliterwesen 
bereiü»  gtsgeu  ächluss  des  Mittelaitcrä  gubiidet,  in  Deutschlaud,  zumal  dessen  nörd- 
lieben  und  westUchen  G«(Brenden,  Tornehmlich  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhnnderti; 
die  iVeussiseluMi  Doniüiiou  sind  der  Zcitpatht  soif  17(K)  unterworfen,  mit  knrsen 
Zwiwbenrittmen,  in  denen  die  firbverpacbtuug  beliebt  wurde. 
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besitees  sogar  socialpolitisch  günstig  wirken,  wenn  nftmlich 
der  hierher  zählende  Theil  des  Grund  und  Bodens  zum  Zweck  der 
Verpachtung  in  eine  Anzahl  Einzelpaehthdfe  mftsdger  Grosse  auf- 
getheilt  wird,  weil  auf  diesem  Wege  fOr  zahlreiche  tflchtige  Elemente 

die  Möfiflichkoit  der  Antheilnahme  an  der  landwirthschaftlichen 
l?('triol)stliüti,i»:keit  ffoschaffon  ist  und  hiordurch  der  an  sich  in  dem 
Vorkommen  zahlreicluT.  ausscriialb  des  Verkehrs  behudliclier  Güter 
liegende  Nachtheil  eine  Milderunpf  erfährt. 

3.  Die  /»'itpaelit  kaini  dem  Landl)au  niclit  bloss  intelligente 
Kräfte,  sondern  auch  Kapitalien  /.utühren,  ,,die  sonst  draussen 
ireblieben  wären''  (Koscher).    Da  der  Tächter  die  im  (innid  und 
Boden  steckenden  Werthkapitalien  d<  in  Eigeuthümer  als  Pacbtrente 
zu  verzinsen  hat,  so  ist  sein  Bestreben  natiirgem&ss  darauf  ge- 
richtet, aus  den  seinerseits  in  den  Landbaubetrieb  zu  verwendenden 
Kapitalien  (Betriebskapitalien)  ein  möglichst  hohes  Einkommen 
sich  zu  sichern;  dieses  Bestreben  führt  daher  mit  Nothwendigkeit 
zu  denkbar  stärkster  Kapitalintensität  des  Betriebs  und  sorgsamster 
Ausnützung  der  dem  Pächter  tiberlassenen  Bodenkiaft,  die  aller- 
dings auch  von  einer  übermässigen,  die  Gesetze  der  Statik  (§  10) 
missachtenden  Wirthsebaftsweise  begleitet  sein  kann.    Hiervon  ab- 
gesehen ist  einzuräumen,  dass  in  diesem  Jahrhundert,  gerade  aucli 
<lie  Zeitpäcbter  auf  (Jutsbofen  mittleren  und  grösseren  Ihnfangs  in 
vielen  (jegen(b'n  in  besonderen  Maasse  die  Trager  «les  Fortscluitts 
in  der  landwirthschaftlichen  Betriebstechnik  irewesen  sind,  soweit 
l)ersönliehe  Tüchtigkeit  und  ausreichender  Kapitalbesitz  sie  hierzu 
befähigte  und  dass  von  den  in  dieser  Weise  musterhaft  betriebenen 
Fachtwirthschaften  namentlich  die  bäuerliclien  Eigenwirthschaften 
vielfach  auf  das  Gflnstigste  beeinflusst  worden  sind;  insbesondere 
wird  kein  Unbefangener  den  hohen  Stand  der  Betriebstechnik  in 
den  englischen,  mittel-  und  norddeutschen  Pachtwirthschaflen 
leugnen  wollen,  und  bekannt  ist,  dass  die  landwirthschafüiche 
Intelligenz,  welche  beispielsweise  von  den  zahlreichen  WOrttem- 
bergischen  Pachthöfen  auf  das  übrige  flache  Land  ausstrahlte,  den 
bäuerlicln'n  Hetriel>sweisen  dieses  Landes  sehr  zu  statten  kam. 

4.  Ist  die  Nntzlichkeit  der  lielrucbtung  des  Landl>aus  mit 
Intelligenz  und  Kapital  (auch  aus  städtischen  Kn-isen)  im  (iefolge 
«les  Zeitpachtwcscns  einzuräumen.  S(»  darf  docii  auch  nicht  ver- 
kannt werden,  dass  die  Institution  der  Zeitpacbt  in  den  Landwirth- 
schaftsbetrieli  ein  gewisses  bewegliches  Element  einführt,  das, 
in  mäsijigeni  Umfang  vertreten,  unbedenklich,  ja  sogar  nutzlich,  bei 
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übermftssiger  Ausdehimg  aber  auch  schädlich  wirken  kann,  und  zwar 
nicht  bloss,  weil  ein  Uberwiegendes  Zeitpachtwesen  die  socialen 
Gegensätze  von  Kapital  und  Arbeit  verschärft  (S.  162),  sondern 
auch  weil  die  wtinschenswerthe  Stetigkeit  der  Beziehungen  der 

Bebauor   zu  der  Scholle  ilircr  Thätiixkeit  fehlt.     Für  den  Zeit- 
pächter ist  der  Grund  und  H^dtMi  letliirlieli  <las  Objeet  der  wirth- 
srhatlliehen  Hetliätiirunir  seiner  Arbeits-  und  Kapital  kraft:  er  besitzt 
für  ihn  nur  insolani^e  Bedeutung-,  als  er  in  der  liel)auunii'  «ies- 
selhen  die   vorausgesetzten   Krfolu-,.   «einer  Uuteriiehnierthätigkeit 
verwirklicht  ündet,  und  er  wird  ihn  verlassen,  sobald  diese  Voraus- 
setzungen sich  nicht  mehr  als  zutretlend  erweisen,  da  alle  jene 
psychologischen  Erwägungen  und  thatsächlichen  Momente,  die  den 
Eigenthflmer  auch  in  ungOnstigen  Zeitläuften  an  die  Scholle  fesseln 
—  die  Anhänglichkeit  an  den  mit  Opfern  ererbten  oder  erworbenen 
Grundbesitz,  der  Wunsch,  das  Grundeigen  auf  die  Nachkommen- 
schaft zu  vererben,  aber  auch  die  Schwierigkeit  der  Abstossung 
des  Besitzes  in  minder  gflnstiger  Zeit  —  bei  dem  Zeitpächter  eine 
RoUe  nicht  spielen.  Die  in  diesem  zugvogelartigen  Charakter 
des  Zeitpächterthums  Hetzenden  Nachtheile  fflr  die  Erhaltung  der 
StMitrkeit  der  laii<l\virtbscliaftliclieu  Verhältnisse  sind  bekanntlich, 
seit  die  transoceanische  Coneurrenz  an  die  Thore  d»M-  europäischen 
Landwirthschaft  untrestünier  pochte,  in  dem  tlicsrr  roncurrcnz  zu- 
nächst ausgesetzten  .urossbritannischen  Inselreich  in  unani^ent'luustcr 
Weise  in  die  Erscheinung  getreten,  wie  die  seit  den  achtziger 
Jahren   zahllos   vorhandenen  pachtios  gewordeneu  Farmen,  die 
Unmöglielik«'it  ihrer  Wiederbesetzung  mit  anderen  Pächtern  und 
die  damit  im  Zusammenhang  stehende  umfangreiche  Einziehung 
ehemaliger  Getreidepacht -Wirthschaften  zu  eigenbewirthschafbeten 
Weidegrflnden  mit  den  unerquicklichen  Folgen  der  Einengung  des 
K^merbaues,  des  Uebergangs  zu  arbeitsextensiven ,  eine  Menge 
Landarbeiter  erwerbslos  machenden  Betriebsweisen  genugsam  be- 
weisen (§  5  am  Schluss).  Biese  möglichen  Schattenseiten  des  Zeit- 
pächterwesens, sobald  es  in  einem  Lande  vorherrscht,  sollten  von 
denjenigen  sehr  wohl  beachtet  werden,  welche  in  einer  smmd- 
sätzlichen  Umgestaltung  der  Higentbunisordnung  am  (Jrund  und 
Boden.  <lurch  Verstaatlichung  oder  Conununalisirung  desselben,  die 
Lösung  der  agrarischen  Schwierigkeiten  am  Ausgang  dieses  ,l;ibr- 
hunderts  erblicken,  mit  diesem  Ziel  aber  die  Umwandlung  aller 
landwirthschaftlichen  Uutornehmer  iu  Zeitpächter  nothgedrungeu 
in  Kauf  nehmen  müssen. 
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5.  Bei  allem  Dem  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass  die  Wirkungen 
der  Zeitpacht  in  privat-  und  YolkswirthschafUicher,  wie  in  sociiJ- 
politischer  Hinsicht  wesentlich  von  der  Art  der  rechtlichen  Ge- 
staltung der  Beziehuugcn  des  Pftchters  zum  Grundeigenthfimer 

abhäii^iu:  bleiben,  wobei  Pachthölie,  Pachtdauer  und  Grösse  des 

Pachtobjects  eine  besonders  wichtige  Rolle  spielen,  wie  die  nach- 
stehenden Darlegungen  (§  32  ff.)  zeigen  werden. 

Statistik  des  Pacht weseiis.  1.  In  Deutschland  ivprl.  hierzu  die  Arbeit 
▼ou  Kabe)  haben  nach  der  Berufsstatistik  vom  5.  Juni  1882  von  Ö276H44  landw. 
Betrieben  2ii2289i)  Pa<htlaud,  darunter  mit  aosBchli es s Hohem  Pacht bt-trieb 
8-><nH7;  dir  in  l'Mclit  hrwirthsrhat'tete  Fläche  betrftgl  5173122  ha  oder  14,68 7« 
der  Gesanirnttliiche  {olim  Holziand). 


OröMe  des  Betriebs  ji 

s  ir 

.  J 

S  2  ~  ^ 

%^ 

—  u 

z  ± 

Betriebe 

:B 
•7. 

i  'E  'S  u 

Ä  =  V  * 

>  CO 

ti3 

s  s 

bis  2  ha  .... 

24,9 

24,9 

Ö0,2 

29,7 

von  2    20  ha     .  . 

2,7 

85,fi 

61,7 

10^ 

v(.n  20    200  ha  .  . 

15,9 

80.3 

103 

2üü  ha  u.  darüber  . 

22.8 

14.1 

«il.l 

27.2 

Durchschnitt 

Jö,7 

20,7 

63.6 

14.68 

Daü  PachtweMMi  spielt  hiernach  im  grossen  Gauzeu  iu  Deutsclilaud  ^glücklicher- 
weise eine  sehr  nennenswerthe  Rolle  nicht,  wenn  es  schon  in  einseinen  Thailen  stark 

vertreten  ist:  dabri  dürfen  im  Sinne  der  späteren  Au^;einaiid(TSffzun;rcn  im  Text  dii- 
kleinen  Pachtbetriebe  das  meiste  Interesse  iu  Anspruch  nehmen,  weil  liier  die  Ge- 
fkhr  eiiMr  wnehimirtif^  lOestaltonf?  der  Pachtpreise  besonders  nahe  gerückt  ist  Nun 
ist  aber  selbst  in  dieser  (truppe  (bis  2  ha)  noch  niclit  einmal  ein  Drittel  der  auf 
diese  (Jrnppe  eiitfallt  uden  landw.  Fläclie  Pacbtlaiid  ,  mehr  als  /.\v»  i  Drittel  d«-r 
Flache  sind  in  .Selbstbewirthschaltung  und  die  Haltte  aller  Betriebe  sind  Ei^u- 
thfinerbetriebe;  in  stärkeren  als  den  durchschnittlichen  Procentsfttsen  ist  der 
l'a  rzel  Ion  paclitbetrirli  vinkdinnieiid  in  f(d<renden  Staatsjrf'bieten  und  '  ii  lüetstheilen. 
woselbst  die  PachtÜüche  in  "  ©  <ler  Oesammttliiclu'  dieser  Art  vou  Betrieben  O'i»  2  ha) 
beträjrt:  in  der  Prenss.  Provins  Sachsen  42,9V„;  UaanoTer  58,6Vo;  Westphalen 
48.3 7„:  .Meeklcnbnr^'-Scliw.rin  46,4 •/o'.  -Sti.litz  67,7*/«;  Braunschw.i^-  (w.HV,; 
Aidialt  47.4        üldeid»ur;r  o.  Zahlreich  >iinl  übrigens  in  diesi-n  l'aclilbetri^'ben 

Taj^döhucr,  Fabrikarbeiter,  kleine  Handwerker  auf  dem  Hachen  Lande  vertreten, 
welche  dnrch  Pacht  oder  Znpacht  freie  Arbeitsstunden  xu  verwerthen  trachten  und 
insowi-it  rlics  di  r  Fill.  wird  man  olmedies  die  dem  I'arzellenpaclitwesen  an  sich 
auklebeudeu  Nuchtheile  iu  Kauf  nehmen  können,  ja  die  Möglichkeit  der  Pacht  viel- 
fach als  einen  Gewinn  fllr  solche  Bevölkerungselemente  betrachten  dfirfen  <§  34, 
Zitf»  r  '1\  \vo};«'<i:en  freilich  das  umfangreiche  Vorkommen  der  Znpacht  in  den  bäuer- 
lichen Wirthschaften  sel])cr  '  vcrliiilfnissnuissi«?  am  stärksten  in  Süddcutschland  ver- 
treten) aus  deu  später  an/ug^ebenden  Gründen  unerwünscht,  wenn  auch  unter  den 
gegebenen  Besitsverhftltnissen  häufig  nothwendig  ersehet.  Solche  Misch  Pach- 
tungen kommen  nun  aber  jjerade  aiuch  in  der  zwcituntersti'n  Omppe  <2  20  ha^ 
sahireich  vor;  es  betragen  e.  B.  in  Proceuteu  aller  Betriebe  überhaupt  iu  der 
Gruppe  2 — 20  ha  die  Ißschpachtbetriebe  in  der  Preuss.  Provins  Sachsen  52.8"  «: 
Hammver  41.('«°'„:  Hessen-Nassau  40.')"  „;  Klu  inprovinz  47.9"  Uohenz.nllern  .")2,2''q; 
Baden  Ö9,3  7»;  Hessen  67,3  7»;  Braunschweig  60,7  7«;  Anhalt  73,6  7o;  iu  deu  beiden 
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Meckleubnrgr  463  besw.  60,9*/«;  Elraw-Lothringen  57,6  */e  —  wm  mit  der  fMiroellmi* 

p;^cht^v^•i^(.tl  Vt'r;r»'bujifr  von  Staats-,  (icmeind«' -.  Kirclicii^riifrni  und  (lt  ri<  iiiir<'ii  von 
priratt»m  üruudbesitz  (nickt  blusü  Gross*,  sondern  auch  baui  riiclun  (iruudbi'sitz;  in 
ZaMunmenhan^  steht  und  wobei  der  Yortheil  der  Znpacht  (Vergrössemng  des  Wirth- 
schat't^/irt-iilTsl  ebenfalls  häufi|>:  ein  sehr  proMt'inutischer  sein  wird,  wie  durch  die 
SÜddeutst'ht-  A<rr;in'nqu<*ten  mehrfach  hestiiti^rt  worden  ist. 

2-  In  Frunkreicli  wurden  1882  (Statistique  aj^'ricole  de  la  Krauce  en  1882, 
Nancy  1887)  unter  5422334  landw.  Betrieben  ermittelt:  Eigrenthümer  (Selbstwirth- 
ürhaftvT.  ohne  und  mit  Parhtland*  4H'i4  5)17  oder  79, TH**,/.  l'iiclitiT  i wohl  nur  reine 
Pachtbtitriebe;  749  Ö6U  oder  13,82  7« ;  Theilbauem  347868  oder  6,42  7«.  Die  direkte 
Bewirthschaftnni^  fiberwiegt  im  Osten  nnd  im  Sflden,  die  indirekte  hanptsKchlioh 
im  Weeten;  die  Pachtwirthj.t  haft  besonders  in  den  prasreicheu  (}e<fenden  des 
Centnims.  den  {rrossen  (ictrcidt'ebi'nt'n  des  Nordens,  den  oeeanisehen  Dt  pnrtenients 
und  in  Manche;  Theilbauwirtliscliall  in  den  siidwestlicdien  Departement-s  und  im 
Centruni.  Von  der  Cresammtfläche  entfallen  auf  das  Paelitlnnd  27,24*/««  At^' 
Theilhjunvirthschaften  12.2^>7o-  Hinsielitlicli  der  dinclen  Hewirthscliaftunir  steht 
also  Frankreich  —  hingesehen  auf  die  bewirtlisclialtete  J:''iache  liiuter  Deutscli- 
land  znrfick. 

3.  In  Hi  I^ri'Mi  iiberwie<r(e  das  Pachtwesen  selir  betrichtlich :  unter  910396 
landw,  Hetrieben  'Zahlunjr  von  1880)  sind  nur  217  120  reine  Eijrfnthuuiwirthschaften 
<23,bö**/o'>  dafrej^fu  reine  raditbetriebe  445528  U8,8ö7ü'i  trt'iiiiüchte  l'achtbetriebe 
247,748  (27.22  7..),  zusammen  Pachtbetriebe  693276  (7<),lö  7o»- 

4.  In  IfalitMi  l)ilden  mach  der  STati>tik  von  1871  i  die  Zeiti);i(!iter  7,4 7o  der 
bäuerlichen  Bevölkerung;  der  l'roceutsaty.  sinkt  in  einzelneu  l'ro Binzen  auf  ein 
Minimiun  herab  (Umbrien,  Harken,  Latinm)  und  erhebt  sieh  in  der  Lombardei  and 
Venetien  auf  13,01  und  bes^-.  15.84%  aller  Betriebe. 

5.  0 rossbritannien.  Es  haben  nach  den  amtlichen  Ziihlun^n  in  Enpfland, 
Wales  und  Schottland  betragen  (vgl.  Paasche  in  Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  Bd.  LVIII, 
8.  1  ff.;: 


lieiue  Pachtungen  . 

Müchpachtongen 

fögenthomabetriebe 


1888 

1889 

1890 

Zahl 

47ö»62 

481748 

484333 

20811 

20653 

21229 

78438 

72430 

72179 

670206 

574840 

677761 

Auf  das  verpachtete  Land  entfällt  1890  eine  Fläche  von  27  924  (MX)  acres,  aaf 
das  vom  Eig^'nthümer  bewirthschaftete  Land  eine  solche  von  484301)0  acres,  und 
wird  also  fa^it  (i  Mal  so  viel  Land  von  Pächtern  als  von  Kigt>nthiimern  bewirtii- 
achaftet  imd  di«-  Zahl  der  wirthschaflenden  Eigenthfimer  (owner  farming)  ist  in 
der  Mindening  begriffen. 


g  32.  Die  f reisbilduug  in  der  Zeitpacht^). 

1.  Hol  der  Eigeiibewirtbschattung  Hiidon  sich  die  den  Keinertrag 
bildenden  Einzel -EleiiDMit«- :  die  Grundrente ,  d.  i.  der  auf  den 
Grund  und  Boden  und  die  mit  ihm  verbundenen  festen  Aulagen 
entfallende  Antheil  des  Gesammtreinertrags,  femer  die  Verzinsung 
des  in  das  landwirtbBchaitliche  Unternehmen  verwendeten  Betriebs- 
kapitals und  die  für  die  Mitarbeit  und  die  Leitung  des  Betriebs 


')  Hier  ist  namentUeh  anch  anf  die  Ausführungen  von  Ruhland  uud  von 
Ii.  T.  Stein,  a.  a.  0.,  an  ▼erweisen,  an  die  sich  die  Darstellung  mehrfach  anlehnt. 
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anzusprechende  Vergfiking  (Uniernehmerlohn)  unterschiedlos  Ter- 
einigt;  bei  der  Yerpaehtung  scheiden  sich  diese  Elemente,  indem 
der  Grundeigenthümer  fOr  die  üeberlassung  der  Nutzimg  des  Grund- 
kapitals die  Grundrente  vorweg  für  sich  in  Anspruch  nimmt  und 

als  Pachtschilling  (Pachtrente)  einzieht.  Mit  der  Aufstellung  des 
Satzes,  dass  der  Eigeiithümer  l)ei  Vcrparhtuiig  seiner  (iriiiidstücko 
die  Grundrente  zu  beanspruchen  habe,  ist  nun  alier  für  die  Be- 
messung des  Paclitsi'liillings  im  cducreteu  Fall  wenig  gf'w<iiin«'n : 
weil  der  Antheil.  den  an  dem  Ergebniss  der  Bewirthschaltung  ti»'r 
(irund  und  Hoden  einer-,  das  Betriebskapital,  die  Intelligenz  und 
die  Arbeitsleistung  des  Unternelmiers  anderseits  hat.  nur  auf  (Irund 
von  mehr  oder  minder  willkürlichen  Annahmen  sich  feststellen  lässt; 
und  auch  die  Formulirung  der  Pachtrente  in  dem  Sinn,  dass  sie 
die  Verzinsung  des  durch  Grund  und  Boden  repr&sentirten  Werth- 
kapitals darzustellen  habe,  giebt  keinerlei  feste  Anhaltspunkte,  da 
der  Werth  des  Grund  und  Bodens  selber  ein  sehr  flüssiger,  schwer 
fassbarer  Begriff  ist  und  die  Werthbildung  des  Grund  und  Bodens 
sich  vielfach  ohne  Bücksicht  auf  die  wirklichen  Ertragsverhaltnisse, 
lediglich  durch  die  zufölligcn  YerhSltnisse  von  Angebot  und  Kach- 
frage vollzieht,  wobei  in  aufwärts  steigenden  Verhältnissen  der  Ver- 
kehrswei-tli  regelmässig  dem  Krtragswerth  vorauszueilen  }»flegt. 

2,  Die  Preisbildung  in  der  Zeitpaebt  ist  daher niclit  sowohl 
das  Ergebniss  einer  im  gegebenen  Einzelfall  vorgenommenen  riM^li- 
nungsmässigen  Ausscheidung  der  auf  (b'n  Eigenthümcr  und  den 
Pächter  naeli  dem  Maasse  der  beicb'rseits  gelieferten  Protluctionsmittel 
entfallenden  Keinertragsantbeile,  als  vielmehr  das  Product  von  auf 
eine  gewisse  Summe  von  Ertahrungeii  sich  stützenden  Durch- 
schnittsannahmen, dessen  zahlenmässige  Feststellung  indess — wie 
die  Werthbildung  des  Grund  und  Bodens  selber  —  von  den 
wechselnden  Verhältnissen  von  Angebot  und  Nachfrage  und  allen 
auf  die  Freisverhältnisse  Einfluss  habenden  zuf&lligen  Momenten 
abhängig  bleibt  Daher  selbst  die  sorgfältigste  Abmessung  der  fOr 
die  Bestimmung  des  Pachtschillings  in  Betracht  kommenden  Bedin- 
gungen nicht  hindern  kann,  dass  ersterer,  je  nach  dem,  von  dem  als 
normal  angenommenen  Stand  ab-  oder  aufwärts  sich  entfernt.  Hierin 
und  in  dem  natürlichen  Interessengegensatz  zwischen  dem  Eigen- 
tluimer  (b's  Bodenkajtitals  uiul  dem  that^äeblieben  Bewirthsrbafter.  in 
dem  Kam]»f  um  die  Hübe  der  Paclitrente  liegt  der  schwache  Punkt 
des  '/eiti»acbtwesens.  der  gerade  wieder  dann  besdiiders  becleutungs- 
voil  wird,  wenn  diese  Institution  einen  sehr  breiten  Kaum  ein- 
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nimmt  oder  »ar  —  im  Sinne  der  Bestrebungen  auf  Verstaatlichung 
oder  Communalisirunc:  des  Bodens  —  seiner  Zeit  die  ausschliessliche 
Form  der  Bewirthschaftunsr  darstellen  sollte 

P«M-  Fall,  dass  aus  doni  Kani])f  um  die  Höhe  der  Parhtrente 
die  Pächter  siegreich  hervorgehen,  wird  bei  fortschreitender  Volks- 
wirthschatt  selten  eintreten,  da  die  Melmmg  der  Volkszahl  das 
Verhältniss  von  Landangebot  und  Landnachfrage  zu  Gunsten  der 
EigenthUmer  verschiebt;  Tiel  häufiger  wird  der  Fall  sein,  dass  die 
drängende  Nachfrage  die  Paehtrente  auf  eine  Höhe  treibt,  welche 
dem  yerpachtenden  Eigenthflmer  einen  den  natorgemässen  Antheil 
tibersteigenden  Theil  des  Wirthschaftsertrags  des  Fachtguts  in 
die  Hand  spielt  Ein  Anziehen  der  Pachtpreise  kann  also  sehr 
wohl  nur  ein  scheinbares  Steigen  der  Grundrente  darstellen,  indem 
es  niclit  auf  dem  höheren  Ertragswerth  des  Bodens  an  sich,  sondern 
«iurauf  l)eruljt.  <hiss  der  Pächter  auf  eine  Quote  des  ihm  zukoniiuen- 
den  Fhtragsautheils  (Verzinsung  des  Betriehskay)itals,  Arheitslohn) 
EU  Gunsten  <les  Verpächters  Verzieht  leisten  nuiss. 

3.  Die  T'rsaehen  «lieser  vielfach  wahrnehmbaren,  dincii  neuere 
sorgfältige  rutersuchuugen  zaiilenmässig  festgestelltiui ,  in  zahl- 
reielien  Zusammenbrüchen  von  Pächterexistenzen  oder  in  »ler  ge- 
drückten Lage  der  letzteren  in  die  Erscheinung  tretenden  thatsäch- 
Uchen  Pachtflberzahlungen')  werden  leicht  verständlich,  wenn 


*)  Vgl.  über  diLs  Vi'rtahrfU  zur  Kmiittclmig  des  ricliti^rfn  l'aflitiÄinsfs  auch 
A.  Wairner,  Pinaiuiwisienschaft.  228  und  die  damlbst  ^^ebenon  Tiiteraturnach» 
ufisc.  Verstpifrerunfr  der  I*achttriif<*r  ist  fast  ausnalinislnsc  Ki  l*"«-!  !'<•!  (lütorn 
der  juristischen  i'erüuneu,  hat  sich  aber  auch  beim  l'rivat^uud besitz,  einp  bür^ert : 
jen«  k5itnen  kaum  anders,  um  sich  nicht  dem  Vorwarf  der  persönlichen  Begiinstiu:uiig 
ans/ Ii  setzen,  wobei  dann  freilieh  bei  diesen  Versteigemnpen  das  subjcttive  Moment 
-  l  ebersehätzun^r  des  Ertra^'s  oder  aurii  der  eijrenen  Kraft.  Kitelki  it.  (Jrossnmnns- 
sucht  etc.  -  uiu  so  mehr  (dt  eine  UoUe  .spieh^n  und  die  rein  nücliternen  Krwa};uugen 
in  den  Hintergrund  drängren,  je  mehr  vermötre  der  Kleinheit  der  Pachtanwesen  der 

Knia  des  Angebots  erweitert  ist  und  je  nielir  letzteres  ans  bäuerlichen  KJeuieiiteii 
sich  ousammensetzl.  Kin  Correctiv  gv^en  unver!«täudigeä  gegenseitiges  „8ich  lüuaul- 
ichranben*  bildet  einigermaassen  das  Verlangen  der  ('antionsstelltmgeu,  wie  bei  den 
Preussischen  Domänen  IJejrel,  aber  docli  nur  bei  der  Verpachtung  mittlerer  und 
pnisHerer  fiüter  anwendbar  ist.  Vorscblafr  eines  I'a e b  t  jre  I  d  m a x i mu m s,  um  den 
l'achtzinstreibercien  bei  dem  Meistgebot  verfall  reu  entgegenzuwirken,  bei  Herghof- 
Ifting  l  a.  a.  0.,  8.98)  autgestellt,  „soll  anders  das  Pachtwesen  in  der  Phase  einer 
ÜMOnden  Entwicklung  verbleiben^. 

'i  Der  amtliche  Hericbt  über  l'retissens  landu.  \'irvvaltnn;j-  in  den  .labren 
IHTb/HU  (S.  5ÖH)  bestätigt,  das8  n'"  tit) er  Jahren  die  l'ac  lit-relder  für  Domänen- 
Vorwerke  in  sahireichen  Fällen  eine  Höhe  erreiclit  hatten.  wei«-lie  mit  der 
Erträgst^ bi^'k ei t  der  l'afht'^'üffr  tiif  Ii?  im  licbtitreii  \'«M  li;tltTii-.s  -.tt  lit"  und  dass  dies 
fiueben  anderen  C'iUamitaten"  (uiiitehnassiger  Ausfall  der  Ernten)  die  Urbache  gtv 
Wesen,  „die  I^age  vieler  J>omftneupächter  an  gefährden  und  einen  Theil  der« 
selben  dem  Vermögensaerfall  entgeg^enanffibren".  In  den  Jahren  1878/87 
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man  sich  yeigegenwärtigt,  dass  der  Grund  und  Boden  wegen  seinear 
Unvermehrbarkeit  und  ünflbertragbarkeit  dem  Bentzer  ein  Monopol« 
d.  h.  eine  mit  der  steigenden  Volkszabl  wachsende  ftkonomische 
Machtstollnng  gewährt,  welche  sich  als  Steigen  des  Grundwerths 
im  Falle  des  Verkaufs,  als  Steigen  der  Pachtrente  im  Fall  der 
Verpachtung:  äussert;  dieses  Steigen  hat  eine  natürliche,  wirth- 
sclialtlu  lic  und  sittliche  Berechtigung  indess  nur  dann,  wenn  t^s 
als  iniinittelhare  oder  niittelhare  Folge  entweder  <ler  natürlichen 
Krhöhung  der  Productionskraft  des  Hodens  durch  vom  Besitzer  vor- 
genommene planvolle  Verbesserungen  der  Bodensuhstanz  oder  al)er 
als  Folge  der  durch  den  wachsenden  Wohlstand  der  Gesammtbe- 
völkerung  ermöglichten  Erhöhung  der  Preise  der  Bodenerzeugnisse 
selber  sich  darstellt;  jene  Berechtigung  fehlt,  wo  das  Steigen  des 
Boden-  und  Pachtwerths  lediglich  die  Folge  der  Zwangslage  ist,  in 
welcher  sich  die  in  anderen  Erwerbszweigen  nicht  unterbringbaien, 
also  auf  die  Arbeit  am  Grund  und  Boden  angewiesenen  Bevölkerungs- 
theile  gegenflber  den  Monopolisten  des  Grund  und  Bodens  befinden 
und  vermöge  deren  sie  in  den  Besitz  von  Grund  und  Boden  nur 
unter  Verzicht  auf  die  volle  Aneignung  des  Produkts  ihrer  eigenen 
Wirthschaftsthfttigkeit  sich  zu  setzen  vermögen.  Nun  ist  offenbar 
einer  in  diesem  Sinn  imberechtigten  Entwicklung  da  eine  gewisse 
nicht  üherschreithare  Grenze  gesetzt,  wo  durch  eine  Mischung  von 
grösseren,  mittleren  und  kleineren  Gütern  und  unter  der  Herrschaft 
einer  die  Altstossun^:  von  Land  und  den  Erwerl)  v<»n  solchem  nicht 
übermässig  erschwerenden  Gesetzgebung  die  Nachfrage  nach  Land 
sich  leidlich  jederzeit  zu  sättigen  vermag:  diese  Grenze  fehlt  aber, 
wo  die  Gruudbesitzveifassung  jener  „hannouischeu  Mischung'*  ent- 

tiiud  nicht  weniger  als  67  Duniüncnpächter  (von  im  (iauzeu  806  Dumauf  npachtuugen 
nit  1068 Torwerken)  insolvent  geworden  und  nU^i''  wenigen  Fällen  ist  derVer* 
mögeuäzerfull  der  betr.  I'n  liter  einer  nicht  rationellen  Wirtlisiliiiftsfiihriiiig  oder 
verfehlten  finan/ifllcn  Spct  uliifion  bci/.nniHssen  oder  dnreh  ^lisseniten.  Wassfr- 
schäden  .  .  .  verursacht  worden,  in  den  m eisten  Fällen  hatte  sieh  in  Folge  des 
anf  der  Landwirthschaft  lastendoi  Dmcks  der  Ertragswerth  der  unter  p>fin8Hgeran 
VerhÄltnissen  gei)a("liTi  ten  Domänen  inzwischen  so  vcrrinircrt.  class  die  Pächter  die 
Pachtungen  unter  Eiubuttöu  des  in  dieselben  eingebrachten  Vermögens  oder  doch 
eines  namhaften  Thefla  desselben  verlassen  mussten**  (Ebenda  iHr  1884/87,  S.  10). 
Solches  darf  —  Angesichta  der  in  den  70  er  Jahren  som  Ansbnich  gelaii;rt«-n 
Krisis  freilieh  am  so  weiii^rer  Wunder  nehmen,  wenn  man  liest,  dass  .die  dun  h 
Neuverpachtungen  von  Domänen  erzielte  Steigerung  des  alten  i'achtzinses  in 
1878/7Ö  45%,  in  1876/78  55»«.  in  1879/81  immer  noch  16%  betrag";  nnd  daaa 
der  * It  samniterlniir  der  Domänen  von  14.10  M.  vom  ha  im  .lalire  IHöO  ^'estietren  ist. 
ini  Jahre  1860  auf  18,15  M.;  1870  auf  2^ßA  M.;  1880  auf  38,16  M.;  1881  aui 
38,42  M.;  1884/87  auf  41,17  H.  —  Die  simmtlieheD  Prenasiichen  Dominen  im 
Maassgtdmlt  von  844228  ha  ertrugen  in  der  Berichtaperiode  1884/87  14171635  31. 
(41,17  M.  vom  ha). 


Digitized  by  Google 


Abichn.  I.  §  32.  Die  l'reisbilduiig  in  der  Zeitpacht. 


175 


behrt,  wo  also  der  Gnind  und  Bodeu  im  factischen  und  rechtlichen 
Besitz  einer  verhältnissmässig  kleinen  Anzahl  von  Menschen  sich 
betindt^t;  und  sie  wird  ain  leichtesten  überschritten  werden,  wenn 
iiaeli  dem  herrschenden  Besitzsystem  oder  den  eiimcliüri^erten 
wirthschaftlichen  Gepflogenheiten  die  vorwiegende  Bewirthschal- 
tunsrsfonii  von  Grund  und  Boden  die  Zeitpacht  ist,  weil  man 
sich  leichteren  Herzens  entachliesst.  eine  Pachtschuld  als  eine  Kauf- 
schuld auf  sich  zu  laden,  weil  desshalb  die  Ausbietung  von  Land 
in  der  Fenn  der  Zeitpaebt  die  Nachfrage  nach  Land  kfinsilich 
steigert  und  diese  kflnstliche  Steigerung  vielfach  Pachtaberzahlungen 
im  Gefolge  haben,  d.  h.  den  Qrundeigenthflmem  einen  ihnen  nicht 
zukommenden  Antheü  am  Bodenertrag  zuführen  wird;  dies  Alles 
um  80  mehr,  je  kleiner  die  Pachtobjecte,  je  kflrzer  die  Pacht- 
zeiten sind,  ein  je  grösserer  Kreis  von  Nachfrage  nach  Land  daher 
kVinstlicii  geschaffen  und  je  häufiger  die  Gelegenheit  zur  l'iicht 
eröttnet  wird.  Für  die  grundsätzliche Beurtheilung  der  Bestrdjungen, 
welche  auf  dem  Weg  der  TJeherfflhrung  des  (Jrund  und  Bodens  in 
irgend  eine  Form  des  Collectivbesitzes  die  Zt'itpaelit  zur  aus- 
schliesslichen Form  der  B(>wirthschaftung  zu  machen  sich  anscliicken, 
ist  daher  auch  diese  mögliche  Folge  des  Pachtwesens  wohl  zu 
beachten. 

4.  Der  thatsächliche  Vorgang  im  System  der  Zeitpacht  ist  in 
HinbliclL  auf  den  monopolartigen  Charakter  des  Grundeigen- 
thums  daher  regelmftssig  der,  dass  die  zunehmende  Nachfrage  nach 
Pachtland  höhere  Pachtzinse  zeitigt;  dass  die  Nothwendigkeit  der 
Erwiithschaftung  der  letzteren  die  Pächter  zu  stets  rationellerer 
Cultur,  zu  intensivster  Ausnutzung  der  natflrlichen  Bodenkrftfte 
drängt;  dass  aber  diese  in  der  Zunahme  der  Roherträgnisse  sich 
äussernden  technischen  Betriebsfortschritte  bei  jeder  neuen  Verpach- 
tung grossentheils  oder  ausschliesslich  den  verpachtenden  Gnmdeigen- 
thüm^'rn  seiher  zu  (lute  kommen,  weil  die  Mögliclikeit  des  lohnen- 
deren Wirthsi  haftcus  auf  den  Paclitgüteni  von  den  noucu  I'iiclitrrn 
in  d«'n  ]'a(iiti>reistMi  stets  von  Neuem  »'siomidirt  wird.  Die  an 
sich  gereclite  Forderung,  dass  die  Früchte  der  qualilieirteren  Ar- 
beit am  Boden,  der  technischen  Fortschritte  in  der  Bodencultur 
«1er  Pächterbevölkening  seiher  zu  Gute  kommen,  wird  also  höchstens 
während  der  Dauer  der  Pacht  seiher  erfüllt;  nach  deren  jedesmaligen 
Ablauf  aber  ins  Gegentheil  verkehrt,  wenn  und  soweit  die  Ortliche 
Pachtnachfrage  das  Pachtangebot  übersteigt  Die  Erfahrung  zeigt 
denn  auch,  dass  da,  wo  der  Boden  in  Form  des  Pachtlandes  be- 
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wirthschaftet  und  wo  durch  Ausbietung  des  Bodens  in  kleinsten 
Parzellen  die  Naebirage  nach  Pachtland  jederzeit  hochgehalten 

wird,  die  intensivste  Bodencultur  u^leichwohl  den  Pih  htem  niei>t 
nur  eine  bescheidene,  häutig  selbst  mir  eine  kümmerliche  Existf*nz 
gewährleistet,  während  die  ( inindeigenthumer  in  der  arbeitslos 
bezogenen  Paclit-((irund-)rente  ««in  ständig  wachsendes  EinkomnuMi 
beziehen:  wobei  es  genügt,  an  die  Lage  der  Kleinpächter  in  Italien. 
Belgien,  einzelnen  Theilen  Frankreiciis.  der  deutschen  Kheinebene 
zu  erinnern.  Man  kann  daher  (mit  Kuhlaiid)  wohl  sagen,  dass 
die  jeweilige  Höhe  der  Pachtrente  durch  den  Arbeitsertrag  der 
qualitativ  besten  Arbeitskraft  nach  Abzug  der  nöthigsten  Unter- 
haltungskosten bestimmt  wird  und  dass  die  von  dem  verpachtenden 
Grundeigenthümer  bezogene  Paehtrente  jede  im  Laufe  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  durch  technische  Betriebsfortschritte  Ter- 
anlasste  Werthsteigerung  der  Pftchterarbeit  alsbald  aufsaugt'). 
Wenn  dieser  Gang  der  Dinge,  zumal  unter  dem  Gesichtswinkel 
socialer  Betrachtun^weise ,  wenig  erfireulieh  ist,  so  kann  die  Er- 
kennung dieses  (langes  und  der  sie  veranlassenden  Gründe  sicher- 
lich eine  andere  Sc^lilusstolLrerung  als  die  nicht  zulassen,  dass  eine 
(innuleigentlHunsordnung  und  (Jrundvcrtassung.  welche  die  Eigeu- 
bewirthschaftung  und  damit  die  Aneignung  der  Vortheile  rationelh-r 
Bodencultur  dem  Bewirthsehalter  selber  sichert,  vor  jener  anderen 
unbedingt  den  Vorzug  vordient,  welche  die  Person  des  Eigen- 
thümers  —  sei  dieser  nun  eine  juristische  (Staat,  Gemeinde)  oder 
physische  Person  —  von  jener  des  Bewirthscbafters  trennt,  dem 
ersteren  ein  arbeitsloses  von  selbst  steigendes  Kenteneinkommen 
zuweist,  dem  letzteren  aber,  als  Pächter,  eine  andere  Aussicht  als 
die,  trotz  qualiiicirterer  Arbeit  auf  dem  gleichen  niedrigen  Niveau 
des  durch  die  Unterhaltskosten  bestimmten  durchschnittlichen  Ar- 
beitslohns verharren  zu  müssen,  nicht  eröffnet 

5.  Die  v(»rstehenden  Betrachtungen  treffen  da  nicht  oder  doch 
nur  in  sehr  beschränktem  Grade  zu.  wo  das  Paehtland  einen  ver- 
hältnissmässig  kleinen  Brnchtheil  des  Gesammtareais  darstellt; 

M  Ainh  in  dtr  englischon  AfrrarenqiU'tr  von  1879/81  ist  vielfach  fest }r«*st«'llt 
worden,  dass  Päehtor,  wenn  sie  das  (Jiit  verbessert  hatten,  perade  in  Folsre 
ihrer  Ausla^^en  und  des  dadnreh  «restie<renen  (Jutsworths  im  Paehtzius 
geHteijrert  wurden  oder  die  l'aclitun^'  verlort'n;  /ahlreiehe  I'äehter  hiittni 
zu  tÜrelit»'!),  bei  intcii^i vt  r .  k;i jiif.ilirit  licr  A\'irths(  liat't  im  I*aobt/ins  erh«>ht  zu 
werden.  Das  alte  Sprichwort  M-lteine  noch  immer  (ieltuug  /.u  haben:  „He  that 
havocks  maj  git,  He  that  improves  mast  flit*'.  Gleiches  dürfte  Tielfiach  auch  für 
den  Contiueut  «ntreffen. 
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oder  wenn  die  Verpachtung  in  Gestalt  von  Pachtgfltern  mittleren 
und  ^össeren  Umfangs  gehandhabt  wird,  weil  das  zur  Bewirth- 
srhaftung  solcher  (iüter  erforderliclio  Kapital,  forner  die  besonderen 
Sicherheiten,  weU*he  der  Verpächter  in  solchen  Fällen  von  den 
Paciitlustigen  zn  fordern  pflcL'^t,  endlich  (his  erhebliche  mit  dem 
Pacht  s<dcher  (lüter  verknüpfte  wirthschaftliche  Kisico  die  Xach- 
frap:e  nacii  ]*achtland  in  vcrhältiiissmässiu-  enae  (}renzen  bannt, 
und  weil  selbst  beim  Vorhaudens.  iii  zahlreicher  Bewerber  doch  die 
in  diesen  Kreisen  ¥orauszusetzeii<le  höhere  wirthschaftliche  £in- 
siciit  und  Erfahrung  wirkliche  Pachtüberzahlnngen  zu  Ausnahme- 
fällen machen  wird.  Eine  grundsätzlich  frenndliche  Stellung  zu 
dem  Institut  der  Zeitpacbt  kann  daher  auch  fflr  jene  Fälle,  wo 
wegen  der  Unmöglichkeit  der  Eigenbewirthschaftung  von  dem  Mittel 
der  Verpachtung  nothgedrungeneimaassen  Gebrauch  gemacht  werden 
muss,  der  Bogel  nach  doch  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Facht- 
Tergebung  des  Landes  in  mittleren  und  grösseren  FachtgOtem  zu- 
gestanden werden. 


§  33.  Die  Dauer  der  Zeitpacht. 

Der  Widerstreit  der  Inleresseii  des  Verpächters  nnd  Pächters 
übertragt  sich  leicht  anch  auf  die  zeitliche  Bemessnng  der 
Pacht;  der  Verpächter,  der  den  Boden  rein  speculativ  zn  ver- 
werthen  trachtet,  wird  einer  kurz  bemessenen  Dauer  der  Pachtzeit 
zuneigen,  um,  zumal  in  Zeiten  wirthschaftlicher  Vorwärtsentwick- 
lung, zunehmender  Volkszahl,  steigender  Productenpreise,  in  der 
jederzeitigen  Ausnfltzung  der  Conjuncturen  des  Grundmarktes  so 
wenig  als  möglich  sich  bebindert  zu  sehen  und  dem  Wettbewerb 
der  nach  Landbesitz  drängenden  Elemente  in  raschester  Folge 
neuen  Bethätigungsanlass  zu  erö£Fnen;  der  Pächter  dagegen  wird 
den  thunlich  langen,  ungestörten  Genuss  des  Paehtobjects  als 
Grundlage  seiner  wirthschaftlichen  Kxistenz  lunl  im  Hinblick 
auf  die  Unsicherlieit  seiner  Lage  mit  dem  Ablauf  der  Pacht,  im 
Allgemeinen  den  Vorzug  geben.  Auch  hier  wird  die  thatsächliche 
(Jestaltung  des  Paclitreclits  in  einem  Land  wesentlich  von  der 
rikononiischeii  Maclitsttdlung  aldiängen,  in  welcher  gegeltenenfalls 
die  gnnulbesitzenden  Klassen  gegenüber  den  Nichtbesitzenden  sich 
befinden:  wo  die  der  ersteren  überwiegt,  was  allemal  der  Fall, 
wenn  der  Grundbesitz  in  den  Händen  einer  verhältnissmässig 
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kleinen  Zahl  Eigentliümer  aufgehäuft  und  die  Landbe^Mkennig  mit 
dringender  Noihwendigkeit  auf  die  Pachtung  angewiesen  ist,  kann 
und  wird  die  rflcksichtslose  Ausbeutung  dieser  ökonomischen  Macht- 
stellung zu  einer  immer  grosseren  Ktirzung  der  Pachtzeiten  fAhren, 

welche  Entwicklung  dann  sehr  wohl  zu  einem  System  von  Pacht- 

contracten  auf  boliobige  Kriiidimui^  (tcuancv  at  will)  im<l  zu  jtMior 
Schraubung  der  pachtcontractlichen  Vcrptlichtungou ,  <lie  sehr 
passend  den  Namen  „Folterrenteu"  erhalten  haben,  sich  zuzu- 
spitzen vermag. 

Wo  solcb'  ausnahmsweise  Verhältnisse  nicht  abwalten,  wo 
femer  auf  Seiten  des  verpachtenden  Grundbesitzers  verständiger- 
weise nicht  bloss  mit  den  Conjuncturon  der  Gegenwart,  sondern 
auch  denen  d(»r  Zukunft  gerechnet  und  im  Auge  behalten  wird, 
dass  dauernd  die  Interessen  des  Grundbesitzes  bei  einer  Vernach- 
lässigung der  Interessen  der  PachtbeTdlkemng  nicht  gedeihen 
kennen,  wo  also  die  Erkenntniss  einer  gewissen  Solidarität  der 
beiderseitigen  Interessen  auf  Seiten  des  verpachtenden  Grund- 
besitzers sich  durchringt,  wo  endlich  gar  die  PachtbevOlkerung 
vermöge  ihres  Besitzes  und  ihrer  Intelligenz  dem  Verpächter  als 
eine  ebenbtbrtige  Partei  gegenübertritt  wie  namentlich  im  Gebiet 
der  Grosspacht,  wird  die  Pachtzeit  mehr  und  mehr  von  einer  kurz- 
fristigen zu  einer  langfristigen  sich  erweitern*).  Diese  iui  wclil- 
verstandeucu  Interesse  beider  Parteien  liegende  Kutwicklung  ent- 
spriciit  auch  di'ui  allii:erneiiien  volkswirthschaftlicheu  Interesse,  wie 
sich  aus  folnendeji  lU'trachtunü:en  eririebt: 

I.  Je  kürzer  liie  Pacbtzeit,  um  so  mebr  ist  das  Bestreben  des 
Pächters  auf  rücksichtslose  Ausbeutung  der  Bodensubstanz, 
auf  einen  die  Gesetze  der  Bodenstatik  missachtenden,  planmässigen 
Baubbau  auf  Kosten  der  Nachhaltigkeit  der  Bodenkraft  gerichtet, 
gegen  welche  Tendenz  auch  die  scharfsinnigsten  Pachtbedingungen 
jederzeit  nur  mässigen  Schutz  gewähren  werden;  je  zahlreicher  die 
Klasse  der  pachtlustigen  Bevölkerung  und  je  unsicherer  desshalb 
die  Erneuerung  des  Pachtvertrags  ist,  um  so  nachdrücklicher  muss 
jenes  Bestreben  sich  Geltung  verschaffen.  Diese  thatsächliche 
BegOnstigung  des  Baubbaues  durch  kurze  Pachtfristen  kann  vom 

')  Bekannt  ist  der  Ausspruch  Thaer*s,  a.  a.  0.,  f  120:  ,Das  Ont  ist  die  g»- 

lii-]»te  (iattiii  Ki^M-nfliiiiiH'rs.  dir  Maitres^c  dt  v  T';i(Iitt'r><.  von  der  er  sich  \vii>dfr 
itcbeidoii  will";  wus  Kuächer  mit  der  Ueuierkuujr  begleitet,  dass  „ie  liiuger  die 
letBtere  Yerbindnng  wfthrt,  nm  so  ihnlicfaer  sie  der  ersteren  werde  .  Das  Ideal 
Wörde  wohl  die  Erbpacht  sein,  von  der  freilieli  seitens  des  privaten  Grundh«  sit/<  s 
nur  selten  wird  (Jebrancb  gemacht  werden  können  und  wollen  —  siehe  §  37  Ziffer  4. 
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Standpunkt  privatwirthscIialtlicluMi  Ijitcrt'ssen  <l<»s  Vt'qtiiohters 
aus  uiitrr  UmständtMi  ungestraft  lanao  Zeit  fortuesctzt  werden, 
weil  die  dringende  Xuchl'rage  nach  I^aelitland  auch  für  den  er- 
■^ehöpften  Hod»'n  fortgesetzt  hohe  Pachtgehute  er/.t'ugt :  vt)lkswirth- 
sdiaftlich  aher  ist  sie  als  seliädlich  zu  eiaehten.  nicht  hh>ss.  weil 
sie  die  productive  Kraft  des  vaterländischen  Bodens  schwächt  und 
die  Froductionsmöglichkeiten  verschlechtert,  sondern  auch  desshalb, 
weil  die  unlohnende  Arbeit  auf  dem  erschöpften  Pachtboden  die 
nkonomische  Lage  der  Pächterbevölkenmg  selber  in  steigendem 
Maasse  gefährdet,  wobei  wiederum  die  irischen  Zustände  als  warnen- 
des Beispiel  vor  die  Augen  treten. 

2.  Je  rationeller  die  lietriehstechnik  sich  entfaltet,  je  viel- 
gefrtaltiger  in  Folge  dessen  der  Wirthscliaftsplan  wird  und  auf  eine 
je  längere  Keihe  von  Jaiiren  letzt<'rer  sich  erstreckt,  um  si-  vernunft- 
widriger werden  k  u  r  z  e  Pachtzeiten  .  in  deren  enggezugenen 
Kähmen  die  entwickelteren  Formen  der  Wirthschaftssvsteme  sich 
nicht  einfügen  lassen:  der  Fehergang  von  den  ursprünglichen 
Formen  der  Dreifelderwirthschaft  zu  der  verbesserten,  von  dieser 
zu  der  Fruchtwechselwirtschaft  mit  9-,  12-  und  mehqÄhrigen  Schlägen 
wäre  auf  Pachtgfltem  mit  beschränkter  Pachtdauer  unmöglich  ge- 
macht oder  doch  mindestens  sehr  erschwert  Liegt  in  jenem 
Fortschreiten  zu  rationelleren  Betriebssystemen  die  Möglichkeit 
stärkerer  Entfesselung  der  Xaturkräfle  bei  gleichzeitiger  Schonung 
der  erzeugenden  Bodensubstanz,  so  bilden  kurze  Pachtperioden  ein 
culturschädliches  Hemmniss  fdr  diese  fortschreitende  Entwicklung 
und  sind  desshalb  auch  aus  diesem  Gnmde  ven^erflich  '). 

3.  Im  Gegensatz  zu  der  W'irthschafts weise  älterer  Zeiten  er- 
fordert der  Landbau  vorgeschrittener,  dichthevolkerter  Staatswesen 
eine  zunehmende  Kapitalintensität  des  Betriebs,  welche  in  der 
Bereitstellung  von  mehr  und  besseren  Maschinen,  Gerättien,  von 
mehr  und  besseren  Thieren,  in  der  Verwendung  von  reichlicherem, 
kräftigem  DOnger,  je  nachdem  auch  in  der  Anlage  perennirender 
Pflanzungen  sowie  in  der  Vornahme  von  meliorirenden  Arbeiten  am 
und  im  Boden  (Tiefcultur,  Entwässerungsarbeiten  etc.)  zum  Aus- 
druck kommt  Zu  solchen  Kapitalaufvrendungen  wird  der  Pächter 

•)  In  der  italienischen  Agrarenquete  bemerkt  der  lierirhteriaatter  über 
VfiiPti«'ii  aus<lrücklicli ,  das-;  <\:\<  litTrschtMid»'  raclitsystcni  .  hri  (U-in  die  Vortriiire 
meist  nur  aul  ein  Jahr  abgcschluhseu  werüeu,  den  Ciruud  lür  den  schiechteu  Zu- 
stand der  Ludwirthscliaft  in  dieser  Provins  abgebe;  und  ähnlich  Unten  die  anderen 
Berichte,  (fihebcrg,  a.  a.  0.,  S.  124.) 
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wiedeniiii  nur  daim  sich  tMitscIiliesHen,  weun  in  der  Dauer  der 
Pacht  eine  Sicherheit  für  ihre  nutzbringende  Verwerthunir  gegeben 
ist,  und  langsam  wirkende,  erst  na<'h  I^nilaul"  einer  Anzalil  Jahr»* 
sicli  bezMiilt  niacliende  Melioratioiirii  ^iiid  im  System  kurzfristigiT 
Taclitcontracte  überhaupt  unmöglich  gemacht.  Zwar  kann  in  dieser 
Hinsicht  eine  von  wohlverstandenem  eigenem  Interesse  geleitete 
private  Pachtpolitik  des  Eigenthümers :  Ausführung  von  Melio- 
rationen auf  eigene  Kechiumg  unter  entsprechender  Heranziehung 
des  Pächters,  und  weiterhin  ein  den  Pächter  in  Bezug  auf  melio- 
rirende  Arbeiten  schützendes  Pachtrecht  die  besprochenen  Nach- 
theüe  kurzer  Pachtfristen  aufheben  oder  wenigstens  mildem;  doch 
ist  mit  der  Thatsache  zu  rechnen,  dass  jene  private  Pachtpolitik 
erfahrungsgemäss  nicht  selten  unter  dem  Einfluss  kurzsichtiger 
Erwägungen  oder  auch  in  Folge  mangelnder  Eapitalkrafb,  gerade 
Meliorationen  gegenüber,  versagt;  und  dass  ein  noch  so  günstig  für 
den  Pächter  lautendes  Pachtrecht,  weil  es  gegebenenfalls  den 
Pächter  mit  seinen  Ansprüchen  auf  den  H^M'htsweg  verweist, 
niemals  den  in  der  langen  Dauer  (b's  Pachtcontraets  liegenden 
Anreiz  zur  Vonuihnii'  von  Melioratinn«Mi  aufzuwiegen  \ennag. 

4.  Wenn  unt(>r  <lem  Eintluss  weitsichtigerer  P^wai^uniren  all*re- 
mach  auf  dem  Coiitinent  die  Pachtdauer  übungsgemäss  eine  längere 
geworden  ist  und  die  Pachtcontracte  wenigstens  in  Ansehung  der 
mittleren  und  gr<^sseren  Pachtolijecte  heutzutage  regelmässig 
zwischen  9  und  18  (selten  24  Jahren)  sich  bewegen,  so  hängt  es 
wiederum  mit  dem  Wesen  der  Pacht  zusammen,  dass  dieser  Ent- 
wicklung gewisse  Schranken  gesetzt  sind.  Der  Abschluss  eines 
Pachtyertrags  beruht  allemal  auf  der  sorgsamen  Inbetrachtziehung 
der  durchschnittlichen  Erzeugungskosten,  insbesondere  was  den  Pro- 
ductionsfactor  Arbeit  anlangt,  femer  der  durchschnittlichen  Preise  der 
auf  dem  Pachl^t  zu  bauenden  Frflchte  und  auf  der  Annahme  der 
ungest^^rten  Fortdauer  der  Verhältnisse,  von  welchen  die  beiden 
für  (b'u  Ki'inertrag  der  Pachtuntenn-hinuiig  maassgeltenden  Klenient«' 
al)liängig  sin<l.  Vom  Stand]uuikt  des  verpachtenden  Eigenthümers 
ist  di(»  Forderung,  dass  ihm  die  durch  zunehmende  Volkszahl  uiul 
wachsenden  Wohlstand  IxMliii^te  PreisstriLierung  (b'r  landwirtli- 
scliattlichen  Erzeugnisse  in  der  Paclitrente  nicht  dauernd  vor- 
enthalten bleibe,  ebenso  ))erechtigt  wie  es  Ptiiclit  der  Selbsterhal- 
tung des  Pächters  ist,  nicht  auf  einen  Zeitraum  sich  zu  binden, 
für  welchen  der  muthmaassliche  Portbestand  der  für  sein  Pacht- 
gebot maassgebend  gewesenen  Voraussetzungen  nicht  vorausgesehen 
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werden  kann.  In  der  Unmöglichkeit  der  sicheren  Voraussicht  des 
Gangs  der  wirthschafklichen  Entwicklunjr  und  in  der  Nothwendig- 
keit,  die  pachtcontractlicheu  Vorpflichtiincron  von  Zoit  zu  Zoit  (hm 
V »'rändert*' 11  VtThältnisson  anzuiiasscn.  tindct  daher  die  auf  eine 
Aii/:ilil  .lalire  festL'eleirte  Beij^renzim^  des  Parhtcoiitraets  ihre  privat- 
wie  \  olkswii-thschat'tlichi'  HeiiTündimjj:.  Je  weni<ier  »lie  Ent\vicklini<»: 
innerhalb  der  hind\\  irtlisrlial'tli«  lien  Production  Ersehütteruimeii 
ausgesetzt  ist.  um  so  gedeililioher  kann  sich  die  l^aue  der  Pächter 
und  um  so  er&eulicher  ihr  Yerluiltniss  zum  Verpächter  gestalten; 
je  sprunghafter  und  je  unberechenbarer  jene  Entwicklung,  um  so 
mehr  ist  die  Eingehung  von  Pachtcontracten  einem  unsicheren 
Spieleinsatz  zu  ?eigleicheh  und  um  so  mehr  wird  die  dadurch  ge- 
schaffene Lage  zu  einer  yolkswirthschafüich  nachtheiligen  Kürzung 
der  Pachtzeiten  hindrftngen.  Wo  in  einem  Lande  das  Pachtwesen 
in  Folge  der  besonderen  Verhältnisse  der  Orandbesitzverfassung 
weitere  Verbreitung  gefunden  hat,  ergiebt  sich  schon  hieraus  die 
Nothwendigkeit,  starken  ErschtHterungen  der  landwirthschaftlichen 
Prodnctions-  und  Ahsatzverhältnisse  durch  eine  zweckentsprechende 
^taatlu  lic  I nterv  <'iit ions ]>  o  1  i  t  i  k  zu  Ix'Lieüueu :  während  derVerziclit 
auf  eine  soU  lie  das  Pachtverhältniss  zu  einem  rasch  b">sbaren.  die 
l*ächterbe\ ülkerun^r  zu  einem  Stand  tluctuirender  ZuL!V«vuel  und 
die  lan<l\virthseliaftliehe  riiteriiehinunLi  /u  einem  ausLresproeheneu 
Specuhitionsol>jeet  zu  machen  gceiüuet  ist,  währenil  hierzu  docli 
gerade  der  Grund  und  Boden  als  das  schafteiuh'  Material  der  Volks- 
«>rnähninir  am  allerwenigsten  sich  eignet.  Die  landwirthschaftliche 
Schutzzollbewegung  am  Ausgang  des  Jahrhunderts  verdient  dess- 
halb,  gerade  auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  folgenschweren 
Einwirkung  einer  Politik  des  Gehenlassens  auf  die  Pächterbevöl- 
kening  und  die  private  Pachtpolitik,  wohl  gewtirdigt  zu  werden;  und 
man  darf  im  Hinblick  auf  die  Entwicklung  der  Dinge  in  Eng- 
land: loseste  Verknüpfung  des  Pächters  mit  der  Scholle,  massen- 
hafte Lösung  der  Pachtcontracte  mit  Eintritt  des  transoceanischen 
Wettbewerbs,  Pachtlosigkeit  zahlreicher  Güter,  Uebergang  zu 
^iner  arbeitsextensiven  Weidewirthschaft  —  wohl  die  Frage  auf- 
werten, ob  der  augen])lickliche  ^'ol•tll(•il  der  unbediimten  Krmög- 
li<*hung  der  Versor^unir  des  inneren  Markts  mit  Idlliuster  Frucht 
den  Nachtheil  gewaltsamer NCrschiebuiiL!  in  der  landwirthschaftliehen 
Krzeugung.  der  wachsenden  Al)hängiiikeit  vom  Ausland  in  der 
KornbescIiatVung,  des  Abzugs  eines  erhebliciien  Theils  der  seit- 
herigen Träger  der  landwirthschaftlichen  lutelligenz,  der  Abstossung 
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Iftndiicher  Arbeitskräfte  in  andere  Erwerbszweige  und  der  dadtuch 
herbeigeführten  Vermehrung  des  städtischen  Proletariats  —  wirklieh 
aufzuwiegen  yermag. 

Anmerkun<r:  Dio  uii(rüiistici:t>  8i>ite  dieser  Entwicklung  jsriebt  auch  Paasche, 
a.  a.  0.  fS.  9'  fiir  Kiij^laud  zu.  dvr  iinuicrliiii  hi'foiicii  /.n  snllcii  (.'•hinht,  die  Schutzlosijrkf-it 
der  heimischen  Landviirthschatt  habe  die  kuii:>umireiide  Bevölkerung  des  iuüelreicht» 
in  den  Stand  gvsetsi,  die  Einfahren  in  fremden  landwirtbschaftlichen  Eraeogniasen  nm 
100  Millionen  M.  jährlirli  ])ini^er  zu  Ausiriitifr  di  r  fliehen zi^rer  .Talire  zu  kanf-n. 
—  Die  wachsende  Abhängigkeit  des  englischen  Volks  von  dem  Auslände  in 
Bezu^  auf  den  Brodbedarf  ist  daraus  xn  entnehmen,  dass  während  1878  von  dem 
llcsauuntbedarf  au  KönuTfrüchten  uiil  2S<1  Mill.  Ttr.  die  eip  iie  Ernte  177  Mill.  Ctr. 

deckte,  für  die  '^  .lalire  IWTAS'J  das  Verliältni^s  diM-  eifreuen  Knit«*  xnr 
Zululir  wir  zu  ö2'Vo  ^»ith  slellt.  Die  rroductiou  dt  r  Ilaujittrueht  -  des  Weizeus»  — 
ist  von  56  llil).  Ctr.  in  1878  auf  40,5  Mill.  Vtr.  in  1887  89  herunteriireprangen  und 
die  Zufuliicu  an  Weizen  in  diesen  Jahren  haben  sich  auf  rund  S<>  Mill.  Ctr.  [ht 
aunum  geütellt.  —  Im  Uebrigen  ist  Paasche  darin  beizustiuuuen,  dusü  mit  Kiick- 
sidit  auf  die  Enf;rUBche  Handels-  nnd  Zollpolitik  sich  „die  eigenartigen  (in  difr 
kurzen  Dauer  der  Pacht  sich  kennzeichnenden)  Paehtzustände  zur  reberwinduni? 
sehwierirrer  Zfifeu  frauz  besonders  bewährt  ha])en*',  insofern  nänilieb,  als  in  zahl- 
reichen Kalb  II  die  rüek}ran<n^ff  Preisbewegunj;  in  ("erealien  seit  der  trans«>eeani>ehen 
Concnrrenz  (1811/20  Preis  des  Quartera  =- 230  ko,  87  8h.  6d.;  1861 /60:  54  8h.  7d.; 
da^"»-;,'!''!  IWä/JJ^'  i"""  uif  21M>is  !J2  sli.  sich  strlb'ud  von  den  anf  jäbrliebe  Kündi- 
guugstrist  eingestellten  l'achteiii  aul' eine  kapitalkräftige  Grundaristukratic , 
d.  h.  auf  Schnltem  hat  abgewälst  werden  können,  welche  snr  Tragnng  solcher 
Kiniialime- Ausfalle  füglich  im  Stande  waren.  Für  die  p:r nnd sätz liehe  Frage 
der  Ilereehtig-nn«;  kurzer  oder  lanirer  Pachtzeiten  sind  selbstredend  solche  Vorpin^ 
höchstens  insofern  von  Bedeutun^s  als  sie  zeigen,  dass  allerdings  langl'ristigi'  Pacbt- 
▼erträp>  mit  einer  Politik  des  laisser  faire  et  aller  auf  landwirthschafUichem  Gebiete 
in  F(d<:e  der  rnbereehenbarkcit  der  GeschäftscOIUIUlCtlUren  anch  nor  ffir  die 
nächsten  Jahre  —  sich  nicht  vertragen. 


§34.  Grösse  der  Fach  tobj  tM  t  e;  Farcellenpacht  und 
Biesenpacht  insbesondere. 

Die  Erwägungen,  weiciie  für  einen  stufeuweisen  Aufbau  der 
Grundbesitzveriheilung  in  Gestalt  von  kleineren,  mittleren  und 
grösseren  Eigenthumseinheiten  sprechen  (Kap.  lY,  §  74), 
treffen  auch  für  die  Pachte bjecte  zu;  und  es  ist  bereits  betont, 
dass  der  Kachtheil  in  volkswirthschaftlicher  und  sodalpolitischer 
Hinsicht,  welcher  einer  einseitigen  Besitzvertheilung  im  Sinn  der 
ungemessenen  Häufung  des  Grundbesitzes  in  wenigen  Händen 
innewohnt,  eine  wohlthätige  Abschwächung  dann  erfahren  kann, 
wenn  «UiitIi  »Mno  mannichfaltiije  Abstufuiiir  der  P  a  c  h  t  e  i  n  h  oit »'  ii 
«It'H  laiulwirllisi'liut'tlie'ht'ii  l.'ntrniclinH'ni  vevHcliieiloiistor  Kapitalkratt 
in  wcitcin  Umfang  ili»*  Antlicilnahiiu»  an  der  Bowirtliscliaftunü: 
(k's  Bodoiis  crniöLilii-lit  ist.  Nun  ist  abiT  oftVnbar  Ix'i  (1»mii  ü«'- 
ütrebeu  deä  Gruudbesitzeü,  im  Wege  der  Verpaclituug  eine  möglichst 
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Ilohe  Rent^  aus  dom  Grundkapital  zu  zielicu,  die  Vorsuchung  zur 
allmälilielu'u  Vt'rkloineruii«:-  dor  Pa(-'htol)j 8»'lir  nahe  cforückt, 
"Weil  der  Krois  dor  Xaehfran»^  um  so  niolir  sich  ausdcluit.  j»»  ge- 
rincirre  Anfordcruuir'*»  das  i*achtol)j(H't  an  die  rikoni^niiscln»  Krat't- 
IciHtuuL!  '1<'>  i'äi  litt'rs  stellt Dioso  Entwicklung^,  wclclic  durch 
dit^  Zunahme  der  lievölkerun'r  einen  mächtigen  Impuls  erliält,  ]»e- 
darf  um  so  mehr  einer  eingehenden  Würdigung,  als  die  unter  der 
Parole:  umfassendste  Zugänglichmachung  der  Segmmgen  des 
Unindbesitzes  für  die  weitesten  Kreise  des  Volkes  —  einsetzenden 
Bestrebungen  auf  Verstaatlichung  des  Gnmd  und  Bodens  in  ihrer 
folgerichtigen  Durchführung  zum  System  kleiner  und  kleinster 
Pachtungen  mit  zwingendster  Nothwendigkeit  fuhren  mflssten. 
Folgende  Gesichtspunkte  sind  hier  namentlich  zu  beachten: 

1.  Nach  deu  neuerlichen  laudwii-tlischai'tlichen  Erhebungen 
sind  die  Pachtpreise  für  einzelne  liodenparcellen  durchweg  selir 
viel  hl  1mm- e  als  die  für  eigentliche  Pachtgüter;  sie  bewegten  sieh 
beispielsweise  für  den  Morgen  (36  ar)  in  den  badischen  Erhe- 
bungsgemeinden der  ISSder  Enqu§te  zwischen  20  und  110  M.  bei 
Acker-,  zwischen  30  und  130  M.  bei  Wiesland,  und  angestellte 
Berechnungen  stellten  fest,  dass  in  zahlreichen  Fällen  auf  diesen 
Pachtparcellen  der  Fflchter  noch  nicht  einmal  die  Hfilfte  des  orts- 
üblichen Tagelohns  erwirthschaftet.  Diese  in  allen  Gebieten  der 
Parcellenpaeht  von  einwandfreien  Beobachtern  bestätigte  Erscheinung 
erklärt  sicli  nur  zum  Theil  aus  v'wwr  falschen  ökonomisclieii  Calcu- 
lation  der  Piu  liter  ül>er  den  AVertli  des  Pachtohjects.  zum  erh(»blichi'ii 
Theil  beruht  sie  auf  der  kiiustlichen  Stei<»er uni^-  der  Lan<l- 
iiacblraLie,  die  das  Ausbieten  kleinster  lbHb'n]»ar(M'llen  iiuthwi-ndiger- 
weise  im  (n'folge  hat.  Wenn  in  stdchen  FäUen  die  (inuidreute 
mehr  als  den  ihr  zukommenden  Theil  des  Wirthschaltareiuertrages 
rerschlingt,  indem  sie  auch  Quoten  des  ünterIlehmerge^vinns  selber 
für  sich  in  Anspruch  nimmt,  so  ist  die  absolute  Hohe  der  Pacht- 


'  Brispiclo  für  solrho  V(»r<f!in{r«'  M  IJnHc  hci  .  Atini.  5  ff.  zu  §  0(i.  I>ic  Mcimui^' 
von  Wa Icker,  a.  a.  O.,  8.  120,  dass  Zweriqpiichter  iu  DeutiK'hland  wohl  kaum  vor- 
kämen, ist  doch  eine  sehr  optimistische  und  fttr  den  Süden  nnd  Westen  nichts 
weuiyrer  als  zutreffend  {V;jl.  S.  170l.  Ueber  die  ^reschraiibten Pacht])it  i^*  im  (;<  l»it  r  »It  r 
I*iirc«'lloiipiU'ht  vpl.  die  l> ii  d i  sehen  l.mdw.  Erlicbunpfcn  von  IHSH.  ltd.  |\  ,  S. 
und  Kheberg  über  die  italiemüche  A^p-areuquete  (8.  123):  „Ciunz  allgemein  lässt 
sich  siifren,  dass  die  Pachtschiltiiige  steigen  in  amgekehitem  Yerhältniss  sur  Aus- 
deliiiiintr  <1<"^  <Tnniili's.  so  d;iHs  die  kleinen  Pfichtcr  vi'rhiiltni>sni;i>siLr  niflir  zalilon  als 
die  mitilereu  und  diese  mehr  als  die  grossen".  Ueber  die  uugUusligen  \Virknii<^'en 
dee  Kleinpachtwesens  auf  die  Ziistftttde  des  lAndbans  in  ItaBen  im  Allgeuieineu, 
ebenda  8.  124. 
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preise  höchstens  fta  den  oberflächlichen  Beobachter  das  Symptom 
eines  bltthenden  Landwirthschaftsbetriebs,  in  Wirklichkeit  aber 
nichts  anderes  als  der  Ausdruck  des  Grades  der  Ökonomischen 
Machtstellung  der  Besitzer  des  Grund  und  Bodens  gegenfiber  den 
Nichtbesitzpnden ,  denen  der  unter  regelmässigen  Verhältnissen 
zu  erwartondo  Preis  ihrer  auf  die  Taclilij^undstücke  verwendeten 
landwirtlisclial'tlic'luMi  Arbeit  voreutlialteu  bleibt. 

2.  In  Wirklichkeit  ist  denn  aueli  in  Gegenden,  in  denen  diT 
Parcelleni>ac'lit  überwieLft,  die  wirtlischaltliche  Laire  der  Pareellen- 
päcliter  eine  denkbar  ungünstiLre.  häufig  crlninnlic  he  und  selbst 
der  technische  Fortschritt  der  Agricultur  eines  Landes  ist  selten 
geeignet,  hierin  eine  Wandlung  zum  Besseren  herbeizuführen*).  Ist 
nämlich  in  der  LandbeTOlkerung  ein  guter  Kern  wirthschaftlicher 
Tugenden  entlialton,  so  wird  sie  zwar  bemüht  sein,  der  Wucht  der 
durch  den  gesteigerten  Wettbewerb  auf  eine  unnatürliche  Hdhe  getrie- 
benen Parcellenpachtpreise  durch  eine  intensivere  Cultur  (von  Han- 
delspflanzen, Gemüse,  Obst)  zu  begegnen;  aber  dieses  Ankämpfen 
erweist  sich  meist  als  ein  hoffnungsloses,  weil  jede  durch  solche 
Betriebsfortschritte  eröffnete  Aussicht  auf  höhere  Verwerthung  der 
Arbeitskraft  im  Pachtbetrieb  bei  jeder  neuen  Pachtversteigerung 
sofort  die  Nachfrage  nach  Land  und  die  Pachtangebote  um  ein 
AVeiteres  steigert.  Daher  die  widersitruclisvolle  Ersclieinung,  «iass 
gerade  in  den  (Jegenden  der  Hnclu'ultur  (einzelne  Th«'ile  «ler 
Kheinelieiie,  l^elgien.  Xorditalien)  die  Ifmdliche  Bevölkerung  trotz 
Entfaltung  der  höchsten  wirtlischattlicheii  Energie  in  ihren  W<dil- 
stan<lsverhriltnissen  stagiiirl.  ja  zurückgeht,  weil  e))en  die  Früchte 
der  (lualificirten  Arbeit  nicht  ihr  selbst,  sondern  nachhaltig  dem 
Inhaber  des  Grundkapitals  zufallen.  Der  gegen  den  Dmck  über- 
niüssig  hoher  Pachtschillinge  von  der  ländlichen  Bevölkening  mit 
den  Mitteln  besserer  Technik  geführte  Kampf  leitet  schliesslich 
auf  einen  Punkt,  wo  jene  Mittel  versagen  und  in  Folge  der  da- 
durch erzeugten  Muthlosigkeit  schlägt  dann  leicht  die  forcirte 
Bodencultur  in  das  Gegentheil  um,  d.  h.  die  Kleinpächter  sind 
bemüht,  durch  ein  ausgesprochenes  Baubsystem  sich  schadlos  zu 
halten,  dessen  Polgen  zunächst  fOr  die  in  kurzsichtiger  Politik 

^Ueberall,  wo  Bauern  odt  r  Ki>ssatli«'u  in  p-össeror  An/.alil  als  Zeitplchtn* 
sitztMi".  sajrt  auch  Paasche  in  bcMindcniii  Hinblick  auf  31  cc k  1  cn bn rp,  ^pflc^rt 
che  Landwirthschait  sieh  in  einem  traurigen  Zusinnd  zu  bcdudeu  ujid  die  gmizv 
VolkflwirthschafI  leidet  mit,  da  bei  der  schlechten  Yarwerdiuiiir  des  OrDndksifiitals 
nur  ;r(>nn<r('  Koh-  und  licinertrüKe  gewon&eu  werden/  (Paasche  in  Conrad*» 
Jahrb.,  N.  F.,  14.  Bd.,  S.  224.) 
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befangenen  Gnmdelgenthflmer,  weiterhin  aber  iQr  die  Yolkswirth- 
schaft  im  Ganzen  —  wegen  der  Minderung  der  Productionskraft 

des  Bodens  und  Einschränkung  der  nationalen  Erzew^mg  —  sich 

jareltenil  inachou  wird.    Wo  abor  ein  Volk  von  Haus  aus  wirth- 
schaftlich  und  sittlich  auf  pinor  vorliältnissmässii»-  uit'dt'nMi  Stufe 
sicli  b»'[in<I»'t.  Avird  «Icssou  Widerstandskraft  L^e^en  diMi  lähiiHMidon 
?>inflnss  von  Pachtiiberzaliluiia:oii   um   so  rasclior  crschöjift  sein: 
/.♦'iclin<*t  Lrar  das  Paclitvcrhältniss  durch  urossc  rnsiclicrhcit  des 
Bestandes  (kurze  Pachtzeiteu,  freies  Küudiguugsrecht)  sich  aus.  so 
wird  in  rascher  Folge  jeder,  längere  Vorauslaj^en  erheischenden 
Cultur  die  Möglichkeit  entzocron  sein,  also  der  Anbau  von  peren- 
nirenden  Futterpflanzen,  ja  selbst  der  Wintergetreidearten  mit  der 
Zeit  Terschwinden  und  nur  die  Frucht  des  armen  Mannes  —  die 
Kartoffel  —  flbrig  bleiben,  deren  ununterbrochener  Anbau  den 
durch  ungenügende  Stallviehhaltung  sich  vorbereitenden  Boden- 
Verarmimgsprocess  alsdann  vollendet.    Fflr  ein  solches  Pächter- 
proletariat, das  bereits  auf  der  niedersten  Stufe  der  Emährungs- 
mdglichkeit  angelangt  ist  und  dessen  Typen  in  einem  an  sich 
fruchtbaren  Lancb»  frnmliclj  beranaezoiion  zu  haben,  den  hflsslichsten 
P'leckon  der  lijossbritaimisclicii  Laiulpolitik  in  Irhmd  Itibh^t,  wird 
dann  jeder  Misswachs  in  der  Kai-totfelernte  in»  üünstiL'^sten  Kall 
Paclitrückstiiinh'  uiul  Pachtau^trciiuniLicn  mit  all'  <h'ni  damit  v<t- 
bundenen   Klend .    im    uimünsti^icrtMi  Fall   Hunirersnoth ,  erhölite 
Sterblichkeit  und  MassenauswanderuiiL;  /.ur  Folge  haben,  wofür  die 
..grüne  Insel*-  classisches  Zeugniss  ist.  wenn  es  sclion  an  Beis]»ielen 
*rleichen  Klends  in  einzelnen   contineutalen  Staatswesen  (Italien 
und  seine  die  Landbevölkerung  heimsuchende  Hungerkrankheiteu : 
Pellagra;  Rumänien)  keineswegs  fehlt 

Die  Hniifrersnoth  in  Irland  1846  snll  300000  Mensclien  hinfserafft  Itaben; 

7H<)(lfX)  PcrsoiHM)  wunli  n  lit  i  rifTcutliclieii  Arlii'ittMi  boschäftiirt.  an  iil»«'r  2  Millionen 
l'ersonei)  im  JnUre  1640  Aruieuuiiterstiitzuugeu  )^e|;ccbeu.  Znisclieu  1851/81  waiulvr- 
ten  2715000  Ivon  ans;  nnd  die  Zahl  der  Anstmbnnj;  von  Plchtern  in  den  Jahren 
1H49/51  belief  sich  auf  263000,  in  I  S  ttt  S«;  auf  mehr  als  eine  halbe  Million  r.-i  sdncn. 
Mit  dii'MMi  Vorjrän«ren  }nn}r  «'ine  w arliM  iid»'  rimvatnllnnp'  vimi  Ktintcrwiitlisclialifn 
in  Weidewirthschalten  vor  sich;  fs  ti«l  von  ISijl  Ins  IHHti  (las  Ackerland  von 
4,6  MiU.  Acre«  anf  2,9  Hill.;  es  stieir  das  Wiesen-,  Klee-  nnd  Weideland  von  mnd 
10  Mill.  auf  1_M  Mill.  A.  res. 

In  sehr  üchwuDghai'ter  Weise  scheint  der  rarcellenpaclitwucher  seitens  der 
Grossfrmndbesitxer  in  Rumänien  betrieben  xn  werden,  wo  der  Baner,  „ausser 
8taude.  seine  Laj^e  richtij?  zu  beurtheilen,  unt«  r  dem  Zwan^r  der  Verhältnisse  (an- 
geniig'ender  Besitz,  Nöthi^rniiir  dif"i<ii  durcli  l'aclit  y.ix  erwerben)  VerpHiclitunjjen 
eingeht,  die  er.  ohue  sich  wirtltschaltlieh  zu  ruinirm,  unn»<i;:lii  h  ert'iilleu  kann**.  That- 
aichlich  ist  die  Grundrente  in  derWallaehei  trotz  der  a]l<renieinen  landwirthscliafl- 
lieben  Krise  fortwAhrend  im  Steigen  begriffen,  da  (wie  die  Kegiernnfrsmotive 
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«im  Entwurf  eüies  neoerlichen  Gi's«  t/.)>  über  u^rrnrisehe  Veitrftge  besagen)  .der 
(irnss<rrniiill)tsif/.  <lip  atm  dii-ser  Krise  rfsultirnidfii  Sihiidt-n  aUSSCli  Ii  o  ^  Ii  r  h 
uul  (Ifi)  luudliilieu  ArbiiUr,  den  kleiueii  riiclitir  uborwalzt  hat'  .  .  .  ^Nebcu  dem 
▼ertra£:8mft8rip  fefit|;[ewtsten  PacbtschiUiiiiif  (oft  in  60  "f«  dee  Rohertrag  bestehend) 
werden  in  der  Kcfrel  noch  eine  Snninie  von  scheinbar  unbedenlendcn  Li  isluiijLr»»n 
vereinbart:  z.  IJ.  Fuhren,  Arbeitstage  mit  dem  ZugTi»'h  oder  der  Hund,  Lieferung 
von  Nahninpimitteln  etc.,  welche  addirt  den  Pachtschillinpr  ...  ins  Ungemessene 
vergr^is.sern".  Daneben  fehb'n  selbst  „rhienniise  I'i ;istati<>iu'ir  iiiclit,  wie  besondere 
Vt'r^iitim^-cn  fiir  das  dvn'i.  ucli  lit  s  die  (»iiiisi'  und  Knten  d>  >  Hüiicni  auf  bt'rrsebaft- 
licheu  Wiesen  gel'reshen  haben  etc.  Neuerliche  Geät'Lzesvorlagen  bezweckeu  im 
Wege  der  Yerineimrangen  der  Htaategfiter  in  Pareellen  snr  Vermebrnng  der  Zahl  der 
kleitifii  < M-undbfsit/.er  und  der  HiMnii^'^  eines  mittleren  bänerlicheu  (Srundbesitzes. 
sowie  durch  Henchränkung  der  Vcrtragi»freibeit  im  («obiet  des  ländlichen  Arbeiter- 
and  PachtwesenB  [z.  B.  sollen  Verpflichtungen  des  Pächters  zu  Naturalleistungen, 
die  nicht  als  ein  Acquivalent  für  die  Nutzung  der  Pachtgrund  st  iieke  erscheinen, 
ungültig  seiu)  eine  Besserung  der  Zustnu'li-  ln  rbfi/ntüliren.  '  Vgl.  (i  r ii  n  b c  r  ;r .  !»!<• 
ruuiäuiüche  Agrargesetzgebung,  in  liniuii  s  Archiv  1.  koc.  üe&etzgebuug  u.  .Statistik, 
Bd.  n,  K.  74  ff.)  —  Unter  dem  Eindmck  solcher  YorkonunniBse  stand  wohl  aneh 
SchuHtller.  als  er  'in  der  1883er  Sit/nng  des  Preuss.  Landesökonouien-Collegiunis i 
bemerkte:  „Kü  ist  meine  Uebeneugung,  das  Packts^htem  als  vorherrschende  Form 
des  mittleren  und  kleineren  Landtvirthschaftsbetriebs  entvrickelt  sich  überall 

und  hat  sich  entwickelt  auf  den  Ruinen  des  Bauernstandes   Was  ich 

b<  kiiiii|»fe.  ist  frt'ilicli  iii<  lit  der  da  nml  dort  vereinzelt  v(»rkomuu-nde  grossere  und 
mittlere,  kapitalkräftige  und  unteiueltnuiugslusiige  l'ächterstaud,  sondern  jeuer 
kleine  PIchterstand,  der  in  der  Regel  ohne  viel  Kapital,  ohne  grosse  technische 
Kenntnisse  in  der  F<»rnj  der  Zwergparlit  wirtliscliaftet.  I>as  sind  meist  sehr 
schlimme  Zustünde  ...  Iii  der  Gegend  zwischen  Antwerpen  und  Brüssel,  wo 
wir  zwar  in  gewissem  8inn  eine  hochentwidcelte  Landwirthschaft  haben,  bestehen 
gleichwohl  die  ungesundesten  socialen  Verhiltnisse.  Wer  die  Schriften  von  Lavf- 
Icyc  gelesen  bat.  \v<  is-,.  dass  es  kaum  ein  traurigeres  Ackerbanproletariat  gibt,  als 
du-  dortigen  Zwergpaeliter  .  .  .  Die  Selbstständigkeit  des  (iinindbesitzers,  die  wir 
in  politlseher  nnd  socialer  Beidehvng  rühmen,  die  ünabhtegigkeit  von  Oben  nnd 

l'nten,  ist  beim  Zu  «Tfr- il'.icbtcr  niclil  mehr  VOrbaiulen.  Nur  wer  auf  eigener  Scbollf 
sitzt,  braucht  Niemand  zu  fragen,  hat  das  Bewusstseiu,  den  i'dug  zugleich  für 
Kinder  und  Kindeskinder  zn  föhren ...  In  Ländern  mit  allgemeinem  Pachtsystem 
-  das  sehen  \\\r  jetzt  in  England  und  Irland  —  \nrA  bald  die  Frage  auf« 
geworfm.  oll  der  l'rivHtbesitz  vrm  (tnindeitrentbnm.  <1<t  in  dieser  Weise  nur  als 
iieuieubezug  sieh  äussert,  ein  berechtigter  sei.  Wir  konneu  daher  froh  sein,  dass 
in  Dentsehland  86  -90^/,  aller  Landwirthe  Gmndeigenthfimer  nnd  nicht  Pftchter  sind." 

3.  Zustände  der  Torbesprochenen  Art  mögen  da  am  hartnflckig- 
sten  sich  einnisten,  wo  Grossgrundbesitz  und  Parcellenpacht  mit 
dem  Absentiismus  einhergeht  (wie  wiederum  in  Irland,  zum  Theil 
auch  in  Italien  der  Fall),  der  Verpächter  daher  jede  FUhlung  und 
Ji  aes  menschliehe  Fühlen  mit  der  Lap:e  der  Pächter  mehr  und 
iiu'hr  Yi'rliort,  wohl  crar  des  unmittelbaicn  Hir<icos  <los  Einsranu- 
«Icr  PachtscImldiLikcitcn  sicli  <Mitsilil;ii:t.  iiulcin  an  Stcllo  von  A«i- 
iiiiiiistratortMi  ( UMTpät  litiT  treten,  welche  das  Land  an  die  l)äuer- 
lielien  \\  irtlie  in  Arterjtaelit  uel>en.  I)i»>  schon  «hireh  die 
Parr.'lleii|»aelit  f^esehw ächte  Xeiuunu  des  ( ininihduenthtiniers  zu 
Melinrationeii  auf  dem  Pachthind  wird  he<]:reitlicherweiöo  in  (lern 
attmerpacbtenden  Mittelsmann  sich  vollends  verÜflchtigen ;  und 
eine  schonungsvolle  Berücksiclitigung  der  Lage  der  Kleinpäcliter 
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▼on  diesem  am  weuigsten  zu  erwarten  sei.  Viel  «.wahrscheinlicher, 
dass  er  seine  Krftfte  zu  wucherischen  Künsten  aiin)i«»ten  wird,  um 
einerseits  dem  Gnindherrn  durch  Vorschüsse  und  sonstii^p  (Ge- 
fälligkeiten, anderseits  den  Bauern  durch  i^estei^erte  ('oiuurrenz 
iiiui  rücksichtslose  Harte  so  viel  wie  möglich  abzugewinnen" 
(Koscher). 

In  Irlaiid,  wo  ttbrijrfiis  i»iiu*  Hill  von  die  Kiit-^t ilntiiir  in-ntr  MiNJdltiiicn 

verbot«.'»!  hat,  war  frtther  der  Fall  nicht  selteu,  da-ss  ßfsitzuu|jen  von  luehrereu 
1000  Acres  alhnfthlich  in  mirneln«  Pachtungen  von  30  und  wenifrer  Acmi  serfielcti. 
-Ks  kaTn  sclVist  vor,  (hiss  di  r  Irlander  erst  von  d»  r  fünften  odi-r  sechsten  Zv^iscbeu- 
person  ntachtete  .  .  .  (bei  dieüc'in  System)  orreiciiteii  die  Kenten  eine  uiifreheure 
Höhe.  Der  Bauer  bezahlte  snweilen  für  1  Acre»  von  dem  der  Ei>reiithünier  12s|i 
bezo^r.  2  Pfand  per  Jahr,  ja  die  Rente  soll  in  einzelnen  Falh  n  si-ll)st  das  Zwölf- 
fache  des  vom  Ki}r«'nthümer  be/o'_'cnen  f!ehra<rs  en'eiclit  haben"  llerknei'.  l'nd 
V.  Ompteda  erwähnt,  wie  naiaentlieh  im  .Sudwesten  von  Irland  auf  den  Besiti^un^en 
de«  Lord  Kenmiure  (mit  236000  Acres)  die  Middlemen  sich  eingenistet  haben  nnd  nun 
den  kli  inen  Afterpärhteni  2(K)  und  mehr  Proeent  raelitanfsehla«r  abi)resst  n.  Die 
Zahl  der  Absentees  in  Irland  wurde  1871  geschiit/a  wie  ful^'^t;  ]\v.\  aussi-rhalh 
Irland  Lebende  ndt  3206000  Acres,  4496  in  Dnblin  Lebende  mit  4  075 (NX»  Aeres, 
im  tjaiizen  Ö9H9  mit  7  280(KX)  Aeres,  d.  h.  mit  8()7n  der  (lesammttiiielie.  Kinen 
Th«'il  der  irischen  (irundhesit/er  rharakfrrisirtf  fin  irischer  Olx-rrit  lilcr  mit  den 
Worten:  „Tyrannen,  welche  stets  ein  formelles  Kecht  auf  das  iiusseisie  verfol{;en, 
die  ihren  unglftcklichen  Teaants  den  letzten  Heller  auspressen,  die  ihre  Htellunur 
nur  al>  t  in  c.tuiniercielles  (ii  ^rliäft  in  der  schärften  Bedeutunjr  «h  s  Worts  behandeln." 
—  L'eber  die  Afterverpachtuugeu  in  Italien  nnd  die  daselbst  vorkoiomeuden  MIüh- 
biftitche  siehe  Eheberg,  a.  a.  O.,  8.  122. 

4.  Diese  extremsten  KrscheiiiuuLien  der  Parcellenjiaclit  werden 
freilich  nur  da  sich  entwickeln,  wo  der  verpachtende  (Jrossixrund- 
besitz  mit  einer  gewissen  Ausschliesslichkeit  iMMTscht.  dagegen 
da  in  abgeschwächtem  Maasse  hervortreten,  wo  die  Laudl)evrdkerung 
im  Grossen  und  Ganzen  auf  eigenem  Grund  imd  Boden  sitzt  und 
desshalb  nur  die  Zupachtung  einzelner  Parcellen  in  Frage  steht; 
weil  der  ökonomische  Bflckhalt,  welchen  ein  bereits  vorhandener 
Besitz  bietet,  die  Pachtnachfrage  minder  dringlich  gestaltet  und 
desshalb  den  Wettbewerb  in  den  Steigerungsterminen  in  gewisse 
Schranken  bannt.  Auch  da  braucht  die  Parcellenpacht  nichts  ohne 
Weiters  Bedenkliches  zu  haben,  wo  der  Krtrag  einer  oder  mehrerer 
Pachtparcelleii  v.u  einem  diin  li  sonstiire  Lohnarbeit  (als  hindwirtli- 
schaftlicher  Tagelrdnier ,  FalMikarl»eiter)  verdienten  Kinkommen 
lediirlich  ercfünzend  hinzutreten  soll:  donn  in  snl.lion  Fälb'ii  ^\ird 
seihst  ein  hoher  Pachtscliilling  von  den  Hotheiliiiten .  welche 
arheitsl'reie  Stunden  auf  <liese  Weise  wirksam  ausnützen  wollen  und 
dafür  füglich  nur  einen  bescheidenen  Tai^elolm  sicli  zu  verrechnen 
brauchen,  willig  jederzeit  bezahlt  werden,  obsciion  diese  Willigkeit 
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die  ethische  Berechtigung  einer  solchen  thatsftchlichen  Uebersahlung 
selbstredend  nicht  zu  begründen  vermag.  Immerhin  muss  auch 
hier  im  Auge  behalten  werden,  dass  die  von  solchen  Elementen 
(Arbeitern)  ausgehende  starke  Nachfrage  nach  Pachtland  die  eigent* 
lieh  landwirthschafttreibondp  Bflv^\lke^lnpf  in  unangenehme  Mit- 
leidenschaft dann  leicht  y.ieh»'ii  kann,  wenn  diese  selber,  w»'ir»'ii 
der  Klt'inheit  des  ei^r^^nthrnniichcn  Besitzes,  an  den  I\n  htunimi 
sich  zu  hetheilip:en  «renr»tiiiu:t  ist.  weil  von  derselben  an  <l«'n 
A'erpächter  abzulTihrenden  uberniässiü  hohen  l*achtschillin'jo  «las 
Conto  der  (Jesanimtwiilhschaft  in  ncL^ativer  Weise  bi'eintlussen : 
daher  die  nicht  selten  zu  machende  Heobachtunu,  «lass  in  Land- 
♦lemeiuden  mit  Industrie  die  Fabrikarbeiter  mit  Pacbtgenuss  so 
häufii^  in  mnln stiereren  VcMhältntssen  als  die  ausschliesslich  Land- 
wirthschafttreibenden  sich  befinden 

5.  Während  die  systematisch  betriebenen  Gutszertrflmmeniiigen 
unbedingten  Beifall  h((chstens  in  den  Kreisen  des  radicalsten  Frei- 
händlerthums finden,  im  Uebrigen  aber  mit  Becht  als  anstOssig 
und  wegen  ihrer  Folgewirkungen  als  mindestens  bedenklich  auch 
von  Jenen  erachtet  werden,  welche  an  sich  dem  Gnmdsatz  der 
Freitheilbarkeit  der  Gfiter  huldigen,  muss  es  immerhin  Wunder 
nehmen,  dass  die  V  e r  1  e i t n  ii  u  zu  P a c h t ü b e r z a h  1  n n g e n  durch 
Ansbieten  des  Landes  in  kleinen  und  kleinsten  Parcellen 
und  die  damit  Hand  in  Hand  uelnMide  Aiieiiinunir  von  Qnoten  de> 
Arbeitswerths  der  Parcellenpächter  durch  die  (llrund(Mc:«'nthrimer  n^cli 
immer  mit  den  AnsrhauunLieii  Linter  Sitte  wohl  vereinbarlich  erscheint. 
Dies  liäni^t  oilenhar  theilweise  damit  zusammen,  dass  die  in  den 
Gegenden  der  (JemenuehiLre  beirüterteii  juristischen  Personen  (Staat, 
kirchliche  Fonds  etc.)  die  in  den  Gemarkungen  zerstreut  liegenden 
Eigenthumsstri'-lc  schwer  anders  aN  in  der  Form  der  Parcelb»n- 
paclit  verwertheu  können,  so  dass  im  Hinblick  auf  die  verpachtenden 
Stellen  die  erwähnte  Verpachtungsweise  gewissennaassen  als  obrig- 
keitlich sanctlonirt  gelten  kann ;  zum  Theil  auch  damit,  dass  wenn, 
wie  meist  in  Fällen  der  Torliegenden  Art,  das  in  Parcellen  aus- 
gebotene  Pachtland  gegenflber  dem  von  der  ansässigen  BevAlkerung 
eigenthümlich  besessenen  zurficktritt,  die  ökonomisch  nachtheiligen 
Wirkungen  der  Parcellenpacht  selber  Tiel  weniger  hart  in  die  Er- 
scheinung treten.  Zum  Theil  aber  ist  das  Urtheil  Ober  die  Par- 
cellenpacht durch  hereinspielende  philanthropische  Krwägimgeu 

*)  Vj^l.  buil.  laudw.  Erhebungeu,  Bd.  IV,  S.  4ö  flf. 
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getrübt,  insofem  man  in  der  Zenchlagimg  von  Otttem  und  der 
parcellenweisen  Yeipaehtung  der  EinzelstOcke  das  Mittel  zur  Yer- 

dienstgelegenheit  fÄr  eine  über  den  natürlichen  Nahrungsspielraum 
hinausgewachsene  Bevölkenmg  zu  finden  wähnt,  und   es  unter- 
lieprt  pfar  koineni  Zweifel,  dass  manche  derartige  (Jutszerschlagungen 
von   an  sidi  wohlgesinnten  (Trossgrundhcsitzern  nicht  sowohl  in 
der  Tcndt'ny  höiierer  Vcrwertluing  des  (irund  und  HodtMis  als  in 
der  wohhncincudeu  Absicht  reichlicherer  V'crdiciistbcschatl'iing  für 
kleine  Leute   vorgenommen   worden  sind.     Ks  ist  aber  leicht 
einzuselien,  dass  die  Parcellenpacht  als  Fanacee  gegen  die  Wir- 
kungen einer  thatsächlichen  üeben'ölkening  auf  die  Dauer  als 
gänzlich  eitel  sich  erweisen  muss.   Die  durch  die  Pacht  von  Par- 
cellen  erleichterte  Gründung  eines  eigenen  Haushalts  ist  viel 
zu  verfQhrerisch,  als  dass  die  grosse  Masse  dem  widerstehen 
konnte;  und  die  Erfahrung  zeigt  denn  auch,  dass  mit  der  Ein- 
fDhning  der  Parcellenpacht  alsbald  neue  Familiengrflndungen  vor- 
genommen werden,  die,  weil  sie  in  dem  unsicheren  Grund  kurz- 
fristiger Pachtcontrecte  wurzeln,  die  Bedingiuigen  des  Gedeihens 
noch  weniger  als  die  vorher  bestandenen  in  sich  tragen.  Kann, 
wo  ein  Missverhältniss  zwischen  der  ansässigen  Bevrdkeniiig  und 
der    Hoilenhewirthschaftiingstlilche    besteht    luul   nicht    etwa  das 
Entstehen   von  Industrien    der  flbersehüssiiren   IlevrdkeruiiLi-  He- 
schäftigung  ircwährt,  luir  ein  entspreclieiider  Wegzug  eines  Tiieils 
der  letzteren  dauernd  Wandel  schatten,   so  befördert  umgekehrt 
die  Parcellenpachtausbietung  die  Schollenkleberei  und  verschlim- 
mert daher  das  Uebel,  das  sie  zu  heilen  sich  unternahm;  und 
zwar  um  so  mehr,  als  die  neuen  Familiengrüii düngen  auf  der 
Fortdauer  des  Pachtverhältnisses  beruhen,  also  jeder  neue  Pacht- 
termin  wegen  des  erweiterten  Kreises  der  pachthungrigen,  von 
Sorge  um  die  Behauptung  der  Pacht  erfüllten  Elemente  den 
Wettkampf  um  die  Pachtgflter  stets  erbitterter  gestalten  wird.  So 
kann  es  sehr  wohl  kommen,  dass  das,  was  in  wohlmeinender  Ab- 
sicht Segen  bringen  sollte,  Allen  zum  Fluch  wird;  eine  Umkehr 
aber  von  der  beschrittenen  Bahn,  nachdem  zahlreiche  Existenzen 
mit  dem  Institut  der  Parcellenpacht  verwachsen  sind,  je  länger, 
je  schwieriger  sieli  erweist. 

<).  rt'bcrall.  wo  das  Parcellenpaclitsysten»  mit  einer  gewissen 
Ausschlirsslichkeit.  also  luiLiesdiwäcIit  durcb  dif  ( ieireins irkungen 
oi^enthümlicheii  Hesitzes  (xb-r  sonstiger  VerdienstLicIcLreiilieit  vor- 
waltet, wie  iu  dou  Gegoudeu  des  Gross-  und  uumeiitiieh  des  Lati- 
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fundieubesitzes.  wird  langsam,  aber  sicher  ein  Zeitpunkt  eintreten. 
In  dem  jenes  Institut  an  seiner  inneren  Unnatur  zusammenbriclit, 
weil  unter  den  Händen  des  stetig  anwachsenden,  ui  Massenelend 
versunkenen,  in  Rohheit  und  Unbildung  verkommenden  Fftchter- 
proletariats  der  ihm  flberlassene  Boden  gftnzlich  zu  verwahrlosen 
droht  und  die  massenhaft  sich  h&ufenden  Pachtrflckstftnde  den 
Werth  der  YerfMiehtmig  illusorisch  erscheinen  lassen.  In  einem 
System  staatlichet^Laissez- faire -Politik  kann  es  dann  wohl  ge- 
schehen, (lass  der  Grossgrundbesitzer  die  gesannnte  i'äohter- 
bevölkerung  austreibt  un<l  von  dem  l'arcellarbewirthschaftungssysteni 
zu  dem  ihm  jetzt  viirtlu*ilhatter  erscheinenden  System  der  Lati- 
fundien w  irth  s  c  h  a  It  <iurch  W'idnuuii»:  des  Landes  zu  Weideboden, 
d.  Ii.  inmitten  hochcultivirter  Verhältnisse  zu  den  rohesten  Aus- 
gangspunkten der  Agricultur  zurückkehrt  (einzelne  Theile  von 
Schottland,  römische  Campagna) :  doch  ist  es  bezeichnend  für  die 
Wandlung  in  den  staatspolitischen  Anschauungen,  aber  auch  für 
die  feineren  Schwinguiigen  des  VolksgefOhls  gegenüber  rücksichts- 
loser, wenn  schon  legaler  Verfolgung  privater  Interessen,  dass,  wo 
die  Verhaltnisse  zu  jener  Unnatur  sich  zugespitzt  haben,  auch  die 
treuesten  Anhänger  der  bestehenden  Bechtsordnung  vor  gewalt- 
samen EingriiTen  in  das  missbrauchte  Eigenthumsrecht  nicht  zurück- 
schrecken, wenn  eben  nur  auf  diesem  Wege  das  Grundeigenthum 
seiner  Aufgabe,  als  nationales  Productionsmittel  höchster  Bedeutimg 
in  <'inem  der  jeweilii^en  Stiilc  der  volkswirthst  lialtlichen  Entwicklung 
mtsjirecliendem  (irade  in  Thätigkeit  gesetzt  zu  wenh'n.  erhalten 
Ideihcn  kann.  Die  mildeste  Form  der  gesetzgeberischen  Inter- 
vent i  o  n  s  ]>  o  1  i  t  i  k  wird  in  soldicni  Falle  die  Ergänzung  des  privat- 
rechtlichen  Theils  des  Paclitrechts  durch  socialrechtliche  Vorschritten 
sein,  welche  die  Pächter  nicht  mehr  schutzlos  dem  Jäecht  (h's  Stär- 
keren preisgeben  (§  35);  die  radicalere  Lösung  aber  wird  auf  die 
gütliche  und  zwangsweise  Bt^seitigung  des  unhaltbar  gewordenen 
Pachtsystems  und  auf  die  ^Neuschaffung  eines  auf  eigener  SchoUe 
sitzenden  Bauemstandes  aus  der  Klasse  der  Pächter  abheben,  wie 
schwer  auch  die  Durchftthnmg  dieser  Aufgabe  Angesichts  des  zur 
Verfügung  stehenden  Menschenmaterials  sich  erweisen  mag.  Jahr- 
hunderte alte  Sünden  können  freilich  nicht  durch  einen  Feder- 
strich der  Gesetzgebung  wett  gemacht  werden;  und  Generationen 
mögen  darüber  hingehen,  bis  beispielsweise  der  irische  Zeitpächter 
nach  seiner  Umwandlung  in  einen  urundbesitzenden  EigentliünKT 
auf  eine  Stufe   der  Gesittung  und   der  Wohlstandslage  wieder 
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emporgehoben  sein  wird,  die  auch  der  kleinste  Zweigwirih  im 
Sflden  des  Deutschen  Beichs  seit  langem  erklommen  hat'). 

7.  Eine  nähere  Würdigung  gerade  des  Parcellenpachtwesens 

mit  allen  seiiKMi  m»»glichen  und  wirklichen  Answikhson,  wio  sie 
vorstehend  Phitz  grift",  war  nicht  bloss  desshalh  m'l)ot(Mi.  weil  sie 
lehrt,  dass  <his  Zeit]»achtwt'sen.  wo  es  einen  herrscliendi'n  Factor 
im  (inindverkehr  liildet.  auf  eine  be<lpnklich  abscliflssiuc  Bahn  üc- 
rathon  kann,  auf  der  kein  Anhalt  mehr  ist,  sondern  aucli  dcsslialb, 
weil  gerade  das  (lebiet  der  Parcellenpaeht  die  gänzliche  Unhalt- 
barkeit  des  Systems  des  freien  unbehinderten,  nur  durch  das 
souTeräne  Helioben  der  botheiligten  Parteien  geregelten  Wett- 
bewerbs in  diesem  Grundverkehr  aufs  grellste  beleuchtet.  Denn 
nirgends  weniger  wie  im  Wettbewerb  um  das  unvermehrbare,  un- 
flbertragbare  Produetionselement  Grund  uud  Boden  kann  von 
einer  zu  jeder  Zeit  und  flberall  Vorhandenen  Ebenbürtigkeit  der 
Parteien  die  Bede  sein,  während  diese  Ebenbürtigkeit  doch  die 
nöthige  Voraussetzung  dafür  ist,  dass  ,im  freien  Spiel  der  natür- 
lichen Krfifte**  die  Waare  den  ihrem  inneren  Werth  ents])r(>chenden 
Marktpreis  jederzeit  erhalte.  Verkehrt  freilich  würde  es  sein,  wenn 
mit  dem  Missbrauch  der  filterlegenon  SteUuii«:  der  jeweiligon  Hoden- 
•Mgenthümer  gegenüber  den  die  landwirtlischaftliche  Betriebsarbeit 
Verriebteiuien  die  Forderung  <b'r  BeseitiLruim  iles  Pnvatei<_rt'iitbums 
am  «irund  un<l  Boden  und  die  reberlührunii  des  b't/.teren  in  den 
Besitz  der  Staats-  oder  der  communalen  (iemeiiisrliaft  begrün(b't 
werden  wollte,  weil  man  verständigerweise  ein  krankes  tUied  nicht 
amputiren  wird,  wenn  dessen  Heilung  auf  minder  gewaltthätige 
Weise  sich  möglich  erweist,  weil  fertier  die  Nutzbarmachung  des 
staatlichen  oder  Gemeindebesitzes  im  Sinn  der  „Bodenreformer** 


*i  Vgl.  XU  diesen  Aotftthrnngen  die  Nolic  von  Roscher  (Anm.  1  zu  68), 

dass  in  fl«'r  nimischfii  r;inipafr";i  allfiii  di«' CoUtiMias  wäliniul  des  15.  Jahrhundorts 
mehr  gut  bewolinte  I)6rter  bet>ai>seu,  als  die  gauxe  l'rovin/.  gegeuwärtig  l'ächter 
liUt  Berficbti^  und  nach  die  ^Uchtungen"  der  Herzogin  von  Sntherland, 
wdciie  /.wischen  1814  und  1820  3000  Familien  nusfretrieben  hfttte;  Sntherland  i>t 
dadurch  theils  eine  un«ri'heuere  Schafweide,  unter  einifre  prnssp  Pächter  vertheilt, 
tlieils  ein  ^^r<»i»se^4  Jajrdrevier  geworden,  „Einöden  o\mv  üäuuie,  in  denen  nur  das 
Hochwild  allein  haust**  —  es  ist  dnrchaus  nnproductiv  und  «hätte  ebensogut  in 
dii'  Fluten  der  Nordsee  versenkt  wcnh'n  ki'ninen'*.  Der  iiher  diesen  Vorgaufr 
»ckreibeude  Ch.  Uuy  Koberts  vergleicht  die  Weidepächter  mit  auütralischcu 
Sqnatters  unter  dem  Hinweis,  dass  in  den  letzten  50  Jahren  die  Weiden  und  Heiden 
la>t  alh'  sich  verschlwhtert  haben;  wesshalh  denn  auch  der  jetaige  Grundherr  - 
an  das  früher  (iewesene  anknüpfend  die  Kiesen pachtungen  wieder  zu  zerschlagen, 
da«  Ackerland  /.n  vermehren  sich  bemüht,  daoiit  ^das  Land  ebensowohl  Menschen 
wie  Schafe  ualm  (.siehe  darüber  auch  Laveleye,  de  U  proprieti  et  de  ses 
foRMS  primitives,  1891,  8.  451. 
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ebenfallB  im  Weg  der  Zeitpacht  zu  erfolgen  hätte,  die  Eigenschaft 
des  Pachtlandes  aber  als  Staats-  oder  Gemeindeland  keineswegs 

unbedingto  Sicherheit  für  die  Femhaltiin.":  von  Auswflchsen  des 

/(Mtpiiflitwcst'iis  ixowälirt.  Die  vielfach  i^nmdsät/.licli  .ihtalliLr»'ii. 
nicht  soltvii  zu  absolut  gehaltenen  rrtlieilc  üIkt  die  lnstituti<»ii  d»*r 
Zeitpaelit,  welclien  man  bei  s<nist  vorurtlieilsIVeien  Schrittst ell»*ni 
beiiegnet.  dürften  jedenfalls  eine  WanuuiL;  sein,  eine  Institution, 
die  mit  und  neben  der  HiL:tMil)ewirths(  liaftunir  sioherlieh  an  sifli 
eine  Daseinsberechtigimg  hat,  zur  ausschliosslii  hen  Kechtsforni  der 
Landbewirthschaftung  erheben  zu  wollen,  worauf  doch  die  erwähnten 
Bestrebungen  der  Bodenreformer  thatsächlich  abzielen. 

g  35.  Pachtcontract  und  Pachtrecht'). 

1.  Mit  vereinzelten  Ausnalunen  i<t  das  geltende  Recht  von 
der  Anschauung  geleitet,  dass  das  Verhältniss  zwischen  Verpächter 
und  Pächter  ein  rein  privatrechtliches,  dem  Willen  (der  WillkOr) 
der  Parteien  ausschliesslich  unterworfenes  sei  und  dass  die  Gesetz- 
gebung sich  darauf  beschränken  dürfe,  etwaige  Lflcken  des  abge- 
schlossenen Vertrags  in  einer  dem  muthmaasslichen  Willen  der 
Parteien  entsprechenden  Weise  zu  ergänzen.  Auf  den  Inhalt  dieser 
priTatrechtlichen  Normen  über  Pacht,  die  lünderweise  eine  gewisse 
Mannichfaltigkeit  aufweisen,  ist  an  dieser  Stelle  nieht  naher  ein- 
zugehen, ebenso  nicht  auf  diejenigen  Einzelheiten,  welche  in  die 
Pachtverträge  zur  Siclierung  einers«dts  der  Keclite  des  \'erpä<'hters, 
anderseits  derjenigen  des  Pächters  aufgenommen  zu  \ver<leii  jdlegen.  ' 
betretts  deren  vielmehr  auf  die  Fachliteratur  i  Ltdu'luicher  der  land- 
wirtliHchaftlichen  lb>triel»sleln(')  zu  verweisen  ist.  Für  deu  Ver- 
pächter wird  immer  die  Hauptsache  sein,  dass  er  gegen  eine 

*)  Li'lirrfitli  in  Ik'zug  auf  Pachtrecht  und  lulialt  der  I'acluvertiagi'  »iud  iiis- 
besondere die  Sehrifleti  von  Blomeyer  «nd  Drechsler,  a.  a.  O.;  ver^l.  fnr  ein- 
zdiit'  .Matrririi  dv^  Pnchtreclits  auch  die  Verhandlunjren  des  deiilschen  Li'ind\virTt) 
sc-huttünilitei»  bctretis  des  „Kutwurts  eiueK  bürgerlichen  (resetzbuclis",  iusbettoudere 
das  K«fenit  von  Srhnhmacher>Zarchlin  (Archiv  18^,  8.  (f.).  der  den  ini 
.,Entwttrf**  fe>tu:ehnItt'iitMi .  übri^rens  selion  vom  deutscli«'ii  .Im  isteiifiijr  ubjrtdehnlMi 
(irund>;,if/ :  .  Kauf  bricht  Vliftlic  I'aclit  "  irclc^-fiiflicli  „als  ein  di-r  ("iiltur  des 
(irund  luni  liutlrns  feindliches  rrincip  be/.eicUuet,  welches  in  seiner  .Schädlichkeit 
unr  noch  übertroffen  wird  durch  die  Verüchuldunir  des  Omndbeeitxee  nach  Kaintal. 
statt  iiaeli  Rente^.    N'irl.  aiu-h  den  ältrren  Anfsat/  von  Knaus.  fitn  s<i(  jalin 

^^e^th  des  Zeitpächterstaudcs  (Vixh.  Ztschr.,  1844,  8.  ÖÜ  ff.,i,  wo  lauge,  dauernd 
jresicherte  Pachtungen,  Mischunir  von  Geld*  nnd  Natnralieusahluug ,  aiigemessener 
(iutsumfaug  ikein  l'an  rllenpaelit  .  Vt-mu'idung  des  Anfslreichverfahrens,  HchlichtUig 
von  Streitigkeiten  durch  Schiedsgerichte  gefordert  wird. 


Digitized  by  Google 


Abwlu.  I.  §  3ö.  PachtcoDtmct  und  Packtrocht. 


193 


deterioriroiulf  liowirtliscliaftuuirswoiso  dor<  Pächters  sich  ;j:<'8cliützt 
sioht,  welcher  Schutz  freilich  viel  mehr  durch  die  persönliche  Tüchtig- 
keit Lind  Kapitalkraft  des  Pächters,  durch  maassvolle  Festsetzung 
«ies  Pachtzinses  und  nicht  zu  kurze  Bemessung  der  Pachtdauer  als 
durch  noch  so  verclausulirte  Vorschriften  über  AVirthschafbssysteme, 
oder  durch  Yer])ote  des  A'erkaufs  von  Futter,  Stroh,  Dünger  etc. 
und  ftbnUche,  die  Wirtliscliaftsgebabrung  einschränkende  Bestim- 
miingen.  Aber  deren  praktischen  Werth  man  billig  Zweifel  hegen 
kann,  gewährleistet  sein  wird.  Fflr  den  Pächter  hinwiederum 
ist  der  ruhige,  ungestörte  Genuss  des  Fachtobjectes  während 
der  Dauer  des  Pachtverhältnisses  (Wichtigkeit  des  Grundsatzes: 
„Kauf  bricht  nicht  Pacht"),  insbesondere  der  Schutz  Tor  allzu 
rigorosen,  den  Verpächter  zur  einseitigen  Auflösung  des  Ver- 
trags berechtigenden  Stipulationen  (z.  B.  bei  Verfehhnigen  des 
Pächters  gegen  gewisse  VertragsauflaLicu,  beim  Vorliandcnsein  von 
Paclitrückstiinden  etc.)  von  besonderer  Bedeutung.  Dass  l'achtnach- 
lässe  bei  Unglncksfällen,  gegen  welche  eine  Versiclieruiiirsnalime 
ermöglichst  ist  (Feuer-,  Hagelschaden,  Viehsterbeii)  im  Grundsatz 
nicht  gewährt  werden,  ist  ebenso  zu  billigen,  wie  der  Ausschluss 
solcher  bei  Missernten  mindestens  in  länger  dauernden  Pachten, 
die  durch  den  Wechsel  von  guten  und  schlechten  Erntejahren  eine 
Art  Selbstversichening  ermöglichen ,  während  allerdings  dieser 
Ausschluss  bei  kurzen  Pachtperioden  die  Härten  dieses  Systems 
wesentlich  verschärft.  Sehr  zweckmässig  wird  es  sein,  alle  aus 
dem  Pachtvertrag  sich  etwa  ergebenden  Sljeitigkeiten  nicht  an  die 
ordentlichen  Gerichte,  sondern  an  ein,  von  erfahrenen  unabhängigen 
Landwirthen  gebildetes  Schiedsgericht  zu  verweisen. 

2.  Zu  rügen  ist  es,  wenn  der  Verpächter  —  die  im  gegebenen 
Fall  ihm  zustehende  überlegene  Machtstellung  missbrauchend  — 
den  Pächter  Auflagen  anzuerkennen  nöthigt,  die  —  nach  den 
herrschenden  Kechtsanscliauungcn  und  Gewohnheiten  —  dem  Wesen 
der  Pacht  fremd  und  lediglich  darauf  berechnet  sind,  die  dem  • 
Bodeneigenthfimer  obliegenden  Verpflichtungen  auf  den  Pächter  zii 
äberwälzen Wenn  beispielsweise  in  Pachtverträgen  Clausein 


')  T^.  hinsichtlich  des  (iesagteu  auch  die  sehr  zutreti'ouden  iieuu'rkuugeu  bei 
Setteipast,  a.  a.  0.,  S.  386  ff.,  wo  die  Bestimmnagen  mancher  Pachtoontracte  mit 
.OHtinionsiliraubrn''  vor}rlirh»*n  wr-nlen,  und  diV  Aiifralien  über  oneröse  Pachtbo- 
«tiuunungea  bei  eiaxeluen  grusseu  Gutsvennraltuugcu  iu  Badeu  in  dem  Couunissiuns- 
bericbt  des  Freilicmi  ron  Bodmann^Loretto  an  die  I.  Kammer  der  Landstände 
(Beilage  Mo.  648  sum  Protokoll  der  8ibsiui|r  2-  April  180S). 
Bieb«al>«rf«r,  A.,  Afff«rp«litik.  L  13 
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sich  befinden,  inhaltlich  deren  der  Pächter  bestimmte  Meliorationen 
ohne  ScliadloshaltunLT  für  <len  Aufwand  vorzunehmen  für  very)flic'htet 
erklärt  wird :  oder  wenn  der  Päeliter  vfrtra'rs^'-emäss  die  liaulast 
für  die  (Jebäude,  selbst  im  Fall  üirer  Zerstörunu'  duroli  Brand  und 
ohne  Kücksicht  darauf,  ob  die  Brandentschädio^uni^  die  Baukosten 
decken  wird,  auf  sich  nehmen  muss:  oder  wenn  die  Verpächter 
in  Bezug  auf  das  Gesinde,  um  die  Wirkungen  des  Ünterstüt/Aings- 
wolinsitzgesetzes  auszuschliessen,  bei  hohen  Conventionalstrafen  oder 
unter  Androhung  anderer  Bechtsnaehtheile  dem  Pflchier  zur  Pflicht 
machen,  dass  er  durch  rechtzeitige  KUndigung  den  Erwerb  des 
ünterstQtzungswohnsitzes  durch  das  Gesinde  verhindere,  gegebenen- 
falls also  sich  der  Mitarbeit  tüchtiger,  erprobter  Leute  im  fisca- 
lischen  Interesse  der  Gutsherren  entschlagen  muss;  oder  wenn  die 
Erben  des  Yerpftchters  verpflichtet  werden,  bei  der  durch  den  Tod 
dw  Pachters  nöthig  gewordenen  Neuverpachtung  den  etwaigen 
Paclitiiiiiidererlös  dem  Verpächter  zu  ersetzen,  so  zeigen  solche, 
der  Wirklichkeit  entnommene,  hottentlich  vereinzelte  Vorgänge, 
wie  sehr,  selbst  heutzutage  noch,  manchen  Unindliesitzcrn  die 
Erkemitniss  der  mit  dem  Besitz  von  «Jrund  und  HimIcii  verknüjdten 
socialen  Ptiicliten  abgeht:  aber  sie  weisen  auch  mit  besonderer 
Dringlichkeit  auf  die  Nothwendigkeit  hin,  das  Kecht  des  Pacht- 
wesens mehr  als  bisher  nach  verwaltungsrechtlichen,  von  socialem 
(reist  erfüllten  Normen  auszugestalten,  die  dem  Pächter  einen  un- 
bedingten Kechtsschutz  gegen  Willkühr  und  Druck  von  Seiten  des 
Verpächters  in  ähnlicher  Weise  gewähren,  wie  ein  solcher  bei  der 
Darleihung  beweglicher  Güter  in  der  Form  von  Wuchergesetzen 
zu  Gunsten  bedrängter  Schuldner  längst  besteht  Eine  solche  Neu- 
ordnung des  Zeitpachtwesens  setzt  freilich  eine  tiefere  Einsicht  in 
das  Wesen  desselben  voraus,  als  ihr  bis  jetzt  in  weiten  Kreisen  zu 
Theil  geworden  ist,  oder  aber  jenes  Uebermaass  des  Elends,  welches 
die  schrankenlose  Ausübung  der  Macht  des  Grundeigenthnms  in 
dem  grossbrit.iiiiiisclu'ii  Inselreich  erzeuül»»  und  dessen  eindriiiLilirlie 
Sprache  allerdings  überzeugender  als  all«-  speculativen  Deduction«'ii 
den  Beweis  «'rbraelite,  dass  <ias  durrh  kein  Verwaltungsr»'cht  be- 
grenzte Kiiieiitlninisrecht  am  «Iruml  und  Boden  ..vermöge  der  in 
ihm  liegeuileii  Maeht  (b'u  Pachtvertrag  zu  (^inem  gezwungenen,  dio 
Pacht  zu  einer  wirthschaftlichen  Unfreiiieit"  gemacht  und  in  un- 
vermeidlicher Weise  jenen  Klassenhass  und  jene  Revolutionen 
gezeitigt  hat,  die  schliesslich  nichts  sind  als  „der  Ausdruck  des 
Widerspruchs,  der  in  der  vollen  und  unbedingten  Geltimg  des 
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unantastbaren  Eigenthnms  von  Grundkapital  lie<rt  —  der  Hass  und 
der  K.iwiiif  gegon  di»'  Hölu'  dor  Paclit,  welclie  dio  (iruiulrcnto 
überstt'iüt,  irei^on  dir  Zt'rsjdittcruiiLi  in  kloiue  Paclithöle  und  gegen 
die  Willkülir  in  dt-r  kurzen  Paclitzeit*' '). 

3.  K  (' 1"<>  nn  V  orscli  Iii  LTt'.  Kineni  von  socialen  ( iesielitspunkten 
ir»  tra^enen  Veiwaltunfrsrecht  des  Paelitwesons  würde  im  Sinn  der 
viirauLregangeiien  Betrachtungen  vor  Allem  die  Aufgabe  zufallen, 
den  ini  Gebiet  der  Parcellenpacht  durch  rücksichtslose  Verfolgung 
der  privaten  Interessen  des  Grundeigenthums  drohenden  Aus- 
wüchsen dieser  Institution  zu  begegnen,  sei  es  dadurch,  dass  man 
im  Anschluss  an  die  Behandlung  sittlich  anstOssiger  Geldverleih- 
geschäfte, die  Ausbeutung  der  Koth,  der  Unerfahrenheit,  des  Leicht- 
sinns des  Pächters  zur  Erzielung  fibermässiger  Fachtzahlungen 
oder  sonstiger  Yortheile  aus  dem  Pachtvertrag  als  Pachtwucher 


T.  Stein,  a.  a.  0.,  S.  113  und  126,  f«ni«r  ebenda  8. 137  ff.  nnd  S.  145  ff.: 

-ledi.'  wahrt-  .  .  .  landw.  Verwaltung  mn08  neben  di-iii  grossfii  Hoit/..  dcssni  dvr 
!;in«l\v.  F<irt>(  liritt  nii'lif  i'ntbolimi  kann,  ond  dim  klt  insfen  Hcsitz.  ilt  r  uik  Ii  di  n 
iag't'luhiier  wfiiigütens  für  den  Tag  unabhingilf  uuuht,  den  niittlen-ii  Ucsitz  ent- 
weder in  sein  Recht  einsetsen  oder  ihn,  wo  er  nicht  vorhanden  ist,  dnrch  eine 
«•f  fen  1 1  i  (•  h  -  r  ('(•  Ii  1 1  i  r  Ii  •'  OrdinniLT  d»  <  Pa  cli  t  w  c  sc  n  s  möglich  inaili<ii  .  .  .  , 
Irland  ist  dasjenige  I^and  iu  Eurupa,  iu  welchem  die  Stautsidee  am  uiachtiosesteu 
geworden  ist,  weil  sie  durch  die  Oisschiehte  des  Benitzes  tutfähij^  ward,  eine  der 
Verfassun;.'  (-iit>pri'chende  Terwaltnn^  SU  enengen  .  .  .  Irland  lind  Siiditalien  Kind 
die  lifiden  Tlicilc  f'uropas.  in  denen  die  prnnze  offtnitliclit'  AntV'abf  in  Hezujf  auf 
die  Laiulwirthx-liatt  sich  in  der  CierichtüpHege  und  in  <ii-ii  Mitteln  erschöpft  (.hat), 
die  Pachtrente  einzutreiben  ....  Wir  glauben,  dass  die  ganz  vnbeschränkte 
Herrsj'haft  des  Kiii/eleigenthums  und  des  Pacht-,  Micth  und  Arbeitsvertrags  auf  die 
Dauer  nicht  bestehen  kann,  ohne  die  grössteu  Gefahren  für  alle  europäischen 
Völker  mit  sich  xn  bringen  .  .  .  ,  dass  jmes  Land  in  der  höchsten  Gefahr  ist,  in 
welchem  auf  diesem  Gebiet  das  Einxelinteressc  in  der  Form  des  strenjren.  römisch- 
rechtlichen  Eigenthumsreehts  keine  Begränzung  durch  die  Aufgabe  und  das  Be- 
wusstsein  der  Staatsidee  findet  .  .  .  und  dass  der  Inhalt  des  (uen  zu  schaffenden) 
Yen%nltun;:srechts  des  Pachtweseus  .  .  .  kein  anderer  sein  kann  als  der,  die  kapital- 
bildende  Kraft  des  Pacht wcscns  fretrcn  das  Ein/dinferesse  zu  schützen."  I'nd 
Kuhland,  a.  a.  0.,  S.  104  hebt  unter  dem  Hinweis  auf  .Sthuifle's  gleichbedeu- 
tender Behandlung  von  Pacht  nnd  Credit  nnter  der  allgemeinen  Bewielinnng  „Leihe* 
hervor,  dass  ..während  für  die  Leihe  mobiler  Arbcitsproductc  bezüglich  der 
OQsittlichen  Bereicherung  sich  längst  ein  Begriff  gebildet  hat,  >velcher  den  sitt- 
lichen Makel  offen  an  der  Stime  trägt,  man  für  das  immobile  Arbeitsprodnct,  fftr 
das  (trundkapital,  weder  beim  Kauf  noeli  bei  der  Leihe  eine  ahnliche  Pc/.ci(  Imung 
als  liblidi  kennt",  nb;,'!'  i(  Ii  vom  Pachflierrn  „bundertfiilti^'  Praktiken  gciibt  werden, 
die  von  jedem  billig  denkenden  Mensehen  als  sittlich  verwerflich  gebrandmurkt 
werden.  Auch  Henger  (Das  bürgerliche  Recht  nnd  .die  besitzlosen  Klassen  in 
Braan's  An-biv.  IUI.  II  S.  IIT  .  dcssi-n  Kritik  <lcs  Entwurfs  des  dcutscbcn  bürger- 
fiehsn  Gesetsbuclui  im  tebrigeu  auf  eiue  sehr  gekiiustelte  Aufbauschung  der  Uegen* 
litte  «wischen  Besitzenden  nnd  Besitzlosen  sich  anfbant,  glaubt  betonen  an  sollen, 
ius  die  neue  Wuchergesetzgebnng  auf  jene  Vertrüge,  an  welchen  auch  die 
bedtelosen  Klassen  ein  bedeutendt  s  Interesse  haben,  namentlich  auf  den  Lohn-, 
Kauf-,  Mieth-  und  Pachtvertrag  niemals  ausgedehnt  wurde,  obgleich  hier  der 
Thatbesland  des  Wnchers  natnrgemiss  viel  hftufiger  vorkomme,  als  bei  dem 
Bsrlehnsvertng. 
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criminell  erfasst,  sei  es,  dass  die  reehtiiehe  M((glichkeit  der  nach- 
träglichen Herabmindening  der  vertragsmässigen  Veq)flichtuu gen 
auf  Anrufen  des  Pächters  eröffnet,  sei  es,  dass  die  künstliche 
Steigerung  der  Pachtrente  auf  dem  Weg  der  Ausbietung  kleinster 
Parcellen  und  weiti^ehender  Verkürzunc:  der  Paclitzeiteii  durcii  die 
Normirunfj  eines  Mindestmaasses  und  einer  Mindestdauer  eiiizu- 
engen  gesucht  wird:  wobei  letzterenfalls  die  Zulassung  von  Aus- 
nahmen durch  die  Ven^altungsbehörde,  namentlich  soweit  es  sicli 
um  Pachtüberaahmen  durch  Nichtlandwirthe  (Arbeiter  etc.)  handelt, 
selbstredend  vorzusehen  wäre  und  im  Uebrigen  die  Torstebend  an- 
gedeuteten LösungsmOglichkeiten  nicht  etwa  nur  alternativ,  sondern 
sehr  wohl  neben  einander  und  sich  gegenseitig  eigftnzend  in  der 
verwaltungsrechtlichen  Begelung  Platz  finden  konnten.  Vom  Stand- 
punkt spedell  der  volkswirthschafClichen  Productionsinteressen  aus 
dürfte  sodann  namentlich  noch  der  Ersatzanspruch  des  Pftch- 
ters  aus  meliorirenden  Arbeiten  gegenüber  dem  Verpächter 
einer  verwaltungsrechtlichen  Ordnung  bedürfen :  Auflagen  zur  ent- 
schädigungslosen  Vornahme  von  Meliorinmgsarbeiten,  die  über  die 
Dauer  der  Pacht  hinaus  das  Pachtohject  in  seinem  Werth  erhöhen, 
wären  als  rechtlich  unwirksam  zu  bezeichnen  und  es  wäre  ferner 
für  alle  derartigen  Meliorationen,  mögen  sie  mit  oder  ohne  Zu- 
stinniuing  <les  Verpächters  vorgenommen  worden  sein,  dem  1 'achter 
beim  Auscheiden  aus  der  Pacht  auf  Anrufen  eine  im  geordneten  \  er- 
fahren festzustellenden  Fntschädigung  zuzubilligen,  für  deren  Be- 
messung die  thatsächlichen  Aufwendungen  oder  besser  der  durch 
sie  erzielte  (rutsmelirwerth  die  Unterlage  zu  bilden  h&tten. 

4.  Selbstredend  gilt  auch  von  diesem  Gebiet,  wie  von  dem  ver- 
wandten der  Geldleihe,  dass  eine  Gesetzgebung  selbst  repressivsten 
Charakters  doch  nur  die  schlimmsten  Auswüchse  beseitigen  kann, 
eine  gründliche  Heilung  der  üebelstftnde  des  Zeitpachtwesens  aber 
nur  von  einer  Vertiefung  der  Anschauungen  über  den  social- 
ethischen  Beruf  des  Grundeigenthums  zu  erwarten  ist  Staat, 
Gemeinden,  Corporationen  wie  die  privaten,  nicht  selbstwirthschaften- 
den  Grundbesitzer  dürfen  der  Erkenntniss  sich  nicht  verschliessen, 
dass  das  arbeitslose  Kenteneinkommen  aus  Grundbesitz  für  die  die 
b(t(lenliewirtliscliaftende  Thätigkeit  ausül)ende  Hevölkerungstheile 
um  so  nu'hr  Anstoss  err«»geii  nuiss.  je  mehr  die  Tendenz  der  Boden- 
eigner  ittl'cnkundig  wird,  dun  h  speculative  Ausnutzung  der  Tages- 
conjunctur  und  des  ungezügelten  W'ettliewerlis  den  ^Tarkty^reis  der 
Cirundreute  zum  NachtUeii  der  productiveu  Arbeit  am  Bodeu.  zu 
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steigern;  mflssen  sich  vergegenwärtigen,  dass  eine,  nicht  in  der 
Steigerung  der  natflrlichen  Productionsföhlgkeit  des  Bodens  oder 
der  Erhöhung  der  Preise  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse, 

sondern  lediglich  in  der  ökonomischen  Machtstellung  des  unver- 
inehrbaren  (iruudkaiiitals  gegenüber  der  wachsenden  Hevölkening 
bpgründete  Pachtpreiszuiialinie  dauernd  doch  nur  auf  Kosten  der 
vnlkswirthschaftlichen  Function  des  Orundcigcntlunns  als  »'Icmen- 
t^rsten  Productionsniittels  möglich  sich  erweist;  und  dass  sclili(»ss- 
lirh  die  (irundeigner  selber  es  sind,  die  der  durch  uugemessene 
Ausnutzung  dieser  Machtstellung  laugsam  sich  vorbereitende  Rück- 
schlag —  aussaugende  Wirthschatlsweise,  Verarmung  der  Pächter- 
bevölkening.  allmahli^  lie  AViedereinengimg  der  Landnachirage  — 
in  empfindlichste  Mitleidenschaft  ziehen  wird. 


§  36.  Pachtrecht  in  Grossbritannien. 

1.  Fiii  von  >()(i:i1i'ti  (i'esiclitspunkten  pr»'tränktes  l'aclitrcrlif  hat  sicli  in  drm 
letzten  Drittel  dva  Jahrhiuiderts  in  UruüübritaBuieu  hcraiuigu bildet;  dtuH  dies 
y^endt  in  dem  daniachen  Lande  der  Politik  des  laisses  faire  et  pawer  der  Fall, 
frklärt  sich  leicht  daraus,  dass  (Iii-  schreienden  Missstände  di'H  Pachtwesens  in 
diesem  Lande  auf  eine  Aldiiltc  uiit  besonderer  Driuirlichkeif  liiiiwiesen .  während 
der  ManjTPl  eines  soldien  I'aditrechls  auf  dem  Continent  vielleicht  damit  /.usamnien- 
hän^,  dass  hier  (Helßien  ausgenommen)  das  ZeitfMM^btwesen  eine  dnminirende  Rolle 
glücklicherweise  bis  Jetzt  nicht  spielte,  dass  ferner  wejren  ilcr  vielfach  vorhcrrx'lienden 
Form  der  Grush-  und  Mittulpacbt  und  des  bei  letzterer  giiDbtigereu  Verlmltmiwes 
▼on  Nachfrage  imd  Anf^boi  erhebliche  UebelBtitaide  im  Paehtweeen  nicht  hervor- 
getreten ;  endlich  daw  die  leidii^en  Zustände  des  gegendenweise  auch  auf  dem 
Continent  stark  verbreiteten  Parcel lenpachtwesens  erst  in  neuerer  Zeit  Gej^ensland 
grüsaerer  Aufmerksamkeit  geworden  sind.  ^  Das  meist  verbreitete  Kechtsverhältuiss 
zwischen  Eigenthümer  und  Pächter  inOrossbritannien  ist  die  sog.  yearly  tenancy,  Pacht- 
recht  von  Jahr  zu  .lahr:  Pachtcontra<-te  mit  län>rerer  Dauer,  leases  ' vorzii^'-sweisc  auf 
Kronlaudereieu  und  Gütern  der  tudteu  liand  eingetührt;  waren  bei  dem  privaten 
GnmdbeätB  inuner  selten  und  sind  es  in  den  letzten  Jahren  noch  mehr  geworden 
(^loaiea  aie  going  ant  in  Scotland*). 

Abpesehen  von  dem  .Schutze.  ueUhen  neuere  (Jesetze  dem  Pächter  prt'pen 
Wildschaden   (Gesetz  vom  7.  Sept.  und   p-e<ren   Zwanpsvollstreckniitren  des 

Verpächters  auf  die  fahreude  Habe  des  Pächters  g'ewähren  ((ies.  v.  25.  Aug.  KSÖ3: 
Das  Pfandrecht  des  Eigenthflmers  darf  nur  für  einen  einjähri^ren  Pachtzins  in  An> 
wendunfT  kommen*,  sind  namentlich  diejeiiii."'ii  Ge«;etze  auch  für  den  (.'ontinent  von 
betKinderer  Uedeutung,  welche  dem  Pächter  eiueu  geset>:licheu  Anspruch  auf  Eut- 
sehadigung  für  geschehene  Gntsmeliorirnngen  zuweisen.  Zwar  besteht  in 
einzelnen  Theilen  Kn^rlands  schon  seit  lauerer  Zeit  (r^^wohnheitsrechtlicii  ein  An» 
sprach  des  Pächters  auf  Kntschädijnin^-  für  auf  das  Gut  frcmnchte  Kapftalauf- 
wendnnp'n  UenantrijrhtL  In  Lincoln  shire  hat  /..  H.  der  al)zi«diende  Pächter 
anzuspreehen :  Die  Hälfte  der  Kosten  an  Leinsaat-,  Haumwoll-  und  Oelkuchen, 
welche  im  letzten  Jahre  verbraucht  sind;  die  Kosten  des  im  letzten  .lahre  auf  mit 
Futterkräutem  bestellten  Feldern  untergebrachten  Düngers  werden  völlig  ersetzt ; 
ebenso  erh&U  er  eine  Yerhältsnissmftssige  Vergätnng,  wenn  er  Kalk.  Mergel,  Thon, 
Knochenmehl  auf  die  Felder  "rehracht  hat.  (ieselzlich  codificirt  wurde  dieses  (Je- 
wohnheitsrecht  im  Jahre  1883  (agricultural  Holdings  act  von  1883,  4<>  und  47 


Digitized  by  Google 


198      Kap.  II.  Diu  lieclitsfunucu  der  Uewirtbschaftuug  und  des  Besitzes. 


Vlct  c.  61)  und  xwar  daliin:  Jeder  Pächter,  der  auf  seinem  Gut  eim^  der  vom  Ge- 
setz crwüliiiti'H  Verbessenin<ren  l)e\vh-kt,  hat  bei  I?(fii(iij,'-nii;r  <les  riU'litv<'rliältTii><-ies 
bei  seiueiu  Abzug  eiue  Kutsclmdiguug  zu  verlangeu  in  der  ilotu*  deä  volleu  Werths, 
welchen  die  Verbesseriinjren  fBr  den  uiriehenden  Pächter  haben.  Als  xu  dner  Ent- 
schädigung' berechtigende  Melionitioneu  sind  aiipreführt:  1.  Aufführung,  Ver;:n»sse* 
nnifr  von  »Jebäuden;  Anla;,'e  von  Korl)wei(lenpHanzunpen,  Wiesen,  fJärten,  Hecken. 
iioi)ren-  und  Obstgiirlen,  Vei  hesserunj;  vou  Wejjen,  Wasserläufen  etc.,  Urbannachung 
von  wüstem  Land,  Uferberesti^ungen  etc.;  2.  Drainagen:  8.  Düngungen  mit  Knuchcn- 
inelil.  Kreide,  Merp'I .  Kalk,  Verwendung  zugekaufter  niIfÄdiin<rf*r  oder  Kraftfntter- 
mittel.  Zu  den  Meliuratiouen  unter  Ziif'er  1  ist  die  schriftliche  Zustimmung  des  Ver- 
pächters Voraussetzung  des  Entschädigunglianspruchs:  bei  jenen  unter  Ziffer  3  ist  die- 
selbe nicht  erforderlich;  bei  Draimigen  endlich  soll  der  Pächter  dem  Verpiicliter 
Kenntniss  von  dem  Vorhaben  g(>ben  und  es  kann  dann  letzterer  die  Drainage  ent- 
weder selber  ausführen  unter  Heranziehung  des  Pächters  zu  den  Kosten  iö"/o  ^  tT- 
zinsungi  oder,  wenn  Jenes  nicht  der  Fall,  der  Pächter  unter  Entschädigungsanspruch 
die  Melioration  ausführen.  Die  Ahsclnitznng  der  Kntschädijrungsansprüche  erf<d<n 
durch  Scliiedsgerichtc,  welche  hierbei  au  besondere  Normen  nicht  gebunden  sind. 
—  Im  UnterscMed  tn  dem  früheren  Hecht  hat  weiter  die  genannte  Bill  dem  Pächter 
(las  Hecht  ciny-eräumt,  mit  dem  Pachtgrundstück  festverbundene  Anlap'n  (Ein- 
friedigungen, (iebäulichkeiten  etc.)  zu  etitfernen,  wenn  er  eine  Entschädigung  lür 
dieselben  vom  Verj)ächter  nicht  erhält  bezw.  dieser  sie  nicht  ankauft;  und  endlich 
ist,  wo  seither  eine  halbjährige  Kündigungsfrist  zur  Lösung  des  Cuntractes  vi>r- 
geschriehen  war.  diese  auf  12  Monate  festjrcscf /.t  worden.  >nrci-n  scliriftlii  Ii  nicht-. 
Anderes  bestimmt  ist.  —  Bestrebungen  der  Kärrners  Alliance,  welche  darauf  ab- 
sielten, den  im  Genuss  befindlichen  Pächter  (sitting  tenant)  gegen  eine  Erhöhung 
des  Pachtzinses  in  Fol<r»'  von  Verbesserungen  zu  si  hüt/i  n.  Iiabcn  in  der  lSS.'?«'r 
Bill  eine  Berück.sichtigtmg  nicht  gefunden.  ~  Eine  Ergaiuzung  fand  die  Jtiä3er  Ue- 
setKgobung  im  Gesetz  vom  1887  für  kleine,  landwirthschaftlich  benutzte  Chund- 
stücke  unt4T  2  Acres  (Allotments  and  C'ottage  Gardens  Cnmpensation  Ibr  Crnps  Act 
1KS7,  .')()  und  ")!  Vict.  c.  2<)'.  Zur  Sicherung  der  Kleinpächter  (('rofters'  in 
Schottland  ist  ein  Specialgesetz  v.  2ö.  Juni  188ti  ergangen:  Unentsetzbarkeit,  so 
lange  die  Pacht  beaahlt  wird,  aber  Möglickheit  der  Aufgabe  der  Pacht  mit  1  jähriger 
KfindiL'tin^r.  Anspruch  auf  Mdiorationsersatz,  Festsetzung  der  ordentlichen  Pachtrente 
(ilsir  reutj  durch  die  crofters  commission,  falls  bei  Fortsetsung  der  Pacht  die  Parteien 
ttber  die  Pachthöhe  sich  nicht  einigen. 

2.  Irisches  Pachtrecht  insbesondere^).  Die  bedeutungsvolle  Gesetzgebong 

der  neueren  Zeit,  welche  anp'balint  zu  liaben  ein  bleibendes  \'t'r(Iiejist  des  damali;ren 
englischen  Premier  (iladstone  ist,  iu  dessen  l'faden  zu  wandeln  sich  später  auch 
die  conservatlve  Regierung  (Salisbnry)  entRchliesseD  mnsste:  die  Landaete  vom 
1.  August  1870  und  v.  22.  August  1881  (mit  Ergänzungen  von  1882  und  1887i  lehnt 
sich  an  ein  in  einzelnen  Theilen  Irlands  seif  .lahrhnnderteii  lieofi-hendes  (iewohn- 
heitsrecht  (Ulst er pacht recht,  ulster  tenant  righti  au,  inhaltlich  dessen  der  Ver- 
pächter in  der  willkttrlichen  Steigerung  des  Pachtzinses  gehindert  war,  das  Recht 
der  Kündigung,  snlan^'i-  der  Pächter  seinen  \'eiptlichtunj:en  nachkam,  nicht  aus- 
üben und  den  Pächter  an  dem  Verkauf  des  Pachtrechts  au  Dritte  nur  uuter  ge- 
wrissen Toraussetzungen  hindern  durfte.  Die  Landaete  von  187U  hat  das  Ulster'sche 
tenant  ri^rht  \  erall^rcmeinert,  dem  abziehenden  Pächter  iTir  seine  Meliorations-.\ns- 
lag<'n  eine  Entselmdipun<r  tresieln-rt  und  daneben  den  Ankauf  des  Pachtlandes  durih 
<lie  l'ächter  durch  staatliche  Vorschüsse  (bis  zu  zwei  Drittel  des  Kaufgeldes)  zu 
erleichten»  gesucht.  In  noc  Ii  viel  einschneidender  Weise  hat  al>er  die  uuter  den 
Druck  der  im  Jahre  1S71I  '.^'el.ihleten.  unter  der  Fiihnniir  Parnell  s  stehenden  Land- 
liga vl^o^cottsystem,  Agrarmordei  erhissene  Landaete  von  1681  und  ein  ErgäuzuugM- 
gesets  von  1882  (Arrears  of  rent  act)  in  das  Verhältniss  zwischen  Verpächter  und 
Pächter  eingegriffen :  die  den  Pächtern  gesetzlieh  zugesprocheiu'ii  Ansprüche  sind  insbe- 
sondere die  foltrenden  {v^\.  Wiss.  a.  a.  (>.,  S.  Mt  If.i:  1.  Der  Pachter  kann  die  Fest- 
Stellung  eines  billigen  Pachtzinses  durch  eiue  besondere  Behörde  iCivilgericht  oder 
Landcommission)  verlangen  (Anspruch  auf  fair  rent);  2)  der  Pächter  ist  gegen  will* 


')  Vgl.  hierzu  die  kurze  historische  Darstellung  in  §  29,  ä.  Iö2  ff. 
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kürliche  Eriiöhaug  des  ao  fetttgt'titc'Uteii  PacliUmiüeii  iuuerhalb  15  Jahre  (statutary 
tenn)  fteechütst  und  kann  12  Monate  vor  Ablauf  dieser  15  Jahre  die  Feststellnnjr 

eines  billip-u  I'arhtziiiüeB  auf  ciiuMi  weiteren  Zeitraum  von  gleicher  Dauer  beaii- 
hpriiohon  tixity  of  ti'iiurei;  3.  der  Pachter  ist  jederzeit  hercrlifi^'-t .  si-iii  fiiclitn-iht 
an  eijieii  l>rittin  zu  verkaufen  (free  sale),  doch  hat  der  Verpat  hter  das  \ Orkaiits- 
reebt.  Der  Anspruch  des  Päehters  aof  ungestörten  Berits  des  Pachtgnts  für  die 
l>.iuer  von  15  .lahrni  ist  von  fj^Mvisson  V<»raussetzun^'(  Ti  iiidiän;ri;r  ^«Miiarlit:  dass 
der  Pächter  das  Gut  nicht  verwüste,  nicht  Uuterverpachtuugen  oder  Zertheiluugen 
▼oraefame,  dass  der  Pächter  sich  nicht  mit  Pachtgeldern  im  Rftokstand  befinde;  um 
diejenigren  Pächter  ab»T,  welche  in  letzterer  Laf^e  sich  befinden,  plt  iclnvohl  des  Vor- 
theilH  der  (H'setz{?ebunjr  theilhaftifr  werden  zu  lassen,  ist  die  Landcommission  er- 
mächtigt, bei  kleineren  Piiclitern  (Pachten  bis  H()  Pfund i,  welche  beweisen,  dass 
die  Bereinijrun{?  der  Pachtriickstäude  ihuen  unnio^Mieh  sei,  «dino  sich  der  noth- 
wendijTNten  I,elK'ii«*niitt(l  zvi  berauben,  (b  in  ( Jniinlln'rni  die  Hiilftt'  der  Hiick'.tiinde 
—  iin  liuchütbetrag  der  Heute  des  Vurjuhrs  auszuzahlen,  wurauf  dauu  die 
Forderung  auf  die  andere  Hälfte  für  erledigt  (erloschen)  angesehen  werden  soll. 
Von  dieser  durch  die  Arrears  bill  v«ni  1HS2  ertheilten  Verfriinsti^rimg  haben  126S82 
Pichter  Gebrauch  gemacht  und  sind  182l);)H<i  Pfd.  Sterl.  getilgt  wurde.  (NachHerkuer) 
Von  sonstigen  Bestimmungen  zur  Erleichterung  der  Pächter  sind  noch  zu  er>vähjieu: 
Zeitpachten  mit  unverständigen  und  unbilligen  Hedingnngen  (unfair  leasesi  können 
auf  Antra;:  des  Pächters  vom  (Jericht  aufgelost  wercb'u  und  der  Ix-tretTende  seit- 
herige Pachter  kaun  in  alle  Hechte  der  l^ächter  uach  dem  neuen  (lesctz  eiutreten; 
es  ist  bei  GAtem,  die  dem  Lehensrecht  unterworfen  riad,  der  Abschlnss  von  Pacht- 
Verträgen  auf  ewige  Zeit  u'-stattet  (Krbpachten);  endUdi  kann,  wenn  I'ächter 
und  Verpächter  über  deu  Verkauf  des  Pachtgutes  sich  einigen,  die  Landccmimission 
drei  Viertel  des  Kaufpreises  vorscbiessen  gegen  eine  Tilgung  der  Schuld  in 
35  AmortiHationsraten  tider  die  Conimission  kann  auch  selber  den  Landkauf  vor- 
nehmen nnd  unter  diu  ^rb-iclieu  l!ediii>rungen  an  die  Pücbter  verkaufen:  wobei, 
holauge  noch  Kuufgelderruckstande  vorhanden  .sind,  der  l'achter  ^Käufer)  das  Uut  ohue 
Zustimmung  der  Commission  nicht  theilen  oder  unterverpachten  darf  und  im  Fall 
des  Concurses  des  l'äeliters  die  t'oiuuiission  zu  anderweiteni  Verkauf  des  fJntes 
berechtigt  ist.  Endlich  stellt  das  Gesetz  öffentliche  Gelder  zur  Ueberualime  von 
Meliorationen,  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  sowie  inr  Förderung  des  Aus- 
wandemngBweaens  sur  Verfilgnng. 

Da  im  Hinblick  auf  den  durch  die  transoceanische  roncurn-uz  geschaffenen 
Preist'all  die  Bestimmung,  dass  eine  durch  ilie  l.;indronimissi(in  oder  rieliterliclu's 
l  rtheil  bestimmte  Hohe  des  l'achtziu.ses  für  lö  Jahre  Gültigkeit  haben  soll,  für  die 
Pichter  eine  bedenkliche  Lage  grschafiWi  hatte,  so  gab  ein  weiteres  Ergänznngs« 
gesetx  vom  .labre  1HH7  der  Landconiinission  die  Ermächtigung,  die  in  der  Zeit  vom 
1881,85  festgesetzten  Kenten  in  einer  dem  eiugetreteueu  Preisfall  gerecht  werdeudeii 
Weise  SU  revidieren.  -  Die  unter  dem  couservativen  Ministerium  Salisbnry  von 
Lord  Aahbonrne  ein<r«>brachte  Pnrchase  of  Land  act  von  1H85  (sog.  Ashboume 
act.)  bezweckt  die  tliatkräftigere  reberfiihrung  d»'r  I'iicbter  in  I.  a  n  d  ei  gen  t  Ii  üm  er 
durch  vorschusswei^e  l  ebernahme  der  ganzen  Kaufsumme  durch  deu  Staat,  wofür 
ein  (Vedit  von  5000000  Pfd.  xnr  Verfügung  gestellt  wurde,  auf  welche  Oesetz- 
gebungsactiou  indess  ,iu  anderer  Stelle  »Kapitel  IV.  !;  näher  eiu/uirclieti  ist. 
AU  Tendenz  der  irischen  Laudgesetzgebuug  seit  lb7U,  die  sich  wie  ein  rother  Faden 
dnrch  dieselbe  zieht,  kann  man  desshalb  wohl  bezeichnen:  unter  Beseitigung  des 
>\^t»  iii>  der  Pachtzinsliestimmung  im  Wege  der  freien  CniH  lu  reuz  „dem  Hebauer 
des  Hodens  und  seinen  Hecbtsnaclifolircrn  flie  Kriichte  ihrer  Arix-it.  ihrer  Intelligenz 
und  ihres  Hetriebskapitals  durch  dauernde  Hechte  an  deui  Hoden  zu  sichern"  und 
die  allmähliche  Ueberffihrung  der  Pächter  in  Orundeigenthiimer  (peasant  proprie- 
torsliii»  zTi  bewirken.  Dil'  radicale  Art  der  I.ii'^unir  ;iber  erklärt  sich  unter  dem 
Druck  der  allgemeiueu  politischen  Lage  des  uuglücklicheu  Landes  uud  der  nach- 
gerade bei  allen  Parteien  zum  Durchbrach  gelangten  Ueberzengung  von  der  ünhalt' 
barkeit  der  dennaligen  Zu.stäiide.  Man  kann,  wie  dies  Parnell  mit  Vorliebe  gethan 
hat.  die  irix  lie  l.andgesetzgebiniyr  beditigt  mit  der  coutinentaleu  .\bb»sungsgesetz- 
p'buiig  in  l'arallele  setzen,  wenn  sclion  selbstredend  die  Verscliiedenheit  des  Autbaues 
der  Gmndbedts»  und  Qrundherrlichkeitsverfasstuig  im  mittlem  Europa  einer-,  in  Irland 
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auders^it»  dem  Bet'reiung&act  uuthwendigerwei&e  ein  grundsäUclicb  abweichendes  Gepräge 
•ufdrttckcn  musste.  (Vgl.  biesa  beeonden  den  in  §  03  dt.  Aufsatz  Ton  A.  Meitsen , 

und  über  die  literarische  Bewegung  in  Betreif  der  irischj-u  Liiii(!;.'-i>^rtz;rtl:)mr^'- 
Koseher,  Anm.  ö  zu  §  67.)  Dass  das  Land  des  ausgesprochenen  iaiüsez  laire  ei 
laissez  passer  den  Anfan{r  macht,  ein  wahrhaft  sodalei  Yerwaltungsrecht  der  Padit 
XU  schaffen,  in  wek-liem  an  Stelle  de»  ^.freien  Spiels  der  natfirlidien  Kräfte**  und 
der  Willkühr  dt  r  i)riviit(  ii  Parteien  ordnende  Richtpunkte  pesetzt  werden  und  das 
AnerkeuntniäH  üich  ausspricht,  dass  das  Walten  der  freien  Concurrenz  doch  uicht 
unter  allen  Umständen  die  erhofile  Haitnonie  der  biteressen  m  seliaffen  veraiSgef 
ist  eine  seltsame  IrnTiic  des  Schieksals;  l)c<rrt'iflirh  aber  das  selbstbewustte  GeftUll 
der  staatsmännischeu  Belriedigung  über  die  Kühnheit  und  Grösse  dieser  GesetagelnioiCv 
das  in  den  Schlnssworten  des  die  Vorlaire  im  Hanse  der  Gemeinen  eintningen- 
den  und  beirriindenden  Premiemnnisters  Gladstone  ausklin^,  wenn  er  meint,  dicS6 
Hill  (von  1H81  »  werd«'  „dem  (lest-tzbueli  eine  prosse  Maassrejrel  «ler  Emancipatioii 
und  Erlösung  hiuzugelngl  haben,  uuthweudig  in  gleicher  Weise  lür  die  Wohlfahrt 
Irlands,  für  dm  Rnlun  des  Parlaments  und  die  Kraft  nnd  Festigkeit  des  Ter- 

einigten  Köniirreirhs". 

H.  Auch  in  Indien  hat  die  engUsche  Gesetzgebung  sich  bemüht,  den  Bauern 
(Kyot)  gegen  die  Bedrfickimg  der  einheimischen  Omndherren  durch  ein  besondere» 
Pachtrecht  zu  schützen,  das  mit  dem  irischen  manche  verwandte  Züpe  hat.  Wenn 
der  Bauer  nachweist,  dass  er  seit  20  -Jahren  einen  festen  Grundzins  bezalilt  hat.  so 
wird  er  als  im  Besitz  eines  ewigen  l'achtverhaltnihses  angesehen  (fixity  of  tenurei, 
es  müsste  denn  d(T  Grundherr  (Zemindar)  das  Gegentheil  beweisen;  letzterer  ktum 
auf  alle  Kiillc  den  Pachtzins  nur  erhöhen,  wenn  der  Zins  p-rin^'er  ist,  als  er  sonst 
von  derselben  Klasse  von  Kyots  für  ähnliches  benachbartes  Land  bezahlt  wird,  oder 
wenn  der  Werth  der  Bodenprodncte  oder  der  prodnctiTen  Kräfte  des 
Bodens  anders  als  durch  Arbeit  oder  Kapitalaufwand  der  Bauern  ge- 
stiegen  ist  (so  in  Ben}ralen».  In  der  Provinz  Ondh  unterliegt  der  von  den  Bauern 
an  die  (Jrundherren  iTalukdars)  zu  entrichtend«-  Zins  der  Möglichkeit  der  richter- 
lichen Feststellung  nach  Maassgabe  der  fttr  das  Land  in  dem  letzt  vorausgegangeneik 
.lahre  entrichteten  Pachtsiimme  und  es  kann  der  Hauer  lür  daufTiidc  Meliorationen, 
welche  den  Pachtwerth  des  Grundstückes  vermehren,  Entschädigung  fordern  (Kent 
Act  yon  1868).  In  Madras  nnd  Bombay,  wo  der  Staat  als  Bodeneigenthfimer  gilt, 
erhält  der  Staat  einen  je  für  30  Jahre  noimirten  Omndsins  (Ryot war  System). 
VgL  hiezu  Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  XXii,  nnd  Jäger,  Abthlg.  III,  S.  22  ff. 


§37.  Diti  Erbpacht. 

Vorbemerkung.  Neben  A.  Wagner  (Finanswissensehaft  §  230)  erkennen 
insbesondere  Laveleye,  Nasse,  Paasche,  Ruprecht,  Schönberg,  von  Politikom 
Miqnel  das  Institut  der  Krl)])ae!it  als  n-Iativ  berechtigt  auch  für  die  (Jej^'nwart 
au.  .Schon  TliHcr  iiatte  gesagt  (a.  a.  ü.,  {?  131 1:  ,,Die  Vortheile  der  Vererbpachtung 
sind  so  evident,  dass  es  keinem  Zweifel  unterliegt,  ihre  Einricbtong  werde  in 
unserem  srhärfer  ri'«hii<'uden  Zeitaller  Itald  all^ri  ineiner  werden  .  .  .  (Sie  bildet) 
die  erste  Basis,  worauf  der  allgemeine  Wohlstand  und  der  höhere  Betrieb  des 
Ackerbangewerbes  gegründet  werden  kann.**  Roscher  encheiiit  „die  Andfhebung 
des  ei*rrii fliehen  Wesens  der  Erbpacht  eine  von  jenen  doctrinämi  Fehlem  zu  sein, 
welche  hei  grossen  systematischen  ruigestaltnngi'n  so  oft  aus  vermeintlicher 
Cousequenz  begangen  werden".  Sehönberg  (in  Meyer  s  C'onversatiouslexicon »  betont, 
dass  die  früher  der  Erbpacht  anhaftenden  schädlichen  Folgen  ihren  Grund  nicht 
-owdhl  in  den  KssentialicTi  der  Iiistittilion,  als  in  den  XebeiilM  stimmnnfren  der  V^er- 
tragc  hatten.  Und  Laveleye  sogt  (a.  a.  U.,  8.  Ö2ö):  „Le  teuancier  peut  entre* 
prendre  les  plus  coftteuses  am^liorations;  et  est  sfir  d*en  recueillir  tont  le  prollt,  et 
il  n*est  pas  menac^,  comme  le  locatalre  ordinaire,  d'aToir  ä  |)a,\er  un  fermage 
d'autant  plus  elev6  qu'il  a  plns  contribuer  a  angment<^  la  fertilite  du  bien  qn'il 
occupe  ....  Le  beklem-regt  (Erbpacht  in  Holland)  assurant  aux  cultivateurs  la 
pleine  jonissance  de  tonte  angmentation  du  prodnit,  est  dooc  le  plns  taer^qne  dea 
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-timulant«; :  il  <  t!  conrage  rcsprit  de  perft'Otionneinent,  q u e  Ic  bail  ä  roiirt  termo 
uiet  a  l  ameiule'*  .  .  .  .  II  rimuit  donc  l*avantage,  que  M.  Koüclier  attribue  au 
bmil  i  ferme  (nliiilich  grössere  Kapitalien  anf  den  Betrieb  verwenden  m  k(tautenf 

weil  die  Summe  für  den  Ankauf  erspart  werden),  ii  la  securite  pour  l'avenir,  qne 
donne  la  propriett*,"  —  Sehr  bemerkenswerth  sind  die  Verhandluntjen  des  Preuss. 
Landesokonomiecollef^iumH  vom  Jahre  1879,  wo  Miquel  und  bediujrt  auch 
Xassr  für  die  Wedereinlührun};  der  Erbpacht  eintraten.  It-t/.terer  betonend,  dass 
bei  der  Verleihnn«?  zu  reincni  freien  Ki^«'ntlniin  die  St  ssliaftnmehunf?  der  landw. 
Arbeiter,  die  Creirung  eiueü  lundlichen  Jtfittelstaudeü  schwerlich  erreicht  werde,  da 
die  Stellen  Terkaofl,  paroellirt  etc.  werden,  die  Bahem  in  die  Hinde  von  Speonlanten 
{TPrnthen  und  den  firundbciita  nach  kurzer  Zeit  wieder  verlieren  kr»initon.  (lopreu 
die  Witidereinfiihrung  der  Erbpacht,  deren  Aufliebunt?  im  Lebri*ctiu  eine  voreilijfo 
Maassregrel  gewesen,  spreche  indes»,  dass  erfahmugsgemäss  Erbpachtverhältiiisse 
früher  oder  später  immer  zam  reinen  Kifjrenthum  gefulirt  hätten,  daher  sich  mehr 
empfehle  eine  Verfrebuntr  nicht  zur  Erbpacht,  sondern  zu  Eiir«"nthuni.  aber  unter 
Vorbehalt  einer  uuablösbareu  Heute  (Keuteugatj  oder  aber,  uach  euglischeu 
Vorbild,  die  Terleihmiir  in  emphytentischeni  Besits  auf  eine  begrenste  Zahl  Jahre 
'100  oder  :V)  .  Sil  (bi>s  s.  Z.  Iloimfallsroclif  eintrete  mit  der  VerpHichtung  rar 
SehadloshaUuug  liir  aui'geweudete  Melioration,  falls  die  Kinphyteuse  nicht  emenert 
werden  sollte.  —  Wenn  A.  Wagner  meint:  „Viel  lieber  Erbpächter  mit  festem 
Beaitzrecht  und  festem  Kanon,  als  verschuldete  Eigenthümer  mit  kündbaren 
Hypotheken  und  wechselndem  Zinsfuss"*.  so  stimmt  dieser  Ansiebt  der  Verfasser 
bedingt  zu;  auch  ist  bei  aller  Betonung  der  wirthschaltlicheu  uud  socialpiditischen 
Bedentnng  der  Erbpacht  anf  die  beschrftnkte  Anwendbarkeil  des  Instituts  innerhalb 

der  jetzigen  Ordnung  der  (irtindei<rentlnimsverhältnisse  hinzuweisen  '\<;1.  die  Aus- 
fubruugeu  im  Text).  —  8ettegast  dürfte  dagegen  ^a.  a.  ().,  S.  H27  H. i  mit  seiuem 
gmndsitxlichen  abftlligen  Urtheil  dem  Institut  so  wenig  gerecht  geworden  sein 
wie  Walcker,  welch'  letzterer  einen  zu  grossen  Nachdnuk  auf  die  Einengung  des 
Realrredits  ]v<rx  ta.  a.  ().,  §  öä).  -  lieber  das  verwandte  Institut  des  fieutenguts 
siehe  Kap.  IV,  <j  91  .ff. 

Bine  AnssÄl  SehriflsteUer  unterscheiden  im  Auschluss  an  die  ältere  Geset»- 
gebnng  (Prcussen,  Oesterreich)  zwischen  Krbpacht  und  Er  bleibe  ( Erbzinsver- 
leUrang),  so  auch  Kau  und  Koscher  und  .subsumiren  der  letzteren  solche  Paclit- 
vertrftge,  bei  welchen  nur  eine  sehr  mlssige  Jahresvergütung  bei  ebenfalls  gering 
bemfssener  Handlobnzablung  zu  entrichten  ist;  dieser  rnterschied  betrifft  aber  nicht 
da*  Wesentliclie  des  Instituts,  das  eben  in  der  Erblichkeit  des  Contnicts  neben 
der  Veniussernngs-  uud  Verpiandungsmöglichkeit  —  besteht.  Der  süddeutschen 
(Gesetzgebung  war  jener  Unterschied  überhaupt  fremd  („Erbbestand**  in  Baden, 
.Erbrecht**  in  Bajrem). 

Die  Erbpacht  (Krhloihe.  Kibbestaiul,  in  Frankri'ioh  bail  bt'redi- 
tair»\  in  Italion  contratto  (Ii  livello,  in  Portugal  aforainonto),  denMi 
Wesen  in  dem  erbliclipti  Nutzungsrecht  dos  Pächters  (Erbbeständers) 
an  einer  Liegenscliaft  gegen  die  Verpflichtung  zur  Entriclitung 
^ines  jährlichen  Entgelts  (Kanon)  und  einer,  jeweils  beim  An- 
tritt des  Nutzungsrechts  dem  Gutseigentbfimer  zu  entrichtenden 
AnerkenntnissgebtihT  (Eintrittsgeld,  Erbbestandgeld,  Handlohn- 
zahlung) besteht,  hat  sowohl  in  der  späteren  römischen  Eaiserzeit 
(unter  dem  Namen  Emphytouse),  wie  im  ganzen  Mittelalter  eine 
weite  Verbreitung  gehabt  und  bildete  namentlich  fdr  die  kirchlichen 
Gflter,  aber  auch  fttr  diejenigen  zahlreicher  fürstlicher  Geschlechter 
und  des  hohen  Adels,  temer  bei  den  Colonisationsunternehmuiigt  ii 
in  den  Marschgegenden  und  den  urspiTinglich  slavischen  Uebiets- 
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thcilon  jenseits  der  Elbe  eine  mit  Vorliebe  angewendete  Bewirth- 
schaftungsform.  Da  ferner  auch  im  Bereich  des  bäuerlichen 
Besitzes  in  dem  Ifaasse,  als  er  seine  Freiheit  zu  Gunsten  der 
grossen  und  kleinen  Dynasten  und  der  Kirche  einbflsste,  an  Stelle 
des  uTsprQnglich  vollen  Eigenthums  grossentheils  Erbleihverhfilt* 
nisse  traten  und  die  precären  Besitzverhftltnisse  der  ursprünglich 
Unfreien  (Leibeigenen)  ebenfalls  mit  der  Zeit  mit  Erbrecht  aus- 
gestattet wurden  (siehe  §  !(>  ff.),  so  war  die  mittelalterliche  Wirth- 
schaftsoruanisatioii  des  Laii(l))aiies  wesentlich  auf  das  Institut  der 
Erhjtacht  (Krhleihe)  und  /.war  nicht  nur  in  Deutsdiland,  sondern 
auch  in  den  anderen  euro]iäis(ht'n  Staats*:ehieten  aufgebaut,  der 
gegenüber  die  anderen  niöglidicn  Formen  des  Betriebs:  —  Ad- 
ministration (namentlich  auf  den  kaiserlichen  Gütern  und  auf  den 
adeligen  Besitzungen  im  nördlichen  und  nordöstlichen  Deutschland), 
Zeitpacht,  Theilbau  —  meist  zurückti'aten.  Mit  der  Umwandlung 
des  Eigenthums  der  vollfreien  Bauern  in  Erbleihverhältnisse  ging 
freilich  fast  überall  eine  Herabminderung  auch  der  persönlichen 
Freiheit  der  Besitzer  einher  und  zu  den  ursprünglichen  Abgaben 
an  den  Obereigenthümer  (Erbzins,  Erbbestandsgeld)  gesellten  sich 
in  wachsendem  Maasse  eine  FflUe  von  sonstigen  Naturallasten  und 
Arbeitsleistungen  feudaler  Natur,  welche  —  an  sich  dem  Wesen 
der  Erbleihe  fremd  und  lediglich  ein  Ausfluss  der  wachsenden 
grundherrlichen  Gewalt  über  die  eingesessene  Bauernschaft  —  doch 
dazu  beitrugen,  im  Zeitalter  der  Ablösungsgesetzgebung  das  Institut 
selber  in  Misscredit  zu  ltring<'n.  An  dieser  Auffassung  wurde  an«*fi 
durch  «lie  Tbatsaehe  nichts  geändert,  d;iss  die  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert neu  in  Aufnahm«'  gekonnnenen  Vererbi>a<'htungen  auf 
Domanengütern  (in  Preussen  und  0('st<'rreich)  und  auf  zahl- 
reichen Gütern  d<'s  Adels  d<'n  ausgesprochenen  Zweck  verfolgten, 
an  Stelle  der  im  Laufe  der  Jahrhunderte  precär  gewordenen  Besitz- 
verhältnisse der  unfreien  Bauernschaft  hessere  zu  verleihen,  und 
daher  mit  diesen  Vererbpachtungen  vielfach,  z,  B.  in  Schleswig:- 
Holstein,  die  Grundlage  für  die  Wiedergewinnung  eines  sesshaften, 
kräftigen  Bauemstandes  erstmals  wieder  gewonnen  war.  Aber  der 
auf  Befreiung  des  Grund  und  Bodens  einsetzenden  Bewegung  er- 
schien eine  seit  Jahrhunderten  mit  feudalen  Yorrechten  aller  Art 
eng  verwachsene  Besiizesform  ebenso  unberechtigt,  wie  jene 
Vorrechte  selber;  und  die  Besorgniss,  irgend  eine  Form  des  Ober- 
eisrenthnms.  gesetzlich  zugelassen,  werde  eine  wirthschaftliche  Ab- 
hängigkeit der  Nulzniesser  leiciit  wieder  von  Neuem  zu  begründen 
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vennOgen,  die  Erw&gung  endlich,  dass  der  Produotionsprocess  am 
vollkommensten  auf  dem  Boden  des  rollen  Eigenthums  gewährleistet 
sei,  war  fOr  die  grosse  Mehrzahl  der  die  AhlOsung  der  bäuerlichen 

L.asten  prodamirender  Gesotzcrebunirsacte  hinreichende  Veranlassung, 
•/.u'jl»'irh  mit  (l(T  BeseititruiiLi^  der  tVuilal«Mi  ( JnuKllx'sitzvci  rassimir 
uii«l  «lor  ilir  ontsitniniioiioii  HorrsclKiftsrccliU'  aurli  mit  ilem  Kochts- 
iiistitut  dor  Erbloilie  oder  der  Krbjiacht  aurzurjiiimcn  und  die 
Wi»*der)n'i:Tündung  solcher  K»'(  litsv<Mli:iltni.ss<'  schlcchtliiii  zu  unter- 
sair»»n.  ,I»mu>  Anschauuniiswcisoii  haben  lanire  uarhirewirkt  und 
sind  die  Ursache,  dass  auch  heute  noch  die  Stellungnahme  zu  dem 
Institut  der  Erbpacht  nicht  dur(  hweg  eine  freundliche  ist.  wenn 
schon  mehr  und  mehr  eine  unbefangenere  Würdigung  Flatz  zu 
greifen  beginnt'). 

Bei  der  Beurtheilung  des  Instituts  kommen  namentlich 
folgende  Gesichtspunkte  in  Betracht: 

1.  Die  Hrhpacht  steht  v<ui  allen  He>it/t'stnrm»'ii  tlem  Kiire  nt  liuui 
am  nächsten  und  diejeniLieii  V(^rzüire,  welche  der  Kigenhewirth- 
schaftung  uachzurlihmen  waren  (§  30),  gelten  desshalb  gi-ossen- 
theils  auch  von  der  Bewirtschaftungsweise  in  der  Form  der  Erbpacht. 
Die  Aussicht,  dauernd  in  der  Nutzung  des  Guts  zu  hl<dben  und 
dieses  auf  seine  Nachkommen  vererben  zu  können,  beseitigt  die 
Hindernisse,  welche  der  Vornahme  von  Gutsmeliorationen  gerade 
bei  der  Zeitpacht  so  sehr  entgegenstehen;  und  die  Thatsache, 
dass  die  Erbpachtgftter  der  Concurrenz  auf  dem  Grundmarkt  enir 
rflckt  sind,  der  Erbpftchter  also  der  Gefahr  der  Steigerung  der 
Jahresleistungen  (Kanon)  innerhalb  kürzerer  oder  längerer  Zwischen- 
räume nicht  unterliegt,  bietet  in  hohem  Maasse  die  Gewähr  für  eine 
stetige  Wohlstandsentwicklung  der  auf  Erbpacht  angesessenen  Land- 
bevrdkenmg,  wiedenim  im  Gegensatz  zur  Zeitpacht,  als  deren 
schwacher  Punkt  gerade  die  Al)hängigkeit  der  Pachtrente  von  den 
zufälligen  Conjuncturi'ii  des  (Irundmarkts  sich  darstellt.  \'oraii>- 
setzung  einer  günstigen  Wirkung  bleibt  dabei  tVeilich.  «iass  dtT 
Kanon  massig  angesetzt  werde.  als<^  auch  bei  zeitweise  eiiitrt'ttMi- 
den  lliiekschlägen  in  der  Kntwicklung  der  landwirths(  lialtlichen 
Verhältnisse  (Sinken  der  Producteupreise)  erschwinglich  äci;  und 

'i  Knprfcht  urtlicilt  wähl  etwas  »insfiti^r.  wimiii  er  die  Aiifliebnnfr  ihr  Kiit- 
pacht  vorwie^ud  aU  eine  Consequenz  der  rumiäch-rechtlicUeu  Doctriu  des 
iuitheilb«mi  Bifrentbams  aniiebt,  während  offenbar  die  die  Erbpacht  begleitenden 
ctüturschiidlii  In  n  Üei  litsverhältnisse  der  oben  bexeichneteu  Art  das  Institut  in  weiten 
Kreisen  lUscreditirt  haben. 
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schon  hieraus,  wie  aus  dem  in  der  BegrOndung  von  Erhpachtver- 
hältaiissen  liegenden  Verzicht  des  Gutseigenthflmers,  günstige  Con- 
juncturen  des  Landbaues  fOr  sich  selber  nutzbar  zu  machen,  geht 
hervor,  dass  die  Anwendung  der  Erbpacht  in  der  Bogel  auf  die 
Gflter  des  Staats  beschränkt  bleiben  wird,  der  auf  eine  rein  specu- 
lativo  Ausnutzung  seines  liegenschaftlichen  Eigenthunis  im  Hinblick 
auf  die.  mit  der  Sehalfung  eines  Standes  tüchtiger,  ihren  Wohlstand 
behauptender  Erlipächter  verknü}»lt»Mi  Vortheile  verzichten  kann:  dass 
sie  daueiren  «ich  nicht  oder  nur  ausnalimsweise  für  dvu  privaten 
( J  r  u  n  d  1)  e  s  i  tz  eign<'t,  dessen  privatökonomisches  Intvrrssc,  soweit 
nicht  Sell)st])ewirthschaftung  Platz  greift,  zur  Zeitpacht  oder  anderen, 
niclit  (hiuernd  das  Verfügungsreeht  über  den  Grund  und  Hoden 
ausscliliessenden  Bewirthschafkungsarten  (z.  B.  Theübau)  liin- 
drftngen  wird. 

2.  Die  Erbpacht  hat  mit  der  Zeitpacht  (und  dem  sp&ter  zu 
besprechenden  Theilbau)  gemeinsam,  dass  die  Eingehung  eines 
solchen  Vertragsverhftltnisses  geringere  Eapitalmittel  voraussetzt, 
als  beim  eigenthflmlichen  Landerwerb;  es  kann  also  auch  unbe* 
mitteiteren  Elementen  dieser  letztere  eher  zugänglich  gemacht 
oder  —  bei  vorhandenem  Eapitalbesitz  —  dieser  auf  Einrichtung 
eines  um  so  intensiveren  Betriebs  verwendet  werden.  Von  der  Erb- 
pacht wird  man  desshalb  da  zweckmässigen  Gebrauch  machen könnj'n, 
wo  die  Hfgründung  neuer  la  ndwirtlisc  Ii  aftl  ich  er  Nieder- 
lassungen in  Frage  steht  und  aus  wirtlischaftsteciniisrlien  oder 
socialen  Krwägungen  gerade  aueh  auf  die  Heranziehung  minder  be- 
mittelter Leute  abgehoben  wird;  ganz  besonders  auch  (hi,  wo  mit  dieser 
Hegrundung  gleichzeitig  die  Nebenabsicht  der  Anbahnung  inten- 
siverer Oultur  auf  seither  extensiv  bewirthschafbeten  Flüchen  sich 
verbindet.  Desshalb  ist  schon  im  vorigen  Jahrhundert  bei  Zer- 
schlagung  von  Doniilnengütern  zu  Hesiedelungszwecken  die  Vererb- 
pachtimg  vielfach  mit  guten  Gründen  zur  Anwendung  gelangt, 
haben  gewichtige  Stimmen  für  diese  Besitzesform  bei  der  Wieder- 
aufnahme der  inneren  Colonisation  in  jüngerer  Zeit  (in  den  dünn- 
bevölkerten Latifundienbezirken  des  preussischen  Nordens  und 
Nordostens)  sich  ausgesprochen,  hat  man  bei  der  Neubegrflndung 
von  Bauemstellen  in  Mecklenburg  im  Bereich  des  Domaniums 
thatsächlieh  für  die  Erbpacht  als  ausschliessliche  Hesitzesform  sich 
entschlossen  und  bei  der  Hesiedehing  der  durch  Trockenlegung 
der  /uidersee  gewoinienen  Polders  ebenfalls  diesen  Weg  betreten. 
Allerdings  kann  der  Zweck  der  Krleichterung  des  Besitzerwerbs 
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auch  in  anderer  Weise  erreiclit  werden,  ohne  die  Becrüiidung  eines 
'/.ortheilten  Eigenthums,  nämlich  (hirch  die  Ermr»glichung  des 
Kaufs  ireGren  Kente.  wobei  auf  die  in  dieser  Hinsiclit  bedeiitunsrs- 
volle  neue  Preussische  Gesetzgebung  über  itmere  Colouisation 
(Kap.  IV,  §  91  flf.)  zu  vorweisen  ist. 

3.  Wenn  schon  der  Erbpächter  in  der  Art  der  Nutzung  des 
K  rbpachtguts  vOllig  unbehindert,  auch  nach  dem  geltenden  neueren 
Recht  —  im  Gegensatz  zu  den  älteren  beschränkenden  Normen  — 
in  der  Yerftusserung  und  im  gewissen  Sinn  auch  in  der  Verpfändung 
Beschränkungen  nicht  unterliegt;,  so  ist  doch  die  YerfOgungs- 
gewalt  des  Erbpächters  nicht  diejenige  des  Yolleigenthflmers ;  ins- 
besondere pflegen  die  vererbpachtenden  Stellen  sich  die  Genehmigung 
zur  Abveräusserung  einzelner  Parcellen  sowie  zur  Theilung  im 
Erbgang  vorzubehalten,  auch  gegen  deteriorirende  Wirthschafks- 
weisen    otler  gegen  sonstige  Venvahrlosung  des  Guts  (bei  Ver- 
mögensverfall etc.)  durch  die  Möglichkeit  der  Lösung  des  Krhpacht- 
verhfiltnisses  sicli  zu  sichern;  endlich  sind  einer  beliebigen  Ver- 
x  liiiMunLr   «les  Erbpachtguts   in   der  Regel   dadurch  Schranken 
gezogen,  dass  der  kapitalisirte  Betrag  «les  Kanons  als  erste  Hypothek 
auf  dasselbe  eingetragen  wird.  Aus  diesen  Gründen  emptiehlt  sich 
wiederum  die  Erbpacht  gerade  für  die  innere  Colonisation,  deren 
Erfolge  leicht  vereitelt  werden  könnten,  wenn  eine  beliebige  Ab- 
Teräusserung  von  Theilen  der  neu  begnindeten  Colonistenstellen  oder 
deren  unwirthschaftliche  Theilung  im  Erbgang  oder  deren  beliebige 
Verschuldung  (auch  zu  unwirthschaftlichen  Zwecken)  ohne  Weiteres 
statthaft  wäre;  und  zwar  um  so  mehr,  je  weniger  man  mit  der  Aussicht 
rechnen  darf,  dass  die  Oolonisten  ihrer  Mehrzahl  nach  einer  Bildungs- 
stufe angehören,  die  erwarten  lässt,  dass  von  der  Freiheit  der  wirth- 
schaftlichen  Bewegung  immer  der  maassToUe,  vemflnftige  Gebrauch 
werde  gemacht  werden;  namentlich  prirate  Grossgrundbesitzer, 
aber  auch  juristische  Personen  (Kirchen,  Stiftungen,  Korporationen) 
werden  nur  unirern  Theile  ihres  Grundbesitzes  <!er  iimeren  Coloni- 
sation  widmen  wollen,  wenn  sie  nicht  —  mindestens  für  eiinMi 
gewissen,  nicht  zu  kurz  bemessenen  Zeitraum  —  in  der  Lage  sicli 
betinden.  ilurch  einschränkende  Auflagen  ucLren  eine  Proletarisirung 
der  rolonisten  sich  Schutz  zu  verschatten      Aus  älmlichen  Gründen 
kann  die  Erbpacht  auch  da  empfehlenswerth  sein,  wo  es  sich  um 
die  Umwandlung  von  seither  eigenthumslosen  Landelementen  — 

')  Na§f4i  (Lradw.  Jahrbfieher,  S,  42  ff.)  beUmt  mit  Recht  auch  die  Gefahr  der 
Avtuaigang  der  nea  geichalTenen  Stellen  durch  prirate  Aufkftnfer. 
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—  Zeitpächter,  Theilbauer  —  in  Bauern  mit  besserem  Besitcrecbt 
handelt,  der  Grad  der  wirthschafUichen  Beife  dieser  Elemente  aber 
die  sofortige  Gewährung  des  ToUen,  iinbeschrftnkten  Eigenthums 

wenig  rathsam   ersclioinen  lässt  (Italien)  oder  wo  etwa  gar  erst  i 
aus  Elomentoii  verschiiMloiister  Art  (läudliclie  Tap:ol^^h^er,  industriell«* 
Arbeiter  etc.)  ein  verloren  get]^an<^ener  Haueriistaiid  neu  zu  formen 
ist  (Eiifrland).    Den  vorstehenden  (iresielitsiiunkteii  kann  allerdings 

—  auch  bei  sotVii-tiiicr  Tebertra^un":  des  vollen  Eigenthums  — 
durch  die  gesetzlich  erött'nete  Möglichkeit  des  Krwerbs  geg»'n  Rente 
lind  der  Stipulirung  der  Unablösbarkeit  eines  Theils  der  Bente 
mit  dem  Recht  des  Rentengl&ubigers,  gegen  Verschleuderungen 
von  Theilen  des  Guts  Einsprache  erheben  zu  düri'en,  d.  h.  auf 
jenem  Wege  Rechnung  getragen  werden,  welchen  die  neue  Preus- 
sische  Gesetzgebung  über  ßentengflter  betreten  hat,  mit  welcher  — 
zwar  nicht  der  juristischen  Gonstruction,  doch  dem  Wesen  nach 
erbpachtfthnliche  Institutionen  geschaffen  worden  sind. 

4.  Der  Anwendbarkeit  der  Erbpacht  sind  nach  den  vorstehen- 
den Bemerkungen  —  ungeachtet  ihorer  unleugbaren  Yorzflge  Tor 
der  Zeitpacht  —  gewisse  enge  Grenzen  gezogen;  nur  der  Staat 
als  solcher  wird  —  aus  Gründen  der  allgemeinen  Wirthschafts- 
politik  —  d«Mi  in  der  Krlij>arht  liegenden  Verzicht  auf  den  nuith- 
njaasslichen  Henten/.iiwaclis  des  (trund  und  Bodens  leichten  Herzens 
auf  sich  nehmen  kr»nnen .  sonstiiir  juristische  Hodeneigenthümer 
oder  gar  der  }»rivate  ( rrossLn-undhesitz  aber  wohl  nur  daini,  wenn 
zwingendste  (Jründe  die  Abgal)e  einzelner  'fheile  ihres  Lan«ibesitzes 
erheischen  (z.  H.  wachsende  Schwierigkeit,  einen  etwaigen  Lati- 
fundienbesitz im  Wege  der  Administration  oder  der  Zeitpacht  an- 
gemessen zu  bewirthschaften,  Nothwendigkeit  der  Schaffung  von 
Landarbeiterfamilien  etc.)  und  desshalb  <lie  Vererbpachtung  immer 
noch  als  das  kleinere  Uebel  erscheint  Zwar  konnte  der  in  der 
dauernden  Fixirung  des  Kanons  für  den  Yererbpfichter  liegende 
Nachtheil  dadurch  zu  beseitigen  versucht  werden,  dass  man  den- 
selben in  einer  bestimmten  Menge  des  hauptsächlichsten  Verkaufs- 
products  (Getreide)  festsetzt  und  seinen  Geldwerth  für  gewisse 
Perioden  (12,  18,  24  Jahre)  unter  Zugrundelegung  der  in  diesen 
Perioden  geltenden  diu'chschnittlichen  Marktpreise  entrichten  iSsst 
(Fruchtkanon).  Doch  kann  auch  dieses  mit  Recht  empfohlene  Ab- 
hilfeniittel  für  den  Krbverpäditer  niclit  von  völligem  Erfolg  begleitet 
si'in,  (hl  die  Rente  eiiu»s  (iuts  —  sell)st  in  :iusges])rochenen  Könier- 
wirthschaften  —  nicht  ausschliesslich  von  den  Fruchtpreisen  ab- 
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hänu^t  und  Zeiten  siiik<'n(l<'r  Fruclitprcist'  z.  B.  si'lir  wohl  von 
*<t«*igon<l«ni  Vieli-  und  Flciseliprcison  begloitet  sein  köiuuMi,  von 
«ler  Möglichkeit  der  lolinonden  Verwerthung  des  Bodens  mittelst 
Specialeultiiren  ganz  zu  schweigen.  An  eine  Verallgenieinenmg 
der  Erbpacht  ist  daher  auch  im  Bereich  der  nicht  selbst  vrirth- 
schaftenden  Grossgrundbesitzer  schwerlich  zu  denken. 

5.  Man  könnte  versucht  sein,  der  Erbpacht  wesentliche  Yorzflge 
sogar  vor  der  Institution  des  Privat eigenthums  am  Grund  und 
Boden  einzurftumen,  weil  sie  den  Erbpächter  nur  mit  einem  mässigen 
Erfobestandsgeld  und  im  Uebrigen  nur  mit  laufenden  Kanonverbind- 
lichkeiten,  also  nicht  mit  Besitzesschulden  (Kaufscbillungsresten  etc.) 
belastet,  Sicherheit  vor  unwirthschaftlichen  Zerstflckelungen  giebt 
und  desshalb  in  höherem  Maasse  als  jenes  die  Erhaltung  eines 
leistungsfähigen  Bauernstandes  verbürgt:  und  niun  könnte  daraus 
folgern,  dass  eine  Grundeigentliumsvertassung.  bei  welcher  der 
g:anze  (iruiid  und  Boden  sich  in  der  Hand  des  Staats  befindet  und 
in  Erbpacht  vergeben  ist.  in  holiereni  Maasse  als  die  jetzige  das 
Wohlergeben  der  Bevölkerung  <les  flaebeii  Landes  verbürge,  (ianz 
abgesehen  niui  von  den  grundsätzlichen  Krwiigungen.  welche  gegen 
eine  solche  Aenderung  in  der  Orundeigenthumsverfassung  sprechen 
und  auf  welche  in  den  folgenden  Paragraphen  (§  40  ff.)  näher  ein- 
zugehen ist,  muss  man  wohl  beachten,  dass  die  Zinsen  des  Erb- 
bestandsgeldes  zusammen  mit  dem  Kanon,  wenn  beide  einiger- 
roaassen  dem  Gutswerth  angepasst  sind,  den  Wirth  kaum  weniger 
hoch  belasten  werden,  als  eine  in  langsamen  Annuitäten  sich  tilgende 
Kaufschuld;  und  dass  daher  in  der  Anbahnung  dieser  Zahlungs- 
weise (eventuell  im  Zwangs  weg,  d.  h.  immer  noch  unter  minder 
einschneidenden  Aenderungen  des  Wirthschaftslebens,  als  sie  die 
ZertrQmmening  der  jetzigen  Eigenthumsordnung  bedeutete)  gegen 
die  in  der  Kapitalverscbuldung  mit  Kaufschillingsresten  liegenden 
Naebtlieile  ebenfalls  ein  wirksames  Mittel  gegeben  ist:  ferner,  dass 
jener  Vorzug  doch  nur  bei  der  ersten  Kinweisung  in  »'in  Krbpaelitgut 
Platz  greift,  während  für  Falle  späterer  VeräusseruiiL^i^n  (von  Seiten 
des  Erl'päehters  an  dritte  Erwerber)  dieser  Vorzug  in  Wegfall 
kommt;  weiter,  dass  gegen  unwirtbschaftliehe  'riieilungen  und  Zer- 
stflckelungen der  im  Privateigenthum  betindlichen  Anwesen  der 
Staat  durch  seine  (iesetzg(d>ung  ausreichende  Vorsorge  treffen  kann, 
soweit  überhaupt  nach  Lage  der  Verhältnisse  des  Anbaues  im  All- 
gemeinen und  des  Grades  der  wirthschaftlichen  Reife  der  Land- 
hevOlkerung  zu  einschneidenden  Rechtsnormen  hierzu  ein  Bedarf- 
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lüss  vorliegt,  wobei  auf  «lio  AiisführunmMi  in  Kaj».  IV.  J;  75  ft".  zu 
verweisen  ist;  endlich  dass  auch  im  Gebiete  «1er  Erbesauseiiiander- 
setziin[r  der  das  Krbpachtgiit  übernebmende  Erbe  binsicbtlicb  der 
Al)tindun<rsptliclit  in  einer  orfin stiereren  Lai^e  als  der  Anerbe  im 
gemeinen  Recht  sich  reirelmässig  nicht  befinden  wird.  Die  landt'S- 
väterlicheBeYormuiidung.  welche  dasErbpachtverhältni^s  in  wich- 
tigen Besiehungen  gestattet,  kann,  wie  oben  bemerkt,  unter  gewissen 
Voraussetzungen  räumlich  und  zeitlich  sehr  angezeigt  sein;  aber 
sicher  ist,  dass  es  für  jedes  Volk  eine  Stufe  der  geistigen,  wirth- 
schaftlichen  und  sittlichen  Entwicklung  giebt,  wo  eine  solche  Be- 
vormundung als  eine  drflckende  Fessel  erscheint  und  daher  abzu- 
streifen gesucht  wird,  während  den  in  allgemeinen  Bechtsnormen 
begrflndeten  Beschränkungen  der  VerfQgimgsfreiheit,  die  schliesslich 
Bechtsgewohnheit  werden  und  mit  den  Lebensanschauuugen  der 
betreffenden  BevOlkorungstheile  enge  verwachsen — Beschränkungen 
der  Tlieill)arkeit.  Ordnung  des  Anerbenrechts  auf  verstandiger,  den 
Anerben  schonender  (irun<ll<ige,  Iteeclung  der  Schuldgesetzgebung 
im  Sinne  der  Fernhaltung  zielloser  Verscbuldungsfreiheit  —  auch 
ein  culturell  hoclistehendes  Vtdk  willig  sich  unt«Tordnet.  Die 
Begründung  von  Erl)]>achtverl»ältnissen  nuiss  daher  mit  der  Tbat- 
saclu^  rechnen,  dass  früher  oder  später  der  in  den  Betbeiligteii  sich 
geltend  machende  Gegendruck  zu  einer  Lösung  der  Beziehungen 
mit  dem  Eigenthümer  führt;  und  eine  etwa  auf  die  Erbpacht 
gegründete  Institution  des  Staatseigenthums  am  Gnmd  und  Boden 
wärde  daher  aus  diesem  Grunde  nicht  mit  der  Aussiebt  auf 
dauernden  Bestand  dieser  umwälzenden  Action  rechnen  dürfen,  auch 
wenn  nicht  aus  anderen,  den  Leitern  der  Bodenreformbewegung  vor- 
schwebenden,  unten  zu  besprechenden  Zielpunkten  die  Erbpacht 
als  die  regelmässige  Form  der  Bewirthschaftung  des  verstaatlichten 
Bodens  sich  unbrauchbar  erwiese. 

K»' c  Ii  1 1  i  (•  lic  (J  (' s  t  (' 1 1  n  n  fj  und  t  Ii  a  t  s  iicli  1  i  r  lir  s  V»n  k  u  iii  ine  n.  1.  In 
Deutsch  I und.  Im  (iefolge  der  Itefreiungsgosotzgebung  wurden  die  KrbpachtlasU'u 
meist  für  ablösbar  und  die  Auflegang  unablösbArer  Renten  für  unzulässig 
erklttrti  so  in  l'n  uNsrn  durch  (Jesefz  v.  2.  März  1850,  in  den  neuen  l'ro\inzen  durch 
eine  Ansahl  späterer  Gesetze  vgl.  §  23,  S.  122  und  die  Angaben  bei  Paasche,  Art. 
Erbpacht  i.  Hdwb.  d.  8tw.;  rechtlieh  in  Geltung  ist  das  Institut  wot  Zeit  noöh  in 
Sai-hsen-Altenbur^,  (intha,  Weimar  und  Mciniugen,  in  Lippe^haumbni^f  Benss  und 
Rudolstadt,  in  Hraunsehweig'  und  Meckleuburjr. 

Als  vorherrscheude  Form  des  Besitzes  erscheint  die  Erbpaeht  in  dcui  Doiou- 
nium  von  Mecklenburg-Schwerin,  wo  im  Jahre  1867  die  bi>  dahin  meis^t  nnr 
mit  Z<'itpachtrecht  niisirestattotf  bäuerliche  Hevölkenniir  unter  Krhp.ichtrecht  gt» 
ütellt  wurde;  die  Krbpiichter  dürfen  ohne  besondere  Genehmigung  nicht  pareellireu 
oder  den  Besits  mit  anderen  Omndstficken  ^coniolidiren**,  aber  im  Uebriftni 
in  der  Verftigangsireiheit  fiber  das  Ont,  inabesondere  hinsichtlich  letatwiDiger  Ver- 
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iii'.anijren  und  der  Verpfändbarkeit,  soweit  nicht  das  zn  erster  Stelle  eiujretra^jeue 
Pfandrecht  des  ka|tiiulisirteii  Kmous  eutp'gen  steht,  nic  ht  beschränkt.  lU  i  der  l'cber- 
riilirmi;^  der  Bauern  in  das  netie  Verhiiltniss  wurde  der  Kanon  in  der  Hidie  des 
iruhervu  Zeitpachtüchillingä  iebtgetietzt  und  iiishesuudere  für  dasjenige  l>aud,  welches 
die  Bauern  im  Maassgehalt  über  120  Scheffel  (mnd  60  Morgen)  behielten,  ein 
Erbbestands^reld  erhöhen .  das  in  Annuitäten  5%,  danuiter  1 7o  ^i"'  A raoiÜMltion) 
BlUückxuzahien  ist;  der  Kanon  kann  lim  25 fachen  l^etra^i  in  einer  .Summe  abgelöst 
werden.  Bia  1883  sollen  782  Erbpachtungen  durch  Abtragung  der  Erbbestandsgelder 
und  di->  kapitalisirten  Kanons  g]inz  schuldeufrei  geworden  sein;  von  den  im  6aiuen 
ni!id  l.')f;<)()(XK>  M.  Krliht  stiuidsp  lder  waren  !)is  daliin  4  1(J()(K)()  M.  abgetrajren  ;  von  den 
Kuuun»kapitalieu  i4i>,ö  Mill.  M.j  1  73UUUÜ  M.  g«  tilgt.  Aus  dem  domaniuleu  Kapital- 
fonds sind  an  Erl^»lichter  m  Bauten,  DrainagtMi  4160000  H.  dargeliehen  worden. 

Neben  diesen  bäuerlichen  (lütern  wurde  noch  ein  Stand  so<r.  Bildner  p-cschafTen, 
d.  h.  kleinere  Grundbesitzer  mit  durchschnittlich  K!  17  Morgen  Areal;  die  vor 
1870  gebildeten  Büdnerstellen  entrichten  einen  in  20jährigeu  Perioden  variablen 
Roggenkanon.  d<  i  t  benfalls  in  einer  8umnu>  abgelöst  werden  kann;  die  nach  1870 
errirhtet»'n  scinildi-n  lediglich  ein  Kaufgeld  cdine  Kan«ni,  dessen  Ab/ablunir  »nach 
den  l'uistHuden'*  zu  bestimmen  und  bis  dahin  mit  q  zu  verziuseu  ist.  Kudlich 
worden  (schon  seit  1846)  auch  aaf  die  Schaflimg  kleiner  Iftndlicher  Ansiedelungen 
in  Krbpaclit  :  II  äu  sl  roien)  abgehoben,  deren  Belitz  au>ser  Haus-  und  Ifofmiefbe  in 
etwa  %  Morgen  (iarteuland  besteht  und  durch  Zupaclit  der  Vergi*üS8eruug  fähig  ist. 
Bis  1974  sollen  gegen  36U0  Bauerngüter,  7300  Büdnereien  und  über  4800  Häusler* 
atellen  in  dieser  Weise  regulirt  worden  hcin. 

-Auch  im  ritterschaftliclien  Territorinin  sind  'auf  (irund  der  V.  ().  vimi 
6.  Februar  1827  uud  20.  Mai  18(}8.)  l  mwundlungen  von  Zeil-  in  Erbpacht verhult- 
nlfM«  Torgenommen  worden,  doch  meist  mit  stärkeren  Beschränkungen  hinsichtlich 
i\rr  Verscbuldbarkeit :  nach  2')  der  diesen  Vererh])a(  btiinL'en  zu  (Jniiide  lieirenden 
Numuilcoutrac'te  ist  uänüich  ciue  hyputhukarische  Verschuldung  der  Uufe  uur  bis 
snm  halben  Werth  rechtlich  zngelassen  und  nur  die  innerhalb  dieser  Grenze  ein- 
g^gangenen  Schuldverbindlichkeiten  unterlie^'-en  der  lietjenschaftlichen  Zwangsvoll- 
streckun«? :  ja  nicht  selten  balieii  diese  rif tersctialtlii  beii  Hrbpat  litf^-üter  den  Charakter 
eines  unveräusserlichen  Eaiuilu-utitlciconjmisses  erhalten.  I  cbrigens  kiinneu  auch 
die  Domanialbanern  auf  Grand  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  18()9  durch  letstwillige 
Verfügungen  die  Veräusserung  des  (Juts  nntersa<ren  und  die  Verscbuldbarkeif  be- 
schränken, allerdings  nur  mit  Ueuchmiguug  der  Kegierung,  soweit  die  Vertüguug 
dch  nicht  bloss  auf  die  PerMm  des  anmittdbaren  Outsnachfolgers  erstrecken  sollte. 

Die  Art  der  Dun  liffthnuig  der  Vererbpachtnng  in  Mecklenburg  wird  von 
sachverständi^rcr  Seite  als  eine  w(dilgelung«'ne  beurtheilt,  welclie  bewirkt  habe,  was 
der  human  gesinnte  l^andesiierr  in  seiner  V.  0.  v.  N<ivember  1867  als  Ziel  der 
Xaassregel  hingestellt  habe,  nämlich  die  Schaffiong  eines  unabhängigen  Bauern« 
St.indes.  dem  durch  die  ^^eu.ibrten  Bedingungen  eine  ausreichliche  Existenz  gesichert 
ist.  0^^*  den  vorsteheudeu  Angaben  Paascho,  a.  a.  O.,  8.  341  tf.,  und 
Roscher,  Anm.  4  an  §  70,  sowie  die  Eingangs  erwähnte  sonstige  Literatur.) 

2.  Sonstige  Staatswesen:  In  Frankreich  und  Belgien  sind  emphyten- 
ti-ehe  Verträge  auf  90  Jahre  gesetalich  ZHgela-<^>  n.  aber  nur  selir  selten  vorkommend; 
das  lileiche  gilt  lür  Italien,  wn  die  Statistik  von  1H71  an  Krbpäciiter  und  Zins- 
baueni  ^ceuMtare,  eutiteuti  uud  livellarii)  nur  ;i;.K)7  =U,U47«  der  gesammten  landw. 
Bevölkerang  nachweist. -- In  der  niederländischen  Provinx  Groningen  hat  sich 
ein  Erbpachtrecht  unter  (b  in  Xaiiir  ii  Bek  1  em  - re  ;.r t  fregt  Van  alty  durende  be- 
klemming^  erhalten  uud  ist  iu  duueruder  Anwendung;  es  gelit  auf  die  directeu 
Erben  und  die  Seitenverwandten  Ober;  der  Erbpächter  kann  das  Erbpnchtgnt  ver- 
kaufen, verpachten,  in  Hypothek  geben,  über  das>t  ll)e  letztwiilig  vcrfiiiren .  ohne 
der  Zu^ifimmung  des  Eigenthiiiners  zu  bedürfen:  dmli  kann  bei  jedem  durcb  Krb- 
giuig  iHivr  Verkauf  herbeigeführten  Besit/.wecbsel  der  Eigcnthünier  den  eijitaeheu 
oder  doppelten  Pachtwerth  fordera:  das  Gut  ist  nntheilbar.  .,Kou8  rencontrons, 
(sagt  Laveleve,  a.  a.  S.  528)  en  (ironingue  une  sorte  d'usufruitW'rs  libres,  fiers, 
nmples  de  mueurs,  mais  avides  de  lumieres,  cumprenant  le<  iviuitages  de  Tinstnic* 
tton,  et  ne  nögligeant  rien  ponr  la  nSpandre  parmi  eux;  iH  (:i<iuant  la  ciiltnre,  non 
comnie  nae  roatine  avengle  et  an  mutier  d^daigni,  mais  comme  one  no))le  occupa> 
Baekoaberf  »r,  k.,  Agrarpolitik.  L  14 
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Üon,  qui  leur  apporie  la  lortuno,  de  rinflnence  et  le  respect  de  toas  et  qui  ex^ 
l*eiaploi  dM  faealMB  de  l'intelligence  et  de  la  volonte  .  .  .  enfin  conteuts  de  leor 
{•tat,  parce  qiu*  leur  sort  ne  depend  que  de  leur  acti\'it«''  et  de  leur  pn*v»»yaiice". 
Die  Zalassttng  der  Unterverpachtaug  hebt  freilich,  wenn  diese  nicht  selbst 
wieder  erbüche  Ansprache  ge«4lirt,  den  Yorth^  des  QsnrtemB  auf;  und  es  solht 
desshalb  Krbpacht  nur  mit  Rflckenlterits  nilissig  sein. —  In  Grossbritannien  i>! 
die  Erbpacht  dureli  die  irische  Landbill  von  1881  gesetslich  anerkanntes  Instinit 
gewurden;  in  Indien  ist  in  einzelnen  Provinzen  (Bengalen,  den  nordwestlichen 
Provinsen),  wo  das  Land  als  im  Ei^ntbum  der  Zcmindare  (herrschende  Kla&sf 
stehend  ;niir<'sehen  wird,  der  bäuerliclH-n  Bevölkerung'  (Ryots*  i-bcnfHlls  das  erbliche 
Natsnngsrecht  zugesprochen;  ebenso  gelten  die  Inhaber  der  Vacut -Ländereien  in  der 
Tttrkei  als  E^i^jächter  und  in  Jaira  ist  die  niederlftndische  Regierung  durch  Gm. 
vom  9.  April  1870  sur  Yererbpaebtun^  unbebaater  LAnderdeB  anf  75  Jahre  ennichtiirt 
(Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  4  und  22). 

§38.  Der  Theübau  (die  Antheilwirthschaft). 

Man  pflegt  den  Theilbau  juristisch  als  eine  Unterart  der 

Pacht  anzuseilen  (Pacht  auf  Theilbau,  nietairie,  bail  ä  la  colonaire 
in  der  französischen,  nu'zzadria,  niasseria,  colonia  in  der  italionisohen 
Kechtsspraclie),  welche  die  Besonderheit  aufweist,  dass  der  Pächter 
als  Verirütuiiir  für  die  Ueberlassunir  dns  Guts  zur  Nutzunu;  nicht  ' 
eine  festbestimmte,  Jahr  für  Jahr  Lrleiche.  der  Rej^el  nach  in  (iehi 
zu  entrichtende  Quote  des  ( J  uts  r  e  i  n  ertrags,  sondern  einen  Thoil 
(meist  die  Hälfte)  des  Rohertrags,  also   eine  je  nach  den 
Ernteergebnissen    des  betreffenden  Jahres    wechselnde   Natural-  ! 
leistung  abzuführen  hat.   Der  Theilbauvertrag  kann  auf  bestimmte 
Zeit  abgeschlossen  sein  (in  Frankreich  meist  auf  drei  Jahre),  sehr 
hftufig  aber  ist  eine  Contractsdauer  flberhaupt  nicht  Torgesehen,  j 
das  VerhältnisB  ist  also  mit  Einhaltung  bestimmter  Kflndigungs-  I 
fristen  jederzeit  Idsbar  (ähnlich  wie  bei  tenancy  at  will  in  England),  | 
dauert  aber  anderseits,  sofern  eine  solche  Kündigung  nicht  eintritt 
unbestimmt  lange  Zeit  fort   Man  kann  aber  auch  den  Theilbau- 
vertrag als  ein  in  bestimmte  Rechtsformen  gekleidetes  Arbeits- 
verhalt niss  (Dienstverding)  betrachten,  in  welchem  die  Theil- 
bauer  mit  ihren  Familienangehörigen  als  zur  Vornahme  bestimmter  ; 
landwirthschaftlicher   Hetriebsverrichtungen    verpliiclitete  Arbeiter 
erscheinen,  deren  Lohn  nicht  in  festbestinunteu  (Joldsummeu  oder 
Naturalien,  sondern  in  einem  Theil  des  erwirthschafteten  Holu-rtraLTs  i 
besteht.    Für  diese  (von  Dietzel  und  Eheberg  vertretene)  Aiif- 
fiissung  des  Theilbaii<"<  als  einer  Art  Lohncontract  (Quotal- 
lohncontract)  sprit  lit  —  abgesehen  von  den,  von  der  flblicbeD 
rechtlichen  Norminmg  der  Pacht  abweichenden  Besonderheiten  (Ver« 
bot  der  Afterrerpachtung,  wenn  nicht  das  Gegentbeil  bedungen; 
Lösung  des  Theilbauverhältnisses  mit  dem  Tode  des  Theilbauem, 
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Nicht  eintritt  dor  Krlton  in  das  PachtverLültniss  —  so  nach  italie- 
nisfhtMii  Kt'clit) "  \ or  Allem  dif  während  der  ganzen  Üauer  des  Con- 
tmcts  dauernde  l^nwirkung  des  Eigenlliümers  auf  die  Art  der  Be- 
stellung des  Theilbauguts,  im  Gegensatz  zu  der  sehr  viel  freieren 
Bewegung,  welche  der  Verpächter  dem  Pächter  einzuräumen  p liegt 
und  einräumen  kann,  da  er  weder  an  der  thatsächlichen  Höhe  des 
Rohertrags,  noch  an  der  Art  der  zu  erzielenden  Früchte  ein  unmittel- 
bares Interesse  hat,  welch'  letzteres  vielmehr  in  der  prompten  Ab- 
führung der  vereinbarten  Geldpaehtrente  und  in  der  Erhaltung 
des  Guts  in  imgeschwächtem  ^aftzustand  sich  erschöpft.  Biese 
Verschiedenheit  in  der  Auffassung  des  Theilbaucontracts  ist  nun 
keineswegs  von  bloss  formeller  Bedeutung :  weil  die  Lage  des  Theil- 
bauem,  sofern  man  ihn  als  Pächter  betrachtet,  unter  Umständen  in 
einem  sehr  viel  ungünstigeren  Lichte  erscheint,  als  wenn  er  als  ein, 
an  den  Erträgnissen  des  ( Juts  betheiligter  Landarbeiter  erscheint, 
d.  h.  in  einem  Lohnverhältuiss  stehend  erachtet  wird,  dessen  Ver- 
gütiingsweise  den  Tlieilbauern  weit  über  die  StutV  der  gewöbiiliclien 
Landarbeiter  binausliebt  und  sein  Iiitcresst'  mit  dem  Gut  und  den 
Gutaarbeiten  in  unL''leicb  liüherem  Maasso  als  die  sonst  übliclien. 
den  gleichen  Erfolg  bezweckenden  Lohnzahlungsarteu  (Accordlohn, 
Prämien  etc.)  verknüpft 

Im  Mittelalter  sehr  weit  verbreitet in  Deutschland  namentlich 
in  den  Weinbaugegenden  beliebt  und  selbst  jetzt  noch  in  solchen 
sowie  bei  der  Tabakscultur  vereinzelt  vorkommend  (Baden),  ist 
das  Institut  des  Theilbaues  in  den  romanischen  Staatswesen  so 
namentlirb  in  Italien,  in  einzelnen  Provinzen  Sjtaiiieiis.  ferner  im 
südlichen  Frankreich  —  die  überwiegende,  gegendenweise  sogar 
•.lu^-chliesslicbe  Hechtsform  der  Bewirtiischaftung,  hat  aber  aucii  in 
Nordamerika  Boden  gewonnen;  gleichwohl  ist  das  Institut  bis  auf 
den  heutigen  Tag  Gegenstand  sehr  schwankender  und  von  einander 
abweichender  Beurtheilungen  gewesen.  Zu  einer  richtigeren  Wür- 
digung derselben  in  neuerer  Zeit  hat  die  grosse  italienische,  im 
Jahre  1877  beschlossene  Agrarenqu^  sehr  viel  beigetragen,  und 
eine  Betrachtung  des  Instituts  nach  seiner  wirthschaftlichen  und 
socialen  Seite  knüpft  desshalb  am  zweckmassigsten  an  die  durch 
diese  Erhebungen  ermittelten  Thatsachen  an. 

'i  Nach  Roscher  (Anm.  8  zu  §  59)  Beispiele  des  Theilbaues  in  England  bis 
iVufaug  des  18.  Jahrhunderts;  ferner  in  Norwegen,  Holstein,  Flandern,  in  Sachsen 
Kranken  ond  am  Oberrbcln  im  Hittelaltar  .und  spftter. 

14* 
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Foriueu  uud  VtirkouiuieudeaTheilbaues  1.  Die  Formen  des  ThnlbaneiS 
in  Italien  sind  ausserordentlich  mannichfiiltige.  Nicht  6i*ltt  n  kommt  er  in  der  Fona 
sog.  coiitratti  a  miglioria  i  Mclioraticmscoutrartp)  vor,  bei  deiu'ii  dt'r  F-ifr<'uthüm»-f 
das  Uruudstück  und  das  zur  Vurnalime  der  Melioration  uöthige  Kapital  stellt,  der 
Bauer  aber  die  Arbeit  leistet  und  nun  für  die  Herrichtnnf^  des  Bodeni  an  einer 
bestimmten  Cultur  (■/..  B.  Weincultur)  Anfangs  den  paji/»Mi  Krtrnp,  spiitt  r  t  iii»>n  Theil 
dessellH  i)  erhält,  vielleicht  auch  einen  Theil  des  Grundstückes  selber,  wäbrend  er  fir 
deu  andern  Tlieil  dann  in  ein  Theilbauverhältniss  tritt.  Wo,  wie  in  der  Lombaidei,  , 
der  Emilia  etc.  Latifundienlu  sitz  sich  tind«  t.  dient  der  Tbeilbau  als  Mittel  «ur  | 
Beschaft'unfT  der  erforderlichen  Arbeitskräfte,  indem  d»Mi  auf  eim'm  Stück 
Laud  augebiedeiteu  bäueriicheu  Familien,  unter  Zusichvruug  gewisser  Autheile  am 
Ertrag  dieser  Grundstflcke  oder  besonderer  Specialculturen  (Geflttgielhaltnnfr.  Seiden- 
raupenzucht etc.),  die  Verpflichtung  /u  A  rheitsleistun<ren  auf  dem  Herren- 
^ut  pejren  weiteren  festeu  Lohn  oder  bestimmte  Naturalien  auferlegt  wird  {aog. 
boaria);  Arbeitsverhältnisse  ähnlicher  Art  kommen  auch  im  südlichen  Italien, 
namentlich  in  Sieilien  (hier  metateria  genannt)  vor,  indem  bäuerliche  TaftdSluirr 
eine  l'arcellc  Landes  zum  Anbau  bestimmter  Früchte  gt^fren  reberlassunfr  ein»-* 
Theils  des  Kohertrugs  (Y*  ^i**  V«)  zugewiesen  erhalten,  daneben  aber,  in  der  durch 
die  Feldbestellung  nicht  in  Anspruch  genommenen  Zeit,  ihre  Arbeitakraft  sonstwie 
verwerthen  können.  I)ie  richstifrsfe  und  wdhl  weitverbreitetste  Pom  des 
Theilbaue8(iUezzadriai.  e.  S.)  aber  ist  die,  dass  eiueiu  landwirthschaft- 
liches  Ganze  bildendes  Bauerngut  durch  eine  bänerliche  Familie  oder 
ei ne  II ausgenossenscbaft  unter  Theilun^r  destu  winns  l)e7.w.  des  Risico« 
für  alle  Arten  der  Prodncte  und  mit  d<  iu  Recht  des  (iutsherrn,  nicht 
nur  die  allgemeine  Richtung  der  Froduction  zu  bestimmen,  sondern 
anoh  in  jedem  Augenblick  in  den  Gang  der  Wirthschaft  einangreifen. 
be  wi  r  t  h  seh  a  f  t  (•  f  wird  iKheber^ri.  I)ic  Th' ilbaitvcrträp'  weisen  im  Kin/i-lnen  die 
denkbar  ^össteu  Verschiedenheiten  auf;  im  Neapollitanischeu  z.  B.  bezieht  der  liligen- 
thümer  (padrone)  das  ganze  Prodnct  des  Weinbaues,  zwei  Drittel  der  Oliren  und  die 
Hälfte  alh-r  anderen  Erzeugnisse;  dafür  trägt  er  die  Kosten  der  rnterhaltung  des 
Bndfii<.  di  r  Schwefelung  «les  Weins,  der  Weiiilfvc.  die  halben  Kosten  dt  r  l)üngnntr  nial 
stellt  <Uc  ymeist  erbännliche)  Wolinung;  der  Üuuer  seinerseits  ühennnunt  alle  nl>np  u 
Kosten,  die  Arbeitsleistungen  und  verpflichtet  sich,  den  Boden  in  guten  Zustand  zu 
erhalten  und  dt  iu  Ifi  rni  -ipineii  Aiitheil  an  (h'n  Früchten  gewisseiiliaft  abzuliefern. 
Vielfach  kommt  der  Theilbau  mit  Zeitpacht  gemischt  vor  ^'outratto  mixto),  nament- 
lich bei  Omndstficken,  auf  denen  Oetreide-  lud  Wiesencnltnr  neben  Baumsucht  be- 
trieben wird.  -Während  die  erstere  in  Pacht  gegeben  \vird,  behält  sich  der  Eigen- 
thümer  bezüglich  der  letzteren  i  Uannizucht »  Theilwirthscliafl  vor.  Der  Zweck  (dieser 
Kiunchtuugi  besteht  in  der  Sicherung  einer  festen  Kente  und  in  der  Abwälzung' 
des  Risicos  für  den  einen  Theil  des  (tesamrotproducts  des  (tnindstückes,  während  er 
für  dif  Cultnren,  welche  eine  besondere  S<»rgfalt  der  Hehnndlung  erheischen,  den 
Culuueu  am  Ertrag  iuteressirt.  Je  unbedeutender  letztere  Culturen  sind,  desto  mehr 
nähert  sich  das  Yerhftltniss  einem  reinen  Pachtcontract,  im  umgekehrten  Fall  den 
Theilbau. ■*  In  Ligurien,  z.  B.  besteht  für  Gefreide-,  Wiesenbau  Pacht.  Theillian 
d;igegen  tlir  Oel.  Wein,  Vieh.  Nicht  selten  nimmt  auch  <ler  Kigenthünier  das  Keclit 
der  ViTwerthnng  der  werthv(dlen  Producte  fCocous,  Wein.)  für  sich  in  .\ns]>ruch 
und  zahlt  dann  dem  Thi'ilhaner  einen  gewissen  Theilbetrag  des  erzielten  Krlöees 
( i.oni  l)a  rdt  i hie  Zahl  der  italienischen  Tlieilbauem  ist  in  der  Statistik  von 
1K71  auf  1003  470  augegebeu  worden,  d.  i.  auf  lä,2Va  i"  Landwirthschatt 
thBtigen  Personen;  in  Wahrheit  därfte  die  Zahl  aber  eine  viel  grössere  sein,  weil 
auch  unter  den  als  „Pächt«'r  und  Hintersassen"  sowie  als  „Tagelöhner"  anfgefbhrteti 
Personen  nach  dem  Obenbemerkteu  Viele  sein  werden,  die  in  einem  Tbeilbaucontrart 
sich  befinden. 

2.  Wit'  in  Italien  weisen  auch  in  Frankreich  die  Theilbauverträg«-.  »nt- 
sprechend  den  <  h  t^/ehräiicln-n.  eine  gnissc  Mannichfaltiirkeit  der  r.  rhtlicli.  n  Aus- 
gestaltung in.shcsonilere  in  Betreif  der  \ Oniahme  von  .Meliorationen,  ik'schaüunjr 

*)  Die  Darstellung  folgt  hier  im  Wesentlichen  Eheberg,  a.  a.  O.,  8.  124  ff. 
und  dem  Aufsatz  von  Dietzel,  a.  a.  0» 


Digitized  by  Google 


Abseha.  I.  §  88.  Der  Theilbau  (die  AntheUwuthflchaft). 


213 


des  todteu  und  lebfncUm  Inventm-.  di  r  Gebftndeiuiterhaltang  auf;  der  Antheil  des 

KijrentluiiiitTil  auf  (U-n  Krtra;.'  <h's  ■riu'ill»au>rnts  ist  meist  auf  dii'  Hälfto  normirt; 
die  LVberludSiuifip  des  Viehs  ist  oft  Cie{>;eustaud  „eiues  bes«)udereu,  dem  Theilbau- 
▼erteagr  aeceiaorisch  hinsiitretendeii,  nach  den  Ornndsltsen  der  Yiehvergtelluni^ 
'  chepft'l  I  sich  re^ri^lndm  Abkonimciis,  durch  w  ch  hcs  die  Tin  ilhauer  Olctaycr  '  heim 
Ende  ihrer  Nutzung  zur  Zurückla^isung  eiuer  {fleicheu  Zahl  Vieh,  ^fleit•her  Fulter- 
bestände  etc.  verpflichtet  sind.   Die  Steuern  trägt  h&ufig  der  Ei<;eiithtt]ner  in  der 
Weise,  da«8  snr  I)cckiui<r  derselben  eine  feste  Summe  von  dem  Geldertrag  des 
^Ints  zur  Verfiifnin^r  des  Ki^'ciithiimers  vorwpfrfronomnien  wird;  es  ist  ein  Verdien«<t 
der  ueuesteu  (18b0er>  Knquete,  die  Missbräuche  aufgedeckt  zu  haben,  zu  deuen  in 
manchen  Genpenden  die  Gewohnheit  der  Vorwegnähme  dieses  PsuBchqnantnms  da« 
darch  Anlass  <rnh.  dass  liäufip-  ein  beträchtlich  höherer  l?«  ?ravr  als  zur  Dcckun«^ 
der  Abgaben  erforderlich  war,  erhoben  .  . .  wurde;  ein  bei  der  Km^uete  augefülirttir 
Bericht  besnchnet  das  Verfahren  «reradezu  als  einen  auf  die  TTebervortheilnn;  des 
Metav  t-i^  ht  rcchnctcn.  in  der  tranzcn  Gegend  Üblidu-n  Kanstgrifi"*.    Im  Jahre  1882 
i-t    di.'  Z;ilil    dt  r   tVaii/.ii-isrlicn   Theilbanem   (und   Colonen)  zu  IM7S."kH  fcdine  die 
mitHrbeiteuUcn  Fauülieuaugehorigen  und  das  Gesinde)  gegenüber  74i)ö5y  l'uehteru 
und  48S4917  selbstwirtlischaftenden  Bk>deneigenthttmem  (letztere  meist  Kleinbesitaser) 
♦  rinittelt   w<irdi'n.     Seit   Ansj^nnpr  des   voritrcn  Jahrhunderts,    wo    nach   den  Be- 
rii-hteu  des  Uei:ieschrift»tellers  Ä,  Yuuug  die  Zeitpacht  noch  eine  verhältuissmässig 
perinpe  Verbreitung  hatte  und  die  von  Metayers  bebauten  FiScbe  '/«  der  Oesanunt- 
tlHcbe   betratren  haben  8(dl.  liat  sich  das  Verhiiltniss  immer  mehr  zu  (innsten  der 
Sflbstbewirthschaftunfr  und  der  Zeitpaclit  versclinhen   und   lieliaui»tcf  sich  daneben 
«ier  Theilbau  vorwiegend  nur  noch  im  sii<l liehen  Frankreich,  w(dii  uu  lliublick 
anf  die  daselbst  vorherrschende  Cultur  der  Rehe,  des  Gelbanms,  der  Seidenxucht 
niid    anderer  !i<»chwerthi<rer  landwirthseliaftlielier   Hetriehs/.\vei;,'e,    deren  sorL'same 
i*tiege  der  H<Kleneigenthümer  in  dem  TheilbauverhältuiäS  besser  als  in  der  l'eberiassuug 
zum  Pachtgenuss  gesichert  glaubt.   Vgl.  Aber  das  Vorstehende  Reitzenstein, 
a.  a.  O.,  8.  Iß  ff.,  und  wegen  der  Versuche,  die  Institution  durch  K'etonn  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  wieder  lehenslahiger  zu  machen  'in  dem  Kntwurf  des  Code 
rural  von  1H7(»-  die  Angaben  im  Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  Hd.  XIV,  S.  171  ff.    lieber  die 
Tbrtbauverhiiltni.sse  in  anderen  südlichen  Ländern  siehe  Roscher.  Anm.  2  zu  §  5t), 
der  darauf  hinweist,  wie  auf  die  weite  Verbreituii;.'  d«  s  Theilbaus  in  Portugal  mit 
der  Abgabe  von  Vft        Ernte  der  Ausdruck  „(^uiuta"  für  Uauernhof  deute. 

8.  Nach  dem  im  Jahre  1880  aufgenommenen  Censns  ist  damals  in  der  Union 
namentlich  in  den  südlichen  und  in  den  neubesiedclten  Staaten  die  Antheilwirth- 
srhaft  ziemlich  verbreitet  gewesen;  denn  i's  waren  in  jenem  Jahre  12t>HH  Farmen 
mit  822H.')7  Acres  Land  für  Geld  verpachtet,  dagegen  03379  Farmen  mit  702244 
.\cres  im  A  nt  heil  system  Vergeben;  der  PAehter  hat  letztemfalls  in  der  Re<rel 
die  Hiilfte  des  Kohertrnsrs  dem  Kitrenthiimer  /n  enfriehteti.  erhält  aber  (Je- 
räthächafteu,  das  erforderliciic  Zugvieh,  Saatkorn  tür  eine  einmalige  Bestellung 
nnd  Vieh  Alfter  bis  zur  niichsten  Ernte;  der  Vertrag:  pHegt  dabei  so  abgeschlossen 
zu  werden,  dass  wenn  der  Pächter  die  vorschussweise  überlassenen  luventar^regeu- 
htiinde  zurückersetzt  hat.  die  Abführung  des  Pachtzinses  auf  ein  Drittel  des  Roh- 
ertrags sich  mindert.  Häutig  kauft  der  Theilbau-Pächter  dem  Eigenthümer  die  Farm 
naeh  nnd  na«  Ii  al).  .Nach  10 — 12  Jahren  kann  ein  tüchtiger  Hann  ...  in  der 
angegebenen  Wei>e  ein  freier  Farmer  werden.  In  vielen  Staaten  ist  freilieli  ein  so 
günstiges  Verhältuiss  ausgeschlossen  und  mit  der  Occupiruug  alles  zur  Laudwirth- 
Bchafl  dienlichen  Terrains  in  der  Union  werden  sich  diese  Art  von  Pachtverhält- 
nissen auch  Wohl  ändern  müssen".  'Siehe  hierwe^ren  \.  ,1.  v.  Wa  1 1 ershausen  in 
i'onrad's  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  etc.  N.  F.  Ud.  Vi,  S.  4GU  S.) 

I? e u rt h 0 il ilug  des  The il baue m.  lu  Uieser  Beziehung 
ist  zu  heiiu'rken  : 

1.  Die  Leist uiil:-  des  TlieillKiuern  an  den  l^iLienthüiner  Ix'stelit 
in  einem  Theil  iiielit  des  erzielten  Kein-,  soinlern  des  K'dieiira'Ji^s : 
von  ihr  gilt  also  ziemlich  das  Gleiche,  was  über  die  Wirkung  der 


Digltlzed  by  Google 


214     Kap.  n.  Die  Rechtifonnen  der  Bewirthschaftimg  and  des  Beritees. 

Zehntabgabe  auf  den  Fortschritt  in  dor  Bt  tiit^bstechnik  früher 
zu  bemerken  war  (§  25).  Steigerungen  der  Boherträgnisae ,  die 
nur  auf  dem  Wege  reichlicherer  Kapitalverwendung  möglich  siDd, 
wird  daher  der  Theilbauer  im  Allgemeinen  ebenso  abhold  sein, 
wie  es  früher  der  Zehntpflichtige  war;  und  leicht  „bildet  sich  ein 
Geist  des  Schlendrians,  der  allen  Fortschritten  der  Technik  .  .  . 
zuwider  ist"  (Boscher).  Dies  namentlich  dann,  wenn  der  Gutsherr, 
in  der  Stadt  wohnend,  zu  einem  unmittelbaren  Eingroiten  in  die 
landwirthschaftlicho  Betrie])sthätigkeit  weder  Zeit,  nncli  Noigunir. 
nocii  Gosoliick  halx'ii  sollte,  wie  doeli  iiäuticr  der  Fall  sein  wird 
Die  zulillnst'H  Einzelheiten  über  den  zum  Tlieil  erstaunlich  niedrit^en 
Stand  der  Hodencultur  in  Italien,  wie  sie  die  neueste  italitMiisch»» 
AgrareiKiut'te  enthalten,  tlürfton  sicherlich  wie  Ursache  und  Wirkunir 
auch  mit  der  weiten  Verl)reitung  des  Theilhaus  in  diesem  Laude 
und  nicht  bloss  mit  dem  niedrigen  Stand  der  Allgemeinbildung 
des  italienischen  Bauornvolks  im  Zusammenhang  stehen.  Daher 
mit  dem  zähen  Verharren  desselben  in  empirischen  Be- 
triebsweisen zu  rechnen  sein  wird,  so  lange  nicht  dessen 
Umwandlung  in  Landeigenthflmer  oder  allenfalls  in  Erbpächter  sich 
ennöglichen  lässt 

Nach  deu  iierichteu  der  grossen  italieuischeu  Agrarouqaete  (vgL  Eheberg, 
a.  R.  O.,  S.  14  ff.)  leidet  die  Technik  des  landyrirthsehailUcheii  Betriebs  der 

italii'iiisrlipii  bsiuerlichen  Bevölkerung,'  an  (j^rossen  Oebrecheu;  der  Fruchtwechsel  ist 
fast  nlx'rall  noch  eiu  irrationellcr.  die  Bearbeifnn^r  der  Felder  in  Folg'e  nnjrenüg^der 
(ierütlie  iu  deu  meiäteu  Pruviuzeu  eine  maugellialte,  und  das  t^anze  Verfahren  der 
Bestellmig  der  Ernte  maaclinuil  an  ursprünglichste  Zeiten  und  Sitten  erinnernd,  bei- 
spielsweise wenn  mau  lic^t.  d.iss  in  SicUien  dem  l'flufj  Kinder  folgen,  um  dii»  ScIk  Hcu 
mit  einer  Hacke  zu  verkleiueru,  dass  man  sich  zum  Ab»chueideu  des  Getreides 
Messer  bedient,  daas  das  Breschen  mittelsi  Manlthieren  geschieht,  welche  die  Aehrni 
auf  der  Tenne  austreten.  Die  un  isten  unserer  landwirthschnftlicheu  Gec&tht-  n  1 
Maschinen  siml  (h-ni  italiVnisclit  ii  Hauern  so  fr"t  ^vie  unbekannt  ;  in  Sicilien  tht  i  r 
als  l'flug  fuie  an  das  Joch  tler  ziehenden  Thiere  anjfebundfne  lauge  Stange,  au  die 
unten  ein  spitzer  Winkel,  ein  an  der  Spitze  mit  Eisen  beschlagenes  Holz,  die  Pflng* 
Schaar  darstellend,  ])ere^ti;j't  ist:  aneli  im  nrirdlielien  Italien  ist  der  alte  iin\.dl- 
kommeue  hükerue  i'tiug  uueh  das  regeluiässige  Werkzeug  zur  Bodeubcaibeitung ; 
auch  eiserne  Eggen  sind  eine  Seltenheit.  Die  Diuiguug  ist  bei  dem  dünnen  Stand 
der  Viehhaltung  und  bei  der  verselMvindenden  Venvi'udung  künstlicher  Dünger  sowie 
bei  dein  mangelbaften  Zustand  der  Duu'^stätten  im  All^'-emeinen  unzureichend,  um 
die  Fehb'r  iu  V(dler  i'roductivkral't  zu  erlialten.  was  namentlich  vom  Siuleu  Italiens 
gilt.  I)er  \  orwurf  einer  primitiven  und  eben  desshalb  nur  schlechte  Qualitäten  erzen- 
genden  IVoductionsweise  trifft  V(n-  Allem  den  Weinbau.  Zwar  werden  die  Reben 
selbst  iu  deu  meisten  Trovinzeu  mit  Liebe  und  >Surgl'alt  behandelt  und  namentlich 
hat  sich  als  Abwehrmittel  gegen  das  Uberall  auftretende  Oidium  im  Gegensatz  an 

')  In  Toscana  z.  15.  sind  viele  Eigenthümer  von  Mezzeriagiitern  floreutinische 
Krämer,  Handwerker  etc.,  die  iu  solchem  Aukatif  ihre  Ersparnisse  anlegen  iRoscher, 
Anm.  8  sa  §  59);  ähnliches  «ird  für  S  iidfra  u  k  rei ch  berichtet. -  •  Auf  ähnlichen 
Erwägungen  wie  die  obi'jren  beruht  auch  die  ablelinende  Haltung  älterer  Volks- 
wirtUe  wie  von  Justi  und  8parre  gegenüber  dem  Theilbau. 
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uiH  das  Schwefeln  fast  all^omoin  einprebürpert ;  dafre?en  horrsclit  in  der  Wein- 
bereituug  alleulhalbeu  uocli  ein  {frusser  Schleudriau;  meiüt  werdeu  die  Traubrn  mit 
FflsMD  mnsgetreteiif  als  Keltentätte  dienen  onMubere  cementiiie  Gruben,  die  Oäh» 
rurifT  erfolfrt  in  offenen  Bütten,  die  Fässer  •-iiul  schlecht  und  unreinlich  prchalten : 
Keller  sind  nicht  oder  nur  iu  tieUr  primitivem  Zuütaud  vorhaudeu;  keiu  Wuuder, 
wenn  ein  ^nsser  Theil  des  Weins  nnr  auf  Inurse  Zeit  aufbewahrt  werden  kann  und 
selbst  einen  läni^eren  Transport  nicht  verträpt.  Neuerdinif»  bahnt  sich  einiger  Fort- 
S«-'hritt  dadiiri  h  an.  diiss  {frössere  HaIldllnl"^^^hiiuse^  Trauben  ankaufen  und  zu  besseren 
ttiid  exportl.ilii>;cren  Weiueu  verarbeiten  lasäeu.  Die  von  den  Weiubauem  selbst 
enwagten  Weine  sind  aber  tut  dorchweff  KeriniT  itnd  ee  werden  daher  die  ausge- 
zeichnet ;riinstitr»'n  Hediii;ru"P''i.  unter  denen  der  italienische  Weinbau  an  sieh  be- 
trieben werdeu  Icüuute,  nur  sehr  ungenügend  ausgenutzt.  ~  AeUuliches  gilt  von  einem 
sweiteaD  Haupterseugniss  der  Italienischen  Kleincnltnr,  den  Oliyen,  deren  Hanpt- 
productionsstiitten  in  Li^rurien,  ferner  im  Süden  der  Halbinsel  und  in  Sicilien  sich 
finden.  Meist  bleiben  die  «resiunmeltt  ii  Früchte  vor  der  Verarbeitung  Tage  lan«? 
liegeu,  geratheu  dann  theilweise  iu  Fauluis.s,  so  dass  das  Oel  einen  schlechten 
ransigen  Oeechmack  annimmt,  der  es  zu  andern  als  Releuchtungs-  und  Schmierzwecken 
nngeeiimiet  erscheinen  lässt.  —  Auch  über  die  frauriir*'  Verwalirlosun^r  der  Obst- 
banmzucht  begegnet  man  iu  den  Enquetebehchten  laüt  durchweg  Klagen;  nament- 
lich wird  der  MÜogel  an  Baumschulen  -viel&ch  hervorgehoben.  —  Eine  rilhmliche 
Ausnahme  iu  Bezug  auf  die  Technik  der  Behandlung  macht  dagegen  der  Hanf, 
der  wenifTSteuH  in  den  nördlichen  Provinzen  musterhaft  behandelt  /.u  werden  scheint 
und  bekanntlich,  seit  Jahren  in  zuuehniejidem  Maasse  nach  Deutschland  ausgeführt, 
der  deutschen  llanfcultur  starke  Cuncurrenz  bereitet.  —  Siehe  auch  die  v«m 
Kheber;:  S.  IHö  niit^etheilten  l'rtlieih'  des  üerichterstatters  Jacini  über  die 
Wirksamkeit  des  Tluilbaus  iu  der  Lombardui:  er  sei  dort  nützlich,  luu  Läude- 
reien  bis  an  einem  ;re\vis8en  Grade  fruchtbar  an  machen  und  au  erhalten,  die  es 
aonst  nur  in  geringem  Maasse  gewesen  wären.  Der  (»rund  für  das  geringe  Vor- 
wärtsschreiten in  der  Technik  liege  übrigens  auf  der  Hand;  Wele  landwirthschaft- 
licUe  Meliorationen  lohnen  erst  nach  längerer  Zeit  und  solche  Verbesserungen  kann 
mur  der  Rigenthümer  vornehmen;  aber  letsterer  werde  wenig  Lust  da/u  haben, 
wenn  er  deren  Früclite  nut  dem  Tlieilltauem  theilen  inii>se  'und  nnigekehrti.  - 
Vgl.  über  ungünstige  Erl'ahriuigcn  mit  dem  Theilbau  iu  Frankreich  auch  die 
KotisMi  bei  Roacher,  Anm.  1  und  2  au  §  60:  nach  Baatiat  fehle  dem  Metayer 
zu  landwirthschaft liehen  Verbesserungen  sowohl  das  savoir  und  pouvoir  als  das 
vouloir;  und  unter  den  verschiedenen  Kömerarten  bevorzugten  die  Metayers  regel- 
mässig die  «reringeren.  Anderer  Meinung  dagegen  S  i  sni  o  ndi  und  (iraf  üaspari  u , 
die  in  dem  N'erli  iltniss  vom  lirundlierrn  und  Metaver  eine  oft  heilaame  und  auch 
der  allgemeinen  Kntwicklunu'  der  rnnlnction  förderliche  Interessengemeinschaft 
erblicken.  Eine  fast  überschweugliclie  Lobpreisung  der  „Ualbscheidewirthschaft** 
bei  Hamm  in  d.  S.  11  unten  cit.  Schrift  unter  Abschn.  XVII  derselben. 

2.  Kann  in  Hinsiclit  des  landwirthschaftlicluMi  Prodiictions- 
processos  dem  Theilbau  eine  grundsätzlich  günstige  Beurtheilung 
nicht  zu  Theil  werden  —  ein  Ti-thcil  das  nnr  unter  ganz  be- 
stimmten Voraussetzungen  einer  Modification  unterliegt  (ZifTer  5), 
80  kann  auf  der  anderen  Seite  auch  die  Frage  nach  der  etwaigen 
Tortbeilhaften  Einwirkung  des  Theilbausystems  auf  die  wirthschaft- 
liche  Lage  der  bodenbebauenden  Bevölkerung  selber 
nicht  ohne  Weiteres  mit  Ja  oder  Nein  beantwortet  werden;  da  viel- 
mehr hier  Alles  von  den  Einzelheiten  der  Vertragsgestaltung  abhängt, 
also  namentlich  davon,  ob  die  Gewinn  -  und  Verlustchancen  des  Ver- 
tragsverhältliältnissps  e^loirlimässiir  zwischon  den  Contrahenten  ver- 
theilt £>iud  oder  ob  dies  uiclit  der  Fall  ist.  An  sich  wird  die  Behaup- 
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ixmix  kaum  ciiuMii  Wifferspruch  boir<\irn<'n  köniuMi.  dass  oin  c'oiiv«'nti- 
oiu'llorSclHMiiatisnuis,  wie  er  gegoudcnweiso  betrefts  der  Auseinaiuler- 
setziing  der  beiderr<eitigen  Antlieile  am  Gutsertrag  (Theilbau  zur 
Hälfte,  zum  Drittel  etc.)  IMatz  greift,  bei  der  Mannicbfaltigkeit  der 
landwirtliscbaftlichen  Betriebsverhältiiisse  scliwerlieb  durchweg  dem 
YertheiluDgsintereBse  gerecht  wird;  aueh  bietet  der  Theilbauvertiag 
keine  unbedingte  Sicherheit  dagegen,  dasa  der  Padrone  seine  über- 
mächtige Stellung  oder  etwa  vorhandene  Schuldverbindliehkeiten 
roissbraucbt,  um  den  Theilbauem  „Arbeitslasten  aufzubürden  und 
Leistungen  aufzuerlegen,  durch  -welche ...  der  der  mezzadria  zu 
Grunde  liegende  Oedanke  gleichberechtigten  Zusammenwirkens 
von  Kapital  und  Arbeit  und  der  gleichen  Vertheilung  der  Gewinn- 
und  Verliistchaiicen  von  der  Verwirklichung  ausgeschlossen  wird. 
I)it'  Thatsache  «'iner  grösseren  Abhängigkeit  ist  offenbar  scljon 
heuto  bei  einiL'"en  Xebenarten  des  Theilbaues,  z.  B.  boi  der  boaria 
«a'ücben :  sie  kommt  auch  Ix'i  der  mezzadria  V(»r  und  es  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  wenn  die  Zunaiune  der  Steuern  und  di»* 
Preisminderung  der  Bodenproducte  fortschreitet,  sie  immer  mehr 
um  sich  greifen  dürfte''  (Eheberg).  Wenn  solche  Auschreitungen 
da  weniger  oder  nicht  vorzukommen  pflegen,  wo  der  Theilbauer 
im  Besitz  einiger  eigenthümlich  besessenen  Gnmdstflcke  ist  und 
wenn  aus  diesem  Grunde  die  „Vermehrung  der  Theilbauer-Eigen- 
thUmer  (coltivatori-proprietari)  als  ein  socialer  Fortschritt  be- 
trachtet** wird,  so  ist  mit  dieser  amtlichen  Feststellung  zugleich 
ein  beachtenswerther  Fingerzeig  fflr  die  Maassnahmen  der  prak- 
tischen Agrarpolitik  gegeben,  deren  Verwirklichung  freilich  schon 
wegen  der  muthmaasslichen  grossen  finanziellen  Opfer  der  Staats- 
kasse, die  sie  erfordern  würde,  gerade  in  dem  classischen  Lande 
des  Theill)auwesens  in  Europa  in  absehbarer  Zeit  schwerlich  zu  er- 
warten sein  wird. 

3.  ^Tan  darf  bei  Allem  dem  nicht  übersehen,  dass  der  Theil- 
bau als  Bewirtlischaftungsform  für  kleinere  Anwesen  und  Anwesens- 
theile  ihn-h  ganz  wesentliche  Vorzüge  vor  dem  System  der  /»'it- 
paoht  liat  luul  man  wird  <laher,  solange  sich  in  <ler  Grundeigeuthums- 
vertheilung  der  betretenden  Staatsgebiete  eine  Aenderung  nicht 
vollzieht,  seine  Beibehaltung  als  erwünscht  bezeichnen  müssen. 
Offenbar  nämlich  wirdein  in  gewohnhei  tsrechtlichen  Nor- 
men wurzelndes  und  in  den  beiderseitigen  Verpflichtungen  auf 
Grund  dieses  Gewohnheitsrechts  im  Wesentlichen  feststehendes 
TheilbauTerhältniss  die  wirthschaftliche  Lage  der  kleinen  Iftnd- 
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liehen  Bevölkerung  selten  so  tief  heiabzudrflcken  vermögen,  wie 
die  Zeitpachtvergebung,  bei  welcher  die  Gegenleistung  des 
Kleinpächters  —  die  Pachtrente  —  in  periodischem  Wechsel  als 
Ergebniss  des  freien  Wettbewerbs  jeweils  neu  normirt  wird  und  wo 

desshalb  die  Gefahr  einer  Auswucherung  der  kleinen  Zeitpächter 
tlurcli  ilie  im  Lauf  der  Zeit  wacliM'nden  <  loldpachtrenton  so  sehr 
naheirerru-kt  ist      Im  Wesen  des  Theilbaiivortrags  liejjrt  «dx'iiso  die 
TendiMiz  zur  V<'rharrunii-  in  den  ü])erli«'t't'rt<Mi  Festsetzungen  der 
l»eid»*rseitigen  Vertragsverptlichtungen    wie    mit   dem  Wesen  d«'r 
Zeitpaelit   der   beständige  Wechsel   eben  dieser  Verpflichtungen, 
bedingt  durch  die  schwankeiubni  Conjuncturen  von  Angebot  und 
Nachfrage  auf  dem  freien  <irundmarktf  innigst  verknüpft  ist;  und 
gerade  die  neueste  italienisclie  Agrarenquete  hat  erwiesen,  dass 
auch  heute  in  den  Procentverhältnissen  der  Theilung  des  Boh- 
ertrags  zwischen  Eigenthflmer  und  Theilbauer  nennenswerthe  Aen- 
derungen  gegenflber  den  für  ältere  Zeiten  festgestellten  Verhältniss- 
zahlen nicht  eingetreten  sind.  Es  kommt  hinzu,  dass  hochwerthige 
perennirende  Spedalculturen  (Weinbau,  Olivenbau,  Seidenraupen- 
zucht etc.)  im  System  der  Zeitpacht  schwerlich  jene  aufinerksame 
Pflege  und  Sorgfalt  finden,  welche  ihnen  der  am  Bohertrag  im- 
inittelbar  betheiligte  Theilbauer  angedeihen  lassen  wird*).  Weiter 
ist,  rein  social  betrachtet,  das  Theilliauveriiältniss  der  Zeiti>acht 
auch  darin  ülM'ileg(>n,    dass  der  Eigenthinner  an   den  naturalen 
Wirtlischaftsergebnissen  des  Theill)auern  in  unmitt^-lbarster  Weise 
interessiil  ersch(dnt  uml  dass  diese  1  nte  re  s  s  e  n  geiii  ei  u  s c  lia  ft  für 
eine  humanere  (.iestaltung  der  Vei*tragsl)eziehungen  als  bei  dem  in 
rein  geldlichen  Verptlichtungen  sicdi  erschr»j»fenden  i'achtverliältniss 
sich  wirksam  erweisen  dürfte;  wird  doch  berichtet,  dass  z.  B.  ..der 
toscanische  Theilbauer  sich  als  Genosse,  nicht  als  Knecht  d(^8 
GrundeigenthOmers  fühle  und  dass  der  Theilbauer  um  so  intel- 
ligenter und  anständiger  ist,  je  gerechter  und  humaner  der  Eigen- 
thttmer  sich  benimmt:  il  buon  padrone  fa  il  buon  contadino'S 
Ungünstige  Ernten  vermögen  femer  die  Lage  des  Theilbauem  viel 
weniger  nachtheilig  zu  beeinflussen,  als  den  zur  Entrichtung  eines 
festbestimmten  Geldpachtzinses  verpflichteten  Zeitpächter.  Hierzu 
kommt,  dass  in  Italien,  in  dem  das  Familienleben  der  unteren 

'i  Hiennit  hiiii'jt  wtihl /.nsainiiuMi.  dass  'nach  v.  IJ  <i  f  /  on  s  t  ei  ii)  s»'it  der  wirth- 
»chaftlicben  KriMs  der  7Uf  r  Jahre  der  Theilbau  in  J*  ruiikreich  wieder  mehr  Auweu- 
duDg  findet,  selbst  in  Geirenden,  in  denen  er  bis  dahin  nicht  fiblich  war. 

*)  Sehr  ^ut  soll  sich  der  Hnibbnu  in  den  Wein^reirenden  Ton  BeatyoUus  be- 
währen, ebenso  am  Genlertiee.   (Koscher,  Anm.  7  zu  §  59.) 
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ländlichen  Klassen  ein  so  sehr  gelockertes  ist  (Arbeiterwanderungen 
nach  Frankreich  und  Deutschland  und  von  einer  italienischen 
Provinz  in  andere;  Wanderweideleben  der  zahlreichen  Hirten), 
überall  da,  wo  die  Mezzadria  vorherrscht,  in  ihr  ein  Institut  ge- 
geben ist,  den  centrifugalen  Tendenzen  des  Familienlebens  eine 
Gegen wirkii nix  zu  verleihen.  Denn  vielfach  „steht  hier  die  ge- 
sammto  Hausgemeinschaft  unter  eiiuMn  Pater  familias.  dem  sog. 
Cajioeeia,  der  mit  beinahe  unumschränkter  Gewalt  ausgest4ittet  ist; 
das  Vermögen  gcliört  allen  Faniilicnglicderu  gemeinsam  und  wird 
ausschliesslich  vom  Hausherrn  verwaltet  .  .  .  die  \'erri<  litinuren  der 
vi'rschiedenen  Arbeiten  in  der  Wirthschaft  sind  nach  .lahrliunderte 
alten  Traditionen  streng  unter  die  einzelnen  Familieuglieder  ver- 
theilt". Und  es  wird  gerade  diese  socialpolitische  Bedeutung 
der  Mezzadria  luiter  den  eigenartigen  Verhältnissen  Italiens  nicht 
bloss  in  der  italienischen  Agrarenquete,  sondern  auch  in  der  neuer- 
lichen italienischen  Literatur  Aber  das  Familienleben  ausdrflcklich 
anerkannt').  —  Wo  endlich  nicht  die  Vergebung  landwiithschaft- 
licher  Anwesen  als  solcher,  sondern  einzelner  Parcellen  den  Gegen- 
stand des  Theilbauverhältnisses  bildet  und  wo  nach  den  besonderen 
Arten  der  Abmachungen  diese  den  ausgesprochenen  Charakter 
eines  Arbei^scontraets  annehmen  (siehe  oben  S.  210),  wird  man 
in  dieser  Betheiligung  des  Landarbeiters  an  den  Früchten  seiner 
Arbeit  durch  Zuweisung  eiiuu'  bestimmten  (^mde  des  Natural- 
«•rtrags  die  Verwirklichiiiig  «»ines  g»*sunden  L  o h n  p ri  n  c i p s 
erkennen  nuissen Auswüchsen  des  Tiieilbauverhältnisses  aber  in 
dem  oben  (Ziffer  1)  erwähnten  Sinn  dürfte  durch  eine  Fortbildung 
seiner  civilrechtlichen  Bestimnumgen.  insbesondere  durch  Erschwe- 
rung des  Kflndigimgsreclits  von  Seiten  des  Eigenthflmers,  bei  gutem 
Willen  der  gesetzgebenden  Factoren.  unschwer  zu  begegnen  sein. 

4.  Eine  richtige  Würdigung  der  Verhältnisse  wird  daher 
zu  dem  Schluss  gelangen,  dass  die  dermaligen  unbefriedigenden 
Verhaltnisse,  welche  der  Theilbau  Tielfach  —  nach  der  Seite  der 
Production  und  im  Hinblick  auf  die  wirthschaltliche  Lage  der 
Theilbauem  selber  —  in  Italien  aufweist,  nicht  sowohl  in  dieser 
Bewirthschaftungsform,  als  in  der  eigenartigen  Gestaltung  der 

M  Vfrl.  Rombart,  Dns  Farailieiiproblem  in  Itolien,  in  HrhmoUeni*«  Jahrb.  f. 
Katioiialokounmi.-  <  tr.,  IM.  XII.  S.  2Hö  ff. 

')  hi>r  .Mi-//a<lriiivirtrag,  sagt  Dietzel,  ist  uur  die  äiiü^erste  Cuasequciiz  des 
Qaotalpriiiri|M):  man  kann  ihn  als  permanente  BewirthBchafhingsform  Ar  das 
üniiid!4tiick  lif/cichnen,  wShrend  die  Pacht  eine  transitorische  Beirirthflcliaftun|PB> 
form  ist  (a.  a.  O.,  Jahrg.  1<)84,  S.  276). 
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OrundeiGrenthumsvorhältnisse  selber  wurzeln,  nämlich  darin, 
dass  im  iiüufp  der  historischen  Entwickluno:  grosse  Theile  des  tlaclien 
Landes  der  landlichen  Bevölkeruni^  zu  (lunsten  grosser  Magnaten 
und  städtisclier  Kapitalisten  enttrenidet  worden  sind;  entfallen 
doch  (nach  der  italienischen  Statistik  des  Jahres  18S1)  von  den 
5  272  857  in  der  Landwirthschaft  thütigen  männlichen  Personen 
nur  1 009 134  in  die  Klasse  der  p]igenthümer  (rund  18"/o  aller), 
während  der  ganze  Kest  (rund  *  5^/0)  in  der  Stellung  von  Verwaltern, 
Theilbauem,  Erb-  und  Zeitpaclitern  etc.  sich  befindet.  Von  der 
Verwirklichung  der  socialen  Forderung:  „Das  Land  den  Be- 
bauern"  ist  also  Italien  soweit  entfernt  als  immer  möglich;  und 
viel  weniger  als  in  der  weitgehenden  Eigenthumszerstackelung  des 
Grund  und  Bodens  Überhaupt,  die  nach  den  klimatischen  Ver- 
hältnissen der  betreffenden  Landstriche  am  Ende  noch  erträglich 
wäre  und  jedenfitUs  ungefährlicher  ist  wie  im  mittleren  Europa, 
liegt  der  Urquell  der  agrarischen  Leiden  dieses  Landes  in  dem 
Aufbau  einer  Grundeigenthumaverfassung,  bei  der  die  überfliegende 
Mehr/.alil  der  Bodeneigenthümer  den  Grund  und  Boden  nicht 
selbst  hewirthschaftet,  sondern  ihn  als  Object  eines  arbeitslosen 
Rentenhe/.ugs  anzusehen  sich  gewohnt  hat.  für  welchen  eine 
tleissige.  genügsame,  aber  vielfacli  in  krasser  Unwissenheit  l)et:ingene 
Bevrdkenmg  in  harter  Arl»eit  aufkommen  nuiss ;  einer  Grund- 
eigenthumsverfassung,  auf  die  gerade  in  Italien  so  vielfach  alle 
Nachtheile  Anwendung  finden,  welche  dem  Absentiismus  anhaften; 
und  bei  deren  Fortdauer  allen  noch  so  aufrichtigen  Bennihungen 
für  Hebung  des  Bauernstandes  nur  eine  problematische  Wirkung 
zugemessen  werden  kann^).  Die  grandliche  Abhilfe  kann  daher 
Terständiger  Weise  nicht  in  einer  Ueberftthrung  des  Theilbaus  in 
Zeitpachtrerhältnisse,  wodurch  das  Uebel  der  jetsigen  Eigenthums- 
▼erfassung  nur  verschlimmert  würde,  sondern  muss  in  einer 
Aenderung  der  letzteren  selber  gesucht  werden,  d.  h.  in  einer  all- 
mähliehen  Umwandlung  der  jetzigen  Theilbau-  und  ähnlicher 
losen  Contractverhaltnisse  in  andere  Wechtstormen  des  Besitzes, 
wobei  für  die  etwa  /u  ergreifenden  Keformmaassnahmen  die  neuere 
Preussiselie  Gesetzgebung  über  K  entengüter  (S|  91)  einen  werth- 
vollen Vorgang  geschafi'eu  hat;  auch  die  gesetzliche  Umwandlung  in 

YgL  hierüber  auch  den  Aufsatz  von  Rcrnardi  in  Schmoller*8  Jahrb.  1882, 
S.  663  ff.  und  die  daselbst  citirtcn  Worte  des  italifiii^ehen  Staatsmannes  nnd 
8chriftiiteUers  Jacini,  »Der  (grosse  üruudbeäitz  iu  Italien  veraulaBst  zwei  (iegensatze, 
die  bei  einer  gleichmlwigen  Thettmig  nicht  möglieh  wären:  immer  mehr  IMchthnm 
des  Besitsere  nnd  BeMehtfmntli  des  Bauern,  inmitten  einer  blflhenden  Bodencultur.** 
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ErbpachtTerhftltnisse  durfte  wegen  der  in  den  froheren  Aus- 
fflhnmgen  (g  37)  dieser  Besitsesform  nachgerflhmten  relativen  Vor- 
züQfe  ins  Auge  zu  fassen  sein,  wie  denn  diese  Besitzesform  bei  der 

Kinziehiinjs^  dor  italienischen  Kirchengüter  bereits  practische  An- 
wendung gefunden  hat 

5.  Zu  einer  gr  u  n  d  s  ä  tz  Ii  c  Ii  günstigen  B  e  u  rt  hei  hing  des 
Th<>ilbau<'s  würde  man  für  jene  Fälle  gelangen  können,  in  d<Mien 
eine  w  i  r  k  1  i  c  h  e  A  rbt»  i  t  s  g  e  in  eins  v  h  a  f  t  zwischen  Eigenthüiiier 
und  Bebauer(„conipai-teciitazione  al  prodottn")  ihircli  das  Vertragsver- 
hältniss  begründet  wird  und  die  beiderseitigen  Antheilc  nicht  sche- 
matisch, nach  traditionellen  Ueberlieferungen  (Anbau  zur  Hälfte,  zum 
Drittel),  sondern  in  billiger  Berücksichtigung  der  concreten  Wirth- 
schaftsverhältnisseund  der  Yon  beiden  Theilen  geleisteten  productiven 
Arbeiten  festgesetzt  werden;  wo  also  derBodeneigentbfimer  nicht  ein, 
weitab  von  der  Productionsstätte  die  Beute  verzehrender  Magnat  oder 
städtischer  Kapitalist,  sondern  der  in  die  Wirtshschaftsleitong 
thätig  eingreifende  Socius  der  Theilbauem  ist  und  wo  somit  das 
Vertragsverhältniss  in  derThat  ,,die  Verwirklichung  einer  Interessen- 
verkettinig  von  Besitz  und  Arbeit  darstellt,  die  in  der  Industrie 
bis  jetzt  noch  vergeblich  zu  erreichen  gesucht  wird"  (Dietzel)-). 
Die  widers)>ruchsvollen  Urtheile  übcM*  dvn  'rh<'ill)au  gerade  uucli 
in  (b'r  classischcu  Hfiniatb  (b'ssell)eu  »Tklären  sich  wohl  daraus, 
(hiss  den  Einen  wesentlich  dies«»  ideale  Form  des  Tlieilbaues.  für 
welche  <'s  an  rühmlichen  Beispielen  auch  in  Italien  nicht  fehlt, 
den  Andern  die  ebenso  stark  oder  noch  stärker  verbreitete  ForDi 
einer  denkbar  iosen  Verbindung  der  Colonen  und  des  Gutsherrn 
mit  den  daraus  sich  entwickelnden  Nachtheilen  in  wirthschaltlicher 
und  socialer  Hinsicht  vorschwebt.  Mannichfache  Anwendungen  des 
Theilbaues  auch  in  mitteleuropäischen  Ländern  zeigen,  dass,  wo 
jenen  Voraussetzungen  genfigt  ist,  das  Interesse  des  Gutsherrn  wie 
der  Bebauer  neben  dem  Productionsinteresse  vollauf  Gentige 
finden  kann;  man  muss  aber  wohl  im  Auge  behalten,  dass  in 
solchen  Fällen  der  Theilbau  eigentlich  doch  nur  eine  Art  Selbst- 
administration unter  Betheiligung  der  bodenbestellenden  Arbeit 
•  am  Productionsertrago  darstellt  und  um  so  mehr  sich  mit  jener 
deckt,   je    umfangreicher    der    Ciutseigenthümer    inhaltlich  der 

'f  Nacli  Iiu-^clu  r  Ulli.  4  zu  ^  ~{)\  liaf  man  in  Sicüit  ii  seit  1862  80001 N)  pr. 
31orgeu  Kircheu}0itc*r  in  Kiiipli.vteiise  tfe^reboii,  ulkrdiiijrs  meist  grösseren  Besitxern. 

*)  Vjrl.  Dietzel,  a.  a.  ().'.  Jalirjr.  1884.  S.  237;  .Als  Facht  aufgefasat  erscheint 
das  System  i!'  -  Tlu-illums  priniiin'ii  Ziistaiidt  n  der  A;ri  ic  iiltiir  entsprungen,  als  Lohn- 
form  betrachtet  erfüllt  er  das  sodalpolitüche  Ideal  der  Zukunft'^. 
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cr«'lt«Mnl«Mi  Vcrträü^o  auch  hinsiolitlich  der  Hinpinvorwi'iuiuni;  von 
(lauonultMi  Kapitalaulaj^oii  in  das  (iut  <lio  Kolh»  dos  s('ll)st\\  iiili- 
fcchaftciidrn  Eiü:<^nthüiuor  ülx'riiimmt.  Für  die  cndmiltiL:»'  Hcur- 
tlieihinii  des  TlH'iDiaucs  in  d<»ni  fnilicrn  Sinne  und  die  daraus  für 
die  praktische  Agrarpolitik  abzuleitenden  iSchlusst'oli^erungen  kommt 
aber  diesen  besonderen  G es taltungen  des  Instituts  insolange 
keine  Bedeutung  zu,  als  nicht  jene,  sondern  die  in  der  Be«rleit- 
erscheinung  des  Absentlismus  anftretenden  Formen  des  Theilbaues 
die  Regel  bilden  und  muthmaasslicb  auch  in  der  Folge  bilden 
werden. 

Vgl.  hierzu  aiult   Tohl,  a.  a.  ().,  8.  4%  S.  uud  die  da^ielbüt  als  Typfii 
dentscher  Tbeilbanvertraf?g -Verhültnisse  an^efBlirten  Beispiele  und  Dfinkelberg, 

a.  a.  ().,  S,  öO  ff,,  der  den  Theilbau  pr^ndsätzlich  frünstij;  beurtheilt,  indesg  in  der 
hierfür  {»e;r''l><*n»'n  IJefrründunj»':  -der  Ki<renthiiint'r  ist  in  der  anfrenehmen  La«j»% 
fortdauernd  auf  den  Betrieb  leitend  rinzuw  irketi  und  dabei  der  Mliliewaltuu;;  für 
Be^cllaffiDllg  und  Erhaltnngr  der  Arbeiter  aiit  Jahre  liinaus  ptn/.  enthoben  zu  nein, 
da  r>i  vit'lfaeh  (!i  vorkoniinf,  dass  ein  und  ilit'>t  llM-  ( Hloiii  nlatnilie  (icneratidiien  hin- 
durch dasselbe  Gut  in  lialbbau  bewirthscluifteu  hilft,  ohue  Ciefahr,  d&sa  der  Land- 
bentzer  wie  bei  dem  Erbpacht-  oder  dem  Rentengut  seines  Eigenthnms  verlustig 
geht'',  deutlieh  zu  erkennen  jrieht ,  dass  jenes  l'rtheil  nur  vi»n  ;ran/.  Ix  ^liinniten, 
oben  im  Text  als  ideal  hezeiehneteu  Furmeu  deä  ThvUbaueH  jfilt.  Als  typisches 
Beiiipiel  s(deher  idealen  Theilhauwirthschnft  wird  das  von  Bignon  auf  dem  (5ut 
Thenneuille  lAllieri  seit  ISl!)  riii;r'*tnlirte  Adiniuistrationssystem  angeführt,  das  im 
Anfantr  di'Ui  FIi;r<'nt!iiiiiii  r  ni  dem  auf  ihn  eutfallenden  I'ro'inctenantheil  M. 
oder  l,12"/o  des  urspriiuglicheu  Aula«:ekapitaU  von  lll  'AA)  M.,  naidi  2'ii  Jahren 
aber  27262  X.  oder  9367«  des  inzwischen  durch  Meliorationen,  Baulichkeiten  etc. 
auf  291  ÄMj  M.  aufrewaehsenen  (irundkapitals  hrai  ht.  ;  wahrend  in  der  ^rlcicln  ii  Zeit 
die  Colonen,  welche  die  Hälfte  des  i;esauunten  Natiirah-rira^fs  beziehen,  aus  lirrabjje- 
kommenen  zu  wohlhabenden  Leuten  sieh  empiirj,'«arbeitet  haben  s<dlen,  theilweise 
sotrar  (Jutsbesit/.er  ir'  \Mirden.  dabei  aber  {fleichwohl  in  dem  alten  Theilbauverhältniss 
verblieben  sind.  Aus  tlen  mitiri'thi  iltfn  N'crtrairshcstininuinjren  sind  nanienflich  jene 
bemerkeuswerth,  welche  bestimnuu,  dass  die  auszuführenden  Cultureu,  die  Arbeits- 
leistungen und  die  Haassnahmen  beidiglich  des  Yiehstandes  (AufKUcht  und  MKstung) 
für  J  e  d  f  lahrcszeit  zwischen  dem  Kiireiithiiiner  inul  Cdloneii  tf  •vtiresct/t  werdi  ii  und 
die  Leitung  des  lietriebä  dem  Kigeuthüiuer  beziehungsweise  seinem 
Stellvertreter  verbleibt;  dass  der  Kifrenthümer  für  Beschalfhng  und  ITnter- 
haltuny'  der  Gebäude  sorirt  und  den  pa'>>'-«">'  Viehstand  liefert :  dass  in  die  Kosten 
der  .Mi'liorationen ,  der  Ans(hafl"nn;r«'n  fiir  KunsfJÜinjrer  ete.  ilie  Cnntrahenten  sieh 
theilen.  liei  dieser  Art  von  llalhseheidewirthsehat't,  die  j;erade  aueli  für  mittlere  und 
grössere  («fiter  sich  eignen  dürfte,  versteht  man  den  Ausspruch  eines  französischen 
Sehrift>•tt•ller^  S.i^riiicr  Taris*,  dass  sie  sich  al-  i-inc  nnhesfreitliare  Kraft  Lr</«"i^'t 
habe,  die  Wirkungen  der  lundwirt bschaft lieiu-u  Krisis  zu  beschwtiren,  sie  ist  aber 
ihrem  Wesen  nach  mehr  als  Selbstverwaltung  mit  Betheiligung  der  Arbeiter  am 
Oatsertrair  denn  als  Theilbauvertrag  an/\isehen« 

^I>as  A  n  f  Ii  ei  1  s  p  rin  ci  p  im  Verhältniss  des  ( 1 1  ii  »i  hi  ^'e  rs  zumSehuld- 
ner.y  Für  eine  hesond«'re  Form  der  Autheilswirthschalt  ist  in  nenerer  Zeit  unter  dem 
Ocrichtspunkt  der  ans  der  Kapitalverschnldnng  des  Grund  und  Ihidens  /u  Ta^^ 
■j-ctreteneii  rehelstände  ei riL'!  treten  worden,  deren  Wesen  darin  bestünde,  das-;  der 
lilaubiger  ^L'nterpfaudsglaubi^'er)  mit  seinen  Ansprüchen  nicht  auf  feste  Zinszahlun- 
gen, sondern  auf  die  seiner  Kapitalbetheili^un;;  entsprechenden  Antheile  am  (fewinne 
zu  verweisen  wäre.  (Vgl.  die  Schrift  von  Mahraun  in  der  Literatarttbersieht  S.  l')?.» 
NacJi  der  juristischen  ( '«»ustrurtion  dieses  Vorschlags  würde  der  T'nterpfandssrlau- 
biger  als  im  M i t eigen  t  huui  des  ver|)fiindeten  Hodens  stehend  zu  erachten,  also  die 
jetaige  hypothekarische  Beleihnngsform  gmndsätxlich  an&ugebeii  eeb,  indem  an 
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Stelle  der  Ilypothek  der  G  ut  saut  hei  1 ,  an  SH'lle  des   Kapitaliiriiicips  das  Ab* 
t  Ii  ei  1  s |) r i IM- i  p  treten  würde;  die  v o  1  k  s  w  i  r  t  Ii  s r h af  1 1  ich e  iJeLrriinduii'^'  diese« 
Vurschlagü  wird  mit  dem  Hiuweiä  gegeben,  dass  die  Nüthigung  der  KapiuUijpoüiek 
zu  festen  Hmansnhlmigeii  An  den  OlAnbiger  „das  Oleich^wiclit  voo  Winwh— 
und  Ausgrabe  dauernd  vernichtet  hat";  vemünfti<rerweise  könne  aber  d»'r  Land«-irth 
in  Jahren,  in  denen  er  die  zu  einer  Befriedigung  der  üläubigeranspriiciie  nothwen- 
digen  Summen  nicht  erwirthschafte,  auch  nicht  ta  deren  Zahlung  j^eniithigt  werden, 
da   aiiib'nifalls         /.umal   bei   ib'r   Fortdauer  ungUusti^rer   Productions* (Absatz-) 
VerhiiltiiisM-  -     der  Hnin  des  Wirtbscbafters  tinausbb'iblich  sei.  -    Eine  prartisrhe 
liedeutung  wird  diesen  Vurschlägeu  indesü  aus  zwei  Gründen  nicht  heiztuue&seu  »ein : 
einmal  weil  eine  Ordnung,  welche  das  anlafirebedflrfdge  Kapital  statt  auf  feste  Zins» 
ansprüclie,  auf  schwankende  (JutsirtniL'Tiis'^f  verweist,  dieses  dem  (inindniarkt  eiit- 
fremdeu,  also  den  Gruudcredit  scliwer  schüdigeu  müBvtej  zum  andern,  weil  dem  Gläu- 
biger als  antheüsberechtigtem  Miteigenthümer  ein  Anfidchts-  nnd  Controlrecht  4ber  die 
WirthschalltflfDhrung  imd  die  Wirthschaftsergebnisse  ein^-^«  niumt  werden,  die  Iland- 
Ijabunpr  dieses  Rechts  indessen  der  Natur  der  Sache  narli  in  den  meisten  FaHen  .sich 
uum()glich  erweisen  miisste,  zuuial  dann,  wenn  es  üich  uiclii  um  einen,  üuudem  um 
eine  Mehrheit  von  Gläubigem  handeln  wflrde;  von  jenoi  Schwierigkeiten  gana 
abgesebrii.  welelie  der  kaufmännischen  FrmittelniiLT  des  Reinertrags  bei  Landgttteni 
eutgegenätehen.    Die  üuffnimg,  dass  mit  der  Eiulühruug  des  Antbeilsprindps  in  der 
beaeichneten  Gestaltung  ^anch  für  das  landwirthschaMiche  Unternehmen  die  Zelt 
heranbrechen  werde,  da  die  Auf>rabe  des  Kapitals  nicht  einil^  nnd  allein  die  an 
sein  scheint,  ihm  Bhit  nnd  Kraft  mit  seinem  unerbittlichen  Ziusanspmch  zn  nehmen", 
entbehrt  dalier  der  realen  Unterlage;  der  Vorschlag  ist  aber  schon  desshalb  unan- 
nehmbar,  weil  seine  Verwirklichnng  auf  eine  Art  ständiger  Zwangs  verwalten  g 
durch  die   nr;,':^nisirte  Gesanuiitbeit   der  Glfinbi^'er  binatisliefe .  deren  Fesseln  wohl 
noch  uuurtniglicher  als  die  jetzii^e  Schuldabhiiugigkeit  empiuuden  würden.  In- 
soweit man  aber  dem  ^Gntsantheil    des  Gläubigers  rechtlich  die  Eigraschall  einer 
Actie  an  dem  landwirthsdiaftliehen  Einzelunternehmen  vindiciren  wollte,  würden 
sich  in  Walirbeit  «lie  landwirthschattlichen  Hctriebe  in  eine  Summe  einzelner  actien- 
gesellschaftsartiger  Betriebe  umwandeln,  in  denen  der  bodenbewirthsciuift»  ndi'  Eigen- 
thüuier  als  ToUxiehendeH  Organ  der  Gesellsehall  erschiene,  d.  h.  es  würden  dieser 
( »rjranisation        ihre  Durelifülirbarkeit  vonni^^re'^et/t       alb'  jene  Miinfrel  der  fJnts- 
admiuistratioQ  anhatten,  wjelcbe  diese  schon  aus  Gründen  des  i'ruductious- 
interesses  zn  einer  der  Regel  nach  minder  gfinstigen  Form  der  Betriebsorganisation 
stempeln  (S.  1(>3).    Dass  in  klein-  und  mittelbäuerlichen  Betriebsverliältnissen  endlich 
ein  solches  Antheilsprincip  überhaupt  undenkbar  ist,  bedarf  für  den  Praktiker  wohl 
einer  besonderen  Begründung  nicht. 

g  31).  Die  C ollectivwirtliscliaft. 

1.  Bei  aUen  iigendwie  Toigeschrittenen  CulturrOlkem  hat,  wie 
in  den  flbrigen  Zweigen  der  Erwerbsthfttigkeit,  so  auch  in  dem 
Landbau  die  Oiganisation  des  geschäftüichen  Betriebs  in  der 
Form  der  Einzeluntemelunung  sich  mehr  und  mehr  ausschliess- 
lich Geltung  yerschafft  und  nur  noch  vereinzelt  haben  sich  Beste 
urs{)ninLrHcher  Collectirwirthschaft  in  den  mitteleuropäischen  Staats- 
woscn  «'rIi;ilt(Mi.  iH'/jMchiK'ndprweiso  aber  mir  da,  wo  die  Nutzung  des 
Lainlfs  auf  H<dz  im  VordorirnuKlc  stellt,  wie  in  den  Trierschen 
(i  e  liii  f.' r  s  (' h  a  ft  0  n  und  den  H  a  u  Im»  r  c^en  o  ss  e  n  s  e  Ii  a  f  t  e  n  des 
S  i  l: f  u  »•  r  Landes.  Die.so  Entwicklung  läuft  mit  der  Ausbildung 
des  Sniuk'icigens  an  Onuid  und  Hoden  iiarallel  und  erklärt  sieh 
wie  Umche  und  Folgewirkuug :  als  die  vermuhrte  Culturarbeit  am 
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und  im  Bodon  zunächst  zu  (Miieiii  dauernden  Nutzungsrecht  dos 
Bebiuu'rs  am  urs])rünglichen  Gemeinland  und  weiterliin  zum  völligen 
Privateigen  führte,  war  dem  Collectivbetrieb  die  rechtliche  Unterlage 
entzogen:  wie  anderseits  das  durch  dasSondereigenthiim  dem  Einzel- 
individuum auferlegte  höhere  Maaas  wirtheehaftlicher  Selhstverant- 
wortlichkeit  zu  immer  stärkerer  Bethätigung  des  Einzelwillens  und 
des  Einzelinteresses  drängt,  mit  der  sich  die  Theilung  der  Yer- 
antwoiflichkeit  für  den  geschäftlichen  Erfolg  mit  Hehreren  in  der 
Form  des  GollectivhetriehB  immer  weniger  verträgt.  Dass  dieser 
individualisttsehe  Zug  in  der  Production  sehr  wesentlichen  Antheil 
hat  an  der  stärkeren  Entfesselung  der  produetiTen  Kräfte  der 
äusseren  Natur,  ergiebt  ein  Vergleich  des  Zustandes  der  Boden- 
eultur  der  westeuropäischen  Staaten  mit  jenen  Staatsgebilden,  in 
welchen  der  Collectivbetrieb  —   in  der  Form   der  Hauscom- 
m  u  n  i  0  n  e  n   einzelner  s  fl  d  s  1  a  v  i  s  c  h  e  r  Völker  —  bis  in  die 
jüngste  Zeit  der  herrschende  war,  welcher  Vergleich  auch  in  all- 
gemein wirthschaftliclior  und  socialer  Hinsicht  nicht  zum  XaditlH'il 
der  ersterwähnten  Staatengruppo  ausfällt.  Die  Wiedt'ibcb'Viuug  irgend 
einer  Form  des  CoUectivbetriebs  im  Landbau  als  herrschende  Be- 
triebsform, zum  Ansdnick  gelangend  durch  gemeinsame  Bestellung 
des  Landes  und  durcli  Venverthung  der  gewonnenen  Erzeugnisse 
des  Feldes  und  des  Stalls  auf  gemeinsame  Rechnung  —  erscheint 
daher  schon  im  Hinblick  auf  den  historischen  Gang  der  Sache  als 
ein  wenig  aussichtsvoUes  Beginnen  und  eigentlich  nur  denkbar  in 
einem  auf  dem  Gemeinbesitz  am  Boden  organisirten  Zwangsstaat, 
nicht  aber  im  Verband  einer  auf  dem  Grundsatz  der  Freiheit  der 
Bewegimg  und  des  Instituts  des  Privatcigenthums  beruhenden 
WirthschaftsTerfassung;  wie  denn  die  organisirte  Gemeinschafklich- 
keit  des  Landbaues  in  älteren  Culturreichen  (Reich  der  Inkas  in 
Peru,   der  Azteken  in  Mexiko)   eine  doch   nur  leidlich  be- 
friedigend»' HtMlciK  wltur  nur  mit  despotischer  Kueclituiiu  des  Staii«les 
der  Laudl)el»auer  erzielte,  der  ..auch  dem  härtesten  Zuinii:  willig  sich 
fügte-'.    Insofern  solcher  Zwang  auf  wirthscliaftlichein  (iebiet  nicht 
nur  mit  der  Würde  der  menschlichen  Persönlichkeit,  sondern  auch 
mit  «lein  Fortschritt  der  Cultur  unverträglich  erscheint,  ist  daher 
jede  Art  von  staatlich  organisirtem  Agrarcommunismus  als  gleich- 
bedeutend mit  der  Einführung  eines  culturfeindlichen  Princips  in 
das  Staatsleben  grundsätzlich  abzulehnen*). 

^)  V^l.  ]iier):u  Huscher,  M.  I,  §  83,  Aiiin.  4  und  die  Austuhrunjrfn  §81  ff. 
ebenfU.  Mit  Becht  weUt  Schftffle  (Die  QiiiiiteBseiis  des  SociaUsmoB,  1879)  danuf 
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2.  Auf  eine  freiwillige  Verwirklichung  solcli  agrarcommu- 

nistiscIuT  Hildungoii  —  etwa  auf  der  Gnindlago  onpreron  Wirth- 
S(  liaftsv(Tl)iUnl(»s  der  (jleineiiide  —  ist  scliw orlieli  in  al>si'liltaior  Zeit 
zu  rccliiu'ii :  je  mehr  eine  Kasse  dazu  veraiilaL;t  ist.  die  Indivi- 
dualität zur  <  Icltuni^  zu  briuLreii.  wie  üanz  ))es(»ndt'rs  di«»  L'^t'rnianis«-he. 
uui  so  nu'lir  wird  ilir  eine  collectivistiselie  Bt'trit'bswt'is»'  wider- 
streben: wie  denn  doeli  sehr  bezeieluiend  ist,  dass  sell>>t  in  jenen 
Stadien  der  älteren  Agrarverfassung,  als  das  Land  nocli  als  i^^igeu- 
tbuni  des  Stammes  galt  und  penodiseh  an  die  StammeBangehdrigen 
zur  Vertheilung  gelangte,  die  liewirthscliaftung  der  zugewiesenen 
Einzelnutzantheile  am  Gemeinland  eine  durchaus  privatwirthschaft- 
liehe  war,  so  dass  man  der  Sache  Zwang  anthut,  wenn  man  (mit 
Laveleye)  auf  das  System  der  alten  Feldgemeinschaften  den 
Begriff  „ländlicher  Cooperativgenossenschaiten**  zur  Anwendung 
bringt  Nur  an  Wald  und  Weide  bestand  in  ungetrennter  Ge- 
meinschaft eine  collectiTe  Nutzung  aller  Gemeindegenossen,  hat 
sieli  —  der  Natur  dieser  Ländereien  gemäss  —  bei  beiden  lange 
erhalten  und  ist  in  Ansehung  der  ständigen  Weiden  auch  jetzt 

hiu,  dass  der  Sttciulismus  iu  si'iuor  jclzi^reu  Fuiinuliruug  st  hltH  hlenÜiijj^s  deu  Nach- 
wptfi  schuldifT  bleibt,  wie  er  einen  w>  uttfrehennm  colleeHv(>n  Arbeits-  und  Kapital- 
kiirptr  in  ;illcii  klt'iiisttii  Tln-ilfii  zu  f  r  nc  Ii  t  Ii  a  r  iMii  i  n  (1  i  vid  uoll  cm  Hftiidelu 
uud  Üehaudelu  bringi'u  will.  ,,Von  einem  i'uukt  aus  lä&st  sich  wedvr  durch 
HtrafeUf  noch  durch  Appell  an  das  Volk  and  seine  Pflicht,  noch  sonstwie  es  durch- 
setzen, dass  uberall  im  ganzen  UroknMS  di>r  Einen  Social prodtirtion  von  .1«>d*Mii  mit 
pcriii'^'-sf <>ii  Kosten  auf  «rrnsst»'  Krträ«:«^  p'arlK'itct.  d.  Ii.  allsciti;:  wirtlischaft- 
licli  pritdui-irt  ncrdi*,  dass  Keiner  di-ui  (iaii/.«>n  Zeit  untersehlage,  Keiner  den  Siutf 
des  Nationalkapitals  vergeude  und  schonungslos  anwende,  dass  in  jeder  Abtheiinnfr 
der  Hestand  der  l'roduetionsniiftel  rerlit/eifi;.'.  teeliuiseh  und  i|uantitativ  fruelitharst 
enieucrt,  dass  die  vcrscliiedeu  qualiticirte  Arbeit  heiitig  und  gerecht  abgebe hütxt 
werde .  .  (8.  81  ebenda.)  n^^nd  nach  welchen  Kriterien  sollen  alle  Arbeits- 
kräfte ...  vertheilt  wevden?  Werden  sie  sirli  v(in  den  WirthsehaltsUeamten  beliehi«^ 
V(ir<elireihen .  verpflanxen,  auf  Neues  einsi  liulen  lassen?"  S.  4i>  elx  iida t.  -  Soh-lur« 
Kin\veiiduu};en  gelten  aber  in  verstärktem  (irade  von  der  Anwt-ndunj;  des  coUec- 
tivistiüchen  Principe  auf  die  Landwirthschaft.  da  in  dieser  eine  strenge  Arbeita- 
tlieihiiiL'"  viel  wenijT'T  diirt  liCillirliar  i>t.  aK  in  der  ludiistt  ii  :  luid  da  irerad«'  in  ihr, 
weil  die  Iletriebsarbeit  fortwährend  au  Lebewesen  i^THan/en,  ihiereuj  sich  zu  be- 
th&tigen  hat,  Sorglonigkeit  unendlich  mehr  schaden  kann  als  in  anderen  Zweigen 
der  Production,  zumal  der  leicht  contrtdirhare  Betrieb  in  p'selilossenen  Räumen 
nur  l)<-»rren/,t  mofrlieh  ist.  Nur  „bei  autoritärer  < >r<rani>iiti<tn''  wäre  die  Ctil- 
leetivproduetion,  ..obwohl  sehr  unproductiv  und  daher  unannehmbar,  weuigüteus 
noch  denkbar.  Bei  denmkratiseher  Orpuiisation  ist  sie  es  uicht".  (Schäffle,  Die 
Aussiehtvl(i>i_'k<  it  der  Sneialdeuiokrati«  ISMl.S.  *^>.  V;rl.  auch  dessen  liir<ir|)nrati«»n 
den  liypothekarkredits,  IMKi,  S.  III  Ii,  Aehulich  Waguer  im  Art.  „Grundbesitz" 
im  Hdwb.  d.  Kt.  W.:  „Eh  gehört  eine  eigenthfimliche  Logik,  eine  merkwürdig' 
Vukenntuiss  mensehlielien  Wesens.  Triiddebeiis,  mon>rlili(  lier  Motivationen  dazu,  um 
nn  einen  Krlid;:  zu  erlauben.  Andere  .Motive,  wie  l'tli«  littr«'fühl.  Kiir^retuhl.  (iemeia- 
hinn  mussteii  eine  unerhörte  Stärke  p'winneii.  Versa;ren  s<dche  andere  Motive,  so 
ist  es  psychologisch  pir  nicht  auders  mo<rIi<  Ii.  auf  das  Motiv  der  — •  Furcht, 
auf  Zwang  und  Htrafe  und  zwar  in  schärfster  Funn  znriickzngreifen." 
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noch  aus  guten  Grfinden  gebräuchlich;  während  bei  Waldungen 
die  geregelte  forstliche  Adminifltratton  die  alten  coUectiTistisehen 

Nutzungsweisen  (freie  Waldweide,  Recht  auf  Holznutzimg  nach 
Maassirabe  des  FaiiHlieiil)e(larrs  etc.)  längst  inrhr  und  nn'hr  vcr- 
dräiiLrt  hat  uud  mir  noch  Kiuliniento  prstorer  (in  der  Form  von 
i^cnau  zuLrcmessenen  (iahholzvcraljreichungen  etc.)  übrig  geblieben 
sind,    (^süberes  darüber  iu  Kap.  III  g  50  ff.) 

3.  Es  bedarf  keiner  Herrorhebung,  dass  die  Zweifel  an  der  prak- 
tischen Ausführbarkeit  collectinstischer  Betriebsformen  im  Landbau- 
betrieb  in  obigem  Sinn  und  die  grundsätzlichen  Bedenken  gegen 
eine  generelle  Ordnnng  dos  Landbauhetriebs  auf  dieser  Grundlage 
selir  wolil  vereinbar  sind  mit  jenen  Bestrebungen,  welche  auf  eine 
Befruchtung  des  landwii-thsciiaftlichen  Berufsleliens  mit  genossen- 
s  e  Ii  a  t"tl  i  c  h  e  n  Gedanken  al)heheii :  diMiii  die  für  liestimnitc  Seiten 
<lieses  lierut'sloliens  gedachte  gi'iiossi'nschartliche  Zusanimen- 
scliliessung  will  nicht  sowohl  die  Kinzehniternelunung  als  herrscliende 
Betriebsform  beseitigen,  als  sie  im  Gegentheil  kräftiger,  bdstungs- 
und  widerstandsfähiger  machen,  soweit  nämUch  die  Einzelunter- 
nehmung  nacli  den  Bedingungen,  unter  denen  sie  in  Thftügkeit 
tritt,  eines  solchen  Zusammenwirkens  mit  Anderen,  mit  denen  sie 
eine  gewisse  Gemeinsamkeit  der  Interessen  yerknflpft,  bedarf.  Es 
wird  an  anderer  Stelle  (Kap.  X)  darzulegen  sein,  welche  be- 
deutungsvolle Aufgaben  der  praktischen  Agrarpolitik  gerade  auf 
diesem  Gebiet  —  durch  Einführung  corporatiTer  Gestaltungen  in 
das  landwirthschaftliche  Berufsleben  —  erwachsen  sind  und  in 
welcher  Weise  sie  zu  ihrem  Theil  an  der  thatkräftigeren  Yerwirk- 
licluini?  des  Gedankens  der  Association  auf  dem  flachen  Lande 
beizutragen  vermag;  und  es  wird  »lann  insbeson(b're  in  jenem  Zu- 
sammenhang zu  prüfen  sein,  unter  welciien  bestinunten  N'oraus- 
setzungen  auch  collectiv  a  r  t  i  ge  Betriebe,  durcii  Schatiung  eigentlich 
ländlicher  Productivgenossensciiaften.  sich  zweckmässig  und  lel)ens- 
fähig  erweisen  mögen.  Die  naturgemässeste  Productivgemeinschaft 
im  Landwirthschaftsbetrielie  wird  aber  immer  die  Fanulie  des 
bäuerlichen  Wirths  selber  bleiben.  (Siehe  auch  S.  227.) 

4.  Als  eine  Association  nicht  der  ländlichen  Elemente,  sondern 
des  Kapitals  ist  die  Anwendung  des  Actiengesellschafts- 
wesens  auf  den  Landbaubetrieb  anzusehen,  zu  welcher  in  zwei 

FälWuAnlass  gegeben  sein  wird:  wenn  die  Verbindung  de^  I,aiidl)aue8 
mit  industrieller  Thätigkeit  letzterer  eine  wirksame  Stütze  giebt, 

Bmehenberifflr,  A.,  Agrarpolitik.  I.  15 
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wie  dies  namentlich  im  Oebiet  der  Zucker&brikation,  auch  der 
Kartoifelbrennereien  der  Fall  sein  kann;  und  wenn  in  Gegenden  des 
Latifundienbesitzes  die  Bewirthschaftimg  ausgedehnter  Lftndereien 
nur  auf  dem  Wege  des  Actienuntemehmens  mit  der  nOtiiigen 

Kapitiilintensität  (l(*s  Betriebs  sich  vollziehen  wird.  Die  Actien- 
gesellsoluift  kann  dabei  Eigenthünierin  oder  riu  hterin  des  Grund 
und  liodens  sein,  in  beiden  Fällen  aber  muss  sie  den  Betrieb  im 
We^re  der  Administration  führen,  in  welcher  Bezielnui<r  auf  das 
frfllier  Bemerkte  (S.  103)  zu  vt'rweisen  ist;  weder  aus  Kücksicblen 
des  volkswirthschaftlichen  Productions-  noch  des  VertheihiuLTS- 
interesses  wird  mau  desshalb  eine  Verallgemeinerung  dieser  Art 
von  Collectivwirthschaft  wünschen  dürfen,  wenn  schon  im  iregebenen 
Fall  die  Befruchtimg  des  Bodens  mit  einem  grossen  Acüenkapital 
sich  nfltzlich  erweisen  mag^). 

5.  Th  a  t  sä  (  Ii  liehe  8  Vo  rko  m  m  eil  dvs  ('(»llcctivbetricbs  in  ilcrLand- 
wirthschaft  und  diesbezügliche  Reformvorschläge'),  a)  Eiiie  streug  aus- 
^präfTte  collectii^stieehe  (commiuaiftiflche)  Organisatioii  weieen  die  efidslftvitclieB 

H  au  sc  omui  Unionen  (Zadrupas.  Hausffenieinschaften)  auf,  „Vereinigtinpen  dtr 
Abk(irainlinjre  desselben  Stammvaters,  welche  dasselbe  Hans  oder  denselben  Hof  be- 
wohnen, geuieiusain  arbeiten  und  die  Producte  der  ländlichen  Arbeit  ^>meinsam  ver- 
lehren"  besw.  verwerthen;  das  von  den  Gliedern  der  Familie  gewählte  Haupt  der 
(iospodar  -  leitet  im  rSenelimen  mit  den  Seiiii^en  die  ;r''in»'ni!i;mi<'n  Aiip'le^'iihfitrn, 
er  kauft  und  verkauft  die  Producte  im  Mameu  der  (ieuosäeuhchafi,  ordnet  die  au^ 
snfährenden  Arbeiten  an  nnd  yertritt  die  Gemeinachaft  nach  aussen.  Das  Tennöpni 
der  Hansp  ineiuschaft  steht  in  uutheilbarem  Oesammteigenthum  der  (ieiiossen.  iiln  r 
welches  keiner  derselben  ohne  Zustimmung  der  (J rossjährigen  und  verbeirathften 
Mannspersoueu  unter  Lebenden  oder  auf  den  Tod«*sfall  V(frfügen  darf;  mit  dem  Tode 
eines  (ienoBsenschaftcrs  findet  daher  nur  eine  Erbfolge  der  ^nder  in  das  bewegliche 
Vermögen  statt;  und  iiiii  dtiii  Ausscheiden  aus  der  Hausg<^nieinseliaft  endrt  der 
Ansprucli  auf  die  Aut heilnahmt-  an  dem  (ieuuss  des  Communion Vermögens.  ^Vgl. 
Art.  lOB,  610,  616  nnd  6S6  des  Bflrgerlicben  Oesetsbnchi  too  Serbien.) 

Man  rühmt  dieser  Agrarverfassung  nach,  dass  jeder  Landbewohner  „behaust 
und  begütert"  sei;  dass  weil  jeder  Arbeiter  Miteigeuthiimer  ist  nnd  in  der  Familieu- 
gemeinschaft  seinen  festen  Rückhalt  besitzt,  es  weder  „endemisihen  Pauiierismus 
noch  zufällige  Dürftigkeit"  gebe;  dass  sie  in  ansgedelnitiin  Maasse  die  Anwendung 
der  Arlieitstlii'ilini'j-  «/esfatte  inid  jene  Vercinignntr  von  Artnit  und  Kapital,  di«-  nuin 
sonst  durch  Coopcrativgenosseuschalteu  zu  erreichen  suche,  in  vollkommenster  \Vei>e 
▼erwirklidie;  nnd  dass  sie  ans  allen  diesen  Grfinden  für  die  sociale  Ordnungr  ein 
erhaltendes  Elenitiit  von  <n(i^^'T  Kraft  darstelle.  Man  kann  diese  Vorzüge  ein- 
räumen, wird  aber  wohl  zu  beachten  haben,  dass  ein  auf  weitgehendster  Autorität 
des  Familienhanptes  sich  aufbauender  Agrarcommunismus,  wie  er  in  den  Haus- 
communionen  zu  Tage  tritt,  neben  einem  ausgeprügten  patriarclialischen  Familien- 
sinn, das  Fehlen  selbstsüchtiger  Regungen  d<  r  Kiii/t  lneu,  den  Verzicht  auf  eine 
(ieltendmacliung  der  Individualität,  d.  h.  der  ki  al  t  vollen  Bethätiguug  der  persou- 
liehen  Yonsfige  und  Eigenschaften,  den  Vendchl  anf  unabhängiges  Schalten  nnd 
Walten  innerlialb  ein*  s  selbstgeschaffenen  häuslidieii  Heerdes  bei  den  einzelnen 
Mitgliedern  zur  unumgaugUcheu  Voraussetzung  lmt\  und  dass  es  daher  nicht  gerade 


')  Sielte  dariil)»  !-  die  Anm.  f  auf  Seite  229. 

*)  Vgl.  hierzu  Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  29-32. 
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B«r  di«  „HftbsDeht''  (le  äMr  de  g'enriehir)  m  sein  bratudit  (wieLaveleye  meiiit), 

welch»»  alljrcuiaiii  aucli  difsc  ajrürischcii  Hildiin;.--!-!)  ins  Wankt'U  Itriiifrt;  firii(>r  djiss 
die  deu  Commuiiiuueu  aachgeriüimteu  Vurzügt;  achr  wohl  auch  bei  ciuer  Ixeieren 
Agnrrerfiusnng  rieh  erreichen  lassen').  Auch  wird  es  gilt  sein,  mcbt  nnbeaehtei 
KU  lassen,  dass  die  u«-st(uropäischeii  Baueniwirthschaften  einer  Fauiilienwirth- 
sc  h  af  1 1  i  c  hk  ei  t  drs  L  a  ii  d  w  i  r  t  h  s  <•  h  a  It  sh  et  r  i  e  hs  freilich  olme  die  Zwanps- 
fehsel  der  südslavi.sc)u-u  Zudrufras  keiiu'sweg-s  entbehren:  in  vielen  klein-  und 
aüttelbauerlichen  Hanshaltangvii  ist  es  Brauch,  dass  sich  die  Ehefrau,  die  Söhne 
lind  Tiichter  in  die  Voriialimc  der  landwirthschaftlichcn  Arbeiten  mit  dem 
Hausvater  theilea,  und  die  wirthüchaltiiche  Ueberlegeuheit,  welche  diesen  kleineren 
Betrieben,  trots  mancher  technischer  M&ngel,  im  Verhältniss  an  grösseren  IV^rth- 
M'haften  vielfach  '/.ukommt,  beniht  ja  wesentlich  auf  dieser  in  der  enteren  ^Hana» 
jremeiuschaft'*  des  bäuerlichen  Wirths  geleisteten  billipren  Mitarbeit  der  Familien- 
an^fhürigeu ;  und  man  kann  in  diesem  Sinne  sehr  wühl  {unt  Gotheiu)  von  der 
bäuerlichen  Familie  als  ^Productionsgemeiuschaft**  sprechen.  Wenn  endlich 
s«-lhst  warme  Freunde  jener  streufrp'bundencn  Hausjrenossenschaften  des  südöst- 
lichen Europa  einräumen  müsHen:  „Die  Laj^*  der  MeuHcheu  und  die  Zusanuueu- 
tHnmg  der  Oesellichaft  ändert  sich  nicht;  was  aian  Fortschritt  nennt,  f^ebt 
e»  hier  nicht.  Man  mjitht  keine  {rewaltsaraeu  VerSQChe,  die  Verhältnisse  zu  iK-ssern 
oder  zu  ändern**  *»,  so  liejft  darin  zweifellos  die  Anerkenntniss,  dass  solche  Hildunpen 
einen  gewissen  Beharrunpizustand  der  allgemeinen  wirthschattlichen  Zustände  eines 
Landes  voraussetaen,  aber  in  dem  Augenblick  ihre  Daseinsberechti^nfr  einbUssen, 
wo  mit  der  Zunahme  der  üevolkerungr  und  der  dann  eintretenden  Nothwendifrkeit 
stärkerer  Ausnütziuig  der  Bodenkräfte  ein  Vurwartäsclireiteu  in  der  Tecliuik  imd 
OelunMinik  des  Betriebs  geboten  erscheint,  wenn  anders  dne  Erschiittemng  dmr 
Gnuftdlagen  der  Wirthschaflsexistenz  hintanpehalten  werden  soll.  lUi-rin,  aber  auch 
in  dem  in  der  menschlichen  Natur  tief  begründeten  Drang  nach  wirthsdiaftlicher 
Selbstständigkeit  ( „Selbst  ist  der  Mann" ;  jeder  möchte  „Schmied  seines  eigenen  Glückes** 
sein)  ist  wohl  die  llauptursache  zu  erkennen,  wenn  d^e  Tage  anch  der  südslayischen 
ConuBnnionm  gexählt  sein  sollten. 

b)  Eine  Mischung  von  Collectiv-  und  Sondemutzuug  tritt  in  den  (•  eh öf er- 
schaffen (  Erbp-enossenschai'ten  I  des  I^ejrifrun^rsbezirks  Trier  und  den  Hau- 
be rgsgeu(»ssensc  haften  des  Regierungsbezirks  Arnsberg  (Kreis  Siegen j  zu 
Tage,  welche  Bildungen  man  früher  als  Reste  der  urgermanischen  Agrarverfasson^ 
ansehen  zu  dürfen  glaubte,  während  die  neuere  wirthschafTv^n  schichtliche  Forschung 
(Lamprecht)  sie  mit  der  grandherrlichen  Verlässung  des  Mittelalters  in  V^erbindung 
bringt  nnd  ihr  Entstehen  ans  ehemals  gi^ndhörigen  Betriebsgemeinschafken  erkiftrt, 
welche  nach  Wegfall  des  alten  Frohnbetriebs  diesen  in  der  seither  geübten  gemein - 
Samen  'colleetivistischcn  Weise)  fortsetzten.  Bei  beiderlei  Arten  von  (ienitssenschaften 
ist  charakteristisch  der  Collectivbesitz  am  (»rund  und  Boden  (vorwiegend  Wald- 
rand Wildlandereien,  innerhalb  der  Gehöferschaften  auch  noch  ven-inzelt  Acker-  und 
Weideland  nnd  der  Wechsel  des  Besitzes  nnd  der  Nutzung  auf  (irund  pi-riodisdicr  Ver- 
loosungen  des  Landes  unter  Berücksichtigung  der  urkundlichen,  sehr  verschieden- 
artig abgestuften  Theilanrechte  der  CSenossenschaflsmitfrlieder,  welch*  letatere  (ideale 
K.i^'^enthumsantheile)  frei  veräusserlich  und  theilhar  sind.  l)ie  coUective  Wirth- 
»eiiat'tsweise  tritt  nicht  nur  in  der  Widmung  der  Wildlandereien  <  Dreoschländereien) 
zum  gemeinsamen  Weidegebrauch,  sondern  auch  (innerhalb  der  Siegenschen  Uau- 
berge)  in  der  meist  gemeinschaftlichen  Vornahme  der  Pflugarbeit  auf  den  snr 


Siehe  Laveleye,  S.  4(i9  ff.  Nach  einer  Notiz  auf  S.  477  sollen  in  Serbien 
in  den  sechziger  Jahren  1700  Zadrugas  sicli  autVe1>>st  haben;  und  in  Kroatien 

ist  1H74  ein  (iesetz  *»rlassen  worden .  welches  die  Hildunp-  nencr  (icnieinschaften 
untersagt  ein  Be>  eis,  dass  dem  Institut  doch  wühl  aucli  cmpiiudliche  Schatteu- 
«citen  anhaften  mfLf*V'\. 

*)  Laveleyf  f.  a.  0.,  8.  470.  Die  Worte  im  Original  lauten:  „La  conditlon 
des  hommes  et  V  .<  inisation  sociale  ne  changent  point;  il  n*y  a  pas  ce  que 
roa  appelle  de,     ogres  etc.** 

15* 
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Ackerbestelliing  Ii*  i  ^r«  i  irlitcteu  Kichcnschulschlilpen  Hunie  auch  darin  su  Tag«,  dnM 
die  AufarbeitmifT  der  Holz-(Eichenscli!U-ischlä}re  und  die  Vi'nverthanp  dos  Erlöse 
vielfach,  uaineutlich  vou  Seiten  der  Nutzuieüäer  kleinerer  Autlieile,  ebeutull»  auf 
gemeinianie  Rechnonir  erfolgt.  Die  neunre  Oesetsgebnnfp  hat  ans  guten  Orfinden 
an  dieser  altt'inp'plel)t«^n  Ordnunp  nicht  pcriittclt ,  wohl  aber  fllauberjrsordnnnsr  fiir 
den  Kreis  8iegea  vom  17.  Mänt  IbtiH  uuter  Aulhebung  der  älteren  vom  6.  1>(^ 
cenber  1834;  weitere  Ordnungen  dieser  Art  vom  4.  Jnni  1887  nnd  9.  April  1891) 
für  eine  iweelanftssigere  Verwaltuu^^  uud  Administration  der  gemeiiisanieii  Läude- 
n'i»Mi  zn  sorpen  sich  bemüht  (durch  Vorschriften  über  die  Art  «ler  Woide- 
nutzuug,  der  Art  der  Nutzung  der  liauberge,  über  die  Bildung  gemeinsamer 
Schntsverbinde  behnfii  wirksamerer  DnrchfÜhrung  des  Forstsehntaes  nnd  dnrcli  an- 
•j-einesseue  np^anisirun^^  des  ^'•ennssensehafflirheii  Verwaltini.rsa]>parats :  Schöffenrath 
mit  ziemlich  uutfgedeiuiteu  V'erwaitungitbefugui«iieu).  inuuvrliin  iüt  bezeicimeud, 
dass  auch  bei  diesen  Genossenschaften  die  Oemeinsamkeit  des  Betriebes  wesentlieb 
auf  die  forstlic  he  NutzunfT  sich  erstreckt,  bei  der  ja  auch  ander\vjirt8  solche 
cnUective  Art  der  Nufzunfr.  alU'rdinp-s  oline  den  den  (Jehöferschaften  charakteristischen 
Wechsel  der  Nutzungsantheile,  nichts  Ungewöhnliches  ist,  wobei  an  die  in  Deutsch- 
land nnd  Oesterreich  zahlreieh  vorhandenen  Waldgenossensehn  ften  und  die 
diese  n-pelnde  besondere  ftesetzfrebun;;  'Pr enssisches  Gesetz  vom  17.  Miirz  1881 
Über  gemeiubchai'tliche  Holzungen,  dem  nuumelir  auch  die  üehüferschattswaldungeu 
unterstehen;  Ahnliche  geaetslidie  Ordnnng  des  Gegenstandes  für  Tyrol  und  Yor> 
nrlberj?  durch  Verordnungen  ans  den  .laliren  1856  und  1873)  zu  erinnern  ist.  —  Die 
Zahl  der  Siej^ener  Hauberfrj?cnoBsenseluifien  wird  für  Ende  der  70er  fahre  anf  231 
mit  einem  Waldbesitz  von  H4482  ha;  die  Zahl  der  sonstigen  ^gemeinscliaitlichen 
Holzungen"  in  1'  reussen  zu  2352  mit  einem  Waldbesitz  von  109fi91  ha  angegeben')» 
(Näheres  über  diese  Materie  im  Abschnitt:  Forstpolitik.» 

c)  Aehnliche  Oenossensrhaltsbildnii^'en  liat  die  Wirthschaftsp-escliichte  unrh  in 
Frankreich,  als  Trodiu  te  der  mittelaltj'rlicluu  llörigkeitüverfassuug,  nachgewiesen, 
dortselbst  eompagnies,  coteries,  fratemit^  genannt.  (Vgl.  Laveleye,  a.  a.  O., 
Kap.  XXXlI.i  Im  17.  .lahrh.  bej^innen  sie  sieb  indessen  aufzulösen,  nicht  bloss  we»r»Mi 
der  Luckeruug  des  üürigkeituverhältuitises,  soudem  auch,  weil  „der  Fortäcluritt  der 
Industrie,  die  Verbesaernng  der  Veriiehrsmittel,  die  Erweiterung  des  Gfiteraustauschs 
in  die  I^andbevölkening  eine  grössere  lieweglichkeit  brachten  und  ihren  Blick  er- 
weiterten: solche  neue  StrebniiL'en  nmssten  Einrielituutren  «refährlich  werden,  welebe 
anter  den  unveriinderlichen  lUgtlu  der  überlielerteu  Gewohnheiten  für  den  .Schutz 
der  Bauern  gt  sehaffeu  worden  waren''.  Dass  solche,  verefauelt  noch  in  der  Mitte 
dieses  .lahrhnnderts  im  Departement  de  Nievre.  in  der  Bretagne  (Laveleye  S.  403  ff.) 
bestandenen  Geuussenschal'teu,  wenn  es  au  dem  uütliigen  „gegeniicitigen  Ver- 
trauen und  brflderlichem  Einyernehmen'*  nicht  fehlt,  sehr  wohl  wirthiKhalllich 
gedeihen  können,  ist  ebenso  unbestreitbar,  wie  der  Hisserfolg  beim  Abmangel  jener 
Tugenden  wird  geläugnet  werden  können  („une  institution,  qui  ne  pouvait  durer 
que  par  uue  mutuelle  cuntiauct?  et  uuc  paternelle  enteute^'j. 

d)  Damit  hängt  auch  wohl  susanunen,  dass  die  an  sieh  rühmenswerthen  Be- 

strebjiiiLri  II  in  neuerer  Zeit,  den  Landbau  genossenschaftlich  in  Form  von  (^oope- 
raii vwirthschaften  zu  betreiben,  nur  sehr  vereinzelt  von  praktischen  Kr^-<'bniss«»n 
begleitet  gewesen  sind  ( Landwirthschafts-Genossenschulten  in  Sulfolk.  begründet 
von  J.  Gurdon  aus  Assington  Hall,  über  welche  Laveleye,  a.  a.  (>.,  Kap.  XXXII 
berichtet',  wiihrend  die  .Anwentlmiir  des  Associationsgedaukens  auf  einzelne  Zweige 
der  lauduirthschaftlichen  lietriebsthätigkeit  (^.Molkereiwcsen,  Weinbauj  sich  leichteren 
Eingang  cn  verschaffen  wnsste,  wie  spSter  darsnlegen  ist.  Wo  nicht,  wie  bei  den 
romnuuiiniH  i!,  die  goetzlich  gestützte  Autorität  des  Familienoberhanpts  den  Betrieb 
susammenhiilt,  erfordert  eben  die  den  ganzen  Hetrieb  erfassende  freiwillige  Coope- 
rativgenossen.schaft  als  ..Bedingung  friedlichen  Beisammenlebens  und  freudigen  Zu- 
»ammen Wirkens''  ein  völliges  Aufgehen  in  dem  ( imossenschaftsgedanken :  „Einer 
fiir  Alle;  Alle  für  Einen und  weiterhin,  dass  jedes  Mitglied  »gleich  fleissig. 


')  Vgl.  hierzu  nanientlieh  La vel  e  v e -  Bü eher,  1879,  a,  a.  ().,  Kapitel  6  u.  21; 
femer  Preussens  Uudw.  Verwaltung,  1878  (  8.  174)  und  1881  (8.  äUfi?  u.  314  ff.). 
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intelligent,  wirthschafUicli  und  auf  das  Wohl  des  Oaauen  bedacht  ist*  und  nfrd- 
wilUg^  einer  Autorität  sich  unterordnet,  welche  or^ranisirend  uud  leitend  jedem  der 
Crleich berechtigten  seine  Stellung  in  der  Wirthschatt  anzuweisen  uud  von  der  die 
Controle  anszageheu  hat,  dass  ein  Jeder  den  ihm  anprewiesenen  Platz  ausHillt.  Es 
gehört  keine  grosse  Einbildnn^^skraft  dazu,  am  sich  zu  vrr^:e<:en\viirti^n'n,  wie  bald 
Streit,  Huder  und  Zwiespalt  in  die  (ienosseaschaft  einbrechen  und  sie  sprengten 
mildsten'*  'Settegast,  a.  a.  <>.,  S.  3äv5  ff.i. 

e)  Killen  stark  agrarcommnnistischeu  Beigeschmack  hat  auch  der  von  Stolp 
(fflMe  BefrrQndoni^  nnd  Erhahnng  des  Banernstaades",  1887)  begründete  Plan  der 
Bfldmig  von  „  (iehöferschaften"  auf  den  Antrajr  des  10.  Theils  der  ansässigen 
Oemeindeangehörigen  mit  der  ^laassgaho,  dass  die  (iehöferschaft  ObereigenthUnierin 
an  der  Gesammtheit  des  (irund  und  Üudeus  wird  und  bleibt,  während  die  Mitglieder 
nur  ein  Nntsongareeht  haben,  das  dnrch  Erbfolge  vererbt  und  niemals  durch  Kauf, 
Tertnig  erworb«i  werden  kmn. 

f )  Beispiele  von  lan  d  w.  A  e  t  i  en  gesel  1  >^  i  li  a  ft  sli  e  t  rieb  en  bei  Oünkelberg, 
a.  a.  O.,  §  ÖO;  beüouderü  bekannt  ist  duü  von  einer  Gesellschalt  zur  Zeit  der  Conünen- 
talsperre  in  der  Provins  Zeel  and  angelegte,  mit  Schntsdeichen  gegen  die  See  ver- 
sehene, von  der  Familie  van  den  Bosch  geleitete  nWilhelmiuedrop*^,  dessen  „aosge- 
/.»•irlinefe  Viehbestände  und  sorgtaltigre  Cultnr  dieses  (5nt  /.n  einem  selir  lelirreieheu 
uia«  lien".  Ivoscher  ervviihut  (Anm.  7  zu  §  (iiS*  auch  einer  1870  errichteten  rlieiniseh- 
pommerschen  Actiengesellschaft,  welche  ein  pommerisches  (iut  auf  80  Jahre  für  jährlich 
ÖOMX)  Thlr.  gepachtet  hal)e,  und  fiijrt  bei,  dass  ähnliche  Kinrichtun«jen  bereits  auf  4ö 
Ueüterr.  Grossgütem  bestünden;  eine  ähnliche  üoüz  für  Oesterreich  bei  Laveleye, 
a.  a.  O.,  6.  360,  inhaltlich  deren  der  Oesterr.  Staatsbahngesellsehaft  ein  OeÜet 
vom  130000  lia  vom  Staate  überwiesen  worden  sein  soll.  Für  den  Eigeuthünier  mag 
diese  Art  der  Verpachtun<r  niannichfache  Vorzüge  besitzen,  volkswirthschaft- 
lich  betrachtet  gilt  von  diesen  specnlativ- kapitalistisch  betriebenen  (iru.sspachten  das 
oben  Hemerkte  (S.  162  u.  1H8  ff.)  in  verschärftem  Maasse.  Settegast  betont  sehr  richtig 
dai-S  Vi>rli;i!tiii>s  der  Actien*resellscliaftsbetriebe  zur  A  rl'eiterfrage  und  nennt  dieses 
ihren  wundesten  l'uukt,  weil  in  der  Actiengeseliscliait  .das  Kapital  von  seiner 
moralischen  Verpflichtung  so  weil  sieh  losgelöst  hat,  als  Loyalität  es  gestattet,  jedes 
gemüthliche  Band  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  zerrissen  ist,  das  Kapital- 
Qud  Dividendeninteresse  jedes  andere  verschlingt.  Damit  ist  der  Landwirthschaft 
ebenso  schlecht  gedient  wie  dem  Gemeinwohl''  (a.  a.  ().,  S.  3Ö6  ff.)* 


Abschnitt  II. 

PrlTftt-  und  ColleetiTelgenthiim  (Agrareommiinismas). 

Literaturabersicht  und  Dogmengeschichtliches. 

hie  an  die  Hereelit j<rnng  des  privaten  Eigenthums  am  Orund  und  Boden  sich 
knüpfenden  Fragen  haben  durch  den  Herausgeber  A.Wagner  in  der  (Jrundlegung 
(§  254  ff.  und  §  308  ff.)  bereits  eine  so  erachöpfende  BeleuehtunL'^  <  rtalm  ii,  dass 
ein  nochmaliges  Eingehen  auf  die  betr.  Frai^eu  nn  dieser  Stelle  des  llan(ll)uehs  fast 
entbehrlich  erscheinen  konnte.  Wenn  es  gleichwohl  gesciiah,  allerdings  in  der  im 
ffinbück  auf  jene  Behandlung  gebotenen  Kflne,  so  war  der  wesentliche  Bestimmungs« 
gnind  für  den  Verfasser  der,  dass  die  Landref<u  niliewegung,  von  jenseits  des 
Oceans  zunächst  nach  dem  englischen  luselreich  und  dann  auch  nach  dem  t'ontinent 
übersetzend,  als  eine  agra ri  sehe  Reformbewe-rnng  und  ausserhalb  der  socialdemo- 
kratisdwn  Aetion  stehend,  in  einem  Hiu-lie  ni(  ht  wohl  gftnsUch  mit  Stillschweigen 
äbergangen  weiden  darf,  das  nicht  bloss  das  geltendeAgranecht  and  die  geltende 
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Afn^rverfitssani?,  sondern  auch  die  auf  Aendernnjr  dieses  Rechts  und  dieser  Ver- 

fassuiijr  abzit'K'iulon  StröimiUK'i'U ,  mo;rt'ii  (liest*  mm  bt-roclitifft  oder  unbfrerh- 
tigt  stin,  zur  Darstelluug  zu  bringeu  sicli  /.ur  Autjpihe  gesetzt  hat.  —  Mit  dirr 
vorsichtigiMi  ITmschreibuupr,  welche  das  Problem  der  (inmdeigenthumsordnunor  durch 
A.  Warmer  in  der  „(Jrundle^u^r"  und  iit  ui  ^t.  ns  in  [dem  Art.  ..Grundb^sit«*  in 
HaiidwiirtiM  1>.  d.  St.-W.  eHnhreu,  kann  ich  inirli.  /.luiial  mit  den  Sehh:-<-tVdjn'mii!2vn 
der  Grutuilej^^uiig  348  ff..),  im  Allgemeinen  einverätanden  erkliiren;  nur  das:»  ich 
und  Bwar  die  dauernde  Nothwendigkeit  der  Erhaltnnir  des  ländlichen  Privat- 
grundeijfenthnms  nieht  nur  aus  poHtiseben  und  socialen,  sondeni  auch  ;»'«Tade 
auH  dun  volkswirthsehaftlichen  Gründen  den  l'roductiuusiuterresäes  noch 
schärfer  als  Woguer  ableite,  weil  eben  nach  meiner  Ansicht  keine  andere Bewiith- 
schaftungsform  nachhaltig  diesen  verschiedenerlei  Interessen  in  dem  Maasse  Kech- 
nnnfr  zu  tra^ren  vermajr-  >vie  die  Selbstvou altun«; :  weil  insbesondere  die  Zeit- 
pacht  als  ausschliessliche  Uewirthschattuugstorm,  wie  sie  dem  Staat  der  Buden- 
TerstaatUohnng  eigen  seht  mflsste  (da  die  Erbpacht  mit  dem  Haaptsweck  der 
Bodeurefonner :  das  jedesnialii:'-  Stci^Tii  der  (irnndrente  sofort  fiii  die  7\' ■  -  kc  flcr 
OemeluHcUaft  nutzbar  zu  macheu,  unvereinbar  wärej,  aus  den  in  dcu  vurau^ge- 
gan(;enen  Paragraphen  wohl  erschöpfend  dargelegten  Oründen  ab  ein  in  keinerlei 
Beziehung  erst rebens werther  Znstand  sich  darstellt.  Die  Behandlung  des  StoAs 
durch  Wa'^'iier  hat  aber  ansserordentlicb  zur  Klärung  beigetragen,  namentlich  auch 
durch  die  von  Wagner  in  seinen  Darlegungen  testgehaltene  und  so  uothwendige 
l'uterscheidung  des  Bodens  nach  typischen  Verwendungszwecken  (städtischer  Boden, 
ländlielier.  Wald  -.  Hcrgw erksboden ,  Wege  und  'Wüsscr'.  weil  eben  je  nach  d^r 
Budeukategurie  die  Fragen  der  Rechtsordnung  und  die  kritische  Beurtheiluug  sich 
sehr  verschieden  gestalten  müssen.  —  In  Bezug  auf  die  auf  diesem  Gehiel  sehr  mn- 
fangreiehe  in-  und  ausl  indische  Literatur  ist  auf  die  Literaturnachweise  in  der 
„(Trundlegung",  insljesoiMb-re  in  »1er  Kinleitnnc  znui  2.  und  4.  Kapitel,  sowie  in 
den  Vorbemerkungen  zu  den  {jjj  283,  324  und  34<)  zu  verweisen.  Bei  der  Nieder- 
schrift der  nachstehenden,  aus  den  Eingangs  erwähnten  (iriiuden  nur  aphoristisrh 
gehaltenen  Ansrührnnircn  wurden  ausser  dem  mehrfach  erAvälinten  Buch  von 
Laveluye  und  den  Betrachtungen  bei  Koscher,  Bd.  1,  77  ff.,  Bd.  II,  §^  03,  71  ff. 
ond  den  Wagnerischen  Arbeiten  wesentlich  nur  folgende  Schriften  an  Rftthe 
gesogen: 

Eisenhart,  fJescbiehte  der  Nationalökonomie,  18B1;  Flurscheiui.  .\nt 
friedliclieiii  Wege,  1.HH4:  herselbe.  Der  eijizige  Rettungsweg  (im  .lalirc  iSUi) 
erschienen);  v.  H  e  1 1  d  o  r  i- B  a  u  n>  e  r  s  r  od  e ,  Verstaatlichung  «les  Grund  und  Bodens 
oder  Schutzzölle,  1885;  Derselbe,  Das  Recht  der  Arbeit  und  die  Landfimge,  1886: 
Frankl,  IMe  Verstaatlichung  der  (iriindrente.  IStH.  Henry  (lenrge,  Fi«rts«britf 
und  Armuth  (.deutsch  von  Uütschuw;,  1881  j  A.  Menger,  Das  Recht  auf  den  vollen 
ArbeitsantTag ,  1886;  Pres  er,  Die  Erhaltung  des  Bauemstandes  und  die  Gnmd- 
eigenthnmsfrage,  1884;  Ruhland,  Die  Agitati(m  zur  Verstiuitliehung  von  Grund 
und  lioileii  in  Deutschland,  in  der  Tüb.  Zeitschr.,  IHS,'»,  S.  i>t)2  tV. ;  Samt  er, 
üesellsehaltlicho  und  l'rivateigentliuui ,  1877;  Schal  tle,  Bau  und  Leben  des 
«»ci»len  Körpers,  III.  Bd.,  1878.  S.  34)5  ff.;  Derselbe,  Das  gesellschaftliche  System 
der  menschlichen  Wirtlisihaft.  1S73,  Bd.  II.,  S.  fjHH  ff.;  I)ersen)e.  Die  Qtnntessenz 
des  Sucialismus;  Derselbe,  Die  Aussichtslosigkeit  der  Socialdemokratie,  4.  Aud., 
1891;  Schmidt,  Sodale  Frage  und  Bodenverstaatlichung,  1890;  Stamm,  Die  Erlö- 
sung der  darbenden  Mwischheif .  3.  Aufl.,  1884;  Derselbe,  Die  socialpolitische 
Bedeutung  der  Bodenreform,  1H85;  Stöpel,  Die  sociale  Frage.  Nene  Ideen  zur 
Lösung  derselben,  1888;  Derselbe,  Sociale  Reform.  Beitrüge  zur  friedlichen 
Umgestaltung  der  (Jesell Schaft,  1884  Sö :  .\.  Wagner,  Die  Abschaffung  des  privaten 
firundeigentlninis.  1S70,  eine  zwar  durch  die  s])aferen  Arbeiten  Wagner'-  ühtTlioIt.- 
und  mannichfach  richtig  gestellte,  aber  doch  noch  sehr  lesenswerthe  Schritt, 
namentlich  in  Betreff  der  Wttrdigung  der  russischen  Agrarverhältnisse.  —  Wer 
sieb  über  die  Quintessenz"  der  neuzeitlichen  Landreformbewegung  und  ihrer  Ziele 
unterrichten  will,  mag  das  tieuestc,  oben  citirte  Buch  von  Flürscheim:  .,Der  einzige 
Rettungsweg""  lesen,  das  sich  hinsichtlich  der  Nichtberechtigung  eines  privaten  Kigim- 
thums  am  (>niiid  und  Boden  im  Wesentliclien  an  die  Deductionen  besonders  englischer 
Schriftsteller,  wie  John  8tuart  Miil  (Priuciples  of  poUtical  econom^-,  Bd.  11, 
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emp.  2),  Ton  Horbert  Spencer  (Social  statics  1861),  A.  R.  Wallace,  Land 

NationiilisatifHK  it.s  N»»(M*ssify  and  its  Aiins  ,  »iDwir  des  Aiiii'rikaiicrs  U<«iirv  (IforüTC 
auilehnt,  dabei  aber  zur  Stütze  seiner  Fordermigen  eiiie  beüoudere  Kriseu theurie 
MiflgvIiUdeft  hat.  Die  gmndHegenden  Ctodanken  des  Flttrscheim'schen  Buchs  rind 
etwa  die  tollenden: 

l'rsarbo  der  Krisen,  der  Absatzstuckuup^eii,  d»'s  Ma.sseiiidt'iids  int  nicht 
Gülerniaiigfl,  hviudt-ru  Ciiiterüberfluss;  -/.uhllose  Waareu  tiudca  keinen  Absatz,  obwohl 
Millionen  MeuHchen  an  dem  Notliwt  ndi^'steu  Mangel  leiden;  der  tiefer  liegende 
(irunil  der  Erscheinnujj  liefft  in  drr  durtli  (Jnindrt'nf«'  und  Kapital/.ins  bewirkten 
üankummenshiiiü'ung  im  Beuitz  Einzelner,  die  immer  weniger  in  der  Lage  üind, 
•ach  nur  den  kleimren  Theil  ihres  Einkommens  xu  yersehren^  die  aber,  indem  sie 
«•iiiou  Theil  dieses  nicht  verzehrten  Kinkommens  productiv  aulefjen,  zur  weiteren 
St<'i«r*'run<r  der  l'roduction  Anlans  geben,  und  soweit  sie  ihn  verzinslieh  anlegten, 
die  prodiu'live  Arbeit  der  anderen  Volksklassen  alljabrlieh  neu  in  riesij^'en  iSummeu 
aiiisinÜ!>.si}!:  verpflichten.    I>ie  liösunt,'  des  l'robleuis  muss  daher,  weil  im  Zins,  wie 
wir   ihn   heute  kennen,  die  eijrentlieb«'  l'rsaehe  der  socialen  Nuth  lie^rt .  darin  be- 
at«*hen,  die  verzinsliche  Anlage  in  Griuid  und  Bodeu  als  Uuuptanlugegebiet  des 
nach  Zins  lüsternen  Kapitals  unmöglich  in  machen,  und  das  Ifittel  Merau  bildet 
die  Verstaatliebunjf  des  (Jrund   und  Bodens,   weil  eben  die  private  Hodenaneiff- 
nau{;  und  die  Möglichkeit  hypothekarischer  Pfaudbestelliuig  die  Grundlage  des 
Kapitalziuses,  „des  Tributrechtes**  der  Kapitalisteu  ist.  Würde  aber  erst  einmal  die 
priMlnctive  Arbeit  von  der  Tributptiieht  dem  Geldkapital  („imaginären  Kapital**) 
petreiiiiht  r  liefreif  ^^ein ,  iniissten  allr  Krsparnisse  zur  Krstellunp  neuer  I'roduetion>- 
uu<i  Verkehrsmittel  i  „wirklichem  Kupitul"^  ilieuen,  su  würde  die  Folge  eine  starke 
VerbilligODiT  der  Waarenpreise  sein^  die  Kaufkraft  der  Arbeitslöhne  und  danach  die 
Kachfraj;»*  nach  allen  Erzenjrnissen  wiinle  stciiren  und  das  lieuti^e  Mi--vi  rliiiliniss 
cwischeu  I'roduetiun  und  Cousumtion  ktiuute  niciit  mehr  bestehen.   Und  weil  auch 
dem  Arbeiter  das  Kapital  zinslos  zur  Verfügung  stände,  so  würde  er  nur  dann 
noch  für  Andere  arbeiten,  wenn  er  mindestens  so  viel  Lohn  erliiilt,  als  der  muth« 
mansslieli  beim  Arbeiten  auf  ei'/eiie  Tlee!uiun<r  zu  er/.i<'le!Hl('  Verlust  beträft;  voller 
Lohn  der  Arbeiter  aber   bedeutet   volb^  Vcrbrauchstaiiigkeit  im  Verhältuiss  zur 
Ofltererwugunir,  also  die  Unmöglichkeit  der  heutigen  Krisen.  Auch  auf  die  Land- 
wirtbsehaft  würde  die  „Ketnnii"  ^''ünsfi^  /iiriirk wirken,  weil  heute  die  ('oneurren/ 
de>  Anlage  sucheudeu  Kapitals  es  dem  Laudvvirth  unmüglich  macht,  Land  zu  Be- 
din^ruugen  su  erwerben,  die  einen  rentablen  Betrieb  noch  gestatten,  und  weil  auch 
sie  in  wachsendem  Maass  mit  (lern  Zin>tribiit  der  Kapitalisten  belastet  wird.  Auch 
das  jjpjrenwarti'^'-e  Sinken  der  (iniiidietite  ist  nur  eine  ronseriuenz  des  rrivateiiren- 
thums  am  Land;  denn  es  ist  lediglich  durch  das  Sinken  der  Getreidepreise  und 
letzteres  dadurch  Teranlasst,  dass  im  Verhältuiss  sur  vorhandenen  Kaufkraft 
der  Revillkeriiufr  zu  viel  (Jetreide  erzeiifrt   wird,   nielit   aber  im   Verliiiltiiiss  zum 
w  irklichen  Bedarf,  der  thatsüchlich  im  Uinblick  auf  die  Nothstände  in  weiteren 
Kreisen  der  Bevölkerung  noch  nicht  einmal  genü^nd  gedeckt  erscheint.  Die 
Durchführung  der   Reform,   deren   Wirkung'    somit    1.    _das   Zerbrechen    der  von 
dem  Zins  freschmiedeteii  Sklavenki-tten    und   dadurch  die  HctVeitm'^  iles  Arbeits- 
und Waareumurktes  von  der  den   freien  Au^-tauseh   und   <lie  Arbeitsverwerthuug 
hindernden  Kiisenursache,  bei  vollem  Gentiss  des  Arbeitser/eu<niisses  seitens  des 
Arbeiters   utul    zuie-lniKiidiiti    Wnlil>faiid    di-silhen :    "J.  die   Hefreiuni;  des  (Jrund 
und  Hodens  aus  Monopolhaudeu  und  L'ebt!rgabe   au   die  Arbeit  zur  freien  Aus- 
nfltznug   gegen  Orundrentenabgabe   an   die   Volksgemeinschaft**   wäre,  könnte 
entweder  in  dem  Auskauf  des  Grundbesitzes  durch  den  Staat  (oder  die  (Jenieinde) 
oder  auch  in  der  „We-rsteuerung*  der  Grundrente  bestehen,  nachdem  die  Besitzer 
mit    der   kapitalisirten  tinindrente   abgefunden    worden   sind   (^wahmid  Henrj 
George  und  seine  .SchUler,  alles  Bodeneigenthum  als  „Raub**  am  OesellscIiaftS' 
vermögen  ansi'hend,  für  e n  t  sc )i  ü  <l  i  «r  u  n;r s  1  o se  We-^steiieruug  eintreten  i.  Kiiier 
Kritik  der  von  Flürscheim  mit  der  ihm  eigenen  dünkelhaften,  ubspreclu>nden 
Pomphaftigkeit  vorgetragenen  Krisentheorie,  die  übrigens  vor  ihm  schon  von  Stamm 
vertreten  worden  ist,  glaubt  sich  der  Vei-fasser  in  diesem  Handbuch  entsclilagen  zu 
dürfen;   er  hat   sich  darauf  lieschninkt,  im  Text  eine  kritische  Würdigung  des 
Mittels  zur  Durchführung  der  Keform       der  LTeberlührung  des  Landes  in  Ge- 
neinschaftaberita  —  zu  geben.  Im  Cebrigen  wird  der  Leser  der  Flflrscheim*schen 
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bchriftt'ii  uiul  jener  di  r  (lefülgesclmli  dieses  ^I'ioniiiers",  der,  wiv  er  v<m  sich  selber 
iMfrt,  die  Gewimheit  hat,  dus  ^es  ihm  vergönnt  war,  einm  jener  Hansteine  sm 
licfi  ni.  auf  denen  sich  der  prosse  Zukunftsbau  eines  geläuterten  Mensclicnthvinis 
erliebeu  wird"  (n^^''  (einzige  liettungsweg'",  S.  ÖÖ7),  der  freilich  mit  dieser  seiner 
Mission  den  leimenden  Betrieb  des  „  Baustellen wnchers"  gans  Tertiügtich  anaieiit, 
da,  ^so  lange  die  jet-/.i<r<ni  Zustände  dum  ru,  Mitfressen  die  einzige  Politik  für  den 
Einzelnen  bildet"  la.  a.  ().,  S.  ö8i)l  sieh  h  ii  ht  überzeugen, -wie  sehr  die  ganze  l'>«  \\eis- 
liihrung  auf  unerwiesenen  Voraussetzungeu,  sophistischen  Schlüssen,  willkürlicher 
Verwerthung  bestehender  Thatsachen,  tendenziöser  Zureclit logung  oder  Entstellung 
Statistisoher  Zahlen  (/.  B.  die  Aitgabe:  in  Deutschland  belande  sich  ,,schwerlich 
mehr  als  ein  Achtel  des  landwirtlischaftlichen  Bodens  im  Besitz  dessen,  der  ihn 
belMmt"  (a.  a.  O.,  8. 162)  beruht  und  mit  welcher  Leichtigkeit  die  Darstelhug  Aber  die 
Möglichkeit  praktischer,  d.  h.  guter,  erfolgreicher  Durchführung  der  „Refonn* 
hinweggleitet,  in  dieser  Beziehung  ganz  ebenbürtig  der  socialdemokratischen  Literatur, 
deren  Argumentationen  überhaupt  •  bewusst  oder  unbewusst  auch  die  Laud- 
reformer  beherrschen.  Wenn  selbst  (Jrundbesitzer,  wie  v.  Hei Idor f- Banmers- 
rode  von  der  „l)riitvchen  I.andtVa^n'"  alles  Heil  fiir  die  Uandwirtiisehaf't  t-rwarten, 
so  zeigt  dies  doch  nur,  mit  welcher  Kathlosigkeit  auch  gebildete  und  einsichtige 
Mftnner  den  socialen  Problemen  der  Gegenwart  gegenüberstehen  nnd  in  dieser 
Rathlosiukeif  dann  geneigt  sind,  eine  verbesserungsbedürftige,  aber  auch  verbess*'- 
ruugsfiihigo  Gegenwart  einem  klüglich  mit  dem  Dunst  schöner  Phraseologie  ver- 
h&llten  Zukunftsbild  preiszugeben. 

Rein  wissenschaftlieh  steht  das  citirte  Buch  von  Samter  (schon  1877  ei^ 
schienen  )  sehr  viel  höher  als  die  neuerliche  Landreformliteratur,  fordert  aber 
gleichwdiil  zu  starken  Widersprüchen  heraus.  Die  sehr  in  den  Vordergrund  gestellte 
Einwirkung  der  Oeseilsehaft  anf  die  Lage  der  Landarbeiter  im  Fall  der  Col- 
Iecti\irung  des  Grund  und  Bodens  würde  nämlich  doch  nur  dann  sich  vervvirk- 
licheu,  wenn  mit  der  Verstaatlichung  oder  (.'ommunalisirung  des  Bodens  letzterer 
in  der  Form  des  Collectivbetriebs  bewirthschaftet  würde,  während  doch  Samter 
aus  guten  Gründen  (hm  Pachtbetrieb  als  Begel  den  Vorzug  giebt:  und  selbst 
die  Anei^-nung  des  l{  i- n  t  e n /.u  w a  eh  ses  durch  die  <!esellsehaft  müsste  Illusion 
bleiben,  wenn  nach  dem  Vorschlag  Sumter's  unter  Aufgabe  des  Licitationsverfahrens 
ndie  Liadereien  so  niedrig  wie  mj^tUeh"  sn  Terpachten  sind,  der  insseren  8ehwieri|^ 
kciton  nicht  zu  gedenken,  wie  diese  Art  von  Land  Vergebung  praktisch  in  die  Wege 
zu  leiten  sei ;  wie  denn  das  eigentliclie  Beformprogramm  Samter's  (8.  172  ff.)  der 
schwächste  Theil  seiner  Arbeit  ist  md  bei  der  Betoachtnag  der  möglichen  Nadi* 
theile  der  Reform  die  Einwirkung  auf  die  Production  xa  leicht  genommen,  der 
Verlust  (h  r  sittlichen  (mmdlagen,  welchen  die  Beseitigung  des  privaten  Ki^rtMithums 
mit  sich  brächte,  gar  nicht  berücksichtigt  ist.  Die  ganze  Deduction  Samter's  ist 
aber  insofern  verfehlt,  als  ans  der  im  Prindp  als  richtig  ansnerkennenden  Fordemng: 
„dem  Privateigeuthum  sei  ein  gi'sellsrhaftliohes  Eigenthum  /nr  Seite  zu  setzen,  das 
mächtig  und  umfassend  genug  ist,  der  unumschränkten  und  schädlichen  Herrschaft 
des  Privateteentbunu  die  Spitae  an  bieten,  ohne  demselben  den  Boden  an  ent- 
ziehen" —  dxB  nnriditige  Folgennig  abgeleitet  wurde,  dieses  gesellsdialUicbe  EigeD- 
tlnnn  könne  nur  tmd  müsse  der  gesannnte  Grund  und  Boden  sein;  denn,  ab- 
go!»  ht  11  davon,  da&s  schon  jetzt,  zumal  in  Deutschland,  grosse  Theile  des  (trund 
and  Bodens  (Forsten,  Bergwerke,  Strassen,  ^senbahnen,  Kanäle  ete.)  im  Gesell- 
schaftseigenftiinn  sieh  befinden,  würde  jcnt  s  (Jegongewioht.  wenn  iiberhau])t.  sii  !i 
jedenfalls  wirksamer  noch  und  ohne  die  den  Agrarcommuuismus  begleitenden Nachtheile 
in  Besag  anf  Production  nnd  in  socialer  nnd  politischer  ffinricht>  sich  schaffen 
lassen  dnrch  die  UeberfUhmng  bestimmter  grosser  Fabrikations  betriebe,  vor 
Allem  der  auf  Erzeugung  von  (Jen  ussuiitteln  gerielitetm  'Tahak,  Branntwein, 
Bier),  vielleicht  auch  der  Bankbetriebe  in  tiesellschat  tseigen  t  hum,  sowie  durch 
die  fortschreitende  Ueberführung  der  Belenchtnngs-  und  Wasserversorgungs- 
an  stalten  in  die  Verwaltung  der  Communen.  Aehnliehes  ist  von  den  Arbeiten 
von  Stamm  und  seineu  Vorschlägen  zur  „Klendsubliilfe"  zu  sagen. 

Bei  Stöpel  und  A.  Menger  steht  die  Verwirklichung  des  «Kechts  auf  den 
Tollen  Arbeitsertrag"  im  Vordergrund  ihrer  Betrachtungen;  während  aber  Leteterer 
an  bestimmten  positiven  Schlnssfolgemngen  überhaupt  nicht  gelangt  (S.  161:  «Hit 
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unterer  taeatigeii  GeBeUachafteordoniigf  welche  .  .  .  das  Ghund«  und  Kapitaleigenthmn 
anerkennt,  ist  das  Rt'tlit  auf  den  vollen  Arbfitsvertrajr  schlechterdinffü  unvertrkfflich. 
In  einer  R«»chtsordnangr,  welche  das  Gcmoineigenthum  mit  Sondeniufzunir  statuirt, 
ist  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeifsertrajr  das  natürliche  Vertheilunpspriiicip.  In 
der  cmpinqnigtigch-orgaiiisirten  Gesellschaft,  in  welcher  das  (ieineinei^>iithum  mit 
irt^m  ein  sanier  Nnt/xuifr  verbunden  erscheint,  ist  zwar  die  [»urclituliruii^'-  jenes  Rechts 
au  »ich  uicht  unmöglich,  doch  sind  die  praktischen  tichwierigkeiteu,  die  sich  einer 
■olchen  (N>mbiiiation  entfre^nitellen,  lo  groga,  dass  hier  als  natürliche  Gmndlage  der 
(iiitervertheilunp  das  IJeclit  auf  Rxistcnz  betraclitct  werden  muss"),  sofeni  man 
nicht  als  solche  8ühlussfol^erungen  die  sehr  vajx  ^n'haltenen  j^elten  lassen  will 
iS.  I661,  dass  der  Staat  alle  Maassreg^eln  zu  vermeiden  habe,  „durch  die  arbeits- 
loses EbdUMUBMIi  freschalFen  oder  das  bereits  vorhand(*ne  vennehrt  wird"  {z.  B. 
Unterlassun<r  von  Anleihen  zu  nnproductiven  Zwecken,  Aut'trabe  der  Schntzziilh'  etc.), 
erlaubt  Stupel  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  abweichend  von  friiher 
geftneserteo  Ansichten  nicht  durch  Verstaatlichnng  des  ^rnnd  nnd  Bodens  (a.  a.  O., 
S.  91\  sondern  durch  Schaffung  von  ländlichen  Productivfrenossenschaften 
vem^'irklichen  zu  können,  weldten,  zunächst  pachtweise,  spater  eigentliumsweise  der 
Landbesitz  (mit  Ausnahme  der  kleinen  Landstellen)  an  fiberweisen  wäre  (8.  127  und 
174:  «Es  ist  die  genossenschaftliche  Fora,  welche  an  SteUe  des  Ablohnuu^rs- 
«Systems  treten  nni>s.'*  ....  ,.l)as  Ziel  mnss  sein,  den  freu 0 ssen  sc  h  a  ft  Ii c h  e n 
betrieb  au  die  Stelle  des  Urossbetriebs  in  Landwirthschaft  und  Industrie  zu 
setsen  .  .  nnd  so  die  Zahl  der  Besitaer  ins  Unendlidie  m  ▼ermehren")  —  ein 
Protrrannn.  zu  dessen  Würdipnnipr  auf  das  im  vorherfrehendin  Para^rraphen  über  die 
Aussichten  coUectivistischer  Betriebsformeu  tuid  auf  die  spcciliüchen  Vorzüge  der 
Selbetyerwaltimg  (§  30)  zu  yerweisen  ist  Beide  —  Menfrer  wie  Stopel  —  ilher- 
sehen  vollständig,  dass  wtnu  auch  der  volle  Arbeitsertrag  mit  der  Einführung 
des  Collectivbesifzes  ndrr  der  ( 'tillectivwirthschnft  thcdretiscli  verwirklicht  ist,  das 
thatsächliche  Lohuemkommen  sich  wegen  des  uuausbleiblicheu  Uuck.schla^^^s  iu  der 
tifitereraeugang  sich  doch  sogar  absolut  niedriger  stellen  kann  nnd  wird  als  in  der 
jetsigen  (lesellschnftsrirdnnng,  so  dass  wohl  das  ,Princip*  gerettet,  in  Wirklichkeit 
aber  nicht  jreholfen  wiire. 

Die  wissenschaftlichen  Vertreter  der  Nationalökonomie  in  Deutsch* 
land  verhalten  sich  gegenüber  den  Yerstaatlichungstendenzen  theils  unbedingt  ab- 
lehnend wie  Roscher,  Schmoller,  Conrad,  v.  Miskowski,  theils  doch  sehr 
skeptisch  wie  Schäffle  in  seinen  neuerlichen  Schriften;  und  die  Ansicht  derselben 
wird  \ielleicht  am  besten  durch  die  Worte  Roscher 's  vertreten,  dass  gegen  die 
^üngehenerliehkcltai*  der  Landrefombewe^nfr  (Natlonalisation)  „der  sicherste,  anf 

die  Dauer  \'ielleicht  einzi-^'  sichere  Damm  d;is  Vorhandensein  eines  .^Standes  \(ni 
Grundeigeutbümem  sei,  deren  besitz  klein  genu^^  ist,  um  von  ihnen  selbst  gut  bestellt 
nnd  meÜorirt  an  werden,  und  deren  Zahl  gross  genug,  um  eine  betrftchtlicbe  Quote 
des  ganxen  Volks  an  bilden**  (Roscher,  a.  a.  O.,  Bd.  II,  §  53).  Eine  knappe  Kritik  der 
Vert?taatlichnn(rslitenitnr,  wobei  indess  nicht  pan/.  zutreffend  audi  Sdi-iffle  und 
Ruhlaud  mit  einbezogen  werden,  giebt  Conrad  in  den  Jahrb.  f.  Nationalokonouiie, 
N.  P.  16  Bd.,  8.  161  fr.  nnd  neuerdings  Diehl,  ebenda,  3  F.,  Bd.  III,  S.  616  mit 
zahlreichen  weiteren  Literaturaugaben  und  wo  mit  Iveclit  Henry  (Icorfre  in  wis^t  n- 
(»chaft  lieber  Hinsicht  hoch  über  Flürscheim  gestellt  wird.  Conrad  schliesst  seine  Kritik 
nit  dem  gans  richtigen  Sata,  dass  das,  was  richtig  in  der  Bewegung  sei,  nimHch 
das  Wüuschenswerthe  einer  Erhöhung  des  Verdieustes  der  Arbeit  auf  Gnind  einer 
Frmässiirunir  des  Kapilal/.inses  und  der  (irundrente  sich  trefrenwürtifr  und  zwar 
mit  einer  hinreichenden  „Rapidität'*  vcdlziche,  so  dass  die  Bodeuverstaatlicher  vollen 
Anlass  hatten,  „die  gegenwärtige  Entwicklung  mit  Oenugthuuug  zu  Ite^rriissen  nnd 
ihr  Erfrebniss  mit  Hube  abzuwarten".  -  Eine  weitere  Kritik  der  „ Boden verstaat'» 
bebung  der  Freiiändor"  giebt  auch  riatter-Zürich  (Deutsche  Warte,  Jahrg.  1892, 
Aprilhefl),  wobei  namentlich  die  selbstsüchtige  Fabrikantenpolitik  des 
„Pionniers"  der  Landli<rabewe<run;r .  Flürscheim,  auf  die  schliesslich  das  ganse 
Lehrsystem  dieses  Heilsapostels  Innausläuft,  die  verdiente  Beleuchtung  erfährt.  — 
Den  härtesten  Schlag  hat  die  Landreformbewep\ing  in  dem  als  nächste  Domäne 
auserkoren  gewesenen  britischen  luselreich  durch  die  nenerlielie  Land« 
gesetagebnng  (siehe  Kap.  IV,  §  93)  erfahren,  da  das  praktische  Ziel  dieser 
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bedeutunpivolh'M  (M'sotzfjfebuugf  ^rade  auf  d'w  Sfhaffunjr  kleiner  liandeifjeu- 
t  h  ii  in  PI"  ^Ti'rii-litt't  sich  zoifft;        d»MUi,  trotz  Lärms.  «.(>11)>t  in  <  ;n)Hsl)rit;uini«'n  don 

Bodeuverstuutliclit'rn  bis  jetzt  eine  irgend  nennenswerthe  Vertretung  im  Parlament 
noch  nicht  gelnof^  ist.  —  In  Deutschlnnd  hat  neuerdings  die  Landreformbe- 
wepuiijr  sich  darauf  beschränkt,  das  (ichict  dos  städtischen  Gruudeipenthum.s  in 
An^ff  zu  uehuit'Uf  eine  verständi^^  He^rrt^nzuug  der  Actiüu,  der  es  au  S^mpatlüen 
in  weiteren  Kreisen  nicht  fehlen  wird,  obwohl  auch  hier  die  Schwierigkeiten  einer 
erfolgversprechenden  l)urchfühnin<r  der  Reform  gemeinhin  unterachitat  werden. 
(YgL  A.  Wagner,  üruudlegung,  §  3d2  ff.) 


§40.  Allgemeine  Würdigung  dos  CoUectiveigenthums 

am  Grund  und  Boden. 

1.  Wie  die  Collectivwirtliscliaft  niclit  nothwendig  CoUectiveigen- 
thum  am  Grund  und  Boden  zur  Voraussetzung  hat,  so  braucht 
umgekehrt  CollectiTeigenthum  nicht  von  GoUectiTwirthschaft  be- 
gleitet zu  sein;  es  braucht  also  auf  jene  Vorzfige,  welche  dem 
privaten  Betrieb  Tor  dem  collectivistischen  innewohnen,  mit  der 
Ueberftthrung  des  Grund  und  Bodens  in  Gemeinbesitz,  sei  es  in 
den  der  Gemeinde  (C  ommunalisirung) ,  sei  es  in  den  des 
Staats  ( Verstaatlichiinir)  an  sieh  nicht  verzichtet  zu  werden. 
Thatsiklilk-li  ist  «ItMiii  am  lu  wo  heutzutairo  nocli  ('nllocti\ ciLiciitlmni 
am  (Jrimd  und  Hodfii  als  KclioI  bostoht  (Kiisslaiid,  Java.  Indi«Mi) 
die  Wirthsc'liaftsw t'isc  kciin'  ctdl<»cti\ istisclio.  soiidoni  eint»  ]>rivate: 
di«^  liodenb<d)ainMidtMi  Klassen  sind  (Mitwcder  orliliche  Nutzni»'f>sor 
des  (Tcnieinlaudes  (je  nach  dem,  mit  periodischer  VerloosiniLT  der 
Landaiitheile)  oder  sie  haben  das  Land  als  Zeitpäehter  in  XiitzuJig. 
In  ersterem  Fall  ähnelt  das  Verhältuiss  dem  Kechtszustand,  wie 
er  —  allerdings  mit  und  neben  der  privaten  rrnmdeigenthums- 
yerfassung  —  in  einzelnen  Theilen  Deutschlands  und  der  Schweiz 
besteht,  woselbst  sich  Beste  der  alten  Markrerfassung  in  der  Form 
der  sog.  Alm  ende  erhalten  haben  (siehe  §  50  flf.);  in  letzterem 
Fall  ist  die  Lage  rechtlich  und  wirthschaftlich  die  gleiche  wie 
diejenige  der  Zeitpächter  in  jenen  europäischen  und  ausser- 
europäischen  Culturstaaten ,  in  denen  ein  Theil  des  Grund  und 
Bodens  aus  den  oben  (S.  163  if.)  angegebenen  Gründen  nicht  in 
Selbstbewirtbschaf'tunp:  der  Eiij^entlnimer  sich  befindet:  mit  dem 
rntersrhicd  indcss.  dass  bei  ausscliliesslicliem  rollectiveigenthiim 
die  l*a(  litrente  einziLi  und  allein  der  ( Jeineinsr iiaft  ((iemeinde, 
Staat)  zutliesst.  währeiui  im  System  des  jnivalt'ii  Kiuenthums,  nnben 
Staat,  (Jemeinde  und  ötV.nt liehen  CorjMtratiouen,  auch  private  Per- 
sonen renteubezugsberechtigt  erscheiuen. 
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2.  l)it»  w  i  r  t  h  s c  Ii  a  f  t  s  PC e  s  c  h  i  c  Ii  1 1  i  c  lu>  F  o  r  s  c  h  ii  n  ix  hat  «lar- 
g»'than  (lass  b<»i  allen  (Kulturvölkern  Privatt'iLrtMitlnnn  am  ( irund 
luul  Boden  eine  ursjtrünLilicli  unl)ekannte  Institution  ist :  der  Stannii 
(Clan),  der  das  Land  in  Besitz  nimmt,  L^ilt  als Bodeneiuenthümer,  die 
Stammesgenossen  haben  nur  Nutzungsrechte  au  deinselbeu;  diese 
Nutzung  bleibt  an  Weide  und  Wald  noch  lange  eine  gemeinsame, 
während  die  eigentlichen  Feldgrundstflcke  den  einzelnen  Stammes- 
(Dorf-) genossen  wohl  schon  frühe  zu  privater  Nutzung  zugewiesen 
werden;  aber  selbst  auf  letzteren  ist  die  Nutzung  zunächst  keine 
erbliche,  Tielmehr  tritt  periodisch  eine  neue  Yertheilung(Verloosung) 
der  Landantheile  (Loose)  ein.  Dieser  Zustand  einer  Feldgemein- 
schaft, d.  h.  einer  auf  dem  GollectiTeigenthum  des  Stammes  oder 
der  engeren  Dorfgenossenschaft  sich  aufbauenden  Agrarverfassung 
und  einer  durch  diese  bedingte  Wirthschaftsweise :  grosse  Gebunden- 
heit des  Betriebs  durch  von  der  Gemeinde  ausgehende  Onlnung 
der  Art  der  Felderbestellung  (wegen  der  meist  voriiandenen  Streu- 
lage der  Fiinzelnutzungsantlieile  in  der  Feldmark)  in  Verbindung  mit 
gemeinsamer  Nutzung  an  Wei(b'  und  AV'ald  (s.  auch  §  4o)  ■ —  erlt'idft 
zunächst  eine  Aenderung  in  der  Richtung,  dass  an  der  Hot;st;itte 
selbst  (Gebäude  mit  Hotraithe),  wohl  auch  an  den  dieser  zunächst 
gelogeneu,  in  besondere  Cultur  (Garten-,  Obstbau)  genommenen 
Grundstücken  ein  festes,  vererbl)ares  Besitzrecht  sich  ausbildet; 
dass  weiterhin  die  Verloosung  der  Landantheile  in  der  •  igentlichen 
Feldmari£  statt  wie  früher  in  kürzeren,  allgemach  in  längeren 
Zwischenräumen  ertolgt,  vielleicht  auch  von  dem  Beschluss  der 
Dorfgenossenschaft  abhängig  gemacht;  endlich  aber  die  Verloosung 
gänzlich  eingestellt  und  auch  hinsichtlich  dieses  Theils  des  Grund 
und  Bodens  ein  freies,  ausschliessliches,  vererbbares  Besitzrecht, 
d.  b.  volles  Frivateigenthum  anerkannt  wird,  wogegen  an  Weide 
und  Wald  noch  lange  Zeit,  ja  vielfach  bis  auf  den  heutigen  Tag 
der  Gemeinbesitz  sich  erhält.  Auch  wo  diese  Entwicklung  in  der 
angedeuteten  Weise  sich  vollzogen  liat,  wirkt  cb'r  ur>i(rüiigli<  lif' 
Charakter  der  Eigenthumsinstitution  in  dem  Fortlx'staml  »un/elntM 
K»M'btseinrichtungen  nacli,  sn  vor  Allem  in  dem  <ifii  (icmeinde- 
genossen  vorbehaltenen  Vorkaufsrecht  im  Fall  des  ^'erkau^^J  von 
Grundstücken  (M  a  r  k  1  o  o  s  u  n  g .  B  e  i  s  p r  u  c  Ii  s  r  e  c  h  t). 

3,  Der  bezeichnete  Entwicklungsgang  (verlaufend  nach  dem  be- 
kannten Schema:  Gemeingut  und  Gemeingenuss,  Gemeingut  und 

>)  YgL  »GnuidleKiing",  §  824  C 
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Privatgenuss,  VfhtAgat  und  Privatgenuss)  ist  bei  der  überwiegen- 
den  Mehrzahl  der  heutigen  CulturrOlker  ein  so  gleichrnftssiger 
gewesen  (zusammenhängend  mit  der  allmählichen  Nöthigung- 
sorirfältigerer  Bodencultur,  d.  h.  .stäikt  iiT  Hineiiiverwendiins:  von 
ArluMt  und  Kapital  in  den  (irund  und  Boden,  die  eben  bei  einer 
perindisclu-n  Landnutzung  nur  in  ijcringeni  Grade  gewährleistet 
wäre),  dass  man  wohl  mit  lieclit  „von  einer  wirthschaftsgeschicht- 
liehen  Xothwendigkeit  und  gesellschaftlichen  Hereclitigung**  der 
allmählichen  Ueberluhrung  der  ursprünglichen  Nutzungsrechte  in 
Eigenthumsrechte  sprechen  kann  ;  und  dass  man  sich  im  Hinblick 
anf  das  landenveise  noch  heute  zn  heobachtende  Vorkommen  einer 
eigentlichen  Feldgemeinschaft  doch  sehr  wohl  hüten  muss,  „fBr 
eine  EigenthOmlichkeit  des  Volkscharakters  zu  halten,  die  immer 
bewahrt  und  bloss  entwickelt  werden  mflsste,  was  nur  eben  Eigen- 
thflmlichkeit  gewisser  Culturstufen  ist,  die  freilich,  je  nach  Ver- 
schiedenheit des  Yolkscharakters,  hier  längere,  dort  kürzere  Zeit 
fortdauern**  (Boscher) ;  imd  noch  mehr  hüten  sollte,  diese  gerade  den 
fortgeschrittensten  Vülkem  gemeinsame  Entwicklung  auf  Rechnung 
eines,  durch  Verkennung  des  Wesens  des  Gnmd  und  Bodens  her- 
bciLK't'ühili'n  verhangnissvollen  ,,ln\vahn.s"  zu  setzen').  Man  kann 
und  nniss  einräumen,  dass  das  private  Kigenthum  am  Grund  und 
Boden  nur  eine  Iiis  torische  Kategorie'',  also  nur  eine  ge- 
schiehtlicii  bedingte,  aber  keine  aus  deni  Wesen  des  Staats  un<l  aus 
dem  Staatszweck  an  sicli  abzuleitende  liechtsinstitution  darstellt: 
aber  man  darf  aus  dieser  geschichtlichen  Bedingtheit  der 
Institution  sich  nicht  zu  der  Schlussfolgerung  verleiten  lassen,  dass 
diese  Institution  überflüssig  oder  gar  sdi  idlich  oder  dass  die  volks- 
wirthschaftliche  Function  des  Grund  und  Bodens  im  Zustand  des 
Gemeinbesitzes  zu  allen  Zeiten  und  unter  allen  Verhältnissen  am 
besten  gewährleistet  sei.  Wie  denn  gerade  in  der  Frage  der 
Berechtigung  des  Privateigenthums  die  Neigung  zu  apodictischen^ 
absoluten  ürtheilen,  „zum  Absolutismus  der  Losungen**,  statt  der 
auch  hier  richtigen  „Belativität**  der  Ansichten  so  sehr  geschadet 

*)  Wapner,  QnUldl«fniU{?,  §  331. 

'1  Drr  l'i'lx'rfTJin'JT  vom  (Jesrhlochtsvorband  zur  iiidividuclliMi  Kn-ilu-it .  vom 
Ge&ainmtbesitic  -/.nm.  privatuu  Eigeiithuiu,  vou  extensiver  zu  iiiteutiiver  Wirthschafl 
ist  fiberftll  der  nnerlässliche  erste  Schritt  ans  der  priinitiyen  sor  ▼oll  entwickeltes 
rultnr  -  sn^rt  .lucli  H.  v.  Sybel;  die  Al)wen(lun;,''  von  der  Markfrciinssrnsdiaft  und 
dem  Collecüveigeutkum,  vou  eiuem  Princip,  das  seiner  Zeit  ein  voneügliciies  Mittel 
snr  Eingewfihnan^  in  wirthschaftUche  Zucht,  liaushälterische  Ordnimg  lud  sor 
ErKtnrkuntr  (1<>s  Volks  (rcwcsen  war,  bedentet  später  das  Abstreifen  einer  die  Cnltnr- 
entwicklung  belastenden  Fessel. 
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hat;  da  »'s  sich,  wie  auch  sonst,  auch  hier  doch  nur  um  „relative, 
nicht  um  nach  der  Natur  der  Dinare  und  Menschen  ausfreschlossene 
absolute  Vtrbesseruugen''  besteheuder  Zustände  haudeln  kann 
(A.  Wagner). 

4.  Die  Frage,  inwieweit  die  Institution  des  privaten  Eigenthums 
am  landwirthschaftlich  benutztem  Grund  und  Boden  auch  heute  in  der 
ThatTolkswirthschaftlich  berechtigt  ist,  hatihreersch<^pfende 
Beleuchtung  bereits  in  der  „Grundlegung"  erfahren:  und  es  ist 
lediglich  den  dort,  nach  umfassendster  Wüidi-iiiig  aller  ..l  ür"  und 
..Wider*  sprechenden  Erwägungen,  gezogenen  Schlussfolgerung 
beizupflichten,  dass  das  bäuerliche  firundeigenthuni  sciion  vom 
Standpunkt  der  Vortlicilungs-  und  socialpolitischen  Interessen  un- 
bedingt auch  in  der  (xegenwart  erhaltungswerth  erscheine,  weil  es 
„eine  durch  keine  andere  Kinrichtung  vollständig  zu  ersetzeude 
Ökonomische  Basis  bildet  für  einen  hochwichtigen  Theil  der  Be- 
völkerung, einen  imabliängigen,  selbstständigen  Bauemstand  und 
dessen  eigenthünilit  he  sociale  und  politische  Stellung  und  Func- 
tion*'^); und  dass  das  Gleiche  von  dem  Iftndiichen  Gross- 
grundbesitz jedenfalls  da  gilt,  „wo  er  seine,  Ökonomisch  auf 
den  Bezug  der  Grundrente  basirte  sociale  Stellung  im  wahren 
Interesse  der  Gesammtheit  benutzt,  im  politischen  Ehrenamtsdienst 
der  Selbstregierung,  in  der  Ausbildung  und  Yertheidigung  der 
Tolksfreiheiten,  in  der  Pflege  der  höheren  Culturlnteressen,  in 
karitativen  Leistungen,  auch  als  Leiter  und  Verbreiter  wirth- 
schaftlicher  und  technischer  Fortschritte;  wo  dieser  Stand,  mit 
anderen  Worten  die  guten  Seiten  einer  tüchtigen  Aristo- 
kratie zeigt  und  der  wahre  Führer  des  Volkes  ist,  seine  Stel- 
lung wie  ein  Amt,  seinen  vermeintlich  privatrechtlii. lien  Iventen- 
bezug  wie  eine  öttentliche  Besoldung  betrachtet,  ein  Amt,  eine  Üe- 
soldung,  welche  in  erster  Reihe  sociale  Pflichten  auflegen,  erst  in 
zw  eiter  Reibe  private  Hechte  geben ,  wo  das  schöne  Wort  der 
Schrift:  ....mit  dem  anvertrauten  Pfunde  wuchern'"'  und  das  vor- 
nehme Adelswort  „„noblesse  oblige*^*^  gilt**;  weil  eben,  wo  Alles 


*)  Siehe  l»ier/.u  A.  Wapuer,  GriuKllt'truii«:.  i>  84H  und  sj'iiu'u  Art.  „(rrund- 
besitz'".  S.  136;  fenier  v.  Miaskowski,  Das  Krhreclit  mid  dir  ( irundfi^rt'iithuiiis- 
vertheiluug  im  Deutscheu  iieich,  Bd.  II,  IS.  2ö6  Ü'.;  und  die  Wortu  vou  ^SchiuuUer 
im  Jahrb.  f.  OeBHsgvbnng  etc.,  12.  Jahrg.,  8.  254/205:  „Ein  social  gerandes  Staatü- 
wesen  ist  iimrifr  nur  dasjeiiip',  in  welchem  die  Majorität  der  Staatsbiirfrcr  aus 
O  ruudeigeuthiimern  besteht.  Es  p^iebt  nur  ei  tun  absolut  sicheren  iSehutzwall 
geg<en  alle  Socialdemukrutie  und  Revolution,  eine  entsprechende  Zalil  der  kleinen 
Leute  nnd  Arbeiter  hinttberxusiebeii  in  die  Klasse  der  Landeigenthfimer". 
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dies  zutrifft,  gerade  der  Grossgmiidbeeitx  „auch  heute  im  natio- 
nalen Interesse**  liegt;  wfthrend  allerdings  dann,  „wenn  dieser 
Stand  seine  sociale  Mission  Terkennt,  nur  seinen  eigenen  Interessen 
lebt  und  alle  die  vorhin  genannten  Aufgaben  vernachlässigt",  wenn 

er  gar  in  aiitinationalOkonomischer  und  antisut  iaU'r  Weise  seine 
MaehtstclliniLr  ,.zur  Krzieluiig  spcriilatiN  er  Gcwiiuu'",  namentlich 
in  der  Form  des  Auskants  des  bäuerlichen  (Irundbesitzes  miss- 
brauchen, also  dem  intMlernen  irrossstädtischen  (Jrund-  und  Haus- 
eigentluim  immer  ähnlielier  werden  sollte,  sicherlich  die  wiehtiij^steii 
Kechttertigunirstrründe  für  seinen  Fortbestand  „aus  dem  Standpunkt 
des  Gesammtinteresses  entfallen";  wobei  freilich  das  Mittel,  die 
Pflichten  des  Grundeigenthums  gegen  Staat  und  Gesellschaft  dadurch 
zu  erzwingen,  dass  man  alle  Landwirthe  zu  Staatspächtern  machte^ 
immer  noch  ein  verfehltes  bliebe,  die  Abhilfe  vielmehr  nur  in 
einer  Ueberftlhrung  solchen  Orossgrundeigenthums  in  social  besser 
wirkendes  bäuerliches  Eigenthum  in  Frage  kommen  konnte^). 

5.  Diese  Auffassung  hat  in  den  vorausgegangenen  Darlegungeu 
eine  weitere  mittelbare  BegrOndung  erfahren,  insofern  wohl  zwingend 
nachgewiesen  wurde,  dass  keine  Form  der  Bewirthschaftung  —  sei 
es  nun  die  ZeitjKicht.  die  Erbpacht  oder  der  Theilbau  —  nach- 
lialtig  vom  Standpunkt  des  Productionsinteresses  dasselbe  wie 
die  S »' 1  b  s t  V  e r w al  t u ng  zu  leisten  vermag:  und  dass.  wenn 
schon  heutzutag«'  der  bäuerliche  Grundbesitz  länderweise  gegen- 
über etwa  dem  grossen,  intelligenten  Pachtbetriebc  in  der  Productions- 
technik  noch  zurückstehen  sollte,  dies  doch  —  ganz  abgesehen  von 
der  Möglichkeit  weitgehender  Erfolge  auf  diesem  Gebiet  bei  ver- 
ständnissvollem  Walten  der  AgrarpHege  —  ausschlaggebend  nicht 
zu  erachten  ist,  weil  eben  sftmmüiche  andere  Bewirthschaftungs- 
formen,  mit  Ausnahme  höchstens  der  Erbpacht,  nach  der  socialen 
und  politischen  Seite  eine  Beihe  schwacher  Punkte  aufweisen, 
die  bei  unbefangener  Würdigung  der  möglichen  Besitzes-  und  Be- 
wirthschafbungsformen  sofort  wieder  die  Waagschale  zu  Gunsten 
des  privaten  Eigenthums  und  der  Eigenbewirthschaftung  beeinflussen. 

6.  An  diesem  Henrtheilungsergebniss  kann  auch  die  Betrachtung 
niclits  äiKb'rn.  dass  im  letzten  Drittel  des  Jahrhunderts  die  euro- 
Itäisrhe  Landwirtbschalt  von  einer  unverkennbaren  Kri  s  i  s  befallen 
erscbeint.  wi'b  lii'  in  einer  vielfaeh  behaujiteten .  wnin  aueli  niclit 
überall  zahleumüsbig  genau  festgestellten,  aller  VVahrbcheinlichkeit 

'}  Vfrl.  A.  Wagner,  Gruadlegang,  |  349  ff. 
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nach  aber  unbestreitbar  vorhandenen  starken  Verschuldung  7ai 
Ta^o  tritt:  denn  dieses  Arguiiu'iit  würde  doch  nur  dann  Anspruch 
;iut"  lieaohtuug  hahen  dürfen,  wenn  el)en  in  den  Ländern  des  Ge- 
meinbesitzes Sehäden  solclier  Art  ni«  hi  hervorgetreten  wären  \nid 
wenn  weitt'rliin  in  diesen  h'tzteren  Staatsgebieten  das  nationale 
Productionsniittel  des  Grund  und  Bodens  seiner  Aufgahe  in  voll- 
kommenerem Maasse  gerecht  würde  als  in  den  Staatswesen  des 
{»rivaten  Gnmdhesitzes,  was  hingeschen  auf  Staatswesen  wie  Russ- 
land, Indien  etc.  schwerlich  wird  heiiau]>tet  werden  wollen.  Und 
—  ehe  man  eine  tausendjährige  Entwicklung,  die  aus  dem  ur- 
sprOnglichen  Gemeinbesitz  zum  privaten  Eigenthum  hingeleitet  hat, 
gewisaermaassen  als  eine  „Absurdidät'*,  als  „einen  yerhängnissvoUen 
Wahn**  kennzeichnet,  in  dem  gerade  die  auf  der  höchsten  Stufe  der 
Cultur  angelangten  Nationen  befangen  gewesen  sein  sollten,  mflsste 
doch  jedenfalls  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  bewiesen 
werden  können,  dass  gerade  die  jetzige  Eigenthumsordnimg  und 
sie  allein  die  Ursache  der  unbefriedigenden  Lage  der  boden- 
bestellenden Klassen  sei,  folglich  nur  von  einer  IJeseitigung  jener 
Institution  und  nielit  etwa  auch  schon  durch  Keformen  im  Gebiet 
des  Agrarrechts  gesündere  Zustände  zu  envarten  seien.  In  allen 
diesen  Beziehungen  stehen  aber  höchstens  Behauptungen  gegen 
Beliauptungen  und  es  darf  daher  nicht  Wunder  nehmen,  dass  bis 
jetzt  kein  ernsthafter  Staatspolitiker  mit  dem  Experimente  einer 
grundsätzlichen  Umgestaltung  der  Grundbesitzverfassung  der  euro- 
päischen ( 'ultnrstaaten  sich  zu  befreunden  verraocbte.  Auch  sind 
die  Zustände  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  und  die  ökniiA- 
mischen  Verhältnisse  der  l&ndlichen  Bevölkerung  keineswegs  solche, 
dass  daran  verzweifelt  werden  mtlsste,  durch  eine  planm&ssige 
Reform  des  Agrarrechts  die  Bedingungen  des  nachhaltigen  Ge- 
deihens wieder  zu  gewinnen,  dessen  sich  dieselbe  in  diesem  Jahr- 
hundert trotz  der  Institution  des  privaten  Eigenthums  lange  erfreut 
hat,  freilich  mit  jenen  zeitweisen  Rückschlägen,  die  eben  im  land- 
wirthschaftlichen (xewerbe,  weocn  des  durch  die  unbeeinflussbaren 
Elemente  der  Witterung  kaum  je  vermeidlichen  Wechsels  guter, 
mittlerer  und  schlechter  Krntcn.  unter  dem  Schutz  keiner,  irgendwie 
gearteten  Agrarverfassung  gänzlich  werden  hintangelialien  werden 
können. 

7.  Mit  diesem  Ergebniss  ersdicint  aber  auch  gerade  jene 
neuerliche  Bewegung  gt'riditi't .  welche  niclit  suwrdil  aus 
Gründen,  die  in  der  unbefriedigenden  ökonomischen  Lage  des  land- 
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wirlhsehaftlichen  Gewerbes  selber  wurzeln,  sondern  aus  allgemei- 
neren Erwägungen  die  lieiitige  Grundbesitzordnung  zu  bekämpfen 

unUTiiiiiiint  (IJpwegimg  der  Bodenreform  er  in  Deutschland: 
V»'rein('  ITir  L  a  n  d -  Nati o n a  1  i  s a  ti o n  in  Anu'rika  und  linuhuni). 
insofern  nämlich  von  einer  Ceherführung  des  Bodens  in  den  Besitz 
der  (Jenudnde  oder  besser  des  Staats  (von  der  Yerwirkliehung 
der  Forderung  der  „Grundzinsgemeinseliaft")  d.  Ii.  von  (ier  Brecluiiii: 
des  Monopols,  welches  der  private  Besitz  am  (Jrund  und  Boden 
den  jeweiligen  Eignern  gewährt,  eine  Beseitigung  der  Gegensätze 
von  Reich  und  Arm,  eine  HinwegrSumung  der  Hauptursache  der 
zeitweise  auftretenden  Erwerbskrisen,  die  Sichenmg  des  vollen 
Arbeitsertrags  für  Alle,  mit  einem  Worte  „die  Elendsabhilfe*' 
und  die  endliche  Verwirklichung  des  socialen  Friedens  und  des 
„Allwohls^*  erhofft  wird.  Kann  nun  auch  im  Hinblick  auf  die 
kritische  Beleuchtung  der  hier  einschlagenden  Fragen  in  der  „Grund- 
legung*^ auf  eine  nflhere  Würdigiuig  dieser,  abseits  der  socialis- 
tischen  Agitation  sich  bewegenden  und  wie  man  einriumen  muss. 
vielfach  von  philantropischen  Er^'ügungen  erfüllten  Strömung  an 
sich  verzichtet  werden  und  kann  es  ill>erliaupt  nicht  wohl  Aufirahe 
einer  ernsthaften  Darstellung  der  Agrarpolitik  sein,  für  ihre  Keforni- 
vorseliläL'^e  die  mögliehe  EntAvieklung  in  einer  nebelhaften  Zukunft 
zur  (iruiidlage  zu  nelnnen.  so  ersclieint  es  druh  auch  nicht  ginizlieli 
ü1)ertiüssig,  wenigstens  mit  i'iniizt'u  Worten  die  grundsatzliehe  Stellun-j 
der  Agrarpolitik  der  Gegenwart  zu  den  Bestrebungen  der  „Land- 
reformer'' zu  kennzeichnen. 


g  41.  Die  Landreformbewegung. 

Die  kritischen  Bemerkungen,  zu  denen  diese  Bewegung  Anlass 
giebt,  sind  wesentlich  die  folgenden: 

1.  Die  Landreformbewegiing  ersaht,  mit  der  üeberfahrung 
des  Grund  und  Bodens  in  Staatsbesitz  die  Macht  des  Grosskapitals 
zu  brechen,  von  der  Ansicht  ausgehend,  (hiss  das  private  (Jrund- 
eigentluim  die  eigeiitlieh(>  Tiiterlage  jener  Kapitalmacht  ))ildet  und 
dass  dessliall»  mit  der  Bes«'itigung  der  Möglichkeit  des  ferneren 
Urun<lrentt'iihe/,ugs  (auch  in  Form  von  HyjHtthekenziiisen)  der 
Kapitalrenteiunarkt  seiher  seiner  Vernichtung  entgei^engefflhrt 
werde;  sie  erhlickt  in  dem  Zinsrecht,  in  dem  „Trihut**,  den  die 
Kapitalisten  der  producireudeu  Arbeit  auferlegen,  die  Quelle  der 
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sociab^ii  Noth    schon    dcsshuU»,  in  der  stctiiron  Anhäiiruns; 

inVLr^'h^'in'rer,  nicht  zum  Verkehr  ijelan^r^MKlcr  Kiipitulzinshezüire  die 
Ursache  der  heutiLr<Mi  chronischen  A])satzstockuniren  lietre,  weil  dess- 
halb  mit  der  Beseitii^ung  des  Zinsrechts,  dessen  „Nähnnutter"  die 
Grundrente  sei,  jene  Stockungen  verschwinden  müssen,  dann  aber 
allo  BediDguugen  für  eine  ungeahnte  Entfesselung  der  Production, 
mit  der  ein  allgemeines  Steigen  der  Arbeitslöhne  Hand  in  Hand 
gebe,  von  selber  gegeben  seien.   Diese  (neuerdings  namentlich 
Ton  Stamm  und  FlUrscheim  yertretene)  Theorie  der  AbsatK- 
stockungen  ist  indess,  wie  anspnichsToU  sie  auch  von  ihren  Yer- 
fechtem  vorgetragen  wird,  keineswegs  unanfechtbar;  ein  iigend 
achlflsaiger  Beweis  daftlr,  dass  mit  der  Verstaatlichung  der  Grund- 
rente die  M((glichkeit,  fSr  ausgeliehene  Kapitalien  eine  Zinsver- 
gfltnng  zu  erhalten,  unvereinbar  sei  oder  dass  —  das  Aufhören 
jedes  eiLTentliohen  Zinslx'zugs  vorausgesetzt  —   nicht  gieichwoiil 
einseitige   Einkoinnienshäufiingen   sich   einstellen   werden,  kann 
ebenso  wenig  w  ie  der  andere  erbracht  werden,  dass  auch  unter  der 
neuen  Ordnung  Irrungen  der  Production  durcli  rnterschätzungen 
des  augenblicklichen  Cunsunis  völlig  ausgeschlossen   seien :  die 
ausschliessliche  Basiruug  der  Kapitalmacht  auf  die  Möglichkeit 
des  Grundrentenbezugs  ist  eine,  wohl  im  Einzelfall  zutreffende 
(Qrundaristokratle  in  England),  in  ihrer  allgemeinen  Fassung  aber 
durchaus  willktlrliche  Annahme;  auch  rechnet  das  Idealbild  einer 
mit  zinslos  tlberlassenen  Kapitalien  arbeitenden  Production  in 
keiner  Weise  mit  dem  natflrlichen  und  gesunden  Egoismus  des 
Menschen,  und  es  unterschätzt  jedenfalls  die  Forderung  einer  all- 
mfthlichen  Beseitigung  des„Zinstributrecht8^*die  werUi-  und  kapital- 
bildende Kraft,  von  der  die  Anwartschaft  auf  die  Nutzung  ango- 
saninii'lter  Vermögenswerthe  im  Weg  des  Zinsbezugs  noch  alle 
Zeit  sicli  begleitet  erwiesen  hat').   Unter  allen  Umständen  könnte 
der  erwartete  EHolg  solcher  Hoden-  und  Ka]titalzinsretonn  doch 
nur  dann  erwartet  werden,  wenn  die  Uehertülu-ung  des  (lruu<l  und 
Bodens  in  den  Besitz  der  (Jenieinscluift  gleichzeitig  in  allen  Staaten 
erfolgte,  weil  andernfalls  das  leiclit  hewegliche  Kapital  aus  den 
Staaten  der  ..Bodenreform'*  nach  anderen  Staatswesen  ablliessen 
müsste,  erster«  also  des  befruchtenden  Factors  jeder  erzeuuciidon 
Thfttigkeit  mit  einem  Male  sich  beraubt  sähen.   Keinesfalli»  kann 


A.  Wajrner,  Onmdlegiuig,  §  287  ff.  üeber  die  Krisen*  and  Zinsentheorie 
Flineheim^s  vgl.  anch  Diehl,  m.  a.  O.,  8.  618  ff. 
BBe1i«Bb«rc«r>  A.,  AffarpoHUk.  t  16 
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eine  in  ihren  Gnmdlapron  so  unsirliore,  in  don  Erfolgen  so  zweifel- 
liaftt»  Bowfixiinir  Aiisi»iu(li  auf  Hi'aclituni(  dann  IuiImmi,  wenn  das 
Mittel  zum  Zweck  sich  als  ein  vcrfcliltcs  darstellt;  denn  die  lU'- 
seitiuuiii;  der  jet/.iucii  Laiuiei^enthünHT,  d.  Ii.  die  rniwantlluricr 
dersellteu  aus  fest  ansässiiren ,  mit  der  S<  liolle  verwacliHoneii, 
mit  starkem  HeimatsLrefülil  ausgestatteten  lievölkerunj^sbestaud- 
theüen  in  eine  tiuctuirende  Masse  von  Zeitpächtem,  deren  Erworbs- 
existen'/.  von  der  Jedesmaligen  Meuaus))i(<tung  der  Pachtlftudereien 
bedroht  erscheint,  würde  gegenüber  der  jetzigen  Ordnung  einen 
unzweifelhaften  Bflckschritt  bedeuten;  und  ein  werthvoller  Bestand- 
theil  der  Volksgemeinschaft  wäre  zum  Opfer  gebracht  zu  Gunsten 
eines  staatssocialistischen  Experiments,  dessen  Erwartungen  ebenso 
gut  sich  als  utopisch  wie  begründet  erweisen  kOnnen.  Kein  Satz 
aber  ist  wahrer  und  in  den  ij^ossen  Fragen  der  Staatspolitik  mehr 
zu  beachten,  als  der,  dass  man  sich  hüten  muss,  niederzureissen, 
bevor  die  Möi^liciikeit  de»  Aufltaues  in  besserer,  vollkommenerer 
(J estalt  in  einer  allen  Zweifel  ausschliebsenden  Weise  sicher- 
gestellt ist. 

2.  Die  Landrefnrmbeweiiung  erscbeint  verständlich  in  Staats- 
wesen, in  denen  im  Lauf  der  geschichtlichen  Entwicklung!:  der  (jrund 
und  Boden  in  den  Hiinden  einer  bevorzugten  Klasse  thatsächlich 
monopolisirt  worcb-n  ist  und  das  Besitzmonopol  durch  das  gel- 
tende Becht  —  Fideicoinmisse,  Entails  —  rechtlich  garantirt  wird ; 
wo  also  grosse  Theile  der  productiven  Stünde  von  dem  Mitbesitz 
und  Mit^enuss  des  Bodens  &ctisch  und  rechtlich  ausgeschlossen 
sind  oder  doch  nur  gegen  Anbietung  monopolistischer  Preise 
(drückende  Pachtzinse)  dieses  Genusses  theilhaft  werden  können; 
wo  der  Yortheil  der  steigenden  Rente  aus  der  Landnutzung  der 
verhältnissmässig  kleinen  Anzahl  der  Bodeneigner  als  arbeitsloses 
Kiiikoiiimcu  in  den  Scho(»ss  fällt  und  liierdurcli  die  Entwicklung  zu 
einseitiger  Einköininensvertheilunir,  die  wiederum  die  (Quelle  socialer 
rebermacht  und  ökonomischer  Ausbeutunir  werden  kann.  Itefürdert 
wir<i.  Hieraus  erklärt  sich  d»'r  Erfolur  der  LandreformlM  WtMjuiiLr 
theils  in  alten  Cultnrländeru,  wie  in  (intssbritannien,  wo  der  (Irund 
nnd  Boden  im  Besitz  einiger  tausend  Familien  ist,  sowie  in 
einzelnen  Staatsgebieten  der  Neuen  AYelt.  wo  eine  verfehlte  und 
kurzsichtige  Landpolitik  und  der  Mangel  eines  den  mittleren  Besitz 
hinreichend  schützenden  Agrarrechts  in  Verbindung  mit  der  zeit- 
weisen Verdorbenheit  der  Öffentlichen  Oigane  die  Ursache  war, 
dass  der  Auskauf  des  Landes  durch  geldkapitalistische  Kreise  in 


Digitized  by  Google 


Abschn.  II.  §  41.  Div  Landretunubeweguiig. 


243 


der  zweiten  Hälfte  des  Jalirhundorts  beäiigstij^ende  FortHchritte 
Lfemacht  hat.  In  «lii'scr  Staateiiü;rup])e,  wo  das  /cit parhlw »'sen 
jetzt  solioii  die  ausschliessliche  Form  der  Hcwirtliscliat'timg  ist 
(( irosöbritaiinieii,  Irlaiitl),  theils  die  KiLiciitimmöbewiilhscluiftune^ 
durch  mittlere  und  kleinere  han<lhesitzer  in  Felipe  des  furtschreiten- 
deri  Autsaugunüsprocesses  zu  verdrängen  droht  (Amerika)  würde 
zudem  die  Forderung,  derUugeaundheitderhesteluMiden  Einkommens- 
vertkeilung  durch  Einziehung  der  (Jrundrente  für  die  Zwecke  der 
Gemeinscliaft  zu  begegnen,  tür  die  ökonomische  und  rechtliche 
Lage  der  bodenbebauenden  iüassen  (Pächter)  eine  Aenderung  nicht 
oder  nur  insofern  bedeuten,  als  die  Bedingungen  der  pachtweisen 
Landüberlassung  künftighin  nicht  nach  dem  Belieben  der  grossen 
privaten  Bodenmonopolisten,  sondern  nach  Maassgabe  Öffentlich- 
rechtlicher  Normen  durch  die  Gemeinschaft  (den  Staat)  festgesetzt 
wlirden;  wie  zumal  in  erst  neu  zu  besiedelnden  Gebieten  (Australien) 
eine  Landpolitik  volle  Beachtung  verdient,  welche  vorerst  das  Land 
dem  Staute  vorbehält,  um  die  aUmähliche  Colonisinnig  nach  Kück- 
sichteii  des  öfVentlichen  Interesses  leiten  und  eine  speculative 
(iruiidbesitzhäutung  durch  Einzelne  zum  >iachtlieii  dieser  Eutwick- 
iung  hiutaulialten  zu  könuen^). 

3.  völlig  unyerstftndlich  ist  dagegen  die  Landreformbe- 
wegung in  Staatswesen,  wo  im  Gefolge  einer  glflcklicheren  Entwick- 
lung, herbeigefilhrt  durch  zeitige  Maassnahmen  des  Bauemschutzes 
seitens  der  Landesherrschaften,  durch  eine  gesunde  Ordnung  des 
Agrarrechts,  insbesondere  durch  Einräumung  maassvoller  Freiheit  im 
Bodenverkehr,  die  Grundeigenthums  vertheilung  einedenkbar  mantiich- 
laltige  ist,  neben  grosseren  Landeigenthümern  in  mannichlaitigster 


*)  Nach  Flürscheim  suUvn  iu  duu  Vert'iuigteu  ätautcn  vuu  2  und  3  Miiliuueu 
Undw.  fietrielMii  bereits  V4  UUtioneii  Pachtbetriebe  seüi. 

*)  Iu  mehreren  austriilis<  li*  ri  Colonien  sind  luach  Flflrscbeim)  Maass- 
nahmen in  Vorbereitiiiifr.  durch  die  eine  wcitiTf  rt'hirhissniifr  von  noch  nicht 
occapiirteui  Land  ins  Eigeutliiua  der  Coluuiüteu  ImiUiuti^ehalteu  werden  üuU.  Für 
die  ProTios  Adelaide  soll  bereite  ein  Oesetx  erlassen  sein,  wonacb  aller  locale 
Aufwand  nur  auf  den  (irmirl  und  I'.<i(h'Ti  unij'clcirt  wenh'ii  darf  (siuple  tax^ 
(mit  Anüuahme  des  durch  Meliurutioueu  herbeigctiihrt«n  Grundwerths;,  womit 
bezweckt  wird,  den  seither  Ton  Boden»peculanten  festppehaltenen  unbebauten  Lati* 
fundit-iihcsitz  rascher  in  den  Verkehr,  d.  h.  iu  die  Iliinde  derjenigen  zu  bringen, 
die  ihn  uLshahl  zu  heVwiuen  wünsclien.  —  V'<rl-  aiuli  den  AiitMitz  von  Huhland 
(Tüb.  Ztbchr.,  4S.  Jalirg.,  Sj.  281  flf.:  „Wo  australisch -uordauK-nkanische  Laudge- 
seCi^biing'*,  wo  die  australische  Landpolitik  lusammenfassend  dahin  charaktmi- 
(rilt  wird,  dass  sie  .mit  einer  rcclit  frci^-chii,'cii  Versciicnkun^''  von  Ländereien 
begann  und  mit  der  KinsteUung  jeder  weitereu  Vertiusseruug  und  lauglriatiger 
Verpachtung  bei  periodischer  Unedereiuschätzung  des  Pachtscliülings  durch  Lttnd- 
b^örden  voriiufig  abschliessen  durfte.** 

16* 
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Abstufimg  mittlere,  kleine  und  kleinste  Landstellen  Toriianden 
sind  und  daher  die  berechtigte  Forderung,  dass  an  den  Segnungen 
des  Grundbesitzes  ein  möglichst  weitgezogener  Kreis  der  Volks- 

an^ehörigen  Theil  iiohino,  seine  factische  und  rechtliche  Verwirk- 
Ucliiinir  irefundon  hat;  wo  daher  von  einer  socialen  Uebermacht 
unil  iuiechtung,  einer  durch  den  Bodennionopolbesitz  herbeiirelülirt»^n 
Klassenherrschatt,  einer  Aiisbeiitiinir  der  irrossen  Masse  dun  li  «-ine 
kleine  Anzahl  Hevorrechteter  lüiLit'nds  die  Kedc  ist  —  \  crhallniss»'. 
wie  sie  in  einem  «grossen  Theib'  von  Mittcbniropa,  zumal  in  den 
ttberwiegeudeu  Gebieten  von  Deutscliland,  Frankreich,  der  Schweiz, 
in  den  meisten  Kronländem  Oesterreicbs  die  herrschenden  sind,  in 
welchen  Staatswesen  die  bOrgerliche  1  n  iheit,  die  Selbstrerwaltung, 
insbesondere  eine  autonome  Gemeindeverwaltung  recht  eigentlich 
in  dem  bäuerlichen  Besitz  wurzelt^). 

4.  Ein  die  Landreformbewegujig  stark  beeinflussender  Factor  ist 

auch  die  vorgebliche  sittliche  Anstössigkeit  des  Grundren- 
te nbezugs  als  eines,  nicht  dem  individuellen  Verdiensts  sondern 
dem  gesellschaftlichen  Fortscliritt  un<l  der  gesellschaftlicljen  Mitarl»eit 
zuzuschreibciub'r  FiinkommenbtlH'ils  und  sodann  die  Annalim»'  be- 
standifxen  Stcin-ens  dieses  auf  dvm  gesellschaftlichen  Fortschritt 
bemhenden  Kentenliezugs,  dessen  Aneignung  durch  Hie  Gemein- 
schaft ungezählte  Mittel  für  AUgemeinzwecko  Üüssig  machen,  ja 
mit  der  Zeit  die  Einhebung  anderweiter  ZwangsbeitrÄge  zur  Be- 
streitung der  dtt'enüichen  und  Gemeinschaftsbedürüiisse  entbehrlich 

')  Aphnlicli  Rosrlifr.  a.  a.  O.,  4;  53.  Tiul  EistMiliart  -.x.  a.  O..  S.  2r)3  u.  257  ff.) 
&Ag;i:  „Will  mau,  um  für  die  Vorwirklichuug  der  seusualitiliscbeu  Kecktsidee  des 
alleiuipcu  ArbeitB-  oder  VerdieiwteinkoinmenB  tebolA  rtisa  ni  erlialteD,  das  Institat 
deg  Privat«  ;_i  nthums  auf^^ehoben  haben,  so  tritt  zur  Uuterbindiiiig  der  fireien  Sitt- 
lichkeit ikk  Ii  die  Verniclitunp:  ihres  unentholirlichon  Orirans  hinzu  und  diesf  wird 
damit  üln  i  liaupt  unmö^^lich  gemacht.  Denn  dii&  iüt  docii  die  Uedcutung  des  8ouder- 
eigenthnms  .  .  .  .  ,  dass  der  individuell  ^achaffene  Mensch  nii  ihm  ein  indlvidnellea 
und  somit  uuabliäiifnpes  "\Verkzeu<r  für  die  Vt'r\virkli<  hun}r  seiner  Zwecke  hat.  So 
wird  seine  geselUchaftliuh e  Auerkeuuuug,  d.  h.  das  £igentham8reeht 
zü  einer  Garantie  der  freien  Sittlichkeit,  en  einer  Constitntion  der  indi- 
riduellen  Freiheit  fr»'<;enüher  dem  Absolutismus  •  iner  selbst  liberal  verfassti  n  Staats- 
pfewnlt  ....  Darmii  bleiltf  ....  st-lbsj  der  absolute  Staat  (b*s  18.  Jalirbunilerts 
noch  ein  Freistaat  ge>reuüber  diesen  couimunistischen  Plauuugeu  einer  üffeut Liehen 
Gewalt,  die  über  die  Totalität  der  KapitalgOter  verfügend  dem  Ebuelaen  mit  seiner 
gesanimten  Existenz  von  ^ieh  abhän^i;:  niadit.  d.  h.  von  dem  discretinnären  Hefinib'n 
einer  herrscheudeu  Majorität^  ~  (iauz  ähnlich  Schmoller  in  den  Verhandlungen 
desVer.  f.  Socialp.,  Bd.  XXXni,  8.  97:  „Alle  gewdhnliche  Freiheit,  unsere 
ganze  Selbstverwaltung  wären  mit  einem  Schlag  durch  die  Yerstaatlichong 
veniicliti  t :  mit  solehen  K\i>erimenteii  kann  ein  vernünftiper ,  emstvoller  Pcditiker 
nieht  ret liuen."  —  Vgl.  aueh  den  von  Jäger  (a.  a.  ü,,  S.  203)  citirten  Ausspruch 
des  amerikanischen  Senatort  H.  Ben  ton  über  den  Zusammenhang  von  poUtiseher 
Freiheit  nnd  privatem  Gmndeigenthnm. 
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machen  werde,  während  dieser  Qrundrentenzuwachs  (unearned 
increment  nach  Si  IfiU)  doch  ein  völlig  „unTcrdientes*'  Einkommen 
sei.  Nun  ist  freilich  das  Vorhandensein  von  Bifferentialrenten, 
welche  mit  durch  den  Allgemeinfortschritt  der  Cultur  bedingt 
werden,  einzuräumen,  es  wird  indessen  in  den  erwähnten  beiderlei 
Ht'zielnincren  eine  aus  ilem  stadtiselien  (Irundbesitz  (Baustellen- 
mon<»iM>l)  heru ('leitete  besonders  misslielie  Erfalirunir  in  unberecli- 
ticrt  schablonenhafter  Weise  auf  den  landwirthschaftlich  benutzten 
Grund  und  Boden  übertragen  und  zugleich  eine  regelmässige 
Grundrentensteigenuig  des  letzteren  vorausgesetzt,  gegen  welche 
ebensowohl  die  geschichtliche  Erfahrung  wie  die  techniscli-ökono- 
mischen  Bedingungen  desLandwirthschaftsbetriebs  sprechen.  Richtig 
ist  vielmehr  nur  Folgendes: 

a)  Nur  beim  städtischen  Grund  und  Boden  ist  wegen  der 
zeitlichen  und  räumlichen  Beschränktheit  des  fSr  Bebauungszwecke 
sich  eignenden  Baugnmdes  der  Kentenzuwachs  (in  Form  der  Ein- 
hebung von  Wolmungs-  und  ( leschäftsniictln'n)  häufig  ein  völlig 
unverdienter,  d.  h.  durch  allgemein  gesellschaftliehe  und  wirth- 
schaftli(  Ii''  Ursachen  iM-dingter  (Zunainne  der  städtisdien  Be- 
völkerung, Krött'nung  von  Bau(iuartieren  durch  Anlage  neuer 
Strassen):  keineswegs  aber  beim  landwirthschaftlichen  Grund  und 
Boden.  Während  dort  ohne  jegliche  Arbeit  des  Baustellenbesitzers 
der  Werth  der  Baugründe  unter  Umständen  schrankenloser  Steige- 
rung fähig  ist,  bildet  hier  die  ökonomische  Hinelnverwendimg  von 
Arbeit  und  Kapital  in  Grund  und  Boden  die  Voraussetzung  des 
Gesanunteinkommensbezugs,  also  auch  desjenigen  Theils  derselben 
(Grundrente  im  eigentlichen  Sinne),  der  auf  die  Mitwirkung  der 
Bodensubstanz  als  solcher  entfällt  Die  von  dem  selbstwirth- 
schaftenden  Eigenthtlmer  erlangte  Grundrente  fällt  ihm  daher 
keineswegs  mühelos  in  den  Schooss,  sondern  sie  ist  technisch- 
ökonomisch erarbeitet,  also  individuelles  Verdienst  (Prämien- 
function  der  Beute  nach  Sehäfflc),  so  gut.  wie  jener  Theil  seines 
Einkommens,  der  der  thatsäcliliehcn  geleisteten  (manuellen  um! 
geistigen)  Arbeit  und  dcMu  Umfang  der  Kapitalverwendung  (in  Form 
von  (  icbäuden.  Meliorationen,  Dünger.  Saatgut  etc.)  entsprielit ').  Die 
Aneignung  der  ürundroute  als  „einen  Kaub  an  der  GemeiusclialV* 


^)  Vgl.  Srhäfflp,  Das  {r.'srllschartl.  Svst.  ni  *■!(•..  II.  Bd..  «j  und  §  HH'.K  S.  ^S); 
nJtMle  Attfhebuug  der  ikute,  wobei  die  im  Lauübiiu  lau^äiuu  wirkende  Function  vulkü- 
wbrlbieliaftliclier  Prftmiinug  geschwächt  würde,  eradieink  aowohl  gemdiwchftdlich 
als  nngerecht:  gemehischidlich,  weil  die  wirthschaftUche  Terwendniig  des  Bodens 
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ZU  bezeichnen,  ist  daher  jedenfalls  im  Bereich  der  Selbstverwal- 
tung der  Landgüter  durch  den  Eigenthfimer  mindestens  eine 

Ungoroimtheit  und  kann  höchstens  in  einem  VorstoUiinirskrpis  Kaum 
tiiulon,  in  dorn  die  jct/iirc  GriUKlcicfciitliiiinsordmin::  in  iliror  Go- 
samnitlK'it  ü])orhaiipt  aln  ein  Kr<z;('l)niss  widtMTt'clitliclnT  (Jt^walt- 
that  hctrachtot  wird,  woltci  wicdtM'iini  aus  oinzclncn.  für  <ltMi 
grössoroii  Tlicil  Kuro]»as  jcdcnralls  .lahrhundort«'  /unn.'kr('i<*li*^nil«'ii 
Vorkonimniss»Mi  ein  unberechtigter  Schluss  auf  das  Oanz«^  gezogen 
wird*);  während  allerdings  in  den  neu  besiedelten  Ländereien  der 
Union.  Australiens  etc.  die  liechtstitel  des  £igenthums  am  Grund 
imd  Boden  nach  den  Schilderungen  Honry  George*8  und  anderer 
amerikanischer  Schriftsteller  nicht  durchweg  legal  erworben  sein 
mögen.  Aber  selbst  wo  die  Grundrente  als  arbeitslos  bezogenes 
Entgelt  für  die  üeberlassung  der  Bodennutzimg  (Pachtzins)  Süsser- 
lieh  sich  darstellt,  kann  sie  im  concreten  EinzelÜall  sehr  wohl 
doch  vollberechtigtes  Einkommen  sein,  insofern  sie  als  Ergebniss 


gestOrt,  imgereclit,  wd]  der  wirthschaiUiclien  Brnnttlnng  der  nnvermelirbaren  fbum 

Kapitale  selbst  jene  Tionto  cntzojrt'n  würde,  wekh«^  der  \'irtuos(«n  .\rb«'it  und  der 
{^fschickt«'Ti  ncwiitliscliaftuii}!:  Hüssijr»'!-  Kapitale  /iiliillf.  Sätze,  die  Siliatflr  dler- 
diug^s  iiii  „Uau  und  Leben"  l3.  Bd.,  S.  3»S1)  ff.)  nadaiä-flich  etwas  eingesclirauki  hai, 
ohne  aber  desshalb  die  grundsätzliche  Berechtigung  der  Landreform bewegnng  uucn- 
erkennen,  wie  seine  sjiiitoreTi  tKiii;r.iiiir-^  citirten)  Schriften  z(  i<^'eu.  Die  „Praniien- 
fuuction"  der  Kcntc  hat  übrigeus  schuu  Schüta  iTub.  Ztsclir.,  lööö,  6.  171  ff.) 
betont  and  sehr  gut  die  (von  Hüll,  Arndt,  Wokoff)  erörterten  Projecte  einer  «Weg« 
atenerunn:  der  Ornndrente'^  insben.  mit  dem  Hinweis  zurückgewiesen,  dus 
„eine  Ausscheidtin{r  derjenigen  Kentenantheile.  die  eine  Fniclit  iirs]>rüiijrlicher  Ver- 
Bchiedeulieiteu,  und  jeuer,  die  eiue  Fiuilu  der  Arbeit  und  Kupitalauweuduug  siud, 
guiz  unmöglich  ist  ;  nnd  dass  such  die  Wegstenernng  des  kfinIHgen  Bentenzn- 

wachses  nn^'ercchtferfiirt  wäre,  „weil  dersclln'  inelir  oder  weni^'er  siine  (Jnelle  in 
V'erbeäseruugäbemtihuugeu  der  üruudeigentliiiuier  hat  und  zugleich  eine  l^ramic  tiir 
das  Biaiko  darstellt,  das  der  Grandeigenthamer  fibemlmmt''.  AehnUch  neuerdings 
Diehl,  a.  a.  0.,  S.  628. 

nrundlefrtiiig,  §  31H.  Die  Fl  iirseh  ei  n» '  Nclien  Ar^rnnuntafictusAveisen 
kauu  mau  nicht  besser  kenuzeichueu ,  als  durch  sciue  Charakteriäiruug  aller 
Ornndbesitser  als  „Besitzer  von  dem  Erdbodenraub  entstammenden 
Tribut  recht  en  "  oder  als  durch  Wiedergabe  einer  auf  obigen  Pnnkt  bezüglichen 
SleUe  iitif  S.  174  des  Werkes :  „Der  einzige  Rettuugs\ve<r",  wo  es  heisst :  „Ein  Kind  (^!) 
kiiiiu  begreileu,  dass  es  dne  schreiende  Ungerechtigkeit  ist,  weuu  .Jemand,  dei»sen 
ISesit/.osTorgänger  ein  8t4ck  Land  widerrechtlich  perstoBch  Ar  sidi  mit  Beschlag 
belegten,  das  der  A Iliri  tiieitiheit  gehörte  tind  aller  Landbesitz  der  ganzen  Well 
beruht  auf  sulchem  Ucchtsbodeu  -  dass  dieser  ^S'achtolger  (!j  eines  Käufers,  Diebes 
oder  Untersehlagers  (!)  von  den  Nachfolgern  der  bestohleneo  (!)  rechtmässigen 
Mitbesitzer  einen  Benützungstribut  für  das  gestohlene  4!i  <iemeingut  verlangt  nnd 
erlangt"  -  gewiss  das  Stärkste,  was  j^eleistet  werden  kann,  wenn  man  sich  ver- 
gegenwärtigt, unter  welchen  Umstünden  Millionen  deutscher,  schweizerischer,  öster- 
reichischer etc.  Bauern  nnd  grösserer  Besitzer  thatsftchUch  nnd  rechtUeh  in  den  Bedtz 
ihrer  Atiwt  scn  rrplan^rt  sind.  Anf  älinlielim.  in  tr»n<  lub  ii  Wortschwall  iri  kleideten 
generalisireudeu  l'ugereimtheiteu  beruht  aber  ein  grosser  Theil  der  Kewei^fUhrungen 
der  deutschen  nnd  ausserdentschen  Landreformliga,  freilich  auch  vieler  literirisläer 
Vorgänger  derselben. 
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Toniusgegangener  Arbeits-  und  Eapitalverwendungen  erscheint,  wie 
tiberall  da,  wo  das  Land  durch  Rodung  des  Eigenthflmers,  durch 
Yomahme  von  Ent-  und  Bewässerungen  etc.  erst  eultiurfthig,  d.  h. 

rentenorzpup^iHl  gemacht  wurde,  so  dass  man  von  «Miior  „Prftmien- 
t  uiiotion"  d>'r  Ht'iit«'  aiicli  hier  s])r»'rlirii  dart":  und  in  alb'ii  Fällen 
dann,  wenn  der  (inind  nnd  Hoden  dnn  h  Kauf,  Erbabtindnnu',  d.  Ii. 
durch  Mittel,  welciie  dureli  IVüiiere  prodnctive  Leistun«j;^en  orarl»eitet 
wurdon,  erstanden,  die  (Irnndrente  also  lediirlieli  das  «"»koiKnniscIi 
berochtit^te  Aoquivalent  vorauagegangj-ner  ArbeitsleiHtungen  d.  h. 
Gnmdkapitalzins  ist:  wogogen  allerdings  beim  Baustellenbositz 
von  einer  „Prämienfunction**  der  Grundrente  regelmässig  nicht  die 
Kede  sein  kann^). 

h)  Dio  durch  Steigerung  der  Pacht-  und  Kaufpreise  des  land- 
wirtlisebal'tlichen  Onind  nnd  Hodens  in  die  Ersebeinnng  tretende 
Rentonsteigernng  ist  keinesweirs  um-  oder  vorwieucinl  ein  PpMlnet 
des  gesellschattliflien  Zusanunenbdjens  nnd  cnlturellen  Allüenndn- 
fortschrittö  (licrvorgerufou  durch  die  Seltenheit  des  Productions- 

„In  allen  Fallen,  Hajrt  Wapner,  wird  /u  bedenken  sein,  dass  der  Boden 
st4*ts  erst  durrh  das  Medium  meiisehlicher  Arbeit  seine  Dienste  leist^it  nnd 
dass  (laluT.  um  ein  Maximum  in  Quantum  nnd  (|ualo  (li(  >«iT  Hit  nste  zu  erreichen, 
die  Hodeiin  «  ht>iorduuii^  n(>tb\v»'iidi;r  dem  in  e  n s  ••  h  1  i  c  Ii  e  n  T  r  i  e  I)  1  e l)en  und  den 
flir  diti  Ausübung  meuschlicher  Arbeit  wirksamen  Mutiveu  augejmsüt  üeiu  muss**. -~ 
Yg\.  hiemianch  die  §ehr  f^ite  Kritik  Eisenhartes  gegen  Rodbertns  und  dessen 
Bodenverstaatlieliuugstbeorie  (a.  a.  O.,  S.  254  ff.\  „!?ei  seiner  Kxstirjiiniii^r  des 
t'nteruehmer<rewinn.s  gleitet  Uodbertus  über  die  offenbare  Thatsacbe  platt  liinwep, 
dass  der  rnteruebmer  bei  aller  ünzerstörbarkeit  der  technisch -urirtbscbaftlicheu 
Ideen  selber,  durch  ihre  Verwendung'  /.m  <  >r<ranisinni'/,  I^eifutii^-  und  Aufrechterlialtung 
'eines  Oesrbiifts  und  sein  schweres  Kisiku  leiclii  norh  in  einem  un<jleieh 
»tarkereu  Maasse  mit  seinem  Ar beit s vermögeu  vernutxt  wird  als  der 
ausffihrende  Handarbeiter,  den  ^^die  sorgenvollen  NSchte""  desselben  freilich 
nicht  bedrücken...  Die  g^auze  anspnichsvolle  Dednction  von  II.  K(  riilit  auf  einer  Ver- 
wechslung dessen,  was  in  der  That  den  Kostencharakter  des  Naturaulwaudes  begründet, 
nämlich  seine  Einbezofrenheit  in  den  ilegriff  eines  Wirthscbaftswesens,  mit  dem- 
jemgen,  wa«  unter  den  obwaltenden  Itechtsnmständen  den  Kin/.elnen  in  den  Stand 
setzt,  denselben  tVir  sieh  in  Anspruch  zu  nehmen.  Wjilirend  Uodbertus  insinuirt. 
dasa  der  Grundbesitzer  eine  itente  im  Namen  seines  leeren  Ilesitztitels  in  Anspruch 
ndmie,  geschieht  es  yielmehr  im  Namen  eines  wirklich  wirthschaftliehen  Kosten- 
an^andes  und  es  bleibt  sein  Verdi  et  ^rej^en  die  e  s  i  t /.  reu  t  en  aufgrund 
eines  vermeintlichen  alleinigen  Kostencharakters  der  Arbeiter 
ebenso  hinliilli«;  als  das  banale  communistische,  dem  er  zu  Hülfe  kommen 
vennöchte,  auf  timnd  einer  vermei  nt  I  iehen  alleinigen  rroductivität 
der  Arb''it.  lud  wenn  Kudhertus  in  den  Ki;xenthums^e|,'-eii--l;tiidtn ,  den  flrund- 
ond  Kapitiilgütern,  das  zu  ihrem  Üesiu  vollständig  berechtigende  aillgemeine  Werth- 
prodnct  der  Arbeit  anerkennt,  aber  (doch  nnr  so),  dass  es  anf  dem  Schweiss 

ganz  anilerer  Klassen  beruhe  als  ihrer  de  rn»  al  i  ;rt'n  He^itzer.  sfi  tritt  ''hier) 
die  Krwairuujr  ein,  dass  die  Kapi t a  1  b i  1  d  u n gsar bei t  in  der  Fonuiruiig  de« 
Bodens  wie  seiner  Pnuliu  te  von  der  ir«'isti;.'en  Arbeit  eines  Unternehmers 
ausging,  in  dessen  Händen  die  k >  p<  rl i  i  Ii  •  ><  ini  r  Arbeiter  nnr  Mittel  war 
mid  iwar  in  strieter  Bechtsform  ansgelohutes  Mittel.'* 


Digitized  by  Google 


2'k6      Kap.  H.  Die  RecbUformen  der  Bewirthschaftong  uud  des  Besitaes. 

oltMiKMits,  (1.  Ii.  (liircli  «las  im  ( IruiulciLCtMitliuinsroclit  bcLniliulou* 
Monopol  und  durch  die  allinähliclie  Steiu^üruiiy;  der  Preise  der 
landwirthschaftlichen  Erzeugnisse),  sondern  gleichzeitig  und  zeit- 
weise ausschliesslicli  das  Product  der  individuellen  Arbeitsbethätigiing 
und  der  individuellen  sinnvollen  Verwerthung  wissen schaftlich- 
teduüscher  Errungenschaften.  Gerade  in  diesem  Jahrhundert  ist 
nicht  sowohl  das  Steigen  der  Kahrungsmittelpreise,  sondern  die 
Möglichkeit  der  Ertragssteigerung  durch  planvolle  Meliori- 
rungen,  durch  geschicktere  Ausnfltzung  der  wirksamen  Kräfte  des 
Bodens  und  durch  beste  Verwerthung  der  gewonnenen  Erzeugnisse  (in 
Form  sorgfältigerer  Bodenbearbeitung,  verständnissToUererDüngung^- 
weisen,  Verwendung  besseren  Saatguts,  rationellerer  AusnfitzAing 
des  Futters  durch  veredelte  Thierschläge  etc.  in  Verbindung  mit 
richtigerer,  der  gereifteren  Einsicht  entsprungener  ökoinuiiisclier 
Disponirung  und  Organisation  des  Wiilhschaftshetriehs)  die  vor- 
nehmste, vielfach  ausschliessliclie  Ursache  des  Anziehens  der 
Pacht-  und  Kaufpreise  gewesen,  von  denen  daher  die  Bo<leneigen- 
thümer  nur  insoweit  Vortheil  gezogen  haben,  als  ihre  technisch- 
ökonomische  Veranlagung  und  ihre  individuelle  Arbeitsleistung 
jene  Möglichkeit  in  Wirklit  likeit  umzusetzen  verstanden  haben, 
wobei  wiederum  der  Unterschied  zu  dem  städtischen  Baustellen- 
besitz in  die  Augen  springt.  Richtig  ist  nur  so  viel,  dass  die  nicht 
selbstwirthschaftenden  Landeigenthümer  diesen  dufch  das  Eori- 
schreiten  der  Technik  undOekonomie  des  Landbaues  herbeigeführten 
Bentenzuwachs,  ohne  eigenes  Zuthun  lukriren  können,  wo  doch  das 
ökonomische  Verdienst  auf  Seiten  des  thatsächUchen  Wirthschafters 
ist.  Dass  hierin  der  schwächste  Punkt  dos  Zeitpachtwesens,  aber 
auch  der  schwache  Punkt  des  nicht  selbst  wirthschafteiulen  (iross- 
grundbesitzes  liegt,  kann  zugegelten  wenlen  und  ist  oben  betreffs  des 
Zeitpachtwesens  bereits  hinreichend  gewürdigt  w(trden  (§  32):  die  in 
letzterem  Verhältniss  begründete  sociale  rnluUigkeit  würde  aber 
verallgemeinert  und  verewigt,  wenn  mit  der  reberführung  allen 
Landes  in  Gemeinschaftsbesitz  und  der  Nutzbarmachung  des  letzteren 
im  Wege  der  Zeitpacht  diese  Institution  im  Sinne  der  Landreformer 
die  einzig  herrschende  Howirthschaftungsform  des  Grund  und  Bodens 
werden  mfisste.  Mit  dem  socialen  Gerechtigkeitsprincip,  welches 
fordert,  dass  dem  Arbeiter  die  Frflchte  seiner  Arbeit  uneingeschränkt 
zufallen,  ist  daher  die  grundsätzliche  Umwandlung  des  Bodens  in 
Gemeinschaftsbesitz  schlechterdings  unTerträglich;  und  wenn  gerade 
in  den  Ländern  des  Zeitpachtwesens  die  steigende  Aneignung  des 
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auf  die  ökonomisch-technische  Arbeit  der  bodenbestellenden  Klassen 
ziirQckzuleitenden  Rentonzuwachses  durch  eine  beschrftnkte  Anzahl 

Liiiideigenthümor  (Orossl^ritannion)  molir  und  molir  als  anstössig 
orsrlioint,  so  kann  os  docli  kaiiin  als  richtige  Lösung  dos  Ver- 
tllt'ilullg^Jlrn)lltMns  (lor  (}rmi(lr»Mito  angesolion  wcrtlcMi ,  wenn  die 
Function  des  KeiittMifinzugs  einfach  die  Hände  wechselte,  d.  Ii.  von 
den  Laiidlortls  der  (iegenwart  auf  den  ho<lenbesitzenden  Staat  <ler 
Zukunft  überginge;  doiui  ein  an  sicli  unberechtigtes  Kinkonunen 
wird  dadurch  noch  zu  keinem  legalen,  dass  der  Bezugsberechtigte, 
statt  einzelner  privater  Bevorrechteter,  die  Staatsgemeinschaft  als 
solche  ist. 

A  eusserlich  ersclieiut  die  Stei«2r>'rnn<r  der  (Inmdrente  oftmals  (Ifsshulb  als 
ein  Ueächeuk  der  Gesammtheit,  also  uh  „uuverdivutt's"  Eiuküuuueu,  weil  üie  die 
amdttelbare  ¥o}g9  dar  EnchliesBODg  von  seither  8b|pelfifenen  Lindereien  dnroh 
Verkehrsmittel  (Strassen,  EiscnbaliiuMi  eto.t  ist,  deren  Benfitsun;,'  die  (Jrundbesitzer 
iu  den  Stand  setzt,  ihre  Producte  nunmehr  in  den  Verkehr  zu  bringen,  also  die 
Eiuuahme  aus  dem  (trnnd  und  Boden  höher  als  seither  zn  verwertheu.  In  Wirk- 
lichkeit liegt  indessen  ein  solches  Gesoheiik  keineswegs  immer  vor,  insoweit  nämlich 
die  betreffenden  (irundeipfeiilhümer  an  den  Kosten  dieser  Krscliliessnnfr  mittelbar 
durch  ihre  steuerlichen  Leistungen,  uuiuittelbur  durch  Zuschüsse,  (Krwerh  von 
Actien  etc.)  lieh  Itetheiligt  haben;  oder  aber  dnroh  die  Benfltxung  der  neu  n^ehaffenen 
Transportwege  fttr  die  Zwecke  ilires  Productenversandts  die  Mittel  zur  Ver/in<iitiL' 
und  Tilgung  der  Bankapitalieu  Uel'cru.  Man  kann  iu  solchen  Fällen  sogar  mit  mehr 
Hecht  den  Satz  vertreten,  dass  die  am  Boden  sich  bethätigende  Culturarheit  der 
(irtmdbesitzer  der  Allgemeinheit  neue  Verkehrswege  ^^esehenkt,  als  dasa  von  der 
Allgemeinheit  Jenen  ein  unverdienter  Kapitaliengewinn  in  den  Srhooss  gele^  worden 
seL  Uebrigens  —  vou  allem  Dem  ganz  abgescheu  -  weiche  roh  mechanische 
Aaffassnnpr  des  Staats,  und  seines  Aofgabebereichs,  ans  den  durch  bewnsste  cnlturelle 
Maassnaliiiicn  lit  rlicij't'tührleu  Einkouunenssteijrernn'-reii  bi  stinimter  rrndnctionszweige 
die  Berechtigung  zur  Negation  der  Urundlage  des  Einkommens  selber  abzuleiten  oder 
doch  diese  Steigerung  —  im  Widerspruch  mit  der  Absicht  der  Maassnahme  —  fttr 
die  Allgemeiiiheit  zu  beanspruchen!  Aber  auch  welcher  Widerspruch,  diese  Sehluss- 
fol;rernng  nur  hinsichtlich  des  (i  rund  ei  gen  th  ums  zu  ziehen,  nielit  aber  hinsielit- 
Ucii  des  sonstigen  Kapitalbesitz  es,  der  doch  —  mau  denke  au  die  absatz-  uud 
rentmatdgenide  Wirkung  von  Kanalbanten  und  anderen  Yerkehrsstraasen  fttr  In> 
dostriebezirke  —  ganz  ähnlichen  Rentenzuwarhses  tlioilhaftig  werden  kann!  T>ie 
Socialdemokratie  verfährt  hier  viel  logischer  als  die  Laudrelonubewegung,  bei  der 
überhaupt  die  Folgerichtigkeit  der  Sehlflaae  idclit  zu  ihren  stärksten  Seiten  zählt. 

c)  Man  mnss  im  Uebrigen  auch  hier  wiodor  die  grosso  Ver- 
schieden hrit  hoaciiteii,  wi'lt'lu'  zwischon  alten  K  u  1  tu  rl  ä  ml  e  rn  , 
in  denen  die  Bevrdkerünu:  hniLTsam  wäehst  und  wo  desshalh  dic^ 
Hodeiinaehtrane  und  das  H<)denang»'hot  innerhalh  irewisser  Grenzen 
sich  ins  (ileichirewiclit  L;t'bt'tzt  hat.  und  zwischen  den  neu  zn  be- 
siedelnden Ländern  hest<'ht,  wi»  zunächst  fiaud  im  reherfluss 
vorhanden,  d.h.  nahezu  kostenlos  Je<leiu  zur  VertiiLiuiiL'  steht,  bald 
aber  mit  der  zuströmenden  EinwandenniL^  und  dem  naturgumäss  star- 
ken Bevölkerungszuwachs  (durch  erleichterte  Eheschliessungf  grössere 
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Geburtenzahl)  rasch  im  Werthe  steigt  Hier  in  diesen  Länder- 
gebieten fthneln  die  Verhältnisse  allerdings  durchaus  dem  Ent- 
wicklungsgang der  grossen  städtischen  Consumtions-  und  Verkehrs- 
centren,  die  recht  eigentlich  das  Bild  einer  Oolonisation  im  Kleinen 

«larstcllpii.  hänfPTi  sich  dalior  auch  hinsiclitlich  dos  landwirth- 
schartlich  iM'iiüt/.tcn  <iniii<l  und  Bodens  jono  rointMi.  durch  «lic 
unirt'hcninit  stciirtMidc  NachtVair*'  narli  Land  hcrvorLr»*rut"*MHMi  ('»»n- 
jun<'tunMi<j:»'\viniu'.  wrlrlic  das  Ix'/.ficluicndc  Morknial  dos  städtisclion 
Baustolh»nin(>n(>i>ols  sind.  Krsclicint  aus  dicsom  (irund  wicdoruni 
die  Landri'formbewegung  in  Amerika,  Australien  etc.  durchaus  ver- 
ständlich und  beruht  sie  auf  ähnlich  gosuud-socialon  Betrachtungen, 
welche  'jogenüber  dorn  grossstädtischon  Baustellenwucher  eine 
MonopoUsirung  des  Baugrundes  zu  Gunsten  des  städtischen  Ge- 
meinwesens fordern;  hätte  desshalb  für  jene  Ländergebiete  eine 
vorläufige  Beschlagnahme  des  Landes  zu  Gunsten  des  Staats  als 
eine  yernflnftige  Landpolitik  sehr  wohl  s.  Z.  in  Betracht  gezogen 
werden  können,  so  entfällt  dieser  Rechtfertigungsgnmd  gerade  in 
den  alten  Culturstaaten,  wo  ein  gewisser  Zustand  der  Beruhigung 
in  dem  Gnindmarkt  wahrzunehmen  ist.  Conjuncturongewinne  im 
ländlii  lien  (Jrun«!  und  Boden,  ])ei  dem  (h'r  sjteculative  Besitzwechsel 
üherliauid  niclit  die  Holle  wie  im  städtisclien  Besitz  spielt,  mehr 
und  mehr  die  Ausnahme,  der  lirnlenzuwachs  als  Folj;e  <ler  indi- 
viduellen ArlM'ithethätigunix  die  Heuel  Ijihh'u;  ein  Zustand,  der  in 
absehbarer  Zeit  auch  in  den  transoceanischen  Staatsgebieten  zu 
erwarten  ist  und  mit  dessen  Eintritt  dann  auch  hier,  ohne  in 
Verstoss  mit  socialen  Anschauungen  über  die  ökonomische  Be- 
rechtigung von  Oonjuneturengewinnen  zu  treten,  die  Verstaat- 
lichung der  Grundrente  ihre  innere  Berechtigung  verliert 

d)  Mit  diesem  Ergebniss  stflrzt  dann  aber  auch  das  luftige  Gebäude 
zusammen,  zu  dem  für  die  Landreformer  die  Erwartungen  auf 
schrankenlose  Mehrung  der  öffentlichen  Einnahmen  durch 
Aneignung  der  Grundrente  die  Bauelemente  geliefert  haben,  weil  eben 
die  Annahme  einer  ungehemmten  Steigerung  der  Gnmdrente,  min- 
destens mit  der  von  jener  Seite  voraustresetzten  Beschleuni-jiun^^ 
inid  Ausd(dinunL;,  «dne  Illusion  ist.  (iera<le  hi<'r  hat  die  Ueber- 
traLiUULt  L:rt»ssta<ltis«-lM'r  Krtahruiiiren  auf  den  land\virtlis(diaftlicheii 
Bnficnlii'sitz  un<l  die  au^  di'ji  \\  ahrneiinunmen  junger  < '«donisations- 
g(d)iete  L-^r-rhöjdte  Krkenntniss  zu  vidlig  haltlosen  Sciilusstblgerungcn 
lii]ig<deit('t.  Das  Vorwärtsschreiten  in  der  Teclmik  dos  landwirth- 
schattUcheu  Betriebs  und  die  hierdurch  zu  erzielenden  is^rtrags- 
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steiirprunp^ii  wrrdpii  voniiönfo  dor  bosondoron  Natur  dos  hiiid- 
wirtlischartliclirn  IJotrichs  und  der  durchscluiittliclMMi  HcscliatlVnlioit 
dor  bodoulx'strllt'udcu  Krciso  immer  nur  lanufsam  v«n*laufen  (S.  50ft'.); 
und  ebenso  wird,  wenn  die  Uevidkerunii:  eines  T.andrs  einen  pre- 
wissen  Höhepunkt  erreiclit  hat.  das  weitere  Anwachsen  derselben 
in  al>nehmend  profrreaaiven  Zahlen  sieh  vollziehen.  Könnte  rich- 
tiger Weise  überhaupt  mir  eine  Kentensteipfprunür ,  di(»  dureli  die 
mnehmeude  Wohlhabenlieit  der  anderen  Stände,  d.  Ii.  durcli  eine 
von  letzterer  bewirkte  Steigening  der  Preise  der  landwirthschafb- 
lichen  Erzeugnisse  und  diirch  eine  mit  der  Zunahme  der  Be- 
T((lkerung  Hand  in  Hand  gehende  Steigerung  der  Bodenpreise  (als 
Folge  der  wachsenden  Landnachfrage)  hervorgerufen  wird,  für  die 
Zwecke  der  Gemeinschaft  in  Anspruch  genommen  werden,  so  ist 
schwer  begreiflich,  wie  die  mit  der  fortschreitenden  Oultiur  stetig 
wachsenden  Ausgaben  fllr  Allgemeinz wecke  ledisrlich  und  aus- 
schliesslich gleicliwohl  nur  aus  diesem  lanu'sam  und  nuuisvoll  sieh 
vollziehenden,  i)eriedenweise  vTdlig  stagnirenden  liimtenzuwaehs 
«rescliopft  werden  seilen.  Der  landwirthschat'tlich  iM'initzte  (Irund 
lind  lioden  würde  aislnild  seine  Dienste  vers.iLicn:  der  städtisclie 
(irund  und  Boden  aber  bildet  eiiu-n  so  winziu:en  Hruelitheil  des 
gesamniten  Grundbesitzes,  dass  der  bei  ihm  sich  ergebende  Renten- 
zuwachs allenfalls  die  Bedürfnisse  der  städtisehcMi  tiemeinwesen 
befriedigen,  keineswegs  aber  ausreichen  würde,  die  Unzulänglichkeit 
des  ländlichen  Bodens  als  Einkommensquelle  zu  decken.  Selbst 
in  den  transoceanischen  Ländergebieten  müsste  sich  schon  bald, 
sofern  einmal  auch  dort  der  Boden  insgesammt  in  landwirthschaft- 
liche  Bestellung  genommen  ist,  das  Project  einer  „Wegsteuerung 
der  Grundrente"  (single  tax)  als  ausschliessliche  Basis  der  Be- 
steuerung als  eitel  Hirngespinnst  erweisen;  wieviel  mehr  aber  in 
den  europftischen  Staaten!  Denn  wenn  schon  hier  mit  dem  üeber- 
gang  aus  der  Natnralwirthschaft  in  die  Geldwirthschaft,  also 
seit  Anfang  des  .lalirliuntlerts .  teriirr  mit  eiiu'r  dureli  die  He- 
seitigung  der  alten  feudalen  <  Inindverlassung  und  «hireh  die 
wissenschaltliehe  Krlndlung  des  iiandl»aues  lierbeigfliihrten  macht- 
vollen Knttaltung  des  Lantlwirtiis(  hat"tslH'trie])S  in  (Wr  ersten  Hälfte 
des  Jahrinniderts  latent  gewesene  Ibidenwerthe  frei  geworden  sind 
und  desshalb  üruudwerthsteigerungen  in  einem  früher  unbekannten 
Umfang  sicli  vollzogen  bal)en.  so  hat  (bx-h  diese  Bewegung  nach 
Oben  ihren  Kuhepunkt  längst  erreicht,  ja  bereits  einer,  ent- 
sprechend der  überstürzenden  Hast,  mit  der  sie  einsetzte,  rück- 
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Ifilifißfen  Bewegung  Platz  gemacht.  Man  braucht  das  Bild  der 
Fiiiaiizkrisis.  dio  über  die  europäischen  Staaten  lienMusrebrochen 
wäre,  falls  «'twa  das  Idoal  der  LaiidrelV>nner  —  <lie  rebertulirung 
des  (JruiKl  und  Bodens  in  die  Gemeinschaft  mit  stufenwt'iser  Be- 
seitigmiL;-  der  bis  (hihiii  bestandenen  Steuern  —  vor  Deeeiinien 
verwirklicht  worden  wäre,  Angesichts  der  dermaligen  Lage  der 
europäischen  Landwirthschafb  sich  nicht  im  Einzelnen  auszumalen, 
um  das  Absurde  des  Programms  einer  Ueber-  und  Abwälzung  der 
gesammten  Steuerlast  auf  die  bodenbewirthschaftenden  Klassen 
gerade  auch  nach  der  finanz-  und  steuertechnischen  Seite  gleich- 
wohl SU  begreifen. 

'   5.  Soweit  die  Landreformbewcgimg  ihre  Fangarme  auch  auf  die 

Gebiete  gesunder  Bodenmischung,  d.  h.  auf  solche  ausdehnt,  in  denen 
die  bäuerliclien  Elemente  den  breiten  (inindstock  der  bodeid)e- 
sitzenden  Khissen  Idlden,  Avird  sie  übrigens  schon  desshalb  des  Erfolgs 
baar  sein,  weil  sie  mit  den  gerade  in  diesen  Kiementen  in  beson- 
derer Stärke  lebendigen  ]) s y  c h  o  1  ogi s c h e n  Factoren  in  keiner 
Weise  rechnet  uinl  weil  sie  eines  sonnigen  Zukunftsbildes  lialber. 
dessen  reale  Wirklichkeit  sie  allerdings  mit  dem  ganzen  Eifer  über- 
zeugimgstreuer  Propheten  behauptet,  ideelle  Güter  höchsten  Werthes 
mitleidslos  zerstört,  ohne  die  Gewähr,  dass  sie  im  Stande  sei.  einen 
entsprechenden  Ersatz  in  ähnlichen  Gütern  zu  gewähren  Auch  ist, 
wie  Buhland  mit  Becht  hervorhebt,  die  Thatsache  unbestreitbar, 
„dass  es  für  einen  grossen  Theil  des  Volkes,  vielleicht  für  den  grosse- 
ren in  Deutschland  (und  wohl  auch  sonst)  eines  der  schönsten  Gltlcks- 
empfindungen  ist,  mit  eigenem  Grund  und  Boden  ein  eigenes  Haus 
zu  besitzen.  Die  Glficksempfindung  und  das  Glflcksbewusstsein  ist 
aber  bekanntlich  eine  hOchst  subjective  Sache.  Tausende  mögen  in 


*)  „Das  selbstbewiHhschaftete  Onindeigenthum",  sagt  Frhr.  v.  Bodmanu- 
Lorctto  in  dem  von  ihm  erstatteten  Bericht  der  Commissioii  der  I.  Kmmer  der 

badi-i  lii'M  Liuulstiindo  zur  l'x  rallniii'_'  'I"'r  vom  Krhrn.  v.  Hornstein  g-estellten 
iigrarpolititihchen  Antriijje,  Ueil<ige;>i3  zum  Trütokoll  der  14.  Sitxuug  v.  2.  April  1892* 
„ersen^  die  Ehre  nnd  Frende  der  Arbeit,  die  SelbststSadigkeit  des  Eimielnen,  der 
Jim  li  l'iir  die  Zukunft  der  Seinigen  7,u  s<»r<fen,  zu  ordnen,  zu  sparen  weiss;  <s  weckt 
l'rtlieil,  Umsieht  und  Maasshalten;  es  lehrt  ihn  den  Werth  der  Sitte  uud  Keligiou, 
der  gresellschaftliclieu  Kiu-,  l'uter-  und  l'eberorduung;  und  wie  es  die  Quelle 
hI1*'u  Fort  se  h  ri  t  tes  ist,  so  ist  es  auch  die  Schule  und  (irundlapre  für  die  StMl- 
liehe  OnliniML',  indem  es  das  ViTsliiiidiiiss  ausbildet  Inr  die  l'tlic  liti'u  irc^^enuber 
dem  Gemeiuwcüen  und  die  daraus  eutsteheude  Ueschräukung  der  individuellen  Frei- 
heit. Die  Sesshsfü^keit  weckt  die  Liebe  zur  engeren  nnd  weiteren  Heimat,  zum 
Vaterland,  und  der  finindeifrenthiinier.  welcher  mit  seiner  wirthsehaftlii  hm  Lfige 
soMeden  ist,  oder  doch  die  Möglichkeit  des  Emporsteigens  sieht,  wird  oj)tt  rwillijr 
und  leiatnugsfabig  für  Staat  und  Uesellschaft  seiu  uud  zersetzeudeu  Eiutlu»aeu 
Widerstand  leisten/ 
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einer  entsprechenden  Steigerung  ihres  Einkommens  die  hauptsäch- 
lichste materieUe  Voraussetzung  fOr  das  sehen,  was  sie  ihre  glückliche 
Lage  nennen,  weitere  Tausend  hriniron  die  grössten  Opfer,  um  das 
ererbte  Grundstück  der  Familii^  zu  erhalten  und  kar^ren  von  ihrrn 
nöthigen  Lebensbedürfnissen,  um  einmal  ir^^-nd  »'in  Stückchen 
Erde  ihr  ..Eicfen'"'  nennen  zu  können/'  An  diesem  Haften  am 
Boden,  an  dem  mit  dem  Landbesitz  verknüjdten  Heimatsgefühl, 
an  dem  äclit  menschlichen  Drang,  eine  dauernde  Heimstatte  zu 
besitzen  f  statt  —  den  Zugvögeln  gleich  —  heute  hier  und 
morgen  dort,  wie  es  der  Zutall  des  Pachtlandausgebots  mit  sich 
bringt,  die  Arbeit  am  Grund  und  Boden  zu  bethiitigen,  an  diesem 
tiefinnerlichen  Zug  zur  festen  Verwachsung  der  Persönlichkeit  mit 
der  Mutter  Erde,  wie  er  den  gemanischen  Stämmen  vorzugsweise 
eigen  ist  und  aus  dem  heraus  die  frQhzeitige  Beseitigung  der  Feld- 
gemeinschaft, die  endgültige  Zuweisung  der  Landantheile  an  die 
Nutzungsberechtigten,  die  Ausbildung  des  vollen  Privateigens 
folgerichtig  sich  entwickeln  musste,  wird  die  Woge  der  Land- 
reformbewegung kraftlos  zerschellen^). 

g  42.  J^'ortsetzung.  Abschliessende  Betrachtungen. 

Das  Endergebniss  der  Betrachtungen  bleibt  also,  dass 
die  auf  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens  gerichteten  Bestre- 
bungen höchstens  für  die  Lftndergebiete  mit  einseitiger  Besitzver- 
theilung  und  dadurch  bedingter  ökonomischer  Bedrückung  anderer 
Yolksklasse  eine  äusserliche  Berechtigung  haben,  dass  aber  selbst 
diese  äusserliche  Berechtigung  für  alle  jene  Ländergebiete  eut- 

*)  Aehulich  Schäffle,  Die  Aussi(■lltsl()^i<rk^•it  tMc.  S.  29,  81  ff.  und  110. 
Wie  denn  auch  ein  bekannter  socialdeniokratisclifr  Fülirer  «'iiistt-us  snprte:  „"Wenn 
wir  nach  England  gehen,  so  werfen  wir  es  mit  geringen  Kräften  nieder,  es  hat 
keisen  Banernstand,  kcfinen  mittleren  IftndHchen  Gnmdbesita^  Anders  in  Deutschland, 
die  starken  Köpfe  der  driitsclu  n  Hauern  sind  unzu<^'iiii;rli<  h  für  unsere  Anschauungen 
und  Forderungen. AWerdings  nur  da,  wo  ein  eigentlicher  Bauernstand  vorhanden 
und  dieser  die  Empfindung  hat,  an  dem  Staat  einen  starken  »nrthschafUicheu 
Rückhalt  jedt-rzeit  zu  besitzen.  Wo  dies  nicht  der  Fall,  wo  also  das  äjrstem  der 
Halbpacht.  Klcinpaclit  inul  Knrzpnclit  vcrlireitet  ist,  wo  der  Ki^'cnthünier  von  der 
den  Boden  bebauenden  ßevulkcruug  losgelöst  ist  (wie  in  Irland,  in  den  südeuro- 
pSisehea  Staaten)  hat  Schilf fle  nicht  Unrecht,  wenn  er  meint,  dass  ^der  Sodalismns 
bei  geringer  Khiglieif  an  der  Masse  der  ländlicbcn  Arbeiter  eine  ganze  Armee  von 
Aohängem  gewinnen  könnte^.  (In:  liau  und  Leben,  8.  Bd.,  S.  531.)  Andererseits 
darf  man  anch  aus  einer  zeitweise  zu  Tage  tretenden  hochgradigen  UnzninedenhMt 
der  bäuerlichen  Klrtncnte  in  den  mitteleuropäisclit  u  Staaten  oder  aus  der  allerdings 
stark  zunehmenden  .,Haisonnirsucht^  auf  dem  tlai  heu  Liuide  nielit  sofort  auf  einen 
fiiieg  socialdemokratischer  Ideen  schliesseu;  die  augenblicklich  stärksten  „Schreier** 
worden  «m  hefUgsten  Fhmt  machen,  wenn  der  Yersnoh  nntemommeii  werden  sollte, 
ihr  Gmnddgen  anautasten. 
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fällt,  in  denen  die  Besitzvertbeilung,  wogen  des  Üeberwiegens  des 
kleinen  und  mittloron  Besitzes,  luid  weil  demnach  die  <?ros8o  Masse 
der  lic völkcruiig  tliatsiichlicli  sich  der  St^miuii^cn  »h's  (iiuinll)esitzes 
erfreut,  eine  gesunde  ist.  Der  Satz,  auf  dem  in  letzter  liinie  die 
iranze  liandrcform  IxTulit.  dass  alli'  Krdiidjorcnt'n  ulriches  Ann'cht 
auf  die  Erde  halten  —  weini  aucli  nicht  durch  thatsachlicluMi 
Bodengenuss,  der  ja  auch  im  Zustaiul  der  \' erstautiichuni^  imuu'r 
nur  den  zufällig  im  Belitz  beündliclien  zu  Tlicil  wird,  aber  doch 
in  Form  des  Antheils  an  der  nationah-n  Grundrente  —  ist,  bei 
Licht  betrachtet,  doch  kaum  etwas  Anderes  als  ein  Spiel  mit 
Worten;  und  die  Meinung  Laveleye's,  dass,  wenn  alle  Menschen 
das  Becht  haben,  frei  zu  sein,  sie  alle  auch  das  Becht  haben  mdssen, 
im  Grundeigenthumsgenuss  zu  sein,  weil  sie  nur  dann  eine  Garantie 
ihrer  Unabhängigkeit  besitzen,  trifft  wohl  fttr  die  Anfangsstadien 
der  wirthschafUichen  Entwicklung,  keineswegs  aber  f&r  die  späteren 
Entwicklungsperioden  mit  ihrer  reichen  Mannichfaltigkeit  von 
Arheitshethäti<;uu!ismöirlichkeit(Ui  zu,  Dass  Jemand  den  richtiiren 
Genuss  vom  Dasein  habe  und  sich  wirthschaftlich  unabhängig 
fühle,  dazu  bedarf  es  in  der  heutigen  Culturwelt,  wie  zahllose 
glückliche  und  /.ufriedene  Kxislenzen  ))eweisen,  des  Besitzes  am 
Boden  nicht;  wo  rechtliche  Yerkehrsfreiheit  im  (irund  und  Boden 
besteht,  ist  die  Forderung  der  Möglichkeit  der  Antheiluahme  am 
Grund  und  Boden  ohnehin  verwirklicht;  und  wo  immer  eine  Auf- 
theilung  des  Bodens  unter  eine  grössere  Anzahl  Volksglieder  Platz 
greift,  nehmen  an  den  Vortheilen  des  Grundrentenbezugs  nicht  bloss 
die  Grundeigner,  sondern  viele  andere  ländliche  Elemente  (Land- 
arbeiter), aber  auch,  in  Folge  des  Abflusses  dieses  Grundrönten- 
einkommens  in  zahllose  Canäle,  andere  Berufsstände,  vor  allem 
Industrie,  Handwerk,  Handel  ebenfalls  Antheil.  Die  steigende 
Grundrente,  veranlasst  durch  die  wachsende  Volkszahl  und  wachsende 
Leltensmittelpreise ,  verbleiht  zudem  keineswegs  ein  privilegirter 
Moiiopolgewiiui  der  ( inuKlei^cnthümer,  sondern  vertheilt  sich  im 
Weg  der  Krbaldindung,  weil  die  Taxation  des  Immobiliarnachlasseh 
durch  jenes  Steigen  ebenfalls  beeiuHusst  wird.  unt<'r  die  Miterben, 
befruchtet  also  wiederum  mittelbar  und  unmittelbar  die  gesaninito 
Froduction  und  zwar  wieder  um  so  mehr,  je  mehr  die  Art  der 
Grundeigenthumsordnung  eine  grosse  Mannichfaltigkeit  der  Besitz- 
Verhältnisse  ermöglicht*).  Die  Behauptung,  dass  „wem  der  Boden 

*)  Vgl.  Huili  Wu[^uer,  Art.  „liruudlHsit/.",  S.  133.    Eiu  ItigiscUer  Wider- 
spruch ist  es  auch,  wenn  die  Bodenrefonner  auf  der  einen  Seite  die  Urundrente 
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preh^rt,  dfssrii  Sklaven  die  MtMischeii  siiiU,  die  ilm  iMdmiien",  ist 
dalicr  eine  in!ialtslr»se  Phrase  und  hat.  wenn  fllierhaiipt,  nur  Sinn 
in  dem  Staat  der  liodenverstaatliehunLC.  (Vgl.  (d)en  Anni.  1,  S.  244.) 
Uinl  jfMlenralls  ist  es  eine  Selhsttäuschuny-,  wenn  von  dem  Staat 
der  liodeuverstaatlichung  vorausgesetzt  wird,  dass  die  Aneiguimg 
der  nationalen  Gnindrente  unter  allen  Umständen  eine  zweck- 
mftssip'  Verwendung  sichere  oder  in  höherem  Maasse,  als  dies  jetzt 
der  Fall  ist,  die  Gewähr  für  eine  sociale  Politik  im  Interesse  der 
Annen  und  Enterbten  biete;  dass  die  Ersetzung  des  jetzigen 
Qnmdeigenthumsrechts  durch  das  Fachtsystem  den  bodenbestellen- 
den Klassen  eine  behaglichere  Lage  schaffe  f  dass  die  Möglichkeit 
weitgehender  Besitzesungleichheiten  und  kapitalistischer  Ausbeutung 
in  dem  Staat  der  BodeuTerstaatlichung  und  nur  in  diesem  entfalle ; 
und  dass  desshalb  die  Landreform  und  nur  sie  die  Schäden  der  Zeit 
zu  heilen  vermöge.  „Die  Ausl>entung  der  ländlichen  Lohnarbeiter 
durch  den  Pächter,  der  sie  beschäftigt,  wärt^  ebensowenig  abge- 
schnitten, als  die  Aus])eutung  des  Pächters  selbst  durch  den  Leih- 
und  Kaul'wuclier  von  Seiten  des  beweglichen  Zinskapitals.  Dieses 
würde  auch  fortan  im  Creditwesen,  im  Handelsverkeln-.  in  der  gewerb- 
lichen Hervorbringimg  uneingeschränkt  frei  walten  und  zu  gegen- 
gewichtsloser, auch  verfassungspolitisi  h  unerträglicher  Herrschaft 
gelangen.  Die  Einziehung  der  theuer  abgelösten  Grundrente  an  Stelle 
der  Grundsteuer  und  der  sonstigen  jetzigen  Steuern  wäre  nicht  ein- 
mal finanzwirthschafklich  ein  zweifelloser  Vorzug**  (Schäffle)^).  In 
das  landwirthschafÜiche  Berufs  -  und  Erwerbsleben  käme  unter  allen 
Umständen  mit  der  systematischen  Verdrängung  der  Eigenbewirth- 
schaftung  durch  die  Zeitpacht  ein  Element  der  Unruhe  und  der 
Beweglichkeit,  das  dem  Landvolk  jene  Eigenschaften  der  Stetig- 
keit, der  Festigkeit,  der  Beharrlichkeit  rauben  wtirde,  die  seine 
besten  Charakterzüge  sind,  weil  in  ihnen  vorwiegend  die  staats- 


für  die  All}r«*ni«nnlH'it  boanspruchen  und  luif  d»  r  uiidcicn  Si  itt-  gerade  aus  der  Ve  r- 
schuidang  des  (tniudbcsitzes  ein  Arguuii  iit  für  die  Itudenverstaatlichuiig  ableiten. 
Uran  je  mehr  in  der  Form  der  Vers<  huldun<?  der  Hoden  tltatsächlich  und  rechtlich 
im  realen  Kip  nthiim  Vieler  steht,  um  .so  mehr  wiire  ja  t  ine  Aonähertiug  an  das 
vorschwcbentle  Ziel  erreicht,  um  so  mehr  müssten  die  Hodenrefnrmer  difsrn  Zustand 
be^iisüon.  Vgl.  Waguer  in  der  Schrift:  l>ie  Abschaffung  des  liruudeigtnthums, 
1870,  S.  ia/14. 

*)  Auch  Stöpel  meint  (a.  a.  0.,  8.177/178),  fiepen  H.  George  polemisirend, 

das  v(»rp:esehlag^ene  Heilmittel  werde  .,nur  eine  eiidlu.se  Schraube  sein,  durch  welche 
die  Lohne  immer  weiter  herabjjedriickt  wcrflcti  würden  weil  eben  der  (iruud- 

beiitaer  fttr  die  Wegnahme  seiner  Reute  „sich  au  den  i.oimeu  „„seiner  Arbeiter"" 
ichadlos  m  hallen  sneht". 
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erhaltende  Gesinnung  wurzelt  (S.  57) :  an  die  Stelle  Ton  fest  mit  der 
Scholle  Terbundenen,  dieselbe  fleissiir  und  liebevoll,  wenn  auch 
niclit  iiiimor  nach  (1»mi  Kucksicliton  liöchstcr  speculativorGewinnprzie- 
liincf  bestellenden  LaiHlciüciithrmn'rn  träte  eine  flottirende  Päohter- 
bi'völkerung,  «leren  Dast'iiislMMliiimnmiMi,  weil  von  «Icni  ioweiliiriMi 
zut'älliLren  Krii:<'l)niss  der  im  Staut  der  BodeiiverstaatlicliunL^  iiifht 
zu    entratluMiden    verst(M«j:;enuiLrvS\v eisen  Aus])ietunp^  ahliäULiiLr,  von 
einer  Paclitperiodc  zur  and«'ren  unsichere,  sehwankende  wären  und 
die  desshalh  zur  rücksichtslosesten  Ausheutunij  der  Pachtobjecte, 
gegen  welche  auch  die  Hchäri'sten  Pachiconiraetc  yergeblich  an- 
kämpfen wflrden,  gedrängt  werden  müsste.   Und  je  mehr  vollends 
der  Bodenreformstaat  der  Zukunft  im  Sinne  seiner  Vorkämpfer  in  der 
Qrund-(Pacht)rente  die  vorwiegende  oder  ausschliessliche  Quelle 
der  öffentlichen  Abgaben  zu  suchen  hätte,  um  so  mehr  wtirde  die 
fiscalisehe  Tendenz  der  höchsten  Yerwerthung  der  Bodenaubstanz 
durch  strengste  Gestaltung  des  Pachtrechts  die  Oberhand  ge- 
winnen und  ein  System  weitgehender  Ausbeutung  der  Staatspächter 
riatz  greifen  niüssen,  (his  desshalh  noch  nicht  entschuldbar  er- 
Sidieint,  weil  es  Namens  der  ( lesannntheit  verüht  wird.    Und  dies 
Alles  um  so  melir.  als  im  Staate  der  Bodenverstaallichunir  eine 
AustheiluHLT  der  WirtlischaftseinluMten  in  aristokratisclu'ui  Sinne, 
d.  h.  in  Form  grosser  l'achtirüter  undenkhar.  ja  mit  dem  (inind- 
gedanken   des   Planes,    mögliclist  vielen   Staatsangehörigen  «ien 
factischen   Gonuss  des  Bodens  einzuräumen,  imvereinltar  wäre. 
Die  p]ntwicklung  wurde  daher  auf  eine  zunehmende  Yerkleinening 
der  Pachteinheiten  hindrängen,  d.  h.  zu  jenen  groben  Missständen, 
welche  das  Parcellenpaehtwesen  jederzeit  noch  begleitet  haben 
(g  34),  womit  dann  die  jeweilige  Auswucherung  der  Staatsparcellen- 
zeitpächter  zu  Gunsten  der  Gesammtheit  ihren  Höhepunkt  erreichen 
mflsste.  „Der  Staat  selbst  als  Grundmonopolist  wäre  unter  commu- 
nistischer  Maske  wohl  bald  ein  harter  Rentier*'  (Schäffle).  Die- 
jenige Vorsicht  im  Abschluss  von  Heirathen,  im  Erzeugen  von 
Nachkommen,  welche  die  Sorge  um  die  Behauptung  des  Gnind- 
eigens  zeitiiite,  ist  erfahiuiiLisgemäss  l)ei   Kleinzeitiiächtern  niclil 
Vorhanden  (Irland);  und  zu  allen  sonstigen  socialen  Teheln  und 
Zerstörungen,  welche  der  (leriieinhesitz  brächte,  würde  daher  auch 
noch  die  (iefahr  einer  ungesund  raschen  Bevölkerungs/.iinainne  als 
weitere  Mit^iit  der  „Pioiuüere  einer  neuen  Aerd'*  hiuzutreteu 

*)  BnhUnd,  a.  a.  0.,  S.  dSa  Aehidich  F  ran  kl,  a.  a.  O.,  1891,  S.  bitL 
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Aus  allen  vorenvühnten  Gründen  liegt  die  wahre  Lösung, 
selbst  in  den  Staaten  mit  jetzt  ungünstiger  Bodenbesitzvertlieiluug, 
nieht  in  der  Beseitigung  des  Privateigenthums,  sondern  in  der 
Herbeiführung  einer   l)esseren,  gesünderen  Grund- 
thumsvertheilung  durch    eine   planvoll  vorgehende 
Land  Politik,  für  welche   die  in  der  Gegenwart   sich  voU- 
aehenden  gesetzgeberischen  Actionen  in  dem  englischen  Inselreich, 
in  den  Östlichen  Provinzen  Preussens  werthvolle  Fingerzeige 
geben  (§  91  ff.);  also  in  der  systematischen  Anbahnung  einer 
Bodenreform,  welche  den  eigenthumsweisen,  allenfalls  erbpacht- 
weisen Besits  einer  möglichst  grossen  Anzahl  Familien  und  damit 
auch  die  nationale  Grundrente  und  deren  allmähliches  Anwachsen 
den  weitesten  Kreisen  des  Yolkes  sichert^).  Um  aber  die  Schäden 
innerhalb  des  landwirtfaschaftlichen  Gewerbes  selber  zu  heilen, 
zumal  soweit  der  mittlere  und  kleine  (bäuerliche)  Besitz  in  Frage 
steht,   könnte  die  Bodenverstaatlichung   doeli  nur  (his  äusserste 
und  letzte  Mittel  sein,  wenn  alh'  anderen,  in  Anlehnung  an  die 
geltende  Eigenthumsverfassung  zu  ergreifenden  Maassnaiimen  als 
vergebliclie  sich  erwiesen  und  wenn  überliaupt  wahr  wäre,  dass 
der  kU'inore  und  mittlere  Landbesitz  rettungslos  seinem  Untergang 
geweiht  sei.    ..Aus  der  Geschichte  der  socialen  Institutionen,  aus 
der  unzweifelhaften  Thatsache,  dass  in  den  socialen  Institutionen 
sich  ein  wachsender  Niederschlag  sittlicher  Ideen  verdichtet  und 
festsetzt,  ist  es  zu  erklären,  wenn  die  edelsten  Geister  aller  Zeiten 
an  dem  Fortschritt  nicht  verzweifeln  und  in  der  brutalen  Losung 
Tom  Sieg  des  Starken  Aber  den  Schwachen  nicht  der  Weisheit 
letzten  Schluss  sehen  wollen**  (Schmoller).  Was  noth  thut,  ist  nicht 
Beseitigung  des  auf  eigener  Scholle  sitzenden  Bauern  und  dessen 
Umwandlung  in  einen  vom  allgewaltigen  Bodenmonopolstaat  ab- 
hängigen Zeitpächter,  sondern  die  Sicherung  des  bäuerlichen 
Besitzes  durch  eine  planmässig  dieses  Ziel  im  Auge  behaltende 
Fortbildung  d  e  s  A  g  r  a  r  r  e  c  h  t  e  s  -) :  im  Gebiet  der  Landescultur 
negativ   durch   gesetzliche  Beseitigung   der  Hiiulernisse,  welche 
einer  höheren  Erträglichkeit  der  Ländereien  im  Wege  stehen,  und 
positiv  durch  die  praktiselien  Maassnahmen  der  Agrarptlege,  die 
auch  den  kleinsten  Grundbesitzer  befähigen,  die  Kräfte  der  Natur 
in  weitgehendstem  Maasse  sich  dienstbar  zu  machen:  im  Gebiet 
des  Erbrechts  durch  Verhütung  der  Krbesüberschuldung  und  der 

t)  Aebolkh  Bot  eher,  §  68. 

■)  So  ftadi  WAgner  in  der  „Omndleiriuv''  $§  31^>  883,  889. 
Btefc«ab«rf  «r,  An  AgnrpoUtik.  L  17 
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Vermeidung  unwirthschaftlicher  Zerstückelung;  im  Gebiet  des 
Credit  -  und  Schuldrechts  durch  Femhaltung  zielloser  Ueberadmldung, 
Anbahnung  regelmässiger  Schuldabtragimg  und  Verhütung  wucher- 
licher Ausbeutung;  im  Gebiet  der  Versichenmg  und  der  Land- 
wirthschaftspolizei  durch  HintaDhaltung  der  Folgen  sdiftdigender 
ZwischenfftUe  und  dieser  selbst;  im  Gebiet  der  allgemeiaai  Wirth- 
schaftspolitik  durch  eine,  neben  den  Interessen  der  flbrigen  Er- 
werbsstände, auch  jene  der  landwirthschafüichen  BemfskreiM 
gerecht  und  unparteilich  wahrende  Verkehrs-,  Steuer-  und  Zoll* 
gesetzgebung;  nicht  in  letzter  Linie  endlich  auch  durch  nnver- 
drossenes  Hinarbeiten  auf  intellectuelle  Hebung  der  bäuerlichen 
Glieder,  durch  Stärkuntr  dos  Standesbewiisstsoins  und  der  corpo- 
rativen  Gesinnung,  um  dann  auch  jene  Gefährdungen  der  wirth- 
schaftlichen  Existenz  solteuer  zu  machen,  welche  nicht  sowohl  in 
der  geltenden  Kechts-  und  Wirthschaftsordnung,  als  in  mangeln- 
der "wirthschaftlichor  Einsicht  und  in  den  Manirehi  einer,  des 
corporativen  (associationsweisen)  Zusammenwirkens  entbehrenden 
Betriebsorganisation  wurzeln;  wie  denn,  um  mit  einem  englischen 
Schriftsteller  (Herbert  Spencer)  z\i  reden,  die  Umwandlung  der 
menschlichen  Natur  durch  die  Disciplin  des  socialen  Lebens,  wenn 
nicht  die,  so  doch  eine  der  Voraussetzungen  aller  Socialreform 
bildet  Und  Schftffle,  die  Kothwendigkeit  einer  socialen  Agrar- 
reform betonend,  sagt:  „Viele,  auch  selbstverschuldete  Subhastation 
(der  Gegenwart)  wftre  nicht  eingetreten,  wenn  das  Erb-,  Kauf-, 
Credit-  bezw.  das  Pachtrecht  der  unproductiven  IJeberschuldung 
Schranken  setzen  wdrde  und  dadurch  der  Grundbesitz  gegen  eigenes 
Verschulden,  Unf&lle,  Auslandsconcurrenz ,  schlechte  Conjunctur 
und  Fiimilienunglück  vollständig  widerstandslüliiLr  gemaelit  wäre. 
Die  ,...Aus])eutung'"*  durch  das  Leihkapital  hätte  ein  Ende,  der 
Bauern  stand  hezOG-e  tranz  den  productiven  Ertrag  seiner  Arbeit  und 
seines  Besitzes,  kapitalkräftig,   dalier  fortscliritts - .  melio- 

rations-  und  eontuiTenzlähig,  und  er  stände  im  vollsten  Ideal- 
wie  KealLienuss  seines  Besitzes.  Diese  Gestaltung  des  bäuerlichen 
Besitzverkehrs-,  Credit-  und  Pachtrechts  —  zusammen  mit  der 
Verhütung  der  Aufsaugung  durch  das  Grosskapital  zu  Latifundien 
—  ist  aber  in  der  durchgreifendsten  Weise  herstellbar . . .  Nicht 
der  Eigenbesitz  von  Grund  und  Boden,  sondern  die  unproductive 
Ueberschuldung  dieses  Besitzes  ist  unser  Leiden  und  ein  solches, 
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welches  ohne  jede  Aufliebuiig  des  Privateigentbums  geheilt  werden 
kann'' 

Den  nachfolgoiulen  Ausführungoii  (erwächst  die  Aufgabe,  diese 
Sätze  im  Einzelneu  zu  erhärten,  wobei  aber  schon  jetzt  bemerkt 
sein  mair,  dass  zur  Erreichung:  des  Ziels  es  einer  durchaus  neuen 
Agrarverfassung  nicht  bedarf;  seit  langer  Zeit  wird  an  dem  Aufbau 
eines  den  Bedflrihissen  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  besser 
angepassten  Agrarrechts  in  allen  Culturstaaten  planvoll  gearbeitet; 
Fehler  und  Iirthümer,  die  früher  unterlaufen  sind  und  noch  der 
Beseitigung  harren,  sind  YoUends  wegzuxflimien,  Lücken,  die  ge- 
blieben sind,  zu  ergftnzen;  der  leitende  Orundgedanke  aber  in 
Allem  wird  sein  müssen,  das  Eigenthumsrecht  am  Grund 
und  Boden  selber  mehr,  ate  bis  jetzt  der  Fall,  mit  socialem  Ge- 
halt zu  bereichem.  Es  muss  mehr  als  seither,  wie  schon  Fichte 
meinte,  zu  einer  socialen  Organisation  des  Eigenthums  kommen; 
letzteres  soll,  wie  Laveleye  sagt,  nicht  nur  eine  im  Interesse 
des  hidividiums  getroffene  Einrichtung  sein,  die  ihm  den  Genuas 
der  Fnuhte  seiner  Arbeit  zu  gewährleisten  hat,  sondern  es  sollen 
auch  Bürgschaften  geboten  sein,  dass  es  jederzeit  dem  Interesse 
der  (ieselLscliaft  diene,  der  es  Dauer  und  nützliche  Thätigkeit  zu 
siehern  berufen  ist-).  Der  unbehinderten  Freiheit  des  hindlicheu 
Grundeigenthums  im  Gebiet  der  Theilung,  Vererbung,  zutreli'enden- 
falls  auch  in  dem  der  Verschuldung  sind  also  da,  wo  diese  Frei- 
heit nicht  nur  für  die  immittelbar  Betheüigten,  soiideni  für  die 
Allgemeinheit  Gefahren  mit  sich  bringen  sollte,  Schranken  zu 
setzen,  nt  a.  W.  die  rein  privatrechtliche  Ordnung  des  Grund- 
eigenthums durch  eine  socialrechtliche  zu  ersetzen.  Nicht  die 
Einrichtung  des  privaten  Eigenthums  an  sich,  das  man  mit  Unrecht 
eine  „antisociale  Institution^*  genannt  hat,  hat  jene  Auswüchse 
gezeitigt,  denen  die  neuzeitliche  Bodenverstaatlichungsbewegung 
in  Amerika,  England  etc.  ihre  Entstehung  verdankt,  sondern  die 
Schrankenlosigkeit  des  Eigenthumsbegriffs,  der  Mangel  einer,  dem 
Wesen  des  Grundeigentluims  angepassten  rechtlichen  Ordnung  der 
Beziehungen  der  Grundeigenthümer  unter  einander  und  zum  Staat '). 
Diese  socialrechtliche  Ordnung  zu  schaffen  und  weiterhin  durch 
positive  Gestaltung  des  AgraiTüchts  und  der  Agrarptlege  die  social- 


'i  Schaff le,  Dio  Aussirlitsl.>si-keit  etc.  S.  81  und  112. 

Vgl.  auch  Eisenhart,  a.  a.  O.,  H.  2til  if. 
*)  So  anch  der  nudsdie  Schriftsteller  Kawelin,  Der  bäuerliche  Oemeinde- 
hedts,  8.  72. 
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Ökonomisclie  Basi?;  für  eine  gesunde  Entfaltung  des  Landhaus 
sichor  zu  stollcn,  ist  die  Aufgabe  des  Culturstuats,  nicht  aber  eine 
Zunu  kleitung  der  Grundeigenthunisordnung  auf  die  Anfangsstadien 
der  Gesellschaft  oder  die  gedankenlose  Adoptirung  des  Boden- 
besitzrechts  von  Völkern,  die  einer  andern  Kasse  angehören,  eine 
niedrigere  Stufe  der  intellectuellea  und  moralischen  Bildung  auf- 
weisen; deren  Grundeigenthumsordnung  wohl  für  den  vergleichen- 
den Wirthschafts-  und  Culturhistoriker  dankbare  Aufschlflsse  Aber 
eine  gewisse  Gemeinsamkeit  und  Uebereinstimmung  der  ursprfing- 
liehen  gesellschaftlichen  Entwicklung  liefern,  deren  fortdauernde 
Geltung  den  eigenartigen  Gulturzustftnden  dieser  Völker  auch  ent- 
sprechen mag,  aber  nicht  zu  der  Schlussfolgerung  hinleiten  darf, 
dass  dieses  uns  fremd  gewordene,  nicht  willkClrlich  und  unbedacht, 
sondern  aus  Gründen  zwingender  Nothwendigkeit  abgestreifte 
(irundeigenthunisrecht,  nachträglich  im  ^Viderspruch  mit  den  An- 
scluiuungen  und  Kmptindungen  der  unmittelbar  Betheiligten  un«l  in 
Vcrkennunu:  der  ethischen  Kraft  unserer  Grundeiueuthunisverfassuns:. 
sei  es  im  Zwangs-,  sei  es  „auf  friedüchem  Wege",  der  Gesellschaft 
wieder  aufzuuötlügeu  seL 


§  43.  Der  A g r a r c o m m u n i s m u s  in  der  Gegenwart^). 

1.  Die  vergleichende  Wirthschaftsgeschichto  zeigt,  dass  die 
germanisch -romanischen  Völker  schon  frühzeitig  den  Uebergang 


*)  Ausser  clrr  in  der  Vorbemerkung  zu  Abschnitt  II,  8.  229  aufg^ofiihrten 
Literatur  und  dem  mehrfach  angeführten  Buch  von  Laveleye  wurden  bei  der 
Niedersi  liiiti  dieses  Paragraphen  noch  zu  Bathe  gezogen:  Frhr.  v.  Haxtlniuse  ii, 
I)ie  ländlidie  Verfassuntr  Kiisshinds.  1866;  v.  Kenssler,  Zur  (Jcschichte  und  Kritik 
des  bäuerlichen  Ciemeiudebesitzes  in  Ku&slaud,  '6  Thle.,  1076/87;  Derselbe,  Ge- 
nosaenschaftlichefl  Gnindbeaitsrecht  in  Rasshmd,  in  der  Festgabe  fttr  O.  Hanmen, 
1889;  Kawelin,  Dir  biiuirlidie  (tenieindebesitz  in  Russland,  1877.  Tschit- 
Bcherin,  Art.  „Leibeigenschalt  in  Kussland"  i.  Staatswörterb".,  Bd.  VI;  A.Wa^^ner, 
Die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums,  1870;  Walcker,  Die  russisclie 
Agrarfirage  mit  bes.  Berücksichtigung  der  1873  er  Ajrrarenquete ,  1874.  Weitere 
Literaturniiiraben  über  diesen  Gegenstand  siehe  in  der  „(irundleg-ung"  bei  §  324. 
lu  der  Waicker'schen  Schril't  ist  eine  oubefangeue  Würdigung  der  russischen  Ver- 
hMltnisse  sehr  an  Tenuissen.  Kawelin  und  r.  Kenssler  stehen  swar  gmndaftts- 
li(  h  auf  dem  Boden  des  (Jenieindel)esit/.es  und  erachten  die  Fortdauer  dieser  Institution, 
als  dem  Charakter  des  russischen  Landvolks  am  meisten  entsprechend,  für  nöthig, 
verschUessen  sich  aber  —  im  Unterscliied  zu  den  einseitigen  Verfechtern  des  „Mir" 
keineswegs  der  Nothwendigkeit  einer  aHmAhlichen  Um  -  und  Fortbildung  derselben, 
wol)ei  ;iuf  die  A usfulinuigen  im  Text  zu  verweisen  ist.  Hei  Kawelin  auch  sehr 
gute  Kritik  der  Einseitigkeiten  der  La veley u ' sclien  Argumentationsweiseu  über 
(lemeindehesits  (8.  68  S,  der  Schrift). 
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aus  der  ursprünglichen  Feldgemeinschaft  zu  privatem  Sondereigen« 
thum  ToUzogen,  die  der  kelÜBchen  und  slavisehen  Basse  ange- 
hangen Stimme  dagegen  sehr  Tie!  längere  Zeit,  die  Slaven 
grossentheils  his  in  die  Gegenwart  an  der  Feldgemeinschaft 
(Collectivbesits)  festgehalten  haben.  Man  wird  gut  daran  thun, 
diese  rerschiedenardge  Entwicklung  nicht  als  etwas  Zufölliges, 
sondern  durch  die  Wesenseigenthllmlichkeiten  der  Bassen  wenig- 
stens mitbedingt  zu  erachten ;  und  man  sollte  desshalb  auch  endlich 
davon  absehen,  desshalb,  weil  oiiie  besondere  Art  der  Grimdeigcn- 
thumsordnung  von  gewissen  Kassen  so  lange  behauptet  wurde,  die 
abweichtMide  Art  dor  Entwicklung  bei  anderen  Kassj'ii  als  etwas 
„Abnormes'S  „Widernatürliches"  etc.  zu  charakterisiren.  Auch 
lässt  ein  Vergleich  des  alliremcin  Zustandes  der  Gesittung, 
aber  auch  der  materiellen  Zustände  der  Träger  des  landwirth- 
schaftlichen  Gewerbes  jene  abweichende  Entwicklung,  mindestens 
in  den  germanischen  Staatswesen,  keineswegs  in  ungünstigem  Lichte 
erscheinen;  es  gentkgti  auf  die  Kohheit,  Unwissenheit,  sittliche 
Versunkenheit  eines  grossen  Theils  der  in  der  Feldgemeinschaft 
lebenden  russischen  Bauernschaft  einer-,  auf  die  eigenartigen 
bäuerlichen  Typen  in  Skandinavien,  Deutschland  und  der  Schweiz 
mit  ihrem  Freiheits^  und  UnabhängigkeitsgeftUil,  ihrem  Selbst- 
bewusstsein,  ihrer  zfthen  Widerstandsföhigkeit  auch  in  schlimmer 
Zeit  anderseits,  hinzuweisen.  Die  Betrachtung  (wie  man  sie  bei 
Laveleye  und  Anderen  so  häufig  findet),  dass  der  Zustand  der 
Feldgemeinschaft  Jedem  ein  leidlich  gesichertes  Lebensloos  gewähre, 
den  Kamjtf  ums  Dasein  erleichtere,  den  Schwachen  stutze,  ist  doch 
nur  zum  geringsten  Theil  zutroft'end;  denn  wenn  die  Feldgemein- 
schaft, wie  gerade  wieder  Kussland  beweist.  Alle  auf  cini^m  gleich 
niedrigen  Maass  der  Lebenslialtung  zurückhält,  so  hat  jene  Gleich- 
lieit  und  das  in  ihr  verwirklichte  „Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag" kaum  noch  einen  idealen,  jedenfalls  keinen  materiellen 
Inhalt.  Mit  Jenen  aber,  welche  grundsätzlich  die  Last  der  wirth- 
schaftlichen  Selbstverantwortlichkeit*  von  den  Einzelnen  auf  die 
Gemeinschaft  abwälzen  möchten  und  die  private  Eigenthumsordnung 
gerade  auch  desshalb  bekämpfen,  weil  sie  dem  Einzelnen  ein  ihn 
erdrfickendes  Maass  von  wirthschafOichen  und  socialen  Pflichten 
auferlegt,  ist  Oberhaupt  nicht  zu  rechnen;  solche  Betrachtung,  der 
Ausfluss  einer  hypersentimentalen  Weltanschauung,  wie  sie  gerade 
wieder  die  SchrÜten  Laveleye's  durchzieht,  übersieht  die  ethischen 
Eraftwirkungen,  die  aus  der  Sorge  um  die  Behauptung  der  Daseins- 
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bedingimgen  wie  Wirkung  und  Ursache  hervorquellen;  den  mora- 
lischen Halt,  den  das  Sorgen,  die  Fürsorge  und  Vorsorge  dem  wirth^ 
schaftenden  Subject  gewfthrt;  und  die  BflckiHrkung  dieses  pflicht- 
haften Sore^ens  auf  die  Gfltererzeugimg  und  die  allgemeine  Wohl- 
standscntwicklung  ühcrhaupt;  und  insofern  die  Fesseluncr  des 
Selbstvorantwortlirlikoitsgefühls  die  allmähliche  AneignuiiLr  dioj^er 
idealen  (jüUt  höchster  Menschlichkeit  liintanhält,  ist  dalier  j«Mio 
Weltanschauiuiir  recht  eigentlich  als  eine  inluimane.  culturwidric:»\ 
ja  der  göttlichen  Weltordnung  selber,  welche  dem  Menschen  mit 
der  Fähigkeit  auch  die  Pflicht  des  Vorwärtsschreitens  zu  Toll- 
kommneren  Daseinsformen  auferlegt  hat,  zuwiderlaufende  zu  be- 
zeichnen. 

2.  Bei  allem  Dem  ist  doch  wohl  das  Eine  unbestreitbar, 
dass  wie  sehr  auch  in  der  Gegenwart  unter  dem  Zusammenwirken 
Tielfiich  ungünstiger  Factoren  die  Oesammtlage  des  Landbaues  • 
der  westeuropäischen  Staatswesen  yieles  zu  wfinschen  fibrig  Iftsst, 
doch  der  kleinste  bäuerliche  Wirth,  z.  B.  selbst  indem  „Zwergsehafts- 
winkel"  Deutschlands,  doch  unendlich  bessere  Daseinsbedingimgen 
aufweist  wie  irgend  ein-Wirtli  in  den  nissischen  Feldgemeinschafts- 
genieinden ,  dessen  wachsende  „Verlunipung*'  von  nicht  wenigen 
Schriftstellern  ernstliclist  befürchtet  wird*).  So  «Iriingt  denn  gerade 
in  Kussland,  wie  aucli  wohlwollende  Beurtlieiler  des  Feldge- 
meinschaftswesens zugeben  (z.  H.  Kawelin  und  v.  K'eussler)  doch 
Alles  auf  eine  allmähliche  rmfornumg  der  alten  Grundeigenthums- 
yerfassung  hin;  die  periodischen  Landvt>rtheilungen  werden  jetzt 
schon  seltener;  in  vielen  Gemeinden  hat  „eine  allgemeine  üm- 
theilung,  für  welchen  Beschluss  eine  Zweidrittel-Majorität  sämmi- 
licher  Wirthe  vom  Gesetz  Terlangt  wird,  nicht  mehr  zu  Stande 
gebracht  werden  können;  oder  mit  andern  Worten:  es  wird  in 
Wurklichkeit  das  Becht  der  Nachgeborenen  auf  Land  (jetzt  schon) 
negirt''  (v.  Eeussler);  wo  periodische  Theilungen  stattfinden, 
tlberlässt  man  sieht  selten  die  ungedüngten  Feldstreifen  den 
früheren  Anbauem,  um  ..dadurch  den  Nachlassigen  die  Möglichkeit 
zu  nehmen,  auf  Kosten  der  tieissigen  Nutzen  zu  zielien"  (Kawelin) : 
AntrüLre  auf  Ausscheidung  eines  Theils  des  ( ienieindebesitzes  in 
Sondereiirentlunn,  wie  sie  die  is^Jlcr  Land^csetzirebung  zuijelassen 
hat,  werden  mit  «1er  Zeit  sie!»  mehren:  und,  wenn  niclit  Alles 
trügt,  wird  die  harte  Nothwendigkeit,  jene  dira  necessitas,  welche 

')  Ygl.      Sftmion-Himmelstjerna  (Victor  ¥nnk\  Die  Terlnmpimg  der 
Baneni  und  des  Adeli  in  BnssUuid,  1892. 
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als  beste  Mitgift  den  Menschen  auf  den  Lebensweg  mitgegeben 
worden  ist,  und  die  zunehmende  Sterilität  der  durch  Raubbau  aus- 
gesogenen L&ndereien;  wird  die  wachsende  Anzahl  von  Missemten 
(selbst  ein  russischer  Schriftsteller  —  Eablukow  —  giebt  zu, 
dass  in  Folge  der  schwachen  Entwicklung  der  productiTen  Erftfte 
des  Volks  in  Verbindung  mit  ungünstigen  wirthschaftlichen  Ver- 
hiltnissen  es  „fast  kein  Jahr  giebt,  wo  nicht  dieser  oder  jener 
Theil  des  Reichs  von  einer  bedeutenden  Missemte  heimgesucht  ist'' 
und  dass  zwischen  1833  —  1853  28  Mill.  Kuhcl  Untcrstützungs- 
ir^^hier  ausbezahlt  wurden);  wird  endlich  auch  die  abnehmende 
wirtlischaftliche  und  finanzielle  Kraft  des  Russischen  Reiclis  (es 
wuchsen  die  jährliclien  Steuenückstünde,  z.  B.  in  dem  einen 
Gouvernement  von  Nisclmi- Nowgorod  vom  Jahre  1881  mit  739  942 
Rubel  im  Jahre  1S90  auf  1604084,  im  Jalire  1891  auf  2  4!>3  877 
Kübel  an:  es  sank  der  Viehstiind  von  1241  145  in  1864  auf  850  082 
Häupter  in  1890)  —  die  jetzt  noch  in  der  überwiegenden  Zahl 
der  Gebietstheile  des  „geheinmissvoUen  Landes**  geltende  Agrar- 
rer&ssung  derjenigen  der  eigentlichen  Gulturstaaten  in  nicht  sehr 
femer  Zeit  nahe  bringen.  Daneben  weist  die  russische  Feldge- 
meinschaft alle  Mftngel  des  Almendbesitzes  der  Sflddeutsch  — 
Schweizerischen  Gemeinwesen  auf,  ohne  deren  unbestreitbare  Vor- 
zfige,  die  eben  in  dem  gleichzeitigen  Bestehen  auch  privaten 
Ei^enthums  ihre  Quellen  haben ;  und  eine  schrittweise  in  einzelnen 
Gouvernements  vor  sich  gehende  Ordnung  der  Gesetzgebunir, 
wf'lehe  in  jeder  russischen  Dorfgemeinde  (bis  Ann'cht  auf  die 
Nutzung  eines,  nicht  zu  grossen  Theils  des  jetzigen  (jemeinlaudes 
als  unveräusserliches  üemeindeeiLii'iitliums  Jedem  sichert  (Almende), 
<len  anderen  Theil  aber  zu  Sondereigenthum  ausscheidet  oder  aber 
auf  die  Ueberlassung  des  Landes  durch  die  Gemeinde  an  die 
Einzelnen  in  der  Form  der  Erbpacht  (wie  Schedo -Ferroti  s.  Z. 
TOigeschlagen)  abhebt,  dürfte  daher  wirtliscliaftlicli,  social  und 
politisch  Vortheile  zeitigen,  wie  sie  unter  dem  geltenden  strengen 
System  der  Feldgemeinschaft  niemals  werden  erreicht  werden. 
Weui  Kawelin  (a.  a.  0.,  S.  86  ff.)  meint:  „Fflr  die  stärkeren, 
imtemehmungskräftigen,  fthigen  und  begabten  Leute  ist  der 
Gemeindegrundbesitz  viel  zu  eng  und  zu  schmal  und  sie  werden 
m  ihm  heraustreten;  aber  fBr  die  Schwachen,  MittelmSssigen  und 
nicht  rnteniehnuingslustigen.  für  Solche,  die  sich  mit  Kleinem 
zufriedenstellen,  und  für  die  (letäusrhten  —  und  aus  solchen  Itesteht 
die  überwiegende  Mehrzahl  (aller  Dorfbewohner)  ist  der  bäuerliche 
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GeDU'iiulcm  uiidbcsitz  der  Kettiuigsbalken ,  mit  dorn  sie  sich  am 
Strande  halten  können  .  .  —  so  dürfte  dieser  Zweck  doch  auch 
bei  Ecduction  des  Oemeindepjundbesitzes  auf  einen  Theil  der 
Feldmark  zu  erreiclien,  zuf^leicli  aber  mit  der  lieschreitung  dieses 
Weges  zu  erreichen  sein,  dass  auch  in  Kussland  allmälilich  die  Zahl 
der  „fähigen,  begabten,  wirthschafUich  stärkeren  Leute''  wächst. 

Auf  die  allmähliche  Ueberleitung  der  jetzigen  Nutzungsrechte 
in  erbpachtähnlicho  Institutionen  (mit  allerdings  veränderlich 
gedachtem   Pachtgeld)  läuft  wolil  auch  der  von  Keussler'sche 
HctVirmvorschlag  hinaus:  das  Land  bleibt  danach  im  Eigenthum 
der  (lemeinde,  den  einzelnen  llemeindeangehörigen  wird  aber  an 
bestimmten  Tbeilen  der  Fekhnark  ein  vererbliches,  nicht  mehr 
kündbares,  nur  im  Fall  von  SteueiTückständen  einziehbares  Land- 
loos  überwiesen,  das  mit  dem  Bücken  besessen  (sen)st  bewirth- 
schaftet)  werden  muss  und  nur  mit  Genehmigung  der  Gemeinde 
verpachtet  werden  darf,  das  nur  beschränkt  verschuldbar  ist  (und 
nur  gegenflber  der  Gemeinde),  femer  nur  beschränkt  theilbar  ist 
und  auch  nicht  Aber  ein  festzustellendes  Höchstmaass  von  Land 
anwachsen  darf  (BesitEmaximum  und  Besitzminimum);  das  nach  An- 
erhenrecht  mit  Bevorzugung  des  Anerben  vererbt,  im  Fall  des  erblosen 
Heimgangs  des  Besitzers  an  die  Gemeinde  zurflckfUlt  und  bezüglich 
dessen  im  Fall  eines  Verkaufs  der  Gemeinde  ein  Vorkaufsrecht 
zusteht.  Das  Reclit  der  Nachgeborenen  auf  Land  wird  bei  diesen 
Vorschlägen  also  auch  nicht  mehr  anerkannt,  ein  Gesichtspunkt» 
dem  flbrii^ens  in  einem  Land  von  der  Ausdelinunc:  Kusslands  und 
bei  den  m*ossen  der  Besiedelimc;  mdi  liaiTcnden  (leliieten  auch  vom 
socialpolitischen  Gesichtspunkt  aus  eine  Bedeutung  am  allerweniii- 
sten  zukommen  dürfte.    Die  der  Gemeinde  zufliessenden  Landnutz- 
niessungs- (Pacht -)G eider  könnten  nach  dem  Vorschlag  v.  Keussler's 
zur  Erleichtening  solcher  Uebersiedelungen  nach  auswärts  sowie 
zum  üebertritt  in  andere  Erwerbsarten  Verwendung  finden.  V'»r 
Allem  aber  dürfte  freilich  auch  die  gegenseitige  Bürgschaft  für 
die  Aufbringung  der  Steuerlasten  einzuschränken  und  gerade  iA 
Bezug  auf  die  steuerliche  Pflicht  das  individuelle  Selbstverant- 
lichkeitsmoment  bei  einer  Beform  stärker  zu  betonen  sein ;  gesteht 
doch  auch  Eawelin  zu,  dass  „die  Folgen  der  obligatorischen 
gegenseitigen  Bürgschaft  den  Charakter  einer  chronischen  Krank- 
heit angenommen  haben,  welche  die  wohlhabenden,  fleissigen  und 
sorgsamen  Bauern  zu  Grunde  richtet *\ 
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Anmerkung.  In  Einielnea  Ut  noch  in  bemerken: 

a)  In  Russland  ist  der  Znstand  der  Feldp'nieinschaft  durch  die  Ablösunps- 
gTPsetzjrebung  des  Jalires  1861  ausdrücklich  conservirt  worden,  doch  hat  letztere 
die  rmwandlunjr  des  (lemeiudeeijjvnthums  in  Privatei^enthum  beim  Vorlief^Mi  eines  He- 
s<  hluss«-s  von  /.Ul  i  I)ntteln  der  stimmberecliti^'^ten  (ienieiudeg'enossen  gestattet.  IMeses 
eitrenthüraliche  lIe(litsiiiNti>tut  des  (Jeiiitiiibisit/es  im  Mir  '„Mir",  wörtlich  ^Welt", 
bezeichnet  die  Gesatumtheit  der  Stimmburechtigteu  aus  einem  Dorfe,  welche  als 
beechlnasfilhige  Versammlung  amnuelien  ist),  kat  das  Geseis  Tom  19.  Febmar  1861 

dahin  rhaniktt  risirt :  (lemeinsamer  Nicssbrauoh  (obshtinnve  pol/ovonie')  ist  diejeni<,'e 
durch  Gewohnheit  geregelte  Art  des  Niessbrauchs,  bei  welcher  der  Boden  von  Zeit  zu 
^eit  unter  die  Bauern  "vertheilt  oder  verloost  wird,  sei  es  nach  Köpfen,  nach  tiaglos 
(man  versteht  darunter  jedes  verlu  ii  atlicte  Paar)  oder  nach  anderem  Maassstabo, 
und  bei  welcher  die  an  den  Bodeu  frt  kiuii)ften  Verptiichtunfren  mit  solidarisclicr 
Haftbarkeit  Aller  geleistet  werde.  —  ( >b  der  Alir  eine  alt^lavische  Einrichtung  udt-r 
erst  eine  Folge  der  Agrargesetsgebung  des  16.  Jakrbnnderts  wm  nnd  in  Verbindung 
stehe  mit  der  damals  eiiifi-etreteni  n  Vers(  härfini^'  fler  Leibeifrenschaftsverhältiiisse  mit 
Kopfsteuer,  scheint  durch  die  neueren  Untersuchungen  in  ersterem  Sinn  entsclüeden 
werden  zu  mfissen,  wie  dies  anch  Roscher  annimmt,  der  das  ganze  Institut  für 
Folß-e  des  altsla\iselien  Familienrechts  hält  (Roscher,  a.  a.  0.,  §  71,  Anm.  14). 
Das  Wesentliche   des  Mir  besteht   also  darin,   dass   der  russische  Hauer  nur  ein 
Nutzungsrecht  am  Gemeinde-budeu  hat;  dass  die  (iemeinde  befugt  ist,  das  Land  neu 
nnd  unentgeltlich  zu  gleichen  Thailen  zu  vertheilen,  w^as  alle  6,  12  oder  15,  meist 
alle  i)  Talire  stattzufinden  pflep:t;    und    weiter   befugt   ist,  den    Landantbeil  der 
einzelnen  Familien  im  Fall  der  Auflösung  derselben  durch  Tod,  Wegzug  etc.  ein- 
sttsiehen.   Das  System  der  Yertheilung  ist  im  Allgemeinen  das,  dass  um  das  Dorf 
dn'i  Zonen  gebildet,  diese  wieder  in  drei  Theile  zerlegt  werden  und  innerhalb 
dit-itr  (iewanne   das  Land  in  lauften  sehmalen  Streifen  zur  Verlonsuufr  ^n'lanift. 
Wie  in  der  altj;ermanischeu  A^n"iirverfassuug  ist  also  der  Laudantheil  der  Einzelnen 
Stark  parcellirt  (Streubesitz)  und  die  Folge  davon  ein  streng  ausgebildeter  Flur> 
zwanp  mit  allen,  diesem  Wirthsehaftssystem  aiihafteiiden  Miinfjf'ln  (siehe  dariiltrr 
das  folgende  Kap.  III).  In  engster  Verbindung  mit  diesem  Zustand  der  Feldgemein- 
Schaft  hat  sich  die  solidarische  Haftung  der  Gemeinde  ftlr  alle  privat-  nnd  Staats- 
rechtlichen  Lasten  erhalten,  die  auf  dem  einzelnen  Dauern  und  seinen  Laudantheil 
lasten  ((i rundabgaben,  Obrok,  Kopfsteuer  etc.).    Es  ist  immerhin  bemerkenswcrth, 
dass  auch  eine  Anzahl  deutscher  (iemeinden  ( z.  D.  in  Saratow)  ihr  eheinali;res 
Dentaches  Recht  mit  dem  Russischen  vertauscht  haben.   Nach  der  russischen  A;rrar- 
enquete  von  1H72/7H  besteht  das  Institut  der  Feldg'emcinschaft  ausschliesslich  in 
9  Gouvernements  Runter  38),  in  12  überwiegeud,  in  8  ist  das  Institut  des  Einzel- 
beritaes  vertreten ,  in  9  bestehen  Feldgemeinschaft  und  Privateigenthum  neben 
einander. 

Wo  der  Boden  sehr  fruchtbar  ist,  also  ohne  grosse  Anstrengung  reiche  Ernten 
trigt  (südrussische  Schwarze  Erde),  scheinen  die  mit  dem  (temeinbesitx  verknäpften 
Mängel  sich  weniger  geltend  genmelit  zu  haben,  ja  ein  dringendes  wirthschaftliches 
liediirfniss  (vom  Standpunkt  der  I'in(liH  tifnisiiiten'><sen)  fiir  eine  alsbaMijrt'  Auftrabe 
der  Feldgemeiusciiaft  auch  heute  noch  nicht  vtu'zuliegen ;  wohl  aber  ist  letzteres 
unbestreitbar  der  Fall  da,  wo,  wie  in  den  minder  g^t^^  situirten  Theilen,  die 

anwachsende  Bevölkenmg  und  die  damit  im  ZiisamincnlniiiL'"  >tclii  ii(lc  Vrrklriiicnniff 
der  Landantheile  eine  intensivere  Bodenarbeit  gebietet,  der  aber  der  Gemeinschalt- 
bedts  und  die  steuerliche  Solidarhaft,  diese  „Prämie  fDr  Panlhpit  nnd  ünordnung"" 
hemmend  entgegen  steht,  wie  denn  dar  Ackerbau  gegeiidenweise  noch  heutzutage 
kaum  die  Stufe  erreicht  hat,  welche  er  zur  Zeit  des  Tacitus  in  Deutschland  ein- 
nahm iLavelejej;  am  meisten  da,  wo  trotz  des  „Mir'*  Lngleichheiten  des  Besitzes 
sieh  eingeschlichen  haben  durch  jene  einflnssreichen  Leute,  welche  der  Volks- 
BUttd  bezeichnend  „Vir/rlnrr  des  Mir"  nennt.  Xacli  den  voraus*re!ranfr«'nen  IV'- 
trachtungen  kann  eine  eingehendere  Würdigung  des  russisclien  „Mir'"  unterbleiben ; 
in  eingehender  Weise  hat  das  nP^r"*  und  „Wider"  neuerdings  wieder Laveleye 
in  seinem  Eingangs  citirten  Werk  (Kap.  II  ff.)  entwickelt;  aber  widersprochen  muss 
der  hier  im  Anschluss  an  slnvophilische  Auffassungsweisen  vertretenen  Anschauuno: 
werden,  als  ob  „der  i'auperismus,  diese  lieissel  der  Gesellschalten  des  Westens, 
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unbekannt  in  dem  „^Mir""  sei",  oder  wenn  für  das  nissische  Volk  die  Erhaltung 
seiner  „Ureinrichtuuff  als  Vorbediui^ng  der  Eutwicklunp  zu  politischer  und  wirth- 
Hchaftlicher  (J rosse  bezeichnet  wird  (wie  v.  Haxthausen,  die  Slavophilen  Akea* 
kow  XI.  A.;  die  radicalen  Üt'xnokrattMj  und  Nihilisten  wie  v.  Herzen.  Bakuninetc. 
meiueu);  wo  doch  das  uuentziehbare  Nut/unu:srecht  und  die  iSoUdarhaft  der  Ge- 
meinden die  eigentliche  Ursache  der  Sorglosi^^keit  der  Felderbeetellnnfir  und  der 
durch  diese  bedingten  häufip-cn  Missernten  ist,  so  dass  die  .,(Missel"  der  Hunpers- 
uoth  mit  periodischer  Regeluiiissigkeit  die  Bevölkening  des  flachen  Landes  heim- 
sucht und  der  Ernteausfall  und  die  Hand  in  Hand  gehende  Decimimng  der  Vieh- 
bestände immer  von  Neuem  die  Landbevölkerung  auf  viele  Jahn*  ökononiiseh 
zerrüttet.  Auch  ist  die  Aüsicht  eine  völlig  verfehlte,  dass  (wie  Lavt-Ieve  meint), 
in  Uusslaud  die  (i  e  m  e  i  u  d  e ,  in  der  doch  so  oft  „ein  roher  ungebildeter  Hauleu  ohne 
jedes  Oef&hl  moralischer  Yerantwortlichkeit*  den  Avsschlefir  f?i«H  im  Gebiete  der 
nötlugen  Meliorationen  das  vorkehren  werde,  zu  dem  in  Westeuropa  die  ^^ehule  de§ 
Privateigeuthums  unaufhaltsam  von  selber  hingedrängt  hat,  wenn  schon  rühmliche 
Ansnalimen  auch  in  Rnsslaad  vorhanden  sein  mfigen  (Kaweün,  S.  36  ff.);  oder 
dass  wenn  in  RualaBd  nichts  geschehe,  (1ir>  „nicht  an  einem  uuheilbareu  Fehler 
der  A ^'rarverfassung,  sondern  am  Mangel  an  llildung  liege",  da  hier  Ursache  und 
Wirkuug  verkannt  werden;  oder  dass  dem  Mir  „ein  Element  von  Orduiuig,  Erhal- 
tung nnd  Ueberliefemng,  welches  die  Oesellsohall  vor  socialen  Umwälzungen  be- 
walirt",  gegeben  sei,  dass  es  desshalb  grosse  Garantien  für  den  socialen  Frieden 
gewähre  ^v.  Haxthausen),  da  doch  nirgends  in  Westeuropa,  wo  das  bäuerliche 
Ornndeigenthnm  in  Wirklichkeit  Torherrscht  (nnd  nicht  das  Zerrbild  des  Kleinaeit- 
pachft-  oder  eine  Ausartung  des  Theilbaawesens)  ähnliche  sociale  Zerklüftungen, 
"oder  gar  anarchistisches  Treiben,  wie  sie  in  der  Gegenwart  auch  das  russische 
flache  Land  heimsuchten,  wahrnehmbar  sind;  oder  dass  es  in  Kusslaud  keine 
„Enterbten**  gebe,  da  doch  die  Zahl  der  thatsächlich  landlosen  oder  landflüchtigeA 
Elemente  in  })ennnihigender  Weise  zunimmt.  ,.In  jedem  Jahre**  'schreibt  ein  Kenner 
russischer  Verhältnisse)  „wächst  die  Zahl  der  Landleute,  welche  im  Friihjahr  nach 
den  sfidlichen  ProTinsen  wandert,  um  dort  als  Tagelöhner  ilir  Brod  m  rerdieneii, 
und  derer,  welche  mit  Sack  und  Pack  die  Hunderte  von  Meilen  weite  Reisen  nach 
Ostsibirieu  antreten,  um  dort  eine  neue  bessere  Heimat  zu  fludeu.  Ganze  liemeinden 
haben  oft  heimlich  ihre  Wohnsitze  verlassen,  um  der  Schuldenlast,  welche  auf 
ihrem  LuikUh  >it/.e  riilit.  zu  entgehen.  Wo  es  irgend  angeht,  suchen  die  Bauern 
den  nielit  mehr  lohnenden  Ackerbau  mit  dem  Hetriebe  eines  (iewerbes  oder  der- 
gleichen zu  vertauschen.  Kurz  die  Laudwirthschaft,  welche  uach  deu  uatitrlicheu 
Terhiltmssen  Bnsslands  sein  blflhendster  Nahrnngssweig  nnd  das  Rflck^rat  seiner 
A'()lkswirt]is(haft  sein  nnisste,  ist  in  Walirlitif  dem  rntiTirange  nahe  f.ml  beinahe 
zu  einem  Fluche  für  die  Bevölkerung  geworden."*  Olfl*  Beilage  zur  Allgemeinen 
Zeitung,  No.       von  1892). 

Der  thatsächlich  in  den  maassgebenden  Kreisen  sich  vollziehende  rmschwung 
der  Meinungen  tritt  in  dem  neuerlichen  (lesetze  vom  3f).  Mai  la.  St.»  18S.S.  betr. 
das  genosseusr  h  ii  1 1  Ii  clie  (irnndbesitzreclit  bezeiclinend  zu  Tage,  indem  dir-ps 
Gesetz  neben  dem  G  e  m  e  i  u  d  e  besitzrecht  das  im  Amschluss  an  neue  biedeluugen 
und  gemeinsamen  Landerwerb  der  Colonisten  volksthflmlich  entwickelte,  bb  dahin 
aller  einer  richtigen  Onlnung  entbehrende  G  cno  ss ensch af  t  sbo  s  i t  z r  erb  t  am 
Grund  uiul  Boden  nunmehr  einer  erstualigeu,  aber  sehr  viel  freiereu,  allerdings 
zunächst  nur  auf  das  mit  Hilfe  der  Baneragrarbank  (seit  1883»  erworbene 
Oenossensehaft.sland  sich  erstreckenden  llegelung  entgegengetührt  hat.  Denn  die 
von  den  (Jeuossenschaften  einmal  eiwnrbenen  Besit/.reclite  am  Land  dürfen  durch 
spätere  Beschlüsse  der  Geuosseuschatt  nicht  beeinträchtigt  werdeu  und  nur  mit 
Wahrung  dieser  Rechte  kann  die  Genossenschaft  (fthnlich  wie  die  Feldgemetn- 
schaftsgemeinde i  Vcnvt'rloosungen .  Wechsel  in  deu  Landarten  der  einzeln»  n  üf- 
nosseuschafter,  Aeuderiuigcn  im  Wirthschaftss^  stem  etc.  und  zwar  mit  einfadter 
Hehrheit  besehliessen;  und  wenn  der  streng  feldgemeinschaftliche  Charakter  dieser 
BesitagenOHsenschafteii  zwar  darin  zu  Tage  tritt,  dass  ohne  Zustimmung  der 
Genossensdiaft  kein  (»enosse  die  Ausselieiflnng  seines  Landantheils  aus  dein  Gc- 
nos.seuschafthverband  lurderu  kaun,  dass  die  Antheile  des  ohne  Erbeu  versterbenden 
und  Am  auf  ihra  Betheiliguiig  an  der  Genossenschaft  vendchtenden  Genossen  der 
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O^nosspTisrhaft  lipimfallen ,  so  ist  doch  sehr  bezeirhncnd ,  dass  als  solclie  Ver- 
zichU'udea  auch  die  mit  Kaulüchillingsrückstanden  drei  Jahre  fiückstäudigen 
angeeehen  werden;  nnd  in  dieaer  ^Bwthnmtingr  der  allendlichen  Entdelinng  (des 
Genossen'^rhaftsanthcils)  wepen  Rückständen  tritt  am  schärften  das  indivldnelle 
Element  in  dem  genossenschaftlichen  Uroudbesitz  gegenüber  dem  Ueneinde» 
beaitB  sn  Tag" ;  denn  dieser  letstere  ist  ein  ^gefes tigt er**  insofern,  ids  £e  Gemeinde 
kein  Recht  hat,  einen  Gemeindeangehörigen  wegen  Steuer-  oder  anderer  Zahlung»« 
ruckstände  seines  Rechts  auf  Land  dauernd  verlustig  zu  erklären  und  insbesondere 
tticlit  befugt  ist,  bei  Lebzeiten  des  Hückstäudigen  seiueu  8öhueu  und  Eukeln,  die 
rieh  von  ihm  (durch  Familientheilung)  abgetheilt  haben,  den  entsprechenden  Antheil 
am  fit'ni»'in(l»']aii(l  vnr/tienthalten  'Vgl.  hierzu  v.  Ken  ssler  in  (Iit  Festschrift  für 
6.  Haui>:»eu,  S.  Ibi  ff.  und  8.  ItiS);  bezeichnend  und  bedeutungsvoll  aber  darf 
man  jene  Ordnung  des  GenossenschtJIsbesitsreehtB  nennen,  well  in  ihr  das  Ubment 
der  wirthschaftlichen  Selbstverantwortlichkeit,  dieser  Schule  der  Selbstsucht,  der 
Sparsamkeit,  der  wirthschaftlichen  Kuthalfsamkeit,  der  Familienfilrsorge,  des  wirth- 
schaftliciien  Fortscliritts  nunmehr  in  der  rusdischeu  Agrarverfaiisuog  erstmals,  wenn 
Mhon  in  sehr  bescheidener  Weise  «allendlich*  snm  Aosdmek  gelangte. 

b)  Am  ausgedehntesten  nächst  Rnssland  hat  Collectiveigeuthum  am  (iniud 
vnd  Boden  sich  in  einzelnen  asiatischen  Reichen  (Java,  Indien)  erhalten.  In 
Java  crilf  *1t^  Land  als  im  KijriMitbum  der  «icnifiiule  st<'lien(l  nnd  alljiüirlich  wird 
eine  Verluubung  unter  den  Gcmeiudemitgliederu  vurgenummeu ;  dabei  i^t  nach  einem 
▼Ott  der  hollftndischen  Begiernng  erlassenen  Gesets  ndt  Majoritfltsbeschlnss  eine 
Anftheiluiig  des  Latidi's  zu  Sondercirjen  zulässig,  wovon  indessen  ein  (n'ljrauch 
seither  nicht  gemacht  zu  sein  scheint.  £in  0  b  c  r eigenthumsrecht  >indicirt  sich  die 
hollandische  Regiemng  nnd  sie  vergiebt  in  Gemässheit  dieses  Rechts  ((iesetz  vom 
9.  April  1870'  uichfoccupirtes  Land  in  der  Regel  in  der  Form  langer  Pachten 
(75  .Tahre*.  In  Indien  besteht  das  System  dt-s  kleinen  ländlichen  rrivateigen- 
thums  nüt  solidarischer  Haftung  der  Gemeiuden  für  die  Abgaben  im  rt-udschab, 
wogegen  in  den  Provinaen  Bengalen,  Ondh  und  den  Nordwest-  und  Centralprovinsen 
die  Landinhabcr  nur  als  zritlirlic  dflcr  t'r1)licln'  Xutzniesser  das  Land  bewirtlisdiaften, 
dns  als  im  Kigeuthum  der  Zemindare  und  Taiukdare  i  ehemalige  Stammehfursten) 
Stehend  angesehen  wird;  in  Madras  nnd  Bombay  dagegen  betrachtet  sich  der 
Staat  als  solcher  als  Bodeneigi>nthümer  und  erhebt  in  dieser  seiner  Eigenschaft 
von  den  Bodenbestrlleni  einm  (irundzius,  der  je  fiir  'MO  Jahre  fi'stgrstellt  zu  werden 
pflegt  (Kjotwar-System;.  Wenn  diese  Gruudziuiie  im  Anfang  der  70  er  Jahre  schon 
eine  Höhe  von  21  MiU.  Pfd.  erreicht  hatte,  so  schdnt  darin  wohl  eine  Bestiltignng 
des  Schäffle'schi-n  Worts  zu  lit';r«'U,  dass  der  Staat  als  alleiniger  Landeigentbüraer 
„ein  harter  Reutier sein  werde.  (Vgl.  liierzu  Lavele^'e,  a.  a.  U.,  Kap.  IV>; 
womit  indessen  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  die  indimihen  oder  jaraniBchen  Banem 
jetzt  oder  in  absehban  i  Zeit  für  das  Privateigenthum  am  Grund  und  Hoden  reif 
wären.  Letzteres  ist  überhaupt  nicht  sowohl  zu  erstreiten,  als  wirtli><<  liaftlicb,  sittlich 
nnd  geistig  zu  erdieneu;  wie  anderseits  jedem  Volk,  das  den  Zustand  einer  ge- 
wissen wirthschaftlichen,  sittlichen,  geistigen  Reife  erlangt  hat,  auch  das  Privateigen- 
thnni  als  „reife  Frucht'*  in  den  Schoost  tallni  \nrd.  l>ic  liolliindisclie  und  englische 
Regierung  waren  jedenfalls  gut  belehrt,  als  sie  in  ilirun  Colonialreicheu  die  rohen 
Feldgenossenschaf^ssjrsteme  in  erpachtähnliche  Besitxverhftltnisse  umwandelten,  weil, 
•wie  früher  erwähnt,  gerade  die  Erbpacht  die  beste  Vorstufe  des  Eigenthums  ist, 
ja  selbst  auf  hohen  Culturstufen  neben  dem  Eigenthum  noch  sehr  wohl  berechtigt 
sein  kann;  wogegen  die  Landpolitik  Russlands  bis  in  die  neuere  Zeit  den  Verzicht 
auf  jede  grundsätzliche  Aendemng  des  herrschenden  Agra K  ommunismus  bedeutet, 
da  in  dem  System  des  letzteren  jene  Eigen >rliaft<'ii  und  Tugenden  sich  überhaupt 
nicht  zu  entwickeln  vermögen,  von  deren  allmählicher  .\ueiguuug  jede  Umformung 
der  Chrnndeigenthnmarerliftltnisse  im  Sinn  freierer  Gestaltung  der  Besitsrerhftltnisse 
nbhingig  bleibt. 

e)  üeber  die  in  der  ClauTerfossnng  wnnelnde  Feldgemdnschall  der  Kelten 

in  Schottland  und  Irland  siehe  die  Antraben  unter  ^  '29,  S.  L')2  ff.,  ferner 
Laveleje,  a.  a.  O.«  Kap.  XM;  und  über  die  Reste  der  Feldgemeinschaft  in  deu 
Trier'teh«!  Gehöfersehaften  die  AusfUhmngen  oben  unter  S.  227,  über  die- 
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jciii^'-tn  in  Siidvloutsoliland  uud  der  Schweiz,  Avelchc  als  sn^r.  Almendbositz  bi» 
heute  liicli  erhalten  hat,  die  Daratellung  in  dem  folgenden  Kapitel  Iii,  §  öU.  Wie 
in  einaeliieii  TheOin  ton  Hörweiten,  wo  du  peiiodladie  TerlooMn  der  Aeduv 
durch  die  gesetaHelhe  Androhung  einer  doppelten  (irnndsteuer  sodi  1821  hMt 
bekämpft  werden  mfleien,  nehe  Ro  scher,  Anm.  16  an  $  71. 


Digitized  by  Google 


Kapitel  III: 
nie  Politik  der  Landesenltar. 


Literaturtiber  sieht 

Ran  bcliandelt  die  in  diesem  Kapitel  erörterten  Mnterien  in  den  §1^84  —  mit 
96  outtir  der  Aufschrift:  „liemeiude läudereieu" ,  iu  deu  §§     —  mit  IUI  uuter 
der  Anftehnft  ^ Zusammenhängende  Lai^e**  nnd  in  den  §$  lOS  —  ndt  104 
unter  der  Anfschrift:  .  Trb  a  rmachnn     n  n  d  ?.  n  d  i- ii  ve  rb  e  ss  o rnng Pie  Dar- 
stellung lässt  aa  Yoll&tiLudigkeit  zu  wüuscheu  übrig,  auch  betreffs  der  sog.  Ge- 
meinheitstheilungen  das  sociale  und  gemeindepolitische  Moment,  weleliM  der  TuHgen 
AofUMÜiingr  der  Oemelnheiten  widerstrebt,  hinter  demjenigen  des  landw.  Prodnctions- 
Interesses,  ans  welchem  die  Anftheilnnjr  frenieinbin  begründet  zn  werden  pflepl, 
ailsnsehr  zurücktreten.     Die   wirthschuttshiütoriüche  Betrachtung  ist  dürftig  und 
betebiiiikt  sich  auf  einige  wenige  Sätze.  —  Bei  Bescher  ist  auf  das  sechste 
Kapitel:  ..Das  (!  rundeigen  t  hnm  und  die  (lemeinden**  und  den  Anhang'  des 
xweiten  Kapitels  „Entwässerungen,  Bewässerungen^  (§  36  ff.j  zu  verweisen. 
—  Bei  L.  T.  Stein  (Innere  Verwaltnngslehre,  Bd.  VII),  wird  mit  Recht  die  vulgäre 
Betrachtungsweise  der  Oemeinheitstheiltingen  vom  Standpimkt  ausschliesslich  des 
Prodnctionsinteresses   als   einseiti«»    perü^   nnd  das  premeindepolitische 
Moment,  wie  es  in  Frankreidi  und  Süddeutschland  für  ilie  gesetzgeberische  Lehaud- 
Inng  der  Materie  sich  geltend  gemacht  hat,  scharf  he^^'orgehuben  (S.  253  ff.).  Aehn- 
licb  bei  A.  Mobl,  Polizeiwissfiiscliaft  II,  S.  50  ff.  ^ —  Von  der  sonstipren  Literatur 
wurde  insbesondere  zu  Käthe  gezogen:  a)  In  Bezug  auf  den  wir thschaftsge- 
sehiehtliehen  Theil,  ausser  der  unter  Kap.  I  dtirten  Literatur  (8.  84)  noch 
weiter:  A.  Meitzen,  Atisbreitung  der  Deutschen  in  Deutschland,  in  den  Jahrb.  f. 
N.  u.  St..  N.  F.,  Hd.  H2;  Derselbe,  Volkshnfe  und  Könij^hufe,  iu  der  Festschrift 
für  Ci.  Haussen,  1889;    Derselbe,  Agrarpolitik  iu  Schönberg's  Hdb.  d.  pol.  Oek., 
1891  (II.  Bd.):  endlich  dessen  Aufsätze  „Ansiedelong**,  .Feldgemeinschaft^  ftV\viT' 
awan?:'*  im  Hdwb.  d.  St.-W.    b)  In  Bezug  auf  (Jemeinheitstheilungen ,  Al- 
mende und  Bereinigungen  (Zusammeuiegungeu):  ausser  den  oben  bereits 
erwähnten  Schriften:  Laveleje-Bflcher,  Das  Ureigenthnm,  1879;  Bficher, 
Art.  „Abnende"  im  Hdwb.  d.  St.-W.;  Gierke's  Art.  in  vou  Holt/endorflT's  Kechts- 
lexicon:  „Almendo"  und  „Gemeinheitstheilung" ;  Ürossmanu's  .Vrt.  „(iemeiuheits- 
theilung"  im  Hdwb.  d.  St.-W.;  Fr.  List,  Die  Ackerverfassung,  die  Zweif^virthschaft 
und  die  Auswanderung,  1842;  v.  Miaskowski,  Die  schweizerische  Almend  vom 
13.  .lahrbnndirt  bis  zur  Gegenwart,  1879;  Derselbe,  Die  Ap-ar-,  .\lpen-  und  Forst- 
Terfassuug  der  Schweiz,  1878;  Nasse,  lieber  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft 
und  die  Einhegungen  des  16.  Jahrh.  in  England,  1869;  B.  Schlitte,  Die  Zn- 
sammenlegnng  der  Ornndstttoke,  8  AbthL,  1^6.  —  Femer  von  Specialwerken: 


Digitized  by  Google 


270 


Kap.  m.  Die  PoHtik  der  Lindeieiatiir. 


Dünn  ige  8,  Die  Land -Cultnr- Gesetzgebung  in  Preussen,  1843;  H.  Haag,  Das 
bayr.  Gesetz  über  flurbereiiiiguiig,  18^16;  Lette  und  v.  könne,  Die  Landracoltar- 
gesetzgebnng  des  Prenw.  Staats,  1863  vaA  1864.  Dee  Terfaesers  Haadlmcli  Um 

badischen  landw.  Yerwaltungsrechta,  1887.  —  Endlich  die  Aufsätze:  Gemeinheita- 
theilunj:»'!! ,  Ft-ld-  und  Fluri>t'reinipTingen  in  v.  StenpreTs  Wfirterbuch  dt-s  Ver- 
wultungsrechts  und  die  im  Eingang  der  „Einleitung"  citirte  am t liehe  Liierütur 
(cinfchlieMlieh  der  EnquMen).  c)  Im  Gebiet  des  Bewlsseraa^s-,  Bnt- 
Wässerungswesens  und  des  Wasserscliut zes  und  /.war  in  Bezup  auf  den 
cultartechuischen  Theil  des  Gebiets:  Dünkelberg,  Die  Schififahrtskanäle  in 
ihrer  Bedentnng  Ar  die  Laadesneliorationen,  1877;  Derselbe,  CaHnrtecbinsdie 
Beiseskizzen  aus  Oberitalien,  in  Thiel's  landw.  Jahrbüchern,  Bd.  X.  S.  893  ff. ; 
Fraissinet,  Landw.  Meliorationen  und  Wasserwirthschaft  etc.,  IHIKJ;  Housell, 
Beiträge  zur  Hydrographie  des  Grossherzogthums  Baden,  3.,  5.  und  6.  Heft;  Der- 
selbe, Hydrographie  und  Wasserwirthschaft  in  dem  amtlichen  Werk:  Der  Rhein- 
Strom  und  seine  wi(liti<rstcii  Xchfuflüsse,  im  Auftrag  der  Reichscommission  zur 
Untersuchung  der  Kht'iuätr(»mverbältmsse,  herausgegeben  von  dem  Centralbüreau  für 
Keteorologie  und  Hydrographie  in  Baden,  1889;  Pereis,  Huidb.  des  landw.  Wasser^ 
bans,  1877;  Toussaint,  Die  Bodencultur  und  das  Wasser,  1872;  in  Bezug  auf  den 
rechtlichen  Theil;  Ni eberding.  Wasserrecht  und  Wasserpolizei  im  Phmiss.  Staat, 
1889;  Schenkel,  Das  badische  Wasserrecht,  1887;  Derselbe.  Kt'chi  und  Ver- 
waltung des  Wasserwesens  in  dem  obtMurwähnten  Werk:  Der  fUieinstrom  etc.; 
ferner  die  ,\ufsätze:  -  Bewässerun«,' "  und  „  Kntwässening "  von  Frank  im  lldwb. 
d.  8t. -W.  und  vun  Hermes  in  v.  iStengers  Wörterb.  des  Deutschen  Verwaituugs- 
recht;  endlich  K.  Peyrer,  Das  Qstene&ehisclie  Wassenecht  etc.,  1880. 


Abschnitt  I. 
Ble  Besiedelung;  und  das  Flnrreeht  der  Uteren  Zelt 

§  44.  Die  Formen  der  Besiedelung. 

Die  Besiedelung  des  Bodens  durch  die  alten  deutschen 
Yolksstämme,  die  Art  der  Auftheilung  des  Landes,  die  aus  dieser 
Auftheilung  hervorgegangone  ältere  Flurverfassung  und  das  ihr 

eigenthümliche  Flurrecht  darzustellen,  ist  Saclie  der  Wirthschafts- 
geschichte.  An  ilu'e  durch  die  neuerlichen  Forsthungen  gezeitigten 
Ergebnisse  ist  aiizuknüpfeii.  wenn  ein  volles  Verständniss  für  ein«Mi 
weit  wiikt'iidt'n  licstandtlieil  der  neuerlichen  Gesetzgebung  aiü' 
landwiilhschaftlichem  (Jel)iet  :  für  die  sogen.  Gemein  h ei t3- 
t  h  e  i  1  u  n g s o  r  d  n  u n g e  n  einer die  F e  1  d  b  e r  e i n i g u n g s - (Y e r- 
ko  I» )»('  1  uuga-)Ge8etzgebung  und  die  Gesetzgebung  des  Ent- 
und  Bewässerungswesens  (Wassergenossenschaften)  ander- 
seits gewonnen  werden  soll.   Hierbei  ist  zu  bemerken: 

1.  Die  ursprüngliche  Grundhesitzverfassung  der 

deutschen  Volksstämmo  war,  entsprechend  der  Organisation  des 
Volkes  selber,  eine  militärische,  d.  h.  auf  dem  Grundsatz  des 
Beulerechts  beruhend  und  die  Hundertschaften,  als  unterste  Glieder 
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des  erobernd  Tordringenden  Volksstammee,  nahmen  die  ihnen  zuge- 
wiesenen GeMete  im  Besitz,  wobei  innerhalb  des  zu  besiedelnden 
engeren  Gebiets  (der  Dorfgemeinde)  jedem  Stammesgenossen  sein 
Antheil  an  Acker,  Weido  und  Wald  zncretlieilt  wurde,  dieser  An- 
theil  indess,  mit  Ausnahme  der  Hofruith«»,  zunächst  andero  Koclite 
als  das  der  Nutzung  au  dem  als  Eigenthum  der  Dörfgenossenschaft 
gedachten  Boden  nicht  gewülule  und  der  Betrieb,  d.  h.  die  Rodung, 
Bestellung  und  Aberntung  wohl  meist  gemeinsam  erfolgte  (Zustand 
der  Feldgemeinschaft  im  eigentlichen  Sinn  des  Wortes, 
siehe  §  40  Zifi.  2). 

Dieses  collectiYe  Nutzungsrecht  blieb  hinsichtlich  des  Mark- 
landes, des  Wäldes  und  der  Weide  fortan  bestehen,  mit  dem  Unter- 
schied allerdings,  dass  an  der  ehemals  gemeinsamen  Hundert- 
schaftsmark  innerhalb  der  Dorfgemeinde  nfthere  Nutzungsrechte  in 
Wald  und  Weide  und  dadurch  im  Laufe  der  Zeiten  besondere 
Dorfinarken  sich  ausbildeten  und  das  alte  Markland  selber  in 
dem  Maasse  zusammenschrumpfte,  als  in  ihm  die  nachwachsenden 
Generationen  neue  Siedelungen  schufen.  An  der  eigentlichen 
Feldflur  aber,  dem  ursprünglicli  gerodeten  und  durch  weitere 
Rodungen  im  gemeinsamen  Weide-  und  Waldland  fort  und  fort 
vermehrten  Acker-  und  Wiesfeld  bildeten  sicli  allmählich  stärkere 
Besitzreclite  der  Einzelwirthscluiften  aus,  an  Stelle  der  Collectiv- 
wirthschaft  trat  die  Einzelwirtliscliaft  und  jedenfalls  in  der  Karo- 
lingerzeit beginnen  die  den  Dorfgenossen  überlassenen  Fehlgnind- 
stücke  bereits  den  Charakter  des  ausgesprochenen,  frei  vererblichen 
und  frei  veräusserlichen  Eigenthums  anzunehmen.  (Vgl.  S.  235  ff.). 

Für  die  Yertheilung  des  urbar  gemachten  Landes  selbst  aber 
war  der  Grundsatz  maassgebend,  dass  wie  jedes  Stammesmitglied 
gleiche  politische  Bechte  und  Pflichten  habe  (in  gleicher  Weise 
zum  Heerdienst,  zum  Bath  in  der  Tolks-  und  zur  TJrtheilsfindung 
in  den  Gerichtsyersammlungen  berechtigt  und  yerpflichtet  war), 
auch  die  Grundlage  der  Lebenshaltung  und  der  difentlichen  Pflichten, 
d.  i.  der  jedem  Einzelnen  zuzuweisende  Grundbesitz,  die  Hufe,  für 
Alle  von  gleicher  Grösse  und  Beschalfenheit  sein  müsse 


*t  Nacli  Mülleuhof  ist  das  Wort:  nllule"  aus  dem  im  „üchul"^  i-athaltoiieu 
Stamm  zn  erkläreii,  atao  der  „Behuf*,  das  was  Jemand  ankommt,  sein  Antheil  oder 
Ann-cht.  In  di»'s»'m  Sinn  ntniit  J,  v.  Möser  dif  altdciifsclH'  IltitV  „die  Actii'  au 
dem  Uemeiuwescn  der  Baueruschalt".  Siehe  A.  Aleit/.en,  Volkühult'  uud  Küuigs- 
hafe,  in  der  Festgabe  filr  G.  Haussen,  1889.  —  Ursprünglich  stand  die  Hnfe  nicht 
im  Eigenthlim  des  Einzelnen,  sie  gah  nur  ein  Anreclit  auf  eine  bestimmte  An- 
sahl  Ackergmndatäcke;  die  Nutamig  der  letzteren  wechselte;  erst  g^n  Schluss  des 
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2.  Um  obigem  Zweck  zu  genügen,  wurde  das  vait  regelmässigen 
Bestellung  in  der  Feldtiur  ausersehene  Land  in  eine  Anzahl  Ab- 
scluiitto  (Gewanne)  von  in  sich  gleicher  liodenbesciiaft'enheit  ge- 
tlieilt  und  in  jedem  dieser  Gewanne  jeder  Hufe  ein  gleicli  irr<»sser 
l'nterab.sehnitt  zugewiesen  und  zwar  etwa  in  der  Ausdehnung. 
Avelche  das  PHügen  des  Feldstreifens  an  einem  Tag  oder  Vormittag 
ermöglichte  (Tagewerk,  Morgen).  Die  Folge  dieser  Art  der 
Landauftheilung  war  also,  dass  die  einzelnen  Theile  jeder  Hufe 
in  den  zablreidien  Gewannen  der  Feldmark  zerstreut  lagen  oder 
mit  anderen  Worten,  dass  jede  Hufe  aus  so  Tiel  von  einander  ge- 
trennt gelegenen  Einzelgrundstflcken  sich  zusammensetzte,  als  im 
Weg  der  Bodung  Gewanne  angelegt  worden  waren  (Gemenge- 
lage der  Grundstfieke,  System  der  Gewannhufe).  Diese 
eigenthflmliche  Flurverfassung,  mit  welcher  das  Zusammenwohnen 
in  mehr  oder  weniger  geschlossenen  DOrfem  Hand  in  Hand  ging, 
ist  ffir  einen  grossen  Theil  des  jetzigen  Deutschland  die  Tor- 
herrschende  geblieben,  sie  drang  auch  nach  ?]ngland  vor,  wogegen 
sie  in  Gallien  nur  vereinzelt  Hoden  gewann,  indem  liier  in  dem 
überwiegenden  Theil  des  Landes,  wie  in  einzelnen  Lan<lstneiieu 
Germaniens  seihst  (so  namentlicli  in  den  Landestheilen  westlich 
der  Weser  und  im  südlichen  (Jehirgsland),  die  alte  keltisch - 
rr)mische  Hesiedelunirsweise,  tl.  h.  das  Svstem  der  sreschlos- 
senen  Einzelhöfe  sich  behauptete.  Wohl  aber  füirte  sich 
fiberall.  wo  immer  die  deutsche  Landauftheilung  Platz  gritV,  auch 
der  Grundbesitz  der  Vornehmeren  des  engeren  Volksverbandes  jener 
Flurrerfassung  ein,  d.  h.  er  wies  die  gleiche  Art  des  Streubesitces 
auf,  wie  die  Hufe  des  gemeinen  Mannes. 

3.  Erst  mit  dem  Aufkommen  der  Grundherrschaften  bildete  sich 
neben  dieser  volksthfimlichen  Besiedelungsweise  eine  andere 
aus,  die  mit  den  umfangreichen  Vergabungen  der  fränkischen 

Könige  an  die  Grossen  des  Keichs  sowie  un  die  Kirche  und  mit  dem 
an  diese  Laudsciienkungen  sich  ausbildenden  System  der  Land- 
leihe zusammenhängt,  indem  man  au  die  auf  das  zu  bewirth- 


(?.  .TalirliundiTts  luirt  dieser  W(  (  Iim  I  auf  und  die  Hufe  wird  Eifjinitlium  der  Bauern: 
abvr  auch  dies  uur  in  wirtlischaltlichcr  iUiudcht}  dcnu  es  braucht  uoch  4  Jahr- 
hunderte,  bis  ein  volles  Eif^thnm  im  Sinn  der  nnbeschränkten  YerfünfrungS' 
und  Vererbungsfreiheit  hergestellt  wird.  Die  Hufe  in  alter  Zeit  sollte  ^die  feste 
Lflteiisversichorunpr  de«  vollfrcieti.  vidksironös'^i'Jchpn  Kriegers  und  seiner  F"aniilie. 
die  Belolniuui^  für  d»u  Anthcil  um  t^pcererwerb  des  Volksgebiets  bleiben";  daher  sif 
auch  beim  Mangel  von  wehrhaften  SöhiMii  des  Kriegen  an  die  Kameradsohaft  des 
DorÜM  surfickfiel.   (Lamp recht,  Deutsche  Geschichte,  1891.) 
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schaftendeLand  anzusetzenden  Freien  oder  Eigenen  die  Gniiid stücke 
„in  einzelnen  grösseren  oder  geringeren  Flächen  von  meist  l)lock- 
fthnlicher  Beschaffenheit'^  abgab  oder,  wie  namentlich  im  Gebirgs- 
und  Hügelland,  das  Land  in  einem  einzigen,  langen,  meist  un- 
regelmässig  geformten  Streifen,  der  Ton  der  Thalsohle  bis  auf  die 
Hohe  des  Beiges  reichte,  zuwies  (Hagen- oder  Wald hufe,  auch 
Königshufe);  oder  indem  man  die  Hufe  gar  in  ganz  regelmässige 
Parallelstreifen  auslegte,  wie  bei  der  Besiedelung  der  Weser-  und 
Elbmarschen  der  Fall  war  (Marschhufe).  Die  letzteren  wurden 
auch  weiter  über  die  norddeutsche  Ebene,  namentlich  nach  Schlesien, 
West-  und  Ostpreiissen  verbreitet,  nachmals  aber  wieder  in  die 
Form  der  ore wannförmigen  Hufe  umgewandelt,  welch'  letztere 
übrigens  schon  bei  der  ersten  Colonisation  der  slaviselion  (Jebiete 
diesseits  und  jenseits  der  Elbe  zur  Anwendung  gelaugt  war^). 


g  45.  Wesen  des  älteren  Flurrechts. 

1.  Der  G  e  wann  Verfassung  der  Hufe  ging  ein  Flurrecht 
einher,  als  dessen  wesentliches  Merkmal  die  rechtliclie  und  wirth- 
schaftliche  Gebundenheit  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  be- 
zeichnet werden  darf.  Da  über  die  Dorfmark  im  Allgemeinen  nur 
wenige  Wege  fährten  und  diese  in  der  Hegel  nach  anderen  Bück- 
sichten als  denen  des  UmdwirthschalUichen  Betriebs  angelegt 
wurden,  so  waren  die  einzelnen  Hufenbestandtheile  nur  dadurch 
zugänglich,  dass  man  sich  gegenseitige  Ueberfahrtsrechte  ein- 
räumte; da  aber  solche  Bechte,  sobald  die  Felder  bestellt  waren, 
nur  mit  Schädigung  der  Vegetation  hätten  in  Anspruch  genommen 
werden  kennen,  so  fiel  es  nOthig,  dass  die  BesteÜungsarbeiten  in 
jeder  Feldflnr  (die  Arbeit  des  Ptiflgens  und  SSens)  und  ebenso  die 
Ernte    von  allen  in  dieser  Flur  Begüterten    gleichzeitig  vor- 


*)  Vgl.  Meitzen,  Agrarpolitik,  a.  a.  ().,  8.  147  flF.,  und  im  Art.  „Ansiedelung", 
8.  906r  «Etwa  vier  Ffinflel  des  Colonisationsgebiets  (auf  slavischem  Boden)  sind 
durch  Oewanndörfer  Ix  siedclt",  wohti  iillerdings  die  einzelnen  Gewannabschnitte 
grosser  waren  als  in  der  alten  volksthiimlichen  Uul'e,  meist  1 — 2  ha.  —  Die  au- 
gern  essenen  Hufen  wum  meist  etwas  grösser  als  die  alte,  1&— 20  ha  umfassende 
Volkshufe:  die  KSnigshufm  nUMiSen  48—50  ha.  die  sonstigen  Wald-  und  Gegen- 
hüten  IMy  40  ha  fMeitzen,  Agrarpolitik,  S.  146».  Doch  wurde  gerade  bei  der 
Anlegung  von  Waldhufeu  nicht  immer  glücklich  verfahren,  indem  solche  nach 
dem  Yoriiild  der  Ebene  oft  an  klein  zugeschnitten  waren,  worauf  Gothein  s.  B. 
betreffs  des  hadisrhen  Schwarzwalds  hinweist.  „I»if  Xaturbedingungen  der  cultnr- 
geschichtlichen  Entwicklung  in  der  Kheiuebeue  und  im  Schwarzwald",  berliu 
1887,  8.  21.) 

Baekaaberg er,      Agntpotttik.  L  18 
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genommen  wurden,  ferner  dass  in  dieser  Feldflur  nur  ein  und 
dieselbe  Frucht  zum  Anbau  gelangte,  weil  die  gleichzeitige 
Vornahme  der  Ernte  auch  eine  gleiche  Keifezeit  der  Früchte  voraus- 
setzte. Dieses  durch  die  Gemengelage  der  Gnmdstficke  und  ihre 
Weglosigkeit  bedingte  Flurrecht  (der  Flur  zwang!)  bedeutete 
also  die  wirthscluifüiche  Abhftngigkeit  des  Einzelnen  von  der  Pro- 
ductionsrichtung  der  Gesajumtlieit  und  den  Yendcbt  auf  die  freie 
Bestimmung  Uber  die  individuelle  Nutsungsweise  der  Aekeigrund- 
stücke  und  sie  gab  dem  landwirthsebafUicben  Betrieb  eine  gewisse 
Einförmigkeit,  einerlei,  ob  dieser  nun  dem  System  der  Feldgras- 
oder der  Dreifelderwirthschaft  angehörte.  Nicht  der  einzelne  Wirth, 
sondern  die  Dorfgemeinde  als  solche,  diese  „  Genossenschaft  zum 
Landesanbau  und  zur  Landesnutznug*'  (Lamprecht),  regelte  durch 
ihre  geordneten  Organe  den  Landwirthschafrsbetrieb  Aller  und 
Jeder  musste,  wenn  er  nicht  Schaden  erleiden  wollte,  der  gege- 
benen Regel  sich  fügen :  ein  in  den  Anfängen  der  Cultur,  ja  selbst 
noch  für  spätere  Zeit  für  die  grosso  Zahl  der  bäuerlichen  Elemente 
gewiss  wohlthätiger  Zwang,  dessen  Schattenseiten  erst  dann  em- 
pfunden wurden,  als  die  mit  der  steigenden  Volkszahl  sich  ergebende 
Notbwendigkeit  sorgfältigerer  Bestellung  imd  höherer  Nutzbar- 
machung der  Ackerfelder  gebieterisch  sich  geltend  machte*). 

Die  wirthschafUiche  Gebundenheit  des  Fluirechts  der  älteren 
Zeit  tritt  aber  weiterhin,  und  zwar  auch  ausserhalb  des  Systems 
der  Gewannhufe,  in  jenen  besonderen  Dienstbarkeiten  zu 
Tage,  welche  die  natOrliche  Folge  des  bei  fehlender  Sommer-Stall- 
fdttenmg  nöthigen  Weidegangs  der  Thiere  sind.  Zwar  war 
selbstredend  die  bestellte  Ackertlur  vor  der  Beweidung  geschützt, 
wohl  aber  —  neben  dem  eigentlichen  Wt'idt-land  —  das  Brach- 
und  das  Stoppelfeld  dtT  Howoidung  froigestidlt.  l'nd  auch  Iiier 
war  es  wieder  die  Dortgi'uussenschaft  als  sn]ch<',  w»'Ulir  Zeit  und 
Art  der  Beweidung  regelte  und  jeden  Einzelnen  nöthigte,  dieser 
Ordnimg  sich  zu  fügen. 

In  gleicher  Weise  erstreckte  sich  die  wirthschaftsordnende 
Thätigkeit  der  Dorfgenossenschaft  auf  die  Nutzungen  der  gemeinen 
Mark  (Allmeine,  Almende),  also  an  Weide,  Moorland  undWald, 
und  das  gemeinsame  Nutzungsrecht  der  Einzelwirthe  an  diesem 


Wie  der  Orossfrondbedts  sehoB  inr  Karolisf^eneit  lieh  beetreUe,  den  ihm 

geliürigon  Stroub»^sit/,  ^durch  Anondinuig  jreeigneter  für  eine  rationelle  Wirthschalte« 
führung  zu  maclien'',  »ehe  von  Inama-Ster&egg,  Die  Aiubüdong  der  grouea 
tirundlierrschaften  etc.,  1878,  S.  93  ff. 
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Theil  der  Dorfmark,  bestehend  im  Mast-,  Streu-  und  Weiderecht 
sowie  in  dem  Kecht  des  Holzhiebs  zu  Bau  -  und  Brennzwecken  ist 
ein  besonders  charakteristisches  Merkmal  des  Deutschen  Flur- 
lechts  der  alten  Zeit.  Hatten  an  der  gomoinen  Mark  zunächst  nur 
die  vollberechtigten  Dorfgenossen  nacli  Maassgabe  ihres  Hnfen- 
bentzes  Nutzungsrechte,  so  wnrden  solche  mit  der  Zeit  auch  den 
neaansftssigen  Wirthen,  ja  selbst  den  Hörigen  eingeräumt,  in 
letzteren  FftUen  allerdings  meist  nur  gegen  Entrichtung  bestimmter 
Zinsen  (Hutgelder,  Grftserzinsen),  welche  den  ursprQnglich  Berech- 
tigten zufielen.  Selbst  den  sog.  Beisassen  (Handwerkern,  Tagelöhnern, 
gftnzMch  Yerarmten  und  Besitzlosen)  gestattete  man  mit  der  Zeit 
gewisse  Nutzungsrechte,  wenn  auch  im  beschränkteren  Umfang: 
sie  diurften  etwa  Kh'invieli  (Ziegen,  Schweine)  auf  die  Gemeinde- 
wiese treiben;  und  den  Armen  wurden  wolil  aucli  Alniendgärten 
oder  einzelne  Bäume  auf  der  Almende  zugewiesen,  oder  auch 
Almendstücke  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  zum  Anbau  und  zur 
Benutzuntr  überlassen  u.  dgl. 

2.  ^lit  der  Entwicklung  der  grossen  Grundherrschafteu  erfuhren 
diese  Verhältnisse  bemerkenswerthe  Aendenmgen:  war  zunächst 
der  Grundherr  nur  gleichberechtigtes  Mitglied  des  markgenossen- 
schaftlichen Verbandes  gewesen,  so  ging  allm&hlich  in  dem  Maasse, 
als  die  Grundheirlichkeitsgewalt  erstarkte,  die  genossenschaftliche 
Verwaltung  in  die  des  Grundheim  selber  Aber;  waren  femer  schon 
firfihzeitig  zahlreiche  Markwaldungen  in  den  Besitz  des  Königs  und 
weiterhin  durch  Belehnung  in  die  Hand  weltlicher  und  geistlicher 
Ftirsten  gelangt,  so  fielen  später  auf  Grund  der  dem  System  des 
römischen  Rechts  entnommenen  Theorie  des  Obereigenthums  massen- 
haft die  bis  dahin  im  Eigenthum  der  Dorfgemeinden  verbliebenen 
Wälder  den  Gruiidherren  zu,  womit  die  alten  Nutzungsrechte  der 
Dorfansässigen  auf  Nutz-  und  Bauholz,  auf  Waldstreu  und  Schweine- 
mast zwar  nicht  ohne  Weiteres  auniörten,  aber  «loch  zu  Gunsten 
der  grundlieiTlicheu  Kechte  vielfach  stark  eingeschränkt  wurden 
und  mit  der  Zeit  giinzlich  den  Charakter  von  Dienstbarkeiten  an 
fremdem  Grund  und  Boden  (in  der  Form  von  Streugräserei-,  Be- 
holzungsrechten  etc.)  annahmen.  Und  wenn  es  firflher  hiess:  „dem 
riehen  mann  lützel  schadet,  ob  sich  ein  mann  mit  holz  beladetes 
so  kam  nun  der  Spruch  auf  ,,Geht  der  busch  dem  Beiter  an  die 
Sporen,  so  ist  dem  bauer  sein  Recht  Terloren*^ 

3.  Die  Ffllle  von  Dienstbarkeiten  aller  Art  (von  Wege-,  Weide- 
nnd  Walddienstbarkeiten),  mit  denen  der  Grund  und  Boden  zu 

18* 
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Gunsten  Dritter  belastet  war,  die  geraeinsame  Nutzung  der  Alnu'nile. 
die  von  Gonioindewegen  vorgeschriebene  Art  der  Bestellung  der 
Feldflur  kennzeichnen  das  ältere  Flurrecht:  dabei  blieb  die 
dtT  Ge\vannv<'rtassung  der  Hufe  eigenthümliche  (iemengelage  der 
Grundstücke  und  ihre  Unzugänglichkeit,  aus  welcher  der  Flur- 
zwang hervorging,  auf  die  Landstriche  mit  dieser  Flurverfassung 
nicht  beschränkt,  sondern  ähnliche  YerhAltnisse  entwickelten  sieh 
in  Folge  von  Verkäufen  und  Erbtheilungen  viel&ch  auch  dort,  wo 
Ton  Anfang  ab  der  Gnmdbesits  ein  geschloBsener,  d.  h.  ein  den 
Zwecken  freien  landwirthschafflichen  Betriebs  ToUgenflgender  Zu- 
stand einst  Yorhanden  gewesen  war. 

4.  Die  wirthschafüiche  Gebundenheit  des  GrundbesitKOS  ist 
flbrigens  in  älterer  Zeit  weder  als  lästig  empfünden  worden,  noch 
wirthsehaftlich  nachtheilig  gewesen:  dem  herrschenden  einfachen 
Wirthschaftssystem — der  Dreifelderwirthschaft — mit  seinem  starken 
Bedarf  an  Weide  —  fügte  sie  sich  ganz  naturgemiiss  ein  7): 
und  die  extensive  Art  der  Bodenbenutzung  vermochte  in  Zeiten 
einer  dünnen  Bevölkerunu:  eine  ausreichende  Kahrunirsmittelver- 
sorgung  wohl  zu  ermöglichen.  Die  Nothwendigkeit  eines  Hinüber- 
leitens zu  einer  freieren  und  zugleich  intensiveren  Wirthschafts- 
weiae  ergab  sich  erst  mit  dem  allmählichen  Anwachsen  der 
Bevölkerung;  und  die  Lösung  aus  der  Gebundenheit  des  landwirth- 
schaftlichen  Betriebs  erfolgte  danach  in  Staatswesen,  in  denen 
die  Bedingungen  für  Fortschritte  der  Bodencultur  besonders  günstig 
lagen,  schon  frohzeitig,  in  der  Bogel  sich  anschliessend  an  den 
Uebergang  von  den  einfocheren  roheren  Betriebssystemen  der 
Dreifelder-  und  einfeichen  Feldgraswirthschaft  zu  denPruchtwechsel* 
Systemen  (§  8) ;  meist  aber  begann  dieser  Frocess  erst  im  vorigen 
und  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts;  und  zwar  ToUzog 
sich  die  vor  Allem  dringlich  erscheinende  Befreiung  des  Grund 
und  Bodens  von  Weiderechten  jeder  Art  entweder  als  selbst- 
ständiger  Theil  der  Agrargesetzgebung  (wie  in  Frankreich)  oder 
im  Anschluss  an  die  Ablösungsgesetzgebung  überhaupt,  wie  in  den 
süddeutschen  Staaten  und  in  Oesterreich;  oder  aber  mit  dieser 
Authebung  der  Weiderechte  ging  gleichzeitig  die  Beseitigung 
der  alten  Gemeinheiten,  der  AI  m  e  n  d  e ,  und  die  Ver- 
theilung  dieser  zu  Sondereigen  an  die  Dorfinsassen  einher.  Und 
mit  solchen  Gemeinheitstheilungen  oder  Separationen, 
welche  vonviegend  in  der  mittel-  und  norddeutschen  Staatengnippe. 
sodann  in  England  besondere  Bedeutung  erlangten,  verband  sich 


Digitized  by  Google 


A1»icIiB.  n.  (  46.  Die  Thdliiiig  der  GemuhihdtBn;  illeres  Bechk  277 


dann  wohl  aueh  die  Zusammenlegung  (die  Yerkoppelung) 
der  in  der  Feldflur  lerstreut  gelegenen  Einzelgrundstflcke  zu  ge- 
schlossenen Anwesen  und  die  Schaffimg  ausreichender  Flurwege 
behufs  Entbehrliohmachung  der  alten  Wege-  und  üeberfohrts- 

dienstbarkeiten;  diese,  dem  Uebelstand  der  Gemengelage  und 
Weglosigkeit  entgegentretende  Vorsorge  trat  aber  auch  als  solbst- 
stiiiulige  Agrarmaassregel ,  d.  h.  ohne  gleichzeitige  Aut'thoilung 
des  seitherigen  in  gemcinsanior  Nutzung  gestandenen  Gemeinde- 
vennöGrens  auf,  ^vie  dies  wiederum  für  die  süddeutsche  Staaten- 
gruppe  charakteristisch  ist. 

Die  nachstehenden  Ausführungen  werden,  nachdem  die  Weide- 
rechte bereits  erörtert  worden  sind  (§  26),  sich  1.  mit  der 
Gemeinheitstheilung  und  dem  Almendewesen  mid  2.  mit  dem 
Feldbereinigungs-  (Yerkoppelungs)-wesen  zu  beschäftigen  und  was 
erstere  anlangt,  insbesondere  zu  wttardigen  haben,  ob  und  in  wieweit 
die  grundsfttzliche  Auftheilung  der  alten  Gemeinheiten  (Alm en- 
den) gerechtfertigt  erscheint  oder  welche  besonderen  Gründe 
deren  Beibehaltung  als  das  Bäthlichere  erscheinen  lassen. 


Abschnitt  II: 
Die  Gemeinlieiteii  (Almenden). 

§46.  DieTheilung  der  Gemeinheiten;  älteres Becht^). 

Ueherblickt  man  den  Verlauf  jener  u:r<>ssen  Bewegung,  welche, 
mit  beson(h'reiii  Nachdruck  in  der  ZAvciteu  Hälfte  des  voriiren  Jahr- 
liimderts  einsetzend,  mit  der  Theilung  der  alten  Gemeinheiten, 


'>  Seif  V.  .lusti  mit  prosger  F^iiulriupliclikfit  für  die  Beseitifriiii^'  der  (Jemein- 
beiteu  t-iiigetreteu  war  ((irundlestea  der  Tulizeiwiiitteuschaft,  1760,  iid.  i,  Buch  V, 
§  191  ff.),  ist  eine  zahlreiche  Literatiir  über  diesen  Gegenstand  in  Dentschland  ent- 
standen, die  aiisnaluiislns  von  der  ATiscliimuTr^'  Ix-herrscht  war.  dass  solche  „C»e- 
meixidegüter  iMwohl  dem  iStaat  als  den  Ocmeiuduu  zum  äcbadeu  gewesen".  {J.  P. 
Frank,  System  der  landw.  PoUsei  mit  bee.  IQnaieht  aut DentacliUuidf  1791,  n.  Bd., 
S.  199  ff.)  und  ihren  hervorragendsten  Vertreter  in  A.  Thaer  hat,  der  erstmals 
Deutschland  mit  dem  Aufschwung'  der  eufrlischen  Landwirthschaft  p-ründlich  bekannt 
machte  (  Einleitung  zur  Kenntuiss  der  englischen  Landwirthschaft'*,  1798^1801),  nach- 
mals in  seiner  Eägentebaft  als  berathender  Staatsrath  im  Prenssischen  Ministerinm 
des  Innern  Veranlassnnp  erhielt,  den  Kntwurf  zu  einer  vollstiinflitr  neuen  (Jemein- 
beitstbeilung  für  l'reussen  auszuarbeiten  and  mit  der  Erledigung  dieser  Aufgabe 
snm  eigentlichen  SehSpfinr  dieses  TheiU  der  Prenssischen  Agprarver&ssmig  wurde.  — 
Das  in  der  Zeit  von  X.  Thaer  beliebte  swanp^ > ^^  «  i se  Vorgehen  des  Staats  recht» 
fertigten  die  Vertreter  der  Wissenschaft  ans  dem  Argoment  des  Vorli^ens  ebes 
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d.  h.  des  in  i^omeinsamer  Nutzung  der  Gemeindeinsassen  befind- 
lichen Gemeindoi^uts,  inslx^sondere  der  Gemeindoweiden,  sich  be- 
fasst,  so  erkennt  man  leiclit,  dass  es  sich  hierbei  wesentlich  um 
eine  Aufgabe  der  Laudescultur,  nämlich  darum  handelt,  bisher 
in  extensiTster  Weise,  d.  h.  mangelhaft  ausgenützte  Flächen  durch 
Beseitigung  der  CollectivnutzAmg  einer  höheren  Stufe  der  Erträg- 
lichkeit entgegenzufahren.  Unschwer  musste  sich  die  Beobachtung 
sufdrftngen,  dass  solche  als  Weideland  benutzte  Lftndereien  in 
Eolge  mangelnder  Pflege  und  bei  racksichtsloser  Ausnutzung  des 
Weidebetriebs  (üebersetztsein  der  Weiden)  in  aufißUligem  Qegensatz 
£u  dem  Bewirtfaschaftungszustand  der  in  Sondereigen  stehenden 
Grandstfieke  sich  befuiden  und  es  musste  der  Fortbestand  solcher 
Art  von  Feldgemeinschaft  als  ein  tadelnswerther  Verzicht  auf  eine  an 
sich  möijliche  Mehrung  dos  Volkseinkommens  erscheinen,  die  her- 
beizuführen di(^  gesammte  Entwicklung  und  nicht  am  wenigsten  die 
höheren  Anforderungen  des  Staats  an  die  Steuerkraft  der  Bürger 
gebieterisch  forderten.  Das  gerade  im  Zusammenhang  mit  der 
Auftheilung  von  Gemeinheiten  deutlich  zu  beobachtende  Aufblühen 
der  Landwirthschaft  in  England  und  in  einzelneu  Theileu  des 
Continents  Hessen  die  Verwahrlosung,  in  welchem  sich  grosse,  in 
solcher  Gemeinnutzung  befindliche  Landstrecken  befanden  („Ge- 
sammtgut,  verdammt  Gut^^t  ™  ^o  deutlicher  hervortreten.  Vom 
rein  landwirthschaftlichen  Standpunkt  aus  musste  der  Fortbestand 
der  gemeinsamen  Weiden  schon  desshalb  bekämpft  werden,  weil 
fttr  die  Ernährung  des  Viehs  auf  den  flbersetzten  und  ohnedies 
meist  vegetationsarmen  Weidegrflnden  schlecht  gesorgt,  folglich 
die  Nutzung  (namentlich  die  Milch-  und  Fleisehnutzung)  eine 
geringe  und  weil  zugleich  fÖr  die  Landwirthschaft,  wegen  des 
Düngerverlustes  während  der  Dauer  des  Weidebetriebs,  das  Gleicli- 
gewicht  zwischen  Düngererzeugung  und  -Bedarf  gestArt  war. 
Gerade  aus  diesen  Bflcksichtcn  hatte  sicli  ja  frühzeitig  schon  die 
Fordemng  der  Stallfütterung  geltend  gemacht  und  auf  ihrer  Ver- 
wirklichung wurde,  seit  mit  der  Einführung  des  Kleebaues  der 


^wahren  Nothatandes**,  im  ffinbUek  auf  welchen  eine  etwa  verweigerte  Einwilligung 

vou  Gemeindt'Ulilirlit'deru  ^aus  laudeslierrliclier  Macht  erp^änzt  werden  könne** 
(v.  Berf?,  \h\h.  d.  dfutsdicii  Poli/.eirechts,  1K)H,  III.  Th..  S.  272'.  Zu  welchen 
Absonderlichkeiten  die  liberal -individualistische  Denkweise  der  ersten  Hallte  des 
JiArhnnderts  binleitete,  seigt  ein  lonit  so  beeonnener  Schriftsteller  wie  Bfilaii,  der 
(Hdb.  d.  Staat^^virth8chaftsleh^e,  18,35.  S.  2(50  nicht  bloss  die  (M'mi*inheitsthoihiiiir<>u 
unbedingt  l'urdert,  sondern  auch  für  die  Zukunft  den  Gemeinden  grundsätzlich  i:lr- 
werbung  von  Grundeigentbum  versagt  wissen  frilL 
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natürliclie,  auf  Wilson  und  Weiden  vorhandene  Futtervorrath  nahezu 
unbeschrankter  Vermehrunp:  fflhifr  schien,  von  den  Vertretern  der 
führenden  landwirthschaftlichen  Kreise  mit  doppeltem  Nachdruck 
bestanden.  Auch  war  für  die  alte  Dreifelderwirthschaft  mit 
reiner  Brache,  welches  Wirthschaftssystem  allerdings,  wegen  der 
meist  Yorhandenen  rnzulänjjlichkeit  der  natürlichen  Wiesen,  des 
Weidegangs  nicht  wohl  entbehren  konnte,  der  Uebeigang  in  die  yer- 
besserte  Dreifelderwirthschaft  mit  angebauter  Brache,  eben  in  Folge 
der  EinfOhrung  des  Kleebaues,  weithin  die  Möglichkeit  geschalTen 
worden  (§  8).  Endlich  aber  konnte  es  doch  nicht  gleichgflltig 
sein,  dass  Angesichts  der  zunehmenden  Yolkszahl  und  des  steigen- 
den Bedarfs  an  Brodfrucht  Tiele  Tausende  yon  Hektaren  Land  in 
dieser  durchaus  ungenügenden  Weise  Verwendimg  fanden,  während 
dasselhe  zu  einem  erheblichen  Bnichtheil  zur  Umwandlung  in 
werthvolles  Fruchtland  sich  taui^lich  erwies. 

Das  klassische  Land  der  (n*m»'inlu'itsthciliing'en ,  d.  h.  dor  Anflnsunjr  der 
iuitt«lalterUchea  Feldgemeinschai't  ist  Grossbritauuien  (.SchoUlaud  uud  England), 
und  diMer  ProoesB  hat  Uer  iMMmdere  Bedentani^  erlangt,  weil  er  —  im  Oe^nts 
mmn  Tontinent  -  -  „viel  dazu  beigetragen  h:it,  die  kleinen  (irundbesit/.er  zu  besei- 
tigeu  und  das  Uebergewicht  des  grossen  Ürundeigenthums  zu  begründen ,  welches 
wieder  für  die  VerfassunR-sgeschichte  Englands  von  so  grossem  ilewichte  gewesen 
ist"*  1  Nasse).  Die  Einhegungen  (enclosures),  d.  h,  das  Ausscheiden  der  Grund- 
herrschaften ans  der  Feldtrpineinschaft  mit  der  bäuerlichen  Bevölkerung  durch  Ein- 
ziehen der  oder  eines  Theils  der  gemeinen  Weide  (commous;  zur  ausschliesslichen 
Sondemntxnng  des  Landlords  (der  lord  of  the  manor  galt  Ton  jeher  als  Eigen- 
thfimer  der  commons,  die  übrigen,  bäuerlichen  Interessenten  bloss  als  iServitut- 
berechtigte;  jener  Icanu  urbar  machen  so  viel  er  will,  nur  muss  er  für  diese  noch 
genug  übrig  lassen  —  Roseher,  Anm.  15  su  §  82),  mächtig  gefördert  durch  die 
der  Schafinicht  förderliche  Haadelspolitik  jener  Zeit,  begannen  sohim  im  16.  Jahr> 

hundert,  setzten  sich  -  auf  Grund  besonderer  soit  17()9  erlassenen  enclosure  acts  — 
auf  Kosten  der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  den  folgenden  Jahrhunderten  fort  und  sind 
die  Haoptorsach«!  des  allmihliehen  Yerschwindens  der  letzteren  gewesMi  (S.  161  IT.), 
so  dass  der  Process  wohl  vom  Standpunkt  der  Produrtiinis-  niclit  aber  auch  von 
jenem  dor  allgemein  volkswirthschaftlicheu  Interessen  ein  erfreulicher  genannt 
werden  kann.  (In  ersterer  Besdehung  nahm  man  in  diesem  Jahrhundert  an,  dass 
der  acre  der  gemeinen  Weide  nicht  über  4  Schilling  Ertrag  gegeben  habe,  nach 
A'»^'  liaflFnnir  rb-s  Weidegangs  aber  und  dtircli  fj-ldniiissi^'c  yiitzuii"^'  der  H(>hertra<r  4()fat  h, 
die  Heute  10 fach  gesteigert  werden  könne,  siehe  iiau,  Anm.  b;  zu  §  6ö.)  In  England 
sollen  am  Anfang  des  irorigeo  Jahrhimdertt  noch  Gemeinheiten  im  Umfang  von 
7.8  Mill,  acres  das  Land  bcdrrkt  haben;  und  nach  dem  32.  Bericht  der  Endosuies 
comniission  von  1877  waren  es  in  diesem  Jahre  solcher  Ländereien  noch  2  Mill. 
acres.  Ein  eigentliches  Gemeinheitstheilungsgesets  in  England  erstmals  unterm 
8.  August  lH4.j  erlassen  ün  Schottland  schon  1665);  bis  dahin  war  nur  der  Weg 
gütlicht'r  Verstiindi<runj,'  od«T  besonderer  Parlamcntsbills  gegel)en,  ersferer  unsicher, 
letzterer  zeitraubend  und  kostspielig,  (,1'eber  den  Inhalt  der  184öer  Bill  siehe  §  06, 
Ziff.  6d.)  Von  1702—1796  wurden  1776  enclosure  acts  erlassen,  von  1800—1842 
1996:  der  rinfatijr  dor  seit  1702 — 1876  neingehegten"  Lindereien  wird  auf  mnd 
7  Mill.  acres  angegeben. 

So  erklärt  sieh,  dass  im  letzten  Jahrhundert  Ton  deutschen 
Staatsmännern,  Volks-  und  Landwirthen  zumal  tmter  dem  be- 
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hemchenden  Einfluss  der  individualistiselieii  Biehtung  in  der  Volks- 
wirthscliaft  und  populationistisoher  Strdmui^en  die  Aufhebung  der 
Gemeinheiten,  insbesondere  der  zu  Weidetwecken  benutzten,  und 
deren  Yertheilung  zu  Priyateigenthum  mit  seltener  Einhelligkeit 

als  eine  Grundbedingung  der  Hebung  der  Landwirthschafl  und  im 
Interesse  des  Staatswolils  befürwortet  und,  gemäss  dem  Charaklvr 
des  rolizeistaats,  vielerorts  einfacb  „von  Oben'*  befolilon,  d.  b. 
zwangsweise  durchgeführt  oder  doch  das  Zustandekommen  v«»n 
Vereinbarungen  der  Berechtigten  über  solche  Theilungen  in  ganz 
besonderer  Weise  (durch  Beihilfe,  Goldprümion)  unterstützt  wurde. 

Dieses  zwangsweise  Vorgehen  vollkommen  zu  würdigen, 
muss  man  im  Auge  behalten,  dass  weithin  in  Deutschland  seit 
den  Schreeken  des  dreissigjäbrigen  Kriegs  grosse  Landstrecken, 
Hand  in  Haud  mit  dem  Verschwinden  zahlreicher  Dörfer  und  der 
Entvölkerung  des  flachen  Landes,  nicht  mehr  unter  den  Pflug  ge- 
nommen worden  waren  und  dass  in  Preussen  der  siebenjährige 
Eiieg  und  die  in  seinem  Gefolge  eingetretenen  Yerwflstungen 
aufs  neue  der  eben  erst  wieder  im  Brholungszustand  befindlich 
gewesenen  Landescultur  schwere  Wunden  geschlagen  hatten.  Nicht 
bloss  die  aus  alter  Zeit  tlberkommenen  Gemeinweiden  standen  also 
bei  der  jetzt  mit  solcher  Thatkraft  in  Angriff  genommenen  Aetion 
in  Frage,  sondern  auch  jene  Geländecomplexe,  die  Jahrliunderto 
lang  unter  dem  Pfluge  gestanden,  aber  mit  der  Menschenvmidung, 
w<'lehe  das  c^rosse  Krieastheater  des  17.  Jahrhunderts  zurück- 
gelassen  hatte .  wied(»r  in  Wüstenei  verfallen  waren.  Hier  galt 
es  also,  zu  einem  Theil  wenigstens,  lediglich  an  voraufgegangene 
Culturarbeit  anzuknüpfen:  und  das  wirksamste  Mittel  erblickte 
man  nicht  mit  Unrecht  eben  darin,  diese  lange  Zeit  fast  lierrenlos 
gewesenen  und  dann  vielfach  den  Gemeindemarken  einverleibten 
Gedungen  durch  Zutheilung  an  einzelne  Wirthe  für  eine  eigent» 
liehe  Bodencultur  zurfickzugewinnen. 

An  III.  1.  In  Preusseu  Hess  sich  Fried  rieh  d.  fJr.  die  Auflheilung  der  Gezacin- 
beüeu  und  Oeduugcn  zu  fligeiirimm  unter  dem  £mdruck  der  Erfolge  dieser  Maassregel 
in  Engl  and  besonders  angelegen  sein  und  erliess  wiederholt  (1762,  1763,1765  und 
1769)  in  diesem  Sinne  Instructionen  an  die  Jnsti/.eullegien;  nis  erste  vollstisdig«  Ttt^ 
Ordnung  in  diesem  Betreff  ist  das  I{c;/ltMnent  v.  14.  Ai)ril  1771  fiir  Schlesien  zu  nennen, 
welches  bereits  in  sehr  prägnanter  Weise  die  üruudgedauiieu  der  späteren  (jetzt 
noch  gflltig«n)  Chemeinheitstheilnngsordnnng  Tom  7.  Jnni  1821  (Eigfinsnngt- 
gesetz  vom  2.  Mürz  IH.'jO  zum  Ausdruck  l)ringt.  Das  Keglement  I0tzt  -  unter 
Erwähnung  der  ,,mit  bestem  Kfrect""  in  den  meisten  übrigen  königlichen  Landen 
^betriebenen  Anseinandersctzungeu  und  Aufhebmig  der  dem  Land  so  ichidWchwi 
lind  die  bessere  Aufnahme  der  Viehzucht  und  Feldwirtlischaft  ginylidi  Twhiiideni- 
den  Gemeinheiten  und  Gemeinhutongen''  und  unter  der  Betonung,  dass  «des  KSnigs, 
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auf  tlon  Flor  und  die  Aufnahme  des  GiuvM-n  ^ericliteto  landesväterlicho  Absicht 
nicht  durch  die  Unwissenheit  und  den  Eigeusinn  einiger  Einzelnen 
fimchtlos  gemacht  werden  dürfe —  als  »beständiges  Gesetas**  fest:  »dass  alle  Ge- 
■wiiilieiten  und  Vei-niis(-]iun<^ren  der  Grundstücke,  welche  dou  Ackerbaa  nnd  fipeien 
CJennss  «Icr  Ffldt-r  und  WitM-n  M'ither  j^-fnirt  und  eingeschränkt  haben,  von  nun  an 
ganzlich  aulgehobeu  und  auseiuaudergesetxt  werden,  auch  Niemand  zu  deren  Bei- 
behAltnn^  . . . .  m  jiroroeireD  befugt  sei,  Tielmehr  alle  nacb  der  seitherigen  Ver> 
faÄSUiijr  inter  privatoH  diiraus  i-nfstjuidnun  Rechte  nnd  Verbindlichkt-itt'n  für  prän/.- 
lich  aufgehoben  und  uukriiftig  geachtet  werden  sollen'".  Aber  diese 
swan^sweise  Durchführung  bezog  sich  nur  auf  das  eigentliche  Weideland,  Heiden, 
Brüche,  Angt*r  ((jt'meinheiten  L  CL;,  nicht  auch  unf  die  _»'in-  und  wechselsfitigen 
Servntiiten  d»'r  F«dd-  und  (irenznarbbarn  mit  odt-r  ohne  Tht.'ilnelimun<r  der  Herr- 
schai'teu  auf  deu  Feldmarkeu,  auf  der  Brache  und  in  den  Stoppeln",  und  ebenso  nicht 
anf  die  ans  der  «eratrentea  Lage  der  GnmdstBdce  sich  ergebenden  Uebelstinde  (Oe- 
meinheiten  II.  C\.),  betreffs  deron  die  Auseinandersetzung'  von  der  Antrag^stellnnff 
(ProTocationj,  gleichviel  von  wem  sie  ausgehe  (von  der  llerrs«  liaft  oder  Gemeinde 
oder  dem  dmmntis  praedii  dominantis  vel  servientia)  abhängig'  j^^emacht  wurde.  Ein 
grosser  Theil  der  Kitter-  und  B'reif:üter,  sagt  A.  Meitzen  (Der  Briden  und  die 
landwirtl»  Schaft  liehen  Verhältnisse  des  Preuss.  Staats,  1868.  I.  IJd..  S.  H94  ,  verdankt 
diestir  Zeit  ilir  Ausscheiden  aus  dem  Gemenge  der  bäuerlicheu  Gemciudeu  und  die 
freie  Uebenveisnng  ihrer  verhältodssmlsrigen  Anüidle  an  den  bisherigen  ^räumen 
HutttTii.M'u'*.  wogc^'en  für  den  bnuerliehen  Besitz,  bei  dem  herrschenden  Widerstand 
gegen  unüangreiche  Aenderungen,  vielfach  die  Reform  sich  darauf  beschränkte, 
ibraB  Antheil  aa  de»  Weideflächen  (im  Oanaen)  ansauacheiden,  auf  don  dann  die 
gCBMinschaflUcha  Hntnag  bis  auf  Weiteres  fortgesetat  wurde. 

2.  Das  Zwangsprincip  fand  aiu  li  in  Belgien  (Ges.  vom  21.  Mär/.  1817»  An- 
wendung: die  (lemeinden  und  Miteig'enthünier  frenieinsehaftlielier  Wcich-fliiclien 
ktenen  zum  Verkauf  derselben  gezwungen  werden,  mit  Zustimmung  des  Frovinzial- 
imllia,  wobei  den  Kinftm  die  Orbannachnag  aar  Bedingung  gemacht  wird;  aoch 
der  Staat  kann  solche  Flächen  kaafiBn  und  wieder  verkaufen. 

'A.  Auch  in  Oesterreich  (vgl.  v.  Stein,  a.  a.  0.,  S.  284,  luid  Roscher, 
Anm.  2  zu  ?>  81)  wurde  im  vorigen  Jahrhundert  illC^S*  die  Auftheilun<r  der  Hut- 
weideii  im  Zwaugswege  durchgeführt,  dabei  deu  neuen  Besitzern  Zehntfreiheit  auf 
30  Jahre  zugesichert;  1770  zur  DurchfUhmng  des  Werks  aueh  eine  besondere 
rnuiniissiftn  bestellt.  -  Aehnlieh  befalil  der  mailändiselie  Statthalter  Fi  i  ini an  »mfi-r 
jdaria  Theresia  und  Joseph  II.  den  C'ouununeu,  ihr  wüstes  Gemeinland  jedem  Meist- 
bietenden, der  urbaren  woUte,  gegen  KauftchiJUing  und  ewige  Rente  zu  fiberlassen, 
gleichviel  zu  welchem  Preis.  —  Wo  dagegen,  wie  in  Rayern,  die  öden  Strecken  als 
bona  vacantia  für  Staatseipenthum  erklärt  wurden  M'ulturmiuulat  von  177H), 
konnte  man  sich  darauf  beschränken,  zui*  Besitzuahme  und  Urbarung  einzuladeu. 


g  47.  Die  Orduuug  des  GemtMiilipitstheiliiugsweseua 

im  neueren  Kecht^). 

1.  Maj  orisiriiiigsprincip.  Dem  Wesen  des  Polizeistaats 
mochte  es  entsprochen  haben,  durch  obrigkeitlichen  IJefehl  eine 
im  Interesse  der  Landescultur  für  nützlich  erachtete  Maassregel 


')  In  der  Darstellnnp  i>t  vnruiefrend  auf  die  Bi  liandlung  des  (te<renstandes  in 
Preussen  abgehoben;  über  die  Art  der  Gesetzgebung  iu  den  anderen  mittel-  und 
norddeutschen  Staaten  ist  auf  die  Yerwaltnngsrechtaliterator  (siehe  u.  A.  G.  Meyer, 
Deutsdies  Yerwaltnagsrecht,  I,  $  104)  und  anf  deu  Anfsata  von  Grossmann, 
a.  a.  O «  an  Terweisen. 
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auch  gegen  den  Willen  der  Betheiligten  zu  erzwingen;  mit  dem 
Wesen  des  Bechtsstaats  war  diese  Behandlungsweise  nicht  wohl 
vereinbar.  Auch  mochte  man  eingesehen  haben,  dass  nicht 
überall  die  natflrlichen  Voraussetzungen  für  eine  Auftheilung  der 
Gemeinheiten  behufs  üeberftthrung  der  abgetheilten  Sonderstttcke 
in  Ackerland  oder  Wiesland  vorhanden  waren  und  dass  für  mandie 
Flächen  wepfen  ihrer  natarlichen  Sterilität  oder  ungflnstigen  Lage 
deren  dauernde  Widmung  zu  Weidezwecken  in  gemeinsamer 
Nutzung  durchaus  angemessen  war.  A\V  dies  führte  dazu,  das 
Vorgelien  auf  diesem  Gehiet  der  Landeseultur  (wie  auf  einer 
Keihe  iUinliclier  Gebiete)  in  gewissem  Sinn  zu  individualisiren,  d.  h. 
von  <ler  A  n  t  r  a  g  s  t  e  1 1  u  n  g  der  Bethei  1  igten  ( P  r  o  v  o  c  a  t  i  o  n  s  - 
verfahren)  und  von  der  Abstimmung  über  den  Antrag  abhängig 
zu  machen,  wobei  betrefls  der  Einfühnmg  dieses  Grundsatzes  in 
das  Landesculturrecht  und  seiner  Ausgestaltung  Folgendes  zu  be- 
merken ist: 

a)  Ueberall,wo  eineMaassnahme  derLandescultur  in  die  Rechts- 
sphäre Verschiedener  eingreift  und  zu  ihrer  Verwirklichung  ein 
gemeinsames  Zusammenwirken  der  Betheiligten  voraussetzt,  wird 
man  an  der  Forderung  der  Zustimmung  Aller  zu  dem  Unternehmen 
als  Bedingung  nicht  festhalten  kdnnen ;  denn  nur  in  den  seltensten 
Fällen  wird  die  Üeberzeugung  von  der  Nützlichkeit  eines  solchen 
Unternehmens  durchweg  vertreten  sein,  meist  wird  gegen  dassen)e 
von  einer  mehr  oder  minder  grossen  Anzahl  von  Interessenten,  sei 
es  aus  man<xelnder  Hinsieht  oder  Keehtliaberei  oder  irrumlsat/licher 
(legnersoliaft  gegen  alle  ..Neuerungen'*,  Widerspruch  erhohen 
werden,  an  dem  dann  jeder  Fortscliritt  scheitern  müsste.  wenn 
nicht  die  Gesetzgebung.  in<ltMii  sie  das  Princip  der  Maj orisirung 
zum  Rechtsprincip  erhebt,  den  Weg  eröffnete,  solchen  Widerspruch 
zu  hreelKMi.  (reber  die  nähere  Begründung  des  Zwangsprincips 
in  der  Landescultur  siehe  auch  §  54,  Ziffer  5  unten.) 

b)  Seine  innere  Bechtfertigung  und  Begründung  erhält  dieses 
Bechtsprincip  aus  der  Nothwendigkeit  des  Culturfortschrittes  eines 
Staats  als  einer  Bedingung  der  Wohlfahrt  Aller  und  aus  der  Er- 
wägung, dass  sobald  die  Voraussetzungen  fär  einen  Culturfortschritt 
gegeben  und  nicht  etwa  bloss  die  Staatsleitung,  sondern  auch  die 
Naehstbetheiligten  von  seiner  Zweckmässigkeit  und  Vortheilhaftiir- 
keit  für  sie  seihst  durchdnmgen  sind,  diese  ein  Anrecht  darauf 
haben,  dass  nicht  der  Widersi»ru(  li  Einzelm-r  durchkreu/.eud  und 
hindernd  im  Wege  stehe.    Aehnlich  wie  die  Gesammtstaatseut- 
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Wicklung  durch  das  politische  Einzel -Veto -Becht  gefährdet  wäre 
und,  wo  es  bestand,  gefährdet  wurde,  hat  ein  solches  auch  in  dem 
eiferen  Gebiet  der  Landesculturinteressen  keinen  Raum.  „Die 
Unterordnung  der  Minderzahl  unter  die  Mi^lirlieit  ist  ein  ordnender 
Grundsatz  in  allen  gesellschaftlichen  VerhältnisHen,  ohne  dessen 
Anwendung  gar  keine  Gestaltung  und  kein  Fortschritt  möglich  ist, 
der  also  auch  rechtlich  als  unangrein)ar  gt^lten  nuiss''  (Mohl). 

c)  Dieser  Eingriff  in  das  freie  Selbstl)estimmungsreclit  auf 
T^irthschaftlichem  Gebiet  ist  indess  von  zweierlei  Voraussetzungen 
abhängig  zu  machen:  das  Untemelunen,  für  welches  der  Zwangs- 
beitritt Einzelner  begehrt  wird,  muss  dem  öffentlichen  Interesse 
dienen,  d.  h.  einen  wichtigen  Culturfortschritt  ermöglichen;  und 
dessen  Durclifährung  muss  ohne  den  Beitritt  Aller,  auch  der  Wider- 
strebenden, nicht  oder  doch  nur  sehr  unvollkommen  oder  nur  mit 
beträchtlichem  Mehraufwand  für  die  dem  Unternehmen  Zustimmen- 
den möglich  sein. 

d)  Das  Majorisirungsprineip  kann  im  Einzelnen  verschieden 
ausgestaltet  sein:  in  schärfister  Form,  wenn  schon  die  Thatsache 
des  von  einem  Einzelnen  oder  einer  Minderheit  gestellten  Antrags 
genügt,  den  Zwangsbeitritt  der  Uebrigen  heilKMZuführen ;  in  seiner 
milderen  Form,  wenn,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  im  Weg  der 
Al)stimmung  eine  Mehrheit  für  den  gestellten  Antrag  vorhanden 
sein  muss,  die  dann,  je  nacli  dem,  eine  einfache  oder  verstärkte 
(zwei  Drittel,  drei  Viertel)  Mehrheit  sein  kann. 

e)  Die  für  den  Zwang  im  gegebenen  Fall  eilV>r»lerliche  Mehrheit 
wird  zweckmässigerweise  von  einer  Conibination  von  Kopfzahl  und 
Besitz  abhängig  gemacht,  weil  die  Abstimmung  nach  Besitztlüche 
dem  Grossgnmdbesitz  ein  Uebergewicht  über  die  Kleinbesitzer, 
die  Abstimmung  nach  Köpfen  umgekehrt  diesen  ein  Uebergewicht 
Aber  den  Grossbesitz  verschaffen  müsste. 

A19  weitesten  geht  die  i'reussische  Gesetzgebung,  inhaltlich  deren  jeder  ZU 
davenider  Katcang  Berechtinte  auf  Theilnn^  antragen  (proTOciren)  darf,  luuidle 

es  sich  um  Objecte  dos  {j-emiinschaftlichen  Eigenthums  oder  um  im  Eigenthiun  einer 
Gemeinde  befindliche  Grundstücke  16  und  17  der  Gemeinheitstheilungsordnung 
vom  7-  Juni  1821);  die  Nützlichkeit  jeder  Thoilung  wird  vermuthet,  bniiuht 
nicht  also  erst  nachgewiesen  zu  werden;  vieliiu  lir  ist  den  Einsprechenden  die  Ptlicht 
des  (iegenbeweises  auferlegt  und  auch  diesem  siu«l  i'ii<re  Schranken  gezogen.  Das 
Pruvocatiousrecht  begreift  dabei,  was  wohl  zu  beachten  ist,  auch  das  Kiu verstand- 
niM  mit  der  wirthsc^ftftliehen  Um-  und  Zusammenlegung  aller  betheiligten 
Grundstücke  in  sich  und  führt  daher  auch  für  die  übrigen  Betheiligten  die  l'uter* 
werfung  unter  dieselbe  herbei;  ein  Grundsatz,  der  später  (Verordnung  vom  2H.  Juli 
1838)  allerdings  dahin  abgeschwächt  wurde,  dass  der  Regel  uach  tur  mit  Um- 
tauschen nnd  Zusammenlegungen  Terlmudene  Gemeinheitstheilungen 
das  Einverstftndniss  der  Besitser  des  der  Fläche  nach  mindestens 
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▼ierten  Tbeils  der  dnreh  den  UmtMueh  betroffeiieD  AckerUnderatai  ▼orimidflii 

sein  mu8s.  —  rrovocationsrt  cht  auch  in  Hessen  nach  der  Verordnung^  vom  7.  Sept. 
1814.  —  31inder  weit  geht  Sachsen  (Gesetz  vom  17.  März  1831),  wo  zwar  jeder 
Interessent,  aber  nnr  seinen  Antheil  aos^schieden  verlangen  kann;  md  Hannover 
(Gesetze  vom  25.  Jtmi  1802,  30.  April  1824  und  26.  Juli  1825),  wo  für  die  Auf- 
theihinp:  mindestens  die  Zustimmung  der  Hälfte  der  Abstimmunpsberechtifrten, 
berecliuct  nach  der  Grösse  des  Besitzes  bezw.  nach  dem  Yerhäituisa  des  Genusses, 
verlangt  ist.  —  Dagegen  starke  Meliiheiten  als  Bedingn&g  der  DniehfiOiraiig  in 
Sflddentaehlaad  gefordert,  siehe  unten. 

2.  FeststeUiino:  des  Vortheilunirsmaassstabes*). 
Als  Maassstab  für  die  eigenthumswoisc  ZuUkmIiiiiij  der  seither 
gemeinsam  genutzten  Ländereien  an  die  Berechtigten  kann  die 
diirchBchnittliche  Grösse  des  bisherigen  (das  ganze  Jahr  über  ge- 
haltenen oder  des  durchgewinterten)  Viehstandes  oder  die  GrOflse 
des  betheiligten  Gnmdbesitses  oder  der  Umfang  des  Beitrags  zu 
den  Gemeindelasten  in  Betracht  kommen,  wenn  man  nicht  auf 
Töllige  Gleichheit  der  Antheile  abheben  irill;  da  indess  jeder  dieser 
Maassstftbe,  fOr  sich  allein  angewendet,  in  der  Ausführung  Härten 
in  sich  schliessen  kann,  so  ist  mehrfach  ein  aus  den  Torstehenden 
Gnmdsätzen  gemischtes  Yertheilungssystem  gewählt  worden.  Die 
gleichmässige  Vertheilung  (wie  sie  im  (irundsatz  die  badische 
(iemeindeordnung  —  §  1-7  —  verfügt)  ist  zwar  im  Interesse  der 
dürftiireren  Ortsanwesenden  gelecren,  enthält  aber  eine  Unbillii^keit 
geiieiiüber  den  mit  grösserem  Viehstand  ausgestatteten  Betrieben, 
bei  wclciien  durch  den  Wegfall  des  Weidereclits  nhn(^  ausreichen- 
den Krsiitz  Störungen  in  der  Wirthschaft  unausbleiblich  sein  niüssten. 
Umgekehrt  würde  die  V^rtlieilung  lediglicli  nach  dem  Besitz  die 
grösseren  Besitzer  begünstigen,  welche  in  der  Regel  im  Verhält- 
niss  zur  Morgenzahl  weniger  Vieh  halten  als  die  mittleren  und 
kleineren.  Desshalb  ist  wohl  die  Vertheilung  unter  Beräcksich- 
tigung  des  durchschnittlichen  Yiehstandes,  unter  Bedingungen, 
welche  Terhflten,  dass  nicht  Zufälligkeiten  eine  maassgebende  Bolle 
s}>ielen,  als  die  richtigste  LOsung  der  Frage  anzusehen:  „tantum 
praescriptum,  quantum  possessum**  (Rosche^). 

So  in  Prenssen:  das  Maass  der  Thevlnahmo  ist  in  der  Regel  noch  dm 
Vieli he si t zstan d  in  den  letzten,  der  Einleitung  der  Tlieilunp  vorherfjeg-angenett 
10  Jahren,  besondere  L'uglückstalle  abgerechnet,  festzustellen.  Kann  dieser  Maase- 
ttab  nicht  ermittelt  oder  wegen  der  Berechtigang  iolcher,  die  ihr  Hecht  nicht  au»- 
preiibt  haben,  nicht  benutzt  werden,  so  ist  festzustellen,  wieviel  Stück  Weide  vi  »Ii 
die  zur  Uutung  Berechtigten  auf  ihren  zugehörigen  Grundstücken  wirthschaltiich 
an  dnrchwintern  vermögen;  dasYieh  der  mit  Hiiuem  ohne  Acker  Aageeoaaencn 
ist  dabei  su  iVt  Knhweiden,  als  das  dringendste  Bedfirfidss  befiiedigend,  aasn- 

')  Eingehende  Erwigongen  de  lege  ferenda  bei  Bau,  $  88|  89  ond  90l 
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sdüagoi;  und  der  Tiahttand  ▼ttimmiter  Leute  auf  dfts  in  ihrer  Kleeie  gewöhnllehe 

Kaass  zu  erhöhen,  eiu  uiiverhiiltnissinässi;;  gprosser  Viehstand   aber  herabittSetMiD. 
(G.  T.  O.  §  32 — öo.)  —  Aehnliche  Kegelong  in  iiüneburg-Uaunover. 

3.  B  (» Ii  a  n  (11  II  112:  tl<'r  W  a  1  d  ii  n  2:  o  ii.  Soforn  iu'])»mi  Gt'inoiii- 
weidt'ii  auch  sonstigos,  (l»'r  (i«'iiunn])enutzunir  unt»Tworfenes  Land 
vorhanden  ist.  insbosondcr«'  Wald,  ist  zu  prüffii,  ob  oino  Yor- 
theiluiic^  rathsam  erschoine:  die  Frage  wird  im  Allgemeinen  zu 
vernemen  sein,  da  gerade  das,  was  die  Gemeinweiden  als  nach- 
theilig erscheinen  lässt,  hier  wegfällt;  denn  die  Benutzung  von 
Wäldern  ist  ja  nur  in  dem  Sinne  eine  gemeinsame,  als  den  £in- 
selnen,  soweit  der  Erlös  aus  den  Walderzeugnissen  nicht  für  die  • 
Bestreitung  des  Gemeindehaushalts  erforderlich  ist,  jährliche  Aus- 
theilungen  Ton  Holz  (Oabholz)  und  Waldstreu  zugewendet  werden. 
Einer  Yertheilung  des  Waldes  zu  Eigenthum  an  die  seither 
Nutzungsberechtigten  steht  aber  überhaupt  in  den  meisten  Fällen 
die  Natur  des  Forstbetriebs  entgegen,  welcher  in  geregelter  und 
nachhaltiger  Weise  nur  auf  grösseren  zusammenhängenden,  nicht 
aber  auf  kleinen  und  zersplitterten  Flachen  thunliili  und  ausführbar 
ist  (vgl.  die  späteren  AusführuiiLren  unter  Forstpolitik) :  sie  kann 
daher  höchstens  da  in  Frage  kninineii,  wo  eine  Kudung  des  Waldes 
(Ausstockung)  und  Umwandlung  in  1  an dwirthsc haftliches  Cultur- 
gelände  sich  ausführbar  erweisen  sollte. 

Waldungen,  an  denen  mehrere  Gemeinden  Theil  haben  (wie 
die  ehemaligen  Markgenossenschaftswaldungen),  kOnnen  eher  unter 
dieselben  ohne  schädliche  Folgen  verthellt  werden,  weil  die  An- 
theile  zu  einer  guten  Bewirthschaftung  gewöhnlich  gross  genug 
sind;  zur  Abtheilung  >nrd  eine  genaue  Ermittlung  des  bisherigen 
Nutzungsverhältnisses  und  eine  Abscliät/.ung  des  Waldes  erfordert. 
Bei  dtT  Ausführung  ist  darauf  zu  sehen,  dass  jede  Gemeinde  die 
ilir  zuniiclist  liegenden  Stücke,  ferner  wo  möglich  einen  zusammen- 
IränL'ciiden  Antheil  erliaUf  un<l  dass  nicht  die  eine  nur  junge,  die 
andern  nur  alte,  dem  Hiebe  naiiesteiiende  Holzbcstäinb'  annehmen 
müssen  (Kau).  Solche  Auseinandersetzungen  zwischen  verschiedenen 
Corporationen  nennt  man  wohl  auch  Generaltheilungen  im  Gegen- 
satz zu  den  Special theilungen,  welche  sich  auf  die  Auseinander- 
setzungen der  Gemeindemitglieder  untereinander  beziehen. 

Preuss.  (t.  T.  0./^  U>9  ff.:  „T)ie  Xiituraltht«ilun<r  eines  preineiiischaftlicheu 
Waldes  ist  gauz  oder  theilweise  nur  dann  zuläsisig,  wenn  entweder  die  eiozebien 
Aothdle  snr  forstmäsiigeiL  Bemitsang  geeagnet  bleiben  oder  de  TortheUhaft  ab 
Acker  oder  Wieeen  benntst  werden  können."^  Nodi  echärfere  Bestimmangen  enthält 
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das  prenssische  Gesetz  nber  gemeiDschaftliche  Holzungen  vom  14.  März  1881 ;  denn 
danach  dürfen  Holxnn^en  derBMlgemeinden,Gehöferächaftai,  ferner  diejenigen^  welche 
Mitgliedern  einer  solchen  Genossenschaft  oder  P^iuwohnem  einer  Gemeinde  durch 
eine  Gemeinheitstheilung  oder  Forstservitutenablösimg  aU  Oesammtabfindung  über- 
wiesen  werden  oder  frflher  überwiesen  worden  und  Mb  mm  Inkrafttreten  dee  Cktetaaa 
von  1881  jreirieinschaftliches  Eif^enthum  geblieben  sind,  der  Regel  nach  nicht  in 
Natur  getheilt  werden.  Die  Theilang  ist  nur  insoweit  zu  gestatten,  als  die  Uolzuug 
rar  forstmiissigen  Bewirthschaftung  nicht  geeignet  ist  oder  der  Grund  nnd  Boden 
zu  anderen  Zwecken  dauernd  mit  erheblich  grösseren  Vortheileil  benutzt  werden 
kann  und  als  landes-  oder  forstpolizeiliche  Interessen  nicht  entgegenstehen  1.6.7', 
—  Aehnliche  Vorschriften  wie  iu  der  i'reuss.  0.  T.  0.  auch  s.  Z.  für  Hannover 
und  Ar  Bayern  (Oeiete  1.  Juli  1834)  erlassen;  fBr  leteterei  Mch  aaidrflekMdi 
v<»rgis(lirieben,  dass  eine  Abtreibung  des  Waldes  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse 
geschehen  muss.  Baden,  Uemeindeordnung,  §  113:  nAusgenommen  von  aller 
Verlheiluug  sind  die  Gememdewaldnngen"*  Nadi  Ban  (Amn.  a  sn  §  9ö)  ward» 
im  Odenwald  in  mehreren  Gemeinden  der  Wohlstand  durch  Waldvertheilungea 
zerstört,  z.  B.  in  ünte  r-Sclicinm  atten  wa  npr  flies sen\  wo  der  an  34<K)  he->*. 
Morgen  grosse  Wald  vorher  alle  (jemeiudeaujsgaben  deckte,  den  alteren  berechtigten 
Borgern  daneben  Oabholz,  den  jflngerai  Lesehols,  Streu  und  Weide  gew&hrte, 
wfihmid  nach  erfolgter  Vertheilnng  die  Einzolanthoilc  zu  ßö  Morgen)  schlecht 
behandelt,  die  älteren  üolzbestände  abgetrieben,  der  KrHis  unwirthschai'tlich  verzehrt, 
die  fiberwieeenen  Waldpareellen  theßweise  an  Auswärtige  verkauft  wurden  und  nnn 
von  Allen  drückende  Gemeindeabgaben  zu  tragen  lind.  —  Auch  in 
Frankrei(  h  durch  den  Code  forestier  von  1827,  Art.  92,  jede  ^leilnnc  ron 
Waldungen  verboten. 


g  48.  Tortsetzuug. 

-4.  Verbindung'  mit  Servitutenablösungen.  Mit  der 
Aufliebung-  einer  gemeinschaftlichen  Benutzung:  auf  ISndlichen  oder 
ForstuTundstückeii  kann  die  Aufhebung  und  Ablösung:  der  soustijien 
aus  alter  Zeit  henührendon  Grunddienstbarkeiten  auf  fremdeni 
Grund  und  Boden  einhergehen,  wie  dies  für  die  norddeutsche 
Staatengmippe  im  Gegensatz  zu  anderen  Staatsgebieten  charakte- 
nstisch  ist  (§  26  am  Schluss).  Die  Berechtigungen  sind  zu  dem 
Ende  nach  ihrem  Werth  zu  veranschlagen  und  im  üebrigen  ist  zu 
bestimmen,  ob  und  in  welchem  Umfang  die  Abfindung  ftir  derartige 
Berechtigungen  in  Land  oder  in  anderer  Weise  (durch  Eapital- 
oder  Bentenabfindung)  zu  geschehen  habe. 

Anmerkung,   a)  Nach  der  Prenss.  G.  T.  O.  unterliegen  der  Anfbebnng: 

"Weidebererhtignngen  anf  Arckcrn.  Wiiscii.  Aji^thi,  Forsten  nnd  sonsti^^Tii  Weide- 
plätzen, Forstberechtigungen  zur  Mu^t.  /.um  Mitgenusse  des  Jiolzes  und  /.um  S>treu- 
holen,  Berechtigungen  zum  Plagp  ii  .  Haidt  -  und  Bültenhieb,  —  alle  diese  Gerecht- 
Ranie  ohne  riiterschied,  ob  sie  auf  genieinschaftlichem  (Qennunt-iKigentbum  oder 
l)ieust)>nrkeitsr<Thtf'n  beruhen.  Das  Krgiin/ungsgeset/  vom  2.  März  1850  zur 
G.  T.  O.  bat  der  Aut'bebuug  ferner  unterworfen;  das  gemeiuschattlicbe  fligeutliuxu 
an  Torfmooren  nnd  die  Berechtigungen  1.  rar  Griserei  nnd  rar  Nntnngr  yoa  Schilf, 
Binsen  oder  Rohr  auf  Ländereien  und  rrivatgewässcrn  aller  Art;  2.  zum  Pflücken 
des  Grases  und  des  Unkrauts  in  den  bestellten  Feldern  (znm  Krauten);  3.  zum 
Nachrachen  anf  abgeernteten  Feldern,  sowie  zum  Stoppelharken;  4.  zur  Nntrang 
fremder  Aecker  gegen  Hergebnng  des  Dflngers;  &  som  Fmchtgewinn  von  dnnetaran 
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btücken  fremder  Aecker  {z\x  Deputatbeeten);  6.  zum  HarzBcharren ;  7.  zur  Fischerei 
in  stehMideB  oder  ffiewendoi  ^▼atgewiswm;  8.  cor  Torfiratnuig,  —  die  in  1 

bis  8  gedachten  Berochtipungen  jedoch  nur.  sofern  sie  auf  einer 
Dienstbarkeit  beruhen,  also  gegen  fremde  Gruudstücke  ausgeübt  werden. — 
Andere  als  die  vorstehend  bezeichneten  Berechtigungen  sind  selbstständig  nicht 
ablösbar.  Wenn  jcdoih  dem  Zwecke  der  Auseiuandenetaning  mmser  einer  nach  der 
G.  T.  O.  und  dem  Ergänzung^^esetz  aufzuhebenden  gremeinschaftUohen  Benutzung 
noch  andere  Urundgerccluigkeiteu  hinderlich  sind,  so  müssen  auch  diese 
fegCD  BntMdiidignng  an  fg  eh  oben  werden.  —  b)  In  Betreff  der  AbfindvagT^n 
der  seither  Berechtigten  bestimmt  die  Preuss.  fJ.  T.  O.,  dass  fiir  auf  Forsten 
haftende  Dienstbarkeitsrechte  zur  Weide,  Gräserei,  Uolz-  und  Streu» 
entnehme  nnd  znm  Plaggen»,  Haide»  vnd  Bültenhieb,  rorbehaltlich  ander- 
weiter  Einigung,  Land  nur  dann  zu  geben  tind  anzunehmen  ist,  wenn  es  zu 
Acker  oder  Wiese  sich  eignet  und  in  dieser  Eifrenschaft  nachhaltifr  einen  höheren 
Lrtrag  ula  durch  die  Benutzimg  zur  Uol/./.uc'ht  zu  gewähren  vermag.  Für  liolz- 
md  StrenboeehtigaageQ  darf  der  Belastete  nnr  rar  Holsincht  geeignetes,  be- 
standenes Forstland  imit  Anrechnung  der  Holzbestände"»  {gewähren,  und  nnr  dann, 
wenn  leutere  zur  nachhaltigen  forstmässigen  Benutzung  geeignet  sind.  Entschädigung 
In  Beute  oder  Kapital  findet  statt,  wenn  die  vorangegebenen  Bedingungen  einer 
T«andabfindnng  Ittr  Forstberechtigungeu  nicht  vorliegen,  und  ausserdem  allgemein 
dann,  wenn  einem  Dienstbiirkeitsberechtigien  Land,  welches  er  zum  abgeschätzten 
Werthe  zu  nutzen  vermag,  uicht  gegeben  werden  kann  und  er  durch  die  Oeld- 
abflndong  in  den  Stand  gesetzt  wird,  sich  die  abgelöste  Nntzting  m  verschaffen.  — 
Mastun^rs-.  Fischerei-  nnd  B e rec Ii t i gt e  zum  Harzschiirreu  können  über- 
haupt nur  Kente  tnier  Kapital  verhiugeu.  —  Die  Rente  muss  eine  feste  (ield- 
rente  lein  nnd  kann  rom  Berechtigten  wie  vom  Yerpflichteten  nach  leduimonatifer 
Kändignng  mit  dem  zwanzigfachen  Betrag  abgelöst  werden.  —  Wechselseitige 
Dienstbark«  iti  n  gleicher  Art  werden,  soweit  die  Werthe  gleich  sind,  durch 
Compensation  autgehobeu. 

5.  An  die  Gemeiuheitstheilung  kann  ferner  eine  Zusamm «'ii- 
legung  (Yerkoppelung,  Consolidatioii.  Arrondining)  der  Grund- 
stficke  der  an  dem  rntemehmen  betheiligten  Besitzer  angeknüpft 
werden  und  durch  dieses  zeitliche  Ineinandergreifen  der  beiden 
Alten  Ton  Landesculturmaassnahmen  ist  gerade  wieder  die  Preus- 
si  8  e  h  e  Gesetzgebung  (ft  1 1  e  r  e  Provinzen)  ausgezeichnet,  während 
in  anderen  Staaten  bezw.  Preussischen  Staatsgebietstheilen  diesem 
Bedllrfiiiss  durch  Specialgesetze  Bechnung  getragen  wurde.  (Vgl. 
hierüber  die  §§  55  u.  56.) 

l>ie  Preuss.  (J.  T.  O.  bestimmt  in  dieser  Hinsicht:  Soweit  die  Aufhebung  einer 
Gemeinheit  erfolgt,  „müssen  die  aus  der  Gemeinheit  scheidenden  nnd  darin  ver- 
bleibenden Theilnehmer  die  Landentschiidigungen  möglichst  in  einer  zusani- 
men h an  enden  u  irt  lisch aft liehen  La;,'e  erlialten''  (?5  H.  VA  ).  Solche  mit 
Zusammenlegungen  verbundene  Gemeinheitstheiiungen  hcisseu  Specialsepa- 
rationen nnd  die  ersteren  traten  albnähUch  geradesu  als  der  Hauptzweck  des 
ganzen  Unternehmens  hervor.  Dabei  ist  aber  zu  beuchten,  dass  _die  bloss  ver- 
menffte  Laj^e  der  Aecker,  Wiesen  und  sonstigen  Ländereieu,  ohne  gemeinschaltliche 
Beuutzuntr,  eine  Auseinandersetzung  üm  Sinne  der  (I.  T.  O.)  nicht  begründet  nnd 
datt  dessbalb  uberall  da.  wo  es  an  einer  <;eQieinM  haftlichen  Benutzung  der  zusam- 
raenznlejrenden  (Jrundstüc  kc  fehlte,  auf  (Jruud  der  (i.  T.  <>.  eine  Zusammenlejrung 
nicht  herbeigeführt  werden  konnte  —  eine  Lücke  des  Gesetzes,  die  durch  das 
spätere  Gea.     2.  Apifl  1872  ancgemilt  wnrde.  (Siehe  unten  |  56  ff.  8.  381.) 
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6.  Verfahron.  Für  die  Erl(Mliirunnr  der  aus  den  Gemeinlieits- 
theilungen  sich  ergebenden  Geschäfte  wurde  vielfach  ein  besonderer 
Behördenorganismus  geschaffen  (Auseinandersetzungs-Be- 
h Orden),  wobei  das  Zusammenwirken  von  administrativen  und 
technisch  geschulten  (landwirthschaftskundigen)  Beamten  Regel 
ist  Bei  dem  Yeifahren  selber  ist  auf  Baschheit  sowie  darauf  Be- 
dacht zu  nehmen,  dass  die  Art  der  DuichfUhrung  nicht  bloss  den 
in  Betracht  kommenden  Interessen  der  unmittelbar  Betheiligten, 
sondern  auch  den  höheren  Interessen  der  Landescultur  Bechnung 
trftgi  Am  wirksamsten  wird  dieser  Forderung  durch  Yorschriften 
genügt,  welche  auf  gütliche  Termittelung  und  auf  Bef5rderung  der 
Auseinandersetzung  durch  Verhandlung  an  Ort  und  Stelle  abheben 
und  eine  sacli-  und  reclitsv erstfindige  Leitung  des  Geschäfts  in 
jedem  Stadium  der  Ar])eit  verl)ürgen.  Fflr  die  Erledigiuig  von 
Beschwerden  ist  ein  Instanzenzug  zu  eroft'nen  und  zur  Entscheidung 
hervorgetretener  Streitigkeiten  sind  thunlich  nicht  die  ordeutlicUen 
Gerichte,  »oudern  die  Verwaltungsgerichte  zu  berufen. 

In  Prcussen,  wo  anfiin{:!;li(h  mit  dor  Aii'^führung:  der  älteren  AgTar^'«  >etze 
die  ordentlichen  Verwaltungs  -  und  üericht«behürden  betraut  waren,  üiud  aajch. 
Erlossuu^  dea  Edictfl  t.  14.  8^  1811  eine  Ansalil  OeneraleommiaaioiieB  flia- 
gesetzt  worden,  deren  Oeschäflsgang^  die  spätere  Verordnaug  v.  20.  Joni  1817 
näher  reprelte  uud  welche  (in  der  jetzif^en  Zahl  von  8)  neben  der  Refnilirunjr  der 

SuUiherrlichen  nnd  bäuerlichen  Verhältnisse  insbesondere  gerade  auch  die  Arbeiten 
er  Gemeinhatithdlnngeii  —  einachliesslich  der  Serritatiabldsniigeit  und  ZaMunsMii- 
legxing'on  zu  besorf^^en  haben.  An  Stelle  der  früheren  sog.  Revisionscolleprien  ist 
das  Oberlaudesculturgericht  (Verordnung  v.  22.  Nov.  1844)  getreten,  welche» 
in  der  Besetsnng  tob  mindestens  5  Mitgliedern  fiber  Beschwerde  gegen  ürllieile  und 
BntBcheidnngen  der  Oeneralconunissionen  entscheidet  (Ges.  v.  18.  Febr.  1880).  Die 
Generalcommissionen  selber  bestehen  ans  mindestens  fünf,  theils  aus  Venvnltunfrs- 
beamteu,  theils  aus  laudw.  Technikern  eutnommeueu  Mitgiiedeni;  Orgaue  derselben 
sind  die  an  Ort  und  Stelle  Uilltifen  Specialcommisiare  und  die  den  letaleren 
zur  Seite  stehenden  Veniiessunfrsbeaniten  (  diiiesser \  l'eber  die  Kinzelheiten 
des  Auseinandersetzungsverfahreus  in  i'reusseu  giebt  eine  gute  übersichtliche  i>ar- 
stellnng  Olatsel  in  t.  Stengel*!  Wdrterb.  d.  YerwaltuigOTecht«,  S.  90  ff. 

7.  Die  Kosten  für  das  Verfahren  und  der  sonstige,  durch  Ge- 
ineinluMtsthi'ilungen  (mit  oder  ohne  Zusammenlegungen  und  Seni- 
tutenahh'tsunm'ii)  eiiistaiuleiie  Aufwand  ])leihen  selhstredend  im 
Grundsatz  den  lietheiligten  zur  Last:  doch  mag  da,  wo  einerseits 
diese  Kosten  einen  sehr  erheblichen  Betrag  erreichen  und  ander- 
seits unter  den  Betheiligton  sich  solclie  mit  geringer  wirth- 
schaftlicher  Leistungsfähigkeit  hefinden  (also  namentlich  kleinere 
und  mittlere  bäuerliche  Wirthe)  triftiger  Anlass  gegeben  sein,  im 
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Hmbliek  auf  das  allgemeine  Interesse,  welches  den  b  Bede  stehen- 
den Maassnahmen  aaliafket,  Beihilfen  aus  der  Staatskasse  ein^ 

treten  zu  lasseu. 

In  Prenssen  tmtencheidet  man  die  Reguliruugükosteu,  die  gemäss  dem 
KostengeselB  t.  24.  Jiut  1875'aii  di«  StaatskaHe  m  iiUmi  find  und  betreft  doren 
schon  nach  allgemeinen  Grundsätzen  Bedürftigen  ErlaiclitaniiigeD  oder  auch  gänzlicher 
Narhlass  zntrostnndi'ii  werden  k.niii  und  die  Folgeeinrichtnngskosten,  d.  h.  die 
für  sachliche  Aiüweuduugfu  (.Anlage  neuer  Wege,  Gräben,  Brücken,  Mühlen,  tie- 
scliaAuig  TOB  Greumteinen  etc.)  erwachsend«!,  und  znr  thrilweisen  Uebemahma  aneh 
dieses  Theilfl  des  Aufwands  sind  im  Preuss.  Htaatsbudgret  jeweils  besondere  Mittel 
(für  1887/88  in  der  Höhe  von  150000  M.)  zur  Verfügung  gestellt.  (Siehe  Preossenf 
landw.  Varwaltung  18t^/87,  8.  96  IT.). 

Statistik.  Eine  genaue  Statistik  über  den  Umfang  vollzogener  Gemeinheits» 
theilung^n  liegl  nur  fflr  wenign  Staaten  vor;  beispielsweise  sind  nach  amtlichen  Ver- 
öfFentlichunfTon  in  Prenssen  und  in  den  so«;.  Verbandsstaaten  der  Gemein- 
heitstheilung  unter>vorfen,  d.  h.  separirt,  zusammengelegt  und  die  betheiligteu  Plächen 
dabei  tob  HoIs-,  Stren-  nnd  Htttnngsserrltaten  befMt  worden  bis  efaisehliesslieh 
18«3:  2070800  Besitzer  mit  einer  Fläche  von  20001786  ha;  nnd  von  dn  bis  ein- 
schliesslich 1887  weitere  17170  Besitzer  mit  einer  Pläcbe  von  92990.  In  Sachsen 
n-nrden  in  der  Periode  1833/85  im  Ganzen  1286  0«mcinheitstheilungen  zur  Ausfüh- 
rung^ gebracht.  Hier  wie  dort  steht  übrigens  seit  Jahren,  nachdem  die  Gemeinheiten 
im  Wesentlichen  anfgetheilt  sind,  lUK-lideni  ferner  in  l'reussen  die  älteren  Vorscliriften 
zu  Gunsten  der  Erhaltung  des  Gemeiudevermügens  wesentlich  eingeschränkt  worden 
lind  ($  49),  di«  Znsamnienl^nng  dar  Ornndi^eka,  fllbar  weleba  dar  folgendo  Ab> 
.schnitt  bandelt,  weitaus  im  Vordefgmnd.  —  Uabcf  dia  GanieinheitsUlalTiiagen  in 
England  siehe  oben  §  46,  S.  279. 

g  49.  Bfickläufige  Strömungen.   Die  Erhaltung  der 

Almenden. 

1.  Die  volkswirthsehaftliche  Bedeutung  der  6e- 
meinheitstheilungen  im  engeren  Sinn,  also  ohne  Zusammen- 
legungen, beruht,  wie  erwfthnt,  auf  der  Möglichkeit,  die  Torher  in 
gemeinsamer  Nutzung  befindlichen  Qemeindelftndereien  durch  die 
Üeberweisung  an  einzelne  Wirthe  zu  Sondereigen  einer  besseren, 
höheren  Stufe  der  Gultur  entgegenzufShren ,  also  etwa  deren  Um- 
wandlung in  Ackerland  und  Wiesen  zu  ermöglichen.  Wo  nach  den 
Boden-  und  kliinatisclien  Vorhältnissen  eine  solche  Mouiiclikcit  nicht 
vorhanden  ist,  wie  dies  namentlich  Ix'i  den  U  ehirgsweiden  liäufisr 
der  Fall,  niüsste  eine  Vertheilunü:  (ebenso  wie  beim  Wald)  als  eine 
verfehlte  Maassregel  erscheinen;  denn  solche  <Jehirgsweiden  können 
der  Kegel  nach  vernOnftiirerweise  nur  crdlectiv  genützt  werden,  also 
im  Wege  gemeinsamen  Austriebs  und  unter  Aulstellung  eines  oder 
mehn-HT  gemeinsamer  Hirten;  eine  Ausscheidung  zu  Frivateigenthum 
hatte  die  Einfriedigung  der  Einzelantheile  zur  Voraussetzung  und 
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letztere  wlirde  im  Mnbliek  auf  den  meist  geringen  Futterertrag  der 
betreffenden  Lftndereien  nur  in  den  seltensten  Fällen  sidi  lobnen. 

Aber  auch  da,  wo  nach  Klima,  Lage  und  Bodenbeschaffenheit 
oinp  Umwandlung  seitheriger  im  CoUoctivbesitz  befindlicher  Weide- 
ländoreien  in  Acker-  oder  Wiesland  ausführbar  sich  erweist,  kann 
doch  sehr  wohl  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  denn  das  Landes- 
cultiirintt  rossc  in  allen  Fällen  die  Vertheilung  des  <jemeinlandes 
zu  Sonderoigon  an  die  seither  Berechtigten  wirklich  unbedingt 
fordert  und  ob  nicht  theils  aus  g  e  m  e  i  n  d  e  ö  k  o  n  o  m  i  s  c  h  e  n  Gründen» 
wegen  des  finanziellen  Rfickhalts,  welches  der  Besitz  eigenen  Ver- 
mögens der  Gemeinde  giebt,  theils  aus  anderen  Erwügimgen,  ins- 
besondere solchen  socialer  Art,  die  Beibehaltung  des  Gemeinde- 
eigenthums unter  Gautelen,  welche  eine  angemessene  Yenrerthung 
derselben  sicher  stellen,  als  das  Bftthlicbere  erscheint  In  letzterer 
Beziehung  ist  namentlich  darauf  hinzuweisen,  dass  die  üeberweisung 
Ton  Gemeindeland  (Almend)  zu  Eigenthum  an  die  seither  Nutzungs- 
berechtigten keineswegs  fOr  alle  Zukunft  eine  wirtbschaftliche  Besse- 
nmg  der  Einzelwirthe  verbtlrgt,  n&mlich  tiberall  dann  nicht  wenn  sie 
den  überwiesenen  Besitz  nicht  zu  behaupten  vermögen;  selbst  dagegen 
besteht  keine  Sicherheit,  dass  solche  Tlieilgnindstücke  besser  als 
fnlher  bi'wirthschat'tet  werden  und  nicht  in  der  Hand  unkräftiL'er, 
verarmter  oder  liederlicher  Wirthe  verwalirlosen.  Würde  aber  diese 
Folge  in  irgend  nennenswerthem  Umfang  eintreten,  so  hatte  durch 
die  Maassregel  der  Vertheilung  weder  die  rirtliche  Vereinigung 
der  Gemeinde,  noch  die  Volkswirthschnt't  im  Ganzen  gewonnen. 

2.  Der  landläufigen  volkswirthschaftlichen Anschauung  am  Ende 
und  am  Anfang  dieses  Jahrhunderts  lagen  solche  Betrachtungen 
ziemlich  frane;  man  glaubte  das  Froductionsinteresse  unbedingt 
gewahrt,  wenn  nur  erst  einmal,  der  „gemeinsehftdliche**  Gemein- 
besitz beseitigt  und  die  unbehinderte  Yerfdgungsfreiheit  des  Einzel» 
wirths  beigestellt  sei;  dass  das  der  englischen  Wiithschaftslehre  ent- 
nommene Axion  Ton  der-  untrflglicben  Kraft  des  self-interest  auch 
mitunter  versagen  kOnne,  blieb  im  Banne  eines  wirthschaftlichen 
(iedankcukreises,  der  optimistisch  bei  allen  Wirthen  das  gleiche 
Maass  wirthschaftlichcr  Einsicht  und  richtiger  Lebensführung  voraus- 
setzen zu  dürfen  glaubte  und  der  im  Uebrigen  unt^^r  gewissen  Ver- 
hältnissen gewonnene  Krfahrungssätze  sofort  zu  allireniein  gültigen 
(Jesetzen  zu  formuliren  die  Neigung  hatte,  unbeachtet.  Und  da 
man  in  den  Gemeinheiten  wohl  auch  einen  der  Bestandtheile  der 
alten  feudalen  Gebundenheit  erkennen  zu  kdnnen  vermeinte,  m 
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die  im  Gebiet  der  gutsherrlich  -  bäuerlichen  Beziehungen  bereits 
die  Axt  gelegt  war,  so  war  dies  ein  weiterer  hinreichender  (  Jnind, 
auch  mit  diesem  TrOmmerrest  einer  vergangenen  Zeit  aufzuräumen. 

„Es  leuchtet  em",  Mgt  v.  Mohl  («.  a.  0.,  II,  S.  51),  »dass  eine  Uaherige  (unwirth- 

schaftlirhi' I  Bfiiützunp  eines  ßemeindeguts  keineswegfs  eine  Voränsserung  desselben 
zur  nuthweudigen  Folge  hat,  sondern  zunächst  nur  die  Forderung  besserer  Yef 
wendan^  begründet.'*  Hohl  betont  dabei  die  Noth wendigkeit  der  Ausstattung  der 
Tagelöhner-  und  Fabrikbevölkerung  mit  einem  kleinen  Grundbesitz,  sowie  der  Fürsorge 
für  Wittwen  und  folgert,  dass  weil  nicht  bloss  „fiir  das  itxige  Geschlecht,  sondern 
aaeh  l&r  spätere  Otterationen  an  sorgen  sei",  der  Ckm^degrund  idcht  bleibend 
abgetreten  werden  solle.  -  Die  gemeindeökonomische,  aber  aacb  die  sociale 
Seite  der  ,Allmandon".  insbosondere  als  Verhütungsmittel  gegen  die  ^Gefahr  des 
Ünbeschäftigtseins  des  urimrt'u  Theils  der  Gemciudegenosseu"*  im  Gegensatz  zu  der 
damals  noch  herrschenden  Strömung  hat  sehr  gut  Knaus  in  dem  Aufsatz:  „Die 
politische  Landjremeindf  als  (irundeigenthümcrin"  (in  der  Tüb.  Zeitschr.,  Jahrg.  1844, 
S.  443  ff.)  auseinandergesetzt.  6o  hat  auch  gelegentlich  der  Berathung  des  Kenten- 
^«ta^esetse«  von  1890  im  Prenss.  Landtag  der  damalige  Landwirlhschafts* 
■daister  v.  Lucitis  ausdrücklich  bedauert,  dass  eine  Aber  Gebfllir  nivellirende  Ge- 
eeiagebung  in  Mittel  -  und  Norddeutschland  die  Almende  nahezu  völlig  beseitigt 
habe.  —  Und  Bücher  meint:  (Das  Ureigenthum,  S.  160;:  „Jene  Zeit  (der  Ge- 
aMiahcitstheilungen)  war  die  der  Ueberschätanag  des  bidtvidnams  und  der  Ter- 
achtmiiT  des  historisch  Gewordenen,  in  wt  lclicr  man,  anstatt  die  von  den  Lasten  der 
Dieubt barkeit  mehr  und  mehr  sich  loslösenden  bauerlichen  Gemeinden  auf  die  Achtung 
dea  Qemeinsinns  und  auf  die  Ctemelnsaaikeit  der  wirtbicbalUicben  Interessen  neu 

an  begründen,  sie  in  ihre  Atome  zersplitterte  und  in  Tielen  Tausend rn  von 

dentschen  Gemeinden  die  Ueberreste  der  „alten  gemeinen  Mark",  das  Erbgut  vieler 
Generationen  zerstört  hat,  ohne  Rücksicht  auf  die  kommenden  Geschlechter,  ohne 
ein  Auge  dafür,  dass  nichts  die  Menschen  fester  aneinander  bindet  als  diu  Gemein- 
samkeit der  wirthscliaftlichen  Interessen**.  Sehr  lehrreich  betreffs  des  mitnnter  ein- 
getretenen ökonomischen  Misserfolgs,  die  ebenda  (i>.  17tiff.j  mitgetheilten  Be- 
richte Qber  die  in  Hessen  mit  Qemeinheitstheilungen  gemachten  Erfahrungen,  s.  B. 
in  r)üdelsheim:  .^Ans  den  Händen  der  Armen  gingen  bald  sehr  viele  Loose  zu 
Spottpreisen  in  die  Hände  von  Speculanten  Uber,  innerhalb  und  ausserhalb  des 
Ort«,  welche  schon  längst  auf  diese  Theilung  gewartet  hatten,  so  dass  jene  Klasse 
mit  wenig  Ansnahmen  jetzt  nichts  mehr  besitzt".  —  Eine  Anzahl  ähnlicher 
L'rtheile  auch  in  den  Berichten  über  die  „bäuerlichen  Zustände  in  Deutsch- 
land" niedergelegt.  ^Die  Gemeinheitstheilungen  im  Herzogthum  Westphalen 
aiad  in  Beang  auf  den  Harkenwald  von  absolnter  Schädlichkeit  gewesen;  ebenso 
^e  Gemeiaheitstheilnngen  der  Grafschaft  Mark"  ilT.  S.  8).  „Ks  lässt  sich  nicht 
liognen*,  heisst  es  in  dem  Bericht  über  Braunschweig,  „dass  mit  dem  Aufhören 
der  Gemeinheiten  —  dem  kleinen  Mann  -  manche  Stütze  entgangen  ist.  Schwer- 
wiegender noch  ist  der  bei  den  früheren  Separationen  begangene  Ft  liler.  dass  nicht 
einzelne  Theile  der  gemeinsamen  Weide  für  bestimmte  Zwecke  i/.  1!.  Tunnuelplätze 
für  Thiere;  beibehalten  wurden".  ^Kbeuda  U,  S.  Uö.)  Schädliche  Wirkungen  der 
AnlUi^nng  der  Almende  sind  namentlich  auch  im  Kreise  Mersig,  betrelTs  der 
sog.  Gehöfersrhaftshecken  beobachtet  worden:  von  IBril  —lHCl  sollen  (>12U  Morgen 
zur  Yertheiluug  gelangt  sein,  wobei  dann  nJ^^t-''  (*1>"^'  Svstem  nur  für  den  alier* 
nftchsten  Bedarf  nnwiithscbafdich  lunging,  so  dass  man  wohl  von  Devastationen 
sprecljen  kann".  (Ebenda  I,  8.  210.)  Früher  hat  schon  Kaufmann  fin  der  Zeit- 
•ichritt  für  die  landw.  Vereine  in  Hessen,  18.')0,  XX,  S.  27Hi  dargelegt,  wie  in 
manchen  hessischen  Rheingemeinden,  die  vor  der  französischen  Kevolutiou  grosse 
Liadereien  besessen  hatten,  sich  nach  Anftheünng  dtr  Oeaicind^ter  die  Zahl  der 
Armen  verdoppelt,  ja  verdrei&cht  nnd  nnr  der  Wohlstand  der  höheren  Klassen 

zngenoratnen  hat. 

3.  Die  Misserfolge,  Yonirelchen  da  und  dort  einzelne,  ohne 
die  nöthige  Bflcksichtnahme  auf  gegebene  örtliche  Yerhilltnisse  ins 
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Werk  gesetzte  Gemeinheitstheilungen  begleitet  sich  zeigten,  leite- 
ten ein  drittes  Stadium  auf  diesem  Gebiet  ein,  in  welchem,  im 
Gegensatz  zu  doii  l)oiden  orston:  der  Zwangsdurrhiuhruiig  und  der 
Begünstigung  durch  thunliehst  scharfe  Ausgestaltung  des  Majori- 
sinuigsprincips  —  solche  Theilungen  entweder  geradezu  verboten 
oder  doch  an  sehr  erschwerende  IJedingungen  geknüpft  werden, 
also  die  grundsätzliche  Erhaltung  des  alten  Gemein- 
besitzes die  Richtschnur  für  die  Politik  bildet  Wenn  Frankreich, 
ein  Theil  der  Schweiz,  in  letzterem  Land  aus  nahe  liegenden 
natOrlichen  Granden,  von  jeher  der  Bewegung  kühl,  ja  selbst  ab- 
lehnend gegenftherstanden,  so  vollzog  sich  namentlich  in  Sflddeutsch- 
land  und  Oesterreich  eine  Schwenkung  in  dem  hezeichneten  Sum 
und  zeitigte  entsprechende  Grundsätze  in  der  Gesetzgebung,  welche 
bezeichnenderweise  meist  in  den  Gemeindeordnungen  zum  gesetz- 
geberischen Ausdruck  gelangten,  während  es  zu  eigentlichen  Ge- 
rn einheitstheilungsordnungen  im  Sinn  der  nord-  und  mitteldeutschen 
Gesetzgebung  überhaupt  nicht  oder  doch  erst  in  neuester  Zeit 
(Oesterreich,  siehe  unten  §  56,  Ziffer  6)  kam.  Aber  aucli  in 
den  Ländern  der  eigentlichen  Gemeinheitstlieilungen  machte  sich 
eine  Reaotiou  gtdtend,  indem  man  schärfer  als  fnilier  zwischen 
dem  eigentlichen  Gemeindegut  und  den,  sonstiger  genioinsamer 
Nutzung  unterliegenden  Ländereien  unterschied  und  eine  Ver- 
theilung  des  ersteren  gänzlich  untersagte. 

Hieher  zählt  die  Prenssische  Doclaratinn  vom  26.  Juli  1847,  inhaltlich 
deren  weder  solches  CJeuieindevcruiogeii,  welches  zur  Bestreitung"  der  (ieineinde- 
ansgaben  dient  (Kämmereivermdgen),  noch  disjenige,  dessen  Nut7.ung:eu  den 
Genu'iiif1<>iJiif'^'lipdem  als  solrhcn  zintclit  (Hürg'prvermöpeii»  diurh  Tlu'iliuijr  in 
Privatvermu^us  umgewandelt  werden  soll;  danach  blieb  fortan  die  Theilung  auf 
das  gemeinicliallliche  PriTatTemttgen  beschrftokt  In  den  sfiddenttehen  and 
einer  A.nzahl  ansserdeutscher  Staaten  hat  sii  h  dagegren  zum  Theil  diese  ReaetioB 
•chon  sehr  viel  friihzeitiper  peilend  gemacht,  wobei  zu  bemerken  ist: 

a)  In  Bayern  war,  nach  i-iniT  dem  Verfasser  zugegangenen  amtlichen 
lOttheilnng,  noch  Im  Anhing  dieses  Jahrhunderts  die  Yertheilong  der  GemeiiKlt  -rninde 
sehr  hepüiisfiirt :  vrrlanfrtt'  fin  ncnifiiKl* mitplied  eine  selbstpewählte  Parcelle  vom 
gemeinsamen  Weidebezirk  zum  Zweck  der  C'ulti>irung,  so  ging  diese  in  das  freie 
Eigenthmn  des  „Cnltnranien"  filier  und  zwar  nnbesehadel  seines  AntheUs  bei  einer 
späteren  dun  Ii  ^'reifenden  (iemcideprundvertheilunfj.  Dass  auf  diese  Weise  die  meisten 
sich  ihres  <inindbesitz«'s  Wald  aus<ronommon  entäusserten,  wird  heute  lebhaft 
bedauert.  Die  B  ay  r.  (i  e  m  c  i  n  d  e  o  r  d  n  u  u  g  vom  29.  April  1869  bestimmt  in  Art.  27: 
«Die  Tertheilnnp  von  Bestandtheilen  des  Grundstockvennögeiis  ist  nur  bei  den  ganz 
ftdcr  th«-iUvt'is(-  znra  Vttrthcile  der  Gemeindeangehörigen  bt  tnit/teii  (it  meindegründen 
zur  Förderung  der  landwirtliscbaftlichen  Cultur  gegen  Auflegung  eines  im  Fünfund- 
swansigfaehen  ablSsharcn  Ghntnddntes  mm  Besten  der  Gemeindekasse  sniissig, 
wenn  dem  Antrage  anf  Thflilling  und  Festsetzung  des  Grundzinses  mindestens  fi 
der  (;*'iiH>iiHlf  bürg<'r  zustimmen  und  wenn  die  Zustimmenden  zusammen  mehr  als 
die  HiilUf  der  Grundsteuern  entrichten,  womit  die  sämmtlichen  Gemeindebürger  und 
Heimatbberechtigten  und  die  aasser  denselben  lor  Tiieiliiahme  aa  don  Oemeinde- 
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Dntznngt>n  berechtigten  Personen  in  der  Ctomeinde  «ageleft  liiid/  —  „Denjenigen 
welche  in  Gemeinschaft  ihrer  Anthoil«  zu  bleiben  wünschen,  sollen  dieselben  im 
ZuiMimmfin hange  zugemessen  werden.  Die  zur  Yertheilung  gelangenden  Antheile 
gehen  Knfl  det  genehmigten  TheOnngtactes  in  das  Eigenthmn  der  Thrilnebmer 
über.  Die  Erhebnng  von  Taxen  und  Stempelgebührcn  findet  bei  solchen  Besitz- 
iiuderungen  nicht  statt."  .,Hei  jeder  Gemeindenrrmultheilung  ist  ein  besonderer 
Antheil  für  den  VoLksschuli'oud  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  die  Vertheiluug 
stattfindet,  auszuscheiden.  Der  hetraffende  Antheil  bleibt  Ton  der  Belutiing  mit 
Grandzins  frei.** 

b)  In  Württemberg  bedarf  nach  66  des  Verwaltungsedicts  vom  1.  Miirz 
1822  ein  Beschluss  der  GemeiudecoUegien,  nach  welchem  das  ürundeigentUum 
einer  Gemeinde  ganz  oder  snm  Theil  mit  dem  Eigenthmnnrecht  nnter  die  0«neinde- 

mitglieder  vertheilt  werden  soll,  der  Genehmigung  der  Kreisregierung.  Nach  Jolly 
in  Art.  (temeiuheitsllieiljintr  in  v.  Stengers  Wtirtt  rb.  ist  in  den  alten  Landestheilen 
die  GencUmigung  zu  Theilungen  selten  begehrt  und  seit  den  vierziger  Jahren  nicht 
mehr  ertheilt  worden.  Neuerdings  hat  Art.  82  des  ttesetses  vom  16.  Jnni  1886  über 
die  (Jomoindeangehörigkeit  die  Vertlu-iliiug  eines  ({rundstücks.  welches  eine  Gemeinde 
Kur  Ablösung  eines  nutzbaren  Kechtii  erhalten  hat,  das  von  ihren  Bürgern  ausgeübt 
oder  denen  IBxtng  mter  trfe  verUieUt  wnrde«  anedrficUldh  Ter  boten. 

c)  In  Baden,  wo  das  „eigentliche  Gemeiudegut" ,  das  die  Gemeinde 
•elbst  verwaltet,  nutzt  oder  verpachtet  und  das  von  den  Geineindebür gern 
c-enntztp  Geraeindegut  (Almeudgnt)  unterschieden  %vird,  ist  hinsichtlicli  des 
enteren  jede  Theilung  verboten,  wenn  und  sowdt  das  Erträguiss  in  absehbarer 
Zeit  ntr  Beitreitnng  der  ölFentUchen  BedflrfiiiBae  der  Gemeinde  erfofderlioh  ist  und 
im  l'ebrigen  sowie  hinsichtlich  des  anderen  (lemeindeguts  die  Tlieilnng  gestattet 
nur  mit  Staatsgenehmigting  und  nur  dann,  wenn  die  Mehrheit  der  Betbeiligten 
(je  nachdem  V4  oder  absolute  Mehrheit)  zustimmt;  und  nur  in  der  Weise,  daaa 
■oviel  liegenschaftliches  (>ut  als  Eigenthnm  der  Gemeinde  zurückbehalten  wird,  daas 
jedem  Gemeindebürger  ein  Anspruch  auf  Almendgenuss  von  1  Morgen  ;ir)  Acker 
oder  Wiese  (bezw.  Vt  Morgen  Acker  und  Wiese)  gesichert  bleibt.  vGcmciudeordnung 
9  113  nnd  172  d.)  —  Sehr  eineeitige  Benrtheilnng  dieier  gat  conservativen 
Gesetzgebung  der  süddeutschen  Staaten  bei  Treitschke  im  Art  ^Gemeinheit»- 
theilung*  im  Deutscheu  St.  \V.  B. 

d)  In  Oesterreich  bestimmte  im  (Jegensatz  zu  den  früheren  Zwangs- 
auftbeilungen  —  das  Hofdecret  vom  14.  October  1808,  dass  die  Beluirden  sich  auf 
das  blone  Anrath en  der  Auftheilung  beschrinken  sollten;  und  die  Gemeinde* 
Ordnung  vom  17.  Mära  1819  hat  die  Theilung  Ton  üemeindegut  im  Grundsata  über* 

haupr  verboten. 

e)  In  der  Schweiz  fanden  zwar  im  18.  Jahrhundert  verschiedentlich  Zer- 
•ehlagungen  von  C^eingnt  in  den  Cantonen  Zag,  Bern,  Zfiri«^,  Glams  statt  nnd 

in  Lnzem  wurde  durch  Gesetz  vom  28.  Juni  1806  die  .\uftheiluug,  selbst  filr 
Waldungen,  sehr  erleichtert;  im  (Jrosseu  und  (Janzen  aber  bat  sich  doeli  die  alte 
Almeud  bis  in  die  Neuzeit  „fast  ungescluualert"  erhalten.  Die  neueren  Ge.set/.e 
▼enageo  die  Yertheilnng  zu  dauerndem  Eägenthnm  entweder  gänzlich  oder  machen 
Kie  von  der  staatliclien  < n  iiehmigung  und  sonstitri n  erschwerenden  I'.rdingungen  "''^ 
der  Stimmen;  abhängig.  Siebe  Bücher,  Art.  Ahueude  im  Haudw  orterb.  der  St.  W. 
nnd  die  Notia  bei  Boicher  (Asm.  4  au  $  81),  wonach  in  Zug  schon  1519  der> 
jenige,  der  Theilung  des  Bfirgeigutt  beantragen  würde,  mit  Ansttossung  der  ganaen 
Familie  bedroht  war. 

f  In  Frankreirli  war  es,  nach  L.  v.  Stein,  n.  a.  O.  S.  272  voti  jeher 
Verwaltuugsgruudsatz,  dass  das  Gemeindegut  als  persönliches,  einheitliches  und 
dandt  mtheilbare«  Vermögen  der  Gemeinde  verwaltet  tmd  für  die  Bedflrfliisse  der 
Gemeinde  als  Ganzes  verwendet  werden  soll,  sowie  dass  die  (Jmieinde  über  die 
Snbstana  dieses  Vermögens  nur  unter  der  Zustimmung  der  höheren  Verwaituugs- 
behörde  verf&gen  darf;  Tttrordnnng  vom  21.  Februar  1838,  welche  jede  Theflnng 
der  Commnna^ter  irarbietet,  qoi  comprendrait  la  propriÄtö  du  fonds  et  qni  sentit 
dillnitiT. 
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§  50.  Das  Wesen  der  Almende*). 

1.  Bechtlicher  Charakter.  Almende  ist  eine  im  Wesent- 
lichen nur  noeh  in  Sflddeutechland,  in  einzelnen  Gebirgslftndem 
Oesterreichs  (Vorarlbeig,  Tirol,  Salzbuig  etc.)  sowie  in  der  Schweiz 
und  Frankreich  Torkommende  Art  des  Gemeinbesitzes,  dessen 
charakteristische  Eigenthflmlichkeiten,  im  Gegensatz  zu  dem  un- 
mittelbar durch  die  und  auf  Bechnung  der  Gemeinde  genutzten 
sonstigen  (eigentlichen)  Gemeindegiit ,  darin  bestehen,  dass  die 
dazu  gehörigen  Liegenschaften  den  Mitgliedeni  der  Gemeinde  (oder 
einer  engeren  Corporation)  zur  naturalen  Nutzung  über- 
lassen sind  und  zwar  entweder  in  der  Form  der  CoUectivnutzung, 
wie  bei  den  Bergalmendweiden  und  gewissen  Almendwaldungen 
oder  durch  Ueberweisung  bestimmter  (ienuss-Antheile  (Loose,  in 
Frankreich  allotissements )  zu  zeitweiser  oder  lebenslänglicher 
Nutzung  an  die  einzelnen  Berechtigten,  wie  namentlich  bei  Acker- 
und  Wiesland.  Doch  hat  der  Gemeinbesitz  manchmal  auch  einen 
gemischt  rechtlichen  Charakter,  wie  namentlich  beim  Wald,  von 
dessen  Erträgnissen  dann  nur  ein  bestinmiter  Theil  in  Form  Ton 
Gabholz,  Streulaub  etc.  den  berechtigten  Mitgliedern  zugewiesen 
wird,  der  andere  Theil  des  Ertrags  aber  in  die  Gemeindekasse 
zur  Bestreitung  der  Gemeindebedflrfiiisse  abzuführen  ist  War  ur- 
sprdnglich  zum  Almendnutzen  Jeder  berechtigt,  der  „mit  Bauch 
und  Feuer*'  in  der  Gemeinde  ansässig  war,  so  wurde  mit  der  Zeit 
vielfach  der  Anspruch  auf  Ahnendgenuss  von  dem  Besitz  von 
Grund  und  Boden  oder  vom  Hausbesitz  oder  doch  von  dem  Besitz 
des  Ortsbürgerrechts  in  der  Gemeiiule  al)liaiigig  gemacht.  Wo 
danaeil.  wi»»  namentlich  in  den  Uebirgscantonen  der  Schweiz,  dor 
Almendgenuss  gewissermaassen  ein  auf  bestimmten  Liegenschaften 
haftendes  dingliches  Kecht  wurde,  spricht  man  von  „Hecht- 
same"-  oder„Beal"-,  auch  „Gereclitigkeit8"-Gemeinde 
im  Gegensatz  zur  politischen  oder  Einwohnergemeinde  und  es 
haben  diese  engeren  Verbände  Tielfach  die  Natur  privater  Ver- 
mOgenscorporationen  angenommen,  die  unabhängig  von  der  Ge- 
meindeyerwaltung  Uber  die  Verwaltung  des  Almendguts  beschliessen, 
dabei  aber  doch  auch  gewissen  {öffentlich-rechtlichen  Aufgaben 
(namentlich  im  Gebiet  des  Armen-,  des  Strassenwesens)  sich  unter- 
ziehen. Meist  aber,  wie  namentlich  in  Deutschland  und  Frank- 

*)  Tgl.  hiezn  namentlich  die  anf  8.  269  dt.  Schriften  von  Bach  er. 
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reich,  aber  auch  in  den  ebenen  Gantonen  der  Schweiz,  hat  sich 

der  Charakter  der  Almende  als  Gemeindegut  erhalten,  der  Almend- 

^eiiusö  steht  also  im  Grundsatz  allen  Gemeiudebürgern  zu  und 
die  Verwaltung  des  Almendguts  wird  durch  die  geordneten  Ge- 
nieindeorgane  nach  Maassgabe  der  besonderen  gesetzlichen  Vor- 
schriften gehaudhabt.  Dabei  pflegt  gemeinhin  der  Alniendgenuss 
mit  einer  besonderen  Auflage  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse  be- 
lastet zu  werden,  so  dass,  je  nachdem,  die  Nutzniessuug  einen 
pachtähnlichen  Charakter  annehmen  kann. 

Der  Umfang  des  Almendgenuases  der  £inzelberechtigten  ist 
entweder,  wie  in  vielen  Kechtsamegemeinden  der  Schweiz,  ein  fflr 
allemal  fest  bestimmt  oder  aber  es  ist  die  gesetzliche  Mögliclikeit 
gegeben,  nach  Bedarf  auch  Aendenmgen  in  der  Höhe  der  Einzel- 
genussantheile  oder  der  gemeinsamen  Art  der  Nutzung  eintreten 
zu  lassen;  hftufig  beginnt  der  Genuss  erst  mit  dem  Eintritt  in  ein 
^wisses  Lebensjahr  (z.  B.  des  25.).  Dem  socialen  Charakter  der 
Einrichtung  trftgt  das  Verbot  Bechnung ,  den  Almendgenuss, 
z.  B.  Holzabgaben ,  zu  veräussem  oder  Loosantheile  zu  verpachten, 
ebenso  die  Befugniss  der  Gemeindebehörde,  verwahrloste  Almend- 
c:üter  den  Berechtigten  auf  unbestimmte  Zeit  zu  entziehen  (Baden). 
Die  Ueberlassung  von  Genussantheilen  erfolgt  entweder  auf  Lebens- 
zeit oder  aber  auf  eine  bestimmte  Zahl  Jahre,  worauf  eine  neue 
Vertheilung  beginnt.  Häutig  besteht  die  Ordnung,  dass  die  jüngeren 
Glieder  der  Gemeinde  zunächst  kleinere  Genussantheile  zugewiesen 
erhalten,  allmählich  in  diesem  Genuss  aufsteigen  und  in  den  vollen 
Almendgenuss  erst  in  späterem  Lebensalter  eintreten. 

2.  Die  Arten  des  Almendgenusses,  a)  Almend- 
ireiden.  Die  gemeinsame  Nutzung  der  im  Wesentlichen  nur  in 
Gebirgsgegenden  vorkommenden  Almendweiden  hat  auch  heute 
noch  häufig  jene  üebelstände  im  Gefolge,  derenthalben  flberhaupt 
die  Theilung  solcher  Gemeinheiten  lange  Zeit  hindurch  mit  Nach- 
druck betrieben  wurde ;  d.  h.  die  Weiden  sind  gemeinhin  mit  Vieh 
überstellt  die  Pflege  der  Weiden  ist  eine  mangelhafte  und  deren 
Kraftzubtaud  dosshalb  vielfach  im  Rückgang  begriffen,  äusserlich 
in  die  Erschf'inuiiir  tretend  durch  Verschwinden  der  guten  nahr- 
liafleii  PHau/A'u  und  Aufkommen  einer  geringwerthigen  oder  ganz 
wertlilosen  Vegi'tatiou  (Farne,  (üiistfr.  Moose,  Hackliurst.  Heide  etc.). 
Die  auf  solche  AVeideu  angewifsenun  Vielih;iltmigsbetriel)t'  lia]>en 
aus  diesem  Grund  meist  mit  grossen  Scliwierigkeiten  der  Ernährung 
zu  kämpfen,  sind  gleichwohl  aber  selten  geneigt,  eine  Aenderung 
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in  der  gewohnheitsmässigen  und  unschonlichen  BehandlungsweiM 
aus  eigenen  Stocken  herbeizuführen.  Die  Rücksichtslosigkeit,  mit 
der  jeder  Einzelberechtigte  sein  Weiderecht  unbekümmert  um 
<lie  Naclihaltigkeit  des  Weidebetriebs  auszuüben  pflegt,  kann  selten 
and»'rs  als  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  beseitigt  werden,  weil 
<lie  Kurzsirlitigkeit  der  localen  (lonieindeorgane  oder  aucb  ihre 
politisclie  Schwäche  zu  einer  durchgreifenden  Kegeliuig  und  Ord- 
nung sich  nicht  aufzuraffen  vermag.  So  ist  gerade  in  der  Schweiz^ 
wo  in  alterer  Zeit  zahlreiche  „Eignungen"  und  „Reglement«»'*  eine 
rationellere  Nutzung  der  Almendeweiden  zu  sicheni  sich  bemühten, 
weil  jene  in  Yeigessenheit  geriethen  oder  doch  nicht  mehr  hin* 
reichend  wirksam  vollsogen  wurden,  die  Nothwendigkeit  einer 
solchen  besonderen  gesetzlichen  Regelung  mehr&ch  hervorgetreten; 
wobei  letztere  wohl  am  richtigsten  dann  verführ,  wenn  sie  auf 
dem  Grundsatz  der  „Stuhlung"  der  Alpen  au^ebaut  wurde,  d.  h. 
auf  der  Einschätzung  der  einzelnen  Weideflächen  nach  ihrer  Fähig- 
keit, eine  bestimmte  Anzahl  Thiere  zu  ernähren,  über  welche 
hinaus  die  Befahruiig  dieser  Fläciien  verboten  ist.  Kiut»  ähnliche 
Regelung  darf  aucli  für  die  (Tebirgsulniendweiden  Süddeutschlands, 
wo  nicht  selten  ein  gleicher  Zustand  der  Venvahrlosung  und  Ent- 
artung zu  Tage  tritt,  wie  ihn  viele  Hothgebirgsweiden  der  SohwtMZ 
und  anderer  Alpeuländer  aufweisen,  als  ein  Bedürfniss  bezeichnet 
werden.  Dagegen  kann  eine  Auftheilung  der  Weiden  verständiger- 
weise nur  da  Platz  greifen,  wo  diese  im  Vergleich  zu  der  Zahl 
der  Berechtigten  eine  sehr  umfangreiche  Fläche  darstellen,  was 
fiberall  nur  ausnahmsweise  zutrelTen  wird. 

Eine  Sammlung  älterer  Alpreglemente  giebt  v.  Miatikowski  iu  den  Eingangs 
dtirten  Schriften;  aiiB  ▼ermiuEelten  dnJuniiioheii  BeBthnmimgeii  (Tgl.  das  in  der 

Appenzeller  Urkunde  von  154f>  enthaltene  Verbot,  Ana  in  einer  Gemeinde  er/.«'Tifrfe 
Hen  in  einer  anderen  verfüttern  zu  lassen  oder  Futter  von  auswärts  einzuführen, 
oder  fremdes  Vieh  ins  Land  zu  bringen)  ist  zu  schliessen.  dass  rein  schematische 
OrdnuiiL-^ni  /,.  H.  Zugrundele^funp  des  DurchwintfrunjrsniaassstÄbes)  leicht  den  Zweck 
yerfehleu.  Daher  sich  das  die  einzelnen  Wtiden  individualisirondf  Syst<>m  der 
^Stuhlung*^,  ^Seyung"  mit  Kecht  schon  frühzeitig  eingebüi^rt  hat;  das  Futtor, 
welches  ein  Wcddethier  w&hrend  der  Alpseit  bedarf  oder  die  Fliehe,  die  diese 
Futtemienge  hervorbrini^t,  wird  „StOM**,  „Kuhsömniorunjr",  wohl  auch  -Kuhessen** 
jrenanut  uut\  die  durch  Schiitzunfr  ermittelte  Zahl  der  Kuhessen  ist  dann  luaass- 
gebend  Im  die  Zahl  der  aufzutreibenden  Thiere.  Aelteste  Spuren  einer  s<dt  heu 
Alpstuhlnng  im  C'anton  Obwalden;  ursprünjrlich  >nelfach  auf  Antnip  der  Alp- 
penosst'ii  (•iii;.'ffiilirt,  später  meist  auf  Einschreiten  der  Landesbehiirden,  die  das  F.r- 

gebuiss  der  hchätzuugeu  in  sog.  Urbarieu,  Alprödeln,  Alpbriefen  uiederleg^eu 
essen,  welche  letztere  wohl  anch  gleichseitig  Torsehriften  Aber  Pflege  der  Alp- 
weiden, über  Anfang  und  Ende  der  Weidezeit,  über  den  Weidebetrieb  mit  Ziepen 
und  S(  liafcn  und  andt  icH  mehr  zu  enthalten  pHc<r»'U.  —  Das  System  der  Alp- 
stuhluug  wird  niauchuiul  noch  durch  Vorüchriften  daltin  verschärft,  dass  Niemand 
aber  rine  bestimmte  Ansahl  Thiere  (s.  B.  26)  auf  die  Weide  treiben  dürfe  (Uri) 
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oder  dans  jeder  die  Veide  thataichlich  Benützende  eine  nrit  der  Zahl  der  Thiere 

steijrend«'  Auflag-e  zu  entrichten  hat  (T'ri,  Schwv/,,  Obwalden\  w()1)oi  der 
Ertran:  der  letateren  theils  zur  Yerbessenmg  der  Alpen  verwendet,  tbeiU  unter  die 
Alpgenoenn  vertheilt  m  werden  pflegt.  —  Cantoiiftle  OeMtae  Aber  die  Bewirth- 

si'haftunjr  der  .\\\nni  erlassi-n  in  St.  (lallen  (vom  10.  Juni  1878)  und  in  Glarus 
(auji  den  Jahren  1850  und  1861).  -  Eine  erstmalipp  umfassende  ebensowohl  die 
landwirthscbaftlichen  wie  die  hydrographischen  Verluiltuishc  berücksichtigendf  Kr- 
hebung  über  den  Zustand  der  Hochweiden  ist  im  (irossherzogthum  Baden  im 
Jiihr  1S87  und  1888  veranstaltet  worden,  deren  Eifrebnissc  in  dem  amtlichen 
Werke:  „Die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Schwanswaldweiden",  188Ü  nieder- 
gelegt find  (1  Band  mit  Ei^jjXmniiigsbMid  und  Anlagen). 

b)  Almendwaldungen.  Das  frOhere  Becht  auf  Freiholz- 
hieb ist  wohl  flberall  beseitigt  und  an  dessen  Stelle  sind  genau 
bemessene  Abgaben  an  Brennholz  (seltener  Nutzholz)  getreten, 
wodurch  die  Almendnutzung  jeden  schädlichen  Charakters  ent- 
kleidet worden  ist,  während  Mherhin  allerdings  die  Zulassung 
einer  ungemessenen  Nutzung  des  Waldes,  bei  mangelnder  Fflrsorge 
der  FoTstgesetzgebung,  zu  starken  Waldverwüstungen,  namentlich 
in  den  schweizerischen  und  österreichischen  Alpengebieten,  Anlass 
gegeben  hat. 

c)  Bei  ihm  A 1  m  o  n  d  ä  c  k  tM-n  und  -Wiesen  ist  man  mehr 
und  mehr  dazu  ilhergej^aniren,  die  periodischen  Verloosungen  zu 
Gunsten  der  1  eh  e  n  s  1  ä  n  tr  1  i «' h  e  n  Nutzun^r  zu  l)eseitigen  oder 
doch,  bei  Festlialtung  an  ersterer,  die  Dauer  der  Nutzung  thunlichst 
zu  verlängern.  Hierdurch  hat  man  das  Interesse  der  Almeud- 
berechtigten  mit  einer  guten  Haltung  der  Almendloose  wirksam 
verknüpft  und  zahlreiche  Beispiele  zeigen,  dass  die  in  solcher 
Weise  abgegebenen  Almendstflcke  in  Bezug  auf  Bestellung,  Dflngung, 
Ertragsziffem  den  gleichwerthigen  privaten  Bodenflächen  nur  aus- 
nahmsweise nachstehen. 

Einen  ernten  Einblick  in  das  süddeutsche  Almendwesen  g'eben  —  ausser 
den  Schntteu  vou  Bücher  und  v.  Miakowski  —  die  „Uadischeu  laudwirth- 
echaftlie'heB  Erhebungen  von  1888%  wobei  naraentlieh  auf  diejenige  fttr  die 
Gemeindf  Hemsbach,  II.  Hand,  zu  vcmciM  ii  i<t.  Alniondbcsit/.  hier  834  ha,  d.  h. 
Vs  der  ganzen  Gemarkung;  allmählichea  Aulrückeu  in  dm  Almeudgeuuss:  zunächst 
mir  Antheil  an  den  Holsabgaben  im  Wertfie  von  je  Iti  M.,  dann  Einrücken  in  den 
Almendgrnndstück sgenuss,  wobei  die  Gennssberechtigten  iu  ö  Klassen  einga- 
theilt  '^ind  und  z.  H.  in  der  untersten  nur  auf  4.70  ar,  in  der  höchsten  dagepren  auf 
1  ha  üü  ar  Land  (Wiese  und  Ackerfeld;  Anspruch  haben.  Sehr  häutig  der  Fall, 
dsM  Tater  und  Sobn  gleiehseilig  im  Almendgenoas  stehen,  wodurch  die  Wirthschafte- 
Ahmng  natürlich  einen  sehr  starken  Rihkhalt  t-ifälirt.  l);iss  mitunter  das  Almcnd- 
land  auch  unschoulich  behandelt  wird,  namentlich  für  jene  Zeit,  in  der  ein  Nutz- 
nieMer  an  der  Bdhe  ist,  in  eine  höhere  Klaase  atifEurücken,  ebenda  (S.  5)  ana- 
drflcklich  bestätigt»  eine  SehattenseUe,  die  eben  /,u  den  Vur/ü^en  der  Einriclitung 
mit  in  Kauf  prenommen  werden  mnss.  Auch  darf  man  diesen  Punkt  überhaupt 
nicht  so  sehr  betonen,  wie  früherhiu  und  noch  ueuerdiugs  {,m  auch  in  einer  Anzahl 
Borichte  in:  «IMe  häuerlichen  Znatände  in  Dentachland",  aiehe  x.  B.  die  Bemerkung 
▼OD  Heits,  nif  8.  2:31)  BO  oft  geechehen:  wird  dmin  nicht  anch  mitunter  daa 
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Privateigen  von  ländlichen  Wirthmi  in  schlechtem  Bewirttuehaftungszustaud  ge- 
halten? —  Beispiele  sehr  gelungener  Culturverbesseninpren  auf  Almenden  bfi 
Bücher,  a.  O.  (S.  191  ff.)t  wo  z.  B.  ein  amtlicher  Bericht  betrefls  der  württem- 
ber^rixsbeit  Stadt  Göppingen  baititigt,  dua  diese  ihre  600  Horgvn  ^AUnuuideB'' 

in  neuerer  Zeit  „auf  eine  hohe  Stufe  der  Cultur  gebracht  hat"  und  insbesondere 
der  treffliche  Staud  der  geschaffenen  Oatplanta^n  gerühmt  wird.  Aehnliche  An- 
gaben für  Tübingen  und  Worms  ebendaaelbit 


§  51.  Fflr  und  Wider  die  Almeude. 

1.  Vorzüge.   Die  seitherige  Darstellung  ergiebt,  dass  ver- 
ständigerweise allenfalls  nur  eine  Aufhebung  des  Almendbesitxes, 
soweit  er  inAckerland  undWiese  besteht,  sowie  eine  Beseitigung 
der  naturalen  Nutzungen  von  Gemeinde wald  emsthaft  in  Frage 
kommen  kannte,  während  die  Almendhochweiden  als  solche 
wohl  fflr  immer  erhalten  bleiben  mfissen.  BetrelEs  der  Acker- 
und  Wiesenalmenden  kommt  aber  in  Betracht,  dass  da,  wo 
der  Grundbesitz  sehr  zersplittert  ist,  der  Anspruch  auf  Almend- 
genuss  den  ganz  kleinen  Leuten  einen  äusserst  werthYoUen  wirth- 
schaftlichen  Kückhalt  und  der  Gemeindekasse  eben  desshalb  eine  ins 
Gewicht  falleiulo  Entlastung  ihrer  Arment'ürsors^epflicht  gewährt: 
von  noch  grösserer  Bedeutung  ist  für  die  ganz  besitzlosen  Leute 
in  (h'r  Gemeinde  (Tagelöhner,  kleine  Gewerbetreibende,  Fabrik- 
arlteiter)  die  Möglichkeit  des  Betriebs  einer,  wenn  auch  noch  so 
kleiner  Landwirtiischaft,  die  ihnen  die  Zuweisung  eines  Almeud- 
looses  eröffnet.  Für  manche  Besitzlose  ist  die  dadurch  ermöglichte 
finanzielle  Entlastiuig  des  Haushalts  der  Ausgangspunkt  zum  Ein- 
rücken in  die  Beihe  der  Besitzenden  geworden.    Mit  Kecht  hebt 
Bflcher  hervor,  dass  ein  herabgekommenes  Landarbeiterproletariat, 
wie  es  so  viele  nord-  und  mitteldeutsche  HOfe-  und  Grossgftter- 
bezirke  aufweisen,  in  den  Almendgegenden  nicht  möglich  ist,  wie 
Oberhaupt  die  Almenden  die  unleidigen  schroffen  Unterschiede 
zwischen  Beich  und  Arm  nicht  aufkommen  lassen.  Wo,  wie  häufig 
der  FaU,  der  Almendgenuss  mit  dem  Alter  der  Berechtigten  sich 
steigert,  erleichtert  diese  Einrichtung  gar  sehr  die  Auseinander- 
setzung zwischen  Eltern  und  Kindern  und  ..bewahrt  jene  vor  dem 
freudlosen  Schicksal,  dem  sonst  der  Auszügler  auf  dem  Laiul  ver- 
fällt".  Aucli  wird  mit  Hecht  darauf  aufmerk >ain  Li'emacht.  dass  <iie 
Almciulrn    in  Fal)rikgegeniieu  die  Xaditheile  des  Fabriksystems 
(Ml.'r  der  Hausiiulustrie  zu  mildern  geeigiiet  sind:  ,,sie  ermöglichen 
eiiieu  gesunden  Wechsel  zwischen  Industrie  und  Landarbeit;  die 
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Arbeiter  sind  nicht  ausschlieBslich  auf  ihren  Lohn  angewiesen; 
fremde  Arbeiter,  welche  dies  wären,  können  von  den  Unternehmern 
nicht  wohl  zur  Concurrenz  horange/ogen  werden;  die  Industrio 
lässt  sich  decentralisirt  betreiben;  sie  behält  einen  eingeübten  Stiind 
von  Arbeitern  und  die  letzteren  bleiben,  trotz  ihrer  Sesshaftigkeit, 
selbstständiger  und  gegen  Krisen  widerstandfähiger,  als  sie  es 
unter  gleichen  Verhältnissen  in  den  Städten  sein  würden'' 

2.  Die  Nachtheile  des  Almendwesens  zeigen  sich  in  Bezug 
auf  die  Almendwaldungen  darin,  dass  der  bei  dem  chronischen 
Geldmangel  der  bäuerlichen  Bevölkerung  an  sich  gewiss  werth- 
ToUe  Bezug  eines  Theils  ihres  Feuenmgsbedarfe  in  natura  unter 

Umständen  einer  sparsamen  Verwendung  des  Holzes  im  Haushalt 
Eintrag  thun  und  der  Einbürgerung  besserer,  holzsparender 
Feiieningseinrichtungen  entgegenstehen  kann;  und  bei  den  Almend- 
äckern, dass  gegen  das  Ende  der  Nutzungszeit  meist  eine 
minder  sorgfältige  Bestellung,  unter  Umständen  auch  eine  förm- 
liche Kaubwirthschaft  Platz  greift.  Doch  wird  man  den  ersttTen 
Xachtheil,  wenigstens  in  waldreiclieren  Gegenden,  nicht  sonderlich 
hoch  anzuschlagen  haben  und  den  letzteren  Nachtheil  hat  das 
Almendwesen  mit  dem  Paclitlx^sitz  durchaus  gemeinsam,  nur  dass 
wegen  des  minder  häufigen  Wechsels  bei  ersterem  ein  deteriorirende 
Wirthschafbsweise  seltener  wiederkehrt  Als  eine  nicht  immer 
günstige  Kehrseite,  die  namentlich  da  hervorzutreten  pflegt,  wo 
die  Almende  sehr  bedeutend  ist,  muss  dagegen  die  „Scholien- 
kleb er  ei**  bezeichnet  worden,  zu  der  die  Hoffiiung  auf  den 
Eintritt  in  den  Almendgenuss  Veranlassung  giebt;  nicht  selten 
beobachtet  man,  dass  viele  junge  Leute  mit  wenig  oder  keinem 
Besitz  in  der  Gemeinde  verbleiben,  um  des  Anspruchs  auf  die 
Alnien<le  nicht  verlustig  zu  gehen,  wo  sie  vielleicht  besser  hamlclten, 
anderwärts  ihr  Fortkommen  zu  suclieii.  p]s  ist  einzuräumen,  dass 
die  in  manchen  süddeutschen  Genu>indt'n  zu  Tag«'  tretende  that- 
sächliclu^  rebervölkerung  mit  dem  Almendwesen  in  einem  gewissen 
ursächlichen  Zusammenhang  steht  und  dass  die  von  diesen  besitz- 
losen Elementen  ausgehende  ungestüme  Nachfrage  nach  jedem 


*)  Siehe  Bücher  in  Art.  „Almeudü"  im  Hdwb.  d.  St.-W.  —  Was  man  in 
neuerer  Zeit  mit  der  liründuug  von  Heimstätten  anstrebt,  sow«  it  m m  dabei  gerade 
aneh  an  die  kleinen,  minder  widerstandslahij^en  (Uiedcr  der  l-and<;enieind»n  im 
Ange  hat,  wird  durch  die  Ahnende  im  gewissen  Sinne  verwirlclicht.  äiehe  des  V'er- 
fumn  BaferaA:  „Die  Heimstätlefinige'',  erstattet  fnr  die  XDC.  Plenanrersammliuig 
def  denticlieii  Luidwirthacluiftanitiis  1891. 
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frei  werdenden  Grundstackafetzen  die  Kauf-  und  PachtKinse  oft- 
mals in  einer  ftbr  die  Hbrigen  ansftssigen  Grundbesitzer  nachtheiligen 
Weise  beeinflusse).   Doch  sind  ähnliche  Erscheinungen  auch  in 

Gemeinden  mit  zersplitterten  Bodenbesitzverhältnissen  ohne  Almen- 
den walirnehmbar  und  im  Uebrigen  ^vird  man  genu»  in  einer  Zeit, 
in  der  die  Landbevölkenmpf  so  vielerorts  ohne  Noth  beweglich 
geworden  ist  und  vom  flachen  Lande  weg  in  die  Städte  strCimt, 
die  Sesshaftigkeit,  zu  der  die  Ahnende  Anlass  giebt.  gegendenweiso 
eher  als  einen  Vorzug  denn  als  einen  >iachtheil  deuten.  Jene  Miss- 
stäude,  unter  denen  die  norddeutschen  Grossgutsbetriebe  in  Folge  der 
Entwicklung  des  platten  Landes  so  sehr  leiden,  würden  sicherlicii 
niemals  in  dem  beobachteten  Maasse  eingetreten  sein,  wenn  den 
Landarbeitern  in  dem  Vorhandensein  von  Almendfeldem  ein  recht- 
licher Anspruch  auf  eine,  wenn  auch  bescheidene  dauernde  Nutzung 
am  Grund  und  Boden  gewfthrleistet  geblieben  wäre.  Auch  lassen 
sich,  wo  die  bezeichneten  Schattenseiten  in  grösserem  Maasse  herror- 
treten  oder  wo,  wie  bei  sehr  reichlichem  Almendgenuss,  gar  nach- 
theilige Einwirkungen  auf  das  wirthschaftliche  Vorwärtsschreiten 
zu  beol)ai  hteu  sein  sollten,  durch  die  Belegung  der  Genussantheile 
mit  stärkeren  Auflagen  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse  oder  durch 
Ausscheidung  eines  Theils  des  Almendlandes  zu  eigentlichem  Ge- 
meindegut und  durch  Verpachtung  des  letzteren,  solche  Nachtheile  ; 
leicht  abscliwächen  oder  ganz  beseitigen.  Den  aus  der  coUectiven 
Nutzung  den  Alpen-  und  Gebirgsweiden  anhaftenden  Mängeln  aber 
wird  durch  eine  sachgemässe  Gesetzgebung  jedenfalls  richtiger 
begegnet  als  durch  die  in  früherer  Zeit  häufig  planlos  zugelassene 
Zerreissung  derselben  in  kleine  und  kleinste  Weideflächen,  die  ' 
eine  angemessene  Nutzung  nur  in  den  seltensten  Fällen  gestatten. 

3,  Eine  sorgsame  Abwägung  der  vorhandenen  Grflnde  Fflr  und 
Wider  die  Almende  in  ihrer  heutigen  rechtlichen  Gestaltung,  in  I 
Verbindung  mit  den  froheren  Betrachtungen  (§  49)  wird  desshalb 
zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  an  der  vorsichtigen  Gesetzgebung, 
welclie  in  Süddeutschland,  in  der  Schweiz,  in  Frankreich  die  Ver- 
tlu'ilung  der  Almende  im  Gegensatz  zu  Nord-  und  Mitteldeutschland 
sowie  Kngland  so  sehr  erschwert  hat.  auch  in  Zukunft  nicht  ize- 
rüttelt  werde,  eine  Schhissiolgennig.  «lie  indess  den  Hestrebungen 
derer,  welche  den  ganzen  Grundbesitz  vercommuuaiisireu  oder 

Wie  auch  Fr.  List,  a.  a.  0.,  S.  33  hervorhebt,  der  aber  duch  wieder  sehr 
fibertreibt,  wann  er  die  AlnMudcn  mil  «nnswedonässigen  Anucnanirtaltw*  vergleicht, 
die  «den  Uttstiggniig  nnd  die  ünwirthicliaftlichkelt  fördeni*. 
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vorstaatlichen  möchten  (g  40  ff.),  irgend  eine  Stütze  nicht  zu  geben 
geeignet  ist. 

Anm.  l.  Die  vorstehondeji  Betrachtungen  decken  sich  mit  der  Auft'uäHung;,  welche 
im  IV.  Band  der  Badischen  I  an d  wir  thschaft liehen  Erhebliiigen  vom  1888 
(S.  8/l>!  anf  Grund  der  F^nzelerhebuii^rsbenchte  niederfjeletrt  be/.w.  von  dem  Ver- 
üasser  dieses  Handbuchs  damals  vertreten  worden  ist  und  mit  der  die  Anschauungen 
dmr  Y«rwaltnnfrbeamt«n  des  Landes  im  Wesentlicben  ttbereinstimmen.  —  So  rfilunt 
sach  Roscher  (§84)  den  Almenden  ^manche  Lichtseiten**  nach:  „eine  Amienunter- 
BtÜtznn;^,  welche  nicht  demoralisirt,  weil  sie  di»'  Annen  zur  Arbeit  nötlii^'-t;  eine 
Begünstigung  der  Alten,  wodurch  sie,  statt  eine  J.ast,  eine  Hilfsquelle  für  die  Familie 
worden ;  ein  HemmmiBB  gegen  den  in  so  vieler  Hinsicht  gel&hrlichen  AuswanderungB» 
drang  in  die  Gmssstädte;  überhaupt  eine  Hefördening  des  (n-nieinsinns".  Laveleye 
(a.  a.  0.,  8.  IdO  ff.)  glaubt  den  amerikanischen  und  australischen  Colonien  einen 
beaseren  Balh  nicht  geben  sn  kfinnen,  als  den,  ihre  unbestellten  Linderelen  als 
Almende  (..Gesammtbesitz")  mrfick/ubebalten,  um  durch  solche  Con8er\irung  des 
altgermanisehen  Systems  besser  für  ihre  künftigen  Armen  zn  sorgen.  ^Ist  es  nicht 
tausendmal  besser",  fragt  der  Verfasser,  „statt  des  denu)rali>ir»'ndeu  Almosens 
dB  Stttck  Land,  ein  Arbeitsmittel  zu  geben,  ans  welchem  der  Einzelne  in  Aus- 
übung eines  Rechts  und  durcli  eigene  Anstrengung  seinen  Unterhalt  gewinnen  kann? 
Man  braucht  nur  den  herabgew^ürdigten  Insassen  eines  englischen  wurk-house  mit 
den  energischen,  Btolien,  vnnbhängigen,  arbeitsanien  Nntaniener  der  SchweiaeriBchen 
Ahnend  zu  vergMehen,  um  den  tiefen  ünterschied  iwischen  diesen  beiden  Systemen 
XU  begreifen.** 

2.  Almendstatistik.  Die  wirtbsrbaftlicbe  Bedeutung  der  Almeuden  für  die 
mit  solchen  noch  ausgestatteten  Gemeinden  erhellt  aus  nachstehenden  statistischen 
Angaben: 

a)  In  Wftrttemberg  fliideu  sirli  .\ Iniendgrundstücke  mit  einem  (Jesammt- 
pachtwerth  v(tn  rund  1  5()(HMM)  M.  in  HTi),  NaturalholzabgaluMi  in  42i),  (ieldgaben 
aus  Uoli&erlös  in  2U6  Gemeinden,  beide  ^Irtcn  von  Abgaben  mit  einem  Werth  von 
nrad  249000011.;  Strennntzungen  im  Werth  von  180000  M.  in  8S8  Gemeinden;  die 
Gegt'nleistungen  der  Berechtigten  bctragc'u  für  die  AlniiTidgrnndstücke  181  4(K)  M., 
für  die  Holanutzungen  202400  M.  Der  gesammte  Grun<li)esitz  der  Gemeinden  be- 
trug 1863:  736722  Morgen,  darunter  563837  Morgen  Waldungen,  5245  M<»rgen 
Gärten  md  Linder,  58285  Morgen  Aecker,  25864  Morgt  n  Wiesen  und  82491 
Morgen  andere  Tulturarten  (meist  Weiden  i.  Von  den  11)10  (H'nieindt  ii  de» 
Landes  besitzen  213  (11,1  °oJ  kein  Grundeigen th um,  1315  l.ti8,ü7o)  besitzen  W  al- 
dnngen,  1629  (853*/o)  somrtiges  GmndeigenthttBb  (K.  Doli,  Das  Wfirttemb.  Geseu 
fiber  die  Gemeideangehörigkeit  vom  16.  Jnni  1886,  Ellwangen  1886  n.  Wfirttemb. 
Jahrbuch  für  1880,  1,  S.  78  ff.) 

b)  In  Baden  besitzen  die  (Jemeinden  241K)54  ha  Wald  (45,H2  7o  der  ge- 
sammten  Waldfläche)  mit  einem  jährlichen  (iesammtnutzungswerth  (1884  88)  von  rund 
93M01.  M.  Holzgennssberechtigte  >%'urden  im  Jahr  1874:  175144  ermittelt  und  es 
gelangten  im  Ganzen  nitid  fJlHKMK)  Ster  Hrenuholz  und  7,2  Mill.  Wellen,  fenier  etwas 
über  2Ö  Millionen  Torfstiicke  zur  V'ertheilung  in  einem  Gesauuutwerth  von  2,7  Mil- 
lionen M.  Vom  landwirthschaftlichen  Cnlturgelände  wnrde  im  Jahre  187S 
als  Almendland  eine  Fläche  von  125iM)7  Morgen  (ä  'Sii  ar),  rund  45000  ha  erhoben 
und  es  entfallen  davon  etwa  die  Hälfte  auf  Ackerland,  etwas  weniger  als  ein  Viertel 
auf  Wiesland  und  etwas  mehr  als  ein  Viertel  auf  Weideland,  letzteres  im  Wesent- 
lichen nnr  in  dem  Sfidliohen  Schwarzwald  vorkommend.  Die  Zahl  der  (Temeinden 
ndt  Bürger-(Almend-) Nutzungen  (einscbliesslirh  der  Holzabgaben)  belief  >.i(  h  (1875> 
aaf  12Ö6  {uater  1682),  wobei  allerdings  der  Werth  der  Genussloose  ortsweise  ein 
mhr  verschiedener  ist  (bis  m  10  fl.  18  H.  in  344  Gemeinden,  von  11 — fiO  fl. 
20—85  M.  in  820  Gemeinden.  \\]wr  85  M.  in  92  Gemeinden  i.  Als  Werth  dieser 
Ahnendnutzungeu  ist  im  Jahre  1874  eine  Summe  von  2,5  Millionen  M.  ermittelt 
worden;  ausserdem  gelangten  haare  78000  M.  an  die  Almendberechtigten  zur  Verthei- 
hmg.  Der  Oesanmtwerth  des  Almendgenossee  an  Hobabgaben,  Almend  und  haaren 
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AiiiBalilimgaD  itdlte  rieh  duMch  »f  naA  f^WSSknumlL  (BMge  war  SlalMik 

der  inneren  Verwaltung  in  Baden,  37.  Heft,  1878  nnd  Wielandt,  Bad.  Oemcinde- 
Iech^  I,  1883,  8.  311.) 

c)  In  Hohenzollern  sind  (nach  Meitxen)  von  der  gesammten  gnutragen- 
den  Flüche  von  mnd  84000  Morgen  50000  Morgen  Oemeindeeigenthtini  nnd  theiU 

ru  Sthafwt'iden  verpachtet,  thoils  an  die  Ortsbürper  auf  Lebons/eit  oder  auf  be- 
stimmte Zeitabschnitte  unentgeltlich  oder  gegen  geringe  Abgaben  uberlassen.  In 
Hohensollem-Heclitegeii  itt  Ton  87  Gemeinden  nnr  eine  ohne  Ahnend;  41  */•  all« 

Orundbesitzes  oder  8(.)r>84  Morgen  gehören  den  Gemeinden;  darunter  8708  Morgen 
Feld,  112  Morgen  Gärten,  1261  Morpen  Wiesen,  6730  Morgen  Weide,  14694  Wald. 
In  der  Stadt  llcchingen  gehören  44  7o  der  Gesammtmarkung  oder  2688  M<»igtn 
der  Gemeinde. 

d)  In  der  Schweiz  gehörten  (nacli  Hü  eher)  1864  von  den  vorhandenen 
4660  Alpen  mit  270  38U  Stüssen  den  Gemeinden  und  Corporationeu  2071  mit  178097 
StttBsen  (463  best.  66  V»).  Die  Gemeinde  •  nnd  Genoeeenfchallswaldnngen  betaragen 
619690  ha  oder  66,5  der  panzen  Waldfläche  —  uUcrdinps  mit  grossen  Verschieden- 
heiten in  den  einzelnen  C'antonen.  Der  Kapitalwerth  der  Bürgergemeindegüter  des 
Cantons  Bern  wird  auf  103  Mill.  Fr.,  derjenige  des  liegenschaftlichen  Corporation»- 
vermögen»  im  Kantou  Luzem  auf  11  Mill.,  in  St.  (iallen  auf  3(K-40  Mill.  geschätzt. 

ej  In  Deutsch-Tirol  waren  1873  von  den  2482  Alpen  520  mit  54618  Kuh- 
stössen  Gemeinde 984  mit  80605  Kuhstössen  Genossenschaits-  (Interessenscliafts  i 
nnd  978  mit  90682  Knhstftsien  Privat -Alpen.  Ei  standen  alio  60,6*/«  der  Alpf>n 
und  81 ,5  "'ü  der  Kuhstösse  in  pennsseiischaftlichem  oder  fTemcindebesitz. 

f)  In  Helpieu  umfasste  in  den  .Sandgegenden  der  Campine  und  im  Ardenner- 
laude  1846  das  Gemeinland  noch  16281)6  ha.  Ein  Gesetz  vom  2ö.  3Iärz  1847  er- 
mächtigte die  Regierung,  die  unbebauten  Theile  des  Gemeinlandes  verkanftn  iB 
lassen,  wenn  von  Privaten  um  die  Krlnnbniss  nachgesucht  wird:  in  Folpe  dessen  sind 
zwischen  1847  and  1860  33000  ha  veräussert  worden  und  Ende  der  70er  Jahre 
soll  dasselbe  noch  gegen  lOOOOO  ha  betragen  haben.  Die  Landvertheilnngen  an 
die  nutzunpsben  chtigten  Gemeindemitplicder  zur  zeitweisen  Acker -Nutzung  heissen 
vireen;  daneben  dient  das  Land  der  gemeinen  Weide.  (Lnveleye -Bücher, 
a.  a.  O.,  S.  248  ff.) 

gl  Ceber  Beste  des  GemeinUndes  (Almende)  mit  Holl-,  Wdde-  nnd  Adnr- 
nntsnng  im  nördlichen  Appenin  ebenda  S.  867  iF. 


Abschnitt  m. 

Die  Flarbcreiniä:uii&:eii  ( Zusammenlegangen, 
Verkoppelungen  )• 

g  52.  Die  Arten  der  Flurbereinigungen. 

Unter  Flurbereinigung  versteht  man  solche  Unternehmungen, 
welche  eine  bessere  Benützung  des  Grund  und  Bodens  durch  Zu- 
sammenlegung von  Grundstflcken  oder  durch  Anlage 
Ton  Feldwegen  bezwecken'),  wobei  die  erste  Art  der  LOsuiig 


^)  So  die  Deliuition  im  bayrischen  (ies.  v.  29.  Mai  1886,  Art.  1.  —  Walcker 
im  Hehr,  wenn  er  den  Ueberg^anp  Dort-  zum  Hofsystem  als  (^leichbedeotend 
mit  /.u^rimmeulefTunjr .  Arrondiruti'r.  l-'tldbereini>run<r  etc.  ansieht;  jener  reberjrasj 
bildet  vielmehr  nur  eine  unter  mancherlei  Arten  vun  Lösungümöglichkeiten  und  swar 
die  radicalste,  die  aber,  wie  die  späteren  AiuHUunngen  aei^n,  die  aellCMre  nnd 
keineswegs  ttberal!  ansnmtben  ist  (Walcker,  Hdb.  d.  NatnralOkon.,  1883.  II.  Bd.,  8. 471. 
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die  vollkommnere,  die  zweite  die  unvollkommnerp  darstellt  Die 
nachstehenden  Ausfflhningen  werden  dies  klarstellen: 

1.  Vom  Standpunkt  dos  reinen  Prodiictionsinteresses  aus  darf 
derjenige  Zustand  der  F»'l(lmark,  bei  dem  die  Ländereion  um 
den  Wirthschaftshof  gruppirt  liegen,  wohl  als  das  „Ideal''  be- 
zeichnet werden:  denn  sftmmiLiche  Orundstflcke  sind  von  dem 
Mittelpunkt  des  Betriebs  aus  ebenso  leicht  zu  flberwachen  als  zu 
erreichen  und  es  ist  unschwer  einzusehen,  dass  diese  Lage  zum 
.Wirthschaftshof  den  ganzen  landwirthschaftlichen  Betrieb  einfacher 
und  billiger  als  bei  jeder  anderen  gestaltet  Dieser  Idealzustand 
wird,  wo  das  sog.  nHofsystem*^  sich  eingebttagert  hat,  bald 
mehr,  bald  minder  yollkommen  eneicht;  und  es  erklftrt  nch  daraus, 
dass  man  in  den  Gegenden  der  „Gemengelage"  der  Grundstfleke 
(S.  272),  als  die  daraus  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  eine  Ab- 
hilfe erheischten,  als  bessten  Ausweg  geradezu  den  Uebergang  zu 
dem  Hofsvstem  erkennen  zu  müssen  irhiuhtt'.  Man  nennt  »lioso 
radicalste  Losung,  den  Nöthen  des  Stroubesitzes  zu  entrinnen, 
,,V»'reinödungtMi ..Abbauten";  zu  ihrer  Durchfflhmng  erfordern 
sie  aber  nicht  nur  (wie  l)ei  den  Zusammenlogungen  grossen  Styls 
auch)  einen  (lesammt -Austausch  der  sämmtlichen  von  der  Maass- 
regel ergriffenen  Grundstücke,  sondeni  auch,  was  wohl  zu  beachten, 
den  Abbruch  der  bestehenden  Wohn  -  und  Oekonomiegeb&ude  und 
deren  Xeuaufführung  an  anderer  Stelle. 

Schon  hieraus  ist  ersichtlich,  dass  der  nachträgliche  Ueber- 
gang zum  Hofsystem  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  räth- 
lich  und  ausftUurbar  ist;  er  eignet  sich  im. Allgemeinen  nur  für 
grossere  Gflter,  die  auf  eine  Arrondirung  des  Wirthschaftsareals 
besonderen  Werth  zu  legen  haben  und  bei  denen  die  fOr  die  Neu- 
errichtung von  Gutsgebäuden  zu  bestreitenden  Kosten  noch  im 
richtigen  Verhftltniss  zum  Gutswerth  stehen:  wenig  oder  gar  nicht 
dagegen  gerade  aus  diesem  Orunde  für  mittlere  oder  kleinere 
Anwesen,  da  doch,  wie  bei  jeder  T^ntenielunung,  so  auch  hi«'r  der 
Kostenpunkt  und  die  danacli  sich  eiLreltenden  Rentabilitäts- 
ziffem  schlieslich  das  entscheidende  \V<nt  sprechen.  Desshalb 
sind  die  ..Abbauten"  im  (irossen  und  (lanzen  Ausnalinien  ge- 
blieben: und  ihre  verhältnissmässige  Verbreitung  im  vormaligen 
Hochstift  Kempten,  für  welche  die  durch  die  natürlichen 
Verhältnisse  bedingte  Wirthschaftsweisen  (Egartenwirthschaft  mit 
ausgedehnter  Viehzucht  und  Weidegang)  an  sich  einen  geeigneten 
Boden  schufen,  mag  durch  die  damals  geringen  Kosten  der  Ver- 
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Setzung  der  flblichen  Holzhäuser  aueh  fBr  Anwesen  mittlerer  und 
selbst  geringerer  ChrOsse  wesentlich  erleiehtert  werden  sein.  Wo 

sonst  diese  Abbauten  Platz  griffen,  blieben  dieselben  entweder  auf 
die  gruiidiierrlichen  Besitzungen  beschränkt  (wie  in  neuerer  Zeit 
in  den  russischen  Ostseeprovinzen),  oder  es  war  die  ungewöhnlich»» 
Gröss«>  <ier  Dorfflur  und  die  Schwierigkeit  der  Bewirthschaftuns 
namentlich  der  entlegensten  Grundstücke  von  dem  im  Dorf  ge- 
legenen Hofe  aus  beim  überwiegenden  Vorhandensein  grösserer 
Güter  maassgebend  (wie  bei  den  zahlreiehen  Abbauten  in  Holstein, 
Dänemark,  in  Schweden  sowie  in  einigen  sfiddeutschen,  namenÜicb 
wflrttembergiscben  Gemarkungen);  oder  es  handelte  sich  um  auf 
Kosten  der  Gutsherrschaften  erfolgte  „Translodrungen**  der  unter- 
thänigen  Gutsinsassen  auf  andere,  den  ersteren  genehm  und  bequem 
dankende  Theile  der  Feldflur  (wie  mehrfooh  in  Posen,  Ost-  und 
Westpreussen,  Idthauen  geschehen). 

Dieser  letztere  Fall  ist  ausdrücklich  vorpreschen  in  der  Preussischcn  Declaration 
V.  29.  Hai  1816,  Art.  21.  ~  Die  Vereinödunpen  im  Hochstift  Kempten  be- 
gannen 1540,  sie  bezweckten  neben  Zusammenle^ngen  auch  die  Bofniuiiir  der 
(trnndstücke  vom  fremden  Trieb  (Weiderecht)  und  vom  Tretrecht  'das  Kerbt,  Vitb 
über  fremdes,  nicht  dem  Trieb  unterworfeues  Feld  treiben  zu  dürfen;  und  vou  dem 
Flnnwanfr.  Jedem  Interaesenten  war  das  Redit  der  Prorocatfoii  ^irertnait;  der 
ZwanfT  jrejren  die  Widerstrebenden  erstreckte  slch  sojrar  auf  den  Ilinnnsban  von 
Hanaeru;  die  Ausführung  lag  in  der  Hand  freigewählter  Männer  aus  benachbarten 
Gemeinden  (Spmchroänner,  Taidintrsleutei.  Eine  festere  Regelung  erhielt  das  Ver 
fahren  erst  durch  ein«  im  Jahre  ITIH  erschienene  Verordnung.  lti>  zum  Jahre  iTStt 
sind  222  Verödungen  ermittelt.  II.  Haag,  has  bayr.  (Jesetz  über  Khirbereinigunf, 
1886,  und  U.  Ditz,  Geschichte  der  Vcruiuüdung  im  iiochstift  Kempten^  1860.^ 

Das  Hofsystem,  welches  in  den  gebirgigen  Gegenden  von 
altersher  heimisch  ist  (in  den  sClddeutschen  ebenso  wie  in  den 
mitteldeutschen  Gehiigen,  in  den  schweiaerischen  und  öster- 
reichischen Alpen,  ferner  in  Norwegen,  im  spanischen  Galixien, 
Asturien  etc.),  aber  auch  in  den  ehemaligen  Siedelungsbesirken 
der  Sachsen  und  Friesen  cur  Anwendung  gelangte  (EinzelhOfe  in 
Westphalen,  femer  in  den  oldenburgischen,  holsteinischen  und  ost- 
friesischen Marschen),  später  aiu  h  bei  üTundhorrlicheii  Coloni- 
sationeii  auf  dtnitsilHMi  wie  slavischon  0 »'bieten  vielfach  beliebt 
wurde,  liat  häutig  eine  Heuillieilunu;  irefunden.  die  Aber  Gebilhr 
die  Vorzüge  in  den  Vordergrund  stellt,  die  SdiattenHeiten  dagegen 
zu  wenig  beachtet.  Wenn  '/u  dessen  (iiuistcn  hervorgehoben  ^vir(l 
wie  es  „unzählige  Klatschereien,  Zwistigkeiten,  kleine  Diebstühle 
verbatet,  das  Wirthsbausieben  weniger  verffihrerisch  gestaltet,  Gasi- 
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freundliehkeit,  Faiiüliensinii  und  Gesindezucht  befördert"  so 
kann  dieser  Vorzug  in  gewissem  Sinn  zusrecfeben  werden,  man  darf 
aber  die  Kelirseite  des  l^ildes  nicht  unbeachtet  lassen.  Die 
S(.-lnvienp:keit('ii.  mit  welchen  die  Verwaltung  der  politisclu'n  Ge- 
meinde und  weiterhin  die  Polizei  (als  Bau-.  Feuer-,  Sicherheits-, 
SeuchenpoUzei)  überall  da,  wo  die  Gemeindeangehörigen  zerstreut 
auf  der  ganzen  Gemarkung  wohnen,  zu  kämpfen  hat,  die  Misslich- 
keiten,  welche  sich  für  den  Schulbesuch  ergeben,  die  grösseren 
Kosten,  welche  durch  die  Inanspruchnahme  der  ftnttlichen  und 
thierftrzfliehen  Hilfe  sowie  in  allen  Fftllen  erwachsen,  wo  irgend 
eine  gewerbliche  Leistung  (zu  Bau-  oder  ünterhaltungs-  oder 
Reparaturzwecken)  nOthig  wird,  sollen  hier  nur  gestreift  werden; 
vom  Gesichtspunkt  gerade  der  Agrarpolitik  aus  ist  vor  Allem  auf 
die  durch  die  Isolirung  der  einzelnen  Wirthe  und  den  selteneren 
Meinungsaustausch  veranlasste  schwere  Zugänglichkeit  derselben 
für  Hetriebsfortschritte  hinzuweisen.  Diese  Schwicri.Ljkeiten  sind 
<\i*n  landwirthschaftlichen  Behörden  nur  zu  wohl  l)ekannt;  und  man 
<iarf.  oluie  ungerecht  zu  werden,  wohl  behaupten,  dass  z.  B.  in 
Sflddeutschland  niri^ends  mehr  als  irerade  in  den  Ge^renden  mit 
zerstriMiter  Lage  der  Gehöfte  selbst  nothwendige  Verbesserungen, 
z.  B.  in  der  Viehzucht,  langsamer  sich  voUzielieu  als  eben  hier. 
Der  genossenschaftliche  Sinn,  das  Bestreben,  im  Zusamn1en^nrken 
mit  den  Standessi^enossen  misslichen  Verhältnissen  im  Gebiet  des 
Credit-  oder  Yersicherungs-  oder  Absatzwesens  sich  zu  entziehen, 
mangelt  in  Gegenden  des  Hofsystems  oft  in  augenföUigster  Weise; 
nirgends  tritt  der  IndiTiduaUsmus  in  seiner  unschönen  Form  der 
selbstsflchtigen  Verfolgung  nur  der  eigenen  Interessen  schärfer  als 

»)  Roscher,  a.  a.  0.,  §  77.  Aehnlich  Fr.  List,  a.  a.  0.,  S.  30  und  32,  dek- 
fib«rhaupt  ein  uiibediiig:tt'r  Anbäiipt»r  dos  Hnfsyatems  ist:  ^Nncli  unserer  Ansicht 
ist  die  Zwergwirthschaft  »«ine  Tiuhter  der  (iütergemenge-  uud  Dorfverfussung, 
beide  aber  in  deijenii;en  Ausdehnung:,  in  welcher  sie  gegenwärtig  in  vielen  Reprä- 
sent.'itivstAaten  bestellt,  lialten  yyir  für  dii';  j^^rösste  (ii-breclien  der  Aekerver- 
fassuug  .  .  .  .,  daher  die  Uesetzgebuug  uud  Verwaltung  allererst  auf  angemessene 
Rednctfon  der  Gemenge-  nnd  Dorfvrirthschaft  nnd  allmShliche  Einfflbrung  der 
Hofwirthschaft  wirken  muss."  Und  weiter:  „diese  Aokerverfassung  (des  Dorf- 
systeniH)  halten  wir  für  eine  natnnvidrijre  .....  dem  spcciell  landwirtiisehaftliehen 
nnd  natiimalökonomischen  sowohl  als  dem  holten  politischen  Prineip  durchaus  ent- 
gegenlaufende** .  .  .  „der  Landwirth  zieht  seinen  Vortheil  in  der  Nähe  des  Ackers  und 
der  Wiese,  nicht  in  der  der  Menschen"  .  .  ..Wir  he^r^'n  die  reber/en{rmi;r.  nichts 
liöime  mehr  dazu  beitragen,  (aU  der  Uebcrgaug  zum  Hüfay»tem)  den  Stand,  den 
man  jetst  den  Baaemstaira  heisst,  den  gebildeten  StAnden  «n  assirailiren,  da«  (JefftM 
der  Selbstständigkeit  za  erzeugen  nnd  seinen  i>t  für  bessere  Dinge  als  für  winzige 
Oemeindestreitigkeiten  und  erbärmlichen  Dort  klatsch  empränglich  zu  machen"  (a.  a. 
O.,  S.  9,  21,  27  und  32).  Aehnliche  durch  Uebertreibungen  getrübte  Urtheile 
fibfifens  bei  Lisi  gerade  in  agrarpolilisoben  Fragen  i^oht  selten. 
Bmeheaberf  er,  An  Agnrpolltik.  L  20 
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in  solchen  Gegenden  zu  Tage.  Für  den  aus  höheren  Gesellschafts» 

schichten  herrorgegangenen  gehfldeten  Gutsbesitzer,  dem  es  an 

Bildiingsmitteln  auch  in  seiner  Isolirtheit  nicht  fehlt,  mag  der  ge- 
schlossene, wohl  anondirte  Hof.  wie  er  wirthschaftlich  an  sich  die 
Yollkonnnenste  Betriebsorganisation  ermöglicht,  auch  im  Uehritren 
unbp(l»'nklich  sein;  bei  den  bäuerlichen  Wirthen  aber  werden 
durch  diese  Isolirtheit  in  den  meisten  FiilbMi  die  ihnen  eigenthflm- 
thümlichen  Standeseigenschaften  vorurtheilsvoUer  Eingenommenheit 
gegen  das  Neue,  auch  wenn  es  noch  so  berechtigt  ist,  in  erkleck- 
lichster Weise  gesteigert.  Muss  mit  den  Verhältnissen,  wie  sie 
sich  natürlich  entwickelt  haben,  die  Landwirthschaftspolitik  selbst- 
redend rechnen,  so  würde  sie  doch  aus  obigen  Gründen  unrichtig 
handeln,  wenn  sie  in  den  Kreisen  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
den  nachtraglichen  Uebeigang  zum  Ho&ystem  geradezu  begünstigen 
woUte'). 

2.  Eine  Bereinigung  der  Gemarkungsflur,  welche  im  Unter- 
schied von  der  Vereinödung  von  einer  Verlegung  der  Gebäude 

absieht,  dagegen  wie  jene  zum  Ziele  liut,  den  einzelnen  Wirthen 
die  ihnen  gehörigen,  zerstreut  liegenden  (i  rund  stücke  in  einem 
einzigen  oder  in  mehreren  Complcxen  anzuweisen,  den  ehemaligen 
Streubesitz  also  zu  v'mvm  mehr  oder  weniger  arrondirten  zu  maelieii, 
heisst  Z  u  s  a  m  m  n  1  e  g  u  n  g ,  V  e  r  k  o  p  p  c  1  u  n  g ,  C  o  m  m  a  s  s  a  t  i  o  n , 
wohl  auch  Yerwannung^),     Tritt  dagegen  als  Hauptzweck 

.So  ist  „auch  die  Preuss.  Gemeinheitstheilungsurduang  weit  entfernt,  eine 
derartige,  schon  ans  allgemeinen  polizeilichen  Gründen  nicht  eben  sn  befürwortende 
Vereinödiing  als  ein  Haupterfurdemiss  aniznstellen,  da  sie  Tielmehr  den  Abbftn  nur 
Rnsnahnis\v(M>;p  zuliis';?  und  di»"  f<>rt<,''t'sotztt'  Bewirthschaftung  der  zusammengelegten 
Gnuidätucke  vuu  der  Durfluge  aus  als  die  Kegel  ansieht Schütte,  a.  a.  U.,  Abth. I, 
8.  23.  Anch  A.  Krämer  (im  Hdwb.  d.  gee.  Landwirtschaft  I,  S.  218)  kommt,  obwohl 
er  vfiin  Gesichtspunkt  der  A grar t  c (  Ii  ti  ik  die  Kntsteliiiug  von  Einzolliiifen  im  (Jrund- 
salz  als  das  KichtigKte  erachtet,  im  Hinblick  auf  die  oben  im  Text  berührten  Er- 
wägungen  und  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  die  herrschenden  Gewöhnungen, 
Sitten,  Lebens-  und  Hfrlifsanscliauungeil  der  Üevidkerung  in  den  Gegenden  der 
Freitheilbarkeit  und  dt  >  Wimdclhi-sitzes  zu  dem  Ergelmisr,.  dass  die  ^ Vt  r<  iiHMiunir" 
wohl  immer  ein  Gegenstand  Irummer  Wünsche  bleiben  und  ^vielmehr  eine  Ver- 
ÜMinng  bevonngt  werde,  in  welcher  die  Omndstflcke  bei  sweekmässiger  Fignr 
wenigstens  in  der  Hauptsache  zusammenges(  hohen  sind,  die  Wirthsehaftsgehaude 
aber  au  eine  Ortschaft  anschliessen'".  —  Anderer  Meinung  dagegen  Kimpler 
(Sehr.  d.  V'er.  f.  Socialp..  lid.  XXXII,  S.  157),  der  auf  höheren  Culturstufen  dem 
Höfesystem  den  Vorzug  gieht.  Auch  Sering  meint,  das  energische  I  nabhüngi^ 
keitsgcfühl  und  die  starke  Individualität,  welche  dii*  nordamerikanischen  Farmer 
ebenso  auszeichne  wie  ihre,  ebenso  hoi'eweise  augesiedelten  V  erwandten,  die  Nieder- 
sachsen  in  Deutschland,  sei  hier  wie  dort  nicht  som  mindesten  als  eine  Folge  des 
unbeschniiikten  Hausens  auf  einsamen  Odiöften  aomudien.  (Die  landw.  Concarreos 
Nordamerikas,  1887,  S.  lUU.) 

*)  Andere  Beseichnungen  sind:  Schiftung, Vermagschiftnng  in  Schleswig-Holstein 
ond  Dänemark;  Commassirang,  Commaisation  in  Oesterreich  nnd  Ungan;  in 
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dee  üntemebmena  nicht  sowohl  die  Zusunmenleguiig,  als  die 

Schaffimg  ausreichender  Feldwege,  die  Sorge  für  eine  zweckmässige 
Gestalt  der  Kiuzelgnmdstüeke  und  die  jederzeitige  Zugänglichkeit 
derselben  in  den  Vordergrund,  so  spricht  man  von  Feldwegan- 
lagen oder  Bereinigungen  im  engeren  Sinne  (wohl  auch 
nach  dem  Sprachgebrauch  der  herzogl.  Nassau'schen  Gesetzgebung 
C  o  n  s  0 1  i  d  a t  i  o  n  e  n  genannt).  Die  ersteren  Unternehmungen  sind 
(seit  Erlassuiig  der  Gemeinheitstheilung  in  Preussen  und  ähnlicher 
Gesetze  in  anderen  nord-  und  mitteldeutschen  Staaten)  in  diesem 
Theile  Deutschlands  in  grossen  Styl  im  Lauf  dieses  Jahrhunderts 
zur  Ausführung  gekommen  und  bilden  noch  immer  eine  der  Haupt- 
aufgaben der  landwirthschaftlichen  Verwaltung;  in  Sflddeutschland 
dagegen,  im  Zusammenhang  mit  dem  hier  Torherrschenden  bäuer- 
lichen Mittel-  und  Kleinbesitz,  hat  man  mit  Bereinigungen  plan- 
mässig  und  auf  gesetzlicher  Grundlage  Uberhaupt  erst  seit 
Mitte  dieses  Jahrhunderts  sich  befasst  und  es  sind  dieselben  im 
Wesentlichen  auf  die  bescheideneren  Unternehmungen  der  zweiten 
Alt  beschränkt  geblieben,  d.  h.  es  haben  Zusammenleirungen  in 
grösserem  Umfang  nicht  stattgefunden  ^).  Erst  in  jüngster  Zeit, 
mit  veranlasst  durch  die  misslicheren  Arbeitsverhältnisse,  wird  auch 
hier  in  nachdrücklicherer  Weise  neben  eigentlichen  Feldwegeaiilagen 
auch  das  Zustandekoniin»'n  von  Zusammenlegungen  betrieben. 

Dabei  darf  man  übrigens  nicht,  wie  so  oft  geschieht,  über 
die  einfacheren  Unternehmungen  (Wegeanlagen),  bei  denen  Zu- 


Preussen  mid  Mitteldentschlajul  spricht  man  aach  von  Special-Sepnra  tion 
Dhh  Gotha  i»che  Gesetz  vom  ö.  November  1868  definirt  die  Zusammenlegung 
dahin  (§  1):  ^ein  tolcher  Umteutoli  dvrcheiiianderfiegrader,  vvrschiedeneD  Beritseni 
Mlgehöri^'er  (Jnmdslücke,  durch  welchen  für  jeden  derselben  eine  möplichst  zusannuen- 
hingende  und  für  freie  Bewirthschaftunp  günstige  Lape  seiner  Besitzungen  bezweckt 
wird".  Schütte  (a.  a.  0.,  I,  S.  LS  ff.i  bezeichnet  als  Zweck:  .,anf  Antrag?  Aller 
oder  eines  durch  Gesetz  näher  bestimmten  Theils  der  Intt-rchsenten  im  W'vir*'  eines 
von  Vierufenen  Hehörden  nadi  jreirebetien  alltrt'iiK'ituMi  Ui  p-t-lii  zu  lt'iteii(l«'ii  Vi  rtahrcng 
die  im  Gemengelage  betindlicheu  Grundstücke  einer  Gemarkung  bezw.  eines  Ge« 
narkungstbeils  in  einen  oder  snccessive  in  mehrere,  möglichst  grosse  Umlegungs- 
beiirke  zusammenzufassen  und  das  dnrcli  ;rfnaue  Yermessunfr  und  H<)iiitiriin<r 
cniittelte  Sollhaben  der  einzelnen  Interessenten  derselben,  nach  Abzug  der  für  ge- 
meinschaftliche Anlage  erforderlichen  Uuoteu,  in  wirthschaftlichen  Plänen,  d.  h.  in 
geeigneter  Figur,  Znginglichkeit  mit  Vorflnt,  in  annähernd  gleichen  Bodenklassen, 
sogleich  befreit  von  etwnifreu  Servituten,  auszuweisen**. 

')  Wohl  aber  fanden  jjütliche  Unternehmungen  vereinzelt  nach  dem  Vor- 
gang im  Hochstift  Kempten  in  älterer  Zeit  in  den  benachbarten  Districten  von 
Oesterreich,  Bayern,  Wttrttemberfir  und  Baden  bis  in  die  Mit  ■  dieses  Jahrhunderts 
und  darüber  hinaus  niannichfach  statt.  Fürstl.  Wiirzburfrische  Landesverordnunjron, 
welche  Zusammenlegungen  anregen,  schon  aus  den  Jalireu  1586,  lti26,  1120;  ähn- 
Uehe  Anordnung  für  Bayern  durch  das  korfÜrstL  Hamdat  v.  8.  Joni  1762  gegeben 
(Haag,  a.  a.  0.,  S.  9),  ohne  dass  indess  sehr  Wirksames  enielt  worden  wftre. 
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sammenlegungen  gar  moht  oder  doch  nur  in  untergeordnetem  Maasse 
vorkommen,  einfach  den  Stab  brechen :  fdr  die  süddeutschen  Yer- 

hültnisse  bei  einer  zahllosen  Menge  von  Parcellen  bedeutet  die 
Zucranglichmacluuig  dieser,  unter  gleichzeitiger  Sorge  für  eine 
regelmässige  Gestalt  derselben  und  ibre  tbunlicb  senkrechte  Laire 
zu  den  Wegen,  srbon  einen  wesentlicben  Gewinn;  aucli  darf  man 
nii'ht  übersehen,  dass  für  die  kleineren  bäuerlichen  Betriebe,  di«' 
nur  wenige  Hektare  und  darunter  umfassen,  die  Wichtigkeit  der 
Zusammenlegung  wirthschafUich  weit  weniger  in  die  Wagscbale 
fällt  wie  bei  den  grösseren,  auf  die  Bewirthschaftung  mit  fremden 
Arbeitskräften  angewiesenen;  es  kommt  hinzu,  dass  gerade  wieder 
in  Süddeutschland  durch  die  Art  der  Bildung  des  Bodens  oft- 
mals ganz  ausserordentliche  Bonitfttsunterschiede  selbst  auf  kurze 
Entfernungen  sich  ergeben,  die  wiederum  einer  Zusammenlegung, 
wenn  bei  letzterer  starke  Ausgleichungen  in  Geld  vermieden  werden 
sollen,  grosse  Hindernisse  bereiten;  endlich  muss  man  beachten, 
dass  da,  wo  die  Freitbeilbarkeit  der  landwirthscbaftlicben  Anwesen 
durch  Gesotz  und  Sitte  ein2:e]>ürfrert  und  eine  Aenderuns:  dieses 
ErbrochtssYstems  nach  den  i^esrebenen  Verbältnisson  niclit  in  Aus- 
sieht  zu  n»'hmen  ist,  eine  Zusammenlegimg  der  einzelnen  Parcellen 
docli  luir  eine  ^laassregcl  „auf  Zeit'*  wäre,  deren  vorthcilhaftc 
Wirkung  bei  den  nächsten  Erbtheilungen  sich  wieder  vertiücbtigeii 
müsste.  Bei  allem  Dem  darf  zugegeben  werdon,  dass  man  bis  in 
die  neuere  Zeit  der  Stimmung  in  den  betheiligten  bäuerlichen  Kreisen 
vielleicht  mehr  Bechnung  trug,  als  gerade  nothwendig  war  und 
auch  da,  wo  wegen  des  Vorkommens  mittlerer  und  grosserer  bäuer- 
licher Anwesen  Zusammenlegungen  in  stärkerem  Umfang  rätblieb 
erschienen  wären,  auf  solche  nicht  mit  dem  nOthigen  Nachdruck 
hingewirkt  hat 

K>  darf  liier  wdlil  aiu  Ii  d'w  lU  iiicrkunir  nngeftigt  werden,  wie  sehr  die  dnn  li 
greileudeu  Zusaiumtiuleg^uugeu  iu  Nurddeutüchlaud  deu  kleiueren  Leutüu  deu  Krwerb 
▼on  Grundttfieksparcenen  erschweren,  ja  unmöglich  macheu;  die  ^innere  Colosi- 
sation**  in  den  ostpreussischen  Proviii/.en,  von  dtr  im  folgMidm  Knpitel  ku  realen 
ist,  würde  sehr  viel  leichter  sicli  V(tll/iel\eii  kruinen,  wenn  man  es  nirlit  vorwie^rend 
mit  arroudirten  Outokomplexeu  zu  thuu  hatte.  Die  Leichtigkeit  dea  IkMieu- 
erwerbt  in  Sfiddentsehland,  das  Emporrflckra  des  bedtslosoi  Tagelöhners  an  einen 

wenn  auch  hesrhridt-neii  „Stcllenhesitzer'*  ist  doch  nur  durch  den  „Strcuhesitz'*  so 
wesieutlicli  erleichtert,  ein  »ocial  nicht  /ai  unterschätzender  (iesichtspunkt!  Aul  die 
Schwierigkeit,  welche  einer  weitgehenden  Zusammenlef^ung  der  bäuerlichen  Gmod* 
stflcke  im  Sttden  Deutschlands  iwei^^en  der  Honitüts-  und  AnbanTersehiedenheiten) 
ciit^'-eLrenstehen.  hat  nnrh  v.  Helfe  rieh  auf  der  WanderrenNunmlnng  Ba,yriscbsr 
Laudwirthe  Uctidu-r  lbh4  aufmerksam  gemacht. 

3.  Auf  der  untersten  Stufe  der  Vollkommenheit  pflegen  die 
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Bt'n'iiiiiriingen  dann  zu  stehen,  weim  die  Betlieiliglen,  statt  den 
ir»'Si*tzliclR*n  Weg  der  Diirclifülmmg  zu  beschreiten,  diese  im 
g  ü  1 1  i  i-  h  e  n  Wege  herbeiführen.  Uffensiehtlich  ist  ein  solches, 
auf  gegenseitigem  Einverständniss  beruhendes  sog.  gütliches  Ver- 
fahrea  überhaupt  nur  bei  Unternehmungen  kleinster  Art  möglich; 
denn  sobald  eine  grössere  Anzahl  Ton  Grundstflcken  und  sahhreiche 
Eigenthflmer  in  Frage  stehen,  ist  die  freiwillige,  ausdrflekliche, 
Fechtsgflliige  Zustimmung  Aller  kaum  zu  erreiehen.  Beim  gütlichen 
TeiÜEJiren  ist  man  aus  diesem  Grunde  .häufig  genOthigt,  die  Be- 
reinigung nur  einzelner,  hesonders  dringlicher  Gemarkungstheile 
m  Behandlung  zu  nehmen,  was  schon  aus  dem  Grunde  naehtheilig 
ist  weil  kleinere  Bereinigimgen  erfahrungsgemäss  verhältnissmässig 
tlunierer  zu  stehen  kommen,  als  grössere.  Hierzu  kommt,  dass  Mangels 
einer  sachverständigtMi  Leitung  und  Controle  die  Ausführung  meist 
mangelhaft  erfolgt  und  dass  zur  Yenneidung  von  Streitigkeiten 
häutig  auch  unzwcrkmässigen Anträgen  Einzelner  stattgegeben  wird: 
die  neuen  Feldwege  werden  zur  Vermeidung  von  Besitzesänderungen 
bald  auf  die  bestehenden  imregelmässigen  Gewanngrenzen  (d.  h. 
in  gebrochenen  Linien)  angelegt,  bald  durchschneiden  sie  die 
Grundstücke  in  unwirthscliaftlicher  Weise  oder  endigen  als  Sack- 
wege; häufig  bleiben  Anwendäcker  und  sog.  Unformen  (Schlüssel* 
ftcker,  Spitzäcker)  hestehen.  Erfüllen  dann,  wie  meist  der  Fall, 
derartige  mangelhafte  und  gleichwohl  kostspielige  Bereinigungen 
die  daran  geknüpften  Erwartungen  seihst  nicht  in  bescheidenem 
Grade,  entstehen  gar  hinterher  Streitigkeiten  unter  den  Be- 
theiligten mit  dem  Gefolge  theuerer  Processe,  so  wird  aus  solchen 
Vorgängen  nur  zu  oft  ein  ungünstiger  Schluss  auf  die  Unter- 
nehmungen der  in  Rede  stehenden  Art  überliaupt  gezogen  und  auch 
das  gesetzliclie  Verfiihren  in  weiterem  Umkreis  mit  Misstrauen 
behandelt.  Desshall)  s<»llteu  die  landwirthschaftlichen  Behörden  den 
SOGT,  gütlichen  Unternehmungen  jedwede  Unterstützung  versagen, 
eindringlich  vor  denselben  Avarnen  und  bei  jedem  Anlass  die  Be- 
theiligten  auf  den  gesetzlichen  Weg  zu  verweisen  sich  bemühen 

§  53.  W i  r  t  ii  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  W  ü  r  d  i g  u  n g  d  er  B  e r  e  i  n  i  g  u  n  g e  n. 

Als  wesentlichstes  Merkmal  der  von  der  Mehrzahl  der  deutschen 
Stämme  festgehaltenen  Besiedelungsweise,  die  in  der  „Gewann- 

*)  Vgl.  Buchen berger-Pfaff,  Da«  bad.  Gesetz  über  die  Verbesserung  der 
FdddaUieUimg,  1887,  S.  47. 
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Verfassung  der  Hufe"  zu  Tage  tritt  (§44),  ist  die  Gemengelage 
der  Grundstücke  und  die  Wegelosigkeit  eines  mehr  oder 
minder  grossen  TIkmIs  derselben  bezeichnet  worden,  woraus  mit 
Nothwendicrkeit  zahlreiclie  Dienstbarkeiten  in  Form  von  Ueber- 
fahrtsrechton,  femer  »Miie  gewisse  gemeinsame  und  gleichför- 
mige Art  der  Felderbestellung  (Flurzwang)  und  die  gemeinsame 
Nutzung  der  abgeernteten  Flächen  (Weiderechte)  sich  ergeben 
muBsten.  Und  zwar  fallen  die  Gebiete  dieser  eigenthümlichen  Flur- 
verfassung  und  dieses  besonderen  Flurechts  wesentlich  mit  jenen 
zusammen,  in  denen  die  Ansftssigmaehung  in  Dörfern  erfolgte;  eine 
Ausnahme  machen  nur  jene  langgestreckten,  meist  in  Gebirgsthftlem 
Torkommenden  sog.  UebergangsdOrfer,  bei  denen  die  Auftheilung  des 
Landes  meist  in  einem  einzigen  Streifen  (vom  Thal  aufv^ärts  bis  zur 
Höhe  des  Berges)  erfolgte  (sog.  Wald-  oder  Hagenhufe),  welche  Be- 
siedelungsw<'ise  übrigens  mut.  mut.  späterliin  auch  bei  der  Coloni- 
sirung  der  nördlichen  und  nordöstlichen  Marschgegenden  vielfache 
V<>r})reitung  fand').  Bei  den  in  dem  vorigen  JahrlnunbMi  tnnsotzen- 
den  Bemühungen  auf  Hebung  der  Technik  des  Feldbaues  und  der 
Viehzucht  und  auf  die  Steigerung  der  Bodenerträgnisse  stand  die 
Beseitigung  der  aus  der  Gemengelage  und  der  Wegelosigkeit  der 
Grundstacke  ffir  den  Betrieb  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  und 
der  anderen,  dieser  FlurrerfiiMSSung  entspringenden  Belästigungen, 
neben  der  Befreiung  des  Grund  und  Bodens  Ton  dem  Bann  gnmdherr- 
lich^  Lasten,  unter  den  Aufgaben  der  Landescultur  in  vorderster 
Beihe  nnd  ein  warmes  Eintreten  fOr  ein  ihatkrftftiges  Vorgehen  auf 
diesem  Gebiet  findet  sich  gleicherweise  in  den  Schriften  der 
kameralistischen  Schule  wie  in  den  zahlreichen  agronomischen 
W\'rken  jener  Zeit  und  es  nehmen  die  Erörterungen  gerade  über 
diesen  Gegenstand  auch  in  den  landwirthscluiftlichen  Schriften 
dieses  .TahrluiiKbMts  einen  besonders  breiten  Kaum  ein*).  Die  vor- 
geihicliten  Beliisligungen  niussten  selbstredend  da  mit  besonderer 
Schürfe  sich  geltend  nuuiien.  wo  zu  der  Gemengelage  und  der 
Wegelosigkeit  in  Folge  von  Erbtheilung,  \'  rl  auf,  Schenkung  eine 
weitgelK  iule  Zerstückelung  der  ehemaligen  Einzelhufenbestand- 
theile  getreten  war. 

Bemorkenswortho  Anp-abfii  üh«^r  writfjt'heiul»>  Hesi  t  z zer  st ü c  kel  u  ii  ir  fimlon 
sich  iu  deu  Berichtüu  über  die  „bäuerlicheu  Zustünde  iu  Deutschlaud  ~ ,  von 

')  Meitzen,  Bodeu-  und  landu.  Viiluiltuissc  d.  Preuss.  Staats,  I,  S.  357. 
')  Eiue  Uebersicht  über  die  ältere  Literatur  bei  Rau,  Anm.  b  an  §  96. 
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denen  einige  hier  folgen:  fn  Saehsen-Meinin^en  ging  die  Theilung  der  Güter 
vereinzelt  bis  zu  V««  der  nrsprünglichen  Grögse;  1  Gut,  kaum  2  Morgen  grost, 
bestand  ans  15  und  mehr  einzohuMi  Ackor-  und  Wiesstücken.  Die  Flur  L»MitPrs- 
dorf  mit  im  Ganzen  83ö,9  ha  hatte  U^^>>  hei  76  Haushaltungen  778Ö  Parcellen. 
(JL,  6. 10.)  —  In  einigen  Bezirken  des  Gromh.  Sachsen-Weimar  koonnen  auf  1  ha 
13.12  Parci'lU'ii  I.  S.  30\  In  Rc":.  Kassel  zerfnllen  bäuprlichf  Güter  von 
10 — lö  ha  in  verschiedenen  Gegenden  in  2UÜ — iKX)  einzelne  Stücke  und  die  „Uebel« 
stinde  einer  derartigen  Zersplitientng  werden  durch  das  in  allen  nnseparirten  Ge« 
■arkun>,n  n  bestehende  Sjstem  der  Ueberfahrt-  und  Wenderechte,  der  Koppelhtttnng 
und  dvr  (Jehnndenheit  an  eine  bestimmte  Fruchtfolpre,  m.  a.  W.  durch  die  (Jementre- 
wirthschat't  zur  Unerträglich keit  gesteigert"  (1,  8.  123).  —  in  Dorfgemeiudeu 
anf  dem  hohen  Tanniis  ist  es  nichts  Seltenes,  dass  die  Hälfte  aller  ^urcellen  einen 
geringereti  rnifanp:  als  5  a  auf\veisen  'T,  s.  153).  —  In  manchen  Gebirg-sgeff enden 
der  Kheiuprovinz  ist  es  sprücbwörtUch,  dass  die  ^ Wiesen  die  Grösse  eines 
Bvtttnchs  haben**;  die  Grösse  der  Aekerparoellen  schwankt  swischen  3^  ar  (I, 
S.  198).  —  Im  Kreise  Merzig  „nichts  Seltenes,  dass  Besitzer  von  1 — 2,5  ha  16—20 
Parcellen  hüben;  besonders  trostlos  die  Zerstückelunfr  des  Wiesenbesitzes  l]-  5  ur), 
wo  jede  Melioration  unmöglich,  in  Folge  dessen  dauu  auch  überall  Versumptung 
oder  Dftrre,  Binsen,  Schachtelhalme  nnd  Heidokrant**.  (I,  S.  199).  In  den  MotiTen 
zum  Znsaninienleirii!i'„'^<ri'setz  für  die  Rheinlandc  wird  S.  IH  die  Gesammtzahl 
der  Acker-  und  Wieseuparcellen  zu  7,5  Millionen,  die  Durchschnittsgrös.se  einer 
Pareelle  anf  8,7  ar  angegeben.  —  Im  Bistrict  Marktheidenfeld  (Unterfraukeu) 
sind  12712  Tafrewerk  (=  34  an  in  164600  Parcellen  f^etheilt  (UI,  S.  116);  im 
Bezirk  M u  11  ri c h s t ad t  (an  der  Rhön)  hat  na«h  dem  Bericliterstatter  die  Parcellirun!? 
uud  Gemengelage  „einen  theihveise  unglaublicheu  Grad  erreicht";  im  Durchschnitt 
Ton  86  Gomeinden  kommen  auf  eine  Plannammor  0,246  Tagewerk  nnd  wat  die 
HanNhaltiinfr  17  Tau't  ^vcrke  mit  70  Platinuninjern  oder  Parcellen  illT,  S.  188  ff.). 
Für  die  Begierungsbezirke  L'ute r tranken  und  Aschali'enburg  überhaupt  wurde 
1876  die  der  Parcellen  an  3364200  ermittelt  nnd  eine  Pareelle  maasa  im  Durch- 
schnitt  nar  0^8  Tagewerk.  (Haag,  a.  a.  ().,  S.  20.)  Ganz  ungünstig  gelegene 
Grundstücke  werden  nicht  selten  unbevvirthschaftet  irelassen:  manche  will  sog^r 
»schenkuugsweise "  Niemand  iiberuehmen,  es  entsteheu  sog.  herrenlose  Güter, 
die  von  ihrem  Herrn  derelinquirt  dem  Aerar  zufallen;  im  Jahre  1881  waren  im 
Bezirk  11.5  solcher  herrenloser  Grundstücke  vorhanden  im  Maassgehalt  von  /nsammen 
7,S9  ha;  die  Zahl  der  ausser  Betrieb  stehenden  Grundstücke  ist  um  Vieles  grösser. 
(Bineri.  Zustände  in,  8.  187.)  —  In  Württemberg  hat  die  Oemarknng  Oesehel- 
bronn  bei  776  ha  Feldfläche  6643  Parcellen,  es  ist  also  1  Pareelle  dorchschnittlich 
11  a  srross.  —  Nach  den  Radi  sehen  landwirthschat'tlicheii  Erhebunj^en  betriiirr 
in  der  Gemeinde  Siudolsheim  bei  einer  GemarkungsHailic  von  1591  ha  die  Zahl 
der  Parcellen  13000,  die  Durchschnittsgrösse  der  Parcellen  rund  12  ar.  In  Der- 
tinjjfen  in  Hiidni  wurde  gele};entlich  der  Krlassuni,'  des  Fi'l«n)crii!iif^in};s}resftze8 
von  18Ö6  festgestellt,  dass  18  Morgen  2  Viertel  i6,6  ha;  Krautiaud  in  ungefähr 
lOOO  Stfickchen  aertheilt  war  nnd  anf  einen  Eigenthflmer  14—15  solcher  Stfidcchen 
entfielen.  Solche  Beispiele  Hessen  sich  ins  Endlose  vermehn  n.  -  Ueber  „die 
enomie  Zeniplittemng  des  herrschaftlichen  und  bäuerlichen  Besitzes"  in  England 
im  Mittelalter  siehe  Nasse,  a.  a.  O.,  S.  39. 

Bei  der  Würdigfung  der  wirthschaftlichen  Be- 
deutung der  Bereinitrunirou  kommen  namentlich  die  folgenden 

Gesichtspunkt»'  in  Betraclit: 

1.  Die  Kosten  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  steiijpn  in 
dem  Maasse,  als  die  Gnmdstflcke  an  Grösse  abnelimen,  an  Begel- 
mftssigkeit  der  Fem  einbüssen  und  in  wachsender  Entfernung 
Ton  dem  Betriebsbesitz  (den  Wirthschafts-  und  Oekonomiegeb&uden) 
sieh  befinden,  wobei  zu  beachten  ist: 
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a)  Jf  kleiner  die  Einzelgrundstücko  sind,  um  so  mehr  zersplittert  sich  die 
Arbeit  tmd  um  so  mühevoller  gestaltet  sich  die  Aufsicht  de«  Betriebsleiters,  um  so 
weniger  Yxnn  die  Arbeltiseit  (wegen  der  Notliwendigkeit  Unfigeren  Uebergangs 
▼on  einem  (irundstück  zum  anderen)  gut  ausgenutzt  werden;  je  grösser  dieselboiy 
um  80  mehr  kann  mit  der  Arbeit  und  den  Zuglhieren  haushältcris«  Ii  verfahren,  das 
Geschirr  geschont  werden,  lassen  sich  auch  arbeitssparende  Ma^chiuen  i.Sae-,  Mälie-, 
Emtemaachinen)  mit  Erfolg  anwenden;  auf  kleinen  Binselgnindstficken  ergeben  ueh 
ferner  hei  deren  Bearheitun^r  störende  Zeitverluste  sclion  wej^en  des  öfteren  Umdrebens 
der  Geräthe  au  den  Kopfenden  sowie  wegen  der  erforderlich  werdenden  Querbearbeitung 
der  meist  ungleich  breiten  Grundstücke  an  deren  Schmalseite  ( An|<^ewände,  Anwand) 
sowie  in  Folge  der  mit  der  Hand  auszuführenden  Bestellungsarbeiten  der  von  der 
Bearbeitung  der  Anwand  nidit  erreichten  Ecken.  Sehr  nachtheilig  ist  auch  der 
mit  der  Kleinheit  der  Grundstücke  sich  steigernde  Verlust  an  Land  bezw.  Ertrag 
durch  die  Grensfurchen.  Von  A.  Krimer,  im  Handbuch  der  ges.  Land» 
wirthseliaft  I,  S.  198  ff.  wird,  in  der  Annahnii',  dass  eine  (Jrenzfurche  20  cm  breit  ist, 
der  Furcheninhalt  eines  Grundstücks  in  Hechteckform  (Verhältniss  von  5  :1),  wenn 
dieses  5  ha  misst,  auf  0,48^'o,  wenn  es  25  ar  misst,  auf  2.1 5Vo  der  Gesammtfläcbe 
berechnet;  auf  1  ar  beträgt  die  Liage  der  Orenafiirche  bei  einem  Grundstück  von 
ö  ha  nur  2.40;  hei  einem  solchen  von  25  ar  dapepen  1(),7(»,  bei  einem  soh  lten  von 
10  ar:  lö,^7  m.  Ebenda  wird  eine  Berechnung  vou  J.  Pohl,  landw.  Betriebslehre, 
«agefBlirC,  wonach  der  Zeitverlust  Ar  sweimaliges  Pflügen,  fBnflnaligee  Eggen 
und  Walzen  und  einmaliges  Drillen  pro  ha  bereehnet  wird:  bei  einer  Lilnge  des 
Grundstäcks  von 

fiOm  und  einer  Breite  von  50  m  auf  21.81  M. 
ÖO  m  „  „  „  „  30  m  „  27,47  M. 
SOm   «      «      n      1.    30m   „   46,91  M. 

b)  Nicht  minder  störend  und  kostenvertheuemd  wirkt  die  uuregelmässige  Form 
der  Grundstücke,  weil  die  Bearbeitung  des  Ackerlandes  streifenweise  gescliieht,  die 
bei  der  Hcnrbeilunp  entstehenden  Streifen  parallele  Lanfrsrrrenze  hahen,  und  weil 
desshaib  nur  dann,  wenn  die  Seiten  des  Ackers  ebenfalls  parallel  verlaufen,  ein 
wiederholtes  Kehren  und  Wenden  vermieden  wird;  die  quadratische  od«  doch 
die  rechteckige  Form  der  Gmndstttdce  ist  daher  die  vortheOhaftestew 

c)  Die  aus  der  Kleinheit  und  der  Unregelmässigkeit  der  Form  der  Grundstficke 
entsprin«renden  Nachtheile  potenziren  sich,  wenn  diese  (irundstücke  entfernt  vom 
Wirthsch  aftshofe  gelegen  sind,  da  mit  der  wachseudeu  Entfernung  erhöhter  Zei^ 
Verlust  sich  ergiebt  und  der  AuArand  Ar  Aufsicht,  für  die  Arbeiten  der  Bestellung  und 
Knife  wächst  und  zwar  um  so  mehr,  je  unfrünsti<rer  an  sich  die  Beschaffenheit,  insbe- 
sondere die  Steigungsverhältnisse  der  Wege  sind.  Vergleichende  Berechnungen  ergeben, 
dass  mit  den  wachsenden  Entfemnngen  durch  die  Mehrung  der  Arbeitskosten  der 
Rohertra<r  verliältnissmässige  Minderung'  erfahrt  und  dass  bei  einer  hestimmten  Ent> 
fernuTipr  der  letztere  durch  den  erhöhten  Arbeitsaufwand  völlig'  verschlungen  werden 
kann,  liieraul  beruht  es,  dass  bei  sehr  grossen  Gemarkungen  die  an  der  Grenze 
gelegenen  Orundstficke  so  hftuflg  entweder  gar  nicht  mehr  in  regelmissige  Ek»- 
sfelluufr  trenoninien  werden,  soiulern  brünstigsten  t'alls  auf  Futterertraf,'  ;,'enutzt  werden, 
ungünstigsten  Falls  (bei  geringer  Bodenbeschaffenheit)  als  Oedungen  liegen  bleiben 
und  etwa  nur  durch  Schafe  ausgenutzt  werden  oder  dass  die  Besitzer  solcher  ent- 
legenen (Trnndstücke  sich  derselben  su  Gunsten  nähergelegener  Bewohner  anderer 
(»emeinden  (sog.  Ausniiirker)  entiinssern ;  femer  dass  hei  grossen  Outsarealen  so  oft 
die  Nothwendigkeit  iiervorthtt,  ausser  dem  iiaupthof  noch  Nebeuhöfe  (Vorwerke) 
einanrichten.  Vgl.  hiesu  A.  Krilmer,  a.  a.  O.,  8.  204,  wo  insbesondere  auf  die 
bc/.üjrlichen  Berechnungen  vouThünen  Il)er  isidirte  Staat  in  Bezug  auf  Land wirth» 
sclialt  und  Nationalök(momie.  1H75]  und  ähnliche  Berechnungen  von  A.Block  und 
Klee  mann  verwiesen  wird.  Nach  Block  erhöhen  sich  die  Kosten  der  Bestellung 
bei  je  376  m  Entfernung  der  Gmndstiicke  um  je  7,(i()7n  [<lie  Handarbeitskosten  um 
4"  so  dass  hei  489(5  Entfernung  vom  <;eh(it"te  die  Beslelluntrskosten  den  Ui'in- 
ertnig  gänzlich  aufzehren  und  wenn  die  EuUcruuug  über  7i>32  ui  ist,  der  Ackerbau 
selbst  bei  gutem  Boden  nicht  einmal .  mehr  die  Zinsen  vom  WerUi  der  Gebäude 
und  des  Inventariiuis  trfigt. 
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2.  Wo,  wie  meist  der  Fall,  die  im  Gemenge  liegenden  Grund- 
stücke nicht  duicliweg  durch  Wege  zugänglich  sind,  sind  der  Be- 
nützungsfreiheit des  Grund  und  Bodens  sehr  enge  Schranken 
gezogen.    Hat  auch  der  frühen»  rechtliche  F 1  u  r  z  w  a  n  g ,  d.  Ii. 
di^'  von  Gemeindew«'geu  angeordnete  Art  der  Inculturnahme  und 
Reihenfolge  der  Einzelarbeiten  zu  bestehen  aufgehört,  so  ist  doch 
in  Folge  dieser  Wegelosigkeit  der  Zustand  eines  thatsäclilichea 
Flurzwangs  bestehen  geblieben,  darin  sich  äussernd,  dass  auf 
zahlreichen  Schlägen  die  Grundbesitzer  in  Folge  der  Unmöglich- 
keit des  ungehinderten  jederzeitigen  Zutritte  zu  den  Grundstacken 
zur  Einhaltung  derselhen  Art  der  Anblfimung  ihrer  Felder  ge- 
nöthigt  sind.  In  Folge  jener  Wegelosigkeit  müssen  also  ins- 
besondere jene  Culturen  kflmmem,  die  eine  Bearbeitung  während 
der  Vegetation  erfordern,  und  ebenso  jene,  bei  denen  die  Zeit  der 
Abemtimg  mit  der  der  vorherrschenden  Gewächsart  nicht  sich 
deckt,  vor  Allem  also  die  meisten  Handelsgewächse  (Tabak,  Hopfen, 
Zuckerrühen),  die  »hmach  nur  au  bestimmten,  vielleicht  nicht  ge- 
rade  immer   u:ünstiu:sten  Tlieilen   der  Feldtlur   ani^ehaut  werden 
können.     Ganz   besonders   sind   hier   aber  die   kleeartigen  Ge- 
wächse zu  nennen,  deren  Anbau  in  weiterem  Cmfang  an  der  Un- 
zugänglichkeit vieler  Grundstücke  ebenfalls  scheitert,  obwohl  die 
steigende  Bedeutung  der  Vielihaltung  und  die  günstigen  Wirkungen 
dieser  Gewächse  als  Stickstoffsammler  auf  die  Nälu-kraft  des  Bodens 
doch   gerade   die   Ausdeluiung    des  Ackerfutterbaus  besonders 
wänschenswerth  und  dringlich  macht;  auch  kommt  gerade  bei  den 
Kleearten  in  Betracht,  «nicht  bloss  dass  sie  nur  auf  bestimmten 
Bodenarten  gut  gedeihen,  sondern  auch  auf  den  ihnen  zusagenden 
Böden  doch  einen  häufigen  Bodenwechsel  erfordern,  wenn  der  Er- 
trag ein  befriedigender  bleiben  soll  (Eleemfldigkeit),  dass  dieser 
Wechsel  aber  wiederum  in  der  ünzugänglichkeit  der  dazu  an  sich 
geeigneten  Ackerstücke  ein  Hindemiss  findet.  Der  Stillstand  oder 
gar  der  Kückgang  in  der  Thieriialtung.  die  ungenilgende  Dünger- 
erzeugung, die  in  Folge  hierin  eintretende  wachsende  Verannung 
des  Bodens  mit  steigenden  Anzeichen  eines  systematischen  Kaub- 
baus sind  daher  bezeicluiende  Erscheinungen  der  Gegenden,  in 
denen  die  besprochenen  Uebelstände  der  Unzugänglichkeit  eines 
Theils  der  Felder  mit  besonderer  Schärfe  hervortreten.  Die  höchste 
Kente  kann  offenbar  nur  da  erzielt  werden,  wo  die  Individualisirung 
in  der  Bewirthschafbung  der  Einzelgutsbestandtheile  in  vollkommen- 
ster Weise  durchfflhrbar  sich  erweist,  wo  also  die  volle,  nicht 
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bloss  rechtÜGhe,  sondern  auch  wirthschaftlich-technische 
Verfügungsfreiii eit  Aber  den  Grund  und  Boden  gewfthrleistet  ist 

Je  mehr  die  Anforderungen  an  die  Productionstechnik  steicr^^n, 
um  dem  Boden  die  höchsten  Erträcrnisse  abzuirow  innen,  um  so  uii- 
gereimter  und  widerspruchsvoller  wird  ein  Zustand,  bei  dem  der 
Einzelwirth  in  seinen  wirthscliafts-technisehen  Entschliessunsren 
von  den  Naoliliarn  abhängig  ist:  um  so  wichtiger  wird  es,  aus  den 
Bann  dieser  gegenseitigen  Abhängigkeit  den  Einzelnen  zu  löson, 
d.  h.  an  Stelle  der  wirtlischaftlichen  Gebundenheit  des  Betriebs, 
wie  er  für  das  ganze  Mittelalter  bis  in  dieses  Jahrhundert  charak- 
teristisch ist.  fflr  diese  Zeit  auch  bei  den  geringen  Anforderungen 
an  die  Beute  des  Bodens  ertrftgUch  war,  die  Möglichkeit  freiester 
Verfügung  in  wirthschafts-technischer  Hinsiehf  zu  setzen.  Erst 
dann  können  auch  die  Fesseln  der  alten  Dreifelderwirthschaft  ab- 
gestreift und  zu  rationelleren  Betriebssystemen,  insbesondere  also 
zu  bestimmtem  Fruchtwechselsystem,  der  Uebergang  gefunden  wer- 
den (vgl.  §  8)  % 

Wird  der  Man^l  an  Feldw^fen,  wie  hiiillflr«  dnrdi  ■og.  «Sohleifwe^e*'  xu 

crSflzfMi  ^i'snrlit  oder  Ix'hilft  man  sich  mit  dein  sikj-  „  Tri  1 1  -  Tri'p]i  -  >  R  c  eh  t  "*  das 
Kecht,  mit  dem  I'Hug  auf  dem  aosto&aendeu  Grundstück  umzuweudeu  und  die  Zag- 
tbiere  auf  daneUw  trelra  lu  huMen),  ao  wird  liiardiireh  nlelit  nur  Xaneherlm  Ter> 
dorben,  sondem  es  iat  damit  auch  eine  Quelle  zu  beständigen  Streitigkeiten  er^ 
fjffnt't.  Dip  so  ofr  <rehörte  Einwendung,  dass  mau  keine  Bereinijrnng'  wolle,  um  den 
Frieden  in  der  Gemeinde  nicht  zu  stören,  ist  daher  völlig  verkehit,  indem  gerade 
die  Bereinignaif  dasu  dient,  die  irgeriicbstmi,  ans  dem  gewohnheitsmtaigea 
Nachbanrecht  entsprongraen  IQMtaelliglDeiten  endgfiltig  an  beaeitigen. 

3.  Ein  niclit  geringes  Hindemiss  bietet  endlich  die  Gemenge- 
lage der  Orundstikke  auch  der  planmässigen  Durchführung  du  roh- 
greifender  Bodenmeliorationen,  namentlich  der  so  wich- 
tigen £nt-  und  Bewässerungen,  und  ein  nicht  zu  unterschätzender 
Gewinn  der  in  Bede  stehenden  Unternehmungen  besteht  daher 
auch  gerade  darin,  dass  mit  der  Frojectirung  des  neuen  Wegenetzes 
in  der  Bogel  auch  eine  solche  eines  rationellen  Grabennetzes 
verbunden  wird.  Dies  ist  nun  abermals  wieder  gerade  ffir  die  Futter- 
erzeugung von  grösster  Bedeutung,  da  noch  immer  viele  Wiesen 


*)  l'eber  den  Zusammenhang'  der  Bereinigunjjen  mit  der  Möglichkeit  weitgehen- 
der Productioussteigerung,  iusbesondere  mit  der  Möglichkeit  der  Erweiterung  de« 
Kletdtiius,  des  Anbans  von  Handeli^fewächsen ,  aber  auch  der  Möglichkeit  der  Tm- 
wandlmiir  von  ho'itimmten  rulturarten  in  ajidere  Wald  in  Keld,  unerträgliche  Feld- 
stucke in  Wald^  siehe  wieder  die  eingehende  Darstellung  hei  Schütte,  u.  h.  U., 
I.  Bd.,  S.  47  ff.,  woaelbtl  aucli  sabbreiche  Venreisnngen  anf  landw.  teehtttoclw 
Fachschriften.  Femer  W.  Zeeb,  Die  Feldbereinignng,  1886,  8.  1  ff. 
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an  stau»'n(l«T  Nässe  leiden  und  d^sslialb  nur  schlorhte  (saure) 
(irästT  und  Sumpfpflanzen  erztMii;en,  andere  wieder,  w»>2:on  un- 
genügender Durchfeuclitung  in  der  Haujjtzeit  der  V»'ir«'tatinn,  un- 
siehere  Erträgnisse  abwerfen.  Zahlreiche  Beispiele  zeigen,  dass 
von  der  Möglichkeit,  mit  einer  Bereinigung  der  Gemarkung  auch 
in  den  waaserwirthschaftliclien  Verhältnissen  AVandel  zu  schaffen, 
d.  h.  ftr  eine  ordentliche  Vorfluth  zur  Fernhaltung  von  Ver- 
sumpfungen einzelner  Orundstflcke  und  für  eine  plangerechte  Ver- 
theilimg  des  Wassers  zu  Wässerungs-  und  Dflngungszwecken  zu 
sorgen,  von  den  Betheiligten  gerne  Gebrauch  gemacht  und  der 
Nutzen  der  Bereinigungen  durch  diese  Ausdehnung  auf  das  Gebiet 
der  Bodenmelioration  ein  besonders  augenfälliger  wird. 

4.  Die  Kosten  der  Unternehmungen  pflegen  meist  nicht  ge- 
rade gering  zu  sein  und  die  Güte  der  verwaltwngs- technischen 
nriraiiisation  des  Bereinigungswesens  wird  sieh  daher  namentlich 
auch  darin  zu  l)e weisen  haben,  den  anzustre])»'nd»'n  Erfolg  mit  dem 
im  gogebonon  Fall  geringstningliclu'n  Aufwand  ht'rl)eizuführ('n :  in 
wolchcr  Beziehung  im  Anfang,  bei  noch  nicht  liinrciclicndcr  Ver- 
trautheit namentlich  der  technischen  Vollzugsorgane  mit  ihrer  Auf- 
gabe und  bei  dem  Bestreben,  denkbar  Vollkommenes  zu  leisten, 
manchmal  zum  Schaden  der  Sache  gefehlt  wurde.  Von  solchen 
Ausnahmefällen  abgesehen  zeigt  die  Erfahrung,  dass  auch  unter 
Berflcksichtigung  selbst  anscheinend  hoher  Kosten  der  Beinertrag 
der  Felder  auf  bereinigten  Fluren  eine  Steigerung  erfährt,  die  in  dem 
oft  geradezu  überraschenden  Anziehen  der  Bodenwerthe  bereinigter 
Grundstöcke  beredten  Ausdruck  erhftlt^  wie  denn  bekanntermaassen 
auch  der  kleinste  Bauer  den  Werth  der  Zugänglichkeit  eines  Grund- 
stacks Oderseiner  besseren Arrondirung  sehr  wohl  zu  würdigen  weiss. 
Aber  die  vielfältigen  psychologischen  Widersprüche,  welche  so 
häufig  die  Wirthschaftsgebahrung  der  Landbevölkerung  kenn- 
zeichnen, treten  nun  auch  gerade  darin  zu  TaLre.  dass  dieselben 
Landwirlhe.  welche  einer  Bt'reinigung  am  iiiei>teu  widerstreben, 
selbst  die  ungeheuerlichsten  Kautpreix'  In'i  < inuidstücksankäufen 
nicht  scheuen,  wenn  damit  eine  bessere  Arrondirung  oder  Ver- 
grössenmg  einer  l:'arcelle  erreicht  werden  kann. 

Voll  Weütplialeu  wird  berichtet,  daüs  diti  Buueru  ^^Welfach  ^u  mi^ätrauisch, 
ni  wenig  intelligent  seien,  nm  den  grossen  Nutzen  der  Verkoppchmg  einsnsehen; 
Jeder  möchte  wohl  di'ii  )H'imchl)art»'ii  Acker  sein  tH  iiiH'n,  nicht  aber  das  eiffene 
•  Jnmdstück  wieder  alitrcbcn".  Tin  so  citnsTPr  wird  <iic  (fch-jrcnlicit  crLrriffon.  zur 
Arrondirung  benadibarte  Parceilen  anzukauteu,  freilich  iiauiig  zu  ubermassig  hohem 
Preis  (fiiiifflidie  Znstinde  in  Deutschland,  II,  S.  3);  wie  denn  anlissUch  der  Be- 
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fathun«;  des  ZusHinmenle^ngs^esetzes  für  die  Rheinp rovitiz  mateenliaft  Petitionen 

ans  baiierliclifii  K^('i^(•Il  fmit  70 — 8000U  rnterschriOtMi  ln'dfckf  •rc'^'-i'n  <las  (i^üets 
bei  dem  PreusK.  LaudtHg  eingelaufen  sind  ^Hericlit  der  Xler  Cuimiü:>isiuii,  Drack* 
Sachen  No.  71  von  1886). 

In  Bezug  auf  die  Kosten  ist  noeh  Folgendes  zu  bemerken: 
Die  Höhe  derselben  ist  im  Wesentlichen  abhftngig  von  den  be* 
sonderen  Schwierigkeiten,  welche  die  Terrainbeschaffenheit  (eben 
oder  hügelig),  die  wechselnde  Bodenbeschaffenheit  etc.  bereiten  und 

von  den  besonderen  Anlagen  (insbesondere  für  Meliorirung  von 
AViespnu^'ländo),  Avelclie  mit  den  IKMciniirinim'n  verbunden  worden; 
ciiiUii'h  Min  der  niobr  oder  minder  soliden  Art  der  Feldwege.  Die 
Kosten  stellen  sich  verhältnissmässiu  um  so  hr»ber,  je  kleiner  die 
IJereiniiruni^slläehe  ist,  sehon  wencu  der  hier  bedeutender  in's  «le- 
wicht  fallenden  allgemeinen  Kosten,  dann  aber  auch  desshalb.  weil 
innerhalb  eines  enger  umschriebenen  Bezirks  die  Ausgleichung  des 
alten  und  neuen  Besitzstandes  nicht  bloss  überhaupt  schwieriger 
ist,  sondern  eben  wegen  dieser  Schwierigkeiten  häufig  in  Geld 
erfolgen  muss. 

Aiini.  1.  In  I?a<1<  ii  vcliwankcn  aus  solchen  (irüudi-n  die  Kristeti  fiir  den  ha  Be- 
reiuiguugsdäche  zwischen  2ö  und  iK)  M.;  aber  selbut  bei  den  theuersten  Anlagen 
dürfte  der  Anfnrand  in  der  Werthserhöhung,  weldie  ein  bereinigtes  Onmdetüek 
durch  die  Jederzeiti^e  Zuptngliclikeit  and  sweckmässigpe  Fomi  erhält,  sein  voll- 
standi<ris  Aocjnivalent  finden.  (Vpl.  des  Verfassers  Handbuch  des  landwirthschatt- 
licliea  Verwaütuii^'hri'chtH  1887  und  den  Jahresbericht  des  badischeu  Ministen iinw 
des  Innern  ffir  1884/87,  II,  S.  TöflT.)  —  In  Sachsen  schätzt  man  die  Zusammen* 
le;rnn<rskostcn  (ohne  die  Kosten  lür  We<;c-  und  (irahenanla«ren),  d.  h.  di»-  «lurch 
Specialcomnüssare,  Geumeter,  Sporteln  etc.  erwachsenden,  auf  den  ha  bei  gro»sen 
Fluren  auf  13,15--14,85  M.;  bei  eben  solchen  nnd  schwierigem  GesdiilUirang  anf 
15.74  M.;  bei  mittleren  Floren  (von  etwa  2<I0  ha)  in  bergig«m  Terrain  nnd 
Im  i  vrliwicrifrcm  Geschäftspanpr  auf  21. !W  23  M.:  bei  kleinen  Flnren  (von  etwa 
Kd)  lia  in  bergigem  Terrain  bei  gutem  Uescliiiltsganj^  auf  21,4  M.,  bei  schwierigem 
anf  26,7  M.  (Schütte,  a.  a.  0.«  III,  8.  1110.) 

2.  l><'r  ^rrosse  Xutzcn  frtit  durchgeführter  Heninip'nn'ri'n  und  deren 
günstige  Kückwirkuug  auf  die  Wirthschaftslage  der  laudbautreibeudeu  Bevölkerung 
wird  in  aahlreichen  amtlichen  Yeröffentlichnngen  unumwunden  eingerftnmt.  Bimmtlidie 
neuen  landw.  Erhebun<:en  über  die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkermig  haben  die 
thunlichste  F<irderunjr  des  ßereini^'unir><vvesens  als  eine  der  wichtigsten  Fragen  der 
(jiegenwart  uneingeschränkt  unerkamil:  liadeu,  IV'.  Bd.  der  Erhebungen,  8.  16, 
Warttemborg,  H.  XXIII,  Hessen,  I,  8.  27,  Elsass-Lothringen,  S.  XVIII  ff.; 
auch  sind  in  diesen  säninitlielien  vivr  Staaten  siitdeni  die  bis  dahin  ireltend«»n 
Bereiuiguiigsgcset^e  einer  Umgestaltung  im  Sinne  eines  thatkräftigereu  Vorgehens  auf 
diesem  <«ebiet  nntersogen  worden  (siehe  §  ö6).  8o  wird  anch  inhaltlich  des  amt- 
lichen Berichts  über  die  Ergebnisse  der  rntersuchnngen  Aber  die  Lage  der  Land- 
wirthst  halt  in  den  Niederlanden  der  Mangel  eim-s  (Jesetr.es  über  zwangsweise 
Zusanuni'nlegung  bei  der  viellach  unzweckniässigen  l-age  der  (Grundstücke  (ein 
holländisches  Sprichwort  sagt:  „Je  ferner  von  seinem  Land,  je  dichter  bei  seinem 
Schaden"  '  mit  Ki  eht  bekla^'t.  -  Einen  sehr  lehrreichen  Einblick  in  die  wirthscbaft- 
iiche  Bedeutimg  der  Bereinigungen,  namentlich  auch  wegen  der  mit  solchen  ge- 
wöhnlich Hand  in  Hand  gehenden  Meliorationen  (Ent-  und  Bewtaeruogiaalagen) 
gewähren  auch  die  Jahresberichte  der  betreffenden  Bessortministerien  nnd 


Digitized  by  Google 


Abscim.  III.  §  Ö3.  Wirthscbattliche  Würdi^puig  der  Bereioigungen.  317 


sonstige  amtliche  TerOffientlichungen.  Ans  dem  „Bericht  Uber  PreiissenB  landw. 

Verwaltung''  fflr  1884/87  nu)<rt'n  dcsshalb  /.ur  Krhärtung  der  AnsfBlirBiigeo  im 
Text  eiui^  Auszüge  hier  dne  Stelle  findeu.    Ks  berichten:  a")  die  (t  eneral  com- 
missiou  Breslau  (S.  107  ff.):  Die  im  üerbst  188Ö  eingeleitete  Separation  der 
Stadtfeldmark  LeobteliÜts  odl  1114,5  ba  AAw-  nnd  Wieflenland  bat  das  gfinstife 
Resultat  ifehaht.  dass  die  hetheiligten  288  (jrnndhositzcr  281  luMie,  also  iil)('rwi(  <rt'iid 
je  aar  einen  i'Iau  erhalten  haben,  während  sie  vorher  IHöö  einzelne  Stücke  besuHsen. 
—  Die  Feldmark  Ouhran,  Kreises  Pless,  bietet,  nachdem  die  Separation  derselben 
im  Herbst  1886  ausfretührt  ist,  schon  ji  i/t         •■  i  t  reuliches  Bild  des  Fort- 
schritts  in   der  Bewirthschaffimir   dvr  Ackerlandcreieu;   auch   die  Hustical^ri  inul- 
besitzer  sind  jetzt  mit  der  Separation  zufrieden  und  haben  sämmtlicb  den  i'lau 
geaebmigt,  wibrend  sie  bei  der  Einleitung  derselben  sieb  snsammengerottet  ttnd 
thätlich   widersetzt  hatten,  so  dass  das  Einschreiten  der  bewaffneten  Macht 
nothweudig  geworden  war.    Im  Allgemeinen  liisst  sich  nicht  verkennen ,  dass  nach 
Aasföbmng  einer  Separation  oder  Zu8ammenle<run^'  auch  die  betheili^eu  Rustical- 
Grmidbflaitser  sich  einer  besseren  Bestellung?  ilirer  Ackerläudereien  betieissiiren  nnd 
ihren  neuen  Besitzstand  sorgsamer  behandeln,  ^•cwöhnlich  ancli  eine  zweckmässig-ere 
Fruchtfolge  einitihren.    Häutig  lassen  sie  auch  die  üiuen  nebenher  gehörigen  Hinzel- 
grundstSeke  ihren  Stellen  snschreiben  nnd  regniiren  ihre  Creditrerbftltnisse.  IMe  Auf« 
nähme  vim  I>iirli-1ien  zu  nntssi-ren  Zinsen  von  der  Landschaft  und  anderen Creditinstitnten 
wird  durch  diese  Arrondirungen  wesentlich  erleichtert,  häutig  erst  erraof^licht.  Di©  Ertrftge 
dieser Wirthschaften  steigern  sich  daher  gewöhnlich  sehr  bald,  die  DUngerstütten  werden 
Terbeasert  und  die  Schenneniftnme  erweitert ;  die  Zwangsverkilnfe  scheinen  bei  den  scpa- 
rirten  Feldmarken  >iicli  zn  vennindern.      b>  (J  eii e  r  a  1  e om  m i ssi o  n  zu  D  ii  s  s  el  d  o r  f : 
In  den  Westerwaldkreiseu  Neuwied  und  Aiteukirchen    und  in  dem  kreise 
Wetslar  idnd  die  Orundstfickssnsanunenlegnngen  an  vielen  Orten  in  erfolgrelebster 
W«i<e   an-ijjefTibrt.    Vorzufrsweise  sind  in  den  vordem   meist   versunqiffen  Wiesen- 
thalem  durch  Keguliruug  der  vielfach  gekrümmten  Flussläufe  und  durch  iüiiilührang 
einer  awwskmftssigen  Ent-  nnd  Bewftssemng  die  günstigsten  Resultate  enielt.  Es 
sind  dort  im  Allgemeinen  die  Bodenerträge  um  mehr  als  30*/u,  an  einzelnen 
Stellen  sogar  um  8<M)    4(3()7o  erhöht,  dementsiiri'ehend,  trotz  der  Entwerfhuug 
der  landw.  Bodenerzeuguisse,  auch  die  Kauf-  und  Facittpreise  gestiegen.  In  Brei b ach 
erwogt  in  Folge  der  gleicbsdtig  Torgenommenen  Bewissemng  ein  Wiesenbesitz, 
von  dem  vor  der  Zusammenlegung  beim  ersten  Schnitt  dnrcliscbnittlich  (>    7  Fuder 
Ueu  geemtet  wurden,  jetzt  im  Durchschnitt  17  Fuder  Heu.   In  demselbeu  Verhält' 
niss  hat  sieb  der  Grammetertrag  vermehrt.   Ein  anderer  Wlexenbesita  von  2  ba 
Flache  brachte  vor  der  Zusammenlegung  74  M.,  im  Jahre  ISHr)  2'23  M.  und  im 
Jahre  1887  310  M.  Pacht.    Fenicr  wtirde  eine  Wiese,  welche  vordem  1  M.  Facht 
eintrug,  nach  der  Melioration  für  14  M.  verpachtet.  —  c)  (ieueralcommission 
Kassel:  Von  den  1876  ba  der  Gemarkung  Langendielbach,  Kr.  Hanau,  wurden 
948  ha  zusammengelegt.    Diese  948  ba  waren  in  17540  Farcellen  zerstückelt,  an 
deren  Stelle  sind  1623  neue,  durchschnittlich  50  Ar  grosso  Pläne  ausgewiesen 
werden,  von  denen  ÖO  cur  Erweiterung  der  Dorfhge  dienen.   Die  Tortbeile  der 
Zusammenlegung  treten  in  Langendielbach  wegen  der  früheren  maasslosen  Par- 
«ellirung  besonders  auffallend  hervor.    I)ie  Ermässigung  der  l'roductionski»sten  wird 
bereitwilligst  anerkannt  und  die  Aufliebung  des  Flurzwaugs  als  grosse  Wohl- 
that  empfVuiden.   Der  Flnrawang  wurde  mit  ftusserster  Strenge  ausge> 
übt,  und  durften  selbst  die  von  den  Landstrassen  aus  zugänglichen  P;in  cllm  nicht 
früher  abgeerntet  werden,  als  dies  für  den  betreffenden  Flurtheil  vom  üemeiuderath 
beschloMea  nnd  darcb  die  ScbeUe  SATentUeb  bekannt  gemacht  wordm  war.  Dann 
BMlsste  mancher  Besitzer  unreife,  ein  anderer  tiberreife  Fni<  Im  <  inentm.    Ein  grosser 
Opinnrkungsthei!.   das  Issigheimer  Feld,   über  ein  Drittel   des   ganzen  Ackerlandes 
i'titiialtc'ud,  ist  durch  8chafi'uug  der  bisher  felilcudeu  Vurlluihgrubeu  ganz  bedeutend 
in  Wevfbe  eibSbt.  IVlbrend  firttber  grosse  Flächen  mit  kräftigem  Lehmboden  wegen 
stafniirender  Nässe  im  Frühjahr  cr^t   >pät   zugänglich   wurden,  zieht  jetzt  die 
überflüssige  schädliche  Feuchtigkeit  schnell  ab  und  gestattet  frühe 
Bestellung.   Die  erste  nach  der  PIanan8f3hruug  in  diesem  Felde  gemachte  Ernte 
hat  allgemein  die  Erwartungen  erheblich  iibertn>iTen,  obwohl  manche  Pläne  in  recht 
MUeebtem  Dflngnngwustande  nnd  stark  von  Unkraut  verunreinigt  ttbemonunen 
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wurden.  In  einem  andi-ren  entfernten  und  schlechten  Gemarknugstheile  fanden 
sich  irulK-r  viele  kleine  rarcelleu.  welche  von  ihren  Besitzern  nicht  bestellt  ru 
werden  ptie^n,  weil  tiich  die  Bestellung  des  kleinen  Stücks  bei  den  weiten  »ehr 
fchlechten  Wegen  kaum  lohnte.  Jetst,  naekdem  anch  Uer  ordentlidie  Planstficke 
ausgewiesen  und  gute  Zuwejre  geschafft  worden,  findet  man  kaum  noch  unbe- 
stellte Flächen ,  da  gleich  das  erste  Jahr  erwiesen,  dass  auch  in  diesen  schlechteren 
Lagen  nach  gehöriger  Düngung  ein  lohnender  Ertrag  zu  erreichen  ist.  —  In  den 
Oemarknngen  Niederhörlen  und  Breidenstein  im  Kreise  Biedenkopf  des  Ke- 
gieruugslM  zirks  Wiesbaden  ist  an  die  Stelle  der  Drcifelderwirthschaft  unter  Fortfall 
des  bisher  bestandeneu  Flurzwaugs  mehr  oder  weniger  Fruchtwechselbau  mit 
tlicilweise  auagedehntem  kflnstlicäeni  Fntterhau  getreten.  Dies  tat  namentlich  In 
Niederhörlen  der  Fall,  wo  der  sogenannte  Wagner'sche  Futterbau  sich  eingebürgert 
hat  und  sehr  beträchtliche  Erfolge  zeigt,  die  den  Ertrag  des  dort  sonst  vorzugsw  eise 
gebauten  Kuthklees  weit  hinter  sich  lassen.  —  In  Waldeck-Pyrmont  zeigen  sich 
die  Segnungen  der  Znuunmenlegung  insbesondere  in  der  überall  zu  Tage  trett  ndcn 
Erhöhung  des  Ertrages  der  Ländcn  icn  und  des  Werthes  der  (irundstücke.  In  tlen 
Gemeinden  Ober-  und  Niederwaroldern,  sowie  Meineringhausen  ist  ea 
wiederholt  vorgekommen,  den  pro  ^tforgen  I8V4  Ctr-  Weiten  oder  14Vf  Ctr.  Roggen 
geemtet  worden  sind,  Erträge,  die  man  früher  für  unmöglich  hielt,  imd 
zwar  wurde  dies  Resultat  nicht  etwa  auf  Acker  1.  und  II.,  sondern  III.,  IV.  und  V. 
Klasse  erzielt.  -  d)  Geuerulcummission  zu  Münster:  Die  .Specialseparation 
der  Feldmark  Willebadetsen,  Kr.  Warburg,  wurde  Ende  1881  eingeleitet  und 
ISS^J  zur  Plantibt  rwrisung  gefördert.  Durch  dieselbe  ist  eine  Fläche  von  ll^Hl  ha, 
welche  von  Hö7  liiteresseuteu  in  alten  Parcellen  besessen  wurde,  in  841  Pläne 
Bosammengelegt.  Ohwohl  seit  der  Separation  die  Bearbeitiing  der  Lindereien  eine 
weit  intensivere  geworden  ist,  als  sie  vordem  war,  hat  die  Spannkraft  der 
bäuerlichen  Besitzer  bedeutend  h  erab  peni i  n  d  e  rt  werd«'n  können.  Es  sind  seit 
dem  Herbst  188(>  16  1'ferde  abgesehatlt,  iudem  deren  Besitzer  theils  zu  (^»clisen 
als  Spannvieh  iibergegrangen  sind,  theils  mit  einer  geringeren  Anzahl  von  Pferden 
auskommen.  ^  In  der  Stadtfeldmark  R  ri  1  011  betriigt  die  Erspaniiss  an  Bestelluijgs- 
kosteu  durchschnittlich  pro  Hektar  der  Aecker  und  Wiesen  5,81  M.  und  im  üauzen 
jährlich  ca.  20000  M.  —  e)  In  den  Dörfern  Orossengottern  nnd  Altengottern 
im  Kreise  Laugensalza  wird  die  jährliche  Ers])arniss  in  Fol^'c  der  schon  in  den 
50er  Jahren  ausgeführten  _('nnsolidation"  dort  auf  2^582,40  .M.,  hier  auf  2;')S(M),5()  M. 
angegeben,  oder  auf  4,28  M.  pro  Jdorgen,  so  dass  —  unter  Berücksichtigung  der 
Kosten  des  Untemdimens  —  eine  Ertragswerthssteigerung  auf  den  Morgen  von 
1()2.5()  M.  angenommen  wird  läfrer.  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart.  1888,  III. 
Abthlg.,  S.  1Ö8  ff.).  —  f)  Aehnliche  L'rtheile  in  den  Jahresberichten  des  badischen 
Ministerinms  des  Innern,  sowie  in  den  vom  Yerein  f&r  Sodalpolitik  erhohenen  Be> 
richten  über  die  bäuerlichen  Zustände  in  Deutschland;  so  z.  B.  betreffs  des 
(Jrossh.  Sachsen  in  \U\.  1.  S.  81.  Wegen  Zusammenhangs  des  Aufblühens  der 
Kubeucultur  mit  den  Separationen  im  ehemaligeu  Fursteuthum  lialherstadt,  s.  Bd.  II 
ebenda,  S.  127  und  136  ff.  Von  Sachsen  wird  bemerkt,  dies  wenn  aodi  in 
einzelnen  Füllen  die  erwähnten  Vortlieile  nicht  eingetreten  sind,  im  (ianzendie 
Zusammenlegungen  für  den  ländlichen  Grundbesitz  nVerbessertuigeu  in  Bezug  auf 
Fnichtfolge,  vermehrten  Fntteranban,  reidilichere  Emihrung  des  ^ehs,  Verwendung 
neuer  Ackergerithe,  Einftthmng  von  Reihensaat  etc.  im  Gefolge  gehabt,  daher 
anch  stets  weitere  Zn.sammenlegungen  in  den  ximMchst  gelegenen  Ortschaften  nach 
sich  gezogen  hüben"  ill,  .S.  207). 


g  54.  Einwendungen  gegen  die  Bereinigungen. 

Man  8ollte  bei  solcher  Saciila<re  m(>inen,  dass  kaum  eine  andere 
Maassnalime  der  Laiulesciiltur  als  die  hier  vorliegende  sich  des 
ungetheilten  Beifalls  der  landwirtbschaftlichen  Bevölkening  erfreuen 
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müsse  und  dass  es  unschwer  falle,  derselben  überall  Eingang  zu 
▼erschaffen,  namentlich  in  einer  Zeit,  in  der  steigende  Arbeitslöhne, 

bei  zunehmender  Schwierigkeit  der  Beschaffung  guter  Arbeitskrftfte 
überhaupt,  mit  der  Steigenuiir  auch  der  anderen  Betriebskoston 
(Wachsen  der  Steuerlast)  und  mit  ungünstigem  Preisstand  numcher 
Er/euurnisse  zusammeutreft'en.  Nun  pflegt  aber  im  Allgemeinen 
nur  beim  mittleren  und  grösseren  Besitz  ein  entsprechendes  wirth- 
schaftliches  Verständniss  für  das,  was  die  Zeit  fordert,  vorhanden 
zu  sein :  die  bäuerliche,  zumal  die  kleinbäuerliche  Bevölkerung 
dagegen  entbehrt  in  ihrer  grossen  Masse  vielfach  dieser  Einsicht 
und  nimmt  hAufig  selbst  hochgradige  Missstände  der  herrschenden 
Flurverfassung  als  etwas  Unabänderliches  mit  stumpfem  Gleich- 
muth  hin  oder  zieht  doch  die  Abftnderungsmöglichkeit  mit  dem  Er- 
gebniss  nachhaltiger  Besserung  des  Bestehenden,  aller  Erfahrungen 
ungeachtet,  immer  von  Neuem  in  ZweifeL  So  kann  es  nicht 
Wunder  nehmen,  das  in  Norddeutschland  und  namentlich  in 
Flüssen  (mit  Ausnahme  der  westlichen  Provinzen),  begünstigt 
durch  das  Verständniss,  das  der  daselbst  voriierraehende  Mittel- 
besitz den  Bereinigimgen  entgegengebracht  hat  und  durch  eine 
von  Anfang  ab  \volil(lurchdaclite,  das  Zustandekommen  dieser  Unter- 
nehmungen fördernde  (iesetzgebung,  Fortschritte  auf  diesem  (Je- 
Met  in  viel  grösserem  Maasse  zu  verzeichnen  sind  als  im  Süden 
Deutschlands  sowie  in  anderen  Staatsgebieten,  wo  der  ländliche 
Kleinbesitz  den  Hauptgrundstock  der  Bewohner  des  flachen  Landes 
bildet,  der,  jeden  Aendenmgen  der  Wirthschaftsgewohnheiten  über- 
haupt schwer  zug&nglich,  erklärlicherweise  mit  besonderem  Nach- 
druck gegen  eine  Maassregel  sich  sträubt,  in  der  er  eine  in  seinen 
Augen  unerhörte  Enteignung  des  ererbten  oder  mfihsam  erworbenen 
Besitzes  erblickt  und  deren  mögliche  und  wahrscheinliche  Yortheile 
flir  die  spfttere  Führung  des  Betriebs  hinter  der  augenblicklichen 
Belastung  des  Anwesens  mit  einer  Meliorationsschuld  gänzlich  in 
den  Hintergrund  treten.  Will  man  daher  in  Gebieten  mit  starker 
Besitzzersplitterung  ebenfalls  Erfolge  in  absehbarer  Zeit  er- 
zielen, so  muss  man  sich  zu  der  Folgerung  verstehen,  in  der 
Ausgestaltung  des  Zwangsmoments  bei  der  Bereinigungs- 
gesetzgebung nicht  allzuängstlich  zu  sein. 

Im  Grossen  und  Ganzen  lässt  sich  saacn,  dass  die  gemeinhin 
geqren  Bereinigungen  vorL'"t'brachten  KiiiwriHlungt'ii .  wenn  über- 
haupt, höchstens  eine  relative  Berechtigung  haben  und  dass  ein 
geschickter,  verständiger  Vollzug  douselbeu  leicht  begegnen  kann. 
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dass  aber,  soweit  gewisse  iineiwflnschte  Folgen,  weil  mit  dem 
Wesen  der  Bereinigungen  verknUpft,  nicht  vermieden  werden 
können,  sie  gegenüber  den  Yortheilen  einer  guten  Bereinigung 
ernstlich  nicht  in's  Gewicht  fallen.  Es  kann  genügen,  in  dieser 
Beziehung  auf  Folgendes  hinzuweisen: 

1.  Die  Befflrchtung,  bei  dem  Geländeaustausch  könnten 
Benachtlioiliiiuußren  dos  Hinoii  zu  Gunsten  Anderer  eintreten,  ist 
eine  sehr  weit  verbreitete  und  der  schon  hieraus  entspring«*nde 
Widerstand  erliält  durch  die  Anhän.irlichkeit  gerade  wieder  der 
kleinen  Leute  an  die  sclion  lauste  in  ilireni  Hesitz  befindliche 
Scholle  eine  besondere  Nahrunir:  und  zwar  wieder,  je  zerstflckelter 
an  sich  der  Besitz,  je  ungleichartiger  der  Boden  in  der  Geniarkuug 
nnd  je  verscliiedenartiger  dessen  Bewirthscbaftungszustand  ist.  Hei- 
spiele gut  durchgefÜUirter  Bereinigungen  und  die  Gewissenhaftig- 
keit, mit  der  seitens  der  Techniker  bei  der  Bonitirung  der  Einzel« 
grundstflcke  verfahren  wird,  die  Bedachtnahme  darauf,  dass  beim 
Gnmdstacksumtausch  geeignete  Bflcksicht  auf  die  idten  Besitz- 
Verhältnisse  genommen,  d.  h.  Grundstflcke  thunlich  gleicher  oder 
fthnlicher  BodenbeschalTenheit  an  Stelle  der  abzutretenden  flber- 
wiesen  werden,  sind  geeignet,  solche  Befürchtungen  zu  zerstreuen 
und  auch  frühere  Gesrner  na»  Ii  Vi)llcndunLr  des  Werks  mit  diesem 
zu  versöhnen.  Wo  die  Stimniunir  eine  l)esonders  zweifelhafte  oder 
tretheilte  ist,  emiiliehlt  sich,  nicht  auf  einmal  in  der  ganzen  Ge- 
niarkung  zur  Bereiniuunu-  zu  schreiten,  sondern  durch  deren  Be- 
schränkung ziuiächst  auf  eine  n  Flurtlieil  die  Vurtlieile  auf  engerem 
Gebiet  augenfällig  zu  machen,  worauf  eriahrungsgemäss  die  gänz- 
liche Durchführung  nicht  lange  auf  sich  warten  lässt '). 

In  Gegenden  hochwerthigerSpecialculturen  (Tabak,  Hopfen  etc.). 
die  nur  auf  bestimmten  Böden  gut  gedeihen,  ist  selbstredend  die 
Zusammenlegung  mit  besonderer  Vorsicht  zu  handhaben  und  in 
Beborten  mit  stark  wechselnden  Lagen  am  besten  wohl  gänzlich 
zu  unterlassen,  soweit  nicht  die  Interessenten  im  Vollzug  des 
Unternehmens  selber  solche  wflnschen;  unter  dieser  Voiaussetzung 

*  i  Der  .T;ihr.  >1t.  n(  lit  di  s  liad.  Miiiisterimiis  dos  Iniu'rn  für  1884  85  (II,  S.  87i 
erwfthut  u.  A.,  nie  iieueriUitKb  die  Bereiuigung  mit  gutem  Erfolg  in  einer  üemarkuug 
(Nasal ^  im  bad.  ünterUnd)  in  Angtift  genommen  worden  sei,  welche  frfiher  Mlbst 
gej^en  das  Anerbieten  der  Regierun}?,  das  rnternehmen  -  als  rrolxstiick  —  ganx 
auf  Staatskosten  ansfiihren  zu  lassen,  sich  ablehnend  verhalten  habe;  und  wi»» 
überhaupt  diu  gelungene  Ausführung  einzelner  Unternehmungen  alsbald  andere  iu 
lienachbarten  Gemarkmigen  nachztudeheu  pflegte.  (Aehnliche  ErfiJiningenr  auch  in 
Prenasen.) 
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aber  die  Bereinigung  auch  für  solche  Districto  durchaus  erstre- 
benswerth. 

2.  Weitgehenden  ZusammenleguDgen  steht  derGross- 
besitz  im  Allgemeinen  ebenso  freundlich,  wie  der  mittlere  und 
kleinere  (bäuerliche)  Besits  unfreundlich  gegenttber.  Wenig 
wollen  freilich  jene  Einwendungen  bedeuten,  die  auf  die  Erhöhung 
der  Hagelgefahr  oder  des  grösseren  Risicos  durch  Pflanzenschüd- 
linge  bei  arrondirterem  Besitz  sich  stützen;  denn  letztere  sind 
hekanntlich  um  so  schwieriger  zu  bekämpfen,  je  zerstückelter  der 
Besitz  und  je  leichter  gerade  bei  der  Gemengelage  die  Ueber- 
traiiiing  des  Schädlings  von  einer  Parcelle  auf  die  andere  ist:  und 
ersteres  wäre  überhaupt  docli  mir  begründet,  wenn  jeder  in  allen 
Tlieilen  der  Gemarkungen  gleicli  stark  begütert  wäre,  was  indess 
nur  ausnahmsweise  zutrifft  Dagegen  würde  es  ein  Fehler  sein, 
solche  weitgehende  Zusammenlegungen  den  Betheiligten  auch  dann 
aufdrängen  xu  wollen,  wenn  sie  ihnen  lebhaft  widerstreben  und 
namentlich  wenn  diese  Widerstrebenden  den  klein-  und  mittel- 
bäuerUchen  Wirthen  angeboren,  für  deren  Wirtlischaftslage  eine 
Verminderung  der  Zahl  der  Parcellen  ohnehin  selten  eine  grosse 
wirthschafUiche  Bedeutung  hat,  bei  denen  vielmehr  die  jederzeitige 
Zugänglichkeit  ihrer  Parcellen  bei  zweckmässiger  Forminmg  der- 
selben die  Hauptsache  bleibt^).  Wenn  freilich  selbst  bäuerliche 
Wirthe  mit  grösserem  Besitz  nicht  selten  sieli  gegen  solclie  Zu- 
sammenlegungen sträuben,  obwolil  auch  sie.  wie  der  Grossginind- 
besitz,  mehr  und  mehr  mit  der  Arbeiternoth  zu  känijden  halten, 
so  beweist  dies  nur  wieder,  wie  weit  die  Kurzsichtigkeit  auf  dem 
Hachen  Lande  und  die  Verkennung  der  wahren  Interessen  sogar 
unter  denen  verbreitet  ist,  die  doch  vor  Allem  berufen  wären,  in 
dem  Kampf  für  einen  gesunden  Fortschritt,  eben  vermöge  ihres 


I5fi  (ifu  Vi'rliaiulluii^'fn  über  das  Pnns-i.  Zusftmmenle^infrs{»'esptz  für  die 
Kheiu laude  wurde  uicht  uhne  Grttud  auch  darauf  ver^vieseu,  dass  wo  die  liesitz- 
▼erth«iliiB(r  fliiie  wbr  sersplitteiie  ist,  die  Xntunmeiilegiiiigr  nicht  nur  flb«rhaapt 
v<'ii  fra^wiirdifrem  Werth,  .soiuleni  nuih  desshulb  nicht  anzustreben  weil  daun  den 
klfinea  Leuten,  uamentlieh  deu  Lundarbeiteni,  Augehörigeu  der  Fabrikbevölkerung 
etc.  der  Erwerb  eines  kleinen  (trundeigentlraBie  ansseroraenflich  erschwert  werde. 
(So  im  Referat  vom  Ahg.  Bachem,  in  der  46.  Sitzung  t.  19.  Miir/  lH8ö,  Stenoi^r. 
Her..  S.  1159.)  Dieses  sociale  Moment,  welches  in  «^»Mnischt  laudwirth.schaftlicli- 
iudujsthelleu  Bezirkeu  Beachtung  miudesteuü  ebeuiio  verdient,  wie  da«  laudwirth- 
•ehalllieh-teehniieh»,  ist  indest  avf  die  endgttltige  Fusmig  de«  Oesetses  ohne 
EinrtiiNS  ;,'eblieb('n.  Die  süddeutsche  (»eset/frebnntr.  welclit-  uiu  li  cinfiiche  Weg^eanla<ren 
culässt,  dürfte  dcsshalb  in  dieser  Hinsicht  den  Vorzug  verdieueu,  weil  sie  gestattet, 
der  Verschiedenheit  der  Yerhältnisse  thunUeli  Bechnnng  m  tragen.  Vgl.  anch  die 
Bemerirang  «nf  8.  80B  unten.  1 
Baeheabefver,  iL,  AfnurpoUtik.  L  21 
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gr^Hneren  Besitzes,-  die  geistige  Fflhruiig  zu  übemehmen.  Diese 
Zurflckhaltung,  die  sieht  selten  zur  effenen  Bekampfimg  selcher 

Maassregeln  übergeht,  hftngt  freilich  auch  mit  der  anderen,  nicht 
wegzuläugneiulen  Thatsache  zusammen,  dass  häutig  gerade  diese 
Glieder  des  ländlichen  Gemeinwesen  jenes  (icmeinsinns  entbehren, 
der  für  Angelegenheiten  allgemeinerer  Wichtigkeit  auch  dann  ein- 
treten heisst.  wenn  der  eigene  Vortlieil  die  Förderung  derselben 
nicht  unbedingt  gebietet.  Die  Beachtung  dieses  Punktes  ist  de 
lege  ferenda  nicht  unwichtig,  insofern  nämlich  es  bedenklich  wäre, 
bei  der  Ausgestaltung  des  M^jorisirungszwangs  die  Flächengrösse 
des  Besitzes  zum  allein  aussehlaggebenden  Factor  zu  erheben 
(vgl.  S.  283  unten). 

3.  Diejenigen  Einwendungen,  welche  gegen  Zusammenlegungen 
aus  dem  Grunde  erhohen  werden,  weil  in  den  Gegenden  der  Frei- 
theilbarkeit  der  Güter  im  Erbgang  und  Y erkaufsfall  die  Maass- 
regel der  nachhaltigen  Wirkung  doch  enthehren  würde 
und  weil  kleine  Parcellen  verkaufsfähiger,  also  werthyoller  seien, 
verkennen,  dass  solche  nachtheilige  Theilungen  doch  immer  nur 
in  gewissen  längeren  Zwischenräumen  einzutreten  pflegen,  in  der 
Zwischenzeit  a])er  die  Wohlthat  des  arrondirten  Besitzes  in 
uneingeschränktem  Maasse  dem  Betriebsleiter  zu  Gute  kommen: 
und  dass  wenn  erst  fllxM-luuipt  einmal  wieder  diese  Wnhlthat  der 
ländlichen  Bevölkerung  zum  vollen  Bewusstsein  gekommen  ist, 
unzweckmässige  Theilungen,  die  das  Land  schliesslich  in  kleine 
Fetzen  zerreissen  müssten,  sicher  seltener  werden,  auch  wenn 
eigentlicbe  Theilungsverbote  nicht  bestehen  sollten.  Daher  wird 
ein  verständiger  Vollzug  auch  in  Gegenden  der  Freitheilbarkeit 
und  bei  vorwaltendem  Eleinbesitz  doch  mindestens  die  kleinsten 
Parcellen  zu  beseitigen  sich  bemflhen  und  jedenfalls  gegenfiber 
dem  bäuerlichen  Mittel-  und  Grossbesitz  für  eine  thunliche  Min- 
derung der  Farcellenzahl  eintreten'). 

Wenn  ein  im  Uebrigen  mit  sehr  sachverstündigem  Urtlieil  auf  laodw.  Gebiet 

ausfr«*rüst«'ter  Schriftsteller  sajrt.  ilass  in  dvr  Vt'ulz  man  sich  daran  frewöhut  hnhc, 
«den  vorbaudeueu  Ziuuuid  (der  Parcelliruugj  eiuschliesslick  der  Gemengela^^e  der 
Öninditttcke  ah  eine  mit  der  gegebenen  Entwickliing  snsammenhlUigeBM  &icbei- 
uuu^r  nnd  als  etwas  Unabänderliches  anzusehen"  .  .  .  nnd  dass  die  Bevölkerung  einer 
zwangsweisen  Zusammenlefnuifr  sch»)n  desshalb  widerstrebe,  weil  wegen  der  (iesi'tz- 
gebung  über  die  Theilbarkeit  _eiu  daiurnder  Zustand  durch  dieselbe  doch  nicht 
begründet  würde''.  (Petersen  in  Bäuerl.  Zustände  in  Deutichland.  I,  8.  258)t  M 
kinm  difstT  Sti-llimgiiiiliiiir  dnch  nur  vuiv  srlir  bedingte  Richtigkeit  zugestanden 
werden,  nämlich  nur  iusowi  it.  als  die  Vcrhaliuissc  dieses  Landes  nicht  diizu  augethau 
■ind,  nach  norddentachem  System  in  bereinigen,  d.  h.  Zaianunenlegungeu  grossen 
SQrls  Tonninehmen. 


Digitized  by  Google 


Absclm.  m.  §  54.  Eiuweudungeu  gegen  die  Bereimgungen.  323 

4.  Nicht  selten  wird  den  Unternehmuniron  der  in  Rede  stehen- 
den Art  desshalb  widerrathen,  weil  die  bäuerliclie  Bevölkerung  nicht 
hinreichend  leistungsfähig  sei,  um  die  erheblichen  Kosten 
für  deren  gute  Durchführung  ohne  In'fülirdung  ihrer  Existenz  zu 
bestreiten.  Dieser  Einwand  würde  aber  doch  nur  besuL^en,  dass  in 
bestimmten  Gegenden  Nothstände  in  Permanenz  erhalten  worden 
müssen  und  es  würde  damit  oflenbar  dem  modernen  Staat  ein  gänz- 
Ucii  unhaltbarer  Standpunkt  zugewiesen.  Wenn  otfenkundig  als 
eine  der  Quellen  des  Zurückbleibens  im  Wohlstand  die  im  Lauf 
der  Jahrhunderte  mit  imd  ohne  Schuld  der  Betheiligten  zu  wider- 
nimiger  Ordnung  der  Flurverh&ltnisse  herausgewachsenen  Planlage 
der  Grundstfleke  zu  bezeichnen  ist,  so  wird  eine  von  Erwägungen 
der  allgemeinen  Yolkswohlfiihrt  ausgehende  Staatsleitung  die  Be- 
Tölkerung  dann  nicht  verkflmmem  lassen,  wenn  sie  aus  eigener 
Kraft  allein  zu  besseren  Zuständen  sich  nicht  sollte  durchringen 
können.  In  solchen  Fällen  ist  also,  wie  auf  anderen  Gebieten, 
eine  thatkräftige  Beihilfe  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  ebenso 
billig  wie  durcli  d:is  Staatsinteresse  geboten.  Im  l'ebrigen  kann 
die  Gesetzge])uiig  in  verschiecb'uer  Weise  den  Kostenpunkt  in 
einer  für  die  Betlieiligt«'n  niimler  drückenden  Weise  regeln,  sei  es, 
dass  (wie  in  Baden)  die  <Jenieinde  als  solche  als  Kttstenträgerin 
erscheint  mit  dem  Recht  der  Ziu-ückforderung  der  geleisteten  Vor- 
schüsse von  den  Betheiligten  in  kleinen  Jahresraten,  sei  es,  dass 
durch  Errichtung  besonderer  staatlicher  Banken  für  diese  und 
ähnliche  Zwecke  (Landesculturrentenbanken)  die  Aufnahme  und 
Abzahlung  der  Melioraüonsschuld  in  einer  anch  für  die  kleinen 
Leute  erträglichen  Weise  ermöglicht  wird.  Im  Grossen  und  Ganzen 
bat  sich  gezeigt,  dass  die  Kostenfirage  die  Bolle,  die  grundsätzliche 
Gegner  der  Sache  ihr  beimessen,  nicht  spielt  und  dass  der  Aufwand 
fOr  die  Durchführung  einer  solchen  Unternehmung  oft  schon  nach 
wenigen  Jahren  durch  die  bessere  Erträglichkeit  der  Felder  sich 
bezahlt  machi 

T).  Am  wenigsten  stichhaltig  vom  Standpunkt  der  Agrarpolitik 
kann  jene  Einwendung  gelten,  welche  gegen  jede  mit  Eigenthums- 
verschiebungen verknüi»fte  Bereinigung  schon  desshalb  ist,  weil 
jiie  mit  <ler  ..Heiligkeit  und  Unverletzlichkeit  des  Eigen- 
thums"  sich  in  schrotien  Widerspruch  setze.  Dieser  Flinwand 
steht  und  fällt  mit  der  grundsätzlichen  AulTas>iing  <les  EiLrcnthums- 
begriffs  und  kann  füglich  durch  die  thatsächliche  Ordnung  der 
Gesetzgebung  auf  diesen  und  anderen  verwandten  (ubieteu  als. 
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beseitigt  angesehen  werden.  Wenn  eine  geläuterte  Anschauung 
gerade  g^enüber  dem  Orundeigenthum  „den  bloss  abstracten 
Begriff  eines  absolut  freien  Eigenthums  als  ebenso  unwahr  als  im- 
fruchtbar**  bezeichnen  muss,  vielmehr  zu  dem  Schluss  gelaugt,  daas 
der  YerfÜguDgsfreiheit  Aber  das  Eigenthum  die  Staatsgesellschaft, 
der  jenes  seine  Entstehung  verdankt,  Schranken  in  Kffentlichera 
Interesso  setzen  darf,  so  wird  am  allerwenigsten  die  Staatsordnung 
äiiLTstlich  dann  Halt  7ai  machen  brauchen,  wenn  die  Schonunir  des 
individuellen  Eigenthumsinteresses  gleichbedeutend  mit  der  ('<ui- 
serviruni^  von  Zuständen  wird,  die  auf  eine  Schädigung  der  all- 
gemeinen Volksinteressen  hinauslaufen  Nun  ist  es  ja  aber  gerad»« 
eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Agrarpolitik,  nöthigenfalls  mit 
den  Machtmitteln  staatlichen  Zwangs  jene  Hindeniisse  zu  beseitigen, 
die  einer  allgemeinen  Yervollkonunnung  des  landwirthschaftlichen 
Betriebs  als  Grundbedingung  der  Hebung  der  Landbevölkerung 
entgegenstehen;  d.  h.  die  Sonderinteressen  Einzelner  dem  allge- 
meinen Interesse  zu  unterwerfen.  Wie  die  Gesetzgebung  grössten 
Styls  auf  agrarischem  Gebiet  —  diejenige  der  Lastenabldsung  — 
ohne  staatliche  Zwangsanordnungen  undurchführbar  gewesen  wftre, 
so  gilt  dies  gleicbmftssig  von  allen  jenen  anderen  Maassnahmen  der 
Landescultur,  welche  auf  ein  Zusammenwirken  Vieler  sich  grflnden 
und  daher  an  dem  Widerstand  Einzelner  nicht  scheitern  dflrfen. 
Auch  kann  es  keinen  Augenblick  zweifelhaft  sein,  was  berechtigter 
erscheint:  die,  utt  mit  so  grossem  Aufwand  von  sittlichem  Pathos 
bekämpfte  „ Terrorisirung'*  des  widerstre))eiiden  (unverstiindiLren) 
Theils  der  Gnmdbesitzer  oder  die  Vergewaltigung,  welche  ohne 
das  Dazwischentreten  einer  zwingenden  Gesetzgebung  die  intel- 
ligenten Gemeindemitglieder  durch  die,  sei  es  aus  Unkenntniss 
oder  Befangenheit  oder  auch  aus  schlimmeren  Beweggründen  hart- 
näckig einer  heilsamen  Keform  sich  Widersetzenden  über  sich 
ergehen  lassen  müssen.  Endlich  ist  zu  beachten,  dass  —  einen 
guten  Vollzug  vorausgesetzt  —  die  in  der  Zwangsdurchfflhrung 


*)  Noch  bei  der  Berathung  des  ZnsammenlegimgBgowrtm  für  die  Rheinlande 

im  liiliro  IKHö  wurde  von  verschiodt-ntii  RiMhioni.  iiisbi-soiidero  von  Reichens- 
perger  die  Verfasüuugswidrigkeit  eiucs  iM>lcheu  üe&etzes  ins  Feld  gefUlm, 
wobei  euch  diesmal  die  oft  ^'ehörten  Schlagworle  aber  die  Ummliesigkeit  einet 
„BevonnuuduugsHystemB"  und  der  „Zwangsbegiackung**  („beneftda  non  obtrudantor*) . 

nicht  fohlten.  B««r«'(>]itii,'tt'r  war  der  KinwHud  preisen  diejeni|srp  juristische  Constnirtion 
des  Ciesetzes,  welrlie  nur  den  Jiesitz,  uicht  auch  die  Besitzer  zu  einem  maassgvben- 
den  Factor  bei  der  Abstimmuiif^  macht»  (Tgl.  oben  8.  288  und  322) dies  ist  aber 
ein  Miin;rel,  der  überhaupt  der  Freuss.  Agrarpresetznfebunp  auf  diesem  Gebiet  eiff«% 
ist  und  den  die  südd«  Gesetxgebiug  aus  guten  (iründen  nicht  übernommen  hat. 
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einer  Bereinigunir  liegende  Enteignung  doch  nur  eine  sclieinbare 
ist,  weil  ja  das  Wesen  der  Bereinigimg  gerade  darin  besteht,  jedem 
Betheiligten  vollen  und  ausreichenden  Ersatz  nicht  etwa  in  Geld, 
sondern  in  natura  wieder  zu  geben,  die  ganze  >raassregel  also 
schliesslich  auf  eine  im  grossen  Maassstab  durchgeführte  gegen- 
seitige Vertauschung  im  Gnmdbesitz  abzielt,  bei  der  , jeder  Be- 
theiligte gewinnt,  weil  jeder  unter  den  bisherigen  Uebeln  gelitten 
hat  lind  jeder  sein  Gnindeigenthum  zweckmftBsiger  wieder  erhftlt*^ 
(Peyrer). 

g  öd.  Die  rechtliche  Ordnung  der  Bereinigungs- 
gesetzgebung. 

Die  Bereinigungsgesetzgebung  hat  in  den  einzelnen  Staaten 
sehr  Terschiedene  Entwicklungsstadien  durchgemacht  und  weist 

schon  desshalb  im  Einzelnen  eine  bunte  Mannichfaltigkeit  der  Be- 
stimmungen auf.  Auch  ist  für  manche  Staaten  charakteristisch, 
dass  im  Gnuidsatz  nur  die  Zusammenlegungen  den  Gegenstand 
der  gesetzlichen  Regelung  ]>il(len  (wie  in  Preussen ,  Sachsen, 
Oesterreich):  für  andere,  dass  sie  neb»Mi  Zusammenlegungen  auch 
Bereinipfungen  einfaclierer  Art  (Wegeaiilagen  mit  zweckmässiger 
Foruiirung  der  Grundstücke  und  beschränktem  Gruudstücksumtausch) 
gesetzlich  zulassen  und  fördern  (wie  in  den  süddeutschen  Staaten). 
Und  während  wiederum  einzelnen  Staaten  eigenthümlich  ist,  dass 
die  Zusammenlegungen  lediglich  eine  begleitende  Maassnahme  der 
SerTitutenablösungen  und  Theilungen  tob  Gemeinheiten  darstellen 
(so  in  Preussen  nach  der  Gemeinheitstheilungsordnung  Yom  7.  Juni 
1821),  derart  allerdings  dass  „die  vermengte  und  unwirthschafUiche 
Lage  allein  und  ohne  die  gemeinschaftliche  Benutzung  eine 
Auseinandersetzung,  d.  h.  Zusammenlegung  nicht  begründet**  — 
ein  Grundsatz,  der  in  Preussen  erst  durch  Gesetz  vom  7.  April  1872 
verlassen  wurde  (S.  286  ff.)  — ,  bildet  in  den  anderen  Staaten  die 
Durchfuhnmg  von  Bereiiii^iungen  (Zusammenlegungen  imd  einfachere 
rnternclinuuigcü  dieser  Art)  einen  durrhaus  selbstständigen  Theil 
des  Landesculturrechts,  der  also  insbesondere  gänzlich  unabhängig 
von  der  Lastenablösung  und  der  Aultlicilung  von  Gemeinheiten  sich 
lierausgebildet  hat.  Gleichwohl  lassen  sich  aus  der  Fülle  der 
mannichfaltigen  Einzelvorschriften  gewisse  gemeinsame  Haupt- 
grundsätze für  die  Durchführung  von  Unternehmungen  der  in 
Bede  stehenden  Art  herausschälen  und  ist  dabei  namentlich  Fol- 
gendes bemerkenswerth: 
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1.  Eine  lioreinigung  findet  seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts 
im  Gegeusiitz  zu  der  älteren  Praxis,  namentlich  in  Preussen  (sieh»^ 
S.   280   unten)   gemeinhin    nie   auf   staatliche    Anordnung  {iiU 
Zwangsmaassregel),  sondern  immer  nur  auf  Antrag  statt  (Provo- 
cations  verfahren).    Dabei  war  da,  wo  wie  in  Preussen  die 
Zusammenlegung  lediglich  eine  begleitende  Maassregel  der  Ge- 
meinheitstheilung  bildtHe,  diese  aber  ,.als  die  Auseinandersetzung 
einer  culturschädlicben  Gemeinschaft'%  d.  h.  als  eine  zur  Wegrflu- 
mung  unbedingter  Culturhindemisse  nothwendige  Maassregel  galt 
und  nach  Analogie  der  römischen  Recbtsregel  Über  die  communio 
—  das  ProYOcationsrecht  zunächst  unbeschr&nkt  eingerftumt  und 
erst  sp&ter  (mit  Verordnung  vom  28.  Juli  1838)  dahin  beschrftnkt 
worden,  dass  das  Verfahren,  wenigstens  soweit  Ackeigrundstflcke 
betheiligt  sind,  von  der  Zustimmung  der  Besitzer  des  Tierten  Theils 
der  von  der  Auseinandersetzimg  betroffenen  Fläche  abhängig  zu 
machen   sei.    Wo   dagegen  Zusammenlegungen   etc.   als  selbst- 
ständige Maassregeln  auftreten,  ist  jetzt  überall  der  Zwangsbeitritt 
der  Wi(lerstrel)endeii  von  dem  Vorhandensein  einer  Mehrlunt  der 
Zustimmenden  abhängig  gemacht  worden.    Dabei  giel>t  sich  die 
wachsende  Einsicht  von  der  Bedeutung  der  rntcrnolimungen  für 
das  landwirthschaftliche  Gewerbe  deutlich  darin  zu  erkennen,  dass 
während  in  den  filteren  Gesetzen  eine  sehr  erhebliche  Mehrheit  (in 
Bayera  vier  Fünftel,  in  Baden  zwei  Drittel)  gefordert  war,  die  neuere 
Gesetzgebung  sich  durchweg  der  Kegel  nach  mit  der  einfachen 
Mehrheit  begnügt    Am  wichtigsten  wird  dabei  wohl  Teifahren, 
wenn  eine  aus  Kopfisahl  und  FlftchengrOsse  (mit  oder  ohne  gleich- 
zeitige Berficksichtigung  der  Steuerschuldigkeit)  gebildete  Mehrheit 
gefordert  irird  (wie  in  den  süddeutschen  Staaten),  während  die 
Nichtberflcksichligung  der  Kopfzahl  (wie  in  Preussen)  leicht  zu 
einer  social  missliebig  empfundenen  Majorisirung  der  kleinen 
Grundbesitzer  durch   den  grösseren  Besitz   führen  kann.  (Siehe 
oben  S.  283  und  322.)    Als  eine  wirksame  Förderung  des  Ab- 
8timmungserge])nisses  kann  die  der  neueren  Gesetzgebung  eigen- 
thümliche  Keelitsfiction   erachtet  werden,  dass  die  bei   der  Ab- 
stimmung über  den  Antrag  Xiditanwesenden  und  Niclitabstinunen- 
den  als  zustimmend  angesehen  werden;  denn  da  erfahruugsgemäss 
auf  den  Tagfahrten  nur  die  Gegner  des  Uutemelimens  vollzälilig 
zu  erscheinen  pflegen,  während  die  Anderen  aus  Bequemlichkeit  oder 
Tinderen  Gründen  oft  firn  bleiben,  so  könnte  ohne  jene  Bechts- 
iiction  in  manchen  Fällen  durch  die  Abstimmung  der  zuflllig 
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Anwesenden  ein  der  Stimmunt,'  in  der  Gemeindo  keineswegs  ent- 

sprechondfs  ErLr»'V)niss  herbeigeführt  werden.  Zum  Schutz  der  wider- 
ptr»'h('nden  Minderheit  dient  es,  wenn  der  Beschluss  der  Mehrheit 
von  der  (Tenelinii<j:unix  einer  die  Sache  nnhefaiiiren  prüfenden  und 
die  Zweckniässiirkeit  des  rnternehmens  anerkennenden  Behörde 
(Preussen:  die  Kreisversamnüung;  Bayern:  die  Flurhereinigungs- 
comraission.  in  Tl.  Tnstanz  der  Yerwaltungsgerichtshof;  Baden:  die 
technische  Oberbehörde)  abhängig  gemacht  wird. 

2.  Die  Bereinigung  erstreckt  sich  entweder  immer  auf  die 
ganze  Gemarkungsfläche  (Preussen),  oder  es  ist  auch  eine  Berei- 
nigung einzelner  Fluren  zugelassen  (Sachsen,  süddeutsche  Staaten, 
Oesterreich,  auch  in  Hessen -Nassau),  letzteres  Verfahren  jeden- 
falls da  anu:ezeiirt.  wo  eine  weitgehende  Zerstückelung  des  Be- 
sitzes zu  einer  iiielir  iiidividualisirenden  Behan<llung  drängt  und 
wo  wegen  <les  TebenN  ie^ens  der  kleinen  Leute  es  darauf  ankonimt. 
durrlt  ein  Beispiel  im  Kleinen  die  Yortheile  der  Bereinigung  vor 
Augen  zu  fahren. 

3.  Der  Zwang  zum  Beitritt  ist  im  Grundsatz  ein  unbe- 
dingter, d.  h.  alle  Grundstacke  der  Gemarkung  oder  des  betreffen- 
den Gemarkungstheils  sind  mit  der  Bechtswirksamkeit  des  Be- 
schlusses in  das  Unternehmen  einbezogen.  Doch  muss  man 
heachten.  dass  es  Parcellen  gieht.  welche  veruiöge  der  besonderen 
Art  ihrer  Beschaftenheit  oder  Nutzung  nicht  leicht  umtausclitahig 
mit  anderen  Grundstücken  sind  und  die  auch  schon  durch  blosse 
Alttreinuuig  einzelner  Tiieile  (z.  B.  zu  AVegezwecken)  möglicherweise 
an  Werth  einhüssen  würden.  Desshalh  verordnen  mit  Kecht  die 
meisten  (iesetze.  dass  Grundstücke,  die  als  Bauplätze  gelten,  ferner 
Baumstücke,  Kehfelder,  Hopfengärten,  Parkaulagen,  der  Ausnützung 
auf  nutzbare  Mineralien  unter/oir,.ne  Gruben  und  Lager,  Grund- 
Btacke  mit  Mineralquellen,  Waldungen  etc.  dem  Zwangsbeitritt 
nicht  unterliegen  oder  doch  nur  dann,  wenn  ohne  ihren  Beizug 
das  Unternehmen  nicht  ausfahrbar  wäre.  (Aehnlich  auch  im  Freuss. 
Oesetz  Tom  2.  April  1872,  während  die  Preussischen  Gemein- 
heitstheilungsordnimg  von  1821  solchen  Ausschluss  noch  nicht 
Torsah.) 

4.  Die  K  e  c  h  t  s  w  i  r  k  u  n  g  d  e  s  Z  w  a  n  g  s  h  e  i  t  r  i  1 1  s  äussert 
sich  darin,  dass  die  in  das  Unternehmen  einbezogenen  Grundstücke 
eine  gemeinsame  Mt-^e  bilden,  aus  welcher  nach  Maassgabe 
der  genehmigten  Pläne  die  far  Wege  und  Gräben  sowie  far  etwaige 
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gomeinscijaftliclu'  Anlam'ii  erfoniorlicheii  Flächen  zunächst  aiiszii- 
schertlcn  sind,  weiterhin  aber  jedem  Theilnehmer  das  in  die  Masse 
eingeworfene  Gelände,  sei  es  an  demselben  oder  einem  anderen 
Ort,  in  derselben  oder  in  einer  geringeren  Anzahl  von  Parcellen, 
diese  jedenfalls  in  zweckmässiger  Form  und  Lage  zu  den  Wegen, 
neu  anzuweisen  ist  Bichtsdmur  hat  flberall  zu  sein,  dass  der 
Ersatz  regelmftssig  nur  in  Grundstfleken,  und  nur  ausnahmsweise, 
soweit  ein  Ausgleich  auf  andere  Weise  nicht  möglich,  in  Geld  zu 
geben,  feiner,  dass  jedem  Betheiligten  thunlich  Ersatz  in  Grund- 
stAcken  ?on  gleicher  (Gattung  (also  nicht  etwa  nur  Acker-  oder 
nur  Wiesland)  und  annfthemd  gleicher  Bodengflte  anzuweisen  ist« 
endlich  dass  die  neu  zugewiesenen  Gnmdstficke  nicht  in  wesent- 
lich uncfflnstigerer  Laeo  zu  den  WirtliM-luittsLrehäudon  als  fniher 
sich  l>ctiiiden  und  dass,  wo  dies  nicht  zu  pmiöirlichon .  hierfür  »'in 
b«'son<l('rcs  KiitLr*'lt  trowährt  werde  —  alles  dies,  damit  wesentliche 
Aenderuniren  des  Wiillischaftshetriehs  üeeeu  früher  vermieden 
bleiben.  Aucli  darin  äussert  sicli  die  Kechtöwirkunir  des  Zwanijsbei- 
tritts,  dass  alle,  sowohl  dingliclie  als  persönliche  Ansprüche  dritter 
Personen  an  dem  betlieiligten  Grundstücke  (Lehenrechte,  Vorzugs- 
und Unteqjfandsrechte)  von  den  ausgetauschten  auf  die  eingetausch- 
ten Grundstücke  übergehen;  Pächtern  wird  zweckmässigerweise 
das  Becht  kurzfristiger  Kündigung  eingeräumt 

5.  Der  in  grosserem  oder  geringerem  Umfang  vorzunehmende 
Grundstflcksaustausch  erfordert  zu  seiner  guten  Verwirklichung 
nehen  einer  Vermessung  der  einzelnen  Parcellen  die  sorgfältige 
Werthsermittlung  (Bonitirung)  derselben.  Es  sind  desshalb  fir 
die  Bereinigimgsfläche  so  Tiele  Bodenklassen  zu  bilden,  als  sich 
im  Krtrau:  und  Werth  verschiedene  Bodenarten  in  der  Berel nicrmiirs- 
fläche  vorfinden .  daiiacii  die  einzelnen  Parcellen  in  diese  Klassen 
einzureihen  und  deren  Bonitirungswerthe  zu  ermitteln:  letztere 
bilden  für  die  n^ue  Gnnidstücksziitlieilunir  die  (Truii<llaLn',  aut 
welche  hin  für  jeden  Theilneiimer  <ler  Ansprucli  an  die  Theilungs- 
niasse  berechnet  wird,  für  den  er,  und  zwar  nach  den  obigen 
Grundsät/f^n  tluuilich  in  Land,  zu  entschädigen  ist.  Von  der  ee- 
wissenhaften  Bonitirung  hängt  vor  Allem  die  g^te  und  befriedigende 
Lösung  der  Arbeit  ab  und  es  envächst  daraus  die  Aufgabe,  gerade 
diesen  Theil  des  Geschäfts  in  die  Hand  vorzüglich  befähigter 
Techniker  zu  legen. 

6.  In  den  verschiedenen  Stadien  des  Unternehmens  ist  den  Be- 
theiligten Gelegenheit  zu  geben,  von  den  Acten,  Berechnungen 
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und  Plftnen  Einsieht  zu  nehmen,  ferner  ihnen  ein  Beschwerde- 
recht einzurftumen,  zweckmftsBig  so,  dass  eine  Yorhescheidung 
durch  eine  aus  Landwirtiien,  Technikern  und  Verwaltnngsbeamten 

zusammencfpsetzte  Commission  (Baden)  oder  durch  »nii  Schieds- 
gericht,  auf  dessen  Zusammensetzung  die  Betlunligten  Einttuss 
liiiben  (Preussen,  Bayern,  Württemberg,  Hessen)  erfolgt  und  die 
weiteren  Rechtsmittel  ue^reii  die  von  der  leitenden  Behörde  er- 
gangenen  Verfügungen  nicht  hei  den  ordentlichen,  sondern  hei 
den  Venvaltungscrerichten  anzuhringen  sind.  Weil  während  des 
Ganges  des  Unternehmens  die  Bestellung  der  Felder  mit  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen  bat,  so  muss  auf  ein  beschleunigtes  Verfahren 
abgehoben  werden  und  sind  desshalb  besonders  auch  die  zu  ge- 
währenden Einspruchsfristen  kurz  zu  bemessen. 

7.  Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  neu  angelegten 
Wege  und  Gräben  dauernd  in  gutem  Zustand  erhalten  bleiben, 
sei  es.  dass  der  Gemeinschaft  der  Betheiligten  oder  der  Gemeinde  als 
solihcr  die  Unterhaltungspflicht  zugewiesen  wird,  und  weiterhin, 
da^s  nicht  nachträirlich  durch  un  zw  cckmässisre  Theilunucn 
die  Wirkungen  des  Unternehmens  wieder  in  Frage  gestellt  werden. 
Eine  Vorsorge  in  letzterer  Hinsicht  ist  namentlich  in  Ländern  mit 
weitgehender  Bodenmobilisirung  und  Parcellirungsfreiheit  zu  treffen; 
sie  kann  durch  die  Vorschrift  herbeigeführt  werden,  dass  Theilungen 
von  der  Bereinigung  unterworfenen  Grundstücken  in  Zukunft  nur 
noch  nach  der  Längsrichtung  der  Gewanne  statthaft  (WOrttembeig) 
oder  Yon  dem  Vorbehalt  abhängig  zu  machen  sind,  dass  auch  nach 
ihrer  Trennung  die  einzelnen  Parcellen  noch  Zufahrtswege  behalten 
(Bayern,  Baden,  Hessen).  Eine  erhöhte  Sicherheit  gewährt  es, 
wenn  Überhaupt  der  Auftheilimg  der  Grundstücke  über  eine  ge- 
wisse Grenze  hinaus  Schranken  gesetzt  sind,  was  durch  Bestimmung 
sog.  Parcellenmini ma  geschehen  kann^). 

H.  Die  B  e  h ü  r  d  e  n  o  r g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  kann  in  ihrer  oheren  Spitze 
entweder  so  geordnet  sein,  dass  eigene  Beamtungen  für  die  Leitung 
der  Unternehmungen  bestehen  (so  in  Preussen  die  auf  Grund  der 
Gemeinheitstheilungsordnung  geschattenen  Generalcommissionen, 
siehe  g  48,  Ziffer  6;  ebenso  in  Sachsen)  oder  dass  diese  Leitung 
an  bestehende  Staatsbehörden  angegliedert  ist  (wie  meist  in  den 
süddeutschen  Staaten).  Der  unmittelbare  (örtliche)  YoUzug  ruht 

')  Siehe  über  die  gesetzli(  heu  Vorschrifleii,  die  Bolche  Parcellenmiiiima  Ter> 
ordnen,  die  Ausfühnuigen  in  Kap.  IV,  §  87. 


Digitized  by  Google 


330 


Kap.  HL  Die  Politik  der  Landescultur. 


entweder  in  der  Hand  einzelner  Personen  (Specialcommissare  in 

Preiissen  und  aiidt'nMi  norddeiitsclRMi  Staat»Mi.  Localconimission  in 
Oestt'rreicli)  oder  von  Ausscliiisson.  in  donon  nolien  oinom  Tecliniker 
(VermossungslMninittMi)  und  oinom  staatliclion  Comniissiir  als  Vor- 
sitzenden (Landwirthschaftslehrer,  Culturtechniker,  Ookononien) 
Landwirtlie  der  betx.  Gemeinden  vertreten  sind  (süddeutsche 
Staateugruppe). 

9.  Dass  die  Kosten  für  die  Unternehmungen  die  Betheiligten 
ausschliesslich  zu  tragen  lial)en.  wie  die  älteren  Gesetz  vorschreibeu, 
ist  im  Grundsatz  zu  ])illigen,  da  die  an  ein  gut  durchgeführtes 
Unternehmen  sich  knüpfenden  wohltliatigen  "Wirkungen  für  tüese 
Kosten  vollen  Ersatz  versprechen.  Wenn  in  der  neueren,  nament- 
lich der  süddeutschen  Gesetzgebung  in  Abweichung  von  diesem 
Grundsatz  auch  auf  diesem  Gebiet  Erleichterungen  gewährt  w  orden 
sind,  so  kann  man  dies  mit  dem  allgemeinen  Interesse,  das  der 
Staat  an  dem  Bereinigungswesen  füglich  nehmen  wird  und  mit 
der  Scheu  namentlich  der  kleineren  Landwirthe  Tor  weitaussehen- 
den üntemehmungen  immerhin  rechtfertigen;  als  solche  Erleich- 
terungen sind  beispielsweise  zu  nennen  die  Uebemahme  der 
technischen  Vorarbeiten  und  der  durch  die  Mitwirkung  von  Staats- 
beamten erwachsenden  Kosten  auf  die  Staatskasse.  (In  Preussen 
ist  durch  das  Gesetz  vom  34.  Juni  1875  insoweit  eine  Erleichterung: 
gewährt,  als  danach  die  Betlieiligten  für  die  Kosten  bei  Zusammen- 
legungen nicht  nach  dem  wirklichen  Betrag,  sondern  nacli  im 
einzehien  Fall  festgesetzten  Pausclisätzen.  im  Allgemeinen  mit 
12  \r.  für  (his  Hektar  aufzukommen  haben.)  Eine  noch  wirksamere 
Förderung  als  durch  solche  Beihilfen  wird  aber  unzweifelhaft  dem 
Unternehmen  dadurch  zu  Theil,  dass  die  Möglichkeit  langsamer 
Abtragung  der  Schuldantheile  eröffnet  (g  54,  Zitier  4).  Im  Uebrigen 
geniessen  wie  alle  Unternehmungen  von  öflfentliclieni  Nutzen  auch 
die  Bereinigungen  gemeinhin  Freiheit  von  Sportein  und  ähnlichen 
Gebflhrenansätzen.  —  Die  Ausschlagung  der  Kosten  auf  die 
Einzelnen  erfolgt  nach  den  ermittelten  Beinerirägnissen  oder  Boni- 
tirungswerthen  bezw.  nach  den  Steueranschlftgen,  wobei  es  aber 
zweckmässig  ist,  die  Möglichkeit  zu  eröffnen,  je  nach  dem  Vor- 
liegen eines  besonderen  Nutzens  für  bestimmte  Grundstöcke  den 
Besitzern  Vorausbeitrflge  aufzuerlegen  bezw.  bei  geringem  Nutzen 
oder  beim  Manizd  eines  solchen  die  Beilragsquote  entsprechend 
herabzusetzen  (Bayern,  Baden). 
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§56.  Uebersicht  dos  irolt »mkI o ii  Rechts;  Statistik  der 

üereinigungen. 

Wie  in  den  anderen  Abschnitten  die^eä  Buchd,  knuu  auch  hier  aul'  eine  Dar- 
legung des  Inludts  der  EfBaelataatageeetefiebnniBr,  die  dem  Gebiet  des  VenraltiingB- 
rechts  znfnllt,  nicht  eintrepinjfen  werdi*n,  es  inatr  j:»  nii;,'«Mi,  den  äusstreu  Gaug  der 
Geseizg^ebnu^  im  Bereich  des  Bewei^ngHweseuä  kurz  /.u  zeichnen  und  daran  einige 
Angaben  über  die  Erfolge  der  bezüglichen  (tesetzgebuug  zu  reihen,  während  betreffs 
der  Einzelhetten  auf  die  Yen^altun^srechtHliteratur  au  verweisen  ist. 

1.  l'reusscn:  Wie  mehrfach  crwiilmt.  ist  der  älteren  Preussischcn  (Jcsetz- 
gebung  eine  sei hntständige  Regelung  des  liereiuigungs-  (Zusammeuleguugti-^weüens 
fremd,  sie  hat  vielmehr  diesen  G^Tenitaod  im  Anschlass  an  die  Gemeinheits- 
theil  uu  So rd n u  n  v.  7.  Juui  1821  geordnet.  (Sitli»'  §  4H  oben.)  Da  aber 
nach  dieser  die  Zusammenlegung  unstatthaft  war,  wo  es  an  einer  gemeinscbaftlicheu 
"Bcnütxting  des  zusanunenznlegenden  Grundstücks  fehlte,  so  erging  rar  Ausfüllung 
<li<»i  r  LQcke  das  (ies.  y.  2.  April  1872,  welches  im  Unterschied  von  der  G.  T.  O. 
den  Zwanjr  zum  l?eitritt  von  dem  Vorlie<ren  eines  Mebrheitsbesclilusses  (Melirheit 
repräseutirt  durch  Fläche  und  Kastralrtiuertrag)  abliäug^ig  macht.  Special- 
gesets«  bestehen:  a)  fSr  die  Kheinprovina  5.  April  1869  und  24.  Hai  18H5; 
b  fiir  Hessen-Nassau  nnd  zwar  Ke^r.-Hez.  Kassel  v.  IM.  Mai  1H<;7  und  25.  Juli  187(5; 
während  im  Keg.-Bea.  Wiesbaden  die  fUr  das  ebemulige  üerzotfth.  Nassau  erlassenen 
Vorschriften  üwr  dl«  Gfttereoiisolidation  (von  1829  und  1^0)  im  Wesentlichen 
unverändert  gelassen  worden  rilMl  (Verordnun;r  v.  2.  Sept.  \>M\1),  demgemäss  hier, 
im  Unterscbiefl  von  den  sonstifren  preussisclien  Provinzen,  nicht  die  Zusanimenlefnuip, 
sondern  die  bessere  Gestaltuug  der  i'arcelleii  und  die  sonstige  Regiiliruug  der  Feld- 
mark (Anlage  von  Wegen,  Grilben  etc.)  im  Vordergrund  steht:  c)  für  Schleswig. 
Holstein  und  Lanenbur-r,  (ies.  v.  17.  Aug".  1H7()  und  25.  Febr.  1KH2;  d)  für  Holien- 
xoUem  V.  23.  Mai  lÖ8ü  und  1.  Juni  ISbÖ;  e^  tiir  Uauuover  v.  30.  Juni  1842  mit 
einer  Ansahl  Ergftnznngsgesetae.  (Uebersichtliche  Darstellung  der  Preuss.  Oesets- 
gebnng  giebt  A.  Glatsel  in  StengeFs  Wörterb.  d.  Deut.  Verwaltungsrechts,  Art. 
i.Oemeinheitstheiluiifr".^  Die  in  Prettssen  und  den  Verba  iidsstaaten  in  den 
Jaliren  1874 — 188H  vorgenommenen  Zusaumu-nleguugeu  erstreckten  sich  in  14Ö1 
Utttemehmnngen  auf  eine  Gesammtgemarkungstläche  von  ,578  (MN)  Im,  eine  Bereini» 
gunjrsfliii'be  von  424085  b.i,  auf  UJ2()210  Panelbii  mit  17l?74')  Hesitzeni,  wobei 
die  Parcellen  auf  4CI6Ö7Ö  gemindert  worden  sind,  also  im  Verhältuiss  vou  KXX)  zu  2Ö5. 
1884/87  nmfesste  das  Bereinignnggareal  188482  ha,  die  Zahl  der  Grandstacke  war 
4^4540.  die  der  neuen  Tläne  98471,  die  Zahl  derBesUser  48874,  es  sind  also  auf 
lUOü  alte  (Jrnndstücke  212  neue  zugewiesen  worden. 

2.  Sachsen:  Ges.  v.  23.  .luli  184jl  Idas  au  die  Stelle  des  iüteren  V.  14.  Juni  1834 
getreten  ist);  einfache  Mebrbeit  nach  Zahl  ond  Fläcbe  \ Draussetsung  des  lieitritts- 
swangs,  mit  Aiisii.ilime  jener  Fälle,  in  denen  von  der  Znsamnieiile<rnn^'  die  Auf- 
liebung  eines  Koppeihutuugsverbandes  oder  die  llerstelluug  einer  Zugänglichkeit  für 
solche  Omndstlleke  abhingt,  sn  denen  nur  mittelst  üeberfiihrt  oder  Uebertritt  über 
fremde  Grundstücke  zu  «relanfrcn  ist.  für  welche  Fälle  jedem  Hetheilifrten  das  Pro- 
vocationsrecht  zusteht.  Im  Koni},'reich  Sachsen  wurden  vou  1833  — 1885  im 
Ganzen  2'iö9  Zusammenlegungen  auf  Fluren  und  Flurtheilen)  durchgeführt:  bethei- 
ligt waren  l'Mi  (Gemeinden  von  3261,  d.  h.  22,6"  ,,;  dieselben  erstreckten  sieh  su- 
meist  auf  die  Gegenden  mit  frescblossener  Bauweise  der  Dörfer  nnd  sind  aucli  nur 
da  im  Wesentlicheu  ein  Bedürfuiss,  währeud  dies  in  den  gebirgigen  Districten  mit 
sog.  Ueb«'rgangs-  (langgestreckten)  Dörfern  minder  hervorgetreten  ist  (t.  Längs» 
dorff.  Die  Landwirthschaft  in  Sachsen,  1889,  S.  436,  nnd  Schütte,  a.  a.  O., 
Ul,  1123.) 

8.  Bayern:  Hier  ist  an  Stelle  des  ilteren,  wegen  der  ungüDstigeu  Bestim- 
luungen  ttber  die  Einräumung  des  Beitrittszwangs  kaum  in  Anwendung  gekommenen 

Gesetzes  v.  10.  N'ov.  IS^il  das  neue  v.  2^).  Mai  188(5  ;j:ctreten,  das  nelien  Zusammen- 
leguugeu  ausdrücklich  auch  die  einfacheren  Bereinigungen  0^  *'gt'*"dagen )  zulässt 
und  £e  Migorisimng  im  Anschluss  an  das  nordd.  Recht  auf  der  Grundlage  der 


332 


Kap.  III.  Diu  Tulitik  der  Laodcscuhur. 


«infachen  Hehrheit  ordnet,  imd  nur  bei  einer  Thdlnehnienahl  ^00  weniger  als  20 

die  Zustimmiuifr  von  '  der  Potlieiligrten  fordert.  In  \  crn  ist  seit  Erlassungr  des 
neuen  Gesetzes  v.  21^.  Alai  1886  eine  erhebliche  Anzahl  von  Uutemelimiingen  thcilft 
▼ollendet  worden,  theih  in  Ansföhrunpr  begriffen.  „Schon  jetst  wird  dieee  GMeiB> 
gebung  von  den  bayrischen  Landwirthen  als  grosse  Wohlthat  anerkannt.*  (Dfo 
Landwirthschal't  in  Hayem.  S.  iWi).)    l?i.s  Hude  181)1  !«ind  rnteriiehmnnpren 

fertiggestellt:  III  mit  öüOO  l^etheiligten  nud  tiOÜO  ha  UrundÜache  t^dartmtfr  54 
Znsammenlegangen  und  67  Feldwegregeinngen) ;  in  der  „Inftraction*  befiadlidi: 
70  mit  3(XX)  Betheilij^'tcn  und  3500  ha  (IrmulHäcIic ;  zur  Instruction  V(»rfr«'ni«*rkt 
170  mit  112U0  Betheüi^teu  und  18Ö0U  ha  ürundüäche.  Die  Kosten  der  Bereini- 
gung betragen  nwisclten  0  und  34  nnd  im  Mittel  14  M.  vom  ha;  der  bSclnte  Ati^ 
wand  05  M.  vom  ha. 

4.  Sonstige  süddeutsche  Staaten:  Auch  hier  haben  durchweg,  älinlich 
wie  in  Bayern,  die  älteren  Gesetze  entweder  totale  Erneuerung  >refunden.  wie  in 
Württemberg  (Oes.  ▼.  30.  März  18K8),  Hessen  (Gea.  ▼.  28.  Sept.  1HS7).  oder 
ergänzende  Bestimmungen  erhalten,  wie  in  H ade  11  das  (ies.  v.  ö.  Slai  IKV)  durch 
die  Novelle  v.  21.  Mai  1886;  wobei  neben  der  zweckmässi|^ereu  Ordnung  de«  Ver- 
fahrens die  Herabminderung  der  snr  Gültigkeit  eines  Besdilnases  erfiraderiichcii 
^Iilirheit  (einfache  Mehrheit  nach  Köpfen  und  Steuerkmpltal  beiw.  nach  Flache) 
die  wesentlichste  Xenennifr  bildete.    Aehnlicli  wie  in  Bayern  ist  attch  diesen  Sta.its- 
weseu  die  Zulassung  von  Feldwegreguliruugeu  neben  eigentlichen  Zuwumueulegungvn 
eigenthOmlich.  —  In  ElsassoLnt bringen  können  nach  dem  Ges.      14.  April 
1884  (Jrnndeigenthümer  zu  antorisirten  (Jenossenschaftcn  fremäss  dem  älteren  fran- 
zösischeu  Ges.  t.  21.  Juni  186Ö  über  die  Syndicatsgenosseuschal'teu,  indes»  nur  xom 
Zweck  der  Anlage  nnd  Unterhaltung  Tön  Oemelndewegen,  durch  Besehlnsa  des 
Bearkspräsidentt  ii  vereinigt  werden.  Ein  neuerliches  Ges.  v.  30.  Juli  1890  ermächtig 
diese  (ienossenxliatten.  zu  diesem  Zweck  oder  auch  zum  Zweck  der  HerstfllniiEr 
V(tn  Be-  und  Entwässerungen  den  niithigen  Austausch  von  (iruudstütk<ii  im 
Z  Wangs  weg  herbeianifihren;  an  Zusammenlegungen  giebt  es  dagegen  keine  ! 
Enn;ichti<rnn;r-        In  nn-hreren  dieser  süddeutschen  Staaten  haben  die  Feldbereini-  j 
gungsuntemelunungeu  in  den  tichtziger  Jahren  einen  erfreulichen  Aufschwung  ge- 
nommen. —  In  Württemberg  wuraen  seit  derBrlaasung  des  Gesetaes  t.  90.  M ira 
im]  bis  Ende  1889  :  262  Anträge  auf  Durchführung  von  Feldbereinigungsanter- 
uehmungen  gestellt,   von  diesen  sind  177  in  -\ustührung  begriffen  bezw.  ausge- 
führt, ()  im  Stadium  des  Vorverfalirens,  39  in  der  Tagfahrt  abgelehnt  und  40  nicht 
weiter  verfolgt  worden:  von  obigen  177  sind  es  178  mit  neuer  Peldeintheilnng  und 
nur  4  einfache  Fehhvr^^atilatrcii.        jiMif!»  grösseren  rntenu-lMniin^rcn  sind  hethtili^rt: 
148  Gemeinden  und  2449(3  Gruudbesitzer,  und  die  Bereiiiigung>Häche  hat  eiuea 
Umfang  von  18471  ha.  —  In  Baden,  in  dem  erat  mit  der  Schaffung  einer  beeondem 
Behünlenorganisation  für  das  Landesculturwesen,  d.  h.  seit  Anfang  der  70er  .lahre 
die  Feldbereinigungen  ihren  Aufschwung  genommen  hab^-n,  .lind  in  dem  Zeitraum  I 
1870/88  im  (»anzen  440  rnternehmungen.  mit  einer  Fläche  v<m  rund  60000  ha  zur 
Ausführung  ;:rkniiiiiii  n.  uml  Us  1890  wt  ii'  ii'  20  mit  einer  Fläche  von  mnd  1800  ha.  i 
I>ii'  durch  di<'  laiidw.  Krhcbungen   des  .lalin-s  18KS  iregcbeuen  Anregrangen  in  Wr-  ' 
biudung  mit  dem  durch  die  Novelle  v.  21.  Mai  ibbü  geschaffenen  orleichtcrteu  Ab-  < 
Btimmnngsmodns  haben  in  den  letzten  Jahren  besonden  viele  nene  Unternehmungen  I 
trczi  itigt:  in  den  .lahitii  1S8U  bis  1S91    waren  nicht  weniger  als  27H  mit  einer 
Flaclie  von  rund  Hö(K)0  ha  in  amtliclier  Behandlung.       l)er  Jahresbericht  des  1 
bad.  Minister,  des  Innern  für  1884'88  bemnt  das  wachsende  Verständniss  der  Bevi>l- 
kernng  für  das  Bereinignngswesen  ill,  S.  75  ff.)  und  zeigt,  dass  neuerdings  auch  ' 
die  Verminderung   der  rarccllenzalil    mit   minderen  Scliwifrigkeiten   als  früln  r  zu 
rechueu  hat  (S.  87);  iu  dem  Culturiuspectionsbezirk  Mosbach  beträgt  dieselbe 
a.  B.  in  der  Regel  etwa  20%;  andererseits  begnügt  man  ddi  in  reinen  Gebirg», 
gegenden.  der  S(  hwit  ri^rkeit  der  Naturalausglt  i«  hung  \\  ( treu  ,  mit  einfachen  Wege- 
anlagen ohne  Verlegungen.  -  -  In  Hessen  wurcUui  seit  J^jrlassung  des  Gesetzes  y. 
28.  Sept.  1887  in  40  Gconarkungen  auf  einer  Fläche  ron  18516  ha  Feldbermi- 
•gnngen  beschlossen  und  in  Bearbeitung  genommen.  —  In  El sass-Lot bringen 
sind  auf  (Jrund  des  Gesetzes  v.  21.  Juni  lS(i.'»  und  v.  14.  April  1884  in  d.  r  Zeit 
]87(i/89  im  (ianzen  (>9  Feldweggenossenschatteu  mit  einer  betheiligteu  Fläche  von 
5170  ha  gebildet  worden. 
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5.  Die  klttinerea  BÜtel- nnd  norddeutschen  Stftatiwesen:  Die  Oesets- 

pobunpr  der  mittelfli'tit scheu  Kleinstaati-ti  hat  sicli  im  Weseutlichen  iiu  Anschluss 
an  die  PreiuMiache  entwickelt;  für  einen  Theil  derselben  —  Anhalt,  Öchwarzburg- 
Badolatadt,  Sohwanlrarf  •Sondenhanteiii  Sachsen  •Hefadugen  elc  ist  auf  Omnd  be- 
stehender Staats\*  rtiii<r(>  die  Ausnihrun<r  des  GemeinheitatheilnBgS-  und  Zusammen- 
legunpswesens  den  l'reussischi'ii  HclKirdeu  ( Genernlcnmniissioiion  i  ühf-rfraq-Pii.  — 
In  Meckleuburg-Schweriu,  wo  die  Güter  des  Domauiums  und  der  Kitterüchaft 
ron  Raas  aas  stmnlich  arrondirt  waren,  la|^  an  ZiUNnnmenlefnuigen  wenifer  Anläse 
als  soü^t  vor:  in  dtii  häiUTlichcn  Kfhluiarkcn  ist  die  Auseinanderset /tiiii,'  di-r  (le- 
meinhciten  mit  Zusanunenlegongen  nKraft  des  von  der  Regierung  reservirten  Kecbtes, 
die  Banemhnfen  nach  Ontdflnken  anch  Yor  Ablauf  der  jeweiligen  Pachtperioden  an 
ändern",  seit  etwa  1812  .ohne  Weiteres",  also  ohne  besondere  gesetzliche  Grundlage 
dnnlijfefiihrt  wurden.  Die  Hejjrulirunfr  der  Verhältnisse  in  den  städtischen  Mar- 
kungeu  iat  durch  die  V'erorduiuig  v.  lö.  Januar  1873,  in  Mecklenburg-Streiitz, 
wo  die  Yerblltnisse  Umlich  liegen,  durch  eine  solche  t.  0.  Februar  1^  geordnet 
wordea.  —  In  Oldenburg  ordnet  die  Ifaterie  das  Geseta  t.  27.  April  186& 

n.  A  usserdentsche  Stauten,    ai  für  Oeslerreich   ist  erstmals  «  in  die 
Zn^ammenlegoinjjen   retrelndes  Reichsy^setz  unterm  7.  Juni  IHKJ,  welches  duneben 
auch   die  Auseinandersetzung  von  (ienieinheiten  ordnet,  ergangen,  nachdem  man 
früher  mehr  auf  mittelbare  Weise,  insbesondere  durch  Einräumung  von  Gebfihren- 
und  Steuipelfffilii'it  Ix-i  zum  Zweck  der  ArroiHlirunfr  von  (iruiidstücken  Torgenom- 
meueii  Grundausiauschen  die  Sache  zu  lurdorn  bestrebt  war  (K.-G.  v.  3»  März  1868). 
Ansf&hmugsgesets^e  flir  Mähren  v.  IS.  Febr.  1S84,  ffir  Kämthen  t.  5.  Juli  1885, 
Nieder '»♦•>,terrcich  v,  3.  Juni  1886,  Schlesien  v.  28.  Dec.  1887.    Der  erfol^n <  i(  li.  ii 
Durchführung  der  Gesetze  dürfte  übrigens  nach  den  in  Süddeutschland  g»'niachten 
Erfahrungen  die  erschwerendc-n  Bedingungen  für  die  Verwirklichung  des  Zwangs- 
beitritts (neben  einfacher  Mehrlu  it  ikk  h  Köpfen  zwei  Drittel  Mehrheit  der  bothei- 
ligtfu   Fläf'he   ii;ich  ihrem  KatastralnnTiertray-!   selir  etit[r<'jrenstehen.       b!  In  der 
Schweiz  haben  nur  einzelne  Cantone  Flurbereiuigungsgesetze  i^Luzern  aus  dem 
JTahre  1808,  Basel  von  1829,  SchalFhansen  von  1846,  1860  und  1857,  Thnrgau  von 
187.5,  Zürich  von  1862,  Aargau  von  187()i.  denen  indess  eigenthttmlich  ist,  dass  sie 
im  Wesentlichen  nur  die  bessere  Eintheilung  der  Gewanne  (Zeigen),  die  Aufhebung 
von  Wegedienstbarkeiten  und  die  Anlage  von  Feldwegen  so%vie  deren  gute  Unter- 
haltnng  erstreben,  während  die  gesetzliche  Möglichkeit  eigentlicher  Zusammenlegungen 
nicht  eröffnet   ist,   und   wo   sie  vereinzelt  regierungsseitig  lierlici/.ufiihren  v»'rsueht 
wurde,  von  der  Volksvertretung  abgelehnt  wurde.  —  c)  Von  den  nordischen  Stauten 
ist  Dänemark  insofem  bemerkenswerth,  als  schon  frtthseitig  (im  Beipnn  des 
18.  Jahrhunderts)  die  Gesetzgebung  auf  eine  Beseitigung  der  durch  die  (Jeinenii'elage 
herlH*igefuhrten  Betriebssehwierigkeiten  Bedacht  nahm  und  in  einer  unterm  23.  April 
1781  erlassenen  Verordnung  die  Ausscheidung  ans  der  Feldgemeinschaft  wirksam 
erleichterte,  wobei  diese  Ausscheidung  nach  Haussen  vielfach  in  der  Form  der 
Abbauten  i Vereintidungen >  erfolgt  zu  sein  scheint.        Für  Sehwedeii,  wo  die 
Abbauten"  um  dieselbe  Zeit  wie  in  Dänemark  begannen,  hat  den  Gegenstand  ein 
Ges.  V.  6.  Nov.  1866  über  die  Flurenseparation  im  Reich  im  Anschluss  an  ältere 
Verordnungen  neu  und  zwar  dahin  geregelt,  dass  jeder  Eigenthiiraer  die  gesetzliche 
Theilung,  d.  h.  die  Separation  ungetheilter  oder  schon  getli«'ilt»'r,   aber  noch  ver- 
mengter Fluren  in  solcli  zu.sammenhängenden  Abfindungen  begehren  kann,  wie  deren 
Beechairenbeit  und  Lage  ohne  Schaden  eines  Theilnehmers  dies  zulässt.  Dem  Zwang 
XU  Zns:imiiieiile;riin^''en  unterliegen  nicht  die  Walduiifreii  in  d<Mi  inirdlichen  Pro>inzen. 
In  Norwegen  ist  durch  Ges.  v.  17.  Aug.  1821  die  Aufhebung  der  Feldgemeinscliaft 
emgeleitet  werden.   (Nach  Orossmann.)  —  d)  In  England  und  Schottland 
"-t'-ht  ähnlich  wie  in  Preussen  die  Zusammenlegung  im  engsten  Zusammenhang  mit 
(i>  I  Auftheilnng  der  alten  (Jemeinlieiten  Icommons,  siehe  <djen  S.  279):  die  hierher 
zahlenden,  schon  im  16.  Jahrb.  beginnenden  rnternehmungen  (in  Schottland  durch 
ein  im  Jahre  1668  erlassenes  besonderes  (iesetz  erleichtert)  schlössen  Ablösnnv'  der 
Servituten,  Theiinng  der  (Jenieinweiden,  Zii-;!iniineiib%rnn<r  der  ( Iriindsf lirke  gleich 
seitig  in  sich  und  wurden  später  auch  mit  der  Zehntablösuug  verbunden.  Bis  in  die 
IGtte  diesea  Jahrhunderts  von  gtttUcher  Yersinbarung  oder  besonderer  Parlamentsbill 
abhängig,  erhielten  sie  erst  durch  das  Ges.  v.  8.  Aug.  1845  eine  namentlich  für 
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das  binerliche  Eigenthnm  "wirluame  Fdrdemng:  Einsetsung  einer  besouderen 
Rpli<»rde  land  (•(»ninnssioTHTS  • — ,  Provocati(»nsvt>rfahron  fAntrapstellunp  durrh  ^/^ 
üi-r  Butheiligten),  hierauf  Erueuuung  eines  Taxaturs  zur  Abüchatzuug,  Prüluug  der 
BachttverhUtniue  ete.;  der  von  der  Behörde  enfinutelleiide  endgütfi^  yerl]ieihuig»> 
T^BSL  erfordert  zur  fJültipkfit  dv^  rutmichmens  die  Zustinininii;;  von  zwei 
Dritteln  der  Interesbeuteu.  Bei  jeder  Auitheilung  müüsen  4—10  acres  tür  öffentliche 
8pielplätse  etc.  reRervirt  werden;  für  jeden  armen  house- holder  ist  ^Z«  acre  anza- 
weiseu  und  diese  Allotments  stehen  unter  eigenen  Allotmeut -Wardens,  welche  das 
Land,  wenn  die  zunächst  damit  beliehene  Familie  es  nicht  lialten  kann,  einem 
anderen  Armen  übertragen  dürfen.  Vgl.  Koscher,  Anm.  lÖ  zu  §  82  und  Gross- 
Bami,  a.  a.  O.)  —  e)  Die  rem ani  sehen  Staaten  entbehna  bis  jelat,  trots  des 
vorlie^-t'iidt-n  lU'dürfniüst's.  einer  die  Kejrolunjr  der  Flurverhältnisse  nach  deutscliem 
Vorbild  in  Aussicht  nehmenden  Uesetzgebung.  Wenn  man  in  Frankreich  die 
rinaioB  des  parcelles  durch  eine  Ermässigung  der  Enregistrementsgebühr  bei  Ver- 
tansehnng  kleiner  Grundstücke  für  solche  FiLlle,  in  denen  wenigstens  eines  dieser 
letzteren  an  das  (Jruudhtück  des  Erwerbers  aupreuzt .  zu  Itefrünstifren  trachtet,  so 
kann  dies  doch  nur  als  ein  sehr  dürftiger  Nothbehell  angesehen  werden.  Auch 
die  durch  das  Ges.  21.  Juli  1865  Aber  die  SyndieatsgeooBsenschaften  gegebene 
Möfrliclikcit  zur  Ausfühnmjr  von  Fj'ldwepen  kann  höchstens  dazu  fiilireii.  die  ^Tt  lKten 
Missstäude  zu  beseitigen.  In  jüngster  Zeit  hat  L.  Grandeau  (la  production  agricole 
en  France,  son  präsent  et  son  avenir.  1S85)  die  Betheiligung  des  noch  fast  in  allen 
Gütern  des  östlichen  Frankreich  henxhendeii  Flurzwau^^s  mit  Dreifdderwirthschaft 
durch  eine  dem  deutsclien  Kocht  niuli^'-el)ihh'te  (iesetz-^ebung  als  eine  unum^jäng- 
liche  Voraussetzung  der  Hebung  des  Ackerbaus  bezeichnet.  In  Italien  bestehen 
nicht  eimnal  Erleichterungen  obiger  Art  und  wenn  auch  die  Ergebnisse  der  nettesten 
Agrarenquete  die  Xothwendigkeit  einer  Arrondiningsgesetzpebung  haln  ii  In  rvortreten 
lassen,  so  scheint  man  doch  in  maiissgebenden  Kreisen  die  Landbevölkerung  für  eine 
solche  noch  nicht  lüureicheud  reif  zu  erachten. 


Abschnitt  lY. 
Be-  und  Entwlsserangsaiilageii;  der  Wassersehntz. 

§57.  Die  Bedeutung  der  Bewftsserung. 

1.  Zu  den  wichtigsten  Factoren  der  Bodenbewirthscliaftung  zfthlt 
die  angemessene  Verwendung  des  Wassers,  dieses  „Bluts  der  Erde^' 
(Dflnkelberg)  und  die  Art  der  Wasserwirthschaft,  die  Ausnutzung 
seiner  befeuchtenden  und  düngenden  Eigenschaften  für  die  Zwecke 

der  pflanzlichen  Production,  und  die  Hintanhaltnng  von  Schäden. 
w<']rlu'  diircli  ein  robennaass  von  Wasser  (roberschw»'ninuinLr,  Vit- 
suiiiptung  etc.)  entstellen  können,  l>lt'i])t  daher  auf  die  jeweiligen 
Productionsverhältnisse  \on  nia;i>sL:riM'inlsteni  Einfluss.  (irossartige 
Meliorationswerke  in  alterund  neuer  Ztdt:  künstliche  Wasserkauale 
und  Wasserreservoirs  zu  Bewässerungszwecken,  umfangreich«» 
Trockenlegungsarbeiten  versumpfter  Gebiete,  Correctionen  unge- 
regelter Flussläufe  und  Eindeichung  der  Ufer  —  reden  in  dieser 
Beziehung  die  deutlichste  Sprache  und  bezeugen  die  engen  Be« 
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nehungeii,  welche  zwischen  BodenwirthBchait  und  Wasserwesen 
bestehen.  Handelt  es  sich  bei  den  im  Torigen  Abschnitt  erörterten 
Aufgaben  der  Landescultur  (Zugänglichmachung  der  Grundstflcke 
durch  ein  zweckmässitr  angologtes  Wegenetz  und  Zusammenlegung 
des  Streubesitzes  zu  arrondirten  Flüchen)  wesentlich  um  die  Er- 
sparung von  Arbeit,  so  koiuint  bei  den  auf  die  Nutzbarmachung 
des  Wassers  und  auf  Fcrnhaltiuiir  seiner  schädlichen  Einwirkungen 
abzielenden  Maassnahmcn  die  unmittelbare  Hebung  der  Bodeu- 
productionskraft  selber  in  Frage. 

2.  DieBedeutung  der  BewäsBerung>)mht  in  derThatsache, 
dass  die  Pflanzen  ihre  Nahrung  nur  in  durch  Wasser  gelöster  Form 
in  sich  aufzunehmen  vennögen  und  dass  das  Gedeihen  der  Vege- 
tation um  so  besser  verbftrgt  ist,  je  gleichmässiger  während  der 

Dauer  derselben  ein  bestimmter  Grad  von  Feuchtigkeit  dem  Boden 
erhalten  bleibt.  Das  Wasser  Avirkt  aber  nicht  bloss  als  allire- 
meinstes  „Lösungs-  und  Vcrbreitungsmittel  der  im  Boden  enthaltenen 
Nährstofte",  es  kann  auch  zur  Kegulirung  der  Bodenteniperatur 
•lienen  (Bewässerung  der  Wiesen  im  Frühjalir  nach  eingetretenem 
Frost,  in  Italien  auch  im  Winter,  um  die  Frostwirkungeu  zu  ver- 
hüten) und  schliesslich  kann  neben  der  befeuchtenden  Wirkung 
auch  eine  unmittelbar  düngende  mit  der  Bewässerung  erzielt  werden, 
sofern  das  zur  Bewässerung  venvandte  Wasser  Träger  von  Nähr- 
stoffen ist  Je  unregelmässiger  die  Niederschläge  in  einer  Gegend 
einzutreten  pflegen,  um  so  stärker  ist  das  Bedflrfniss  nach  einer 
kflnstUchen  Zuleitung  des  Wassers  auf  die  Felder  und  Wiesen  zur 
Verhfltung  von  Missemten,  also  in  südlichen  Gegenden  mehr  als 
im  centralen  Europa.  Der  Culturzustand  der  Länder  der  warmen 
und  heissen  Zone  ist  daher  ganz  yomehmlich  von  der  Art  der 
Wasserwirthschaft  bedingt  und  die  imvergleichliche  Bltlthe  des 
Ackerbaues  in  den  alten  Ciilturländern  (Syrien,  Mesopotamien, 
Aegypten  etc.)  hängt  mit  den  grossartigen,  eine  regelmässige  Be- 
wässerung bezweckt-nden  Anlagen  von  Kanälen  und  Keservoirs  ebenso 
aufs  Engste  zusammen,  wie  der  nachmalige  Verfall  dieser  Wasser- 
werke den  Verlall  der  Bodencultiir  selber  im  Gefolge  hatte*). 


^)  Vgl.  hierwegen  betonders  PereU,  a.  a.  0.«  S.  493  ff. 

"*'  Bekannt  ist  die  der  K/iiii^nn  Scniiramis  zup^schrif^iii«'  liisrhrift.  die 
König  Alexander  auf  seinen  Kriegs/ügen  fand:  „Ich  habe  die  btrume  gezwungen, 
dddn  zu  fliessen,  wo  ich  wollte,  und  ich  wollte  nur  wo  es  nützlich  war;,  ich  habe 
friehthringend  gemaeht  die  dfirre  Erde,  indem  ich  de  bewässerte  durch  meine 


Digitized  by  Google 


336 


Kap.  m.  Di«  Politik  der  Laadeiciilttir. 


In  denLSiideni  der  gemässigten  Zone  ist  die  BewSssening 
wegen  des  häufigeren  Eintritts  von  Niederschlägen  in  der  Haupt- 
zeit der  Vegetation  ein  minder  dringendes  und  dieselbe  hat  aus 
diesem  Grunde  in  den  hieriier  gehl^rigen  Staatsgebieten  bis  jetit ' 
Torwiegend  nur  betreffs  der  Wiesen  grössere  praktische  Bedeutung 
gewonnen,  wird  aber  unzweifelhaft  auch  hinsichtlich  der  feldmäsng 
gezogenen  Cnlturefowächse,  namentlich  der  Handelspfianzen  (Hopfen. 
Tabak,  Hanf.  Flaclis)  sowie  bestimmter  Feldfutterflanzen  (Mai:^) 
um  so  mehr  wachsenden  Eingang  sich  verschaffen,  je  nielir  die 
Zunahme  der  Bevölkerungszahl,  steigende  Bodenpreise  und  Arheits- 
löhne  dazu  zwingen,  in  der  Krzielung  der  Bodenerträge  vnn  den 
unherechenharen  Einwirkungen  der  Jahreswitterung  sich  mehr  und 
mehr  unabhängig  zu  machen  und  je  mehr  die  gesteigerte  Nachfrage 
nach  Bodenproducten  und  der  erzielte  höhere  Preis  eine  Verzinsung 
und  Amortisation  der  in  die  Bewässerungsanlagen  verwendeten 
Kapitalien  mit  Sicherheit  erwarten  lassen.  Aber  auch  schon  eine 
Yormehrte  Anwendung  der  kflnstlichen  Bewässerung  auf  den  Wiesen- 
und  Futterfeldem  ist  bedeutungsvoll  genug,  weil  die  Stolgerung  der 
Futtererzeugung  den  ganzen  Wirthschaftsbetrieb  (durch  die  Ermög- 
lichung reichlicherer  Ernährung  des  Yiehs,  höherer  Beute  aus  dem 
Stall,  stärkerer  DOngerproduetion)  in  wohlthätigster  Weise  be- 
einflusst. 

.■i.  Hat  nun  auch  namentlidi  seit  der  Mitte  des  Jalirliunderts  die 
Staatsfflrsorge  auf  diesem  (lehiete  in  thatkräftigster  Weise  einge- 
griflen  und  siiul  zahllose  Kunstwiesen  entstanden,  so  darf  doch  die 
Meinung  vertreten  Averden,  dass  das  ausgedelmte  Stromsyst«Mn  ih'> 
mittleren  Europa  his  jetzt  nur  in  sein-  ungenügendem  Umfang  für  ! 
die  Zwecke  der  Bodencultur  nutzbar  und  insbesondere  von  einer 
planmässigen  Verwerthung  der  von  den  Str;\men  in  ungeheueren 
Mengen  mitgefdhrten  bodendüngenden  Bestandtheile  mit  verein- 
zelten Ausnahmen  wenig  oder  kein  Gebrauch  gemacht  worden  ist 
Ganz  flberwiegend  ist  beispielsweise  beim  Bau  von  Kanälen  die 
Benutzung  des  Wassers  als  Mittel  der  Lastenbewegung,  d.  h.  zu  i 
Zwecken  des  Verkehrs  im  Vordergrund  gestanden  und  auf  eine 
gleichzeitige  Ausnutzung  dieser  Anlagen  zu  Bewässerungszwecken 
selten  abgehoben  worden.  Dass  aber  die  beiderlei  Arten  von  Zwecken 
häufig  sehr  wohl  miteinander  sich  verbinden  lassen^  kann  nach 
den  hierüber  aus  einzelnen  Anlagen  dieser  Art  gewonnenen  Er- 
falirungen  niclit  zweifelhaft  sein:  wie  anderseits  die  Zunlckiuiltuni: 
maassgebender  Kreise  gegenüber  der  Kanaltrage,  i&iimal  in  Deutsch- 
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land,  ihre  Erklärung  in  der  »eitlier  den  Kanälen  zugewiesenen 
AuescUiesälielikeit  ibver  Au^be  als  VerkelurgetrasBe  findet,  well 
die  privat-  und  ▼olkswirthBchaftUehe  Nutzwirknng  der  Anlage  durch 
deren  alleinige  Verwendung  zu  Transportzwecken  meist  nicht  hin- 
reichend verbürgt  erschien.  Die  hohen  Benutzungsgebühren,  welclie 
in  Norditalien,  Spanien,  Indien  seitens  der  Grundbesitzer  für  die 
Inanspruchnahme  von  Kanalwasser  zu  Wässenmgszwecken  willi!^ 
entrichtet  werden,  sind  der  beste  Beweis  für  die  Werthschät/unfj 
solcher  Anlagen  für  die  Zwecke  der  Bodencultur;  und  mit  der 
Möglichkeit  ihrer  Einhebung  und  der  daraus  zu  ziehenden  Rente 
sollte  man  bei  der  „Kanalfrage*'  in  höherem  Maasse  als  seither 
rechnen. 

Inlialllich  der  von  Per  eis  citirten  Angaben  von  Charpentier  de  ('ossi^uy 
ub«r  den  dimgeudeu  Werth  der  WäMieruag  Mt«Uen  sich,  z.  B.  bei  den  italieuischeu 
Wintei  wiwan  am  Cftvonr-Kanal  die  WaMerrer^tangsf^bShmi  tof  170  JAn  pro 
Hodulus.  d.  h.  für  die  Ix'ständifre  Ab<rabe  von  100  Liter  pro  .Seennde  vom  10.  October 
bi*  15  Man!  (mit  xweimaliffer  Sistiruug  im  Herbst  und  Frülyabr  zum  Zweck  der 
Räumung  des  Kanals);  and  im  südlieben  Frankreich  in  maximu  auf  6üFrc». 
pro  ha.  Der  französiflclie  Gelehrte  nimmt  auf  Gniud  seiner  Untenachiingen  im 
Departement  Vaueluse  an,  dass  Ini  bestiindijfen  Zufuhren  Ton  1  Liter  Wasner 
pro  ha  und  Secunde  während  6  Monaten  der  Boden  mit  Sökgätickstoff  im  Werthe 
Ton  52,50  Frei,  bmelohert  werde,  so  deee  Angedehts  der  lonjtigeo  Yortheile  der 
Bewässerung  eise  YwgUnng  von  00  Frei,  eliir  m  aledrig  als  au  hooh  gepüiM 
erscheint. 

l.  Die  staunonsworthe  Entwicklung  der  Elektrotechnik  in 
der  Kichtiinir  der  Verwerthiing  der  Wasserkräfte  diirdi  elektrische 
Kraftübertragung  ist  voUentis  geeignet,  auch  bei  rein  privatwirth- 
schaftlicher  üerechnungsweise  eine  günstigere  Stellungnahme  zur 
Kanalfrage  zu  schafTen,  weil,  je  vielseitiger  für  die  Bedürfnisse  des 
Wirthschaftslebens  dieselbe  Wasserwelle  in  Verwendung  genommen 
werden  kann,  die  Bentabililftt  selbst  kostspieligster  Anlagen  an 
Wafarseheuüichkeit  gewinnt  Sicherlich  wflrde  ein  so  dicht  beTdlkertes 
Land  wie  China  ohne  die  ausgiebigste  Verwendung  seiner  Strom- 
läufe  für  die  Bodencultur  gar  nicht  zu  bestehen  vermögen;  und 
man  kann  sich  nicht  leicht  eine  zu  fibertiiebene  Vorstellung  davon 
machen,  zu  welcher  Entfesselung  der  productiven  Kräfte  des  Bodens 
eine  planmässige  Indienststellung  des  Stromsystems  des  mittleren 
Europa  hinleiten  könnte.  Hier  ist  für  eine  Action  in  grossem  Styl 
nocli  ein  weites  Feld  der  Staatsfflrsorge  gegeben,  das  freilirli  nicht 
erst  dann  in  Angriflf  genommen  werden  sollte,  wenn  durch  den  gleich- 
massigen  Zuwachs  der  Bevölkerung  in  allen  Ciiltiirstaaten  und  die 
daraus  sich  ergebende  Schwierigkeit  der  Versorgung  der  Bevölkerung 
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einzelner  Staatsfresen  mit  Nahrungsmitteln  die  Erzielung  höherer 
Ernten  und  die  thunlichste  SelhststAndigmaehung  in  Bezug  auf 
die  NahrungsmittelTersorgung  ein  Gebot  der  Selbsterhaltung  ge- 
worden ist 

Anmerkung.  1.  Dfinkelberg;  vergleicht  ein  in  zweckmässiifer  Yerlniidiiiif 

mit  dpn  natürlichen  "Wasserstrassen  anpeleples  «Kanalnetz  mit  den  Hauptstninien  eine» 
i^ust>artigeu  Aiterieasysteuui,  weiches  du  Wasser,  dieses  Blut  der  Erde,  in  die 
Oeden  und  Heiden  wie  in  das  Cnltnrlend  in  nlehliger  Pnlntion  ergieeet  und  ach 

von  da  ab  nach  Hedürfniss  in  klfiturc  stcimdäre  SchiffTahrts-  und  Ilewässeninp»- 
kanüle  wieder  verzweig"  und  erblickt  darin  „eine  naturgemässe  Ergänzung  der  *o 
sehr  empfohlenen  Secnndirbahnen,  die  aber  weit  prodnctiver  fät  Verkehr  nad 
Landwirthfchaft  Mi  als  diese". 

'2.   An  zuhlcnmassipen  Nachweisen   über    den  wirthschaftlic  htn 
Werth   solcher  Wäüseruugsaulagen  fehlt  es  in  der  landwirthschaftli*  htu 
Fachliteratur  nicht;  Toussaint  erwihnt  n.  A.  (a.  a.  O.,  8.  62)  das  Ritter^t 
Köhra  bei  Erfurt,  wo  auf  euanr  Wiesenfläche  von  300  Morgen,  auf  der  früb^r 
häuti|ir   uiclit   mehr   als  5  ("fr.   freemtet   wurden,   die   künstliche,   auf  rWi  Tap'  im 
Jahre  sich  beschräukeude ,  durch  Ueberstauung  bewirkte  Bewässerung  den  Ertrag 
anf  fiO  Ctr.  Tom  Morgen  gesteigert  haben  soll.  —  Ueber  die  Bewissmincr  des  an* 
frnchtbaren  Sandhodens   der   Bock  er  Hcidf    auf  dem   rechten   T'fer   der  Lippe' 
siehe  Dünkelberg,  a.  a.  O,,  S.  52  Ii'.:  der  aus  der  Lippe  abß-czweijrte  Bt- 
w&sseningskanal  (.82  km)  dient  rar  Bewässerung  von  1217  ha  mit  einem  nun- 
mehrigen Bruttoertrag  von  rnnd  4fX)0()()  M.   «auf  »  incr  früher  fast  ertraploien 
Fläche'*.    fJesammtaufwaiid  nind  4j?t)()()()  M.:   an  Ziusen,  Amortisation   und  VtT' 
waltungskustcu  waren  uach  dem  St&ud  vom  1877  jährlich  äOßlK)  M.  aufzubringen.  — 
In  der  amtlichen  Denkschrift:  Der  Rhein  ström  etc.,  wird  fttr  die  80000  ba  xm- 
fessenden  bewässerten  Wiesen  dc^  südlichen  und  westlichen  Sch w arzwaldf» 
der  Werth  der  >\  asserbenützung  zur  Berieselung  der  Wiesen  auf  240  Millionen  M. 
beziffert  (S.  228).  ' —  Wie  in  ütha,  der  Mormonen colonie,  durch  ein  geniales  Be« 
wissemogssystem  aus  einer  Wüste  ptlugbares  Land  von  26K000  Acres  geechaAn 
w«irden  ist,  dessen  Krtriipjiss«'  schon  18(j(J  auf  4  öOOOlX)  l'fd.  Sterl.  geschätzt  wurden, 
siehe  Toussaint,  a.  a.  (>.,  8.  16.  —  Bewunderungswürdige  Bewasserungsanla^ 
in  der  2.  Hälfte  dieses  Jahrb.  auch  in  Sttd-  nnd  Westealifornien  im  sog.  Kera- 
thal  'Kern  Couuty,  etwa  600000  acres  bewässerbare  Fläche  umfa,ssend,  wovon  ISSS 
der  vierte  Theil  in  die  Bewässerung  einbezogen  war)  geschaffen :  die  32  Hauptkanäle 
haben  eine  Gesammtlänge  von  einigen  60  deutschen  Meilen,  an  die  sich  ein  kunft- 
volles  System  von  Gräben  und  Reservoirs  schliesst,  ^wic  es  nur  im  alten  Indiea 
nnd  Aegypten  seines  fileiclien  liatte** :  man  prieht  an,  dass  die  Kleefelder  fünf  .Iah res- 
emten  mit  einem  Gesanuutertrug  vuu  8— iO  Tünnen  vom  Acre  geben,  dass  Kuru, 
Gemfise,  Baumwolle,  Obst  und  Wein  ebenfalls  mindestens  2  Jabresemten  tiefem, 
Korn  iV)    ."lO  Busheis  viiin  Acre  in  ( ictrcndcn,  die  vor  25  Jahren  an  die  schliuni!*i«n 
(legenden  der  Mark  Brandenburg  erinnerten.    Der  Werth  der  Ländereien  in  Kera 
(V)unty  soll  in  dem  einen  Jahre  1888  von  6,B  auf  9  Mill.  Dollars  und  in  der  angreo* 
/.endeil  Tnlar  County  von  14  auf  28,2  Mill.  Dollars  gestiegen  sein.  (Vgl.  den  Anfissto 
in  der  FrankfnrttT  Zeitung'  N'o.  149  von  18512.1 

Der  i-'rauzose  Barrai  uieiute  Angesichts  des  1870er  Ausfalls  der  Erute: 
„Wäre  ganx  Frankreicb  kanalisirt  cur  Bewissemng  seiner  Aeeker,  stiaden  Dsap^ 
maschinen  in  hinreichender  Men^e  der  Landwiltbschaft  zu  (Jthole,  um  die  Wass^^r 
der  Flüsse  auf  die  Felder  xu  heben,  so  hätte  Frankreich  nicht  nöthig  gehabt,  deti 
Ausfall  von  einem  Fünftel  S4>iues  ganzen  Ernteertrags  auf  ausländischen  Märktm  m 
hc.lrii",  (Toussaint,  a.  a.  ().,  S.  23.)  Und  Charles  de  Poston  bemerkt  nach 
dtrMllun  Uuellf  S.  ö'.l:  „Der  Nil  setzt  den  120.  Theil  seines  pinzen  Vohiuieu« 
ab  oder  14,7  Millioueu  Kubikfuss  pro  Stunde;  der  Mississippi  setzt  pro  Staude 
8  Miltionen  Kubikfuss  Schlamm  ab,  der  die  reichsten,  dflngendstcn  Bestandthtüe 
enthält,  und  ebenso  si  tzen  die  kleinen  .Ströme  nach  Terhältniss  \on  di  m  .\n- 
Bchwenimuugsboden  ab,  welche  ihre  Ufer  begrenzen.   Welch'  ein  Keichtbuju  vun 
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(liia^^enden  S'tofTeii  wird  hittr  fortgewaschen,  besonders  wenn  man  in  dereelbea 
Weise  di««  Abfallstofff  der  grossen  St.ädtt-i  hitnv«'(,'l)pt7)rdert.  Wahrhaftifr,  wir  sind 
ein  leiclitfiiimigeä  GeächiechU'*    VgL  iudeüH  hierzu  die  AusfUhrongen  auf  ff. 

JOt  Recht  webt  Pereli  danuif  Un,  dasi  in  Indien  wie  in  Algier  „die 
Wasserwirt hschaft  sich  als  die  beste  Colonisations-  und  Eroberungspolitik  erwiesen 
hat"  und  duss,  wenn  selbstredend  in  unserem  Klima  ähnliche  Erfolpe  mit  der  Be- 
wässerung nicht  erzielt  werden  können,  zahlreiche  Beispiele  die  Bedeutuug  rationeller 
Bewässernngsaalagen  auch  Ar  die  ndttdearopiisclien  Yerhiltniaae  „glinsend  er> 
weilten". 

3.  Ueber  die  Wa sserwirth schaf t  in  einer  Anzahl  aussereuro- 
paischer  und  europäischer  Staaten  ist  (iu  Auschluss  au  die  Angaben  von 
Ptaeia,  ToasMint  n.  A.)  an  bemeriun: 

a)  Der  in  Indien  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  in  Angriff  genommene 

GariL'i  >  k  a  n.il  'Länge  desselben  H'-V)  km.  der  Zweifrkanäle  21ß  km,  der  kleinen 
YenheiluDgHkau&ie  lb72/73  Ö1&4  km)  erforderte  bis  1873:  2,6  Mill.  Pfd.  Sterl.,  die 
Banahne  ans  den  Bewissemngsgebühren  (pro  Acre  »  0,405  ha  zwischen  3  und 
10  Schilling  betratrend  stellten  sidi  1872/73  auf  186660  Pfd.  Stcrl.,  die  laufenden 
Ansjjaben  auf  98871  I'ld.  Sterl.,  so  dass  eine  Reineinnahme  v(tn  H7  7H!)  Pfd.  Sterl. 
verblieb,  welche  eine  Verzinsung  von  3,4%  des  Aulagekapitals  repriisentirt;  die 
OrBsie  der  bewisserten  FUehe  wird  an  430000  ha  angegeben.  Fflr  die  von  der 
»-n^^ischen  Repieninj^  nmfrehantcn  beiden  Jamne -Kanäle  ergrab  sich  1872/73  eine 
Verzinsung  von  31  bezw.  22,7%,  für  die  der  Bewässerung  von  268  ÜÜO  ha 
dSeoende  Kalernn-Anlage  in  demselben  Jahre  sogar  eine  solche  von  128,37tt-  — 
Neben  Kanälen  sahlrdche  stamienswerthe  Besenrairanlagen  ana  ilterer  Zeit 

b)  Die  Wasserleitnngen  des  alten  Äe^^ypteu  in  diesem  Jahrhundert,  namentlich 
unter  Mehemed  Ali  und  Ahbas  Pascha,  znui  Theil  wieder  in  Stand  gesetzt;  neben 
der  Kanalbewässemug  auch  Wasser  -  Hebemaschinen  in  Yerwendting,  neuerdings 
selbst  Darapfinaichinen;  die  regebnässige  Bewissemug  gestattet  eft  drei  ^ten, 
zuerst  (im  März>  Winterfimcht,  dann  Sorghum,  Indigo  oder  Baumwolle,  zuletst 

ümte  oder  Mais. 

c)  In  Algier  unter  der  französischen  Regierung  in  neuerer  Zeit  mehrere 
frSssere  Reservoirs  erstellt,  von  denen  z.  B.  dasjenige  des  Cheliff  znr  Bewilssemng 
von  12000  ha  das  "Wasser  aufspeichert;  das  Wasser  ist,  wie  in  Spanien  auch, 
Zabehör  des  (inindeigenthunis.  ein  Verkauf  des  einen  ohne  das  andere  ist  untersjigt; 
ie  Ißttel  ist  der  Preis  für  jede  Bewässerung  mit  400  cbm  8  Pres.;  ausgedehnteste 
Anwendung  derselben  für  Gemüse-,  Tabak-,  Wein-,Hai8-, Getreide-, 0b8t>(0range-)cultur. 

d)  Auch  in  Spanien  seit  alters  her  in  den  regenärmsten  Provinsen  Talenda 

nnd  Murcia  ausfrcd^-hntf  Wasserwirt1i><'li;\ff ;  in  den  bewässerten  Districten  ist  die 
Bevölkerung  viel  dichter  als  in  den  nicht  bewisserten,  und  jene,  etwa  70  Uuadrat- 
msilea  umfassend,  sollen  (nach  Briesen)  die  ganze  lleberproduction  Spaniens 
Oiengen  und  nicht  nur  den  Bedflrfidssen  des  eigenen  Landes  mit  Früchten  aller 
Art.  (temüse,  Hanf  et<'.  {r»'nii<ren.  sondern  ancli  noch  für  jährlich  2öO  Mill.  Realen 
1  Keale  =  0,21  Deutsche  Keiclhsmark)  zu  exportireu  im  Stande  seiu.  Der  Werth 
des  ha  bewisserten  Landes  schwankt  «wischen  dOOO  und  11000  Pres.,  während 
trockene  I>ändereien  in  der  Rf<.'-el  iintt  r  KXHI  Frcs.  bezahlt  werden.  (lenossenschaft- 
hche  Verwaltung  des  Wasserwesens  in  der  Provinz  Valencia  mit  eigener  Recht- 
■prachung  durch  das  Wassertribunal. 

e)  Italien.  In  der  Lombardei  beträgt  die  bewässerte  Fliehe  rund  oOOOOOha, 
inPiemo  nt  tihi-r  2<K)0(X)ha:  ein  Theil  der  Kanäle  dient  ausschliesslich  /u  Wüsserungs- 
zwpcken,  andere  pleicbzeiti^'  der  SchifFfahrt;  die  Wasserunpr  dient  wie  im  südlichen 
Frankreich  im  Wesentlichen  nur  zur  Aufeuchtuug,  es  muss  also  uebeubei  noch 
hiiftig  gedüngt  werden;  nnr  wo  die  Kanttie  gleichzeitifr  das  Abwasser  der  Stttdte 
•ofbehnicn.  ist  aucli  die  dünfrende  Wirkung"  hervortretend.  Die  Erträ<r»'  der  Soramer- 
*lMen  (8  Schnitte  und  Nacliweidei  werden  zu  UMM)  kjr  auf  den  ha,  die  der  Winter- 
*Msen  (Marcite)  mit  in  der  Regel  5  Schnitten  zu  (iOWKJ kfr  auf  den  lia  aufge- 
nommen; die  Marcite  in  der  Umgebung  von  .Mailaud  s<dleu  sogar  das  Doppelte 
^ttses  Ertrags  liefern  und  man  sehätst,  dass  im  Allgemeinen  14  ha  Marcite  anr 
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Stallfüttoninn^  von  50  Kfihen  fiir  10  Monate  (im  SqiteMber  Und  Odober  wiid  d« 

Tieh  auf  die  NWide  petrieben)  ausreichen. 

f)  In  Frankreich  herrscht  im  Süden  mehr  die  beteachtende,  im  Norden 
swlnr  Ae  düngende  Bewlaieninp  tot  (arrostge  rfnqile  und  irrigation  ferlili«uile); 

BewägeermigBanla^n  der  ersteren  Art  namentlich  zahlreich  in  den  Departements 
Vauclnse  nnd  Bouche  du  Khöne;  eine  Anzahl  Kanäle  dienen  zugleich  industriellen 
oder,  wie  der  Kanal  von  Marseille  und  derjenige  des  Verdon,  zugleich  Trinkwasser- 
veraerguugeewedten.  BemericeoBwerth  der  im  Jahre  1864  begonnene  Kanal  von 
Carpentrüs  faus  der  Purance  abzweigend)  als  ein  genossenschaftliches  l'nfer- 
nehmen  der  betheiligten  Umndbentaer  von  11  Gemeinden;  Kauallinge  83  km,  zu 
bewSnerade  Fliehe  16640  h»,  BeiUMfireDd  8,6  lOlL  Free.,  ni  denen  der  Staat 
400000  Pres,  zuschoss;  mit  den  sämmtlichen  Kanälen  im  Gebiet  der  Dunince  soll 
jetzt  ein  (k'biet  von  rund  50000  ha  bewässerbar  gemacht  sein  (Fraissinet).  Während 
im  sudlichen  Frankreich  ausser  Wiesen  auch  die  Getreide-,  Kartoffel-,  Ctemüse-, 
KrappMder  etc.  bewässert  werden,  dienen  im  nördlichen  Frankreich  dieBewissenuifS» 
anlagen  ähnlich  wie  in  Deutschland  vorwiegend  der  Wi r s c ii bcwUsst-rnn^';  dit- 
günstigsten  Ergebnisse  da,  wo  die  Abwasser  der  ätadte  mit  verwendet  werden  küuueu; 
«le  man  s.  B.  die  BrtrlgiiiBae  von  Wieeen  bei  Beniay  auf  lOOOO  kg  vom  lia  ichltirt. 
Im  Departement  du  Nord  die  Bewässerung  auch  der  Felder  nicht  selten,  namentlich 
innerhalb  der  Hübenwirthschaften ;  auf  dem  Gute  Mesny  schätzt  man  den  Rühen- 
ertrag V.  ha  auf  60000  kg  (Steigerung  gegen  früher  um  3ÜUUÜ  kg),  welche  günstige 
Wlrlrang  wesentlich  auch  der  Mitverwendnig  der  Abwasser  der  Fabrik  bei  der 
Wisierung  zugeschiieben  wird. 

g)  In  Belgien  ausgedehnte  Bewässernngsanlaageii  beeondart  an  derlCani^iie 

auf  Grund  eines  Specialgesetzes  vom  2b.  März  1847. 

h)  In  England  soU  die  Hälfte  aller  Grasländereien  bewässert  sein. 

i)  Li  Denteehland,  Oetterreieh  und  der  Schweis  ist  bis  jetst  nahesa 
anaachliesslich  die  Bewässerung  ebenfalls  nur  bei  Wiesen  angewendet  worden,  hier 
aber  auch  iji  sehr  ausgedehntem  Maasse,  zumal  im  Hügel-  und  (lehirfrslaud.  In 
Tyrol  sind  nach  Peyrer  die  meisten  cultiWrteu  Gründe  in  der  Thalsohle  wie  an 
dem. Bergh&ngeu  bewäoerbar  und  die  Entstehung  der  oft  stundenweit  sich  erstreckenden 
kostspieligen  Zu h'i tun jren  (Waalen)  ist  zum  Theil  noch  ;inf  die  Zeit  der  römischen 
Besiedeluug  zurückzuführen  (a.  a.  U.,  8.  444).  Die  geuossenschaftlicbeu 
Anlagen  im  Siegenichen  GeUet  (etwa  6000  ha  'Wieeen),  im  rcuAgm  Jahrhnndert 
dnrch  den  Bür;r*'rmeister  A.  Dressler  in  Siegen  eingeführt,  sind  &r  viele  ähnliche 
Anlagen  vorbildlich  geworden.  Näheres  über  Wiesenwässernngsgenossenschaften  in 
§  62.  lux  Ganzen  sind  in  Treussen  (ältere  Provinzen)  iu  dem  Zeitraum  vmi  1846 
bis  1866  966870  ha  mit  einem  Anfvrand  von  ö,9  m\L  Thaler  durch  Ent-  und 
BewäsHcninpren  verbessert  worden.  Oleitzen,  Der  Hoden  etc.,  I.  Bd.,  S.  441  ff., 
vgl.  auch  die  Uebersichteu  am  Schluss  von  §  6<2.)  —  Besonderer  Fürsorge  erfreat 
sich  das  Bewlssennigswesen  eelt  längerer  Zeit  in  Baden,  waa  auf  die  sweelcniasig« 
Organisation  des  culturtechnischen  Dienstes  vom  Jahre  1868  (vgl.  darüber 
§  64)  in  erster  Reihe  znrückznfiihren  sein  dürfte.  In  der  Zeit  vom  Jahre  1870  bf» 
1888  sind  unter  l..eitung  der  staatlichen  Culturiugeueure  etwa  10000  ha  Fläche  als 
bewässerbare  Wiesen  angelegt  worden.  —  Eine  eben  solche  Fürsorge  findet  die  Wasser- 
wirthschrtft  auch  in  Elsas.s-T-otliriiiireti  seit  der  rebemahme  dieses  Landes  in 
die  deutsche  Verwaltnng;  ausser  grossen  kün.st liehen  Sammelbecken  (Alfeld weiher 
bei  Seven  im  obami  Dollerthal  mit  1,1  MilL  cm;  ThalsperreD  im  oberen  Feehlthal 
mit  über  2  HilL  em  Banminhalt),  welche  sowohl  IBr  iadnatoieUe  wie  IBr  Wlssenug»* 
zwecke  in  den  wa-sserreichen  ^lonnten  die  Wassermassen  aufspeichern  sollen,  sind 
umlaugreiche  Wiesenwiüiäerungs •  uud  Eutwaiiseruugsaulagen  unter  starker  Be- 
theiligung der  Staatskasse  theils  ansgefBlirt,  theüi,  wie  die  Yerbessemnfir  Andlan* 
rieds  (.\ufwand  !XX)(K)0  M.'.  die  Kegulining  der  Brensch  und  zahlreicher  anderer 
kleiner  Gewässer  in  Austühruug  beghtTen  oder  vorbereitet.  (Etat  des  elsass* 
lothringischen  Laodeshaasbalt  für  1891/92,  S.  283  ff.;  vgL  auch  die  Angaben  am 
Schlnss  von  §  62.) 
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g58.  Die  Bedeutung  der  Entwässerung^). 

Allgemeine  Wflrdigung.  Nicht  minder  wichtig  wie  die 
befeuchtende  und  dllngende  Wirkung  der  Bewässerung  ist  die  Sorge 
flfar  die  Wegflihrang  des  stauenden  Wassers  in  BOden  mit  undurch» 
läsngem  oder  schwer  durchlässigem  Untergrund,  weil  die  stauende 
Nässe  durch  Abhaltung  der  Luft  und  durch  Beeinträchtigung  der 
ehemischen  Processe  in  der  ßrde,  durch  Herabrainderung  der  Boden- 
temperatur, durch  Erschwerung  der  Bestellungsarbeiten,  durch  die 
Bpsrünstigimg  der  Unkräutervcsr Station  direct  culturschädlich  und 
wegen  der  häufig  zu  beobachtenden  Ausdünstungen  auch  gesund- 
heitsschädlich wirkt 

Man  spricht  iu  der  Meliorationstechiiik  des  Entwäs&erungsweseus  vun  Melio« 
ratio aen  I.  Ordnung,  welche  die  BeachaAing  der  zur  IVockenlegnng  nothwen» 
dipt'ii  Vorfluth  und  die  HiTstt'llnii;,''  der  ^Tfisseren  Entwiisseninfrskanälc,  und  von 
Meliorationen  U.  Ordnung,  weiche  die  Einbeziehung  der  einzelneu  ürundst ticke 
(dwdi  Ziehen  Ton  Grftben,  Legen  von  IhvinrShren  etc.)  snm  GegensUmd  der  Aufgabe 
haben.  Nicht  in  allen  Fällen  lässt  sich  aber  dem  Wasser  des  Entwässerungsjjrebieta 
ein  natürlicher  Abliuss  geben  und  man  ist  dann  genöthifrt,  zum  Mittel  der  künst- 
lichen Vorriuth  zu  greU'eu,  d.  h.  entweder  das  in  einem  Kutwässerungsgraben 
■BgeMUnmelte  Wasser  durch  maschinelle  Einrichtungen  /,u  heben  oder  das  cu  en^ 
wässernde.  ;iber  zu  niedrig  liegende  Gebiet  mittelst  periodischer  reberschwemmung, 
bei  der  die  festen  Bestandtheile  sich  niederschlagen,  kiinstlich  zu  erhöhen  (sog. 
Colmation),  welches  Verflürnn  in  Italien  „seit  Jiärhiraderten  in  eifolgrdcher  An- 
wendimg ist"  und  von  dem  bekanntlich  auch  bei  Flusscorrectionen  behufs  rascher 
,Verlandnn>r"  der  alten  Stromarme  vielfach  (Jebrauch  gemacht  wird.  —  Die  Ent- 
wässerung des  Bodens  selbst  kann  mittelst  offener  Gräben,  die  indess  viel  Terrain 
und  erhebUche  Unierhaltungskosten  eH'ordem  oder  mittelst  unterirdischer,  ge- 
(chlossener  Leitungen  <Sicker{rräben,  Drains»  erfolp-en ;  letztere  Methode  ist  die  in 
nenerer  Zeit  vorzugsweise  angewendete,  wobei  mau  sich  zur  Ableitung  des  Wassers 
an  Stell«  der  früher  ttblieliMk  Brd-,  Fkadiinen-  oder  Stdndndna  mehr  nnd  mehr 
tUnemer  Bdhren  bedient. 

Die  Vorth  eile  einer  Fortführung  des  überschüssigen  Wassers 
im  Boden  durch  Trockenlegruns:  von  Sümpfen  oder  durch  das  Mittel 
der  Drainage,  welche  Vortheile  hauptsiehlich  in  der  besseren  Durch- 
lüftung und  Durchwärmung  des  Bodens  in  Verbindung  mit  ener- 
gischerer Thfttigkeit  der  bodenchemischen  Processe  und  Hintanhal- 
tung fiiuliger  Gflhrung  im  Boden,  femer  in  der  Erleichterung  der 
Bodenbearbeitung  und  in  der  Möglichkeit  frühzeitigeTer  Bestellung 
hn  Frühjahr,  in  dem  Entbehrlichwerden  des  Beetpflflgens,  in  der 
besseren  Wirksamkeit  künstlicher  Düngemittel,  im  Verschwinden  von 
Unkräutern  und  von  Ptiaiizenkrankheiten,  in  der  Hintanhaltung  des 

*)  Vgl.  Uenn  Perele,  a.  a.  0.,  8.  283  ft 
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Iiäufit^en  Auffriorons  (h'S  IJodoiis  etc.  zu  Tago  troten').  sind  so  in 
(licAum'n  talh'nd,  dass  bopreiflit'li  erscheint,  wenn  derartige  l'nter- 
nchniungen  schon  sehr  frühzeitig  durch  aufgeklärte  Kegicrungen  mit 
allen  Mitteln,  auch  denen  des  staatlichen  Zwangs,  gefördert  wurden 
und  wenn  diese  Unternehmungen,  die  für  Ackerböden  fast  nach 
grttssere  Bedeutung  als  fflr  Wiesen  haben,  an  Zahl  und  Umfang, 
zumal  im  mittleren  £uiopa,  die  BewftBserungsanlagen  sehr  über- 
wiegen; in  nicht  seltenen  Fällen  hat  man  indess  mit  Entwässerungs- 
anlagen sngleich  Bewftsserungseinrichtungen  in  Verbindung  gesetzt 
und  dadurch  den  Werth  des  Unternehmens  beträchtlich  erhöht  An 
Beispielen  grossartiger  AusfOhrungen  auch  auf  diesem  Gebiete 
fehlt  es  weder  in  der  älteren  noch  in  der  neueren  Zeit;  Hunderte 
von  Quadratmeilen  ertragloser  Landereien  sind  durcli  Trocken- 
legung der  Cultur  erst  gewonnen,  zahllose  Einzelgrundstücke  auf 
diesem  Wege  in  einen  ertragsfälügcrtMi  Zustand  versetzt  worden. 
Gerade  hier  zeigt  sich  in  vollster  Klarheit,  dass  erst  die  Arbeit 
des  Menschen  dem  Boden  wirthschaftlichen  Werth  verleiht,  dass 
also  der  jeweilige  (iebrauchs-  und  Tauachwerth  des  Bodens  recht 
eigentlich  „erarbeitet"  wird  und  dass  daher  jene  Betrachtungsweise 
völlig  irrig  ist,  welche  in  der  allmählichen  Wertliserhöhung  des 
Grund  und  Bodens  ausschliesslich  oder  vorwiegend  das  Eigebniss 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  sieht,  auf  welche  demgemäss 
auch  die  Gesellschaft  (die  Allgemeinheit)  und  nicht  der  zufällige 
Bodenbesitzer  Anspruch  habe  -). 

A  II ni  erkung.  1.  T(Missaint  f heilt  a.  a.  (>.,  S.  217)  oiui^»>  Ren  t  a b i  1  i t  ä t  s - 
berechuuugen  Über  ausgefulme  Draüiiruuj^ea  mit,  welche  die  BeUeutuiig  dieser 
Uotomehrnnjigreu  gut  iUnitriranu  Auf  dem  ostprenssicchem  Out  K  er  schiften,  voo 
dessen  1500  Morgen  1100  systematisch  drainirt  wurden,  waren  in  dem  10jährigen 
Zeitraum  nach  <1»m-  Ausniliniiifr  die  Enifeii  niclit  nur  >"iel  plcichmjissip'er»'  als  fnilifr, 
souderu  auch  die  Krirng.ssteigoruug  eine  soUhf,  dass  das  Meliuratiimskapitul  saumi 
Zinsen  von  rund  11000  Thlr.  in  6  Jahren  daraus  amortisirt  werden  knimte  uud  nnch 
der  Amortlntion  ein  üeberBchuss  ron  rund  4800  Thhn.  im  Jahr  sich  eigab. 

&  Zahlreiche  Ilolege  über  die  vortheilhallen  Wirkungen  vou  Drainage- 
nntemehmungcn  tinden  sieh  in  den  amtlichen  VeröfTentlichungen  der  verschiedenen 
Ackerbaumiuisterien :  In  dem  Bericht  über  Preussens  landw.  Verwaltung  für 
1884/87  werden  /..  lt.  für  Schlesien  iS.  tf.i  die  liildimg  Ton  78  ThnäaMgtg^ 
nossenscliafteti  mit  11 5!W  ha  Fliiilieiiinliult  mit  einer  Kostenansclilairssumme  von 
2226000  M.  i^Durchschnittsaufwaud  aut  den  ha  183  M.)  gemeldet  und  als  sichtbare 


'  Terels.  a.  a.  (>..  S.  4.")<;  ff.,  uiul  Toussaint,  a.  a.  n..  S.  150  ff.,  der 
bilbes.  mit  Allard  dem  Urainbau  auch  die  für  chemiitche  Processe  wichtige  Erzeu- 
gung elektrischer  StrOmnngen  im  Untergrund  snachreibt. 

•)  Für  die  Kritik  der  Boden -VerstaatUchungsbewegun;:  Kap.  II,  §  40  ff.i  fiillt 
obiges  Moment  der  Erarbeitung  des  Mehrbodenwerths  durch  das  besitaeude  J^inael- 
subjec'i  mit  entücheidend  ins  Gewicht. 
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Erfolge  festgestellt:  dass  in  Folgte  der  Draina^  überall  eine  weit  raschere  Frfih« 
jalmbettellung  ormögliellt  ist,  dass  vielfach  Flächen,  welche  früher  der  Nä.sse  we^^en 
fib^Thanpt  niclit  oder  nur  periodisch  in  besonders  f^instigen  .Tiihrrii  bestellt  wurden 
und  geringe  Krtrage  gaben,  jetzt  dauernd  der  Cultur  gewonnen  sind;  dass 
in  Darchselmitt  die  Steigerung  der  Ertrigirine  bei  allen  Fmehtarten  auf  mindestenf 
25  ^K^"  n  :iii;ri'treben  wird;  dass  erfahninjrs^'eniiiss  der  Düntrer  auf  drainirten  Feldern 
anhaltender  und  besser  wirkt  (S.  3Ü8>;  endlich,  dass  in  Volge  der  durch  diese  Me- 
liorationen erzielten  Ertragssteigerung  an  Futter  auch  der  Viehstand  und  damit  die 
Oangereraeogniig  hat  vemehrt  werden  kflnnen  (S.  325.) 

3.  Ein  Beispiel  für  die  günsti^^en  Ergebnisse  des  C o  1  m a  t  i  o  n  s  Verfahrens 
liefert  das  (int  I'ontet  im  Departement  Vanclnse:  der  ans  Schotter  bestellende,  ver- 
sumpfte lind  in  die  letzte  Steuerklasse  eing^ereihte  Boden  im  Werthe  von  rund 
2IX)  Frcs.  pro  ha  gilt  jetzt  .WJO  Frcs.  und  mehr;  die  Kosten  betrogen  700  Frcs., 
die  WerthsteijrerunjiT  also  27(X.)  Frcs.,  bei  einer  Ctesammttläche  von  120  ha  also 
2^000  Frcs. ;  die  Menge  der  durch  die  Wasseneuleitung  depouirteu  Alluvionen  wird 
zu  346790  Kabikmeter  angegeben.   (Pereis,  a.  a.  0.,  S.  313). 

4.  Von  benierlcenswerthen  grösseren  Unternehmungen  im  Gebiet 

des  E  n  t  w  ä  s  s  e  rn  n  jrs  wese  n  s  sind  vor  Allem  »)  die  in  Preussen  unter  Fried- 
rich Wilhelm  1.  und  Friedrich  dem  (jrussen  ausgeführten  zu  erwähnen  aU 
bleibende  Zeugnisse  hoher  Regentenweisheit  nnd  thafkrSftiger  Wirthschaftspolitik 
(vgl.  zu  den  naehstehenden  Angaben  insbesondere  das  mehrfach  citirte  Bueli  von 
Meitzen,  Der  Hoden  und  die  landw.  Verhältnisse  des  Preuss.  Staats,  I.  Üd., 
S.  441  ff.^  und  K.  Stadelmann,  Friedrich  d.  Gr.  in  seiner  Thätigkeit  für  den  Land- 
bau  Preussens,  1876.  Durch  die  unter  dem  erstgenannten  Honarchen  durchgeführte 
Melinrationen  des  U  hin  -  und  II  ;i  v  tl  1  ä  ii  d  i  scli  en  Urne  h  s  wurden  , innerhalb  5  Jahren 
22  geographische  (^uadratmeileu  bewegliche,  im  Frühjahr  schwimmende  Moor- 
wiesen  zn  cnltnrfthigem  Lande  umgeschaffen  . .  .,  7,2  Meilen  Grftben,  grosse  Dämme, 
Schleux  n  und  Weg'e  wurden  aujreb'jjt  nnd  der  damals  sehr  erhebliche  Aufwand 
von  2\22'.M)  M.  Kosten  auf  die  betheili<rti'n  (liiter  nnd  Ortschaften  nach  Verhältniss 
ihres  (icwiuns  vertheilt;  der  Nutzen  überstieg' jede  Erwartung".  Weiter  umfang- 
reiche  Trockenlegungsarbeiten  unter  Friedrich  d.  Gr.,  namentlich  im  Oder-, 
Warthe-  und  NVt/.ebruch  nnd  an  zalilreiclicn  Niederunjfen  Pommerns  und  der  Mark. 
X^r  üderbruch  „bestand  aus  einer  Wiidniss  von  Wasser  und  Morast,  in  welcher 
die  Oder  in  sahireichen  Armen  nnd  Schlanken  nch  ergoss  nnd  eine  schwache  Be- 
viilkerung  von  Fischfang  und  Viehzucht  sich  dürftig  nährte";  durch  die  Correction 
der  '»der  in  Verbindung  mit  Damm-  und  Kanalisationsarbeiten  wurden  mit  einem 
Aufwände  von  Ü200UO  Thlr.  im  Ober- Oderbmch  117(JU0,  im  l'nter- Oderbruch 
lOKGiNJ  Morgen  fruchtbares  Land  gewonnen,  auf  dem  alsbald  43  neue  Dorfer,  Cnlonien 
und  Vorw«'rke  any^elepl  wurden.  „Hifr  ist"  durfte  Friedriel«  d.  (Jr.  mit  Recht 
sagen  ~  „ein  Fürstenthum  im  Frieden  erobert".  Die  Üodenerträgnisse  sind  jetzt 
des  höchsten  in  anderen  fruchtbaren  Gegenden  gewonnenen  gleich;  die  Kaufpreise 
stellen  sich  zwischen  1S(K)  2400  M..  die  Pachtpreise  zwischen  48  m  M.  auf 
den  ha.  —  Die  Melioration  des  Warthe-  und  N  e  t  z  eh  r  ue  h  s  .  <lie  über  1  Mill.  Thlr. 
kostete,  eryali  eine  culturfalii<je  Flache  von  122622  Morg^eu,  die  des  Drömmlin<j^s 
an  der  Ohre  im  Keg.-Bez.  Mt^eburg  eine  solche  von  176800  Hoigen,  der  Fiemer- 
hrnch  bei  Ma^rdeburp  30(XX),  mehrere  Süiiii»t'e  an  der  Stemme  und  Tanger  H7tJ(J<J, 
ein  Theil  des  Maduesees  in  Pommern  14UUÜ  Morgen  (Kau,  Anm.  b,  zu  §  103).  -  - 
AehnHche  Meliorationen  srit  1720  in  Hannover  und  Ostfriesland.  —  b)  In 
Bajern  seit  1778  unter  Kurfürst  Karl  Theodor  Anstrockunufr  des  fast  4  Üuadrat- 
Bieilen  umfassenden  Donaumooses  mit  einem  Aufwand  von  (>-l8(KK)  (iulden  und 
Colonisirung  dieser  Fläche,  ohne  dass  indess  die  Colonisten  zu  einem  rechten  Ge- 
deihen kommen  konnten;  neuestens  ist  beabsichti<:^,  die  ursprünglichen,  in  der  au 
starken  Senkung  des  (Jnindwassers  bestehenden  Fehler  der  Anl;i;'i'  (Inrch  Wieder- 
ztttühmng  von  Feuchtigkeit  mittelst  Aufstau  und  Anbahnun<,'  einer  diesen  Torf* 
Uaderden  angepassten  Dfingerwirthschaft  (mit  Mineraldünger)  wieder  gut  zu  machen. 
'Siehe  Bayerns  laudw.  Ver\valtung,  IHtX),  .S.  688).  —  c)  So  hat  auch  das  j^ntsse 
Correctionswerk  am  Oberrheiu  — -  siehe  darüber  die  Ajim.  2  zu  <J  (>()  -  neben  dem 
Schutz  vor  Ueberschwemmuugen  vor  Allem  auch  durcli  die  bessere  Entwässerung 
ttid  Entsnmpftang  der  Bhdnniedemng  auf  badischer  nnd  elsAssischer  Seite  ausser' 
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ordaiüieh  woUUtätig  gewirkt  md  die  WoMilmdriage  dkier  wieiten  LaadMlrieki 

mächtig  gehoben.  —  d)  Von  ausserdenticlien  {rrossercn  Werken,  die  in  das 
tiebiet  der  Entwftuenuig  und  Trockenleguif  üüleu,  sei  noch  erwähnt:  luirch  die 
Tnekmiepatg  dei  Harlemer  Heers  (184$— 186e)  ist  eine  Fliehe  von  18000k» 
CnltwhBM  gewonnen  worden;  die  mittebt  dreier  Dampfmaschinen  atuigepnafie 
WaMermenge  betrug  nuid  832  Jlill.  cm;  Kosten  19  Mill.  Frc«.  Die  TrockenlegUBg 
der  Zuydersee  bekanntlich  geplant.  ~  in  Ungarn  sollen  seit  1877-  1883  nmd 
880000  ha  »eliorirt  worden  Min  (Fraiaiinet,  a.  a.  0.,  S.  16).  —  Die  Trodtta> 
lefTTiii?  def  Chianathals  in  Italien,  zwischen  Arno  und  Tiber,  hat  nach  PrreN 
die  Erträgei  die  früher  gleich  Null  waren,  auf  90  Frca.  rein  auf  den  ha  gesteigert. 

—  Ueber  die  Trockenlegung  dee  Lago  Fit  ein  o  in  den  Abbnmen  siehe  die  an- 
ziehende Sehildenuff  von  A.  Knojp  In  der  Deutschen  Warte,  1874,  Heft  11;  die 
Tritckenlep^ng  dieses  17000  ha  grossen  Sees  sclion  unter  Julius  Cäsar  und 
Claudius  geplant  und  in  Angriff  genommen,  ohne  dass  indessen  die  damaligen 
wie  die  spftter  vnter  Kaiser  Fitodiich  II.  unternommenen  Arbeiten  den  gewOmM^tee 
Erfolg  hatten;  erst  die  Wiederaufnalime  des  rrnjects  durch  Fürst  T(»rlnnia  im 
Jahre  1866  fUhrte  mit  einem  Aufwand  von  üO  Mill.  Frcs.  zum  Ziele;  während  noch 
in  den  40  Jahren  der  Zustand  der  Bewohner  der  Tersnmpflen  üfer  des  Fncino  als 
ein  ^erbämilicher"  geschildert  wird,  ist  an  Stelle  des  Sees  jetzt  eine  blfihende 
Landschaft  »  rstandeu,  deren  Roherträgnisse  auf  den  in  intensivste  Cultur  genonmcoca 
Grundstücken  man  s.  Z.  auf  6  Mill.  Frcs.  veranschlagt  hat.  —  Nach  der  giimm 
laadw.  italienischen  Agrarenquöte  der  80er  Jahre  wird  derUmfimgr  der  nodi  m 
«Otwissemden  Ländereien  auf  7(X)  800000  ha  iinp-epreben;  seit  1861  1877  hat 
die  italienische  Kegierung  Uber  30  Mill.  für  diese  Zwecke  ausgegeben,  allerdings 
unter  eihehlieher  Inanspruchnahme  der  Provinzen,  Oemeindoi  und  Privaten.  —  Ton 
^SSens  Untemehmuniren  in  der  Schweiz  sind  zu  erwähnen  die  Tieferlegung  des 
Lungern sees  (IHOfi  -  1835)  und  vor  Allem  die  Linthcorrection  int  Canton 
Glarus  0^7  1827  unter  der  Leitung  von  J.  K.  Escher  nach  den  Plauen  des 
bad.  Ingenieurs  Tu  Ha),  durch  welche  es  gelang,  den  corrigirten  Fluss  (Lintlikaiial) 
„so  tief  in  den  Thalboden  einzuschneiden,  dass  der  Niederwasserspiefrel  des  Walens^  s 
um  nicht  weniger  als  ö,40  m  gesenkt  ward" ;  dadurch  ist  «das  breite  Thal  von 
Mollis  bis  Weesen  und  bis  zum  Zflrichsee  gegen  Uebersehwemmnngen  sicher  g:e- 
stellt,  entsumpft  und  so  der  Cultur  wieder  gew^onnen  wwrden*.  („Der  Rheinstrom"  etc., 
S.  222.)  Aufwand  über  1  Mill.  Frcs.,  geAvnnnenes  urbares  Land  (nach  Raul 
20000  Juchurt.  In  ähuliciier  Weise  hat  die  J uragewässercorrection  dss 
Üfeigelinde  der  3  iSeeen  von  Biel,  Neuenbürg  und  Marten  durch  Scnkvoig  ihr« 
Wasserspiegels  nicht  nur  vor  Ueberschwemmuu»rcn  bewahrt,  sondern  auch  die  Trocken- 
legung der  aosgedehnteu  MoorgrUude  in  der  Umgebung  dieser  8eeen  ermöglichu 

—  b  Irland  ^einer  grossen,  nur  über  wenige  Oobungen  abzuwässemden  HnMe 
vergleichbar,  die  seit  ältester  Zeit  im  höchsten  Orad  versumpft  war",  wurden  snf 
ffrund  besonderen  Gesetzes  1H4fi  55.  ausser  den  weiter  wirkenden  Abzügen,  27872  ha 
Land  mit  einem  Aulwand  von  21016860  M.  unmittelbar  iruckeu  gelegt,  zu  welchem 
der  Staat  18124180  H.  znschoss  (Meitzen). 

5.  Teber  den  Umfang,  in  \volrlifm  seit  der  Mitte  des  Jahrhiindt-rts  Drainapen 
in  Form  von  £inzel-  oder  Genossenschaftsuuternehmuugen  in  den  einzelnen  Ländern 
durchgeführt  worden  sind,  fehlen  genauere  Angaben;  in  England  soUea  1868 
schon  1,3^11-  ha  draiuirt  gewesen  sein,  in  Frankreich  um  dieselbe  Zeit 200000 hs 
(mittlerer  Aufwand  in  Frankreich  auf  den  ha  250  Frcs.);  über  die  ppnossensrbafr- 
lichen  Unternehmungen  dieser  Art  siehe  übrigens  die  Bemerkung  auf  S.  363  unten; 
über  die  Staatibeihilfen  und  die  diese  Unternehmungen  föidenide  Specialge- 
setzgebung das  unter  §  64,  Ziffer  2  AusgefOhrte. 


Bedeutung  der  Entwässerung  far  Moorländereieu 
insbesondere.  Eine  nachhaltige  Bedeutung  gewinnt  die  £fli- 


§59.  Die  Moorcultur  insbesondere. 
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wftssening insbesondere  auch  in  Ansehung  der  Moorländereien, 
bei  denon,  neben  der  etwaigen  Ausbeutung  auf  Brenntorf  und  in 
n«»ueror  Zeit  aucli  auf  Streutorf,  die  althergebrachte,  für  die  weitere 
Umgebung  mit  vielfachen  Stönuigen  und  Misslichkeiten  verknüpfte 
Brenne ultur  dem  Boden  nur  die  allerdürltigsten  Erträgnisse 
abgewann,  während,  wie  zahllose  Beispiele  zeigen,  durch  Trocken- 
legung in  Verbindung  mit  rationeller  Behandlung  des  entwässerten 
Moorbodens  dieser  in  fruchtbarste  Ländereien  sehr  wohl  umge- 
wandelt werden  kann*).    Bei  der  sog.  holländischen,  auch  in  Ost- 
Mesland  vielfach  angewendeten  Veen-  oder  Fehncultur,  bei 
der  die  Entwftsaenmgskanftle  gleichseitig  als  Scbifffahrtskanäle  fttr 
die  Yerfiracbtiing  des  abgegebenen  Brenntorfs  und  der  Emteproducte 
dienen,  wird  die  abgetorfbe  Flftche  mit  dem  aus  den  Kanälen  und 
Gräben  gewonnenen  oder  besonders  herbeigeftthrten  Sande  sorg- 
filtig  gemischt;  bei  der  nach  ihrem  Begründer  Qutsbesitzer  Rimpau 
auf  Gunrau  in  der  Altmark  genannten  Damme  ultur  dagegen  die 
aus   den  Gräben  gewonnene  Sandschicht  auf  den  entwässerten 
Moorboden  aufgebracht  (die  Sanddecke  hat  den  Zweck,  den  Cultur- 
pttanzen  einen  festen  Standort  und  Schutz  gegen  die  gerade  auf 
Moorbrulen  besonders  häufigen  Frühjahrsfröste  zu  gewälirt'ii)  und 
eine  Vermischung  «les  Sand-  und  ^loorbodens  <labei  sorgfältigst 
vermieden-).    Die  erstere  Culturmethodc  setzt  eine  lohnende  Ver- 
werthung  des  Brenntorfs  voraus  und  bedingt  im  üebrigen  die  als- 
baldige Einbeziehung  eines  grosseren  (lebiets  in  die  Meliorations- 
unteraehmung,  erfordei-t  daher  die  Zuhilfenahme  des  staatlichen 
oder  genossenschaftlichen  Apparats,  während  die  letztere 
Culturweise,  sofern  der  Beschallung  der  nÖthigenVorfluth  Schwierig- 
keiten nicht  im  Wege  stehen,  sehr  wohl  Gegenstand  der  Einzel - 
Unternehmung  sein  kann.  In  beiden  Fällen  ist  eine  reichliche 

')  Ueb«r  die  gemmdliflidichen  und  landwirthschaftlichen  Nachtheile  dvr  Itrand- 
»  tiltur  auf  Mooren,  zu  deren  I^ekämpfunp'  ein  eijrener  Verein  in  Dentsehliind  sicU 
bildet«,  vgl.  Deutschen  Lauü wirthschaitsrath,  Archiv  von  1882,  i>.  489. 

*)  üeber  die  technischen  Binselheiten  des  RiniiNUi'schen  Sanddeckunfirs* 
verfahren»  (Dammcnltur)  siehe  Toussaint,  a.  a.  ()..  S.  2ö9  und  Pereis,  a.  a.  (>., 
b.  476;  die  Kosten  der  Anlage  pro  ha  schwanken  xwiiicheu  2U0  und  8ÜÜ  M.  und 
dftrfiBn  im  lOtld  ra  400 — 600  IL  angenommen  werden.  Ton  einzelnen  Onltnren  wird 
berichtet,  dut  ichon  eine  einsige  Ernte  nach  dem  Umbau  die  Unkosten  )^deckt 
hat.  Kimpan  pab  den  Keinertraj,'  s<'iner  Dnninicultur  früher  zu  120^1.,  später  auf 
ISO  M.  pro  ha  au.  —  Den  iustructiväten  Einblick  in  die  neuere  Jdoorculturtechuik 
gewihrt  dM  Fachhlatt:  Mittheilnngen  des  Vereins  snr  Förderung  der 
Moorcultur  im  Deutschen  Reich  :  [vedactenr  Dr.  (Jrahl  ■  Berlin*.  lieber  die 
Rechts-,  Verwaltongs-  und  Wirthschaftfigescliiclite  der  älteren  Culüui»atiuu8versuche 
aaf  devlwdMn  Ifoorlladerden  riebe  Hagenberg,  Innere  Colonisation  im  Nordwesten 
DeatscUands,  1801. 


Digitized  by  Google 


346 


Kap.  IlL  Die  ToUtik  der  Landescultur. 


Düngung  des  Moorbodens  wesentlichste  Voraussetzunir  <les  Erfolsrs: 
in  Holland  benutzt  man  dazu  neben  dem  Seesehlirk  vor/uL,^sweis»» 
den  Kloakeiiiiibalt  der  Städte,  im  Uebrigen  vorzugsweise  kali-  und 
phosphorsäurehaltige  mineralische  Düngemittel,  und  zwar  die 
Fhospborsäure  neuerdings  meist  in  Fonn  des  aus  der  Thomas- 
schlaeke  gewonnenen  DOngermehls 

Man  muss  übriufens  sehr  wohl  den  Unterschied  zwischen  den 
kalkreichen,  in  starker  Zersetzung  der  Pflanzenmasse  (meist  Schilf- 
arten und  Binsen)  ])egrilVenen,  in  der  Kegel  zu  beiden  Seiten  von 
Wasserläufen  vorkommenden  X  i  e  d  e  r  u  n  g  s  -  oder  G  r  ü  n  1  a  n  d  s  - 
mooren,  und  den  Hochmooren  beachten,  welch'  letztere,  aus 
stehenden  Gewässeni  allmählich  emporgewachsen  und  in  der  Regel 
von  grosser  Mächtigkeit,  eine  nur  geringe  Zersetzung  der  Pflanzen- 
faser aufweisen  und  bei  sehr  geringem  oder  ganz  fehlendem  Kalk- 
gehalt ein  sehr  lockeres  Gefflge  haben  und  desshalb,  wie  wegen 
der  Kostspieligkeit  der  Sandbeschaffung,  fflr  die  Bimpau'sche 
Oulturmethode  meist  sich  nicht  eignen.  Nun  haben  aber  gerade 
diese  Hochmoore  bei  Weitem  eine  grossere  Verbreitung  als  die 
Niederungsmoore,  und  es  gehört  daher  zu  den  folgenreichsten  Er- 
rungenschaften der  modernen  Anbautechnik,  die  Mittel  und  Wege 
zur  lohnenden  landwirthschaftlichen  Nutzung  der  Hochmoore  aucli 
auf  anderem  Wege  als  dem  der  „Yerfehnung*',  die  wie  erwähnt, 
eine  nicht  immer  vorhandene  lohnende  Verwerthung  des  Brenntorfs 
voraussetzt,  ge/ei^t  zu  haben.  Was  in  dieser  Beziehung  die 
Preussische  Laudwirthschaftsverwaltung  durch  Errichtung  der 
Moorrersuchsstation  in  Bremen  und  der  Moorcentralcommissioa 
sowie  durch  Bereitstellung  von  Mitteln  im  grossen  Maassstabe  zur 
Durchführung  Ton  Culturversuchen  auf  eigenen  fiscalischen  und 
privaten  Moorlftndereien,  was  in  gleicher  Richtung  die  ProTinzial- 
yerwaltung  in  Hannover  und  was  die  bahnbrechenden  wissenschaft- 
lichen Arbeiten  obiger  Versuchsstation  selber  geleistet  haben,  zählen 
im  Hinblick  auf  das  immense  Moorgebiet,  welches  noch  der  land- 
wirthschaftlieh-intensiven  Ausnutzung  harrt,  zu  den  bedeutungs* 
vollsten  Thatsachen  im  Gebiete  der  fflrsoi^enden  Landwirthschafts- 
pflege  der  neueren  Zeit;  denn  die  Einbeziehung  der  rund 2  Millionen  ha 

Der  hohe  Werth  der  städtiüciien  Fukalien  iu  ilulland  ist  weüeiitlich  aut 
die  d»rtifre  Mooreultnr,  welche  die§es  krftftigeii  Dangemittels  nieht  entbehren  kanB« 

jtunickziit'iiliren ;  die  einr  Stadl  <  i  r  o  n  i  n  cren  er/.it'lt  ;uw  di-r  Al);ra1>t'  der  FRk.'ili'^n 
eine  jährliche  KeineinnaUme  zwischen  20  und  ÜOUUÜ  üuldeu  Fe  reis,  a.  a.  O., 
8.  475). 
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Moorland,  welche  auf  Prettssen  allein  entfallen,  in  regelmftssige 
landwirihschafQiclie  Nutzung  durch  ,,die  mineralische  Befruchtung 

des  seinem  Ursprung  nach  vegetabilischen  Moorbodens"  bedeutet 
eine  nach  Huiidfiieu  von  Millionen  sich  beziffernde  WertherhOhung 
des  National kapitals,  eine  grossartige  Steigerung  der  jährlichen 
liotlfiiproduction,  zumal  von  Cerealien,  die  Eröllnung  zahlreicher 
Nicderlassungs-  und  Arbeitsmogli('lik»Mten  für  land-  oder  arbeitslose 
Elemente,  und  stellt  sich  ebenbürtig  jenen  Colonisationen  des 
Mittelalters  zur  Seite,  mittelst  deren  der  preussische  Norden  und 
Nord-'^t»'?!  für  die  Cultur  erobert  worden  ist.  Die  nationalökono- 
mische Bedeutung  der  neueren  Moorcultursysteme  liegt  nicht  am 
wenigsten  darin,  „dass  man  hierbei  unter  Verwendung  grosser 
Mengen  mineralischer  Dfingemittel,  flher  deren  fast  unerschöpf- 
liches Vorhandensein  (in  Form  yon  Lahnphosphoriten,  Kainit, 
Ganallit,  Thomasschlacke  etc.)  im  vaterUndischen  Boden  man  erst 
in  ueuer  Zeit  sich  Bechenschaft  abgelegt  hat,  schnell  vom  exten- 
firsten  zum  intensivsten  landwirthsehaftlichen  Betrieb  hat  sehreiten 
kr»iincn  und  dass  es  auf  Gmndlage  dieses  Systems  möglich  ge- 
worden ist,  dem  Culturland  sehr  ausgedehnte  Fliiclien  Insher  öden 
und  ertraglosen  Moorbodens  liinzuzut'ügen,  ein  unst  hätzbarer  (iewinn 
für  «in  Land,  in  dem  die  Bevölkerung  mit  Biesensclihtteu  sich 
vermehrt"  (Pflug). 

V^rl.  hi^Tzu  die  .Tahrpsberichte  über  Preussens  land wirtbsrbaft liebe  Ver- 
Fahuu{;,  iusbeüoudere  jeuüu  für  1884/87  IS.  4891:  „Die  unter  eitri<rer  Mitwirkuu^ 
des  in  Febmiir  1882  ins  Leben  getretenen  Vereins  für  Mncin  ultnr  von  der 
Moor-Vprsiic  hsstation  Bremen  einffeleiteten  Vfrsiiclie  liabcn  dazu  jretTibrt, 
djis  Uochmuor  auf  die  Weise  in  Cultur  zu  briugeu,  dass  mit  eiuer  gründlichen 
BMrbcatnng  und  eiiimali^en  leichten  Brandcnltnr  der  oberen  Moorschicht  eine 
ener<nscho  Kalksafnhr  und  eine  reiehliebe  Diin^in^  mit  Stickstoff,  Kali  und 
Phosphorsiiure  verbunden  wird.  Ks  ist  hierdurcli  irelunj^en,  auf  «ranz  robem 
Moor  gleich  im  ersten  Jalire  sehr  ergiel)i^'e  Krnten  un  Koggen  und 
Kartoffeln  sowie  Hfilsenfriichten  zu  ersielen.  auch  steht  za  hoffen,  dass 
d*T  Futterbau  auf  dfin  sd  beliaudelten  Mixir  frute  Kesultate  /»'ititreu  winl.''  lu- 
structive  Berichte  des  verdienstvollen  Vorstandes  der  im  Jahre  187G  errichteten 
Moor-Venrachratation  Bremen,  Dr.  Fleischer,  in  den  Laadwfrthschnftlichen  Jahr- 
biichem,  Jahrgang  1883,  1886  und  1891.  Nach  A.  Pflug,  J)i«  %Wrthsebaftliclie 
Er-ichliessung  der  im  Deutschen  Heieb  belegeneu  Moorttäeben'*  (in  der  Zeitschrift 
für  die  ges.  .St.  W.,  1891,  S.  4ö3  ff.)  beträgt  der  Umfang  der  .Moorbildungen  in 
der  Provinx  Hannover  561433  ha  (14,6  7o  Gesammtfliiciie».  in  den  acht  älteren 
PmiSS.  Provinzen  ö,2  °/t,  des  Staatsgebiets:  wcitert'  uiiifaii^Ti'jclif  Moorbiblun^eu 
limentlich  in  Bayern  (.64483  ha  im  sog.  I>ouau-,  Krdiuger  und  iJachauer  Muus) 
und  in  Mecklenburg  und  Oldenbnrf^.  Aasgedehnte  Moore  anch  anf  einseinen  Hoch- 
plateaus, so  namentlich  in  der  Eiffel,  auf  dem  Kücken  einzelner  Sdiwarzwald- 
zagf.  des  Brockens  und  der  Kbön;  letztere  Moore  können  im  Uiublick  auf  die 
meist  rauhe  Lage  wohl  nur  auf  Torf  (als  Breun  -  und  Streutorf)  ausgebeutet  werden. 
Nach  Pflug  hat  das  nach  dem  Rimpau'schen  System  in  Moorculttiren  angelegfte 
Kapital  g^pendenweiie,  so  auf  dem  (Int  Nennhausen,  bis  au  2&7«  sich  verzinst. 
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(8.  468  und  474).  —  Die  Moorl>randcQltiir  soll  in  Holland  «nf  nmd  1200O  ha.  in 
PreuBBen  nad  Oldenburg  noch  auf  rund  14000  ha  in  Betrieb  sein;  da  d&s  in 

Briuidciiltur  p:enommene  Ar«'al  nach  etwa  6  Jalm'ii  todtg'ebrannt  ist,  sieht  sich  der 
Moorbreuner  genöthigt,  weiter  zu  ziekenf  d.  h.  ein  nomadenhaftes  Leben  zu  fiihren. 
nNoeh  jetzt**,  sagi  Boseher,  f,habflii  wir  io  «uwren  norddentsehai  ][oorcol<niicH 
me  bequt'instP  Gelegenheit,  den  Febergaup:  von  dem  rohesten  Feldsystem  zu  den 
cnltivirteren  mit  eigenen  Augen  zu  beobachten."  — -  Die  Veen-  oder  Fehncultnr, 
welche  sich  auf  den  Abbau  und  die  industrielle  Terweithung  des  Moortorfs  sowia 
die  Cultivirung  des  blossgelegten  Hoonmtefgrundes  stützt,  ist  von  Holland  nach 
OstfrieslHTul  und  weiter  östlich  vorgedrungen  und  besonders  entwickelt  im  früheren 
Amt  Lilieuthal  unweit  Bremen  (42  Moordörfer)  sowie  im  Begierungsbezirk  Stade, 
wo  1876  rnnd  76000  lut  Hoorluid  als  Acker,  IRflese  und  Hobning  in  Benfitsoiiic 
genommen  waren  (Pflug,  S.  483).  Namhafte  Aufwendungen  in  Preussen  fv.r 
Begründung  neuer  Moorcolonieen  seit  den  70er  Jahren:  allein  für  die  Erschlie^üuug 
des  zwischen  der  Ems  und  der  holländischen  Grenze  sich  liinziehenden  Moorgebiet« 
(9  Uuadratmeilen)  hat  die  Preussische  Regierung  durch  Erbauung  de»  Süd -Nord- 
Kanals  iiiul  von  vier  Querkanälen,  welche  das  Moorgebiet  mit  der  Ems  und  mit 
dem  holländischen  Moorkanalsystem  in  Verbindung  bringen  sollen,  lö  Mill.  M.  auf- 
gewendet; Uer  wie  in  dem  von  dem  Enu-Jahde-Kanal  donsliMlinltlenen  ^Oreeeea 
Wiesmoor"  soll  uun  gerade  bei  den  ungünstigen  Absatzconjuncturen  für  Breuntorf 
an  Stelle  der  Verfehnung  die  neuere  Hochmoor cultur  treten.  Ueber  ein 
Beispiel  gelungener  Wiesencultur  auf  Niederungsmooren  bei  starker  miiieraUsrluar 
Düngung  (900  kg  Kainit  und  400  kg  10°/ogcs  Thomasmehl  auf  den  ha^  berichtet 
Schult  z-Lupit  z  in  No.  48  der  T>t'ut>(  lu  n  landw.  Presse;  Reingewinn  ha  nicht 
unter  60  M.  und  das  durch  die  Kaiuitphosphatdüngung  erzielte  Putter  hat  sich  alz 
ftueerst  gelialtreich  nnd  verdnvlieh  erwiesen.  «Eine  ddtsige  '^eaencnltnr  der 
Moore  bezahlt  sich  gut ;  wohl  der  Wirthschaft,  welche  mittelst  der  wohlfeilen  Mine- 
raldnngung  so  reichliche  Mengeu  Eiweissstoffe  aus  den  Mooren  sich  zuführen  kann  ... 
In  dieser  Weise  behandelt,  blürht  den  Niederungsmooreu  eiue  grosse 
Znknnft.* 


§60.  Der  Wasserschutz. 

Die  fliessende  Wasserwelle,  wie  sie  den  Acker-  und  Wiesenbau 
durch  ihre  befeuchtende  und  düngende  Wirkung  gedeihlich  be- 
einflusst,  kann  sich  ebenso  als  schädliches  Naturelement  erweisen« 
wenn  sie  hoch  anschwellend  das  ihr  Ton  der  Natur  angewiesene 
Bett  fibersteigt,  die  anstossenden  Gelftndetheile  mit  verheerender 
Gewalt  überschwemmt,  die  Ackerkrume  mit  fortreisst  oder  mit 
Gerolle  und  Kies  überschüttet  und  so  das  mühevolle  Culturwerk 
der  Menschenliaiid  mit  einem  Schlage  wieder  zerstört.  Den 
ständii;en  Veränderungen,  welchen  dieFlusslfiufe  durch  die  lebendige 
Kraft  des  Wassers  zu  unterliegen  droh<Mi,  die  gefährliche  S])itze 
abzubrechen,  dafür  zu  sorgen,  dass  jeder  Flusslauf  die  tiefste  Lage 
seines  Gebiets  einnehme,  um  für  das  überschüssige  Wasser  seines 
Niederschlagsgebiets  den  hinreichend  grossen  Becipienten  zu  bilden; 
zu  verhüten,  dass  durch  die  von  jedem  Fluss  mitgeführten  erdigen 
Bestandtheile  die  Sohle  des  Betts  allgemach  sich  erhühe  und  da- 
durch eine  Versumpfung  des  umliegenden  Gebiete  veranlasse; 
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darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  bei  besonders  starken  Anschwel- 
hi!iL,'pn  dos  Wasserlaufs  das  Wasser  entsprechend  rasch  a]>c:efülirt 
und  ein  Uc))ertritt  desselben  auf  anstossendes  Culturgeliinde  ver- 
liindert  werde,  bildet  in  Verbindung  mit  der  Sorge  für  Sebiffl)ar- 
maehung  der  Wasserstrassen  die  Aufgabe  der  Stro m b a  u  t  ec h  n i k , 
welcher  daher  die  wichtigsten  Interessen   der  Landescultur  mit 
anTerfcraut  sind,  Dio  Mittel,  mit  denen  die  Strombautechnik  arbeitet, 
um  der  Wassergefahr  vorzubeugen:  Beseitigung^  von  Flusskrfini- 
mungen  (Serpentinen)  mittelst  Vornahme  von  Durchstichen  (Gerade- 
legongen),  die  von  einer  Tieferlegung  der  Flusssohle  begleitet  zu 
sein  pflegen;  Befestigung  der  üfer  gegen  Abbruch;  Anlage  von 
Deichen  längs  des  Stromlaufb  zur  Yerhfltung  des  Uebertritts  von 
Wasser;  Erbauung  von  Thslsperren  in  den  Qebirgsthälem,  um  die 
von  den  einzelnen  Wasserlftufen  geftthrten  Geschiebemassen  kflnsUich 
zurfickzuhalten ;  Anlage  von  Reservoirs  zu  ahnlichem  Zweck  und  um 
eine  allnuililiche  Zufflhrung  von  Hochwassern  in  das  Hauj>ta))zug9- 
gebiet  zu  bewirken  —  sind  in   diesem  Zusammenhang  nielit  zu 
erürtern,  wie  denn  jeder  Wasserlauf  sein  besonderes  Stromregime" 
erheischt  und  jede  schematische  Uebertragimg  der  strombautech- 
nischen  Erfahnmgen  eines  Landes  auf  das  andere  verfehlt  wäre. 
Wohl  aber  ist  auf  folgende  Gesichtspunkte  aufmerksam  zu  machen: 
1.  Das  Ideal  der  Hydrotechnik  wäre,  jeden  Flusslauf  so  zu 
gestalten,  dass  ebensowohl  fflr  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  (durch 
Schaffung  einer  Wasserstrasse)  wie  fftr  jene  der  Landescultiur 
(durch  Yerhfltnng  von  Versumpfung  und  Femhaltung  von  Ueber- 
schwemmungen  bei  gleichzeitiger  Nutzbarmachung  der  Wasserwelle 
zu  Bewftsserungszwecken)  in  reichlichstem  Maasse  Sorge  getragen 
wftre;  und  es  ist  bekanntlich  nicht  selten  der  Vorwurf  gegen  die 
moderne  Strombaukunst  erhoben  worden,  dass  sie  Aber  der  Ftirsorge 
für  die  Fördening  der  SchiflFfahrtszwecke  jene  der  Landescultur 
über  Gebühr  vernacblässicrt  oder  dass  sie  mit  dem  System  von 
Schutzmaassregeln  gegen  Hochwasser  durch  Fiiiideichung  des  Fluss- 
gebiets nicht  auch  die  Nutzbarmacliung  der  von  der  Stromwelle 
mitgeführten  düngenden  Sinkstoft'e  zu  v«'reinigen  verstanden  habe: 
unter  letzterem  Gesichtspunkt  wird  geradezu  die  Eindeichung  der 
Flfisse  als  ein  volkswirthschaftlicher  Xachtheil  angesehen  und 
einem  Bausystem  das  Wort  gere<let,  welches  durch  Niederlegung 
der  Deiche  dem  Strome  gestatte,  seine  Fluthen  und  die  in  ihnen 
enthaltenen  erdigen  Bestandtheüe  (den  Schlick)  „in  feinen  Straten** 
über  das  Land  zu  vertheilen.  Nun  muss  zwar  eingeräumt  werden. 
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dass  das  ausserhalb  des  DeichsehutKes  liegende  Gelftnde  (Aussen- 
deieh),  namentlieh  im  unteren  Theil  der  Sixomlftufe,  als  Wiese 
benfitzt,  unter  gewöhnlichen  Yeihftltnissen  gOnstige  Ertragnisse 

sehr  wohl  abzuwerfon  geeignet  ist,  man  darf  aber  nicht  übersehen, 
dass  jedes  Soinnierhochwasser  die  Cresceuz  zu  vernichten  und  bei 
längerer  Dauer  die  Grasenite  zu  ersticken  oder  auch,  bei  stärkeren 
Störmungen,  zu  verschlammen  droht.  Diese  schädlichen  Folgen 
müssten  sich  bei  der  völHijen  Freileitung  des  Inundationssrebiets 
für  die  in  ackerbauliche  Nutzung  genommeneu  Grundstücke,  zu- 
mal bei  hochgetriebener  Cultur  von  Handelspflanzen,  augenschein- 
lich in  noch  viel  stärkerem  Grade  fühlbar  machen,  und  alle  noch  so 
scharfsinnigen  Berechnungen  Aber  den  Verlust  an  dfingender  Sub- 
stanz, der  bei  dem  herrschenden  Strombausystem  fflr  die  Ackerkrume 
entsteht,  sind  desshalb  an  sich  als  beweiskräftig  noch  nicht  zu  er- 
achten, da  jener  Verlust,  yerglichen  mit  dem  Werth  der  durch  die 
Deiche  geschfitzten  und  bei  ihrer  Kiederlegung  alljährlich  gefilhrde- 
ten  Culturarbeit,  thatsftcUich  bedeutungslos  bleiben  muss;  zumal  in 
den  oberen  Theilen  der  Ströme  und  Flussläufe,  wo  die  verherrende 
Gewalt  der  Wildwasser  nicht  bloss  den  Jahresertrag  der  inundirten 
Flächen,  sondern  den  Grund  und  Boden  selber  (<lurch  Versandung 
imd  Versrhüttung).  und  darüber  hinaus  Bauwerke  jeder  Art  in  ihrem 
Bestände  l»tMlri>ht.  Uebrigens  fehlt  es  nicht  an  Beispielen  dafür,  dass 
der  Schutz  der  angrenzenden  Culturttächen  durch  ein  georduetes 
Deichsystem  mit  der  Anlage  von  Bewässerungseinnchtungen  aus 
dem  eingedeichten  Fluss  sehr  wohl  verträglich  ist  Wo  aber  solche 
Einrichtungen  wegen  der  tiefen  Einbettung  des  corrigirten  Strom- 
laufs sich  nicht  treffen  lassen,  wird  die  an  sich  berechtigte  Forderung 
der  Nutzbarmachung  der  Sinkstoffe  der  Flflsse,  neben  ausge- 
dehntester Bewässerungsmöglichkeit,  besser  als  durch  Nieder- 
legung der  Deiche,  durch  Anlage  eines  in  Verbindung  mit  den 
HauptstrOmen  angelegten  Eanalsystems  zu  verwirklichen  sein, 
wobei  an  das  oben  Bemerkte  (S.  336)  zu  erinnern  ist. 

Vgl.  iüerzu  die  mit  Hecht  vielfach  augelochteueu  Betraehtimgen  beil>üokel- 
berfr,  a.  ft.  O.,  insbeflondere  S.  76  iL;  dain  es  wflnschenswertli  wäre,  die  rund 

bi'ii)  y\'\\\.  die  /.  H.  der  Rhein  an  erdigor  Trorkcnsubstami  im  24  Stunden  ndi 
sich  tiilirt.  fiir  di«'  J^aiidi'scnltur  imt/.bar  /.ii  marlit  n.  kann  t  henso  zn«rr<r''b«"n  werden, 
wie  zu  bestreiten  iüt,  daüü  die  Niedcrleguiig  aller  iilieiiideicUe  alb  da»  richtige 
Mittel  Biun  Zweck  sich  darstellt  Ob  eine  Niederlegung  Mich  nur  der  Winterdef  eh« 
möplicli  und  ausführbar  ist.  kann  nur  nach  d<  n  b vdrui^naphischeu  Verhältnissen  der 
einzelnen  Flusvgebiete  auf  (irund  hurgsanister  Untersuchungen  beantwortet  werden: 
solche  Untersncbimgen  sind  atif  Grund  eines  im  November  1^  gestellten  Antrags  des 
Preussischen  Landesökonomiecollegiums:  es  aeicai  in  den  anteren  ULiifin 
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der  grossen  Ströme,  besonders  an  der  Elbe  und  Oder,  wfthrend  der  Frflbjahrshoch- 

wasserperiode  einpt'liföde  und  aus<r(*dfhiitt'  V»'rsiifhi'  mit  dem  Hereinlassen  Iriu  htbarcn 
Flnsswassers  in  zur  Zeit  noch  durch  Winterdeiche  abgeschloäseueu  Niederungen 
aanilelleB  —  (siehe  Thier»  laadw.  Jahrb.,  Bd.  XTUI,  Ergänzungsband  2,  8. 179  ff., 
Beferent  Graf  v.  ßemstorff)  dundi  die  Frevaa.  LaodwirthschaftjiverAvaltuii-;  im 
Anfan^'t«  der  iK)er  Jahre  in  Gang  geaetst  worden,  wolBr  eratauüa  der  Etat  fiir  18^)1/92 
3UÜ0UU  M.  vorsieht. 

Die  grosse  Bedeutung  von  Flusscurrectiouen  nach  dem  herrschenden 
Stromsyatem,  also  in  Verbindnng  ndt  der  Eindeichung  der  üfin',  gerade  anch  nach  der 

rnltnre 1 1  (' II  Siit»'  liin,  erhellt  in  besonders  sehöner  und  überzeugender  Weise  aus 
der  amtlichen  Darstellung:  ^Der  Kheinstrom  und  seine  wichtigsten  Neben- 
flfisse"  (im  Auftrag  der  Aeichscommission  zur  Untersuchung  der  Kbeinstromverhält- 
nisse  herausgegeben  von  dem  bad.  Ce&tralbiireau  für  Meteorologie  und  Hydrogra- 
phie) insbesondere  ans   dessen  erstem,   von   M.  Hon  seil  bearbeiteten   Theil  iihcr 
Hydrographie  und  Wasscrwirthschaft.    Im  Hinblick  auf  die  seit  den  4Uer 
Jahren  in  Angriff  genommene  Correction   der  SeitenanflÜsae   des  Rheins 
Wiittat'h.  Wiese.  Elz.  Dreisam.  Kinzig,  Ueiu  h  und  Mnrp),  wofür  von  1842—1888 
gegen  lö  Mill.  AI.  verausgabt  worden  sind,  konnte  mit  Kechl  gesagt  werden:  -Ehe- 
mb  schon  bei  massigen  Anschwellungen  überschwemmte  und  bedrohte  Ortschaften 
sind  jetet  vollständig  liocliwaaserfrei  oder  ein^'-edeicht,  nnd  Beschädigungen  von 
Wohiinnfren  und  Vorratheii  kommen  da.  wo  die  Flnsscnrrectionen  dnrehj^ef 'iihrt  sind, 
aar  uuch  bei  ganz  ausserge  wohn  liehen  Hochäuthen  vor.    Die  Abflussverhältuisse 
haben  eine  dnrdigreiCMide  Terbessemng  erfahren,  und  es  ist  dadurch  die  Möglichkeit 
ppscbaffen  worden,  versumpfte  Flächen  /u  entwässern.  trock«"ne  (lelände  künstlich 
zu  bewässern.    Der  einstmals  vom  verwilderten  Fluss  fast  in  seiner  ganzen  Aus- 
<Wumng  beherrschte,  vielfach  verwüstete  Tbalgrund  ist  zu  fruchtbarem  Gelände 
omgeschaffcu :  wo  trülier  auf  weite  Erstreckunt,'en  Kies,  Sand  und  Wasser  mit  Weiden- 
nnd  ErleniTcbiiscli  abwt'disrlten  nnd  bestenfalls  dürfti^res  Weidt'eld  sich  iiuslircitcte, 
linden  sich  heute  ertragreiche  Aecker,  vorzügliche  Wiesen  und  ObstpÜauzungen. 
Ks  Klagen  über  häufige  Hemmungen  des  Verkehrs  durch  üeberfluthung  und  Zer^ 
ttihuog  der  Wepe  sind  verstummt.    In  Folge  der  verbesserten  Gewässerzustände 
koBBten  überaU  schöne  Thalstrassen  erstellt  und  tür  die  Anlage  der  Eisenbalmen 
ia  den  grösseren  Scbwarzwaldtbälem  war  die  Correction  der  Flüsse  nothwendige 
Vorbedingiiag'^.  —  Vor  Allem  aber  stellt  sieh  die  auf  Grund  von  Staatsverträgen 
'•Wischen   Huden,   Hävern   nnd   Frank  rei  eh   nach   den   Plänen   des  Ingenit-urs 
Tnlla  seit  1817  in  Augriff  genommene  Kbeiustromcor rection  als  ein  Melio- 
ratioQswerk  ersten  Banges  dar;  der  gftnxlich  verwilderte  Stromlanf  „fiber» 
Khvemmte  fast  alljährlich  die  Niederun;;en  mit  den  Ortschaften;  grosse  mit  frncht- 
^>*ma  Boden  bedeckte  Flächen  Landes  tielen  immer  mehr  der  Versumpfung  anheim; 
die  Bewohner  litten  schwer  unter  Fieberkrankheiten " ;  eine  Reihe  von  Ortschaften 
^'Wden  gänzlich  zerstört  und  sind  verschwunden,  andere  wurden  verlassen  und  an 
fBschützten  Stellen  wieder  auftrebaut.    Die  Erfol^re  des  Correctionswcrks,  für  welches 
in  Haden  von  1816-  1888  57,6  Mill.  M.  in  Frankreich  bezw.  Elsass-Loth- 
nngen  von  1791—1886  48,8  MiU.  31.;  in  Bayern  von  1840—1880  7,2  Hill. 
M.,  für  Rheindeiehe  ausserdem  in  diesen  3  Staatsgebieten  seit   den  40er  Jahren 
Mill.  M.  verausgabt  worden  sind,  lassen  sich  zahlenmässig  nicht  tbdren,  treten 
'^•'r  in  dem  Wohlstand  der  einst  verarmten  Orte  sichtlich  zu  Tage;  die  Hon- 
'Hl'sche  Deuksehrift  sagt  darüber:    „Leben  und  Ei^'^mtbum   der  Anwohner 
nnd  pe*jen   die  An.sschn  ititi><_'-»>n  des  Stromes  fresicberf ;   (b-r   rffrseliut/   (  rfordrrt 
könttighin  nur  massige  Kosten;  ausgedehnte  Flächen  Landes  siud  gewonnen  und 
wüwäse  schon  angebaut,  andere  werden  mit  dem  Fortschreiten  der  Verlan« 
nunirtn  rb  r  Altwasser  noch  gewonnen  werden,  die  Sümpfe  in  der  Rlninniederung 
*Uid  verschwunden,  durch  die  günstige  Entwässerung  ist  die  Jiodencultur  gefördert 
**i  der  Werth  des  Landes  namhaft  gehoben;  die  Gesundlieitsverhältnisse  in  den 
"■cutorten  lassen  nichts  mehr  an  wfinschen;  Wechsellieber,  früher  eine  wahre 
Oeisiel  dieser  Orte,  konunen  nur  selten  und  niebt  nulir  al>  anderwärts  vor; 
durch  die  mit  der  Eutsumplüug  und  der  Sicherung  der  Kiicinuiederung  überall 
^<>gUch  gewordene  Anlage  von  guten  Wegen,  Strassen  und  von  Eäsenbiänen  und 
durch  die  sablreichen  Ueberbrdckungen  des  Stromes  ist  der  Verkehr  in  der  Niederung 
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und  zwrischen  beiden  Ufern  wesentlich  erleichtert".  —  Dabei  sind  die  schädlichen 
Wirkunfren  dor  pliomaliiren  Hochwasser  ganz  erheblich  abgeschwächt,  7(X)()  hn  werth- 
volk'H  Luud  allein  auf  budischer  Seite  gewonnen  worden,  weitere  3üÜU  ha  iu  Ver- 
landung  begriffen;  auigedeliiite  Flächen  der  Stromniedemiigr  lind  in  Folge  der  fliwlfm^ 
der  Wassprstandsbewpgung;'  ppg^'n  die  p-cwölinlichHn  SommpranMchwellnngfen.  aberancb 
gegen  das  Druckwasser  in  viel  höherem  Maasse  als  früher  geschützt  und  die  Ernten 
in  Folge  denen  nm  Tielee  gesicherter  geworden.  Die  WertherhSlrang  des  Cktiades 
in  der  badischen  Rlu  iauiederung  allein  wird  in  Folge  der  durch  die  RheiiicorrtH  tion 
geschaffenen  günstigeren  Bedinfrungen  auf  39  Mill.  M.  berechnet  (a.  a.  S.  237"l. 
Eine  Benützung  des  Rheins  zur  befeuchtenden  Bewässerung  von  Wie-sen 
mit  klarem  Rheinwasser,  d.  h.  bei  niedrigem  Wasserstand,  Ist  durch  die  Höhenlage 
des  Ufergeländes  erschwert;  eine  diing-ende  Bewässerung  von  Wiesen  bei  hohen 
Wasserständen  wäre  möglich,  sie  wird  aber  nicht  geübt,  weil  nach  den  gemachten 
Erfahmngen  der  UielnseUick  dem  Gras  wuchs  sich  nicht  als  förderlich  erweist 
(a.  a.  0.,  S.  200).  üebrigens  ist  die  Anlage  von  Seit enk analen  zu  iudu8trielle&  nnd 
if elionudonsaweckoi,  snnächst  in  den  oberen  Theil  des  badischen  Bbeins,  geplaal. 

2.  Bewaldung:,  Weidewirthschaft  und  Hochwass  er- 
gefahr.  Die  Bedeutunn:,  welche  man  früher  gemeinhin  der  Be- 
waldung für  die  Hintanhaltung  von  üeberschwenimungggefahr 
beimaass,  hat  in  Folge  neuerlicher  Beobachtungen  eine  wesent- 
liche Einschrfinkung  erfiüiren;  die  meisten  und  gefth^lielisten 
Hochwasser  treten  im  Spfttwinter  ein,  wo  der  Wasserverbrauch  im 
Walde  in  Folge  der  Yegetationsruhe  und  der  geringen  Verdunstung 
und  die  Wasserzurflckhaltung  durch  den  gefrorenen  Boden  eine 
minimale  zu  sdn  pflegt ;  da  femer  im  Walde  der  iBchnee  langsamer 
schmilzt  als  auf  freiem  Feld,  so  ist  es  möglich,  dass  bei  rasch  auf- 
einanderfolgenden starken  Niederschlägen  und  beim  Umschlag  der 
Wittening  der  Wald  die  Hochwassergefahr  sogar  steigert,  wie  denn 
im  Jahre  1882  das  diclit  bewaldete  lüieingebiet  durch  Hoehwasser- 
katastrophen  ebenso  heimgesucht  wurde  wie  die  weniger  bewaldeten 
Länder  Tyrol  und  Kürnthen.  Dagegen  kommt  der  Bewaldung  eine 
unzweifelhaft  wohlthätige  Wirkung  zu  in  Bezug  auf  die  mechanische 
Befestigung  des  Yerwitterungsbodens :  Bodenabschwemmungen,  die 
Bildung  von  TrOmmerfeldem  und  die  Ablagerung  Ton  Schuttmassen 
nach  den  Thfllem  werden  durch  den  auf  Bergwftnden  stockenden 
Wald  Yerhfltet  oder  wenigstens  vermindert,  ebenso  die  Geschiebe- 
fdhrung  in  den  Gewässern^).   Wie  durch  die  mangelnde  Wald- 


So  Endres  im  Art.  „Forstpolitik''  im  Hdwb.  d.  St.-W.  Bezüglich  der  nach- 

stHuMulen  Sätze  ist  «•«•iterliin  auf  die  amtlicho  Krhi'bnii;^:  Die  Erhaltnufr  und  Wr- 
besserung  der  Scbwarzwaldweiden  in  Baden;  Karlsrube  ItiöB,  sowie  auf  das  im 
Eingang  dtirte  Werk;  Der  Rheinstrom  etc.,  8.  107  nnd  «nf  die  TerSifentllchnngen 
des  bad.  Centralbüreaus  für  Meteorolog^ie  nnd  Hydrojrra pbie,  6.  Heft 
z\x  verweisen.  Etwas  einseitige  Beurtheilnnp  der  Kedentmifr  des  Waldes,  die  in  der 
Forderung  weitpebender  Rodungen  nnd  rniwandlnng-  vmx  Wald  in  Culturgelande 
gipfelte,  verüat  Horg^^reve  im  Prenss.  I^andesökonomiekoUegim,  1881.  (Siehe 
thierg  landw.  Jahrb.,  Bd.  X,  Ergänanngeband,  8.  70  tt,) 
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(lecke  kann  aber  auch  diircli  eine  sorglose  Ii  e  wirthschaftung 
der  in  den  HochLre])irm'n  l>eHndlichen  We  i  d  ei^rü  n  d  die  Tloch- 
\\asssergefalir  vermehrt  werden:  durch  üherinässiiren  Besatz  »ler  Wei- 
den mit  Vieh,  zumal  wenn  <lie  Weiden  ai>wechselnd  zur  Ackerl)e- 
stelhuig  genutzt  und  zu  diesem  Zweck  die  Grasnarbe  zeitweise  abge- 
hoben, d.  1».  der  Boden  crelockert  wird.  In  zahllosen  Weiden  der 
Hochgebirgsländer  ist  in  Folge  dieser  Bewiiihschaftungsweise  durch 
allmähliche  Kntbldssung  des  Bodens  von  der  schützenden  Rasen* 
decke  die  Bildung  von  Runsen  begfinstigt  worden,  in  welchen  bei 
starken  Niederschlägen  die  sich  bildenden  Wildbäche  grosse 
Massen  von  Schutt,  Schlamm  und  losen  Gesteinen  in  die  Thalsohle 
abwärts  befi^rdem  und  die  durch  die  stets  zunehmende  Geschiebe- 
zufuhr nach  den  Rinnsalen  die  Hochwassergefahr  ganz  ausserordeni- 
lieh  steigern,  welchen  Gefahren  die  Technik  der  sog.  Wildbach- 
verbauung  in  Oesterreich,  Frankreich,  der  Schweiz  ihre  Kut- 
stehung  verdankt.  Die  Rückwirkungen  aber  der  Art  der  Bewirth- 
schaftung  der  Waldungen  und  AVeidegrunde  in  den  Hochgebirgen 
auf  die  Wasserwirthschaft  sind  so  augenfällige,  dass  eine  beliörd- 
liche  Ordnung  und  Kegelung  jene  Wirtlischaft  im  ölfentlichen 
Interesse  dringende  Xothwendigkeit  wird.  Das  Gebiet  dieser 
rechtlichen  Ordnung  gehört  zum  erheblichen  Tbeil  der  Forst- 
politik an,  zu  Tage  tretend  in  der  sog.  1  n  b  a  n  n  1  e g  u  n  g  der 
Wälder  (Schutz-,  Bannwälder)  im  Queligebiet  der  Flussläufe 
sowie  an  steilen  Gebirgshängen  imd  Höhenzfigen,  wodurch  den 
Besitzern  der  betreffenden  Waldungen  in  deren  Nutzung  und  Be- 
wirthschaftung  mannichfache  Einschränkungen  auferlegt  werden 
(Verbot  von  Rodungen,  von  Kahlhieben,  Einschränkung  der  Weide- 
und  Streunutzung,  Zwang  zur  Ausführung  von  durch  die  Forst- 
beh^rde  für  nöthig  erachteten  Waldciilturen  und  Schutzanlagen) 
und  ist  daher  an  dieser  Stelle  nicht  nüher  zu  erörtern:  zu  einem 
anderen  Theil  aber  fällt  es  in  den  Hereich  der  Landwii-thschafts- 
politik.  nämlich  soweit  es  sich  um  die  Ordiuing  der  Weide- 
wirthschaft  handelt,  wobei  weui'n  «1er  Einzelheiten  dieser  recht- 
lichen Ordnung  auf  die  Ausführungen  in  g  G3  zu  verweisen  ist 

Stich  Kiitlr«'S  (n.  a.  ().)  sind  in  Frankrfifh  auf  (Jrund  dfr  unten  näher 
tax  erwähoeudeu  besuudereii  Ue8«t/.e  in  den  Seveuneu,  Alpt'u  und  l'yreuäen  voo  1861 
bis  1889  27  Wildbäche  verbaut  und  eiue  Fläche  von  145000  ha  aufgeforstet  worden 
(StaatMufwand  51 V«  Mill.  Pres.).  -  -  Aehnliche  Arbeiten  in  Oestern  ich  und  in 
dfr  Srhwfi/  mit  Sfaafsnnlorstützungen  au8;r«'tul»rt ;  über  hervorrajirenden'  Haiiwcrke 
(i  Italäperren^  dieser  Art  iu  letzterem  Lande  nähere  Angaben  in:  rt^^er  liheinütrum  etc.*^ 
8.  222  ff. 

Baekaaberger,  A.«  AgiarpoUtik.  L  23 
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§61.  Die  rechtliche  Gestaltung  des  Wasserwesens 

im  Allgemeinen. 

Die  gute  Lösung  der  auf  dem  (jebicto  des  Wassenvesens  jedem 
Staat  zugewiesenen  wichtigen  Aufgaben  ist  nicht  am  wenigsten 
von  einer  guten  Ordnung  der  rechtlichen  Verhältnisse 
der  W  a  s  s  e  r  b  e  n  u  t  z  u  n  g  und  des  W  a  s  s  e  r  s  c  h  u  t  z  e  s  ab- 
hängig, wie  sich  dies  aus  folgenden  Betrachtungen  ergiebt 

1.  Die  AusfOhrung  Ton  Bewässerungs-  wie  yon  Entwässerungs- 
anlagen ist  in  den  Gegenden  des  Streubesitses  wohl  durchweg,  in 
denen  des  arrondirten  Beritses  mindestens  bftufig  ohne  die  In- 
anspruchnahme fremden  Grund  imd  Hodens  nicht  denkbar,  sei  es, 
dass  diese  Inanspruchnahme  zur  Anlage  der  Wasserzuleitungs- 
kanäle  und  der  Entwässerungsgraben  und  der  damit  in  Verbindung 
stellenden  Anlagen,  sei  es,  dass  sie  zurAbfühnnig  des  flberschüssigen 
Wassers  erforderlich  wird.  In  vielen  Fällen  mflssten  daher,  wenn 
nicht  durch  eine  besondere  Gesetzgebung  im  Interesse  des  Zu- 
standekommens solcher  Unternehmungen  von  dem  Unternehmer 
Zwangsbefugnisse  gegenüber  Dritten  in  Anspruch  genommen  werden 
können:  Abtretung  von  Grund  und  Boden  und  bestehenden  Wasser- 
rechten, Auflegung  von  Bienstbarkeiten  zur  Duldung  von  Wasser- 
leitungskanfllen  und  Entwässerungsgräben  etc.  —  von  solchen 
Anlagen,  beim  vorhandenen  Widerspruch  Dritter,  Umgang  genommen 
werden.  Eigiebt  sich  schon  hieraus  das  Beddrfhiss  einer  besonderen 
gesetzlichen  Begelung  des  Wasserwesens  im  Interesse  der  Nutzbar- 
machung des  Wassers  für  die  Zwecke  der  Landescultur,  so  kommt 
noch  weiter  in  Betracht,  dass  vielfach  snlehe  den  Zwecken  der 
Be-  oder  Entwässenuig  dienende  Anlagen  in  wirklicli  rationeller, 
d.  h.  Erfolg  versprechender  Weise  nur  ))ei  gemeinsamer  l?e- 
theilimiiiL;  ullor  oder  doch  eines  grossen  Theils  (l»'r  Higeiithünier 
einer  Uenuirkung  sich  verwirklichen  lassen,  zumal  da,  wo  die 
Grundstücke  im  <i einenge  liegen.  Wie  nun  nach  den  voraus- 
gegangenen Erörtemng<Mi  die  Schaffung  eines  geordneten  gemein- 
samen Wegenetzes  im  Landesculturinteresse  auch  gegen  den  Wider- 
stand Einzelner  muss  erzwungen  werden  können  (§  47  u.  §  55  Ziff.  1), 
so  gilt  dies  in  gleichem,  ja  noch  höherem  Maasse  von  der  Schaffung 
eines  den  Bedflrfhissen  der  Gemarkungsgenossen  angepassten 
Orabennetzes,  welches  durch  planmftssige  Vertheilung  und 
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Ableitung  des  Wassers  die  befeuchtende  und  dflngende  Wirkung 
des  Wassers  für  die  Zwecke  der  Vegetation  ausnützt  und,  bei  seit- 
herigem mangelndem  Abzog  des  Wassers  im  Boden  und  dadurch 
bewirkter  Yersumpfüng,  durch  entsprechende  anderweitige  Anlagen 
(Drsinirung  des  Bodens)  eulturschädliche  Einflüsse  des  Wassers 
beseitigt  Die  rechtliehe  Ermöglichung  gemeinsamer, 
die  ganze  Gemarkungsflur  oder  einzelne  Theile  der- 
selben umspannender  Ent-  und  Bewftsserungsanlagen 
und  die  Handhabung  dieses  Ent-  und  Bewässenmgsa])paiats  im  ge- 
meinsamen Interesse  alb'r  BetheiliLrtcn  durch  örtliche  Wässenmgs- 
nrdnungen  bildet  daher  einen  ähnlich  wichtigen  Hestandthcil  des  durch 
die  nachbarliche  Latre  der  (inindstücke  bedin<^tcn  Vcrwaltuniisrechts 
dt^r  Landescultur  wie  die  oben  erörterten  Feldbereini«iungsanlagen. 
Die  innere  Verwandtschaft  beider  Materien  des  Landwirthschafts- 
recbts  tritt  auch  in  der  Gleichartigkeit  der  rechtlichen  Ordnung 
im  Einzelnen  zu  Tage,  insbesondere  wa«  die  Ausgestaltung  des 
Zwangsbeitritts  anlangt,  sowie  darin,  dass  beiderlei  Arten  von 
Unternehmungen  sehr  häufig  „in  einem  Zug**  nach  einem  gemein- 
samen Plan  zur  Ausftihrung  gelangen,  so  dass  Arrondirung  des 
ßesitKes,  rationelle  Wegenetzanlage  und  die  Schaffung  eines  den 
Zwecken  der  Ent-  und  Bewässerung  dienenden  Grabennetzes  in 
eu  und  demselben  Unternehmen  ihre  Verwirklichung  finden. 

3.  Das  Bedürfhiss  nach  einer  Nutzbarmachung  der  Wasser- 
läufe im  Interesse  der  Gesammtheit  der  Gemarkungsgenossen  und 
die  Nothwcndigkeit  gemeinsamer  Abwendung  der  möglicherweise 
'lurch  ungeregelten  Wasserlauf  drohenden  <i »»fahren  ist  ein  so 
dringendes,  (hiss  gemeinsame,  die  HerlieifülirnnL!:  eiiu'r  geregelten 
Wai^serwirthsehaft  <iit'nende  <  )rL;anisati(>nen  ( <i  e  n  •>  s  s  e  ns  c  h  aften  ) 
ihrer  Kntstehung  uacii  l>is  in  »lie  älteste  Zeit  zurückverfolgt  werden 
krönen:  ..im  Gnmde  war  schon  die  erste  Geschlechtsgemeinschaft, 
welche  die  feste  Ansiedelung  begründete,  die  Hufen  vertheilte 
and  cultivirte  und  gemeinsame  Hutung  und  Flurzwang  ....  der 
Oesammtheit  auferlegte,  eine  solche  Meliorationsgenossen- 
schaft, die  ebenso  wie  fttr  die  Zugänglichkeit,  auch  für  die  Wasser- 
atbzugsgräben  eine  gewisse  Sorge  tragen  musste**  (Meitzen);  und 
weiche  die  gute  Functionirung  dieses  Wasserapparats  durch  Statut 
(Wasser-  oder  Runsenordnungen)  ebenso  sorgsam  überwachte  wie 
die  Einhaltung  der  fSr  den  Feldbetrieb  und  für  die  Nutzung  der 
Waldungen  erlassenen  Regeln  und  Festsetzungen.  Sehr  häufig 
ragten  diese  Meliorationsverbände  über  den  Bereich  der  Einzel- 
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g:einarkun'r  hinaus,  zumal  wonn  es  sich  um  Schutz  dos  liogenschaft- 
lichcn  Hosit/.es  i^cgon  Hochwasseructahr  liaiulelte  (Doichijeiiostien- 
schaftou  dos  Mittelalters),  und  es  bildete  sich  ein  volk;*- 
thümliclies  Kecht  des  Wasser  Schutzes  aus,  von  dem  ver- 
einzelte Spuren  bis  in  die  neuere  Zeit  sich  erhalten  haben').  Ist  nun 
auch  die  rechtliche  Ordnung  des  He-  und  £ntw&8seningswespn^. 
insbesondere,  soweit  es  sich  um  die  Einräumung  von  weitgehenden 
Zwangsbefugnissen  gegenüber  Dritten  wie  gegenüber  den  eigenen 
landwirtbschafüichen  Berufsgenossen  handelt,  wesentlich  neueren 
Datums,  so  hat  doch  diese  moderne  Bechtsbildung  vielfach  an 
diese  älteren  Organisationen  angeknflpft,  in  ähnlicher  Weise,  wie 
aus  den  volksthümlichen  vVereinödungen*^  des  16.  Jahrhunderte 
die  neuerliche  Feldbereiniguugs-  und  Zusammenlegungsgesetz- 
gebung  sich  entwickelt  hat-). 

3.  Die  Schwierigkeiten  einer  befriedigenden  rechtlichen 
Ordnung  dieses  Zweigs  der  Landescultur  liegen  nicht  bloss  darin, 
dass  jede  Art  der  VerfOgung  über  das  Wasser,  welche  über  die 
einfachsten  hauswirthschaftlichen  Zwecke  hinausreicht«  auf  das 
unten-  oder  obenliegende  Gebiet  möglicherweise  in  nachtheOiger 
Weise  zurückwirkt  (durch  Wasserentzug  oder  Wasserzuleitung  oder 
Bückstau)  und  somit  innerhalb  der  landwirthschaftlichen  Berufs- 
gruppe selber  Interessengegensätze  sich  ergeben  können,  sondern 
auch  darin,  dass  das  Wasser  nicht  allein  den  haus-  und  laml- 
wirthschaftlichen  Zwecken,  sondern  auch  im  Hinblick  auf  die  ihm 
innenwohnendc  mechanische  Kraftwirkung  vor  Allem  den  Hedürf- 
nissen  des  OewerhtdM'triebs  dient,  dessen  Forderung  auf  antlieiliir»' 
Ausnutzung  des  Wassers  ebenfalls  Berücksichtigung  von  Seiten 
des  Staats  erheisclit.  Nun  kann  offenbar  eine  das  Ganze  im  AuLie 
habende  Lösung  der  Wasserrechtsfrage  zu  einer  befriedigen<leii 
Lösung  nur  dann  gelangen,  wenn  der  Gesetzgeber  grundsätzlich 
Ton  der  Auffassung  sich  leiten  lässt,  dass  die  nutzbaren  Eigen- 
schaften des  Wassers  der  Allgemeinheit  in  möglichst  umfassendem 
Maasse  zugänglich  zu  machen  sind.  Dieser  principalen  Forderung 
aber  ist  durch  gesetzliche  Bestimmungen  Genüge  zu  leisten,  welche 


Einen  acböneD  und  erüchüpteudeu  Einblick  in  die  li^utwickluu^  dieses  volk» 
IhflinliclMii  G«aoMeiifdiafltweMiit  und  det  dttrch  ifo  begründeten  Ioc«Ien  Rechu 
gewähre  O.  F.  Oierke,  Dm  dentiehe  Genonenachaflirecht,  1868. 

*)  T'eberdie  leitenden  flc^ichtspunktt'  für  die  nfuere  dieshr/.iijrlichf  (U'sct/tr«'l»'nf 
in  Preussen  siehe  den  amtlichen  Bericht  über  Preussens  landw.  Verwaltuuf; 
flir  1875/77,  8.  86  ff. 


Digitized  by  Google 


Ab&chu.  IV'.  §61.  i>ie  rechtiiclio  Gestaltong  deü  Waüserwe&euä  etc.  357 


sicherstellen,   dass  jedes  lieniitzunijsreeht  am  Wasser  durch  <his 
Eigenthiims-  und  Ii«'iuitziinu:srt'clit  aller  derjeni<j:en.  deren  Grund- 
stücke und  AnlaLren  im  Hereich  des  auszuübenden  Benutzunijsreehts 
lietren,   seinem  Inhalt  und  l  int'an£j  nach  seine  IJeLiTenzunn  zu 
hnden    hat:   dass  also   eiu    für  Dritte    nachtheiliger  Gebrauch 
des  Wassers  (durch  Rückstau,  Ueberschwemmung ,  Versumpfung) 
ebenso  miias  hintangeluilten.  wie  anderseits  eine  solche  Binrichtung 
der  Anlagen  und  eine  solche  ökonomische  Benutzung  derselben 
muss  erzwungen  werden  können,  welche  den  Mitgebrauch  des 
Wassers  durch  Andere  nicht  ausschliesst  Die  Anerkenntniss,  dass 
mÜss  Wasser  ein  für  die  persönliche  und  wirthschaftliche  Entwick- 
lung der  Yolksgesammtheit  .  .  .  ungemein  wichtiges  Naturelement 
ist'N  erfordert  danach  eine  Ordnung  der  Wasserwirthschaft,  welche 
verhütet,  „das  an  sich  keinem  Berechtigten  wegen  der  Art  der  be- 
ZHcckt»'!!  H«'nutzimg   ein   vorzüglicher  Anspruch  zustehe;  Werk- 
hesitzer  und  \\'iesenl)esitzer,  Industrie  und  Landw iilhschaft  hal>en 
an  sich  das  irleiche  Anrecht  auf  Schutz  ihrer  Nutzungsrechte  und 
unterlieiren   «len   Lileiciifu .   durch  das  ZusaninicntretVen  mehrerer 
Betheiligter  bedingten  N  erptlichtuuLt  ii :  und  es  haben  sich  daher, 
wo  die  vorhandene  Wasseniiasse  oder  das  gegebene  Gefälle,  sei 
♦'S  (lauernd,  sei  CS  zeitweise   zur  Befriedigung  des  Bedürfnisses 
aller  Beuutzungsb(>r(M  htiizten  nicht  ausreicht  sännntliche Betheiligte, 
ohne  Unterschied  des  Benutzungszwecks,  den  im  Interesse  einer 
möglichst  allseitigen,  gleichmässigen  Benutzung  gebotenen  Be- 
schränkungen in  der  Ausübung  des  Einzelrechts  zu  unterwerfen*' 
(Schenkel).    Die  privatrechtlichen  Normen  über  Inhalt  des 
Benutzungsrechts  am  Wasser  durch  die  Anlieger  müssen  desshalb 
durch  verwaltungs rechtliche  Nonnen  ergänzt  werden,  welche 
den  umfassenden  Gemeingebrauch  des  Wassers  imd  zwar  nicht 
etwa  bloss  der  sog,  öffentlichen  (schiff-  und  HTtssbaren),  sondern 
aller  fliessenden  (M'wässer  für  die  Zw«'cke  der  Gesannntheit  sichern; 
und  diese  verwaltunirsrechtliche  1{t'irelunLi'  wird  inslM-sondcrc  zum 
Ausdnick  zu  koinnuMi  haben  in  der  Hinführunü des  ^icnchiniizungs- 
verfahrens  für  gewisse  Arten   der  VVasserbenutzung .  namentlich 
soweit  es  sich  um  Ableitung  des  Wassers  zu  Bewässerungs-  oder 
Entwässenmgszweeken  über  oder  aul"  fremden  Gruml  und  Boden 
(Regelung  der  Vortiuth),  sowie  um  Ausnutzung  d»'s  Wassers  zu 
Triebzwecken  handelt;  femer  in  der  Zulässigkeit  des  Verbots  be- 
stehender Wasserbenutzungen  aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses ; 
weiterhin  in  der  Befugniss  zur  Regelung  der  Benutzungsweise  der 
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mehreren  Betheiligten  dienenden  Wasserlfiufe;  in  der  Möglichkeit 
der  zwangsweisen  Auflegung  von  Dienstbarkeiten  oder  der  Ent- 
eignung von  Grund  und  Boden  und  Wasserrechten  zu  Gunsten 
einer  im  allgenieinen  Interesse  liegenden  Wassemützung;  endlich 
in  der  Ordnung  der  Unterhaltungspflicht  bezflglicli  der  Wasserlaute 
zur  Verhütung  von  Versumpfung  und  Ueberschwemmung  (Wasser- 
bchutz  und  Wassenvehi). 

4.  Von  besonders  praktischer  Bedeutung  ftlr  die  Landescultur 
im  Gebiet  der  Entwässerung  wird  insbesondere  die  Begelung 
des  Rechts  derTorfluth,  d.  h.  die  Feststellung  der  Bedingungen. 

unter  welchen  bei  derartigen  Anlagen  die  tiefer  gelegenen  Grund- 
stücke zur  Aufiialime  des  von  oben  her  kommenden  Wassers  ver- 
pflichtet sein  sollen.    Die  neuere  Gesetzgebung  hat  das  Kecht  der 
Entwässerung  grundsätzlich  jedem  Besitzer  eingerSumt,  ebenso  ein 
unbedingtes   Einspruchsrecht  Dritter   grundsät/lirli    niclit  zuge- 
lassen, wohl  aber  letzteren,  im  Fall  des  Einspruchs  und  beim  Vor- 
liegen von  Benachtheiligungen  oder  Eigenthumsbeschänkungen. 
Entschädigungsansprüche  zuerkannt,  mögen  nun  diese  Nachtbeüe 
oder  Beschränkungen  in  der  Verminderung  der  seitherigen  Wasser- 
nutsung  oder  in  der  nachtheiligen  Senkung  des  Wasserstandes  oder 
in  der  Inanspruchnahme  von  Grund  und  Boden  ftlr  die  Ausführung 
der  Anlage  oder  in  der  Art  der  Zuleitung  des  Wassers  bestehen. 

5.  Je  nach  der  concreten  Ordnung  dieses  und  der  anderen 
Materien  der  Wasserwirthschaft ,  je  nach  dem  Maasse  von  Be- 
deutung, welches  das  geltende  Hecht  den  gegen  eine  bestimmte 
Art  von  Wassernutz ung  sich  lichtenden  Einsprachen  insbesondere 
▼on  industrieller  Seite  her  zuerkennt  und  je  nach  der  Art  der 
Nonnirung  der  aus  solchen  Einsprachen  abzuleitenden  Entschä- 
digungsansprflche  wird  die  Landescultur  des  betreffenden  Staats- 
gebiets in  Tortheilhafter  oder  unvortheilhafter  Weise  sich  beein- 
flusst  sehen.  Auf  eine  Darstellung  der  Torwaltungsrechtlichen 
Regelung  des  Wasserwesens  unter  Beachtimg  der  obigen  Qesichts- 
punkte  ist  in  diesem  Zusammenhang  indess  nicht  einzugehen,  viel- 
mehr auf  die  einschlägige  Vervvaltungsrechtsliteratur  zu  verweisen: 
doch  schien  es  geboten,  auf  die  Bedeutunir  dieser  rechtlirlu'ii 
Ordnung  für  die  Landescultur  liiii/uwi'isen,  deren  dermalige  (n^- 
staltung  länderweise  ein  sehr  l)uutscheckiges  Bild  darbietet,  wie 
dies  namentlich  für  Deutschland  zutrifft,  welches  bis  jetzt  einer 
einheitlichen  Ordnung  des  Wasserrechts  entbehrt 
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YgL  Ideia  „Vonchläge  f&rYerb«tieniBgdM  dentaehen  Waiserrechta*,  aufgestellt 

vom  SonderauHschuss  der  deutschen  LaudwirthscIiaftH^aeUachaft  für  Wussorrecht, 
Berlin  1892,  und  die  den  von  diesem  Sonderausschuss  bearbeiteten  (ir  indzü^n 
eines  deutächeu  Was^Trechtü  von  dem  Referenten  Graf  Arnim- Schlagen t bin  bei- 
gefrebenen  Motive  (S.  43  ff.).  Besonderes  Ctewicbt  wird  in  diesem  Entwurf  der 
Mi>frlirhkeit  der  Auflegung  von  „Wasserleitungsdienstbarkeiten'*  beigemessen: 
„1d  Italien  ittt  die  Existenz  dieser  Bestimmungen  die  Grundlage  der  dortigeD 
muterhafleii  Kitnieklmi^  dee  landw.  Bewlssenuigswesena  geworden;  ea  iat  kdne 
l'ebertreibung,  zu  sagen,  djisn  prosse  Landstriche,  die  seit  lanpcem  die  Bewunderung 
der  Reisenden  durch  ihre  Cultur  erwecken,  diese  lediglich  den  Gesetzen,  betr.  das 
Wasserleituugsrecht  verdanken.  Auf  (irund  dieser  selben  Bestimmungen  haben 
frosse  Actien- Gesellschaften  Hunderte  von  langen  Kanülen  gebant,  welche 
^leichmässig  der  ludnstrie,  Schifftahrt  »lud  Landwirthschatt  dienen.  In  dieser  Be- 
ziehnng  ist  übrigens  daran  zu  erinnern,  dass  die  Durchführung  solch  grosser  Melio- 
ntioBflwerke  im  Interesae  ihrer  gemeinnfttiigen  Yerwaltnng  sweckmissig  Tom 
Staat  oder  öffentlichen  Corporationen  unter  Anwendung  der  geltenden  Enteignungs- 
gesetze oder  im  Wefre  der  «SpecialgejM^tzgebung  in  die  Hand  gtnjommen  wird,  wie  es 
deim  auch  nach  den  früheren  Ausfuhrungen  an  Beispielen  für  solche  grussartigen 
Darchf&hnwgen  (SeliifflEahrtskaDile,  Fluth-  und  Entwiaaerungskanäle)  aucli  in  Mittel» 
eumpa  und  besonders  auch  in  Dentschland  durchaus  nicht  fehlt.  'Verl,  i?  57  am 
Schloss,  §  ö8,.)  Eine  gute  Orieutinug  über  die  rechtliche  Gestaltung  dos  Wasser- 
«Mens  in  DentscUaad,  aowdt  das  FlnngeUet  dee  Bheini  in  Betoaeht  kommt, 
bietet  der  in  dem  literatnmachweis  zu  ^  1  citirte  .Vuftati  von  Sehenkel  in  dem 
Werk  :  Der  Rheinstrom  eto^  n.  Theil;  Becht  and  Verwalltuig  des  Wasserwesens, 
8.  269  ff. 


§62.   Die  Wassergenossenschaften  insbesondere. 

Wie  betont,  kann  in  zahlreichen  Fällen  die  Nutzbarmachunc: 

des  fliessendon  Wassers  zu  Wässorun^szwecken  und  (iie  BoscitiuuiiLr 
der  (liircli  niaiiLrelnden  Alttluss  des  Wassers  im  Boden  drolienden 
Naclitiit'ilt'  iiielit  anders  als  in  genossenschaftlicher  Form 
er/.ielt  werden  und  es  liedarl"  daher  einer  rechtliclu'n  Ordnuni^ 
dieser  Verbände  zur  gemeinsamen  Xutziuiu:  des  Wass^'rs  inntMliall) 
der  Gemarkung  (Was  sergenosseu  sc  halten)  in  ahnlicher 
Weise,  wie  die  Stieulage  des  Besitzes  und  die  I'n zugänglichkeit 
«\»'r  Einzelgrundstücke  eine  besondere  gesetzliche  Ordnung  zur 
Kothwendigkeit  gemacht  haben.    Im  Einzelnen  ist  zu  bemerken: 

1.  Der  Zweck  der  Wassergenossenscliaften  ist  der  Keucl  nach 
die  Lremeinsame  ?]rrichtung  von  Bewässerungs-  und  Kntwasserungs- 
anlagcn :  er  kann  aber  aucli  enger  getasst  sein  luid  auf  die  rnt«'r- 
lialtung  bestehender  Anlagen  dieser  Art  od«'r  auf  die  ünterhaltunci 
Ton  tiiessenden  Gewässern  übcrhauiit  (Uferschutzgenossenschaften) 
gerichtet  sein.  Sehr  häufig  ist  der  Kreis  der  den  Wassergenossen- 
schaften gesetzten  Aufgaben  allmählich  erweitert  oder  die  Bildung 
von  solchen  mit  verschiedenem  (weiterem  und  engerem)  Aufgabe- 
l^reis  zugelassen  worden. 
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2.  Der  Standpunkt  der  älteren  Gesetzgebung  (in  l'i  t'ussen  mitl 
rraiikre.ich),  im  Interesse  der  Landescultur  mindestens  die  Vor- 
nahme vnn  Kntwiisseruni'en  dureli  einseitii^es  staatlidics  (i»'lK»t 
zu  erzwingen  ist  wohl  überall  verlassen  und  statt  dessen  meist 
der  Grundsatz  der  M  a  j  o  ri  s  i  r  u  n  g  angenommen  worden ,  über 
dessen  volivswiilhschaftlicbo  Berechtigung  auf  die  allgemeine  Dar- 
legung (§  47)  zu  verweisen  ist;  die  gegen  einen  solchen  bedingten 
Zwang  sprechenden  Erwägungen  kdnnen  Angesichts  der  wachsenden 
Bedeutung  gerade  auch  dieser  Landesculturuntemehmungen  eine 
Beachtung  nicht  beanspruchen,  zumal  die  Erfahrung  lehrt,  das» 
ohne  solchen  Zwang  nur  selten  deren  Ausftthrung  gelingt,  weil  die 
Einstimmigkeit  der  in  der  Begel  zahlreich  Betheiligten  meist  nicht 
zu  erzielen  ist.  Voraussetzung  der  Anwendung  des  Zwangs  gegen 
eine  widersprechende  Minorität  sollte  aber  stets  die  durch  die 
Prüfung  der  technischen  Behörde  festgestellte  Nützlichkeit  <h'- 
Unterneinnens,  die  im  vorlifLinulen  Valle  mit  der  durch  Ki'chiHiiii: 
naehziiweisenden  nuitlmiaasslicljen  Hental)ilität  des  rntcrnehuHMis 
zusammenfällt,  und  der  Nachweis  sein,  (hiss  ohne  die  Ausdehnung 
derselben  auf  die  Grundstucke  der  Widersprechenden  die  AustTihniiiL'^ 
in  zweckmässigerweise  nicht  möglich  sich  erweist.  —  Das Stimmen- 
Terhältniss  und  das  Stimmengewicht  bei  der  Abstimmung  ist  auch 
auf  diesem  Gebiete  länderweise  sehr  verschieden  geordnet;  vielfach 
wird  die  einfache  Mehrheit  der  Betheiligten  nach  der  Fläche, 
allenfalls  noch  unter  Berücksichtigung  des  Beinertrags  der  be- 
theiligten Grundstflcke  (Preussen,  Hessen),  länderweise  auch  eine 
grössere  Mehrheit  (*/s  der  betheiligten  Grundfläche,  so  in  Bayern, 
Baden,  Elass- Lothringen)  gefordert;  die  Bestimmung,  dass  die 
Kichtanwesenden  und  Kichtabstimmenden  als  zustimmend  gezählt 
werden,  erweist  sich  auch  hier  als  zweckmässig.  —  Wo  lediglich 
die  Instandhaltung  bestehender  gemeinsamer  Anlagen  oder  dir 
Ausfüiirung  und  rnterhaltung  der  Berichtigung  eines  Wassrrhiiit> 
in  Frage  steht,  oder  auf  Umwandlung  älterer  Gemeinschaften  mit 
unzulänglicher  Verfassung  in  (Uuiossenschaften  des  neuereu  Keclits 
abzuheben  ist,  darf  das  Erforderniss  der  einfaclien  Mehrheit  jeden- 
falls als  genügend  gelten :  ja  vereinzelt  wird  in  solehem  Falle 
wohl  schon  die  Bildung  auf  Antrag  nur  eine^  der  Betheiligten 
gestattet  (z.  H.  in  Sachsen,  das  überhaupt  nur  Genossenschaften 
zum  Zweck  der  Ausführung  von  Correctionen  imd  ihrer  Instand- 

Vg^l.  darüber  Frank,  a.  a.  0.,  Art  Entwässerungeii. 


Digitized  by  Google 


Abscho.  IV.  §  68.  Die  W— erggmowwmrhaftro  insbeflondere.  361 


haltimir  kennt).  Da  die  Ausführung  gomeinsanipr  ße-  und  Ent- 
wässerungsanlagen häufig  im  Zusammenlianu:  mit  Feldbereinigungs- 
anlagen  erfolgt,  so  erscheint  die  gleichmässige  Ordnung  des 
Stimmrechts  für  beide  Arten  von  Unternelunungen  Wünschens- 
Werth,  um  der  Nothwendigkeit  eines  mehrfachen  Stimmengangs 
zu  entgehen. 

3.  Die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Genossen- 
schaften, die  corporative  Bechte  haben  und  der  staatlichen 
Aufsieht  unterstehen,  ist  durch  ein  Statut  zu  regeln,  das,  wie  die 

Geno3sensehaftsbildung  selbst,  der  staatlichen  Genehmigung  bedarf 
und  in  dvin,  soweit  nicht  (his  G«'setz  seihst  darüber  Bestim- 
mungen giebt.  über  die  rnterlialtung  der  Anlagen,  die  Kechte  und 
Pflichten  der  Mitg]i«Mh'r  in  Ansehung  d<'r  Henut/iuiir  der  Anlagen 
und  ril)er  die  Auslhcihuig  d»'r  Lasten  unter  die  Mitglieder  (z.  H. 
nach  Verliältniss  der  Fläche)  ßestimnnuig  zu  treflen  ist.  Die 
Beiträge  der  Mitglieder  zur  Bestreitung  der  (ienossenschaftslasten 
pflegen  gemeinhin  als  auf  dem  betbeiligten  Grundstück  ruhende 
Reallasten  behandelt  zu  werden  und  gemessen  vielfach  den  Vorzug, 
gleich  den  Öffentlichen  Lasten  beigetrieben  werden  zu  kennen.  — 
In  dieser  c  o  r  po  rat!  v  e  n  V  erf  as  s  ung  der  Wassergenossenschaften 
und  der  in  ihnen  Platz  greifenden  Selbstverwaltung  liegt  ein  tief- 
greifender Unterschied  der  hier  in  Bede  stehenden  Unternehmungen 
gegenflber  den  im  vorigen  Abschnitt  erwähnten  begrflndet.  Bei 
den  letzten  (Feldbereinigungen)  soll  durch  das  Unternehmen 
eine  neue  (lemarkungsordnung  geschaffen  werden,  mit  deren  Vor- 
handensein das  rnternehmen  als  beendet  anzusehen  ist.  so  (hiss 
für  eine  dauernde  Organisiitinii  ein  Anlass  niclit  vorliegt;  während 
die  auf  g«Miossensciiattlicheni  Wei^e  zur  Ausführung  gelangten  I>e- 
und  Entwiis^ennigsanlagen .  wenn  der  /weck  der  Anlage  nach- 
haltig gesichert  sein  soll,  eines  dauernden,  die  bestimmungs- 
gemässe  Benutzung  und  die  angemessene  Unterhaltung  der  Anlage 
uberwachenden  Organs  gar  nicht  entbehren  kennen.  —  Das  Be- 
dOrfniss  nach  einer  genossenschaftlichen  Verfassung  mit  klarer  und 
unzweideutiger  Begelung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Wasser- 
nutzungsberechtigten wird  vielfach  auch  gegenflber  bereits  bestehen- 
den, aus  älterer  Zeit  herrflhrenden  gemeinsamen  Anlagen  zu  Tage 
treten,  namentlich  dann,  wenn  solche  sowohl  landwirthschaftlichen 
wie  gewerblichen  Betriebszwecken  dienen  und  desshalb  Interessen- 
confliete  wegen  der  antheiligen  Benutzung  des  Wassers  nahe  liegen ; 
und  es  ist  für  diesen  Fall  erwünscht,  wenn  das  geltende  Kecht  die 
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Umwandlung  dieser  filteren  Gemeinschaften,  deren  Satzungen  nicht 
immer  hinreichend  bestimmte  Vorschriften  über  Mitgliedschaft, 
Stimmreclit.  Art  und  Umfanir  dor  Wassorniitzung,  Kostenansschei- 
dung  etc.  entlialteu,  in  reguläre  Genossenschaften  ermöglicht  (so 
in  Baden). 

4.  Das  AuBsclieiden  einzelner  Ghrundstflcke  aus  der  Ge- 
nossenschaft und  die  Auflösung  der  Genossenschaft  selber  ist 
an  erschwerende  Bedingungen  zu  knüpfen;  ersteres  z.  B.  meist 

nur  dann  statthaft,  wenn  das  Grundstück  einen  dautMiidcn  Nacli- 
thoil  von  dem  Verbleib  in  dt'r  Gemeinsshaft  hat  «mIlt  doch  dessen 
Ausscheiden  ohne  Geffihrfhuig  der  Genosseuschattszwecke  möglich 
ist;  letzteres,  wenn  eine  ansehnliche  Mehrheit  (-/s)  die  AutlösuiiLr 
beschliesst  und  der  Auflösungsbeschluss  die  staatliche  Genehmigimg 
erhält 

Auhaug:  Geltendes  Recht  über  Wassergenossenschaften  und  Sta- 
tistik. l.Detttschland.  Das Wassergenosseuschaftswesen  ist  theils  in  besondereo 
GMetien,  theils  im  Zusammenhang  mit  der  Wasserrechtsgesetzgebung  geordnet, 
ersferos  in  PrfMts<;f>n  und  Frankreich,  letzteres  in  den  meisten  übrigen  deutschen 
und  Husserdeutscheu  Staaten  der  Fall,  a)  Für  Preusseu  ist  die  Regelung  durch 
das  Oes.  t.  1.  April  1879  unter  Anfhebunfp  der  ilteren  Bestimranngen  erfolgt: 
r!i  Ti((ssi'ns(liaft.sbildungen  sind  /ulässig  zur  Henut/.unf^  und  rnterlialtnng  von  Ge- 
wässt'rn,  zur  Ent-  und  Bewässerung  von  tirondstückeu,  zum  Schutz  der  L'ter,  zur 
Anlc-ruii),',  Benutzung  oder  Unterhaltung  von  Wasserläufen  oder  Sammelbecken,  zur 
Tli-r^tcllun^  und  VerbesBenuig  von  Wassentrassen  (Flössereiem  und  anderen  Schiff- 
fahrtsanlairen.  Voraussetzung  der  (Jenossenschaftsbildung'  ist  der  Xarliweis  eines 
öüi'utlichen  oder  gemeiuwirthschaftlichen  Nutzens  und  die  Zustimmung  der  Bethei- 
ligten; bei  Ent-  und  BewSssernngumlagen  genügt  indessen  die  Zustimmung  der 
Mehrheit  der  Betheiligten,  nach  der  Fläche  uud  dem  (!  rund  Steuerreinertrag  der 
(irundstücke  berechnet,  wobei  die  Nichtanwesendeu  und  Nirhtzustimmenden  als 
zustimmend  angesehen  werden:  auf  Grundstücke,  für  welche  das  Untemehuieu 
keinen  Vortheil  in  Aussieht  stellt,  tindet  der  ßeitrittszwang  nicht  Anwendung,  diese 
sind  also  n(itlii^'enfalls  im  Wepe  der  Enteignung  durch  die  Genossenschaft  zu  erwerben. 
Wegen  der  juristischen  Gestaltiug  der  (ienosseuschaften,  der  Aufsichtsrechte  der 
Staatsbehörden,  der  Ordnung  des  Genehmiguugsverfiihrens  ist  auf  das  Ctesets  selber 
SU  Terweisen.  —  Daneben  für  den  Kreis  Siegen  eine  besondere  Wiesenordnuu 
(Oes.  V.  28.  Ort.  1846*,  welche  im  Ans<liluss  an  ältere  Ordnungen  die  Theilnahms- 
rechte  der  (trundbesitzer  an  dem  (iemeingebrauch  des  Wässerungswassers  rey^elt 
und  «  int  II  besonderen  Behördeuorganismnss  (Wiesenvorsteher,  Wiosenschöffen  etc.) 
geschafien  hat.  b"^  Auf  ähnlicher  Grundla«re.  wenn  ntn-h  mit  mannichfarhen  Modi- 
ficationen  im  Einzelnen,  namentlich  was  das  Stimmenverimltuiss  bei  der  Abstimmung 
anlangt,  ist  die  Gesetzgebung  in  den  anderen  deutschen  Staaten  geordnet:  Bauern 
Wassergesetz  v.  28.  Mai  1^52;  Baden  v.  25.  Aug.  1876;  Hessen  v.  30.  Juli  1887 : 
Fl  s ass-Lot  Ii ri  n  ^-en  v.  11.  Mär/.  1877.  Sachsen  <(ies.  v.  15.  Aug.  18Ö5>  kennt 
nur  Genossenscliattt'u  lür  Ausfülirung  und  Unterhaltung  der  Berichtigung  eines 
Wasserlauft. 

2.  In  Frankreich  hat  das  Ges.  v.  21.  Juni  1865  die  Bildung  vcm  Syndicaten 
(Associationen!  für  verschiedene  .\rten  von  Meliorationsuntemehmungen,  nicht  Mosa 
von  siilchen  der  Wasserwirthschaft,  zugelassen  tiiid  näher  {rere<relt.  aber  auf  dem 
vorwürfigen  liebiet,  weil  eine  M^jurisiruug  der  widerstrebenden  Minderheit  ausge- 
ichlossen  ist,  wesentliche  Erfolge  nicht  sn  endelen  vermocht,  wie  die  Agrarenqu^ 
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vou  187i)/80  ausdrücklich  festgestellt  hat.  „lu  zahlreicheu  Departements  liegt  dieser 
Zweier  der  Landesenltur  noch  ginalich  darnieder,  nnr  aue  wen^ien  idrd  eine  krilÜge 
Inan^TifTuahme  gemeldet.**  (Beitsenstelnt  in:  Agrarisehe  Znttftnde  in  Frankreich 
und  England,  1«84,  S.  48.) 

8.  In  Oeiterreleti  kSnnen  naeh  dem  Belchsges.  t.  90.  Mai  1868  (§  20  ff.) 
snr  Ausfiihning  Ton  Wasserbauten,  welche  den  Schutz  von  Crundeigenthiun  oder 
die  Regiilirunpr  eines  Gewässprs  bezwecken,  dann  zu  Ent-  oder  Üewässernnii^anla^n 
entweder  durch  freie  llebereiiikuuft  oder  auf  (iruiid  vuu  Mehrheitsbeschlüsäeu  der 
B«thel]igten  durch  VerfUgang  der  anständigen  Yerwaltungsbehörde  Waasergenosien- 
Schäften  gebildet  ncrden.  wobei  fiir  Bewässernng'sanlag'en  die  Zustiniiiiiiii^'  von 
xwei  Drittel,  tür  suustige  Anlagen  die  der  Hälfte  der  Betheiligteu  ^bezogen, 
j«  nach  dem  theils  anf  die  bethei%te  Gmndfiftche,  theils  anf  den  Werth  des  ge- 
schätzten Rigenthnms)  sur  Mt^jorisinmg  gefordert  ist.  -  Nacli  l'evrer,  a.  a.  O., 
S.  444,  bestehen  die  meisten  Wasserpennssensehnften  in  Tvrol;  .die  Wasserrechte 
reprasentiren  daselbst  einen  hohen  Wert  Ii  und  die  Bevölkerung  legt  ihnen  das 
gföeete  Gewicht  bei**. 

4.  In  Italien  sind  die  Rechtsverhältnisse  der  Bewässeruiij,'8fr('sellschnften  und 
-Genos.seuscliaften  durch  Ues.  v.  29.  Mai  1873,  2ö.  Dec.  1883  und  28.  Febr.  1880 
geregelt. 

Statistische  Angaben.  In  Preussan  sind  in  den  Jahren  1881  87  516 
Heliorationsi^nüSHeiisc-haften  (Ent-  und  Hewässernngs- sowie  Drainagegenossi  iiM  haften) 
errichtet  worden  und  es  beträft  der  Kliichenunifaiifr  des  ^nossenschaftlich  uielio» 
rirten  Gebiets  2Uö4t>l  ha,  der  aufgewendete  Kosteubetrag  rund  12  Vt  ^i^^  ^*  — 
in  Bayern  wurden  in  dem  Zeitraum  Ton  1852/88  1870  genossenschaftliehe 
Wässeninps-  und  Entwässeningfsunternelununf^j^en  anf  Omnd  des  Specialj^-esetzes 
V.  28.  Mai  18Ö2,  auf  einer  Fläche  von  5665532  ha  und  mit  einem  Kosteuaufwand 
von  2549484  M.;  femer  unter  Anwendung  der  Zwangfsbefugnisse  des  Wasserpesetzes 
"V.  28.  Mai  1852  845  sonstige  derartige  Untemehnnuifren  auf  ^er  Fläche  von  5424  ha 
mit  einem  Kostenaufwand  von  614016  M.,  sowie  Drainagen  auf  einer  (Jesammtdäche 
iron  17922  ha  mit  einem  Aufwand  von  2819086  M.;  endlich  ohne  Inanspruch- 
nahme der  gesetslichen  Yorschriften  noch  ^sahlreiche  sonstige  Cnltnren*  ansgiBfDhrt 
<Die  Landwirthschaft  in  Bayern,  1890,  S.  688  ff.).  —  In  Baden  sind  bis  18HS  im 
Oanxen  92  Wassergenossenschaften  gebildet  worden;  1870  — 1888  wurden  rund  li^K) 
Ent-  und  Rewässerungsuntemehmungen ,  die  sich  auf  eine  Fläche  von  ]10(X)  lui 
<Tstreckten,  mit  einem  Kostenaufwand  von  rund  3'/^  Mill.  M.  ausgeführt.  In 
E 1  ti  a  s  s  •  L  ot  h  rill  ^'011  wurden  in  der  Zeit  von  lH7ß/'H!)  251  .Meliorations  V>r  ■  und 
Entwässeruugs-)  Geuosseusehafteu  gebildet,  mit  einer  betheiligten  Fluche  von  8300  ha. 
An  Kosten  iniiden  in  dieser  Zeit  Ar  Wiesenbau,  Drainagen  und  Entaumpfungen  mnd 
1  KVMm  M.  und  einschliesslich  der  Kosten  der  Wasserleitungen  mnd  2,9  MUL  H. 
aufgewendet. 


§63.  Die  rechtl  i  r  Ii«*  (hdiiuii  Li  <lt^r  H  och-\V  eidewirtli- 
schait  iuä  besondere. 

Dio  Hocliwassi'ii'^'talir  stt'lit.  wie  erwaluit  (5$  <>(),  Zifl'.  2).  aiuh 
mit  der  uncroordiuHoii  We i  d  e  w  i rt  Ii  s c lia  t't  im  Ho  c  h i»  «*  b irge 
in  einem  ursächlichen  Zusammenhanii.  nanuMitlich  dann,  wenn  ohne- 
hin die  besondere  geoloi^ische ,  zu  starker  Verwitterung  neigende 
Beschaffenheit  der  Weidebezirke  —  Liasmergo] .  Flysch,  ^iyps, 
Thonbftnke  —  das  Entstehen  von  Bunsen  und  damit  von  Wild- 
bächen, Muhigftngen,  Abrutschungen  und  Unterwaschungen  begfln- 
stigt  Je  sorgloser  die  Weidewirthschaft  ausgefibt  wird,  je  stärker 
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die  Weiden  mit  Yieh  besetzt  bind,  je  kümmerlicher  dureh  diese 

üeberstellung  der  Graswuchs  sich  gestaltet  und  je  weniger  für  die 
Erhaltung  einer  guten  Grasnarbe  Sorge  getragen  wird,  um  so  leicliter 
iinterlieL>t  dii^  natürüclu'  Hodendecke  Verletzungen,  die  beim  Fort- 
si-hrciten  dieses  Prot  csscs  zu  immer  stärkerer  Entartung  der  \Vei<lt'n  j 
Veranlassung  geben:  alles  dieses  in  besondcrcni  Maasse  dann, 
wenn  die  Woidetläehen  eine  steile  Neigung  zeigen  und  schon  aus 
diesem  Grunde  dem  Abschwemmen  der  Bodendecke  und  dem  Ent- 
stehen von  Runsen  durch  die  atinnsphärischen  Eintinssc  besonderer 
Vorschub  geleistet  ist.  Erscheint  eine  kurzsichtige  Wirthschafts- 
weise,  die  der  auf  sie  angewiesenen  Bevölkerung  allmfthlicb  die 
Unterlage  ihrer  Existenz  entziehtt  schon  aus  diesem  Grunde  einer» 
die  Erhaltung  der  Weideflächen  und  die  Nachhaltigkeit  der  Weide- 
wirthschaft  anstrebenden  gesetzlichen  Regelung  bedflrftig,  so  wird 
diese  um  Vieles  dringender  dann,  wenn  jene  auf  den  Augenblick 
berechnete  Nutzung  der  Weideländereien  auch  in  weiterem  L  mkn  is 
als  schödlieh  sich  erweist,  d.  h.  im  gegelKMien  Fall  auch  die  lb>- 
wohner  iler  Thalgründc  und  ihren  Besitz  durcli  «it'schiebefrthrunLM'ii. 
Verschnttungen  und  Steigerung  der  Hochwassergefahr  ernstlich  be- 
droht. L'ud  zwar  wird  eine  gesetzliche  Regelung  der  Bewirthschal- 
tuüg  der  Hochweiden,  wo  nach  den  gewonnenen  Erfahrungen  zu 
einer  solchen  das  Bedürfni ss  sich  ergeben  hat,  namentlich  an  fol- 
genden Punkten  einzusetzen  haben: 

1.  Durch  seitherige  Missw irthsc haft  völlig  her- 
untergekommene Weidegründe  im  Hochgebirge,  bei 
denen  die  Herstellung  einer  Grasnarbe  nach  Bodenbeschaifen- 
heit  und  Lage  aussichtslos  erscheint,  femer  an  sehr  steilen  Hflngen 
befindliche  Weiden,  die  der  Gefahr  der  Ausartung  in  besonderem 
Grade  unterliegen,  werden  zweckmässig  aufgeforstet  und  die  neuen 
Waldungen  als  Schutz-  oder  Bannwaldungen  erklSrt.  Die  betretten- 
«len  Ländereien  sind  zu  diesem  Behuf  entweder  vom  Staat  zu 
enteignen  und  die  Autforstungsarbeiten  von  diesem  und  auf  seine 
Kosten  vor/inndinien .  oder  aber  es  ist  die  gesetzliche  Möglieh- 
keit  zu  erotlneii.  dass  die  Besitzer  der  betrettenden  Flächen  (Ge- 
meinden. Private) ,  nöthigenfalls  im  Zwangswege,  zur  Autt'or- 
stung  nach  Anleitung  der  staatlichen  Forstbehörde  und  unter 
deren  Aufsicht  angehalten  werden  kc^nnen,  wobei  im  Hinblick  auf 
das  mit  diesem  Vorgehen  verknü[>fte  allgemeine  Interesse  namhafte 
Zuschussleistungen  aus  Staatsmitteln  zu  den  Aufforstungskosten, 
auch  Steuemachlässe  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  etc.  wohl 
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gerechtfertigt  eTseheinen.  Die  neu  geschaffenen  Waldungen  sind 
als  „Schutz-  oder  Bannwaldungen''  (g  60,  Ziff.  2)  zu  er- 
klären.  Das  zu  den  meist  gleichzeitig  zur  Ausfahrung  kommenden 

Verbaiuinersarbeiten  an  Wildbächen  erforderliche  Gelände  muss 
ebenfalls  im  Weire  der  KnteinnuiiL:  erworben  werden  können. 

2.  Hinsichtlich  <ler  e  r  h  a  1 1  u  n  ir  s  w  e  rt  h  e  n  Weide- 
i;ründe  im  Hochprebirire  ist  eine  ßewirthsehaftiinLfsweise  lierbei- 
zuführen.  wt'b-lio  Lienen  ciiu»  künftiLre  Aiisartunu  derselben  Sclnitz 
und  Sicherheit  Lrewährt.  Die  dieser  Absicht  dienenden,  durch 
Gesetz  der  staatlichen  Aufsichtsix'börde  einzuräumenden  Vollmachten 
werden  namentlich  in  folgenden  Punkten  von  Bedeutung  sein: 

a)  Heruntergekommene,  aher  wieder  herstellbare  WeidegrQnde 
sind  für  eine,  nicht  zu  kurz  zu  hemessende  Reihe  von  Jahren  Ton 
dem  Weidebetriehe  auszuschliessen  (in  Bann  zu  legen)  und  deren 
kftnstliche  Wiederherasung  sowie  die  anderen  zur  Verbesserung 
nöthigen  Arbeiten  (gute  Unterhaltung  von  Bewftsserungseinrichtun- 
gen,  Vornahme  von  Bodenbefestigungsarheiten  etc.),  soweit  nOthig, 
im  Zwangs  weg  herbeizuftlhren.   (In  Frankreich  hat  sich  eine  Aus- 
saat von  verschiedenen  (  Jrassämereien  in  Üntermischung  mit  Espar- 
sette besonders  l)ewäbrt.)    b)  Ks  ist  auf  l^rlassunir  von  Weide- 
ordnuniren  liedaclit  /u  nelimeii.  welche  dem  Ziel  der  Nacbhaltiir- 
b'it  iler  Weidewirthschaft  in  nachdrücklicher  Weise  (ieltunii  v<m- 
scliarten :  nannMitlicli  füllt  danach  nothwendig:  aa)  die  Festsetzung 
der  Anzahl  (h's  Weideviehs  für  die  einzelnen  Weidebezirke  und  der 
«•twaigen  Weidetaxen,  um  eine  Uebei-stellung  zu  verhüten,  die 
erfahrungsgemäss  mit  am  meisten  das  allmähliche  Verschwinden 
der  besseren  Pflanzen  und  das  Kahl  werden  des  Bodens  verursacht; 
bb)  die  HerbeiflUirung  eines  schlagartigen  Betriebs  der  Weidegrande, 
da  eine  normale  Pflanzenentwicklung  bei  ständiger  Beweidung  aus- 
geschlossen ist;  cc)  die  Festsetzung  des  Zeitpunkts  des  Beginns 
und  AufhOrens  der  Weide;  dd)  die  Sorge  för  eine  ausreichende 
Aufeichi   Dagegen  eignen  sich  Arbeiten  und  Vorkehrungen,  die 
lediglich  eine  Verbessemng  des  Weidebodens  und  eine  Steigerung 
des  Weideertrags  bezwecken,  wohl  weniger  als  Objecte  von  Zwangs- 
*v\fla<ren,  sondern  werden  hesser  im  Wege  der  Aufmunterung  und 
Helehruug  berlteizufflhren  Lresuebt.    <•)  I-^ine  uauz  besondere  Auf- 
inorksiiuikeit  bedarf  die  weit  verbreitete  jteiindisrlie  Aekerbestellung 
Form  der  IJrandwirtlischaft  auf  den  llochgebirgsweideu,  weil  das 
linbreehen  des  Weidebodens  (im  Hadisclien  Seiiwarzwald  ..Scliorben" 
geiuuuit)  die  schützende  Bodendecke  lockert  und  in  Verbindung 
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mit  der  reborsotzung  der  Weiden  mit  Vieh  „die  Abschwemmnng 
des  Bodens  durch  Reihen  oder  Schneewasser  sowie  das  Ausbrennen 
desselben  durch  die  Sonne  und  damit  die  progressiv  wachsende 
Verschlechterung  desselben  befördert;  durch  das  tägliche  Befahren 
der  Weide  wird  der  Bocfen  an  den  Halden  losgetreten,  so  das» 
der  Rasen  nicht  mehr  fest  wurzeln  kann;  durch  das  Scherben 
wird  vollends  Alles  ausgesogen  und  kahl  und  es  hat  dann  das 
Wasser  freies  Spiel,  allen  besseren  Boden  wegzuschwemmen**  *).  Die 
altemirende  Benutzung  des  Weidelandes  zur  Ackeihestellung  zum 
Zweck  der  Erzielung  einiger  Hafer-  oder  Kartoffelernten  sollte  aus 
diesem  Grund  an  steileren,  wasserwirthschafUich  an  sich  bedenk- 
lichen Halden  gänzlich  untersagt  werden.  (Vgl.  hierzu  auch  die 
AustuliiuiiLrt'u  in  S.  21  tt.)  d)  Zur  Ueberwachung  der  Wirth- 
schaft  auf  den  Weidegründen  und  des  Vollzugs  der  ergangeneu 
Gesetze  sind  besondere  Sebaucommissionen  einzusetzen,  deren  Mit- 
irlieder  von  der  Staatsaut'sichtsbehörde  zu  bestellen  sind  und  (li»'s«'r 
zugleich  als  amtliche  Sachverständige  in  allen  die  Weidewirthschalt 
betreffenden  Frage  zu  dienen  haben. 

Geltendes  Recht,  a)  Auf  dem  oben  beeprochenen  Gebiet  ist  ziierst  Frank- 
reich mit  einer  sehr  umfassenden  (lesetzgebung  vorfrt'P'anfren.  veranlasst  durch  die 
verheerenden  Ueberschweuimungen  des  Jahres  ISöti  in  einem  prossen  Theil  der 
sttdlichen  Departements.  Die  älteren  Gesetze  v.  28.  Jnli  1860  und  8.  Jnni  1861, 
deren  Dnrchfühninfr  auf  manclierlei  Schwierifrkeiten  stiess,  sind  durch  ein  späteres 
Ges.  V.  4t.  April  1882  ^la  reütauratiuu  et  la  couservation  des  terraius  eu  montagne), 
in  dessen  Yollsog  eine  sehr  eingehende  Oeneralinstmetion  ei^n^n  ist,  ersetst 
worden.  Die  Wiederherstellungsarbeiten  sind  entweder  obligatorisch  (falls 
im  all<rem.  Interesse  jrele^eiO  und  werden  dann  vim  der  Staatsverwaltnnjr  selber 
oder  unter  ihrer  C'untrole  ausgeführt,  oder  facultative,  welche  die  Kigenthünicr  mit 
staatlichen  Beihilfen  und  nach  Anleitung  der  Staatsbehörde  ansführen;  sie  bestehen 
im  Wc^cnflirlicii  in  Auff<»rstunfren,  VerbauunpMi  und  nur  auf  den  sanfteren  Han«rcn 
der  Weidtregiuu  auch  in  künstlichen  Berasungen;  für  die  neu  geschaffenen  Wälder 
ist  80jährige  Stenerfreiheit  zugesichert.  Die  Krhaltnngsmaassregeln  bestehen 
in  der  Inbannleguug  der  Gebirgsgrüude  und  in  der  Regelung  der  Wirthschaft  auf 
den  Geuieiiidewi'idt'n.  woht-i,  falls  die  firmelnden  der  Aiiflage  r.xn  Krlnssunjr  von 
Weideurduuugeu  nicht  rechtzeitig  nachkomnu  ii  oder  den  von  der  Staatsbehörde  gt- 
wün sehten  Abändemngen  nicht  snstininien,  diese  (der  Departementspräfect)  naeh 
Anhiirun;.'  einer  Speciahommission  dii-  Wcideordmuijr  vim  sirli  aus  in  Kruft  vfrzen 
kann,  b;  In  der  Schweiz  sind  neben  dem  die  Fon>tpolizei  im  Uochgubirgc  regcUi* 
den  Bnndesgesetz  v.  24.  März  1876  einige  cantonale  Gesetze  erlassen,  welehe 
insbesondere  durch  Vorsorge  für  eine  jederzeit  fiehtige  „Bestossung'^  der  Alpen 
(Fernhaltung  einer  IVberstellungt  eine  bessere  Weidcwirtlischaft  anstreben,  ihrem 
Inhalt  nach  freilich  mit  der  Frage  des  Wasserschutzcs  meist  nur  nüttelbar  xu.saumien- 
hlagen;  als  solche  sind  zn  erwähnen  das  im  Kanton  St.  Gallen  erlassene  (>es.  r. 
10.  Juni  1H7H  und  ein  (iesetz  vom  Jahre  1H<)1  für  den  Kaiifim  (Ilarus:  diinthtii 
bestehen  noch  aus  älterer  Zeit  ähnlichen  Zwecken  dienende  Landliucher,  AlpbhctV, 
Alpreglemente,  deren  eine  Anzahl  v.  Miaskowski  (in:  Die  Agrar-,  Alpen-  und  Forst' 

Siehe  „Die  Krhaliuug  und  Verbesserung  der  Schwarzwaldweiden"  elc,  8. 201« 
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veiiafisimg  der  deutschen  Schweix,  187Ö,  uud  Die  schweizerische  Almend,  1879) 
wifrtUeli  mHgeUMilt  hat  Die  Uebentellang  der  Weiden  mit  Vieh  wird  in  letzteren 
hinfigr  sehr  zwedoBlMig  dnrch  eine  mit  der  Zahl  der  Weidethiere  prop-essiv  steigende 
Weideauflajre  zu  hinderti  {resticht :  während  inhaltlich  der  obifren  Gesetze  der 
Maximalbesatz  der  einzelnen  Weide  ^die  hüchbte  Zahl  der  „Stojise^i  durcli  besondere 
Sdiiteer  („Zilller'')  ta  ermitteln  l>t  (Vf^l.  hicsu  auch  oben  S.  296.)—  c)  Rin  dem 
französischen  Gesetz  nachgebildetes  Geset/  liat  Italien  nnterm  1.  Juni  1888  erliallen 
^betr.  Verbaaung  der  Wildbächej  Aufforstung  und  Berasung  der  Uebirgsgründu  und 
der  Düneo).  d)  Für  Oesterreich  Terfolgt  ähnliche  Zwecke  das  Ges.  v.  30.  Juni 
1884,  betr.  Yorkehrungen  zur  unschädlichen  Ableitung  von  Gebirgs wässern,  indem 
es  die  Gewinnunp^  des  Gebiets  für  die  Ableitungseinrichtungen  'des  , Arbeitsfeldes", 
„Perimeters**,  „Verbauuugsgebiets'';,  die  Aneignung  des  Baumaterials  au  Ort  und 
Stalle  nad  iS»  DuchfBhnuig  der  teehoiachen  Arbeiten  durch  Expropriationa-  und 
BeUetmigtbeflignisie  gegen  die  beiheiligten  Omndeigenthtoer  ernfi^cht. 

§64.  Organisation  des  culturtoc hnischen  Dienstes; 

Staatsbeihilfe  n. 

Ist  zwar  eine  gute  rechtliche  Ordnung  des  Wasserwesens  im 
Sinne  der  vorausgegangenen  Erörterungen  erste^  Voraussetzung  für 
die  erfolgreiche  Nutzbarmachung  des  Wassers  im  Interesse  der 
Landescultur,  so  ist  mit  der  Herbeifüirung  jener  der  Aufgabekreis  der 
Agrarpolitik  keineswegs  erschöpft;  Yielmehr  erheischt  das  volkswirth- 
schafÜiche  Interesse  an  der  rascheren  und  allgemeineren  Ein- 
bürgerung einer  geregelten  Wasserwirthschaft  weiteres,  theils  dem 
Gebiete  des  Rechts  der  inneren  Verwaltunc:,  theils  dem  der 
a<iiniiiistnitlv»'ii  Fürsorge  aiiLrcliöriMidos  staatliclH's  Kingr<*if<*"'  wobei 
di»':ses  namentlich  in  folgenden  Punkten  erfolgreicli  sich  betliiitigen 
kann 

1.  Organisation  des  culturtecbnischen  Dienstes. 
Die  Culturtechnik  umfasst  ein  so  eigenartiges,  von  den  übrigen 
Zweigen  der  Technik  im  Gebiete  des  Strassen-  und  Wa^serbauos 
so  wesentlich  sich  unterscheidendes  Aufgabegebiet,  dass  die  Forde- 
rung nach  einer  besonderen  Organisation  des  culturtecbnischen 
Dienstes,  dessen  Functionftre  eine  ihrer  Dienstthfttigkeit  angepasste 
besondere  technische  Ausbildung  nachzuweisen  haben,  fast  selbst- 
verstündlich  erscheint;  denn  der  im  Gebiete  der  Landescultur  thätige 
Teclniiker  soll  nicht  bloss  bantechnische,  sondern  vor  Allem  auch 
landwirthschaftliche  Fachkenntniübe  autweisen;  er  soll  auch  nicht 

')  Vgl.  zu  den  uuchl'olgenden  AosfBbrungen  aueh  die  Verlmndlun^ren  des  Preuss. 
LandesökonondecoUegiimiB,  1884  and  1885  (Thiers  landw.  Jahrb..  ßd.  XIII.  Kr- 

;ranziin{rsb«nd  1,  S.  95  ff.  und  Bd.  XIV,  Er^'äTi/.unjrsband  M,  S.  7!»  mid  '2'>>  ff..) 
wobei  namentlich  auf  das  Referat  von  Nubbu  und  die  Ausführungen  des  Frhru.  v. 
Hammerstein-Loxten  an  verweisen  ist. 
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durch  gleichzeitige  Inanspnichnahme   seiner  Person   für  unter 
einander  weit  abliegende  Aufgiihen  der  Technik  in  seiner  Thätig^keit 
sich  zersplittern:   vielmehr   wird  nach  dem  Gesetz  tler  Arheits»- 
tlieihniLT  um  so  erfolgreicher  von  den  Teclinikern  auf  dem  Geldete 
der  Landescultur  gewirkt  werden  können,  je  ausschliesslich«'r  sie 
dasselbe  als  eigenste  Domäne  verwalten  und  je  meiir  ihr  tech- 
nisclies  Wissen  und  Können  auf  die  hier  auftretenden  Fragen  und 
Aufgaben  sich  concentrirt    Je  unentwickelter  die  Oulturtechnik 
in  einem  Lande  ist,  je  mehr  die  bestellende  Verwaltungs Organisa- 
tion dazu  nöthigtf  die  für  die  Aufgaben  des  Strassen-  und  Wasserbaus 
berufenen  Techniker  nebenher  auch  für  jene  des  Culturwesens  in 
Anspruch  zu  nehmen,  um  so  grösser  ist  die  Gefahr,  dass  technisch 
fehlerhaft  projectirte  oder  doch  hinsichtlich  der  landwirthschaft- 
liehen  BentabiUtftt  irrig  yeranschlagte  und  desshalb  ökonomisch  miss- 
lungene  Meliorationsanlagen  zur  Ausführung  kommen;  je  geringer 
ist  jedenfalls  die  Walirscheinlichkeit,  dass  die  betrefTenden  tech- 
nischen Kreise  eine  eigene,  erfolgreiche  Initiativthätigkcit  in  Me- 
liorationssachen entwickeln.    Desshalb  darf  eine  vöUii^e  Ahzwei- 
gnng    des    culturtechnischen    von   dem    flhrigen  hautechnisclieii 
Dienst,  die  Sorge  für  eine  umfassende  landwirthschaftlich-techni^cllt' 
Ausbildung  für  die  hrdieren  und  niederen  Functionäre  der  Cultur- 
teohnik,   die   Schaffung  besonderer,    culturtechuischer  Hebördea 
mit  einem  nicht  zu  grossen  räumlichen  Arbeitsfeld  (Culturinspec- 
tionen  mit  dem  erforderlichen  Hilfspersonal  von  Culturauüsehem) 
als  eines  der  wichtigsten  Förderungsmittel  des  Meliorationswesens 
bezeichnet  werden,  wie  denn  die  Erfahrung  zeigt,  dass  Hand  in 
Hand  mit  dieser  besonderen  culturtechnischen  Organisation  die  Unter- 
nehmungen der  Landesmelioration  einen  besonders  lebhaften  Auf- 
schwung zu  nehmen  pflegen.   Dies  namentlich  dann,  wenn  diesen 
technischen  GnlturbehÖrden  auch  die  Unternehmungen  im  Gebiet 
der  Feldbereinigunfiren  und  Zusammenlegungen  anvertraut  werden, 
mit  welchen   so   häutig  Knt-    und   Bewässerungsanlagen  zweck- 
nui>siLr  verhunden  werden;  und  wenn  sie  irleichzeitiix  als  executivc 
Organe  für  das  ötVentliche  Wasserver><»rgungswesen   thiitig  sind, 
dessen  zunehnu'iide  Wichtigkeit  niclit  hloss    nacli  der  Seit<*  der 
Yolkshygiene  überhaupt,  sondern  auch  gerade  nach  der  Seite  der 
landwirtschaftlichen  Betriebsthätigkeit  hin  (wegen  des  gedeililicheii 
Einflusses  guten  und  ausreicluMulen  Wassers  auf  die  Thierbaltung) 
mehr  und  mehr  auch  in  den  kleinsten  Landgemeinden  gewfirdigt 
wird. 
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Nach  obigeu  Cirund^iätJieii  ist  erätmalü  186Ö  der  calturtecliuiüche  Dienst  im 
Orossherso^thun  Baden  organisirt  worden,  und  es  hal  diese  Orgwdsation  im 
Jabie  1878  finc  wi  itt  rc  \iis(,'(  sfaltiin<r  erfahnni,  wobei  auf  Buchciibcrper,  Ver- 
waltongsrecht  der  Laiidwirthdchal't  iu  Baden,  1887,  S.  876  ff.  %u  verweisen  ist. 
Durch  die  Landesverordnnng  t.  26.  Oct.  1878  ist  den  Culturbehörden  (Culturiuspec- 
Honen)  folgender  Auiji^bekrais  angewiesen : 

1.  rnternelimunsreii  anzurfjrt'n.  wcUh»'  die  Eiitwässeninjr.  Bewässenmg  und 
Urbarmachung  von  üruudstiuken  und  i^audereien,  die  Verbeüserung  der  Feldeiu« 
tlieitniig,  die  Anlage  Ton  V^eldwegen,  die  Yerlegung  und  Zusammenleirnnfir  von  Grund- 
atftdcen  beswecken: 

2.  die  Vorarbeiten  für  solche  Uutürnehmuugeu,  Plaue,  Uutachteu,  ILostenvor* 
anscUlge  ananflnti^; 

5.  nach  MaHssi,'Hhe  der  bestehenden  Gesetste,  Verordnuiijr«*!)  und  Dienstwriaun- 
«ren  bei  der  Vorbereitung,  AusHUurung  und  Ueberwachung  solcher  üntemelunungen 
mitzuwirken; 

4.  auf  Wunsch  der  BetheiUgten  die  technische  Leitung  beim  Volbsng  von 

<'nlTnriii)tenieliinuii<r(>n  /n  besor^rcn.  snwit'  iilii-rliaiipt  die  ITntemehmer  durch tochnischa 
Beihilfe,  Begutachtung  und  Ueberwachung  zu  lurdcrn; 

6.  bexfiglich  der  YorbereituDg,  AusfBhmng  und  Ueberwachung  von  Wasser- 
▼ecsorgungsunla^reu  mitzuwirken. 

Zur  Zeit  bestehen  auf  rund  15()H1  (Quadratkilometer  8  mit  wissfiischattlieh 
gebildeten  Culturinpenieureu  besetzte  (  iiliurinspeetionen,  denen  eine  entsprechende 
Zahl  von.  in  der  staatlichen  Wiesenhausclmle  (hierttber  Näheres  unter  Kap. 
Xf  hi'iaiii.'t'l)il(l('t(ii  ( 'ulturaufsehern  beij^eg^cben  i>!,  für  welche  Org'anisation  ein- 
schliesslich der  materiellen  Beihilfe  iur  Melioratiunsunternehmungeu  das  Budget 
jährlich  rund  100000  H.  genehmig^.  Fttr  eine  Anzahl  anderer  Staaten  (Blsass- 
Lo  t  h  ri  n ^'e u  ,  Hessen,  Württemberg,  Bayern,  Ungarn)  ist  diese  Organisation 
vorbildlich  geworden  und  hat  wiederlinlt  in  der  Literatur  (so  bei  Toussaint, 
Möller,  Fraissiuet,»  rühmende  Anerkeuuung  gefunden.  ■ —  Ueber  die  <)rganisation 
dea  cuiturtechnischen  Dienstes  in  den  vorgenannten  Staatswesen  siehe  Fraissinet, 
a.  a.  O..  S.  18  ff.  In  Preussen  sind  für  uuifangreichere  und  im  öffentlichen  Interesse 
auszuführeudv  Arbeiten  sog.  Meliuratious-Bauinspectoreu  eingesetzt,  deren 
Zahl  (13)  im  Verhftltniss  zur  Grösse  des  Staatsgebiets  (1  Bezirk  auf  rund  26796  qkm) 
Fraissinet  mit  Recht  als  zu  gering  erachtet,  zumal  die  den  ..(leueralcommissionen** 
beigegebenen  „Landmesser",  welclie  bei  Projectirung  und  Ausführung  von  Meliora- 
tionen geringeren  Tnifangs  Verwendung  finden,  elM>nfalls  dem  vorhandenen  Bediirfniss 
gegenül>er  nicht  ausreichen  sollen.  —  In  Sachsen  hat  der  Landescultiirrath  1890 
„eine  plamnässige  Organisation  (h-s  cultnrtechnischt'n  Dienstes'*  für  eine  Nothwendig- 
keit  erklürt.  —  Vou  ausserdeutscheu  Läuderu  haben  namentlich  Ungarn  uud 
Schweden  den  culturtechnisohen  Dienst  in  den  80er  Jahren  in  vollkommenerer 
Weise  um-  und  au.sgestaltet.  Die  landwirthschaftliche  Wasserwirthschaft  eines 
Landes  steht,  wie  hier  noch  betont  sein  möge,  in  so  engem  Zusammenhang  mit  dem 
Wasserwesen  überhaupt,  dass  die  streng  wissenschaftliche  Erforschung 
daaaelben,  wenn  auch  zunächst  uml  unmittelbar  den  Angaben  des  Wasserbaues 
dienend,  docli  auch  rückwirk«'nd  das  Meliorationswesen  günstig  beeinflussen 
moss.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  ist  die  Errichtung  vou  Centrais telleu,  welche 
durch  hydrographiache  Arbeiten  und  durch  hydrologische üntersnchnngen 
die  Gewinnung  einer  sicheren  (trundlage  flir  die  rationelle  Behandlung  der  wasser- 
wirthschaftlichen  Fragen  anstreben  und  denen  irleichzeitig  die  met eorologischeu 
Beobachtungen  und  Arbeiten  organisch  ein^o  ^rii,.(ij.|-t  werden,  als  eine  auch  für 
daa  Gebiet  der  Landescultnr  hochniit/.li«  Ii«'  I .inrii  htung  zu  erachten,  mit  deren 
Verwircklichung  ebenfalls  Baden  im  .lalire  IHK}  dun  Ii  Schaffung  eines  „  Central - 
büreaus  für  Meteorologie  und  Hydrographie"  vurgegaugeu  ist  und  vou 
deaaen  in  rascher  Folge  erschienenen  Pnblicationen  in  der  Literaturttbersicht  im 
Sngang  dieeea  Kapiteb  ein  Theil  Erwlhnting  geftinden  hat. 

2.  Staatsbeihilfen  und  sonstige  Förderungsmittel. 
Weitaus  die  meisten  der  grossen  Unternehmungen,  welche  in 

Baeheaberger,  A.,  Agnopolltilc.  L  24 
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(las  Gebiet  der  Be-  oder  Entwässeniiiir  fallen  und  die  in  den 
voniiiögegangenen   raragraphen    Gegenstand    beispielsweiser  Er- 
wäbniing  waren,   hätten   ohne   die  tliatkral'iige  Mitwirkung  des 
Staats   oder   von   mit   entsprechender  Ka]»italkraft  ausgerüsteten 
Gesellschaften  ohne  Zweifel  nicht  ausgeführt  werden  können :  wie 
d0iui  überhaupt  die  Bevölkerung  des  flaclien  Landes,  selbst  wenn 
sie  immer  YOn  der  Bedeutimg  solcher  Unteniehmnngen  uberzeugt 
sein  sollte,  was  keineswegs  zutriflt,  in  der  Kegel  schwerlich  die 
zur  Bewftltiguiig  jener  grossen  Aufgaben  erforderlichen  Mittel  auf- 
zubringen im  Stüde  sein  oder  doch  durch  die  Hohe  der  ihr  an- 
gesonnenen geldlichen  Opfer  in  sehr  hftufigen  FftUen  von  solchen 
Unternehmungen  von  yomeherein  sich  zurfickschrecken  lassen 
wird.  Diese  Momente,  in  Verbindimg  mit  der  nationalwirthschaft- 
liehen  Bedeutung  der  Meliorirung  des  Grund  und  Bodens  als  eines 
der  wesentliclisten  Fftrdeningsmittel  der  landwirthschaftlichen  Gflter- 
erzeugung,  lässt  eine  krältige  Intervention  des  Staats  in  Form 
von  geldlichen  Zuschüssen  wohl  gerechtfertigt  erscheinen, 
weil  dieser  Staatshilfe  in  der  Hebung  der  Bodenkraft,  <ler  Steigerung 
des  Nationaleinkommens  un<l  der  Verbesserung  der  Wulilstandslage 
der  landwirthschaftlichen  Berufsstände  ein  genügendes  Aequivalent 
gegenübersteht  Eine  werth volle  Unterstützung  liegt  übrigens  schon 
darin,  wenn   etwa  der  Staat  die  zu  Meliorationsuntemehmungen 
erforderlichen  Mittel  den  Unternehmern  Torschiesst  und  in  Form 
Ton  Annuitäten  rflckerhebt,  oder  wenn  zum  Zweck  der  Möglichkeit 
der  langsamen  Tilgung  der  Meliorationskapitalien  besondere  Credit- 
Institute  (Landesculturrentenbanken)   geschalTen  werdeut 
deren  innere  Organisation  an  anderer  Stelle  (Kap.  VI)  zu  erörtern 
ist  Bei  kleineren  Unternehmungen  (Drainagen,  Bewässerungsein- 
richtunpfen  etc.)  wird  in  der  Begel  eine  solche  staatliche  Intervention 
nicht  Platz  zu  greifen  brauchen,  wohl  aber  wird  als  eine  grosse 
Wohlthat  durch  die  Betheiligten  erkainit  werden,  wenn  sie  ohne 
erliel)li(  lie  (Jel<lo])fer  durcli  die  Staatsculturtechniker  in  den  Besitz 
vou  Prnjecten  und  Kosteiiültersclilägeii  gelangen  kTinnen:  und  viel- 
fach wird  deini  aueii  neuerdings,  namentlich  da,  wo  eine  staatliche 
(Organisation  des  culturteclinischen  Dienstes  goschaüen  worden  ist, 
die  Fertigung  solcher  Vorarbeiten  den  Betheiligten  kostenlos  und 
das  zur  Leitung  und  BeauÜBichtigiing  der  Arbeiten  erforderliche 
Culturaufsichtspersonal  gegen  mässigen  Vergütungspreis  zur  Yer- 
fflgung  gestellt  Alle  diese  staatlichen  Veranstaltungen  und  Auf- 
wendungen können  freilich  in  einem  Yorstellungskreis  keinen  Baum 
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findtMi.  der  iiar-h  der  Art  der  älteren  liberalisireiideii  Scluile  auf  der 
Unterstellung  beruht,  dass  das  einzelne  wirtbschaftende  Subject 
am  besten  und  sichersten  jederzeit  durch  seine  eigene  UelxM  l  "jung 
imd  den  Zwang  der  äusseren  Umstände  geleitet  und  daher  das, 
was  8«mem  wirthschafUichen  Interesse  frommt,  jederzeit  aus  eigenen 
Stocken  vorkehren  werde;  während  doch  die  tägliche  Erfahrung 
für  diese  optimistische  Unterstellung,  mindestens  was  die  Be- 
TOlkening  des  flachen  Landes  und  namentlich  die  bäuerlichen 
Elemente  anlangt,  die  in  ihrer  grossen  Masse  schwer  beweglich, 
vorurtheilsvoU  und  weitaussehenden  Unternehmungen  Grundsätzlich 
abgeneiirt  sind,  keinerlei  Anhalt  bietet.  In  der  That  telilt  uoih 
Viel,  dass  die  irrosse  Wiehtiirkeit  der  Bodennielioration  von  allen 
«iliejlcrn  des  landwirtlisdiaftlielien  Herul's^tandes.  auch  in  den  vor- 
Lj^esehrittensteii  Staatswesen,  entsprechend  gj'wflrdiiit  und  darnach 
die  private  Action  eingerichtet  wird :  und,  wenn  je  auf  einem  (irl)i*'t 
des  Agrarwesens,  ist  daher  auf  dem  hier  besprochenen  ein  wt  rk- 
thätiges,  vor  finanziellen  Opfern  sich  nicht  scheuendes  staatliches 
Vorgehen  wolil  begründet  und  nothig,  wenn  mit  der  durch  die 
moderne  Entwicklung  der  Verhältnisse  gebotenen  Raschheit  auch 
dieser  Zweig  der  Landescultur  zu  lebensvoller  Wirklichkeit  er- 
starken soll. 

Wohl  in  alh'n  Budfr^ts  der  europäischen  Staatn»  sind  seit  .Talircn  iiiclir  oder 
mindfr  g^ro^se  Mittel  zu  Beihilfen  für  Meliurationtiunteruehmungen  vor- 
^es<*hen.  Einen  Nachweis  hierüber  liefert  Krämer,  Vergleichende  Darstellung  der 
Msassregeln  und  Einrichtangen  zur  Konierunfi:  der  liandwirtlisciiaft  etc.,  Zürich  1882« 
S.  62  ff.  nnd  die  tnehrerwiihnteii  J  a  h  r e s he  rieh  f  di  r  \ (  kerhauniiuisterien.  —  In 
Oesterreich  hat  da^  Keiclisgeüetz  v.  30.  Juui  die  Bildung  eines  Melio* 

rationsfondi  ans  Staatsmitteln  angeordnet,  dem  nun  Jahre  1894  jXhrlich 
ÖIKXWX)  (Juldeti  /u/uweisen  sind  und  aus  dem  neben  grösserni  rnternehnuin<ren  zum 
Schutz  gegen  Wasserverheerungeu  auch  solchen,  welche  die  Erhöhung  der  Ertrags- 
fahigkeit  der  Grundstücke  durch  Ent-  oder  Bewässerung  zum  Gegenstand  haben  nnd 
deren  Ansfiihrnng  im  öffentlirhen  Interesse  liegt,  Unterstützungen  gewährt  werdeu 
können.  Daneben  sieht  das  (ieset/,  (ieliiiliren  -  und  SteucrbetVeiuni.'-en  und  die  Kr- 
muglichuug  der  Expropriation  von  Wasscrrechten  vor,  welche  einer  llewasserung 
nnd  Entwissetnng  von  nnxweifelhaft  höherer  wirthschalllicher  Bedeutung  entgegen- 
>telun.  In  Kraukreieli  -»iiid  rlurdi  das  (Jes.  v.  17.  .luli  1856  über  die  Draina're 
.Mittel  (lUOUU)ÜUO  Frcs.)  bereit  gestellt  wurden,  um  durch  vom  iStaat  gewährte 
Darlehen,  die  in  Zeitrenten  von  6,4 ^/o  in  25  Jahien  tn  tilgen  sind  nnd  fiir  welche 
dem  Staat  an  den  Erträgnissen  der  draiuirten  Grundstücke  ein  Vorzn^snu  lit  best«'Ilt 
i*t.  rnfernehmunjaren  di<'ser  Art  zu  erleielitem  und  es  hat  das  (ms.  v.  t).  .Mai  1H4VJ 
die  liegiiubtiguug  der  Vurschussleistungeu  aus  diesem  Credit  auch  aul  Uewasserungs- 
anlagen  ausdehnt.  Der  verhältnissmassig  geringe  Gebraneh,  der  nach  dem  Inhalt 
<ler  .V  ;r  rar  e  n  (|  11  (' t  f  von  1878  80  von  die-i m  Credit  bis  dahin  frfmaebt  worden  ist, 
wird  mit  Kecht  mit  der  nuUQgelhatteu  Gesetzgebuug  v.  21.  Juni  180Ö  über  die  laudw. 
Genossenschaften  in  Verinndung  gebracht,  die  für  Be-  wie  Entwässerungsanlagen 
nur  freie  Genossenschaften  vorsieht,  zu  deren  Bildung  Stimmeneinhelli<rkeit  aller 
Hetheiligten  gefordert  wird,  die  indess  bepreiflicherweise  nur  in  den  >eltensten  Füllen 
zu  erreichen  ist.  —  In  grossartigster  Weise  ist  man  auch  iu  England  für  die  rascho 
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Diuflitulirun^  von  I)rajnH;j:«'iuit«'riiehimiii^<'n  thütijr  ^'i'weseii,  indem  dif  Laml-lmpro- 
vement-Act  by  works  of  drainajfe  von  1847  —  gewissorniaasson  als  (»epengab«-  für 
die  durch  Aufhebunj;  der  enf,'lisibeii  Konizölle  der  dortigen  Lundwirthschaft  iu 
Aiuüicht  stebendeu  Eiuuahmeaiutfiüle  —  2  Mill.  Pfd.  SterL  Darlehen,  für  Irland 
1  lOlL,  rfickulillMr  in  6Va*/o  Zeitreoten,  durch  spitere  Oesetee  weitere  8  IfilL  am- 
gesct/t  hat.  Auch  wird  in  Grossbritannien  die  Drainirung  dadurch  begün.stigt,  dass 
der  Pächter,  selbst  wenn  er  diese  ohne  Genehiniinuip  des  Pachtherm  vornahm. 
Eräatzauspriiche  beim  Ablaut'  der  Pacht  gi-lteud  machen  darf.  (Siehe  S.  198.)  — 
Nach  Roscher  (Anm.  7  r.w  §  .S9>  ist  in  Holland  1807  SOjähri|re,  1809  aofar 
öOjährig-e  Freiheit  v«m  (Jrund.steuer  und  Novalzelniten  fiir  alle  rrbarun;,"''»  zupe- 
staiideu  worden;  und  viele  muhamedauische  Staaten  fordern  nach  derM;lbei) 
Qnelle  vom  natflrlich  bewXsBerten  Land  Viot  ▼om  kttnatlich  bewissertern  nnr 
des  Ertrags. 
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B«sitzvertlieilung,  Theilbarkeitsbeselirilnkiiiigeii,  £rbree]it 
und  LandpoUttk  (Innere  Colonlsatton). 


Literaturübersicht. 

Ht'i  Kau  sind  die  in  diosoni  Kapitt-l  lielumdclteu  (leifenständt'  tlicils  im  1.  Bd. 
d*;r  politischen  Oekonomie  (.L'uU-rsiu  lmut;eii  iiber  die  Urüssenvcrhiilüiishe  dfr  Laiid- 
fflter,  §  368-  375),  theils  im  II.  Bd.  unter  der  Anftclurift:  „Gesetzliche  Bestimmnii- 
p'ti.  welche  die  Veräiisscnni^'  und  die  Er>vcrbungf  von  Ländereien  betreffen",  §  76 
biü  83  erörtert;  bei  Koscher  im  vierten  Kapitel  („grosM,  mittlere  und  kleinere 
Oflter**,  §  47  ff.),  im  siebenten  („das  6l1lnde^enth1m  und  die  FUnilie*,  f  88  ff.) 
und  im  elften  Kupitel  ( ..Missbrauch  der  Mobilisirung  und  Mittel  daij:epen",  §  139  ff-h 
den  BesitzverhültnisHen  der  „todten  Hand"  insbesondere  ist  der  IMiitz  im  achten 
Kapitel  ( .da.s  (trundeigeuthum  und  die  Stände",  §  105  ff.)  anj^ewiesen.  Bei  v.  Mohl, 
Ptolizeiwissensrhaft,  ist  betreffs  der  einschläferen  helireu  auf  den  II.  Bd.:  „Erleichte- 
rnng'  der  Erwerhunir  von  ( inin(lfif,'-i-iitlnnir  >:  IIH  tV.  •.  bei  Sehät'fle,  Das  i^nscll- 
schaftl.  System  der  uiensclt liehen  Wirthschalt,  lb73,  auf  deu  II.  Bd.  ^§  21d  und 
332  ff.);  bei  8ch5nbergr*fl  Politischer  Oekonomie  anf  den  n.  Bd.  ($  48  ff.  und  %  72  ff., 
Darstellung  von  v.  d.  Goltz  und  ^leit/.en),  bei  Walcker,  Hdb.  der  National- 
ökonomie, 1883,  auf  deu  11.  Bd.  (§53  ff.  und  251  ff.i,  bei  Jä^rer,  Die  Agrarfrapf, 
1884/88  auf  den  II.  Bd.  Kap.  XIII  ff.,  XV  und  Bd.  III,  Kap.  XXII  ff.  /.u  verweiseu. 
Wesshalb  der  ^'(•|•ta^se^  in  diesem  Handbuch  Besitzvertheilunp,  Erbrecht  nnd  Laad^ 
poIitik  als  etwas  ZuNaninH'nfri'höri<rfs  hcliandelt  hat,  wird  für  den  Fachmann  einer 
behoudereu  Kechtt'ertigung  nicht  wühl  bedürfen.  Von  der  massenhaften,  Uber  diesen 
Theil  des  A^rrechts  vorhandenen  Literatur  wurden  namentlich  noch  «n  Ratha 
gezofrcn:  1.  Von  älteren  Seliriften:  Hernliardi.  Versuch  einer  Kritik  der  (iriiude, 
die  fiir  grosses  und  kleines  Grundei<;enthum  anfreführt  werden,  1848;  Eisner, 
Politik  der  Landwirthschaft,  1835;  Lette,  Die  Vertheiltinp  des  (Jrundeitrenthiims 
iui  Znsammenliang  mit  der  Geschichte  der  Volkszustände,  1858;  Derselbe,  Die 
Vertheilnn^sverhältnisse  des  (!nuull)esit/.<  etc.  im  l'reuss.  Staat,  185i);  K.  List, 
Ihe  Acker\'erfassung,  die  Zwergnirthschatt  uud  die  Auswanderung,  1Ö42;  Keicheu- 
sp  erger,  Die  Ajn^rfragv  aus  dem  Oesichtspvnict  der  Nationalökonomie,  1848; 
V.  Sparre,  Lebensfragen  im  Staate  in  Beziehung  auf  das  (trundbesifzthum,  1842. 
2.  V<jn  neueren  Schriften  und  Aufsätzen:  Bärnreither,  Stammgutssystem  und 
Anerbenrecht  in  Deutsehland,  1882;  J.  Conrad,  Art.  Bauerngut  und  Bodenzer* 
spHtternng  im  Hdwb.  d.  St.-W.;  Helferich.  Studien  über  würtenibergisebe  Agrar- 
verhältnisse, i.  (1.  Till».  Zt-'C  lir..  .lalirg.  18.")3  ii.  1HÖ4;  v.  >I  i a k  o  w  sk i ,  Das  Erbrecht 
nud  die  Gruudeigenthuuisvcrtheiluug  im  Deutschen  Keich,  1882;  Derselbe,  Das 
FVoblem  der  Grundbesitsrertheilnnir  in  geschichtlicher  Entwicklnnif,  1891;  Der» 
selbe.  .\grarp»)Iitisclie  Zeit-  und  Stn'itfragen,  18K9  uvenn  nichts  Anderes  gesagt  ist, 
beziehen  sich  die  C'itate  im  Text  immer  auf  das  erstenvähute  Bneh);  Peyrer, 
Ritter  von  Heimstätt,  Denkschrift  betr.  die  Erbfolge  in  landw.  (Jüter  uud  das 
Erhgüterrecht,  18H4:  Schiiffle,  Die  Incorporation  des  H\ {Mithekarkredits,  1883; 
V.  Stein,  Die  drei  Fragen  des  (innid])esitzes  und  seiner  Zuktnilt.  1881;  v.  Inamn- 
Steruegg,  Zur  Keform  des  Agrarrechts,  besonders  des  Anerbeurechts,  in  Grüuhut's 
Ztschr.  f.  d.  Privat-  und  «ffentl.  Becht  d.  Gegenwart,  Bd.  X,  8.  384  ffl;  Gierke, 
Die  Stellnng  des  känftigen  bfirgerl.  Gesetzbuchs  sum  Erbrecht  im  ländlichen  Grand- 
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besitz  (in  .Sclnuoller's  Jahrb.  tiir  Ciesetzi^buup  etc.,  12.  .lahrg..  S. ff. Scliuh- 
macher-Zarchlin,  Gnindcrbrecht  im  Licht  des  Rcnteitpriucipä,  1871;  Weilar:  die 
mehrfach  erwähnten  amtlichen  landwirthsi hattlirluMi  Erhebungen  für  Preusäeu, 
WürttombjT^,  Baden,  Hessen,  Kl  s ass- L u t  h r i ii f^'en;  „Bäuerliche  Zustäudo 
iu  Deutsehland'',  in  Schrifteu  des  Vereins  für  SucialpoUtik,  22,  23  und  24,  3  Bde., 
1888;  y.  Reitsenstein,  Nasse  und  Bheberg,  Agrarische  ZnstAnde  in  Frankreich, 
Enf!:lan(l  und  Italien  in  Sehr.  d.  Ter.  f.  SociHlipoltik,  27  nnd  29.  Dif  amtlii-lim 
Berichte  über  Preussens  landw.  Verwaltung  von  1875  und  tT,;  Die  Landwirth- 
Schaft  in  Bayern  1890.  —  Besonders  heachtiniswerth  sind  femer:  Verhandlungen 
des  Vereins  für  Social politik  über  6rundt'i<ri'ntliumsvortheilnng  nnd  Erbredits» 
refomi  vom  Octobcr  1HH2  und  über  Maassn  irt  ln  der  (jcscfzirt  hiing  nnd  Verwaltunjr 
Bur  £rhaltung  des  bäueriicheu  Grundbesitzes  im  October  1864  {.in  Sehr.  d.  Ver.  21 
und  88);  dsf^l«  die  Yerhandinngen  im  deutschen  Landwirihschaftsrath,  Früh- 
jahr 1HK4.  1.^;  und  1H87  Archiv  des  deutschen  Landwirthschaftsraths,  S.  ol: 
bezw.  79;  bczw.  22H  If.i.  Weitere  zahlreiche  Literaturangabeti  bei  den  einzelnen 
Unterabschnitten  und  Paragraphen,  wolün  auch  dogmengeschiditliche  Xotizen 
verwiesen  sind,  siehe  namentlich  unter  §§  75,  76,  77,  78,  81,  89.  Wegen  des  wirth- 
sc  haft  sgescbich  1 1  i  ch  e  n  Tbeils  si€*lie  die  Litenittinibersicht  zu  K:\\\.  I,  S.  84; 
ausserdem  noch:  v.  Inama-Sternegg,  äallaudstud.  i.  d.  Festg.  tiir  U.  üunsseu,  1889. 

Abscliuitt  I. 
OesehiehtUche  BttekblMe. 

g  6ö.   U ebundeuiieit  und  Besitzesuugleichlieiten  io 

älterer  Zeit 

1.  Eine  gleichmftssige  Vertheilung  des  Grund  und 
Bodens  und  die  dauernde  Erhaltung  dieser  Gleichmftssigkeit  ziirFem- 
haltung  politischen  und  ^nrthschaftlichen  Ueber^ewicfits  Einzelner 
hat  wiedorholt  im  Liiiife  der  GescliichU'  Staatsvt'rfassung*»ii  und 
einzidiuMi  Hoforniatoren  als  Idoal  dor  A,GTarordnun<r  vorgeschwebt 
(Spartanische  Besitz verfassniiir,  Kefornipliine  der  (iracchen!);  und 
auch  die  älteste  At^rarverfassunu:  der  deutsclieii  Volksstämme  be- 
ruht  auf  dem  Gedanken  des  gleichen  Anrechts  jedes  Stammes- 
genossen auf  dem  in  Besitz  genommenen  Lande  (g  44).  Aber 
solche  Gleichheit  hat  sich  niemals  lange,  selbst  strengen  Gesetzen 
gegenflber,  behaupten  lassen  und  würde  überhaupt  nur  in  einem 
socialistischen  Zwangsstaat,  der  alle  Staatsangehörigen  nach  glei- 
chem Maasse  misst  und  die  wirthschafUiche  Individualität  und 
Besonderheit  grundsätzlich  unterdrflckt,  denkbar  sein.  Der  Fluss 
des  wirthschaftlichen  Lebens  spottet  solcher  schematischen  Ord- 
nungen, indem  er  nach  kfirzerer  oder  längerer  Zeit  die  aufgerich- 
teten Schutzwehren  gegen  etwa  einreissende  Besitzesungleichheiten 
immer  von  Neuem  «lurciibncht;  wie  überhaupt  nur  eine  naive  Dar- 
stellung von  den  (irundlagen  dos  ächten  gesellschaftlichen  Fort- 
schritts diesen  mit  der  starreu  Lubüweglichkeit  der  einmal  ge- 
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^ebenon  Aiirarvorfassung  in  unmittelbare  Verbindunu:  ^!etzell  kann. 
AVohl  »larf  ans  den  in  den  einleitenden  Abschnitten  (5;  12)  an- 
<4:t\i<ebenen  (iründen  die  Ansicht  vertreten  werd<Mi.  th\ss  liäutiu^e 
B  e  8  it  z  0  s  ä  n  d  e  r  u  n  g  e  n .  die  im  Grund  und  Boden  sich  abspielen, 
dem  Ötaatsganzen  nicht  frommon,  weil  die  ächt  staatserhaltende 
Gesinnung  der  bodenbesitzenden  Klassen  in  der  Stetigkeit  gerade 
auch  ihrer  Besitzverh&ltuisse  wesenÜich  wurzelt;  und  die  späteren 
Darlegungen  werden  zeigen,  dass  grosse  Besitzesungleichheiten 
im  unbeweglichen  Vermögen  des  Landes  fttr  das  Staatswohl  noch 
Terderblicher  sich  erweisen  kOnnen  als  solche  im  Bereich  des  be- 
weglichen (Eapital-)Term5gens.  Aber  aus  diesen  Sfttzen  ist  selbst- 
redend ein  beweiskräftiger  Schluss  auf  die  Nothwendigkeit  der 
Herstellung  völliger  Besitzesgleichheit  weder  abzuleiten  noch  zu 
begründen. 

2«  Die  Betrachtung  des  wirthschaftlichen  Lebens  lehrt,  dass  die 
in  den  Grundbesitzyerhältnissen  eintretenden  Veränderungen  auf 
drei  Vorgänge  im  Wesentlichen  zurflckzuftthren  sind:  auf  freiwillige 
Käufe,  und  Verkäufe  bezw.  Täusche ;  auf  unfreiwillige  Wirthschafts- 
Operationen  dieser  Art  (Zwangsverkäufe  in  Folge  üeberschulduug 
oder  sonstiger  Nothlage) ;  endlich  und  in  hervorragendster  Weise 
auf  die  Vermögensauseinandersetzungen  im  Erbgang.  Nun  kann 
man  sich  sehr  wohl  einen  Zustand  des  Wirthschaftsrechts  vergegen- 
wärtigen, wo.  um  den  (irundbesitzverhältnissen  eine  gewisse  Stetig- 
keit zu  sichern,  in  allen  drei  IJezieluuigen  dem  Kechtsverkehr  sehr 
bedeutende  Schranken  ire/.ogen  sind:  sei  es,  dass  der  freih;indiL(e 
Güterverkehr  bestimmten  Ständen  des  Volks  vorbehalten  und  selbst 
da  nicht  uneingeschränkt  zugelassen  wird;  sei  es,  dass  eine  weit- 
gehende Einengung  der  Verschuldungsfireiheit  besteht,  welclie  einen 
wirksamen  Schutz  gegen  die  Entsetzung  aus  dem  liegenschaftlichen 
Besitz  mittelbar  ue währleistet:  sei  es,  dass  die  freie  Yerfflgung 
Uber  die  liegende  Habe  auf  den  Todesfall  dem  Selbstbestimmungs- 
recht  des  jeweiligen  Besitzers  entzogen  oder  doch  erschwert  ist 
Beim  Vorliegen  solcher  Beschränkungen  der  Verfägungsfreiheit 
Aber  den  Grund  und  Boden  spricht  man  von  der  „Gebunden- 
heit" des  Grundeigenthumsverkehrs,  und  diese  rechtliche  Ge- 
bundenheit ist  tat  die  zurfickliegende  Zeit  ebenso  charakteristisch 
wie  die  wir t hs chaftliche  Gebundenheit  in  der  Benutzungs- 
weise des  Griunleigenthums.  von  welcher  in  den  unmittelbar  vor- 
hergegangenen Abschnitten  die  Kede  war. 
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.').  Einen  selir  woitirohondon  Zustand  dor  reclit liehen  <it'f»nn- 
denheit  dos  Urundeiu^onthunis  weisen  namentlich  die  älteren  deut- 
schen Volksreciite  auf.  Die  Hufe  ist  ala  im  Besitz  der  Fa- 
milie stehend  godaclit;  und  eine  Veräussening  von  (trundstücken 
ausser  im  Fall  der  ächten  Noth  daher  nur  mit  Genehmigung  der 
nächsten  Erhen  statthaft;  und  das  Gleiche  gilt  von  einer  Yer- 
pf&ndung  der  Grundstflcke  Ahr  Schulden.  Eine  Testirfireiheit  ist 
nicht  anerkannt,  vielmehr  gilt  der  Satz  der  Germania:  NuUum 
testamentum  noch  fast  ahsolut  fOi  die  Carolingerzeit  (Lamprecht); 
imd  sind  erbberechtigte  Familienangehörige  zum  Antritt  der  Hufe, 
unter  denen  das  ältere  Becht  nur  die  Männer,  nicht  auch  die 
Weiber  zulässt  („de  terra  nulla  in  nuiliere  hereditas")  nicht  vor- 
handen, so  fällt  die  Hufe  ..an  die  Kameradschaft  des  Dorfs,  du* 
Sippe  der  erlienloseii  Kameraden,  w»'lche  nunmehr  andere  wehrhafte 
Männer  mit  der  Hufe  hewidnu't".  Eine  Hechtsreirel,  die  allerdin^rs 
schon  frühe  ebenso  ausser  Anwendung  gelangte,  wie  sich  aus  dem 
Erbrecht  der  AVeiher  in  die  fahrende  Habe  mit  der  Zeit  auch  ein 
solches  auf  das  liegende  Eigen  herausbildete.  Dabei  ist  aber  wohl 
zu  beachten,  dass  gerade  das  Erbrecht  selbst  der  älteren  Zeit  eine 
Torsoige  gegen  die  Zersplitterung  der  ursprflnglichen  Hufenein- 
heiten im  Erbgang  nicht  kennt;  der  Grundsatz  der  Individual- 
succession  in  die  Hufe  war  den  deutschen  Stammesrechten  ein 
fremder;  gleich  nahe  Erben  hatten  gleiches  Erbrecht  und  dieser 
Grundsatz  hätte  wohl  schon  sehr  frflhzeitig,  zumal  bei  der  Frucht- 
barkeit der  germanischen  Stämme,  eine  weitgehende  Besitzzer- 
splitterun^  hervomifen  müssen,  wenn  nicht  durch  die  Möglichkeit 
der  Rodung  im  .Markland  den  jüngeren  Srduien  noch  Jahrhunderte 
nach  der  Carolinger/eit  (Jelegenheit  zur  Begi'ündung  neuer  Heim- 
stätten versrhatVt  worden  war»':  ..«'ist  mit  diT  Abnahm«' der  ('<doni- 
sation  in  den  Hergwälderii  und  Sumpfniederungen  seit  den  Ottoneii 
beginnt  die  stärkere  Zersplitterung  des  noch  vorhandenen  freien 
(bäuerlichen)  (irundbesitzes".  Vnd  „war  noch  um  die  Wende  des 
12.  und  1.'^  Jalirhundeiis  die  Hufe  das  deutsche  Normalgut,  so  ist 
es  lun  die  Wende  des  15.  imd  16.  Jahrhunderts,  wenigstens  an  der 
Mosel  und  am  Mittelrhein,  nur  noch  die  Viertelhufe'*  (Lamprecht). 

Niuh  V.  Inama-Strrnegg  ist  wMhrnid  der Hero winger  Periode  in  dea^ 

sclu'm  l.aiKir  die  HnfV  noch  vnrhorrsclu'ndi's  Maass  des  Ein/.i'l^rmidbesitzfs,  nirist 
äO,  iu  Schwabeu  40  Murgeii  Bauland,  es  niehreu  sich  aber  üchou  im  Laute  des 
Jftlirhtuiderta  die  Beispiele  einer  Theilnng'  derselben  in  halbe  nnd  Yiertelahaft« 
nnd  des  Besitzes  kh  iiu  r  Krag^meute  vom  Bodcm-i^'^ntlium.  •  Nach  I.  a  m  precht 
starke  ZerspHtteninp  der  HufV-n  im  IH.  Jnhrli.  in  SchwalMii.  Pfalz  und  Klitiii))fs«j»>n ; 
ja  liusi'lier  erwähnt  u\nm.  H  7M  $  7;ii  dass  scIkmi  um  8üH  Huli  ii  jfeluudi  u  wurden, 
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dk'  iu  3  Tkeile  eersplittert  warten,  um  1141  in  1(5  Thcile.  -    Aiul»  nürlii  r  (die 
Bev.ilk('nin<r  von  Frankfurt  a.  M.  im  XIV.  ntul  XV.  Inlirh.,  1.  Pxl.  IHHiv  «rlaubt  im 
AuscUlusü  au  üeiue  Hurgfaltigeii  Besitz-  und  Uevolkeruiigiistutistisclieu  L  ntersuchungen 
in  dieeem  GeMete  bebanpten  an  kdnnen,  das»  ^schon  im  Mittelalter  die  freie  Theil- 
Vi.iikfiT  miil  Vrräusscrliclikcit  tles  Krund  und  HtKltiis  luMTsrIito  und  mit  fortschrei- 
tender liiteusität  des  Anbaus  eine  Vonnehruni;  der  Wirtlnieliaften  getitattete.  Nament- 
licJi  mnsste  der  im  XY.  und  XVI.  Jahrh.  hier  allgemein  verbreitete  Weinbau  die 
Gsistenz  einer  Bauenifamilie  schon  auf  vt  rli  ihnissmässif^  sehr  beschränkter  Boden* 
fläche  ermö'jlit-heii".  a.  a.  O..  S.  (}7{);  war  doch  der  Weinbau  in  der  rm^'ebunfr  von 
Fraukturt  im  XVi.  Jahrh.  ein  setir  viel  stärkerer  als  heutzutage  (ebenda,  8.  ti8ü  ff.)* 
Eine  aas  dem  Jalire  1643  itammende  nnd  von  Bücher  cur  HerBtelhin?  einer  Be- 
sity.statistik  benutzte  Aufzeichnun;:  des  von  den  einzelnen  Hanshalt  im  ;,'en  von  8  Frank- 
furter Dorüschaften  damals  genutzten  (irund  und  Hodens  iSsst  z.  U.  erkennen,  dass 
entfielen  anf  je  100  Wirthschaften :  Zwergwirthschaften  (bis  zu  5  Morjfen)  31,9; 
Kleinwirthschaften  'ö-    JK)  Morgen i  Hö.7;  Wirths<haften  mittlerer  Griisse  (30  bis 
lUÜ  Morgen»   21,9;  Grosse  Wirthschat'tcn   liiher   100  Morgen)   10.5.    -Die  Frank- 
furter Dörfer  zeigen  uns  also  im  Jahre  1542  bereits  ein  agrarisches  Bild  von 
moderner  Firbnnfr:  vorherrschende  Kleinwirthschaft,  anf  Pachtland  nnd  Eigenthnm 
/.n^rleicb  begründet".    'S.  R89  ff.'l       G(»thein.  Die  Lage  des  R  a  n  e  rn  stand  es 
am  Ende  des  Mittelalters  (Westdeutsche  Zeitschrift,  Jahrgang  IV,  S.  4)  weist 
darauf  hin,  dass  im  14.  Jahrhundert  die  Güter  grade  in  den  besten  Lagen  ver- 
tauscht .  getheilt  und  wieder  vereinigt  wurden,  .,um  schliesslich  ganz  zersplittert 
SB  werden"  und  dass  z.  B.  der  Kaiserstnhl  in  Baden  noch  jetzt  unter  den  Folgen 
jener  Speculationsepoche  zu  leiden  habe.    Die  gührcndeu  Unruhen  im  Bauem- 
stand vom  15.  Jahrhundert,  die  nachmals  sn  den  Bauernkriegen  ftthrten,  werden 
mit  auf  die  fortschreitende  (liiterzersplilterung*  awriickgefülirt .  -die  natürlich  den 
Wohlstand  jedes  einzelnen  Bauern  herabdrttckte*'.    Und  an  anderer  .Stelle  sagt 
Gothein  hinsichtlich  des  badischen  Schwarzwalds:  ^Ebenso  äbertrug  man  hierher 
die  völlige  Verki  In  >freiheit,  die  sich  in  der  Eliciie  län;:st  ausgeHldet  hatte,  das 
Re<ht.  aus  dem  l.cln-n  bilidiige  Stücke  /u  vcrkaiilVii  und  die  gleiche  ijatiirale 
Theiluug.    Die  Folge  war,  dass  scIuju  nach  200  Jahren  der  im  11.  Jahrhundert 
rasch  besiedelte  Schwanwald  einer  völlig  wirthschaftlichen  Zerrüttung  anheimfiel, 
schliesslich  schwand  die  Bevölkerung  hin.  die  verpachteten  (liiter  standen  wüst,  das 
Ijaud  schien  wieder  zum  Wald  zu  werden,  wie  es  früher  gewesen  war.   Da  ist  es 
nun  interessant,  in  den  Weisihfimem  su  verfolgen,  wie  der  Bauer  im  16>  Jahrh.  sich 
selber  half,  wie  die  kleinen  Lehen  /.u  grösseren  Höfen  zusammen gezogm  wurden,  wie 
weh  das  Recht  der  g»'schlossenen  Hotgüter  .  .  .  beranshildete'*.  ein  I'roeess.  der  aller- 
dings au«  h  dem  spateren  Kingreifen  der  damaligen  Uandesberrschalten  zu  «lank«'n  ist  ). 

4.  Der  der  Agnurverfassung  der  deutschen  Urzeit  zu  Grunde 
liegende  Gedanke  der  Gleichheit  der  Besitzverh&ltnisse  war  fibri- 
gens  schon  von  Anfang  ab  keineswegs  rein  zur  Verwirklichung 
gelangt,  insofern  die  militärischen  Fflhrer  der  Stammesgemeinschaft 
bei  der  Bedtsnahme  des  Landes  mit  grosseren  Landestheilen  be- 
dacht zu  werden  pflegten  als  die  übrigen  Stammesgenossen;  und 
als  weiterhin  in  jene  Besitzesirleichheit  mehr  nnd  mehr  auch  die 
von  den  Vonichmoroii  des  Volks  im  Wcufo  dor  Kodimiroii  im  Marlv- 
land  aniiolesft«'!!  ik'iu'ii  <iütt'r  IJrcsrliP  legten,  wcU-Ik*  «Ii«»  ulte 
Vnlkshut'»'  an  iTrösso  meist  erlieblicli  nlicrraLTton.  ,.\Vas  wir  von 
grossen  l^odiingen  der  ( 'arolingerzeit  crrahren,  geht  von  den 
(ifossgrundliesitzern .  vorab  von  den  Fürsten  sel])st  und  von  der 
Kirche  aus.''  .  .  .  Und  diese  Kodungen  dienten  dann  wiederum 
dazu,  die  an  sich  vorhandene  ökonomische  Ueberlegenheit 
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der  Grossen  zu  befestigen.  ^Ununterbrochen  tritt  zu  dem  bis- 
herigen Culturhind  neugewonnenes  hinzu  und  giebt  Gelegenheit 
zu  Kauf  und  Tausch,  zu  Verleihung  oder  Beneficium  und  Sehen* 

kitnpf**;  wie  anderseits  der  durch  Rodungen  vergrösserte  Besitz  das 
iiaturLioniäss«'  Bostrebpii  der  Grundhorren  zeitiirtc.  „Leute  der  ver- 
srhiedenston  rechtlicluMi  und  socialoii  StoUmiL;  in  ihrt'ii  Herrscliafts- 
beroicli  zu  ziehoiv,  d.  h.  dm  Stand  der  rnfn^eii  zu  veniudii  tMi 

lu  dtM-  irloiclMMi  liichtuim  wirkttMi  die  scliou  iii  der  Zeit  <l»'r 
fränkiselKMi  Köniire  massenhaft  m'übten  konij^lichen  Landschen- 
kuugen  an  die  Vasallen  des  Keichs  und  an  die  Kirche,  die  Wieder- 
holung solcher  Vorgänge  in  späterer  Zeit,  die  Stiftung  von  Gütern 
zu  frommen  Zwecken  auch  durch  Laien,  endlich  am  Ausgang  des 
Mittelalters  wachsende  Gewaltthat  der  Grossen,  insbesondere  io 
wiederrechtlichem  Einziehen  kleinerer  Bauemgater  zu  Tage  tretend 
(§  18).  Dabei  waren  ohnedies  mit  der  fortschreitenden  Auabildung 
des  grundherrlichen  Terbands  (und  zwar  schon  zur  Carolingerzeit) 
neben  den  Hufen  der  älteren  Zeit  auch  kleinere  Hufen  ausgetfaan 
worden,  deren  Inhaber,  mit  Bücksicht  auf  die  Gegenleistungen  der 
Gnindherrscliaft.  nloieh  wohl  auf  ihnen  hestehen  konnten,  ja  wohl 
den  landwirthschaftlichen  Betrieb  nur  als  Nebeubebchäftigiuig  ver- 
sahen 

Der  (i rossbesitz  ab«M-,  der  auf  diosoni  Woir  sidi  alli^cinaili 
herausbildete .  orliiolt  in  der  Ausbildung  des  Lehensrechts  und. 
nach  dessen  Verfall,  in  derjenigen  eines  besonderen  (adeligen)  Fa- 
milienrechts eine  besondere  Stütze  und  vermochte  sich,  auf  diese 
Weise  gegen  die  Wechselfälle  des  Lebens  thunlichst  gesichert, 
von  Gesclilecht  zu  Geschlecht  in  mehr  oder  minder  unverändertem 
Umfange  fortzuvererben.  Indem  das  Lehenrecht  die  Primogenitur- 
erbfolge  ausbildete,  Yeräusserungen  des  Lehenguts  nur  in  bedingter 
Weise  für  zulässig  erklärte,  und  vorkommendenfalls  dem  Lehns- 
herrn, den  Gesammtbelehnten  und  -Agnaten,  ja  selbst  den  Nach- 
kommen des  Verättsserers  ein  Vorkaufs-  und  Betraetrecht  ein- 
räumte .  eine  Verpfändung  des  Lebenguts  aber  überhaupt  nicht 
zuliess,  ja  als  Felonie  mit  dem  Verlust  des  Leiiens  bedrolite;  in- 
dem ferner  nach  dem  Verfall  des  Leliensrechts  die  Ausbildung  sog- 
adeliircr  Stammhalter  und  nachmals  der  Familientideicommisse  in 
gleicher  Weise  auf  die  Sicherung  und  is^rhaltung  des  Besitzes  in 

'j  V.  i  11  utua -8te r uegg,  LVber  die  Auabilduug  der  groüseii  (iruudhernichafieu 
in  Deatachland  während  der  Carolini^erseit,  8.  25  nnd  46  ff. 
*}  V.  Inama-Sternegg,  a.  a.  O.,  S.  98  ff. 
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den  hochgestellten  Familien  des  Landes  Bedacht  nahm,  hat  die 
auf  solche  Weise  fortdauernde  rechtliche  Gebundenheit  ge- 
rade  des  grossen  Grundbesitzes,  die  aus  dt  n  laLren  des  Mittel- 
alters bis  in  die  neuere  Zeit  fortwirkt,  eiiu^r  gleiclunässif»-ereii  Ver- 
theilung  des  Grun<leigenthuins  vielerorts  wesentlichen  Abbruch 
g-ethan  und  in  einzelnen  Landern  Zustande  der  Kesitzes- 
u  n  g  1  e  i  c  h  h  e  i  t  geschaft'en  .  die  zu  ernsten  Betrachtungen  lieraus- 
tbrdem  und  wiederholt  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung  zur  Besei- 
tigung solcher  Zustände  nahegelegt  hahen.   (Siehe  §  89  ff.) 

§  60.    liä  uerliches  Erbrecht  und  Ii  c sc  !i  rä  nk  u ngen  im 
Liegenbchafts verkehr  in  alterer  Zeit. 

1.  Bei  obiger  Sachlage  und  dem  herrschenden  Familienerbrecht 
der  bäuerlichen  Hufen  lag  ohne  Zweifel  die  Gefahr  nahe,  dass  mit 
der  Zeit  das  Extrem  des  adeligen  und  kirchlichen  Grossgrimd- 
beaitKes  unTermittelt  dem  anderen  Extrem  der  AufgelAstheit  des 
Grund  und  Bodens  in  kleine  und  kleinste  bäuerliclie  Laiidstellen 
gegenöbergestanden  wiire.  wenn  nicht  eine  besondere  Kechtsent- 
wicklung  gerade  aiuii  der  Erhaltung  der  b  a  u  e  r  lic  Ii  e  n  H  u  fen 
in  ilireni  ursprünglichen  Tnifang,  wenn  auch  nicht  fiberall  mit 
gbnchem  P]rfolg,  sich  gflnstig  erwiesen  liätte.  Derselbe  Vorgang  näm- 
lich, iu  dessen  Verlauf  im  grössten  Thril  Europas  der  ehemals  freie 
Bauer  wirthschaftlich  und  rechtlich  zur  Stufe  der  unfreien  Landbevöl- 
kening  herabgedrückt,  seiner  wirthschaftlicheu  Freiheit  und  seiner 
poliüsclien  Hechte  beraubt  wurde,  hat  wenigstens  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Tortheilhafte  Seite  aufzuweisen:  Ton  Verboten  der 
unbeschrftnkten  Theilung  des  Bauernguts,  zu  Lebzeiten 
und  auf  den  Todes&ll,  begleitet  gewesen  zu  sein  und  ebendesshalb 
mittlere  tmd  grossere  Bauemhufen  Tor  dem  Zerfall  in  Zwergbesitz 
bewahrt  zu  haben.  Ein  Vorgang,  der  um  so  bedeutungsvoller  ist 
als  die  im  Ausgang  des  Mittelalters  beginnende  Keception  des 
römischen  Rechts  „mit  seiner  gleichen  Behandlung  von  Per- 
sonen und  Sachen,  seinem  Intestaterbrecht,  das  allen  in  gleichem 
Grade  mit  dem  Erblasser  verwandten  Personen  einen  trleichen  An- 
spnich  am  Xachlass  gewährte,  seiner  Taxation  dos  Nachlasses 
nach  dem  Verkehrswertli  und  seiner,  jedem  Erben  eingeräumten 
Befugniss,  den  Erbtheil  entweder  in  natura  oder  in  Geld  zu  ver- 
langen'', der  ungetheilten  Erhaltung  des  Guts  in  der  Familie 
ohnelün  ungünstig  war. 
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Jener  den  Theilungstendenzen  entgegentretende  Bestand- 
theil  des  mittelalterlichen  Hofrechts  hat  freilich  mit  Erwä- 
gungen socialer  Art,  wie  sie  heutzutage  angestellt  zu  werden  pflegen, 
nichts  gemein;  ist  vielmehr  durch  rein  fiscalische  Betrachtungen  der 

Gnindherrschaften  veranlasst,  welch'  letzteren  begreiflicherweise 
daran  gelogen  sein  musritv.  zu  verliindfiii.  (hiss  durch  fortsresetzto 
Aufthoihinfjou  das  crrundholde  Gut  und  seine  Besitzer  die  „Prä^tii- 
tionsfahigki'it"  allinählii-h  ein])üssten.  Für  die  Tioistunir  persrinlirli»»r 
Dienste  allerdings  war  scliliesslich  die  (irösse  iles  idiiehtiücn  «JuT.s 
ohne  HeileiituuLT.  nicht  aber  für  die  Leistuivj:  der  XatiirahiltLiahen 
und  vor  Allem  der  Gespamidienste,  welche  tür  die  in  unmittelbarer 
Verwaltung  der  Grundherren  stehenden  Güter  in  Anspnich  ge- 
nommen wurden;  ja  die  Erhaltung  der  Spannfühigkeit  der  ])flieh- 
tigen  bäuerlichen  Anwesen  musste  geradezu  als  eine  Lebensfirage 
für  die  auf  solche  Dienste  angewiesenen  Grossgflter  erscheinen 
Als  dann  spftterhin  mit  der  Erstarkung  der  Landesherrschaften  imd 
dem  wachsenden  Steuerbedflrfiiiss  des  Staats,  neben  der  Prftsta- 
tionsfähigkeit  der  Bauernschaft  der  Grundherrschaft  gegenüber, 
auch  deren  staatssteuerliche  Leistungskrafb  mehr  und  mehr 
Bedeutung  gewann,  fiel  in  Hinsicht  der  Zulassung  der  Theilbarkeit 
der  Hauerngüter  das  Interesse  der  (iinndlien-schaften  inul  des  Staats 
otTenl)ar  mehr  und  mehr  zusammen,  und  was  IVüher  eine  Ordming 
des  Hofreclits  war,  wurde  nunmehr,  namentlich  vom  17.  Jalirhundert 
ab,  Gegenstand  landeshen^licher  Keirelun^',  wobei  denn  aucli  all- 
gemeine v<»lkswirtlisrhaftliche  Erwäixungen  mitsiuelteii  und  die 
gesetzliche  L  ntheil]»arkeit  der  Bauornhufeu  „zum  Besten  der  Landes- 
cultur,  des  Contributions-,  Nahrunirs-  und  Bevölkenmgsstandes 
imd  zur  Aufrechterhaltung  der  Landes-  und  Catastralverfassung** 
(wie  es  in  einem  Oesterr.  Edict  aus  dem  Ende  des  18.  Jahrhun- 
derts heisst)  verordnet  wurde.  Allerdings  vollzog  sich  diese  Ent- 
wicklung nicht  flberall  in  gleicher  Weise;  vielfach  wurde  eine 
Theilung  der  Pflichtigen  Hufen  in  Halbe,  Drittels-  und  Yiertela- 
hufen  zugelassen ;  und  in  besonders  fhichtbaren  Gegenden,  nament- 
lich in  solchen  mit  hochwerthigen  Specialculturen  (Wein),  also 

Die  von  (>.  liauseu  (Die  drei  iievulkerungsütufeu,  1689)  vertretene  Ajisicbt 
einer  BeprUnstigung  der  Theilung  der  Hufen  dnrch  die  drandhrnren,  tun  sa  einer 
Ausdolmuiij,'  (los  Könicrbaus  i'wi'jren  des  Zelinton'i  auf  Kostt-n  dr>.  Viehstapels  Vt*r- 
anlnsiiuiig  zu  geben  und  weil  auch  die  Abgabe  vom  Viehstapel  (Beitthaupt  etc.) 
^offenbar  einträglicher  wird,  wenn  e8  auf  vier  Viertel»  oder  acht  Achtel-,  als  wenn 
CH  auf  einer  Vtdlhnfe  geübt  wird"  (a.  a.  O.,  S.  107  ff.)  dttrfle  in  dieser  Allgemeinheit 
doch  sehr  anfechtbar  sein. 
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namentlich  im  Südwesten  von  Deutschland,  in  «'iiieni  grossen  Th»'il 
von  Frankreich  verldieb  es  bei  der  alton  Erbrechtsgewöhnung  der 
Freitheilbarkeit  und  höchstens  mittelbar  suchte  man  einer  weit- 
gehenden Zersplitterung  entgegenzuwirken ,  indem  man  für  den 
Fall  der  Auttheilung  einen  der  Erben  (als  „VorträgerS  „Haupt- 
mann*-) für  die  ordnungsmässige  Leistung  der  Abgaben  und  Dienste 
verhaftet  erklärte.  Wo  übrigens  das  Hofsystem  (g  52)  bestand, 
bildete  schon  die  mehr  oder  weniger  geschlossene  Lage  der  Grund- 
stücke ein  Hemmniss  fOr  eine  weitgebende  Besitzzerstflekelung; 
daber  in  diesen  Gegenden  vielfach  Hufen  des  alten  Besitzstandes 
bis  in  die  neueste  Zeit  sich  erhalten  haben ;  während  die  Gewann- 
Terfassung  der  Hufe  die  Abtrennung  einzelner  Parzellen  viel  eher 
eimöglichte.  Aber  auch  Stammeseigenthümlichkeiten  machten  sich 
in  entscheidender  Weise  geltend  und  es  darf  gesagt  werden,  dass 
der  fränkische  und  thüringische  Stamm  im  Allgemeinen  mehr  dem 
Svstem  der  Freitheilbarkeit  und  der  irleichen  HcrücksiciitiLruni;  der 
Erben  auch  im  Liegenschaftsnachlass,  der  säclisische  Stannii  mehr 
der  ungetheilteu  Erhaltung  des  unbeweglichen  Vermögens  zimeigte. 

Iniialtlich  der  ilteren  Sonderrechte  tilr  Haucruijrütrr  cvhte  gcwiinlit  Ii  il«  r  iiiteste 
i>o]\n.  und  zwar  ausser  dem  Hut  aucli  ;illc  H«'trifl)swt>rk/.('u<r«',  allf  Wirtlischafts- 
gerätlie,  das  Vieü  uud  die  gaiizu  Uuuüciunchtuug.  Der  Baueruhof  giug  auf  Kind 
und  Kindeskind  ttber  nnd  die  Oeschwister  des  Besitsers  erhielten  als  „nicht  sn  ent- 
femeude  I)i<'iistl)oton",  als  {jcsichortf,  d«'r  Fainili«*  aii^'f'höri;.'»'  iitt>  auf  «lern  Hof»' 
ihren  Unterhalt.  Uegen  Verkauf  und  Verpfändung  des  Hofes  schützte  der  Einspruch 
des  Erben,  nnd  dieser  hatte,  nach  der  Bestinimun<:r  de»  Sachäen^piegels,  .Schulden 
nur,  so  weit  die  fahrende  Habt-  reichte,  /.w  lie/alilen.  Durch  diese  Bestimmunif 
sollte  dem  S<'liul(leiMniu  tn  ii  drr  Hauern  und  dem  Wucher  vorgebeuirt  werden,  „denn 
wenn  der  jud  weisü",  memt  Geiler  vuu  Kuiserüberg,  ndaü  er  von  dem  gut 
nichts  oder  wenig  bekommen  kaa,  wirdt  er  nit  vil  borgen**.  (Janssen,  Geschiolite 
des  deutschen  Volks  etc.,  I.  I5d.,  S.  207.  Xadi  Koscher  lAimierkunfr  5  und  8 
XU  §  kommt  in  Deutschland  Untbeilbarkeit  der  Bauerngüter  mit  Majorat  schon 
in  Hofrechten  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  vor,  nnd  selbst  in  stadtischen  Gemar- 
knngen  wurde  bei  der  Erbleihe  von  (Jiitenj  meist  rntlit  iUiai  kt  it  vorbehalten,  wo- 
pejren  in  Frankreich  unter  den  VilaiIl>^  schon  im  IH.  Jahrhundert  völlij;  «rlciche 
lilrbtheilung  vorherrscht.  —  Kau  uud  lio^cher  führeu  eine  Anzahl  älterer 
Bdicte  an,  welche  die  Geschlossenheit  der  Bauernhnfe  verf&gen;  Bayrische  Ver- 
ordnun«,'^  von  lölR,  (irätlich  Erbach'sche  Landegordaun<r  von  ]n'rJ.  Altenbnr<x'sche 
von  löüü;  Hessisches  Uufenedict  von  153Ö;  Mecklenb.  ridimtu'dnun^  von  1Ö62; 
Wärttemb.  Landesordnnng  von  15ö7  und  Landreoht  vou  1610;  Herzogl.  Sächsische 
Polizeiordu.  von  1581);  Liineburpsche  Poli/eiordn.  von  KJIH;  l'reuss.  Oes.  V.  17(>2; 
Pfälzische  und  Bad.  Landcsorduun^r  von  17(X)  uud  171'):  l>äui>chf>  (o-s.  von  1531). 
Doch  wurden  diese  Verorduuugeu  uicht  durciiwe^  beachtet  uud  wie  llelfericli 
betreffs  Wfirttembergs  mittbeilt,  trots  des  entgegenstehenden  Rechts,  die  Freitheil- 
harkeit  thatsiichlich  «rcübt.  —  An  Stelle  der  stiictcu  Tbcilun<jrsvcibotc  trat  wohl 
später  auch  der  Vorbehalt  des  Kegierun>;s(-onsenses  zu  Theihuigeu  im  Einzelfall, 
wie  für  Schlesien  durch  Edict  vou  I7G4  vertilgt. 

2.  Mit  dieser  rechtlichen  Gebundenheit  des  Orundeigenthums 
Terknflpften sich  andereBeschränkungen  imBodenverkehr, 
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w«*l<  lu«  mit  (lor  stäiidist^icn  (iliLHleruiiG:  <U»r  Gosollschaft  im  Mitt*'l- 
iiltiT  zuisamm<'iihäiiL!»Mi,  aber  auch  in  dem  (JiMlaiikcii  wurzeln,  dass 
der  Landbesitz  vor  Allen  die  Grundlairf  nieht  bloss  wirthschaft- 
licber.  sondern  auch  politLscher  Macht  l)ildet  und  dass  daher,  iim 
die  politische  Gewalt  in  den  Händen  der  herrschenden  Klasse, 
der  Aristokratie,  dauernd  zu  behaupten,  die  Vereinigung  gri^sseren 
Landbesitzes  in,  ausserhalb  dieser  bevorrechteten  lüasso  stehenden 
(..niederen'')  Gesellschaftskreisen  zu  hindern  seL  Ein  Verbot, 
welches,  wie  SoBcher  asgi,  „dem  Bdigerstand  gegenüber  (aUerdings) 
nur  in  wenig  L&ndem  ToUkonunen  dnrehgefilhit,  in  der  Begel 
schon  frflh  durchlöchert  wurde,  zumal  durch  Hemeher,  die  Ober- 
haupt die  Adelsmacht  beschr&nken  wollten,  das  gegenüber  dea 
Bauern  jedoch  seine  Geltung  ebenso  regelmässig  bis  vor  Kursem 
behauptet  hat".  Es  ist  einleuchtend,  wie  sehr  derartige  künstliche 
Eineninui^en  des  Grundverkehrs  ebenfalls  die  Besitzvertheilunsr 
einseiti*j:  nach  der  Hichtunii-  der  Ausbildunir  eines  bevorrechteten 
<iross_<rrundbesit/.es  b<M'intlussen  musstiMi  un<l  welche  Gefahr  daraus 
für  die  Bildunu  von  Latifundien  überall  <la  erwuchs,  w<»  der  Bauern- 
stand des  Schutzes  von  Oben  her  entbehrte,  insbesondere  ein  Auf- 
kaufen oder  u:ar  ein  Einziehen  desselben  durch  den  Grossgnmd- 
besitz  nicht  verwehrt  war. 

Noch  uHvh  (lern  l'rt'iiss.  Liuidreclit  wnr  nur  der  Adel  zum  Besitz  adeliger 
(iütfr  IxMtrhti^'l  niid  riuulrliir«'  können  soIcIh'  nur  mit  ({enehniipiujj;  dt'S  Lsind»"?!- 
hemi  erwfibcn;  ühnlicli  in  Oet»!  er  reich,  wu  t'rülier  landtätiiche  Ciüter  uur  vum 
Ad«l  oder  von  dm  pri%nle}nrteii  Stidtea  erworben  werden  durften  nnd  wo  nicht- 
adeli^rt'  Krwcrht  r  (lr>p|u'ltt'ii  (Jiilt  zahlen  mnssten.  -  Zur  Hclfuclitunj:  drs  (i»'*;a{rten 
mag  auch  die  lU'mfrkuni^  vou  Koscher  (zu  §  102),  dient-n,  wuuach  „iTii^  in 
Neapel  Veo^**!  <^<*>f  Familien  alle  (irnndstürke  ausschliesslich,  dit'  übrigren  **^tel 
tit  soviel  besassen,  dasssieauf  eivrenem  Boden  hätten  begraben  werden  dürfen*. 
sf>ir.  _  Hatiernsrhuf  z  al-io  das  niithijrc  Correlat  pepi'n  einschränkende  (Jeb<ite 
iu  obigem  Sinne  {vgl.  hierüber  die  Auüluhrungen  zu  §  18  am  Schlads  und  $}  JU  ff.), 
welcher  Hehittz  freilich  in  einaelnen  Staaten  und  Staatsgebieten  erst  in  einer  Mt 
wirksam  wurde,  wo  das  Hauernland  zu  einem  erheblichen  Theil  von  dem  Laudbesitx 
der  grossen  wfltliclu'n  oder  geistlichen  (Jrundherrschafieu  bereits  aufgesogen  worden 
war.  rinssische  Beispiele  bierliir  auf  dem  Continent:  Böhmen,  Ungarn,  dio  nordft«t- 
lielien  Provinzen  Preossens.  namentlich  l'ommeni;  l'mu  r  Italien  und  vor  ailnn  llnirlaud, 
das  seinen  Hauernstand  mittlerweile  im  Wejre  dt'-  Auskaufs  durcli  die  I.aiidlords 
faüt  gänzlich  eingebüsst  hat,  wahrend,  .,uoch  zu  Anfang  des  17.  .iahrhuuderts  */« 
Hodens  von  copy«holders  besessen  worde".   Nähere  statistische  Angabe  unten. 

§  ü7.  D  e r  U  e  b  e  r  g  a  n  ix  v  * •  n  d  v  r  (i  e  1)  u  n  d  e  n  Ii e  i  t  zur 

Mo  bilisiru n  ir. 

1.  Von  jener  grossen  Bewegung,  welche  von  der  zweiten  Hftlfte 
des  vorigen  Jahrhunderte  ab  gegen  jede  Form  rechtlicher  und 
wirthschaftlicher  Gebundenheit  ankämpfte  und  f&r  die  Gewährung 
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voller  wirthschafUieher  Bewegimgsfrriheit  <le$  IjifÜTi«luiim$  eintrat« 
im  Gebiete  des  Gewerbes  und  des  Handels  Xiederlegun^r  aller, 
diese  Freiheit  beengenden  Schranken  forderte,  im  Gebiet  des 
Agrarwesens  au  der  Forderung  der  Ld&ung  des  Grundbesitzes 
von  Herrschaftsreehten  jeder  Art  sich  Terdichtete  und  hier  einer- 
seits die  AblösunirspresetzsTebuncr.  anderseits  jene  Aber  «iie  Ge- 
meinheitstli«'iluni;eii  und  I^'n-iiiinunir^^n  ZfiiiLTt»».  i>t  «iie  vor- 

stehend in  Kürze  Lrezeichnt't»'  r^'elitlicii»»  <»   hu  n  d    n  h  e i  t  im 
•  tfu  n  <l  e  i  fr  e  n  t  h u m  s  V  erk«' Ii  r    in    ihr»^n    v»»r>ohi»Mlt»n»»n  Au:*- 
irestaltuniion  ni<'lit  unberührt  gehliehen.    V<»r  Allem  nnis-T^-n  jene 
trennenden    Schranken    der    letzterwähnten    Art.    di»-    auf  der 
ständischen  Gliedenmir  der  alten  OesellschaiUordiiunLr  h«'ruliten, 
mit  dem  Verfall  dieser,  d.  h.  mit  der  Gewähnincr  gleicher  hürirer- 
licher  Rechte  an  alle  Volksbestandtheile  als  fernerhin  nicht  haltbar, 
und  ihre  Beseitigung  unter  dem  Gesichtspunkt  der  be^*ten  Nutzbar- 
machung dea  heimischen  Grund  und  Bodens,  auch  in  den  Ansäen 
consenratiTer  Staatsmänner,  als  empfehlenswerth  erscheinen:  ein 
die  Zeit  der  beginnenden  neuen  Wirthschaftsära  beherrschender 
Gedankenkreis,  der  in  bezeichnendster  Weise  in  den  Eingangs- 
worten des  Preussischen  Edicts  vom  0.  October  1807  in  die  Worte 
gekleidet  ist,  dass  es  „ebensowohl  den  unerlässliehen  Forderunijen 
der   (»erechtigkeit.    als   <len    ( Irundsät/.en   einer  wohlircordiieten 
Staatöwirthschaft  iromäs><  sei.  alles  zu  entfernen,  was  den  Kin/.elnen 
bisher  hinderte,  den  W  ohlstand  zu  erlan-ien .  den  er  naeh  dem 
Maasse  seiner  Kräfte  zu  erri'iclien  hefähi,i:'t  war*'  .  .• .  und  dass  .  .  . 
..die  vorhandenen  Heschränkungen   theils  im  Itesitz  und  «ienuss 
des  <inindeigenthums.  theils  in  den  persönlichen  Verhältnissen  des 
Landarheiters  der  Wiederherstellung  der  Cultur  eine  grosse  Kraft 
seiner  Thatigkeit  entziehen,  jene,  indem  sie  auf  den  Werth  des 
Grundeigenthums  und  den  Credit  des  Grundbesitzers  einen  höchst 
schädlichen  Einfluss  haben,  diese,  indem  sie  den  Werth  der  Arbeit 
Terringem**  und  dass  daher  „Beides  auf  diejenigen  Schranken 
zurflekzuffthren  ist,  welche  das  gemeine  Wohl  ndthig  macht**.  In 
diesem  Sinne  wurde  nicht  bloss  „die  Freiheit  des  Gflter- 
verkehrs"  proclamirt.  der  Art,  dass  „jeder  Einwohner  ohne 
alle  Einschränknni;  in  15e/.ieliung  auf  den  Staat  zum  eigenthflm- 
liehen  und  Ptanillteslt/  unhew»'i,dicher  Güter  alh'r  Art  herecht iirt** 
sein  soll  (s^  1  des  Kdiets).  sondern  auch  die  F r  e  i  t  h  e  i  l  ha  r  k  e  i  t 
rjer  Guter  im   <  Iniiidsatz  /.iiuelassen   (J;    1  rlieiula   und       1  des 
Edicts  vom  14.  Septemher  und  die  Aufhehung  der  Familien- 
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Stiftungen  und  Fidfieommisse  tur  >tattliatt  »erklärt  (J§  il).  Dumit 
war  ein  Keflitsprincip,  dem  in  Frankreich  die  französische  Revo- 
lution zum  Siege  hatte  verlielfen  nnissen.  nunmehr  vom  Throiu* 
selber  horah  in  feierlicher  AVeise  als  ein  die  Wohlfahrt  förder- 
liches anerkannt  worden  und  diejenigen,  welche  seither  in  Schrift 
und  Wort  für  die  lireclmng  der  Fesseln  ..  mittelalterlicher  (ie- 
bundeuheit'^  eingetreteu  waren,  hatten  die  Genugthuung,  ihre 
Forderungen  nicht  nur  in  Preussen,  sondern  auch  in  anderen 
Staaten  in  legaler  Weise  mehr  oder  weniger  uneingeschränkt  Ter- 
wirklicht  zu  sehen! 

Hier  ist  auch  an  die  Gesetzf^ebungr  Aber  die  Allodification  der  Lehen  zu  erinnern 
(§  23  Ziffer  e);  denn  mit  der  rcbt'rfiihrun^  der  bäuorlictuni  Lehen-  und  Zinagftter 
in  fn'ies  Ei}r»*ntliuin  war  in  der  K't  ircl  di»>  KicitlH'ilharkrit  «•<>  ij>«n  anerkannt,  wi» 
nicht  besondere  Uesetze  ausdrinküch  diese  untersagten,  wie  die  uuten  zu  «•r\%ähuen- 
den  für  Sachsen,  Baden  und  andere  dentache  Staaten.  Es  sind  übrigens  sehr  be> 
ztMi  hiicnd  fiir  den  rni>(  ln\  un;r  di-r  wirthschuftlichf n  Anscbauniifren  über  di<'  (Jf- 
buudeuheit  der  Güter  die  von  Kose  her  angetührten,  dem  vorigen  Jahrhundert 
entstammenden  Verordnungen  aus  Bayern,  wo  beispielsweise  ein  Mandat  ans  dum 
Jalirc  1762  verfügt,  dass  nicht  nur  die  grösscieu  (iiiteTt  Mindcni  auch  diejenigen, 
vrlrlic  iin'hr  Hodt  n  haben,  als  mit  dem  Vieli  best  hlajr«^n  werden  kann,  ex  officio 
zertrümmert  werden  sollen,  doch  nicht  unter  ein  Achtel  der  biüherigeu  Gru»üe;  und 
wo  ein  LandtagaabscMed  ans  dem  Jahre  1782  (von  Neuenbürg)  die  Worte  ent- 
hält: ..(tebundenheif  der  Cüii  r  /it  ht  die  schüdlicbsten  Knl;ren  nach  sieb.'*  In 
England  die  freie  Vertiiguuu;  über  den  liruud  uud  Boden,  »oweit  es  sich  nicht 
nm  bioerliclien  Berits  lumdelle,  aehon  unter  Karl  II.,  nachdem  alle  Lehen  in 
Allodialland  verwandelt  waren,  anerkannt  (Roscher  §  96). 

2.  Frcilicli  blieben  die  boliauptottMi  vortlHnlliaftcii  Folgen  «li»'M':^ 
iH'Ui'ii  WirtlisrliaftsHM-lits.  wt'lrln's  im  ^^rundsatz  liiii^iichtlifli  »JtT 
rrclitlicheii  Bezicliuiigcii  zum  lOiirrMithümer  »'iiicii  riit»'isrhi»M| 
zwischen  «leni  liegenschattlichen  Besitz  uud  den  Mobilieu  nicht 
mehr  kennt  („Mobilisirung  des  Grundeigenthums'*) 
keineswegs  unwidersproclien;  und  eine  unbefiingene  Würdigung 
kann  in  der  Tbat  nicht  läugnen,  dass  wie  die  Proclaminmg  des 
Grundsatzes  der  freien  Concurrenz  keineswegs  durchweg  von 
günstigen  Wirkungen  fOr  die  Gestaltung  der  gegenseitigen  wirth- 
scbafUichen  Bezieliungen  im  Volksleben  sich  begleitet  erwies, 
auch  die  Einführung  des  Grundsatzes  der  Mobilisirung  des  Grund 
und  Bodens  neben  Licht-,  doch  auch  manche  nicht  unbedenkliche 
Schattenseiten,  namentlich  nach  der  Seite  der  Gestaltung  der 
Besitzveilheilung  itiu.  aufweist').  Auch  hier  musste  sich  der  bereits 

')  Siehe  auch  (S  rnn d  1  e  g u n  ^,  I.  Bd.,  §  126  ff.  ^Die  üntersuchnngen  9ber  den 

Nutzen  der  (fcbundenheit",  sajrt  Hau,  »Anui.  b  zu  76)  .,hRt  die  Xationalöknnum«  n 
sehr  viel  beschäftiget  und  ist  bis  auf  den  heutifren  Tajj  in  h'bbafter  Anre^ni«»?.  Uer 
Zwiespalt  der  Meinungeu  entspriugt  grosseutheils  au»  der  Veracliiedeulieit  der  ort- 
Uchen  Verhältnisse  nnd  der  davon  herrührenden  Tersuchnog,  das  als  allgemeine 
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wiederholt  betonte  Satz  als  richtiLr  erweisen,  dass  nirgends  weniger 
als  im  Gebiet  des  Agrarwesens  die  V\'ralliienieinerunu:  von  an  sicU 
unter  l)estimmten  Voraussetzungen  zutrettenden  Wahrheiten  an- 
gängig erscheint,  dass  gerade  dieses  Gebiet  wegen  der  unendlichea 
Mannichfaltigkeit  seiner  Daseinsbedingungen  schematischen  Ord- 
nungen am  meisten  widerstrebt  Die  Gedaukeiirichtung,  in  welcher, 
die  Mobilisining  wurzelt,  war  von  swei  unbestreitbar  richtigen 
Erwägungen  beeinflusst:  Ton  der  wirthschafUichen,  welche  in  der 
Zerkleinerung  der  grossen  Gttter  nnd  in  der  Ermöglichung  der 
„Bewegung  der  landwirthschafüichen  Anwesen  zum  besten  Wirth*^ 
(Schäffle)  das  vorzüglichste  Mittel  zur  Steigerung  der  Bodenpro- 
duction  und  hiermit  zur  Mehning  des  Volkseinkommens  erblickt; 
nnd  Yon  der  socialen  Erwägung,  die  das  Staatswohl  am  meisten 
gefördert  glaubte,  wenn  möglichst  viele  Angehörige  der  Volks- 
gem«'inseliaft  in  die  reclitliehe  Lage  sieh  versetzt  sehen,  an  dem 
"Werthvollsteii,  was  es  gielit,  der  Mutter  Erde,  einen  wenn  auch 
nur  bescheidenen  Antheil  sich  zu  sichern.  Muss  man  diese 
Erwägungen  auch  heute  noch  gelten  lassen,  so  erweist  doch  eine 
bessere  Einsicht  in  das  Wesen  des  Grundbesitzes  und  des  land- 
wirthschaftUchen  Betriebes,  dass  die  aus  ihnen  zu  ziehenden  prak- 
tischen Folgerungen  gewisser  Einschränkungen  bedürfen,  wenn 
nicht  unter  gegebenen  Verhältnissen  die  erwarteten  Vortheile  in 
das  Gegentheü  umschlagen  sollen.  Der  folgenden  Darstellung 
erwächst  die  Au%abe,  diese  Sätze  näher  auszuführen,  insbesondere 
also  darzuthun,  ob  und  in  welcher  Weise  dem  Grundsatz  der 
Mobilisining  Schranken  zu  ziehen  sind,  welche  theils  auf  dem 
Gebiet  des  Erbrechts,  theils  auf  demjenigen  polizeilicher 
Beschränkungen  der  Verfügungsfreiheit  unter  Leben- 
den gefunden  wercien  können.  Hierzu  bedarf  es  aber  zunächst  einer 
Erörterung  darüber,  welche  Art  von  (irundl)esit/, vertlieilung 
in  einem  Lande  als  die  den  wirtlischaftlicben  und  sueialen  Fort- 
schritt am  meisten  verbürgende  denn  überhaupt  anzustreben  sei. 

Begel  anfzugtellen.  wa»  nur  besonderen  ümständen  entspricht,  auch  wirken  nenerlich 

alljr«'in''j»»'  politischf  Riicksii'httMi  ein."  K1>t'Ti(la  IJtcnif iiniacliwcis.  Kiiie  do'^'ineng'e« 
schichtliche  Uebemcht  über  die  Behaudluug  der  vurliegeuden  Frage  bei  Kuscher  in 
Anm.  11  «n  §  101  and  Anm.  1  zn  $  189.  Ber  nm  die  Mitte  des  Torigen  Jahrhunderts 
heginnendt»  Streit  f&r  .und  gegen  Gebundenheit  ist  auch  heute  noch  nirlit  aus^e- 
katiijift:  (loch  kann  man  sauren.  da.sN  die  literarische  Hevorwortunjr  der  nnbeschräuk- 
U-ii  .M<d)ilisiruugstreiheit  sehr  an  Huden  verb>n'n  liat,  eine  unniitteUiare  Folge  der 
Reaction  gegen  die  Lehren  des  Smithianismus  überhaupt,  für  den  allerdings  die 
HerVirifnlirun^  schrankenloser  Freiheit  auch  im  licLrenschalllichen  Verkelir  dii-  loi^-isclie 
Folgerung  aus  dem  l'riucip  der  Freiheit  der  Coucurrcu/  war.  Aul'  die  (JegeuHütze 
aihor  euurogehen,  wird  rieh  im  YerUnf  der  Dantelluug  Gelegenheit  Meten  76  ff.) 
Bacb«Bb«rff«r,       AgnipvUtlk.  L  25 
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In  obigem  Sinn  bemerkt  auch  L.  v.  Stein,  im  Hdb.  des  Verwaltnng»- 
n  thts  (1888,  II.  Bd..  S.  669  ff.  i:  .,Der  Grund  und  Boden  itt  eine  bpfrrenzte  Mass«; 
das  IJfdiirfniss  iiacli  sfiiH-ii  IVnducteu  ist  ein  absolutes,  aber  zu  ffleichiT  Zeit  unbe- 
grenztes; der  Besitz  des  (irund  und  Bodens  wird  daher  zu  einer  Macht  über  alle, 
welehe  Miiwr  Prodnct«  bedttrfen,  imd  damit  Ii t  ei  klar,  dass  von  jeher  die  Vertheilim^ 

desselben  auch  zur  Vertbeilmijf  dieser  Macht  an  die  einzeln»'n  Besitzer  jreworden 
ist  und  werden  muss.  Diese  Macht  wird  aber  dann  die  (irundlage  aller  Verfassung 
und  dann  aller  Verwaltung  der  menschlichen  Oesellschaft  ...  Es  hat  daher  nia 
einen  Staat  geg-ebeu,  der  gegen  diese  Vertheiluuu'  gieichgttltig  wire  oder  sie  der 
unbeschränkten  Freiheit  des  indi\iduell('n  Verkehrs  •ranz  überlassen  hätte"  .  .  • 
Vielmehr  verlangte  die  Empändung  von  der  Nothweudigkeit  und  dem  Werth  einea 
Mlbitstindigan  Bavernatandes,  dass  ,Jene  Bewegung,  welche  den  gesanmten  Onnid* 
beiitz  in  Fluss  gebracht  hatte,  als  wäre  und  bedeute  er  nichts  als  ein  Cfld- 
kapital,  mit  gewissen  rechtlichen  Grenzen  umgeben  werden  müsse";  und  die 
bessere  Erkenntuiss  begann,  „die  unbeschränkte  Theilbarkeit  des  Gmndbesitses  im 
Namen  der  höchsten  staatlichou  und  gesellschailUchfln  Principien  eu  bekämpfen  und 
damit  ein  neues  sei  bst  ständiges  Theihi  ngsrecht  der  Staat  sbürger- 
lichen  Uesellschait  tür  den  Grund  und  Boden  zu  fordern^.  Und  ahnlidi 
mdnt  Schmoller:  ^Der  Einflnss  der  OrundbesitsrartheUnng  anf  die  ganae  sodala 
(iliederung.  das  Wohlbefinden  der  Nation,  anf  die  politische  Verfassung,  auf  die 
gewerblielau  Zustände,  die  Lebenshaltung  aller  Klassen  kann  gar  nicht  überschäixt 
werden,  es  giebt  keinen  Umstand  von  der  Bedeutung  für  das  Volk  wie  die  Ver- 
thcilung  des  (Jrnndei^''enthuuis;  denn  diese  bestimmt  die  ganse  Gliederung'  der  G*» 
sellsf  haft,  die  Verkehrs-  nnd  Maiktveiiiiiltnisse,  die  Krhaltung  des  Handwerker- 
standes, die  Lebensverhältnisse  und  ^)itten  der  Volksklasseu  weit  über  alles  andere 
hinaiu.  (Verbandlnngen  d.  Vor.  t  Sodalpolitik  Uber  innere  Colomsation,  Sept, 
1886^  Sdur.  d.  Ver.  38,  S.  90  ff.) 


Abschnitt  II. 

Die  landwirtiiseliafiliche  Besitzverüieilniig  und  deren 

WfMigvng. 

g  öö.  üogri  tili  che  Bestimmungen. 

Unter  der  Einwirkung  der  oben  erwähnten  Factoren  hat  sieh 

allmählich  in  den  einzelnen  Staaten  imd  Staatsgebieten  eine  sehr 
verschiedenartiirt'  BesitzvertlioiliiiiL:-  von  Grund  und  Boden  heraus 
entwickelt:  eiitw«Ml(T  überwieLrt  der  (irossbcsitz  luid  letzterer  nimmt 
mitunter  jene  üb^'rmüssigre ,  den  ü^rösseren  Theil  des  Landes  in 
sich  aufsauircnde  Ausdclniuiiü-  an.  im  Hinblick  auf  welche  man 
von  Ladiluudicnbcsitz  spricht;  oder  es  ist  der  kleine  und  kleinste 
Grundbesitz  vorherrschend;  oder  aber  es  sind  vorwiegend  die  land- 
wirth  sc  haftlichen  Anwesen  mittlerer  Grösse,  die  der  Besitzver- 
theilung  ihr  auszeichnendes  Gepräge  geben.  Alle  diese  Grössen- 
begriife  sind  freilich  sehr  flüchtiger  Art  und  es  ist  klar,  dass  im 
Hinblick  auf  die  verschiedene  Erträglichkeit  der  Einzelanwesen 
nach  Bodenbeschaffenheit,  Lage  und  Klima  die  geometrische  Flä- 
chenausdehnung für  sich  allein  ein  Kriterium  fttr  die  Eintheüung 
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der  Gfitor  nach  Grössencategorioeii  nicht  abzugeben  vermag.  Im 
Sinn  der  nachfolgenden  Darstellung  gelten  als  Grossgüter  jene, 
auf  welchen  „ein  Wirth  der  gebildeten  höheren  Classe  schon  mit 
der  blossen  Direction  des  Betriebs  vollauf  beschäftigt  ist''  (Kö- 
lscher); sie  werden  zu  Herrschaften,  wenn  zu  ihrer  Bewirth- 
schaftung  es  mehrerer  Dirigenten  bedarf,  und  zu  Ladifundien, 
wenn  sie  eine  solche  Ausdehnimg  besitzen,  dass  sie  nicht  mehr 
mit  der  der  TolkswirthschafUichen  Entwicklung  des  Landes  ent- 
sprechenden Intensität  bewirthschaftet  werden  können  (t.  Mias- 
kowski).  Als  Gflter  mittlerer  OrOsse  kennen  dagegen  die- 
jenigen bezeichnet  werden,  bei  denen  der  Besitzer  nicht  ausschliess- 
lich durch  die  Leitung  des  Betriebs  in  Anspruch  genonnnen  ist, 
sondern  an  den  ausführenden  Arbeiten  sich  unmittelbar  selber  be- 
theiligt, wjMin  schon  die  Mehrzahl  dieser  Arbeiten  (iiirch  einuestellte 
Lohnarbeiter  verrichtet  wird.  Von  kleinen  (ruteru  «lagegeu  sjiricht 
man  daiui,  wenn  diese  der  Regel  nach  von  dem  Wirth  selber  und 
dessen  Angehörigen  ausschliesslich  umgetrioben  werden  können  und 
gerade  noch  hinreichen,  den  Unterhalt  des  AVirths  zu  bestreiten. 
Mit  fortschreitender  Verkleinerung  der  Besitzgrössen  verschwindet 
der  Begriff  des  landwirthschaftlichen  Guts  und  es  entstehen  die 
Parcellenbesitzer,  wie  sie  sich  bei  landwirthschaftlichen  Tage- 
Idhnein,  (Häuslern,  Cossäthen),  Eleinhandwerkem,  Industriearbei- 
tern etc.  vorfinden.  Die  kleinen  und  mittleren  Güter  sind  diejenigen, 
die  man,  entsprechend  der  vorwiegend  auf  ihnen  thätigen  BevOl- 
kerungsschichte,  unter  dem  Sammelbegriff  der  Bauerngüter 
zusammenfassen  kann,  im  Gegensatz  zu  den  Grossgütern,  deren 
Inhaber  aus  anderen  GesellsLliaftr^klassen  hervorzugehen  pflegen, 
und  welche  man  in  Nonbleutsoliland  als  „Kittergüter"  auch  jetzt 
noch  zu  bezeichnen  pflegt,  obwohl  diese  Bezciehiumg,  seit  Bürger- 
liche ebenso  Lnit  wie  Adcliizo  zu  dcr^n  Erwerb  zugelassen  sind, 
der  inneren  Bereclitiiiiuig  heutzutage  entbehrt. 

Das  Bauerngut  selber  kann  sehr  verschiedenartige  Grössen- 
verhältnisse  aufweisen  imd  danach  entweder  ein  (irossbauemgut, 
ein  Kleinbauerngut  und  ein  Bauerngut  mittlerer  Grösse  sein; 
welche  Besitzeseinheiten  aber  man  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
zutheilt,  und  von  welcher  BesitzesgrOsse  man  überhaupt  das  selbst- 
ständige  Bauerngut  beginnen  und  wo  man  es  aufhören  lässt,  wird 
je  nach  den  Bewirthschaftungsverhältnissen  in  den  einzelnen  Gegen- 
den selbstredend  eine  sehr  verschiedenartige  Beantwortung  eriiahren. 
In  sehr  firuchtbaren  Gebieten,  zumal  in  solchen,  in  denen  hochwer- 
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thige  Erzougnisse  ge/,og»Mi  worden,  kuiiu  schon  ein  Besitz  \(n\  2  ha 
eine  selbstständige  bäuerliche  Existenz  sehr  wohl  ermöglielien :  in 
lüinder  fruchtbaren  Gegenden  oder  wo  die  Cultur  solcher  Pflanzen 
ausgeschlossen  ist,  wird  oft  selbst  ein  Besitz  von  5  ha  kaum  dieser 
Bedingung  genflgen.  Die  Beurtbeilung  darflber,  welche  Ausdeh- 
nung in  einem  Land  der  selbststftndige  Bauemstand  hat,  lässt 
sich  daher  aus  den  statistischen  Angaben  allein  nicht  ohne  Wei- 
teres entnehmen;  und  wenn  man  dieselben  gleichwohl  zur  Unter- 
lage fOr  derartige  Schlussfolgerungen  benützt,  so  kann  es  immer 
nur  mit  dem  Vorbehalt  geschehen,  dass  sie  gegendenweise  einer 
Correctur  bedürfen.  Nocli  schwieriger  erweist  sich  die  Benutzunir 
der  Statistik  für  die  Yergleichung  der  Besitz  Verhältnisse  von  Land 
zu  Land,  wobei  nur  an  die  grossen  Unterschiede  der  Culturfähig- 
keit  der  Hoden,  die  etwa  zwisLhcn  dem  Südwesten  von  Doutsch- 
land  und  dem  äussersten  Norden  oder  zwisclien  dem  nörd- 
lichen und  südlichen  Frankreich  bestehen,  erinnert  sein  mag.  Im 
grossen  Durchschnitt  aller  Verhältnisse  möchte  wohl  der  selbst- 
ständige bäuerliche  Besitz  schon  bei  einer  Besitzfläche  von  2 — 3  ha 
beginnen  und  ein  Besitz  von  100  ha  die  Grenze  sein,  wo  im  All- 
gemeinen der  eigentliche  bäuerliche  Betrieb  aufh<^rt 

Die  BeiehBitatistik  sfthlt  nt  den.  ei^ntUchen  Banerawirthtehailen  die  An- 
wesen zwischen  5  und  100  ha  (die  zwischen  20  und  100  ha  sind  als  Qrossbaueniwirth- 

schaften  bezeichnet V  wopej2:en  die  Anwesen  zwischen  2  und  5  ha  als  Kleinwirth- 
Sihafteu  gelten,  bei  denen  also  im  Durchschnitt  eine  Selbststüudijrkeit  des  Betriebs 
nicht  vorausgesetst  ist.  lu  Baden  dagegen  lluudw.  Erhebungen  vun  1883« 
B<1.  n',  S.  21)  lässt  man  die  biiuerlicheii  Hctricbe  schon  von  10  Morgen  ab  be- 
giuueu  (3,6  ha)  und  verweist  die  grossbäuerliehen  Betriebe  in  die  BetdUgruppe 
▼oa  60 — 100  Morgen  (18 — 86ha).  Conrad  hinwiedemm  behandelt  im  Anachnua 
an  die  Bemfisstatistik  fiir  Di-ntschland .  welche  die  Grössenuuterschiede  zwischen 
2  und  5  ha  unberücksichtigt  lasst,  und  im  Hinblick  darauf,  dass  in  der  (Jruppe 
zwischen  2  und  5  ha  zweilebohue  eine  stattliche  Anzahl  selb.Htstauilit,'i'r  bäuerlicher 
Beiriebe  sicli  mx  h  befindet,  alle  zwischen  2  und  100  ha  befindlichen  Anwesen  als 
Bii  tternwirthschalten,  und  zwar  die  von  2  —  ä  ha  als  kleine,  die  von  5  —  20  ha  als 
mittlere,  die  von  20  — 100  lia  als  grössere  Bauerngüter.  (J.  Conrad  im  Art. 
Baaenigut  im  Hdwh.  d.  Si-W.)  An  dieie  Eintheünng  haben  sich  auch  die  nach* 
folgenden  Barlegangen  im  Ttet  im  Wesentlichen  ange8chh>Bsen. 


i$  69.  Wtirdigung  der  Grossgflter  im  Allgemeinen. 

Der  aus  dem  Bereich  der  eigentlichen  Bauemgdter  hinaus- 
fallende, d.  h.  im  Mittel  die  Beeitzeegrenze  von  100  ha  flberschrei* 

tende  Besitz  (  G  r  o  s  s  u:  r  ii  n  d  b  e  s  i  t  /. )  ijst  obonso  häufig  Goirenstand 
der  lebhaftesteuBelürw Ortung  wie  der  Anleehtuug  gewesen.  Insoweit 
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sich  hierbei,  wie  in  der  Slieren  Literatur  meist  der  Fall  gewesen, 
die  Erwägungen  f^FOr*^  und  „Wider**  wesentlich  auf  dem  Oebiet 
des  landwirtbschaftlichen  Productionsinteresses  bewegten, 

darf  man  wohl  saijen,  flass  dor  Widerstreit  der  Meinungen  von 
einer  nicht  üiinz  zutn'nVMulen  Fniuostollunir  aus^intr,  da  in  dor 
Fraize  nacli  der  ln»stcn  GrundbcsitzvertlH'ilmii^  dieses  Interesse 
doch  nur  fincn  und  keineswegs  den  entscheidenden  Factor  abgeben 
«larf.  IMe  Vi'rtechter  des  <  irossi^rundbesitzes  haben  nachzuweisen 
sich  ln'niüht,  dass  der  höhere  Koh-  und  Keinertrau-  in  den  land- 
wirthschaftlichen  Anwesen  dieser  Alt  sich  tinde  und  daher  der 
Nationalwohlfahrt  beim  Vorhandensein  einer  möglichst  beträcht- 
lichen Anzahl  solcher  Qrossgüter  am  besten  gedient  sei ;  und  die 
Anhänger  des  mittleren  und  Kleinhesitzes  haben  den  gleichen 
Torzug  grosserer  Erträglichkeit  für  eben  diesen  in  Anspruch  ge- 
nommen. Jene  beriefen  sich  auf  die  Möglichkeit  der  besseren  Arbeits- 
gliederung und  der  umfangreichen  Verwendung  arbeitsparender 
Maschinen  auf  den  meist  arrondirten  Flächen,  auf  den  verhältniss- 
mäs9ig  geringeren  Aufirand  fttr  Gebäude,  auf  die  Gelegenheit  zn 
vortheilhafterem  Einkauf  der  landwirthschaftlichen  Bedarfsartikel 
und  auf  die  günstigere  Stellung  beim  Absatz  der  Erzeugnisse  so- 
wie überhaupt  auf  die  in  der  liegel  vorhandene  höhere  Intelligenz 
und  die  bedeuten<lere  Kapital  kraft  der  Inhaber  grösserer  Betriebe, 
die  unter  rniständen  auch  in  der  Ausfühning  werthvoller 
Meliorationen  sich  wirksam  zu  bethiitigen  vermöge.  Diese  hin- 
wiederum suchten  darzuthun,  dass  solchen  Vortheilen  des  Gross- 
betriebes eben  solche  im  Betriebe  kleinerer  Wirthschatten  gegen- 
äberstehen;  dass  auf  diesen  insbesondere  eine  sorgfältigere,  nament- 
lich arbeitsintensiTere  Bestellung  Platz  zu  greifen  pflege  und  die 
ganz  oder  doch  theilweise  durch  die  eigenen  Familienkräfke  ge- 
leistete Arbeit  billiger  zu  stehen  komme  als  fremde;  dass  wegen 
des  auf  kleineren  Gfltem  in  verhältnissmässig  stärkerer  Zahl  ge- 
haltenen Yiehstandes  eine  kräftigere  Dflngung  möglich  sei;  dass 
die  Beaufsichtigung  der  Arbeiten  erleichtert,  jedes  Grundstttck  nach 
seiner  individuellen  Beschaflfenbeit  genutzt  und  aus  allen  diesen 
Gründen  gerade  auf  kleinen  Anwesen  besonders  lohnende  Culturen, 
<lie  einerseits  viel  Arbeitsaufwand,  anderseits  eine  liebevolle  Pflege 
orfordern  (Handelsgewüchse.  l\ehen).  mit  dem  grössten  Erfolg  be- 
trieben zu  werden  jdiegen.  Dabei  bezog  nnm  sich  zum  Beweis 
der  höheren  Erträglichkeit  der  mittleren  und  kleinereu  Güter  wohl 
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aueh  auf  die  höheren  Kaufpreise,  welche  diese  im  Gegensatz  zu 
grosseren  Gutem  regelmässig  erzielen*). 

Diese  Betrachtungen  leiden  indess  an  dem  Fehler,  dass  sie  eine 
aus  Einzelwahrnehmungen  geschöpfte  generelle  Bogel  aufteilen 

wollen,  während  doch  hier  wie  in  jeder  erwerbenden  Thätigkeit 
die  Individualität  dos  Einzelwirths  das  Maassgebendt»  ist.  So 
gelten  dio  dorn  (Jrossbesitz  nachij:orfllimteii  Vorzüge  doch  nur  in 
der  Voraussetzung  eines  wirklich  kapitalkräftigen  Betriehes  hei 
ausreichend  intelligenter  Leitung:  und  die  etwaige  Ueherlegenheit 
des  Kleinhetriel)s  kann  doch  nur  da  vorhanden  sein,  wenn  der  der 
Kleinheit  des  Betriebs  entsprechende  Inteusitätsgrad  der  Wirth- 
Schaft  Tollkommen  yerwirklicht  wird.  Auch  ist  klar,  dass  das 
Grossgut  die  ihm  nachgerflhmten  Yorzflge  nur  da  bewahrt,  wo  es 
in  der  Form  der  Grosswirthschaft  thatsftchlich  umgetrieben  wird, 
und  sie  da  einbflssen  mflsste,  wo  die  Eigenthumseinheiten  in  klei- 
nere Betriebseinheiten  (etwa  in  Parcellenpachtgrundstacke)  zerlegt 
werden  (Unterschied  von  Estates  und  Farms  in  England).  Ob  daher 
in  einem  Land  thatsftchlich  die  grösseren  oder  die  kleineren  Gflter 
höhere  Erträgnisse  abwerfen,  ist  eine  durch  theoretische  Er- 
wägungen überhaupt  nicht  zu  lösende  Frage.  Und  wer  die 
Schwierigkeiten  der  Aufstellung  einigennaassen  zuverlässiger  Ren- 
tabilitätsberechnungen im  Landwirthschaftsbetriebe  aus  eigner  Er- 
fahrung kennt  und  die  Einwendungen  sich  vergegenwärtigt,  welche 
beispielsweise  gegen  solche  (anlässlich  der  in  den  Jahren  1883/88 
in  verschiedenen  süddeutschen  Staaten  veranstalteten  landwirth- 
schaftlichen  Erhebungen)  angestellten  Berecimungen  nicht  ganz 
ohne  Grund  erhoben  worden  sind,  wer  insbesondere  weiss,  wie 
schwierig  solche  Berechnungen  gerade  in  Ansehung  der  bäuer- 
lichen Wirthschafl^n  sich  gestalten,  wird  den  Austrag  obiger  Frage 
sicherlich  nicht  Ton  der  Beantwortung  nach  dem  Bein  ertrag  der 
Gflter  der  einen  oder  der  anderen  Categorie  erwarten.  Wohl  aber 
lassen  sich  die  folgenden,  aus  der  Beobachtung  der  landwirth- 
schaftlichen  Zustände  im  Allgemeinen  abgeleiteten  Sätze  aufstellen. 

1 .  An  der  Ueherlegenheit  d e s  ( i  rossbetrieb s  gegenüber 
dem  I>aii<lwirthscliaftsbetrieb  in  mittleren  und  kleineu,  d.  h.  bäuer- 
liciu'u  Wirthschatten,  falls  man  bei  beiden  von  der  Voraussetzung 
geschickter  Leitung  ausgeht,  kann  nicht  wohl  gezweifelt  werden; 

*)  Vgl.  hierzu  uud  den  uaehfolgeudcu  AustÜbruugeu  auch  Walcker,  a.  a.  O.« 
8.  114,  and  die  dasellMt  gegebenen  UterntiiniachweiM;  und  in  der  aOrnBdle> 
gaag*^  die  sehr  zutreffenden  Awftlhningen  A.  Wagner*!  unter  §  880  ffl    $  847. 
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ausnahmslos  sind  alle  Fortschritte  in  der  Bodencultur  und  Thier- 
7U(  lit  von  CTrosswirthschaften  ausgeg^angcn,  und  es  kann  genügen, 
darauf  lihizuweisen,  dass  fingland,  d.  h.  das  Land  des  ausgespro- 
chensten (irossgrundbesitzea  seit  Ausgang  des  vorigen  bis  in  die 
Mitte  dieses  Jahrlninderts  als  die  Hochschule  der  Landwirtlisehafts- 
technik  mit  Kecht  betrachtet  wurde;  dass  die  Aufnahme  solcher 
Fortschritte  bei  uns  sich  ebenfalls  zunächst  auf  deu  grösseren 
(selbstbewirthscbafbeten  oder  verpachteten)  Güteni  vollzogen  hat 
und  dass  immer  nur  äusserst  langsam  die  bäuerlichen  Wirth- 
Schäften  nachgefolgt  sind.  D esshalb  liefern  —  immer  selbstredend 
einen  durchschnittlichen  Bewirthschaftungszustand  vorausgesetzt  — 
die  Qrossgflter  vermOge  der  hier  meist  sehr  viel  sorgf&ltigeren  und 
irirksameren  Bodenbestellung  (in  Folge  der  Benutzung  der  besten 
Maschinen  bei  ausreichendem  Gespannvieh),  der  reichlicheren,  nicht 
bloss  auf  Verwendung  thieriseher  Abfallstoffe  sich  beschränkenden 
Dünizung.  der  Zuhilfenahme  des  vorzüglichsten  Saatguts  etc.  regel- 
mässig ebensowohl  höhere  als  aueli  meist  qualitätsreichere  lioden- 
erträgnisse  als  die  kleineren  (lüter,  bei  welch*  letzteren  beispiels- 
weise in  Hetrett"  der  (ietrei<learteu  ein  Durclischnittserträgniss  von 
etwa  20 — 30  Centner  auf  den  ha  als  ein  normales  inlt  cfej^enüber 
einem  solchen  von  50  —  80  Centner  und  mehr  auf  rationell  um- 
getriebenen Grossw  irthschaften ;  und  älnilich  im  tiebiet  der  Futter-, 
namentlich  der  so  wichtigen  Ackerfuttererzeugung.  Ja  selbst  in 
solchen  Culturen,  die,  wegen  des  erforderlichen  hohen  Arbeitsauf- 
wandes, an  sich  für  den  Kleinbetrieb  besonders  vereigenschaftet 
sind,  zeigt  sich  der  Grossbetrieb  keineswegs  im  Nachtheil;  die 
Biesenfarmen  für  gftrtnerische  Pflanzen  jeder  Art  bei  Erfurt  und 
Quedlinburg,  die  jeder  Concurrenz  gewachsen  sind,  die  Weinbau« 
grosswirthschaften  am  Bhein  und  in  Sfldfirankreich  liefern  hierfOr 
wohl  sprechende  Beweise;  so  behauptet  sich  auch  die  im  grossen 
Styl  betriebene  Hopfencultur  nicht  nur  erfolgreich  gegenüber  dem 
Hopfenkleinbetrieb,  sondern  ist  ihm.  was  QualiLätswaare  und  dess- 
halb  Erzielung  liöchster  Verkaufspreise  anlangt,  mit  geringen  Aus- 
nahmen durchaus  überlegen.  Aehnlich  im  Gebiet  des  Molkerei- 
wesens.  In  verhältnissmässig  günstigerer  Lage  sind  dif  kleineren 
Betriebe  im  (iebiet  der  Thierlialtung.  weil  eben  gerade  hier  ..das 
Auge  des  Herrn",  wenn  es  ohne  Unterlass  Fütterung  und  Ptlege 
überwachen  kann,  für  den  Erfolg  so  sehr  entscheidend  ist;  aber 
auch  hier  vonviegend  im  Gebiet  der  Rindvieh-  und  Schweinezucht; 
weniger  schon  in  dem  der  Pferdezucht,  welche  wesentlich  höhere 
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Anfoiderungen  an  die  Einsicht  und  Eapitalkraft  des  Züchten  stellt, 
um  ein  vOllig  gebrauchsfertiges  Pferd  fftr  den  Markt  zu  erzeugen ; 

am  wenigsten  in  dem  der  Schafhaltung,  die  ohnedies  zu  ihrem 
Gedeilicn  Lirosse  Wirthschaftsllächen  voraussetzt:  wogegen  die  sog. 
Kleiiithicrlialtung  (Getlflgel-,  Bienenhaltung),  die  eine  besonders 
sorgfältige  luul  unausg»'setzte  Ueberwacliung  und  Pflege  zu  ihrem 
Oedeihen  voraussetzt,  für  den  Grossbetrieb  im  AlluenuMnen  ebenso 
unpassend  als  zweckmässig  und  wirthschafblich  für  den  Kleinbetrieb 
erscheint 

2.  Diese  Sätze  werden  dadurch  nicht  widerlegt,  dass  viele 
Grossgüter,  weil  sie  der  richtigen  Leitung  entbehren  oder  wegen 
imzureiehenden  Betriebskapitals,  in  ihren  Ertrftgnissen  hinter  dem 

normalen  Durchschnitt  zurückbleiben ;  denn  unter  ähnlichen  Voraus- 
setzungen trifft  dies  in  gleiclier  Weise  aucli  bei  den  kleinen  Be- 
trieben zu.  Auch  stehen  dieselben  in  keinem  Widerspruch  mit 
der  offenkundigen  Thatsache.  dass,  ungeachtet  der  im  Durchschnitt 
geringeren  Roherträgnisse,  die  bäuerlichen  Wirthe,  bei  Erzielung 
gleicher,  ja  nicht  selten  niedrigerer  Verkaufs]ireise,  doch  ebenso  gut 
und  unter  Umständen  besser  als  die  Grosswirthe  prosperiren.  Denn 
hier  kommt  nicht  bloss  in  Betracht,  dass  der  Posten  für  Arbeitsaufwand 
in  den  bäuerlichen  Betrieben,  weil  der  Wirth  und  seine  Ange- 
hörigen einen  Theil  der  Arbeiten  selber  Yorrichten,  die  Geldrech- 
nung nicht  beschwert,  vielmehr  selbst  verdient  wird,  sondern  auch, 
dass  die  Ansprüche  an  die  Lebenshaltung  dort  so  sehr  viel  be* 
scheidenere  sind  und  daher  ein  selbst  mässiger  Untemehmergewinn 
hei  geringer  Verzinsung  der  im  Betrieb  angelegten  Kapitalien  aus- 
reichend zur  Bestreitung  dieses  Lebenshalts  und  darüber  hinaus 
zur  Schuldabtragung  oder  Vermögensansammhmg  sich  zu  enveism 
vermag.  Will  man  in  diesem  Sinn  von  einem  lieberen  Rein- 
ertrag der  mittleren  uiul  kleineren  Güter  gegenüber  den  grosseren 
sprechen,  so  mag  dies  hingehen:  obsclion  sich  dieser  zu  einem 
wesentlichen  Tlieil  überall  sofort  verflüchtigt,  sobald  die  vom  Wirth 
und  seinen  Angehörigen  geleistete  Arbeit  zu  ihrem  vollen  Markt- 
werth in  Kechnung  gesetzt  würde. 

Zur  Erliärtung  des  <tosagten  ist  auf  die  zahlreichen  firtra^sberechnuii^en  der 
badischen  landwirthschaftlicheu  Erhebungen  TOD  1883  und  den  Abschnitt  des 
IV.  Bandes  derselbt-n  <S.  52  ff.),  sowie  auf  die  ähnlichen  Enuittlun^^eu  in  den 
iibrifjT'Mi  süddeutschen  Krlu  bmijren  dieser  Art  zn  vonveisen.  Zu  alniliclu'ii  Scliluss- 
lolgerungen  gelaugt  Conrad  im  Art.  „  Bauerngut a.  a,  ().,  \vu  auch  auf  die 
grO«Mre  Widentanddcraft  der  binerlichen  Betriebe  in  Zeiten  nngfinttiger  Coigunctar, 
weil  lieh  diese  mehr  einsnschrtoken  vermögen,  sowie  darauf  Terwiesen  ist,  daM 
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dieaelben,  indem  ide  einen  TerhUtaiienifteeif  (peringen  Proeenteats  der  Ernte  v«r- 

knnfi  ii.  übcrliiiupt  inelir  Naf iiiahvirtlis*  liaft  ti-fibfu.  ini;ibliäupnger  von  den  l'reisen 
sind,  auch  wejj^u  im  All^i^'infineu  guriugerer  Verschuldung'-  Krisen  gegenüber  mehr 
sich  gewachsen  seigen.  (Nach  der  in  Prenssen  in  42  typischen  Amtsgerichta- 
benrken  veranstalteten  Verschuldangsstatistik  ist  der  (u  ()ss<;rund besitz  durchweg 
stärker  verschuldet  als  «ler  l)änerliche:  die  Verschuldung  des  »isttMi  l)ctni;rt  das 
28  fache  des  Gruudsteuerreinertrags,  die  der  Bauern  und  Cossäthen  nur  dus  Ibluche.) 
Anf  die  Thataache,  dasa  in  kleinen  Wirthsehaften  TerfaiHniBiimlssig  mehr  Tieli 
gehalten  wird,  als  in  grossen  (Jütern,  die  unbestreitbar  ist  und  aus  der  That- 
saehe  lüch  erklärt,  dass  auch  die  kleinsten  Hetriebo  mindeätenH  ein  Gespannthier 
zn  halten  sich  angepriesen  sehen,  (in  Deutachland  kommen  Qrossvieh  auf  1000  ha 
in  Betrieben  unter  2  ha:  1,^33,8;  von  2—6  ha:  1058,2;  von  5-  20  ha:  879,9;  von 
20--lUÜha:  7Ü2.Ü;  iiber  UK)  ha  dafrepen  nur  473.2;  im  Durchschnitt  aber  769,4; 
in  Baden  dagegen  mit  der  weitgeh eudüten  Besitz vertheilung  1031,1  iStück^  darf 
«ja  entaeheidendea  Gewicht  ebenfiüls  nicht  gelegt  werden;  denn  die  Rente  des 
Onts  läuft  keineswppps  mit  der  Stückzahl  des  «rchiiltenen  Viehs  parallel  und  die 
viehreichsten  Betriebe  sind  keineswegs  immer  die  rentabelsten;  vielmehr  liegt  die 
Sache  hänfig  so,  dass  die  biuerliehen  Wirthe  mehr  Vieh  halten,  als  nach  Maassgabe 
derFottererzengung  an  sich  rationell  erscheint,  nnd  dass  sie  weß-eu  der  unzureichenden 
Ernährung:  dt-r  Einzelthiere  nicht  selten  f^'eradezu  eine  N'irliistwirtlischaft  treiben 
^Badische  Krhebungen  über  „die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  »Schwarzwald- 
wciden*",  1889,  8,  197  ff.).  —  Am  wenigsten  stichhalHg  ist  der  von  Ran  (%  871) 
terrorgehobene  böluTf  Kauf-  und  l'aclitwerth  kleinerer  Ackerprrundstiu  ke  im 
Gegensatz  /.u  .^^rosseren  Massen da  jener  doch  die  ausschliessliche  Folge  der, 
Paroelleuan^'cboten  gefrcnüber  im  weitesten  Umfang  ermöglichten  Grundstficksnach» 
frafce  ist,  bei  der  die  Rücksicht  auf  die  auch  noch  so  bescheidene  Verwerthunp  der 
Arbeitskraft  und  nicht  das  Maass  der  etwa  zu  erziclcudt>n  IN'nte  niass^^ebcnd  bleibt. 
(Yg^-  ^  34.)  Auf  gäuiilicher  L'ukeuntniss  des  Wesens  des  bäuerlichen  Betriebes  aber 
h^iht  es,  wenn  R.  Neyer  („üeber  die  ländliche  Arbeiterfrage  in  Deutschland**)  die 
Ansicht  vertritt,  dass  „dii"  Ta^rt'  des  kleinen  Betriebs  der  Landwirthsi  li.tt>  irezählt 
sind''  und  dass  es  ein  Fehler  sei,  den  kleinen  (iruudbesitx  künstlich  erhalten  zu 
wollen,  weil  er  dodi  verschwinden  werde  wie  das  Handwerk  auch. 


§  70.  Fortsetzung.  Wirthschaftliche,  sociale  und 
politische  Gesichtspunkte. 

3.  Dass  der  Grossbesitz  seine  wirthschafUiehe  Ueberlegenheit 
Aber  den  Kleinbesitz  thatsftchlich  erweise,  ist  freilich  von  der 
Voraussetzung  bedingt,  dass  es  an  einem  Stamm  entsprechend 
wirthschaftlich  und  technisch  geschulter  Gutsleiter  oder  Pächter 

iiirht  fehle  und  dass  der  Wirthschaftw  mit  dem  der  Grösse  des 
lif^sitzes  entsprechfMiden  Hotriobskai»ital  ausgerüstet  sei,  woi^eijeii 
heim  Maiiirel  dieser  Vorausst^tziingen  alle  jene  Vorzflire  des  Gross- 
]i»'sitzes  in  Niclits  zerfallen.  Daher  nnisstc  im  Lichte  der  Kr- 
fahnnii^en  über  die  Laiidwirthschaft  in  KnLrland  don  Xationaliiko- 
uomen  vmd  Staatsmännern  dieses  Landes  und  den  von  den  Lehren 
der  englischen  Doctrin  beeinflussten  Vertretern  der  Wissenschaft  und 
Praxis  der  continentalen  Länder  im  Aiifaiiir  dieses  .Tahrhiindei-ts 
der  Grossbesitz  und  der  Grossbetrieb  als  das  volkswirthschaftliche 
„Ideal"  erscheinen;  wie  umgekehrt  das  Damiederliegen  der  Land- 
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wirthschaft  auf  den  grösseren  Gfltem  (ungentlgende  Ausnfitzting 
zahlreicher  Bodenflftchen  bei  sehr  extensiver  Wirthschaftsweise)  in 
einer  Keihe  deutscher  Staatsgebiete  als  Folgp  der  Yenurmang 

des  Adels  durch  die  Kriege  des  vorigen  und  dieses  Jahrhund orts. 
heim  gleichzeitigen  Mangel  eines  tüchtigen,  den  bfirgerlicheii 
Kreisen  entstaniinenden  Päohteistandes  und  im  Hinblick  mit'  den 
zu  beobaelitenden,  sehr  viel  intensiveren,  wenn  schon  keinesweirs 
V(»llk<MiinuMi('n  Hetrieh  kleinerer  Anwesen  —  das  Urtheil  in  der 
entgegengesetzten  Kichtung  gefangen  nahm.  Nun  darf  man  nicht 
übersehen,  dass.  in  gewissem  Umfang  wenigstens,  das  nicht  ge- 
nügende Vorliandonsein  des  einen,  für  den  erfolgreichsten  üm- 
trieb  landwirthschaftlicher  Anwesen  maassgebenden  Elements  —  des 
erforderlichen  Betriebskapitals  —  bei  einer  mehr  oder  minder 
grossen  Anzahl  von  Inhabern  grosserer  Gutsbetriebe  sich  immer 
geltend  machen  wird;  auch  jetzt  noch  —  am  Ausgang  dieses 
Jahrhunderts  —  befinden  sich  zahlreiche  Güter  in  den  Staaten  und 
StaatsgebietstheUen  des  vorherrschenden  Grossbesitzes  nicht  in 
demjenigen  Intensitfitsgrade  ihrer  Bewirthschaftung,  welcher  der 
den  neuzeitlichen  Verhältnissen  passende  ist:  wo  also  eine  Auf- 
theilunq;  dersell)en  in  kleinere  Anwesen  und  die  Zui^äni^lii  liniaehuni,' 
derselben  für  den  Mittelstand  höhere,  wenn  auch  nicht  die  denk- 
bar liüchstiMi  Ertriignis>e  dem  Boden  abzugewinnen  vermöchte'). 
Diese  Thatsache,  dass  der  an  sich,  seinem  Wesen  nach,  in  der 
Productionstechnik  überletjene  (jrossbesitz  und  Grosslietrieb  die 
durch  die  Volks  wirthschaft  ihm  gestellte  Aufgabe  höchster  Ertrags- 
wirthschafb  wogen  mangelnder  Kapitülkraft  so  häufig  nicht  zu 
leisten  vermag,  mindert  nun  aber,  selbst  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  Productionsmöglichkeit,  den  Vorzug  der  Grossgüter  um  ein 
sehr  Erhebliches,  den  Mittel-  und  Kleinbetrieb  zugleich  in  einem 
wesentlich  günstigeren  Lichte  erscheinen  lassend;  denn  welche 
Schwachen  auch  dem  letzteren  anhaften  mögen,  so  leistet  er  that- 
sächlich  auf  derselben  Bodenflftche  in  Bezug  auf  Erzeugung  von 
Werthen  nicht  selten  mehr,  als  dies  aus  obigem  Grund  bei  dem 
Grossbetrieb  der  Fall  ist*).    Wo  vollends  der  Grossbesitz  nach 

lu  Portugal  z.  B.  neuut  Balbi  eiu  Uauptkinderuiss  der  Laudwirthschah 
nriiniDmise  ^endne  de  terrains  incnltes,  qni  apaitieonent  aux  conmiuies,  mix  gnnd« 

si  ijriHMirs.  nux  innjorats.  aii  rlt-rg-J'  ot  u  la  rouronnf,  et  qni,  w  pouvant  se  vend», 
rc'hteut  tüujours  iucultes  ou  reduits  ä  u  etie  que  de  mis^rableü  pAturagea  eutre  des 
nuiiiis  insoiiciaxits.  —  Aelmlicbe  SchUderungen  über  Spanien. 

Siehe  darfiber  A.  Wagner,  Onmdlegmigt  S  320  ff.,  $  347  und  die  Vcr- 
liandlnngra  d.  Ter.  t  Sodalp.  18^,  wo  diese  thatBacbliche  Ueberlegenbcit  der 
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seinem  Umfang  dem  Inhaber  eine  besondere  Nöthigung  zu  einer 
intensiveren  Wirtliscluiftsweis*»  nicht  auferlegt,  wo  gar  grosse  Land- 
tiäclien  bei  solcher  Sachlage  landwiilhschaftlich  uiil)omit7,t  bloilxui, 
weil  die  möglicherweise  zu  entziehenden  Boden  -  Erträgnisse  für 
den  Besitzer  bedeutiuigslos  erscheinen  (Widmung  der  Ländereien 
englischer  und  schottischer  Landlords  zu  ausgedehnten  .Jagdgründen), 
während  auf  eben  diesen  Flächen  eine  zahlreiche  Bevölkerung 
durcli  fleissige  Arbeit  sicli  Unterhalt  zu  verschaffen  und  darüber 
hinaus  Werthe  für  die  Volkswirthschafl  zu  erzeugen  vermöchte, 
oder  wo  umgekehrt  aus  speculativen  Gründen  der  Grossbesitz  in 
kleinste  Betriebsflichen  zerlegt  wird  mit  allen  den  Nachtheilen, 
welche  dem  ausgebildeten  Parcellenpachtwesen  anhaften  (siehe  §  34), 
wird  gerade  auch  eine  die  Productionsracksichten  in  denVordeigrund 
stellende  Würdigung  der  verschiedenerlei  Grössenarten  des  Grund- 
besitzes das  üeberwiegen  der  grossen  Güter  als  einen  velkswirth- 
schaftlicben  Nachtheil  erkennen  müssen 

4.  Nun  sind  es  aber  vor  Allem  auch  sociale  und  allgemein 
politische  Gesichtspunkte,  welche  neben  jenen,  die  auf  dem 
Gebiet  der  Productionsinteressen  liegen,  für  die  Entscheidung  der 
Frage  nach  der  besten  Grundbesitzvertheilung  ganz  besondere  Be- 
rücksichtigung erheischen,  wobei  im  Wesentlichen  auf  die  Aus- 
führungen zu  verweisen  ist,  die  die  Bedeutung  eines  selbstständigen 
Bauemstandes,  d.  h.  einer  zahlreichen  Klasse  von  Besitzern 
mittlerer  und  kleinerer  landwirthschaftlicher  Anwesen  zu  erweisen 
versuchten  (S.  57).  Das  [Hjlitisch-conservative  Element,  dessen 
Träger  Hunderttausende  von  Angehörigen  des  Bauemstandes  sind, 


Klein-  über  die  (rroHSCultur  uiehrtacli  *su  namentlich  von  Thiul)  ausdrucklii  ii  be- 
stätigt wird;  wie  abrigens  schon  im  Aahag  dt«  JahrfmnderUi  A.  Tbaer  behauptet 
har.  do^^Hen  der  Mobilisirung  gnmdsfttdich  fteimdliche  Stellungnahme  mit  dieser 

»einer  Ausiclit  7.usainni«Mih}iii«jt. 

Solche  Verhältuiääe  hich  vergej^enwHrtigend  schreibt,  wie  v.  Mia^ k o wski, 
iritthellt  (a.  a.0.,  S.  2i\  Minister  Frhr.      Stein:    Verderblicher  noeh  als  nnbe« 

jrrnnztr  ThciHtarkfit  des  F.if^cnthnms  ist  dessen  Anhäufung;  in  iibpnniissi<,'on  Massen, 
die  vuu  wenigen  Keichen  besessen  werden^  ;  wie  nenerdings  Sombart  daraut  auf- 
nerksam  macht,  dass  in  den  6  östlichen  Provinzen  der  Preuss.  Monarchie  ein  ver* 
hältiiissmässi^  gr<»sser  Th«'il  des  Landes  theilü  beweidet  uard.  tliriK  brai  h  liegt,  well 
aian  den  Man^rel  an  Arbeitskräften  nicht  durch  Hrheit>i)an'nde  oder  kapitallie.m- 
Sprai-heudc  Einrichtungen  zu  erüet^cu  vermag;  und  dass  hierin  der  Hauptgrund 
liegt,  «warum  es  mit  der  Landwirthschaft  im  Osten  heute  so  traurig  aussieht  und 
warum  in  ganzen  Kreisen  Out  bei  (lut  zu  verkaufen  Steht/  Und  nach  Wa Icker 
.(a.  a.  O.,  §  67,  Aua.  H)  soll  Schottland  durch  den  übertriebeneu  Wüdataud  jährlich 
■ittelbar  mid  8  lOIL  PÜ.  Rind-  und  Hammelfleisch  verlieren,  die  produmrft  werden 
hflnnteu. 
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beschrftiikt  sich  in  den  Ländern  des  ausgesprochenen  Grossbesitzes 
auf  die  verhftltnissmässig  geriiiire  Anzahl  der  Inhaber  der  leteteren, 

während  im  Uobricren  die  Bovölkrruiig  des  flachen  Landes  meist 
aus  besitzlosen  TiiL'^clrtluicni  sich  zusammensetzt,  die.  mair  immerliin 
ihre  LebenshaltuiiLf  eine  bessere  als  die  der  Arbeiter  in  den  Städtt  n 
sein,  doch  social  ebenso  abhängig  und  politisch  ebenso  unzuver- 
lässig sind,  als  den  selbstständigen  Inhabeni  bäuerlicher  Stellen 
in  beiden  Beziehungen  Unabhängigkeit  und  Zuverlässigkeit  im 
Grossen  und  Ganzen  wohl  zugesprochen  werden  darf.  Zwischen 
dem  Grossbesitz  und  den  zur  Bewirthschaftung  jener  Ländereien 
beschäftigten  „Häuslern"  besteht  social  und  wirthschaftlich  eine 
unüberbrückbare  Kluft,  die  leicht  auf  der  einen  Seite  Ueberhebuogt 
auf  der  anderen  Seite  Verdrossenheit  und  Erbitterung  im  Gefolge 
hat,  also  ganz  jene  Stimmungen  erzeugt,  von  welchen  das  städtiscba 
Proletariat  mehr  und  mehr  erfOUt  ist  Wie  in  Gegenden  mit  solcher 
Besitzvertheilung  ein  irgend  gedeihliches  Gemeindeleben  sich  eot" 
wickeln  könnte,  ist  schwer  zu  sagen.  Dabei  kann  die  lose  Ver- 
knüpfung der  besitzlosen  TagelöliiK  r  mit  der  Heimath,  in  der  ihnen 
der  Erwerb  selbst  eines  bescheidenen  < iniii<ll)esit/.es  thatsächUch 
verschlossen  bleibt,  nur  auf  so  lange  ohne  weitere  Folge  für  die 
wirtlischaftlichen  Beziehungen  zwischen  ihnen  und  «lern  «üitsherrn 
bleiben,  als  die  bestehenden  Gesetze  und  ein  strenger  (uitsherr- 
lichkeitsverband  den  beliebigen  Ortswechsel  erschweren  oder  ganz 
unmöglich  machen :  mit  der  Losung  dieses  Verbands  und  der  Ein- 
räumung socialer  Freiheitsrechte  an  alle  Staatsangehörigen  ohne 
Unterschied  des  Standes,  mit  dar  gesetzlichen  Anerkennung  ins- 
besondere des  Grundsatzes  der  Freizügigkeit  und  der  Kieder- 
lassungsfreiheit,  führt  aber  jene  lose  Verknüpfung  mit  Sicherheit 
in  zahllosen  Fällen  zum  Bruch  mit  den  wirthschafüichen  Be- 
ziehungen, sobald  die  Möglichkeit  eines  besseren  Fortkommens  an 
anderen  Orten  thatsächlich  eröffnet  ist  oder  auch  nur  gerauth- 
maasst  wird.  Desshalb  ist  fflr  die  Länder  des  vorlu'iTscIienden 
Grossbesitzes  das  Wegströnu'n  der  kleinen  Bewohner  des  (iaclien 
Landes  und  dessen  waclisende  Entvölkerung  ebenso  charakteristisch, 
wie  in  < n'irt'iidt'n  mit  starker  Besitzzerstückeliuiir  die  entLregen- 
gesetzte  Krscheiuung  der  Sesshaftigkeit,  ja  einer  oft  wirthschaft- 
lich unberechtigten  „Schollenkleberei**.  Je  mehr  aber  jener  Ent- 
vrdkerungsprocess  fortschreitet,  um  so  unhaltbarer  wird  die  Lage 
für  den  Grossbesitz  selber,  weil  er  immer  weniger  über  das  er- 
forderliche Maass  von  dienenden  Arbeitskräften  verfDIgt:  um  so 
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mehr  wird  »t  im  Widerspruch  mit  dem  (iang  der  wirtlischaft- 
lichen  £nt\nckehmg  zu  extensivster  Bodeubestellung  genöthigt; 
um  80  grösser  müssen  die  Hodenflachen  werden,  die  wegen  der 
Unmöglichkeit  ausreichender  Bearbeitung  verwahrlosen  oder  in 
unproductiver  Weise  liegen  bleiben;  ein  Znstand,  den  allenfalls 
die  grOssten  und  reichsten  Besitzer  zu  ertragen  vermögen,  unter 
dem  die  anderen  aber  ihrem  wirthschaftlichen  Verfall  mit  Noth- 
wendigkeit  entgegengehen  mflssen,  beides  zum  Schaden  der  Volks- 
wirthschaft  im  Ganzen.  Eine  LOsung  dieser  Schwierigkeiten  kann 
nur  von  Maassnahmen  erwartet  werden,  welche  auf  die  ErmOglichung 
des  Grundenverbs  durch  <lie  kleinen  Leute  und  (hiniit  auf  die  allmäh- 
liche 8chaft"ung  eines  selhstständiLreu  kh'ineii  und  mittleren  liaueni- 
stand«'s  nclirn  dem  Grosslifsit/  aiizielen.  d.  Ii.  die  innere  Colo- 
ni?atii>n  «liescr  Läntlcrufbid»'  neu  in  Angriff  lU'luiuMi  (t^  -Sy  ff.). 
Insoweit  «lie  Schwierigkeiten  für  solche  Neubildungen  in  der  hdei- 
comniissarischen  Gebundtuiheit  des  Orossgrundbesitzeä  beruhen, 
ist  daher  auf  deren  Lockening  (§  78  ff.);  insoweit  sie  aber  auf 
dem  Gebiet  der  Mittelbeschaffung  der  kleinen  Leute  für  den  Er- 
werb von  Grundeigenthum  liegen,  ist  auf  solche  Rechtsformen  der 
Eigenthumsflbertragungen  (Bentengüter)  abzuheben,  welche  auch 
den  Mittellosen  oder  wenig  Bemittelten  die  Abzahlung  der  einge- 
gangenen Kaufschuld  erleichtem  (§  91). 

Die  Answandernikg  bat  betragen  in  Procentxablen  anf  1000  fiUiwobner: 

1880  188l>  1887  1888 

in  Westpmissen  .    .    .    <5.1)7  (5,21  S,!Mi 

iu  ruuuuern    ....   7,üti  4,3i)  4,()7  4,8ü 

in  Posen                      5,70  3,92  5.40  7,24 

Ix-i  einer  ilun'hsclinittliclu'ii  Bev«>lkeniii};Hznhl  von  ö(>  <i<)  E.  auf  dtni  Quudrat- 
kiltiuif'fcr.  (liirr»-;;t'n  in  thnn  (litlitl»'völk«'rt«  n  Sachst'u  212.2  E.  auf  1  qkm)  in  den 
geiKiimt.  !i  .lalmni  nur  0.91:  0,75;  0,76;  0.72;  in  Badt-n  'l()t).2  E.  auf  1  qkm  tiur 
2.17;  1.77:  2.42:  2.41;  in  Würft.'nil).-r;r  102.H  K.  iiuf  I  qkni)  nur  2M;  1.8(i; 
3fU3;  3,23.  Dagvgeu  wieder  iu  MeckU-aburg-Streliu  i33,ö  K.  aut  1  qkm]  3,97; 
1^7;  1,59;  2.45.  —  £in  bekannter  Parlamentarier  nnd  Grossgrondbeeitser  Frei- 
herr v.  Krt'fji-Wernbur«,'  in  seinem  Rfffrat;  A  u.s  w«nderun>r»fra}r**"  Deut- 
scher Laudwirthschafttirath,  188H,  S.  4H.j  tV.  führt  an,  da»  im  .lahre  1881  West- 
preiusen,  l'ommeru,  Posen  und  M((-kk-nbur<j:  7H000.  d.  h.  melir  als  die  Hälfte  aller 
aoa  dem  Prenas.  Staat  und  über  ein  Drittel  sämuitlicher  ans  dem  Deutschen  Heioli 
Ansirewanderten  «restellt  lial)eii.  _I)er  jiilirlirhe  Hevtilkenin;r>verltist  dieser  Provinzen 
betragt  seit  10  Jakreu  auf  lUUO  Eiuwuhuer  2,7;  ;"j,<j;  4,3;  4,7"/«.  Ist  dies  Zulall 
oder  hänf^  dies  irieht  mit  der  absoluten  Besitslosigkeit  des  landwirthscbaftlichen 
Arb«iter^  des  n>tens  und  Norden«  Deutschlands  xusammen?  --  Sicht  der  hoiu^ 
Lohn,  iiit  ht  der  Melirverdienst  ist  es.  dem  diese  Auswanderer  nnrhjag^en.  denn  jene 
Provinzen  bezahlen  theilueise  Naturallöhne,  welche  die  (ieldldhne  des  Westens 
ttbersteigen  vielmehr  erstreben  sie  den  Knverb  einer  ei;renen  Scholle,  einer 
eigenen  Heimath  im  engaton  Sinn  des  "Worts.  Keiti  Irielt  di  r  menselilirtieii  Natur 
ist  berechtigter  uud  sittlicher  als  diese  Liebe  zum  eigeneu  llerd!~  .Vehulich 


398 


Kap.  IV.  BetdUvertheiluug,  Erbrecht  uud  Laudpoliük. 


Rchnhmacher-Zarchlin  im  y.Congreit  dentselierLaiidw{rtIie,Terluuid].  H.  188  C; 

n  ^!  «  cklenbur^  kommen  in  den  ritterschaftlichen  LaudeBtheilen.  wo  nur  wcnip« 
baiurliche  Familien  wohnen  utwa  I^KV).  von  1854  1H71  im  iJurchschuitt  «uf 
82  Seelen  ein  Auswanderer,  iiu  Dümaiiium  dagegen  aut  221  erst  einer;  ^überaU 
fällt  die  Aoswandemiig  mit  der  grösseren  AnaU  kleiner  (Grundbesitze".  —  Weaa 
Dr.  Kapp  den  Kapitalwerth  des  einzelnen  auswandernden  Arbeiters  auf  durch- 
schnittlich löOO  M.  berechnet  —  welche  enormen  Summen  entgehen  ia  Folge  tm- 
fresnnder  GhTondbedtsverthdliing  d«r  heimiselien  Tolkswirthaelitft,  xnmal  In  dar 
Hegel  die  Leute  im  kfilligsten  Alter,  fiberhaupt  die  BeAhigsten,  Unternehmendsten 
den  Wnnderstab  zu  «ergreifeii  pflpfr«Mi!  Vgl,  übrigens  hierzu  auch  die  späteren 
Auhluhruugeu  in  Kap.  V,  §  und  ^  U7,  wohin  auch  weitere  statistische  Nachweise 
fiber  den  Verliut  cjuselner  StaatigelrietetlieUe  dnrdi  Atmandenmg  »ei  w  ieecn  dnd» 

g  71.  Latilun (lienbesitz  und  Ab seiitiismus; 
abschliessendes  UrtheilO* 

1.  Wonii  die  vorbozeiehncten  Nachtheile  des  Grossgrimdbesitres 
da  ziinlcktroton.  wo  er  gemischt  mit  bäuerlichen  Betrieben  vor- 
kommt, ja  wenn  sein  Vorhandens<'in  in  diesem  Fall  als  Mittel- 
punkte hochstehender  IJetriehstechnik  mlt/lich  anrepfend  auf  <lie 
l>äiu>rlichon  Wirthschatteii  einzuwirken  vermatr.  so  darf  man  sich 
doch  die  Gefaltr  nicht  verhelilen,  die  gerade  für  den  Bauernstand 
aus  der  Nachbarschaft  eines  übermächtigen  Grossgrundbesitzes  durch 
die  diesem  innewohnende  Auf saugungs kraft  erwachsen  kann 
und  vielfach  erwachsen  ist.  Je  gewaltiger  in  der  Hand  Einzelner 
der  Grundbesitz  des  Landes  sich  zusanunenhftuft,  um  so  starker 
ist  die  Versuchung,  ihn  immer  weiter  auszudehnen,  und  je  kapital» 
kräftiger  die  Grossgrundhesitzer  sind,  um  so  leichter  wird  es  ihnen 
werden,  zumal  in  kritischen  Zeiten,  in  denen  die  Widerstands- 
fähigkeit der  bäuerlichen  Bevölkerung  auf  ein  Minimum  herunter- 
sinkt, ihre  auf  weitere  Vermehrung  des  Besitzes  gerichteten  Ab- 
sichten zu  verwirklichen.  Die  durch  das  Vorhandensein  tlbergrosser 
Landl)e>it/.uiiLMMi  ohnehin  hceiuträclitigte  Hannouie  der  Besitzver- 
theihni£r  wird  dann  Iriclit  im  Fortpanu-  dier^es  Processes  zu  einer 
imni«'r  weniger  Lninstigen  sich  ae-^talteii.  ja  clie  Möglichkeit  ist 
nicht  .ni>Lii'S(  hlusM'ii.  dass  hei  freiem  (.JewährenlassenLatifundien- 
bilduniren  entstehen  und  dieser  Vorsfang  zum  Stillstand  erst  dann 
kommen  wird,  wenn  der  letzte  Best  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
verschwunden  ist. 

Der  Beweis  dafür,  dass  diese  Gefahr  keine  bloss  theoretische 
ist,  braucht  nicht  erst  durch  Zurflckgreifen  auf  die  Geschichte  des 

Vgl.  zu  den  nachstehenden  Ausluhrunp'u  auch  v.  d.  (loltz,  Bedeutnag 
der  latifimdienwinlitcliafteu,  in  der  D.  Revue,  1881,  Heft  1,  und  Walcker,  a.  a.  0» 
U.  Bd.,  f  56  ff. 
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allen  Kom  erbracht  zu  werden,  in  wolclu'in  w.wh  dem  bekannten 
Ausspnich  von  Plinius:  latifundia  ix'ididcic  Italiam,  iam  vero 
et  provincias":  die  italienische  und  englische  Agrarir«'schiclite  und  die 
Gnmdbesitzverbältnisse  des  preussischea  Osten,  fenuT  iii  Mecklen- 
bursr,  einzelnen  Oesterreicbiscben  Provinzen,  ja  selbst  in  einzelnen 
sflddeutschen  Gegenden  erweist  nur  zu  deutlich,  dass  die  A  irglo- 
merationstendenz*^  des  Grossgnmdbesiizes  jeder  Zeit  sich  be- 
merklich gemacht  hat  und  unter  für  solche  Tendenzen  einigermaassen 
günstigen  Zeitiimstftnden  in  mehr  oder  minder  grossem  Umfang 
den  mittleren  und  kleineren  Grundbesitz  aufzusaugen  Termochte. 
Abgesehen  von  dem  „Legen**  der  Bauemgflter  in  froherer  Zeit 
(§  18)  hat  eine  solche  Aufsaugung  in  nicht  unbeträchtlichem 
Maaese  in  der  ersten  Häfte  dieses  .lahrluinderts  in  Folge  der 
Laiiti'nablOsung  stattgefunden,  ja  es  dauert  dies«*r  Process  auch 
jetzt  noch,  wenn  auch  in  gemindertem  Maassc,  an  »'inzeluen  l'unktt'U 
fort,  wie  verschiedene  Einzelbeobachtungen  darthun,  weini  auch 
die  Statistik  über  dies»»  Vorgänge  bis  jetzt  nur  ungenügenden  Aui- 
schluss  zu  ertheileu  vermag. 

1.  Nach  V.  d.  Goltx  ist  unter  Latit'unüienbe»itK  „degeuige  Zustiuid  der 
VertheUtmg  de«  Omndeigenthiiiiu  amusehen,  bei  welchem  der  bei  weitem  grdsste 

Theil  des  landwirthschaftlich  benutzten  Hodens  in  den  Händen  einer  perinpM»  Zaiil 
von  Personen  sich  hetindi-t.  während  der  biiiierliche  und  kleine  (Jrnndbesitz  von 
rmfanjr  und  Bedeutung  kiiuni  uu-hr  in  Hetracht  kommt".  Also  wenn,  wie  I'linius 
berichtet,  „mx  domini  semissem  Africae  possidebant''  oder  wenn  drei  Viertel  des 
Mhotti>ieben  (Jrnnd  und  Botlen  beiläufijr  WK)  fKKl  Familien  tr'bört.  i Siebe  unten 
§  ?4,  Ziffer  7.)  Im  alten  Kom  dauerte,  aller  agrarihchcn  Landgesetze  unge- 
achtet, —  der  Uleren  lieinischen  Oesetse  (377>  und  der  Gesetae  des  Tiberius 
tJrarchns  und  des  Cajns  (Jrarcbns  (f>21  p.  n.  v.)  -  ununterbrorben  in  den  einzelnen 
reichen  Adelstamilieu  das  Wachstbuni  des  Donianialbesitzes  fort  und  immer  mehr 
wurden  die  kleinen  Cirundeigentbiimer  ausgekault  oder  au8g«'wnebert,  so  dass  der 
Volkstribnn  Lucius  PhiUppna,  weleber  um  das  Jahr  100  v.  Chr.  eine  Vertlieilung 
des  Staatslandes  beantragte,  in  öffentürber  Hede  aussprechrn  kitnnte,  dass  im 
romischeu  Staat  nicht  2UUÜ  Menschen  seien,  welche  Gruudeigenthum  besussen. 
48iehe  Hildebrandt,  Die  sociale  Frafre  der  Vertheilnng  des  Clrandei^nthnms  im 
klas>i>eben  Altertbum,  in  d.  Jabrb.  f.  Nationalökonomie,  Jahrg.  18(59,  8.  1  ff .  und 
139  ff.;  Hildebrand  schliesst  seine  üetraebtungen  mit  dem  Satz,  dass  „ans  der 
ganzen  Agrargeschichte  des  klassiseben  Alterthunis  sicli  die  inhaltsehwere  Tliat- 
>ache  ergiebt,  dass  zwar  alle  Gesetzgeber  und  Staatsordner  der  ald  n  W.  !t  einen 
massigiMi  l'nitan^'  des  IVivafgrundbesitzes  der  einzelnen  Itnrj^er  erstn  ht  lial»en,  um 
wumuglich  alle  Familien  an  den  Segnungen  des  Urundeigenthums  Theil  nelnnen  zu 
lanen,  daaa  aber  in  allen  Staaten  des  Alterthnms  die  grössere  Unabhängigkeit  der 
'irnudbesitzer  von  der  Staats<re\\ alt  nach  und  nach  zur  (Vutralisirung  und  Mono- 
polisirung  des  (>rundeigentbums  geführt  bat  und  die  alte  Welt  endlich  mit  und  au 
dieser  Monopolisirung  zu  (irunde  gegantren  ist". 

2.  Latifundien besi  t  z  und  liatitundienwirthächuft  sind  übrigens  wobl  zu 
tranaende  Beprriffe;  die  letztere  spielte,  wie  Conrad  betont,  ^im  römischen  Alter- 
thnm  i'itit'  iHTvorrafrende  Ridb-  in  den  <sri'^^fu  ^kluvenw irtliscliaften.  dnreli  udelie 
in  so  verliangiiissvoller  Weise  der  kleine  Laudwirth  verdrangt  wurde;  entwickelte 
lieh  am  Ende  des  IBttelalten  nnd  in  Heginn  der  neueren  Zeit  in  Spanien  auf 
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Gruud  der  Mesta-Berecktigimgeii  iu  grossen  Weidewirthschaften ;  trat  im  vorigen 
Jahrhundert  in  Schottland  ht'rvor,  wo  die  Sdiafheorden  den  kleiiun  Karmer  ver- 
tri»»bpn,  /.t*ig-t  sit-h  nciUTdiiiprs  in  Australien  und  Siidamt'rika  und  ^rloiilifalls  in 
den  vereinigten  Staaten  in  den  weizenbebuueuUeu  Farmen'';  wogegen  iu  Kng- 
land  bei  sveifellotem  Latiftindienbeeits  keine  Latiftmdienwirthseliafteii 
existireu,  „das  Land  viflmehr  in  Enjflajid  und  Wales  in  sehr  wohl  arntudirton 
Farmen  von  massiger  Grösse,  iu  Irland  sogar  in  einer  Unmasse  klriner  TarceLlen 
bewirthschaftet  wird"  (Conrad,  Ag^arstatistische  Untersuchungen,  in  Jahrb.  für 
NationtlOkonomen,  16.  Bd.,  8.  126  ff.). 

6.  üeber  Erweilemng  des  0ros8griindbesitses  m  UngniiBten  des  Baiieni» 
Uuides  können  folgende  beiapieleweise  Abgaben  gemnclit  werden: 

Nach  V.  Miaikowski  (a.  a.  ()„  S.  143  ff.)  ist  von  der  d«Mi  <  lu  in:ils  Be- 
rechtigten in  Prenssen  ge<rebeneu  Abtiudungssumme  ein  „nicht  geringer  Theil 
zur  Vergrösserung  von  Rittergütern  verwendet  worden"  (wie  dies  des  Yerfkieers 
Handbuch  des  Had.  Landwirtlischaftsrechts,  1887,  S.  31  auch  für  Baden  bestätigt, 
nannMitlicli  in  Ansclmn<r  der  \'cnnt'!inuiLr  des  kirchlichen  I'csitzt's  ;  wiid  _ini 
Osten  Schleswig-Holsteins  der  Bauernstand  durch  den  Grossgrundeigeuthumer 
snrfiekgedringt** ;  wurde  in  den  siebenriger  Jahren  fttr  ^e  ProTin«  Prenesen  im 
Abgeordnetenhaus,  namentlich  für  die  Kreise  Löben  und  Marieuburg,  festgestellt, 
„dass  die  kleineren  und  mittleren  Besitzungen  immer  mehr  verschwinden  und  die 
Bildung  von  Latifundien  in  einer  Bedenken  erregenden  Weise  fort- 
Bchnitt  ■ ;  sollt'ii  in  Schlesien  in  der  Zeit  zwischen  1850/88  4923  BauemgSter 
mit  einem  Areal  von  194805  ha  verschwnnden  (S.  154i  und  in  der  Provinz  Posen 
im  Laul'e  diesen  Jahrhundertti  2832  Bauernhöfe  mit  zusauuuen  178233  Morgen,  im 
brandenbnrg iBchen  Kr.  Prenzlan  IbVo  im  Kreise  Soldin  60^«  der  Banemgfiter 
in  den  Besitz  von  Ritter<rnts1)esitzern  gekommen  sein;  haben  in  der  Periode  1816  59 
in  Preussen  die  spannta liieren  biiuerlichfn  Nahrungen  an  Umfang'  rund  20000ÜU 
Morgen  oder  rund  GVo  ""d  bis  li^u  um  ruud  8Vo  der  Flache  eingebüsüt 
(S.  152/153);  dehnt  sich  im  badischen  Oberland  der  Groasgmndbeflitx  der 
Fürstenbergisclien  Standesherrschaft  durch  zahlrtirlic  Aufkäufe  von  Hofgiitem 
behufs  Arrondimng  des  erslerer  gehörigen  Waldureals  immer  mehr  aus  146) 
(auf  letzterer  Thatsache  nnd  die  aarans  unter  Umständen  erwachsenden  Gefishren, 
bisbesondere  fiir  die  Erhaltung  der  finanziellen  und  politischen  ScII  m Müdigkeit 
der  bei  solchen  Aufkäufen  besonders  in  Betracht  kommenden  (icmt'in(l<n  hat  auch 
die  badische  Enquete  von  1883,  iV.  Bd.,  S.  28,  laugewiesen,);  und  es  haben 
weiterhin  die  Fortdauer  der  Aufsaugungstendenzen  auch  vom  Yereiu  für  Sodal- 
politik  veranstalteten  „Erhebungen  über  die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung" 
fiir  bestimmte  Uegeuden,  insbesondere  wieder  tür  die  östlichen  preussischen 
Provinzen  ausdrficklich  bestätigt  (Bd.  II,  S.  286  nnd  8S1>.  —  Auch  in  Enterland 
ist  noch  in  diesem  Jahrhundert  mit  einem  Theil  des  mittleren  und  kleinereu  länd- 
lichen Kigentlinms  auffr<Tännit  worden,  wie  die  neueste  englische  Aerarenquete  v<in 
187!)/82  bestätigt  hat,  .so  namentlicli  für  C'umberluud,  Westuiurelaud  uiul  Wale». 
Von  dem  Orundeigenthtim  des  Earl  of  Bective  mit  25  (XX)  Acres  wird  beispielsweise 
erwähnt,  dass  es  zum  grossen  Theil  ans  in  neuerer  Zeit  allmählich  gekauften 
kleinen  Bauernhöfen  bestehe.  Walcker  ^a.  a.  0.,  §  57 j  leitet  die  Latifundien- 
bildung  in  Orossbritannien  neben  der  rechtswidrigen  Legung  der  BanemhSf»  avch 
ans  «Yerschleuderungen  der  Domänen  und  Kloster^niter  an  imwirdige  Ciinstlinge 
der  Tiidors  und  Stuarts"  her  und  weist  darauf  hiu,  dass  _die  wenigstens  finTin  lle 
Uusictierheit  der  Besitztilel  der  eugiiächen,  schottischen  uud  irischen  Landgüter  uud 
die  enormen  Kosten  und  Weitläu^keiten  des  Kaufs  oder  Verkaufs  von  Land  wie 
ein  Schntsoll  fUr  die  Latiftmdien"  wirken  müsse, 

4.  Einen  Versuch,  der  Aufeaugung  des  mittleren  Grundbesitzes  durch  den 
Grossirnindhesitz  zu  begegnen,  hat  das  Oesterr.  Auerbenrechtsgesetz  vom 
1.  August  l(^l>  gemacht,  indem  es  in  Art.  lü  der  Landesgesetzgebtmg  tlie  Krlassuug 
von  Bestimmungen  gestattet,  inhaltlieh  deren  landwirthschaftliehe  Anwesen  mittlerer 
Orössc  von  Personen,  _in  dri-n  Ki<renthuin  s<dche  Höfe  oder  grössere  land- 
wirt lihc itaftliche  Besitzungen  bereits  sieheu,  gar  nicht  oder  nur  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  oder  Beschränkungen  erworben  werden  sollen**. 
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2.  Absentiismus.  Alle  diese  möglicherweise  an  das  Yor- 
liandensein  eines  ausschliesslich  oder  vorwiegend  auftretenden- 
Grossgrundbesitzthums  sich  knüpfenden  Nachtheile  in  politischer, 
wirthschaftlieher  und  socialer  Hinsicht  werden  noch  verschärft, 
wenn  gewohnheitsmas^iu  die  Eigenthüiiifr  »licser  Ontslierrschaften 
in    rec^elmässigor  AbweHPnhoit    von   ihren    (lüt^nii    «Intimi  V<'r- 
waltung    und    Loitung    dritten    PtMsonen    ühmlasson  (AbstMi- 
tiismns).    Dieser  Znstand  wird  zu  einem  besonders  selilimmen 
sicli  daiui  gestalten,  wenn  er  mit  dem  P  a  r  e  e  1 1  e  n  ]>  a  e  h  t  s  y  s  t  e  in 
Hand  in  Hand  geht,  und  denmach  das  Sclücksal  dieser  Pareellen- 
Pächter  im  Wesentlichen  von  dem  mehr  oder  minder  guten  Willen 
der  eingestellten  Administratoren  oder  Oberpächter  ab  hängt  (S.186flf.), 
minder  schlimm,  wenn  die  £inzelgater  durch  eigene  Beamte  ver- 
waltet oder  wenn  sie  als  solche  in  Orosspacht  gegeben  werden. 
In  diesen  Fällen  eines  regelmftssigen  Absentiismus  tritt  der  Gross- 
grundbesitzer  aus  dem  Kreise  der  ihm  von  Natur  zugewiesenen 
Benifspflichten  heraus  und  wird  zum  reinen  Rentenbezieher;  der 
Orund  und  Boden,  statt  ein  Substrat  der  unmittelbaren  Bethätigung 
des  Besitzers  zu  sein,  gewinnt  die  Natur  eines  Aiilageliapitals, 
dessen  Eigenthümer  die  socialen  und  wirtlisohaftlielien  Anknüpfungs- 
punkte mit  der  ländlichen  Bevölkerung  seines  Herrschaftsbezirkes 
verliert:   die  Entfremdung   von   den   unmittelbaren  Wirthschafts- 
interessen  der  in  Abhängigkeit  von  d*'ni  < }rossLrruiidb»'sitz  stehenden 
Landbewohner  verleitet  zur  (iewährung  immer  grösserer  Hefugnisse 
an  das  mit  der  Verwaltung  der  Güter  betraute  Beamtenthum, 
dessen  selbstständige  Stellung  nur  zu  häufig  in  rQcksichtsloser 
Ausnutzung  der  herrschaftlichen  Interessen  gegenflber  den  auf  den 
GQtem  beschäftigten  Arbeitern  oder  den  als  Pächter  thätigen  Be- 
rufslandwirthen  zu  Tage  tritt,  wobei  Uebergriffe  und  Eigenmächtig- 
keiten selbst  schreiendster  Art,  weil  sie  das  Ohr  des  Gutsherrn 
nicht  oder  nur  selten  erreichen,  immer  fester  mit  dem  Yerwaltungs- 
system  als  solchem  verwurzeln.  Kommt  gar  hinzu,  dass  die  Land- 
besitzer ihr  Renten  -  Hinkommen  aus  dem  Grundbesitz  ausserhalb 
Landes   aufzehren,    als«»  jahrein   jalir.iiis    irrosse    Ka]iitalien  der 
heimischen  Volkswirtlisehaft  entziehen,  s*»  kann  m.in   nit  ht  leicht 
eine  \  er\\erthung  ererbten  oder  sonst  erworbenen  <  irumlliesitzes 
sich  vorstellen,  die  mehr  dem  soeialen  PHiehtenkreis.  in  welehem 
sich  die  Angehörigen  des  ( irossgrundbesitzes  vor  Allem  bewegen 
sollten,  widerstreitet,  als  eben  diese.    Das  classische  Land  für 
den  Absentüsmus  in  dieser  beklagenswerthen  Gestalt  ist  Irland^ 
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deBsen  ohnehin  unglflcUiche  agrarische  Verhältnisse  durch  ihn  eine 
hesondere  Sehftife  gewonnen  hahen;  er  ist  aber  flberall,  wo  der 
Qrossgrundhesits  zu  Latifundien  sich  erweitert«  überhaupt  kaum 
ganz  zu  umgehen  und  tritt  daher  da,  wo  solche  Latifundien- 
besitzungen  sich  ausgebildet  haben ,  also  auch  auf  dem  Gontlnent, 
neuerdings  auch  in  wachsenden  Maasse  in  den  Vereinigten  Staaten 
zu  Tage.  Es  darf  als  ein  besonderer  Vorzug  des  deutschen  (thoil- 
weise  auch  des  englischen  und  schottischen)  Grossgnmdbesitzes 
angesehen  werden,  dass  dessen  Träger  im  Grossen  und  Ganzen 
es  als  eiiu'  eiirenvoUe  Standeso])lit'genheit  nicht  bloss,  sondern  als 
eine  gerne  <;eübte  Beschäftigung  ansehen,  der  unmittelbaren  Vor- 
waltung und  Leitung  ihrer  tiutsconiplexe  sich  hinzugeben  und  dass 
es  hier  meist  Gründe  zwingender  Art  sind  (Verwendung  im  öffent- 
lichen Dienst  oder  im  Heere)  welche  ktlrzere  oder  längere  Zeit 
den  Absentusmus  erzeugen;  auch  da,  wo  die  Gflter  durch  dritte 
Personen  administrirt  oder  ganz  oder  zum  Theil  in  Facht  ausge- 
geben werden,  ist  es  doch  immer  noch  festgehaltene  Sitte,  dass 
die  Besitzer  zeitweiligen  Aufenthalt  auf  dem  Lande  nehmen,  wobei 
dann  die  {persönlichen  Beziehungen  mit  der  eingesessenen  Land- 
bevölkerung und  ihren  Interessen  niemals  ganz  Terloren  gehen. 
Und  hiermit  stellt  es  wohl  auch  im  Zusammenhang,  das  während 
die  Berechtigung  des  Grossgrundliesitzes  da,  wo  dessen  Vertreter 
den  Grund  und  Boden  lediglich  als  Rentenquelle  kapitalistisch 
ausbeuten,  dem  Rechtsbewusstsoin  weiterer  Kreise  ernstlich  frag- 
würdiL^  erscheint  (Roden -Yerstaatlichungs  -  Bewegung  in  England 
und  Amerika,  40  ff.),  in  Deutschland  Tendenzen,  welche  unmittel- 
bar gegen  dif  Existenz  des  Grossgrundbesitzes  in  seiner  Gesammt- 
heit  gerichtet  wären,  ausserhalb  des  socialdemokratischen  Gedanken- 
kreises, doch  nur  vereinzelt  bis  jetzt  hervorgetreten  sind.  Wohl 
aber  darf  die  Entwickelung,  welcher  die  agrarische  Bewegung  in 
den  genannten  Ländern  anscheinend  entgegentreibt  und  dflrfen 
die  Gesetze,  welche  fOr  Irland  bereits  erlassen  sind  und  auf  eine 
Zertrflmmerung  des  Latifundienbesitzes  der  englischen  Landlords 
auf  der  grOnen  Insel  abzielen,  auch  für  die  continentalen  Ver- 
hältnisse eine  ^fahnung  sei,  durch  eine  zielbewusste,  den  Bauem- 
stand kräftigende  Agrarpolitik  nieht  nur  weiteren  ..Agglomerationen" 
des  vorhainienen  (irossgrundbesitzes  entgegen  zu  treten,  sondern 
auch  die  allin;ilili(  lie  Wiederabtrcuiiung  einzelner  (iutscomplexe  und 
deren  Besetzung  mit  mittleren  und  kleinereu  VVirtheu  anzustreben 
(8  Ö9  ff.). 
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Anmerkung  a)  J.  Conrad  nimmt  au,  unter  Zugrundelegung  der  Angaben 
von  Ellerholz,  Handbiuli  des  (Jnmdbesitzes  im  Deutschen  Reich  1875/87),  dass 
iu  Deutitchland  von  den  Eigt>nthümem  grosaer  Herrschaften  (über  lOÜO  ha)  nur 
18,0  dem  AbsentiiamBa  huldigen.  —  Di«  Selbgtreiidens  dW  OroMOi  nuf  ihren 
Gütern  ift  im  Allgemeinen  bei  dtn  germanischen  Völkern  mehr  «nl«Q(&eU  idi 
bei  den  romanischen,  namentlich  di-n  Spaniern  und  Italienern  und  auch  In 
Frankreich,  „wo  seit  Kichelieu  der  grosse  Umschwung  beginnt  und  wo  vor  der 
Bevolntion  kaum  ein  Zehnttheü  der  Gutsherren  auf  dem  Lande  lebte;  wo  es  damals 
dem  Kdt'linaun  für  eine  Art  von  Kxil  galt,  auf  seine  fiiifcr  <rt's(lnckt  zu  werden, 
und  auch  jetzt  ungemein  selten  ist,  dass  ein  gebildeter  und  wohlhabender  Mann 
idne  Uftter  selbst  bewirthiduifitete  oder  gar  fregode  in  Pacht  nihme*. . . .  (Solcher, 
a.  a.  O.,  I  66  und  Anm.  11  daselbst) 

b)  lieber  den  Latiftindfenbesits  in  Orossbritannien  sagt  Nasse  (Agnk 

rieche  und  landwirthschaftliche  Zustände  in  Eufrland .  Schriften  d.  V.  f.  Soc  Pol., 
Bd.  XXV^II.  S.  180):  „Die  Schriften  der  radicalen  Laudrefonner  sind  voll  von  Be- 
legen der  Abhängigkeit,  in  welcher  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  Wohnungs- 
verhiltaiase,  die  Wahl  der  Stätten  für  Rrwerbsthätigkeit,  für  gemeinsamen  Gottes- 
dienst etc.  i-iii  frrosser  Tlieil  der  Kngliinder  sich  gegenüber  den  grossen  Grund- 
besitzern betiudeu  und  von  der  Wiilkühr,  mit  der  diese  Abhängigkeit  mitunter  aus* 
genfitst  ivird*  .  .  .  Alle  Stinde  „w^^  der  grosse  Grundherr  unter  seiner  Bot- 
m&ssigkeit ;  der  oder  die  Pfarrer  sind  von  ihm  ernannt ,  die  Landwirthe  sitzen  auf 
seinen  Gütern,  sc»  lange  es  ihm  gefällt,  mit  kürzester  Kündiguugsfrist  ihres  Pacht- 
re<  hts.  Die  Handwerker  und  Kriimer  des  Dorfes  haben  von  ihm  ihre  Wohnungen 
und  Werkstätten  gcnncthct  und  können  in  ihren  Erwerbsverhältnissen  von  ihm  auüs 
Wesentlichste  sowohl  beeinträchtigt  wie  geHirdert  werden:  die  Arbfitcr  haben  eben- 
Adls  Miethswohnuugeu ,  die  nach  Bedürtniss  des  Guts  und  iu  der  Beschaffenheit, 
dSe  dem  Grundherrn  passend  erscheint,  angel^  werden.  In  weiten  Strecken  Mdt 
»>  dt  ii  Arbcitt-rn  an  der  Mfiglichkeit ,  jenmls  eine  Hütte  und  ein  Stück  Land  als 
Eigentbum  zu  erwerben,  (irosse  bewegliche  Vermögen  etc.  rufen  auch  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse von  grosser  Schärfe  hervor,  und  in  der  Regel  werden  die 
euglischen  l.iitifnndien  wohl  mit  mehr  Pflichtgefühl  gegen  den  Nächsten  und  gegen 
da.s  gemeine  Wolil  verwaltet  al';  anderes  Vermögen,  aber  diesem  haftet  nicht  so 
der  Charakter  der  Ausschliesslichkeit  an  wie  dem  grossen  Grundbesitz." 
Einer  der  in  der  englischen  Agrarenquite  vernommenen  Assistant  commissioners  liat 
darauf  verwiesen,  dass  von  245  Kirchspielen  des  östlichen  N nt  tinghamshire 
nur  B5  das  (iliick  hatten,  einen  ansässigen  und  auf  seinem  Gut  wohnhaften  grossen 
Grundeigenthnmer  ^resident  squire)  in  ihrer  Mitte  zu  besitzen,  was  kein  Wunder 
ist,  wenn,  wie  Nasse  hervorhebt,  von  400  Peeres  und  Peeresses  jeder  durch- 
S4hnjttlich  14  330  acres  und  von  1288  anderen  grossen  G rundeigen thiinieni  jeder 
durchschnittlich  6Ö34  acres  in  England  und  Wales  besitzt.  „Es  mochte  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  fortdauernde  Concentration  des  lindHohen  Grund- 
eigenthums  gegenwärtig  auch  die  gross«'n  politisclien  und  socialen  Vortheile,  welche 
ein  Stand  auf  dem  Land  ansässiger,  unabhängiger  und  sich  dem  Dienst  des  ge- 
meinen Wesens  widmender  grosser  Grnndeigenthümer  dem  englischen  Gemeinwesen 
bisher  gewührt  hat,  ernstlich  gctahidtt  und  dazu  beiträgt,  das  (dmehin  rasch 
wach-ende  l'ebergcwiclit  der  stotfvcredclnden  (Jewerbe  luid  dc^  Handels  über  die 
Landwirthschaft,  welches  iu  politischer  und  socialer  Bezieiiiuig  gewiss  nicht  ohne 
Bedenken  ist,  weiter  an  fördern**  (ebenda  187).  Wo  einmal  solche  Beeitsverhiltnisse, 
wie  in  (trossbritannien,  sich  herausgebildet  haben,  würde  selbst  die  Kestset/.ujig 
eines  Besitzmaximnms,  wie  es  s.  Z.  Graf  Soden  zur  Bekämpfung  der  Lati- 
fundienbilduug  vorgeschlagen  hat,  nichts  mehr  helfen,  weil  das  Mittel  viel  au 
spit  kirne. 

c)  VgL  hiezn  auch  A.  Wagner,  Grundlegung  (§  253),  wo  gegenftber  dem 

Kachtheile  des  Absentiismus  „eine  Inter^•ention  des  Staats  im  Gemeinschaftsinteresse'* 
als  grundsätzlich  gerechtfertigt  dargestellt  und  an  eine  Erschwerung  des  Absentiismus 
etwa  mittelst  einer  Besteuerung  des  ausserhalb  Landes  verzehrten  Einkommens 
gedacht  wird. 

26* 


Digitized  by  Google 


404  Kap.  IV.  Besitzvertheiluug,  Erbrecht  und  LandpoUtik. 

3.  Das  Ergebniss  dieser  Betrachtungen  kann  daher  da- 
hin zusammengcfasst  werden,  dass  zwar  an  sich  das  Vorhandensein 

auch  grosser  Güter  volkswirtlischaftlich  vortheilhaft  erscheint  und 
nur  jene  Häutung  desselben,  die  ein  selbstständiges  Bauern- 
thum nicht  aufkoinnu^n  hisst.  als  nachtheilic:  zu  «Tuehten  ist;  und 
dass  in  dieser  Beschränkung  «Icr  (irossgiundbcsitz  um  so  iu»»hr 
einem  wahrhaft  staatlichen  Interesse  dient,  je  niobr  »^r  d»Mi  mitt- 
lem und  kleinen  Gütern  durch  musterhaften  Betrieb  ein  rühmliches 
Beispiel  giebt  und  die  ihm  auf  dem  Gebiet  der  Productionstechuik 
innewohnenden  Vorgänge  jederzeit  kräftig  zu  entfalten  und  iu  den 
Dienst  des  echten  landwirthschaftlichen  Fortschritts  zu  stellen  sich 
bemfiht;  je  mehr  er  aberhaupt  in  allen  den  Grundbesitz  bewegen- 
den Lagen  sich  eins  weiss  .mit  den  Interessen  auch  der  kleineren 
Grundbesitzer  und  die  Wahrung  gerade  auch  dieser  letzteren  als 
eine  sociale  Pflicht  erkennt  (VergL  auch  die  Ausführungen  auf 
S.  237.)  Die  politische  Bedeutung  eines  in  diesem  Sinne  wiricen- 
den  Grossgrundbesitzes  —  sei  er  nun  im  Eigenthum  adeliger  oder 
bürgerlicher  Familien  —  dessen  ■  Träger  zugleich  an  dem  öffent- 
lichen Leben  wirksamen  Antheil  neluntMi.  ist  so  anerkannt,  dass 
es  i'iuer  begründ«'nden  Ausführung  hi<*rw('gen  an  dieser  Stelle  nicht 
bedarf.  Wie  die  Tilioder  des  Bauernstandes,  si»  sind  auch  die  dem 
Grossgrundbesitz  angehörigen  Elemente  die  Vertreter  der  konser- 
vativen Strömungen  im  Staatsleben,  auf  die  jeder  Staat,  der 
von  überstürzenden  Bewegungen  sich  frei  zu  halten  ein  Interesse 
hat,  nicht  wird  verzichten  wollen;  wie  denn  in  den  re]>r:i>ientiitiven 
A  erl'assungen  ein  Stand  wirthschattlicher  und  social  hochstehender 
Grossgrundbesitzer,  wie  Boscher  schön  und  zutreffend  bemerkt, 
erste  Yoraussetzung  fflr  die  Begründung  einer  Ersten  Kammer  ist, 
„die  mit  wahrhaft  aristokratischer  Unabhängigkeit  zwischen  Krone 
imd  Volk  vermittelt,  beide  Gegensätze,  wo  sie  Recht  haben,  schirmt, 
wo  sie  Unrecht  haben,  vermittelt*'.  Endlich  darf  man  nicht  un- 
beachtet lassen,  dass  die  Selbstverwaltung  in  der  Gemeinde  und  in 
grösseren  Verbänden  der  Mitwirkung  von  Persönlichkeiten,  die  ver- 
möge iiirer  wirthschaftliehen  Lage  ehreuamtliehe  Ptlichten  ohne 
Seliädiguug  ihrer  eigenen  Interessen  sieh  unterziehen  können,  nicht 
Wohl  ejitlieliren  kann  und  dass  diese  Selb>t Verwaltung  leicht  küm- 
mert, wo  ihre  Triiger  ausseliliesslich  den  Kreisen  des  mittlem  oder 
kloiueru  Grundbesitzes  eutuommeu  werden  müssen. 

Siehe  hierüber  auch  die  AusfBhrungen  des  Herausgeben  ia  der  «Orttsd« 
legnng*",  §  860  und  U.  Hansen,  Die  drei  Berdlkerungsstiilen,  1689  (S.  330).  -- 
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80  meint  selhai  ein  so  radicaier  .Schritisteller,  wie  Walcker,  daüü  sogar  auf  den 
hficbsten  Caltnrstufen  die  wirthschaftlichen  und  Bodalen  Nachtheile  des  LatiAmdimns 

aulifownircn .  ja  übcrwnjrcn  wcnlfii,  wenn  _die  Verwiiltuiitr  und  Vt'ijjjulitunp  des- 
■elben  möglichtit  rationell  geordnet  sind,  wenn  es  dem  Freihandel  mit  Land  nicht 
durch  Fideiknmmisü  entzogen  ist  und  wenn  die  Besitzer  von  (ieschlecht  zu  (ieKchlecht 
in  ifrossartigster  Weis»-  wirthschaftliche  und  politische  Reformen 
verschiedener  Art  Ii  i- tO  rd  e  r  n  *".  Stati  sti  sr  h  1^  Angaben  aber  d61k 
(iroüsgruudbebitK  in  einzelnen  Staaten  finden  hicii  in  §  74. 

§  72.  Der  Besitz  der  todteu  Haud. 

Einer  besonderen  Betrachtung  bedarf  noch  jener  Theil  des 
Grossgrundberitzes,  welcher,  weil  für  unTerftusserUch  erklärt  oder 
thatsächlich  unyerftusserlich,  dauernd  dem  Verkehr  entzogen  ist; 
es  ist  darunter  der  Besitz  des  Staats,  der  Gemeinden,  der  Kirche, 
in  pfowissiMii  Sinn  auch  der  fideicommissarisch  crebiindono  Grund- 
besitz zu  rccliiuMi  und  man  kann  auf  all«'  diose  Bositzt^sarton.  weil 
der  zuirehöriii»'  (Jrund  und  B(h1»mi  roelitlifli  oder  thatsächliili  dem 
Verkehr  entzogen  (extra  roniinerciuni)  ist,  den  BcLiritV  dor  todten 
Hand(maiius  inortua)  anwenden,  »dnvolil  man  genudnliin  unter 
solcher  nur  den  Besitz  der  Kirche  und  milden  Stiftungen 
za  verstehen  pflegt. 

1.  In  Bezug  auf  den  staatlichen  Grundbesitz,  der  übrigens 
nirgends  mehr  einen  sehr  breiten  Raum  in  Betreff  der  land- 
wirthschaftlich  nutsbaren  Güter  einnimmt,  darf  jene  ültere 
Richtung  der  Doctrin,  die  im  Anschluss  an  die  englische  Lehre 
unterschiedslos  die  Verftusserung  solcher  Staatsgüter  forderte,  heute 
wohl  als  überwunden  gelten:  weder  ist  der  finanzielle  Rückhalt, 
den  auch  dieser  Theil  des  Domänenbesitzes  gewährt,  noch  der 
Umstand  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  dieser  Domänenbesitz,  soweit 
♦T  in  groi^sen  und  mittleren  Gutern  zur  Verpaehtung  zu  gelangen 
pflegt,  ein  ^lAir  bedeutungsvolles  Mittel  ist.  einen  Stand  tüehtiger, 
intelligenter,  dem  Fortst  hritt  in  •'t  liteni  Sinn  ziuieiL^ender  Staats- 
piicbter  ln'ranzuzieheii .  deren  \Virtli<oliat'tsergel>nisse  jeiu'n  der  in 
Selbstverwaltung  stehenden  l'ri\ ;itL;ül<'r  selten  nachstehen.  Und 
eine  Entäusserung  des  lan<lwirthschattlichen  Fiscalbesitzes  (Do- 
mänen im  engeren  Sinn),  kann  daher  nur  etwa  unter  dem  social- 
politischen  Gesichtspunkt  in  Frage  kommen,  in  Gegenden,  in  denen 
die  BesitzTorhältnisse  an  sich  ungünstig  sind,  insbesondere  also 
ein  Stand  kleiner  Landwirthe  fehlt,  solchen  durch  Zerschlagung 
der  einzelnen  Domänen  neu  zu  schaffen  (§92);  oder  aber  auch  da,  wo, 
wie  in  Sflddeutschland  mannichfach  der  Fall,  der  Domänenbesitz 
ein,  auf  eine  grosse  Anzahl  Gemeinden  sich  vertheilender  Par- 
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cellarbesitz  ist,  und  in  der  Form  der  Parcellenpacht  mit  all 
den  NiU'htlu'ilpn.  welche  dieser  vom  privat-  und  volkswirthschaft- 
liehen  Standpunkt  aus  anhaften,  venverthet  wer<l»Mi  muss.  34.) 

2.  Die  Käthlichkeit  der  Beibehaltung  der  G  onieindogüter. 
die  übrigens  heutzutage  vorwiegend  in  Wald  bestehen,  bedarf  im 
Hinblick  auf  die  frflheren  Erörtenmgea  (g  4U  &.)  einer  besonderen 
Betonung  nicht. 

3.  Der  liegenschafUiche  Besitz  der  Kirche  wird  jedenfalls 
dann,  wenn  er  in  einem  die  Harmonie  der  allgemeinen  BeaitSYer- 
theilung  störenden  Umfang  sich  hiufen  sollte,  als  ein  gemein- 
schftdlieher  anzusehen  sein;  ob  er,  in  mftssigem  Umfang,  als  eine 
wirthschaftUche  Wohlthat  erscheint,  hftngt  wesentlich  Ton  dem  Zu- 
stand der  allgemeinen  Cultur  und  davon  ab,  in  welcher  Weise  der 
Staat  selber  den  Oulturau^ben  sich  unterzieht  Im  Hinblick 
hierauf  ist  einzuräumen ,  dass  bei  den  auf  den  Trflmmem  der  rö- 
mischen Welt  angesiedelten  Volkern  der  kirchliche  Güterbesitz 
ohne  Zweifel  hlngere  Zeit  ausgesproc  hen  günstig  gewirkt  hat,  weil 
von  den  l\irelien  und  Klr»stern  die  Fortschritte  besserer  Boden- 
bearheitung  vorwiegend  ausgegangen  sind  (S.  10  oben)  und  weil  eine 
auf  den  kirchlichen  (Jätern  im  frühen  Mittelalter  traditionell  geübte 
milde  Behandlung  der  Unfreien  dazu  beigetragen  hat,  die  Lage  dieses 
Theils  der  bäuerlichen  Bevölkenmg  allmählich  zu  einer  besseren 
zu  gestalten  (Vgl.  indess  S.  97).  Heutzutage  ist  nun  aber  innerhalb 
der  europäischen  Culturstaaten  von  solcher  Mission  der  Kirche  nicht 
mehr  die  Bede ;  die  Hebung  der  landwirthschaftlichen  BcTOlkerung 
in  wirthschafUicher  und  betriebstechnischer  Hinsicht  ist  Sache  des 
modernen  Staats,  der  die  ihm  auf  diesem  Gebiet  gestellte  Aufgabe 
vermöge  seiner  Yerwaltungsorganisation  und  seiner  sonstigen  Macht- 
mittel am  wirksamsten  zu  leisten  vermag  und  in  diesem  Theil  der 
Aufgabe  der  Unterstützung  jedenfalls  einer  g r  u  n  «1  b  e  s  it  z  e n  d  e  n 
Kirche  nicht  bedarf.  Wenn  gar  der  Kirchenbesitz,  wie  nicht  selten 
der  Fall,  wo  er  in  grossen  Massen  sich  anhäuft,  in  der  Art  seiner 
IJewirthschaltung  hinter  dem  Landesdurchschnitt  zurück])lieh  (Spa- 
nien. Italien),  so  wird  schon  aus  Gründen  des  volkswirthschatV 
lichen  rroductionsinteresses  die  Ueberleitung  des  kirchlichen  (irund- 
besitzes  in  private  Hände  angezeigt  erscheinen  können.  Das  Haupt- 
gewicht far  die  Entscheidung  der  Frage  nach  der  Käthlichkeit 
eines  umfangreichen  Grundbesitzes  namentlich  der  katholischen 
Kirche  liegt  übrigens  keineswegs  hier,  es  ist  irielmehr  diese  Ent- 
scheidung zu  treffen  im  Hinblick  einmal  auf  den  internationalen 
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Charakter  dieser  Kirche  und  7Aim  linderen  auf  die  ..Agglonierations- 
tendenz'',  welche  dem  Grossgrundbesitz  der  Kirche  vor  allem  inne- 
wohnt.  Jener  bringt  es  mit  sich,  dass  bei  dem  kirchlichen  Grund- 
besitz der  Absentiismus  (S.  401  ff.)  in  der  schärfsten  Weise  zur 
Geltung  kommt  und  zwar  nicht  bloss  niu*  desshalb,  weil  derselbe 
Ton  weither  verwaltet  wird,  sondern  auch  desshalb,  weil  seine  Er* 
trftgnisse,  soweit  es  sich  nicht  um  Ortliches  StiftungsvermOgen 
handelt  (Ziffer  4)  zu  einem  mehr  oder  minder  grossen  Betrag  aus 
dem  Lande  ihrer  Herkunft  Aber  die  ganze  Erde  abströmen.  IHe 
Aufsaugungskraft  des  kirchlichen  Grossgrundbesitzes  aber  flberragt 
die  des  sonstigen  Grossgrundbesitzes  desshalb  so  bedeutend,  weil 
neben  den  reichen  Mitteln  der  Kirche,  die  fortgesetzt  Anlage  im 
Grund  und  Boden  suchen,  Frömmigkeit  und  Aberglaube  zu  dessen 
kostenloser  Häufung  immer  von  Neuem  lieitiageii.  Von  «lern  Kiesen- 
besitz der  Kirche  im  Mittelalter  kann  man  sich  nicht  leicht  eine 
zu  grosse  Vorstellung  nun  lien:  und  die  zeitweise  aufgetretene  Be- 
sorgnisö,  es  möchte  mit  der  Zeit  der  ganze  Grund  und  Boden  von 
der  Kirche  ., verschlungen"  werden,  war  keineswegs  eine  übertriebene. 
Wenn  aus  solchen  Erwägungen  schon  frühe  mit  Einziehung  von 
Ekchengütern.  auch  durch  fromme  Herrscher,  begonnen  und  wenn 
in  diesem  Jahrhundert,  meist  allerdings  aus  Gründen  allgemein 
politischer  Natur,  nahezu  überall  diese  „Sftculansationen**  zum  Ab- 
schluBB  gebracht  worden  sind,  so  dass  heutzutage  von  einem  kiich* 
liehen  Grosagrund-  oder  gar  Latifundienbesitz  nur  noch  vereinzelt 
gesprochen  werden  kann,  so  liegt  hier  ein  Process  vor,  den  man 
vom  Gesichtspunkt  der  allgemeinen  Cultur  im  Allgemeinen  ebenso 
för  richtig  erachten  muss,  als  es  vom  Standpunkt  des  Bechts  aus 
verwerflich  war,  wenn,  wie  in  stürmischen  Zeiten  wiederholt  go- 
schehon, der  Kirche  für  die  entzogenen  Güter  ein  entsprechender 
Gegenwerth  nicht  gegeben  oder  staatlieherseits  nicht  einmal  dafür 
gesorgt  wurde,  dass  die  Bedürfnisse  der  Kirche  (persönliche  und 
sachliclie)  nun  in  anderer  Weise  (durcli  rebernahuie  derselben  auf 
die  öffentlichen  li'onds)  ihre  augemesseue  Deckung  fanden. 

Weuu  schon  frühzeitig  (vom  10.  JaUrhuudert)  „MiimtchaUtät,  \'ugtei,  Grat- 
schall  und  Hersogthnm,  die  königliche  Gewalt  selbst  den  Idrehlichen  Besitsstand 

angriff,  so  ist  dies  keineswegs  durchaus  als  Aeusserong  brataler  (rewalt  oder 
niederer  Gewinn ><n cht  zu  bourtht-ih'u;  das  politische  und  das  wirthschaftliche  Lebeu 
fdUte  sich  wiiklich  eingeengt  durch  das  üebergewicht  des  kirchlichen  Besitzes, 
dessen  LeistnagsAhigkeit  fttr  die  nationalen  Interessen  in  keinem  YeriiiUniss  mehr 
zu  seiner  (irösse  stand**,  (v.  Inania-Steriicpf};.'i  Nadinmls  besonders  unifan;j;^n'iclie 
äücttlahsationen  iu  Deutschland  zur  Ketormatiunszeit,  wobei  aber  das  rumi;ichu 
Kiitihflognt  meist  der  neuen  Kirchengemeinschaft  belassen  wnrde;  dagegen  In 


Digitized  by  Google 


Kap.        Bedtzvertheiluug,  Hrbncht  uud  Landpolitik. 


Schweden  (IdST)  sn  Gunsten  theOa  der  Krone,  theili  des  Adels.  Die  nenseit* 

licheu  Säcuhirisatioufn  eingeleitet  durcli  diejeuipi'n  in  Frankreich  (1790);  in 
Dentschlund  durch  den  Kcichsdeputations-Hiuiptschlnss  von  1803  das  meiste 
Klosterpiit  zu  Gunsten  des  Staats  eingt'zop'U.  im  (ianzen  mit  einem  Eiukonunen 
von  21  Milliuuen  (iulden;  in  Spanien  1837  und  1841,  in  Tortupal  1834  ud 
1835,  in  Italien  seit  IHoö.  w»»  bis  Kiidc  1877  dem  Ddiniuiiiiin  «in  Werth  von 
039^/4  Mill.  uud  ein  Jahrebertrag  von  laitt  31  Mill.  zugewachüeu  t>eiu  60U.  —  Ob 
im  üebri^n  die  Eindehungr  von  KSrehengnt  dimemd  der  Tolksgemeinsehiil  wm 
Vortheil  gereicht,  hängt  von  der  Verwendung  ah.  die  ihm  in  der  Hand  der  MMn 
Besitzer  zu  Tlieil  wird  und  welcher  Art  diese  letzteren  sind.  Der  Vortheil  wäre 
also  ein  problematischer,  wenn  etwa  der  Staat  des  Kireheuguts  sich  wieder  tni- 
XuBsertf  ohne  Sorge  dRfUr  zu  tragen,  dass  es  nicht  lediglich  zur  Haaftengr  des  vorhan- 
denen privaten  Grossgrundbesitzes  dient  oder  wenn  es  in  die  Hände  von  städtischen 
KapitaUbten  oder  Geldhäuseru  gelaugt,  wie  vielfach  in  Spanien  uud  Frankreich 
der  Fall  gewesen  zn  sein  scheint  (Roscher,  in  der  Anm.  zn  §  106),  ebenso  in 
Italien,  wo  seit  1867  Staats-  und  Kirehengüter  im  Werth  von  9(X)  MiU.  Lire  ver- 
kauft worden  sind,  aber  keineswegs  überall  von  den  Hauern  behauptet  zu  werden 
vermochten;  (biher  die  italienische  Agrarenquete  die  Meinung  vertritt,  die  Erbpacht 
würde  wohl  dem  Verkauf  vorzuziehen  gewesen  sein  (Eheberg,  a.  a.  O.,  S.  91^. 
Der  Werth  d»'s  in  den  SOit  .I:ilirfii  in  Italien  noch  im  T?e-it/  der  Kirche  Itefiudlichen 
Gmndvermögeus  wird  aul' 300  Mill.  Lire,  der  Staatsgrundbe&itz  auf  rund  bOO  MilL  Lire 
geschätnt  —  In  Irland  wnrde  1869  das  gesammte  OrnndTermögen  der  Staalip 
Idrche  eingezogen  im  Werth  von  5  Mill.  Pfd.  Sterl.  und  zum  Verkauf  den  Pachten 
ansgehoten.  wovon  rund  fiOOf)  fvorwicfrend  in  risterUiebranch  gemacht  haben.  (Nach 
V.  Omptedu.)  —  ^Viel  Gutes",  meint  v.  Mohl,  .,kauu  schon  dadurch  gestiftet 
werden,  wenn  der  Staat  auf  eine  zweckmässige  Verpachtung  des  Grundeigenthnms 
der  todten  Hand  hinwirkt.  Nur  in  dem  Fall  scheint  ohne  Fnrecht  uud  ohne 
theü  auch  an  nützliche  moralische  1  juristische;  Personen  ein  Ansinnen  (aul' Abgabe 
eines  Theils  ihres  Eigenthnms)  gestellt  werden  an  kdnnen,  wenn  offenbar  ihr  Groadr 
eir."  ntinnn  über  das  für  sie  nothwendige  Maass  hinausgegangen  ist.  es  somit  ohne 
V»rlety,ung  ihrer  Sicherheit  auf  einen  geringeren  Umfang  zurückgeführt  werden 
kanu".  Aber  nicht  Miuderung  des  Vermögens  i.au  sich)  wird  iu  solcheai 
Fall  beabsichtigt,  sondern  nur  eine  solche  Anlegung  desselben,  bei  welcher  die 
grosse  Mehrsahl  der  Bürger  bestehen  kann".  (▼.  Hohl,  a.  a.  0.,  §  117.) 

4.  Ein  den  Grundbesitz  derKirche  gänzlich  ausschliessendes 
staatliches  Verbot,  wie  es  unterschiedlich  erlassen  wurde,  kann 

volkswirthschaftlich  als  eine  Noth wendigkeit  jc^lonfalls  nicht  an- 
crpsohcn  worden:  vielmehr  ist  oiii  zur  Rofriodiiruncr  ?>rtliclier  Zwecke 
(lieiu'iuler  iiiässi'a'r  ( iiuiKlltesitz  der  KiivlieiiLrenioinscliafton  sowie 
der  Stiftiniucii  t'rtr  milde  Zwecke,  schon  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Sehitnunu-  der  Steuerkratt  der  HevOlkerunir.  als  ganz 
wohlthätig  zu  erachten.  Um  der  Gefahr  ahermaliger  liesitzhäufung 
der  todten  Hand  zu  beirei^uen.  empfehlen  sich  allerdings  gesetz- 
liche Vorschriften  des  Inhalts,  dass  jeder  Krwerb  von  Grund  und 
Boden  durch  die  Kirche  oder  Stiftungen  der  staatlichen  Genehmigung 
bedarf  und  noch  besser  wflrde  es  sein,  wenn  jede  Vermehrung  des 
Besitzes  der  todten  Hand  innerhalb  eines  räumlich  umschriebenen 
Bezirks  (z.  B.  eines  Gemeindebezirks)  fiber  einen  gewissen  Betrag 
hinaus  Überhaupt  fOr  unzulässig  erklärt  würde:  ein  Grundsati, 
der  übrigens  gleicherweise  dann  auch  gegenüber  dem  Übrigen 
Grundbesitz  der  todten  Hand,  insbesondere  auch  dem  fideicomis- 
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sarisch  gebun<h>neii  gegenüber,  zur  Anweinlimg  kommen  müsste. 
Solclie  Vorsclirilten  —  sog.  A  ni  o  r  t  i  s a  t  i  o  n  s  go  s  o  t z  e  — ,  deren 
Zweck  also   ist.    der  Häufung   des  Vennögcnsbesitzes  innerbalb 
der  Kircln'  und.  darüber  hinaus,  l)ei  juristischen  Personen  überhaupt 
Schranken  zu  setzen,  sind  sclion  sehr  frühzeitig  erlassen  worden 
(die  ersten  Anfänge  geben  bis  in  die  Zeit  der  fränkisclien  Konige 
zurflck),  sei  es,  dass  man  sich  darauf  beschränkte,  der  Formlosig- 
keit der  testamenta  ad  piam  causam  entgegenzutreten,  sei  es,  dass 
man  sich  fttr  jede  an  die  Kirche  (Klöster)  gemachte  Verftussenmg 
den  obrigkeitÜchen  Gonsens  vorbehielt,  dabei  wohl  auch  zur  wirk- 
samen Durchführung  der  gesetzlichen  Absichten  den  Bechtssatz 
der  Erbunföhigkeit  der  Mönche  als  Erwerbsorgan  der  Klöster  ent- 
wickelte. Dabei  war  die  Einsicht  von  der  Schädlichkeit  einer 
allzugrossen  HSufüng  des  Besitzes  in  den  kirchlichen  Gemein- 
schaften und  Klöstern  so  allgemein,  dass  man  selbst  in  geistlichen 
Territori»*!!  zur  Krlassung  solcher  Amoiiisationsgesetze  schritt  (so 
in  Wür/.burg  und  Mainz).    Die  neuere  ( Jcsetzgebnng  hat  aber  im 
Allgenu'iiu'u  einen  l  nterscliie«!  zwisrhen  kirclilichem  Hesitz  und 
dem  Besitz  anderer  juristisdier  rersonen  in  Ansehung  der  Kegelung 
des  Vermögenserwerbs  nicht  mehr  gemacht,  d.  h.  den  BegritV  der 
todten  Hand  auf  den  Besitz  der  inristischen  Personen  überhaupt 
ausgedehnt  und  für  die  etwa  noch  beibehaltenen  Scliranken  im 
Vermögenserwerb  gleichmässige  Grundsätze  aufgestellt,  die  aller- 
dings von  Land  zu  Land  eine  grosse  Mannichfaltigkeit  der  Ge- 
staltung im  Einzelnen  aufweisen^). 

Statistisrlif  Aiiffaben.  1.  Der  Besitz  eiiizehier  Klöster  in  Älterer  Zeit 
gab  an  Umfang  oft  Landherrschaftt  n  mittlerer  Grösse  nichts  nach,  meist  über  weite 
Kü'fi'niUTV-'fn  sich  erstreckend;  wii*  z.  H.  die  »iiiter  der  Abtei  Prüm,  ^in  viele 
Uuuderte  vun  Durlcr  zersplittert,  von  der  Neckannüuduug  hin  zu  dem  holläudiüchen 
Bheindelta  und  von  den  Qvellen  der  Lahn  bis  Angrrs  nnd  Ronen  reichten" 
(Lamprecht.  in  PreusB.  Jahrb.  56);  und  das  Bisthum  Augsburg  im  Anfang  des 
H.  Jahrhunderts  1427  (Jiiter.  das  Kloster  Benediktbeuri'n  1070  deren  6700, 
St.  (fallen  zur  Kandinger/.eil  deren  4000  besass.  „Die  Freigebigkeit  der  Könige 
ward  znr  nnerBchfipflichen  (Quelle  der  Bereiehernng**  .  .  .  und  die  f,Urlnuidenbficher 
der  Kloster  sind  nmli  ji  t/.t  beredt«'  Zeugen  datlir.  \vie  jede  gute  Tlint.  jeder 
firomnie  (iedauke  in  irgen«!  einer  Fonn  der  (iiiter>clu  nkung  zum  .Xusdruck  kam''. 

'  Fiiie  übersichtliche  I»arstellujjg  des  deutschen  l'eelits  giebt  ('Ii.  Maurer 
iu  Art.  ^Amortisationsjfesetzc"  in  v.  Stengel  s  WDrterb.  des  deut.scheu  Verwaltungs- 
Tvchte.  Die  daselbst  rertretene  Ansicht,  dass  die  Amortisationsgesetze  heutxntage 
ihre  Berechtigung  verloren  haben,  weil  >der  Zeitgeist  ungeniessener  Vennögnis- 
steigerung  der  todten  Hand  schon  selbst  genügend  steuert",  kann  aub  den  im  Text 
entwiekelten  Gründen  nicht  beigcpHichtet  werden,  wie  anderseits  der  daselbst  mit* 
getluilte  Vorschlag  von  v.  Bar,  den  (Jesanunterwerb  religiöser  Anstalten  von  vorn- 
herein in  unverrückbarer  Weise  zu  begrenzen  und  jedes  Plus  für  den  Staat  in  An- 
spruch zu  nehmen,  wie  jede  scheuiatische  Ordnung,  den  concreten  Verhaltuisseu 
SB  wenig  Rflckricht  trägt,  nm  empfohlen  werden  zu  können. 
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. . .  «Von  dem  Stift  Trier  winen  wir,  daai  daiwlb«  darch  Sehenkonf  Karl*8  d.  Gr. 

802  ein  arrondirtes  Gebiet  von  10  Q,nadrmtmeile&  erhielt.  Von  dem  Rcichttinm  der 
Abtei  St.  Maximin  aber  giebt  die  Xachricbt  Zeugniss,  dass  von  ihr  Kaiser 
Heimich  11.  1023  an  68  ürteu  6656  Mausen  empfing,  um  sie  alü  Lehen  zu  ver- 
geben; immerhin  aber  verblieben  dem  Stifte  noch  Guter  an  61  Orten, 
unp'Hilir  die  Hälfte  des  ungeheuren,  besonders  im  9.  und  10.  JahrlnindiMt  »r 
worbeueu  Guts"*  (v.  Inama-Üterneg).  —  Ueber  den  Latüttudieubesit^t  der  Kirche 
in  älterer  und  neuerer  Zeit  nibere  Angaben  aneh  bei  Roaeher  unter  §  105:  in 
Gallien  besass  sie  vor  Karl  Martell  ein  Drittel  alles  Grandeigenthums,  ebenio  in 
Deuschland  vor  der  Kefonuation;  in  Knf;lnnd  nacli  der  normannischen  Erohening 
von  6021Ö  Hitterlehcu  28015  und  zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  die  lialt'te  des 
ganaen  Landes;  noch  im  18.  Jahrhundert  in  Neapel  und  Sieilien  ein  Drittel  dee 
Landes,  in  Spanien  jrut  ein  Fünftel;  in  Frankreich  wurden  kurz  vor  der 
Revolution  die  kirchlicheu  Gruudeinkünfte  dieses  Landes  auf  130  Mill.  Livree,  die 
der  ganzen  Welt  auf  2000  Millionen  geschätst. 

2.  Neuere  statistische  Angaben  für  Deutsehland,  In  Preusseu 
war  uachMeitxen  1865  der  Gesammt besitz  der  Kirchen  und  P&mden  nur  1622  474 
Morjren.  der  rniversitiiten  und  Inilieren  Lehranstalten  rj|{.r)()8.  der  anderen  Schulen 
183148,  der  milden  Stiftungen  419üö4  mit  einem  iieinertrag  von  11  Mill.  Mark. 
Der  gesammte,  in  fetter  Hand  befindliehe  Orundbesita  (der  Krone,  det  Staats,  der 
Gemeinden.  <  i  iiorationen  und  Stiftuniren.  der  I.ehengfiter,  des  Fideicommissbesitzes) 
=  "/u  dt  ^  iand-  und  forstwirtlischaft liehen  Areals,  -  ~  b)  In  Bayern  wird,  bei 

einer  gesammtcu  luud wirthschaftlichen  Fläche  von  4Ö79Ö12  ha,  im  Jahre 
1863  der  liegenschaftliche  Besitz  von  Stiftun^M>n,  (Gemeinden  und  Corporationea  an 
191 9H1  ha,  derjenige  der  Distrirts-  und  Kreisverhände  sowie  des  >;ta.it''  auf 
22953  ha  angegeben;  vou  2374075  ha  Wald  waren  im  Besitz  der  erstereu  Gruppe 
994282  ha,  im  Besits  der  aweiten  768201  ha.  c)  in  Sachsen  umihsstea  1882  die 
fiacaUschen  Gttter  mit  177136  ha  (darunter  171892  ha  Wald)  etwa  12*/«  der  ge- 
sammten  land-  und  forstwirtliscliaftlichen  Fläche;  von  dem  niehtfiscalisclien  Besitz 
entfallen  inach  einer  Ermittelung  vou  1877)  auf  die  Gemeinde'^'^uter  1,24  °  auf 
Kirchen,  Schulen,  Pfarren,  Stiftungen  2,15%;  auf  Vereine  oder  sonstige  Corpora« 
tionen  0.34'',(,.  sn  dass  also  der  Besitz  der  todten  Hand  ein  vergleichsweise  sehr 
unbedeutender  ist.  (v.  Laugsdorff,  Die  Laudwirthschafl  in  Sachsen,  1888, 
8.  61  ff.>  d)  Baden.  Eine  sehr  sorgfältige  Statistik  des  Besitses  der  „todten 
Hand^  ist  in  diesem  Land  im  Jahre  1892  veröffentlicht  worden  (Beiträge  zur 
Statistik  der  inneren  Verwaltung,  lieft  Nr.  XLVl».  Von  einer  (J esnnnn tcnltnrHiii  he 
im  Umfaug  von  1424729  (wovon  landwirthschaftliche  Flache  877321,  Wald- 


fliche  547408  ha)  sind 

ha  In  °  « 

im  freien  Verkehr   «3^1147  58,9 

ausserhalb  des  freien  Verkehrs   585582  41,1 

und  swar  im  Besitx  von 

Staat   111283  73 

(iemeinde   831 Ö39  23,3 

Kirche,  Stiftungen   25185  1,8 

Omnd-  und  Standesherren   lHj23]  ill 


sonstiger  (juristischer)  Personen    ....     21409  1.5 

V(»n  der  \V a  1  d  fl ä c he  allein  i.')47408  hat  sind  im  freien  Verkehr  13755() 
(25,1 7ut  meist  bauerlicher  Waldbesitz;,  ausserhalb  des  freien  Verkehrs  409858 
(74,9  und  swar  entfallen  auf  Staat  16.4%;  die  Gemslndea  44,4*/«;  Kirche  etc. 
1,5"  ,,;  <irund-  und  Staadesherren  10,2 7«;  sonstigen  Besita  2,4*/«  des  gesäumten 

Wald^eländes. 

Am  bedeutungsvollsten  sind  diejenifreu  Ziffern,  welche  ausschliesslich  die 
landwirthschaftlichen  Culturgelände  /.um  (iegcnstaud  haben.  Von  der  gi»> 
lammten  landwirthschaftlichen  Flüche  in  Baden  mit  877321  ha  iHianden  sich 

ha  In 

im  freien  Verkehr   701597  80 

ausserhalb  des  freien  Verkehrs    .   .  175724  20 
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4X1 


and  2 war  im  Besitx 


214(>4 

2,4 

88412 

10,1 

17Ü13 

1,9 

40154 

4^ 

Ton  sonBtigeii  (juristischen)  Personen    .  . 

8808 

liO 

Von  einer  irgend  ncunenswerthen  Ausdehnung  ist  dnlier  ««eh  in  diesem  Land 
der  Bentz  der  tndten  llnnd  'im  wcitoroTi  Sinn'«  nicht,  wenn  SChoa  derselbe  |^em«r- 

kuugsweise  in  uuj^'ünstig^er  Weise  siili  li.iutt. 

3.  Sonstige  Staaten,    a)  In  Bülxmeu  ^iu  12  Kreisen)  wurden  ermittelt 
(Zfthlnngen  seit  1861):  Gemeinde',  Kirehen*,  Schal-  nnd  Stiftunpigründe  614000; 

gebundener  Fauiilienbesitz  567000  ha;  AUodiulbesitz  37!)2()()0  ha;  zugammen 
4973000  hü.  h>  In  T'ngarn  soll  allein  das  im  Besitz  {jeistlicher  Würden- 
träger betiudlithe  Land  1  ^lillion  Joch  =  rund  öTOUmJ  ha  uuitaaseu.  c;  üi 
Frankreich  entfallen  nach  der  statistique  agricole  von  1882  auf  die  öffenlichen 
Anstalten  jeder  Art  einschliesslich  <lfs  kirchlichen  und  Sfiffmip'shcsit/es  nur 
381öi)8  ha  (0,72  "^'o  gesammten  iaudwirthbciiaftlichen  und  Forütarualt}),  auf  den 
Staat  weiter  1,91  V«,  auf  Departements  nnd  Gemeinden  8,76  */o,  so  daas  für  den 
FkivalbesitB  mehr  als  88%  übrig  bleiben.  Der  Werth  des  p'sanimten  Immobiliar« 
besitzen  der  todten  Hand  in  Frankreich  wurde  1879  zu  712  Mill.  Frcs.  ermittelt, 
d)  In  Italien  wurde  das  Gruudbesitzvermögen  der  Kirche  in  den  80er  Jahren  auf 
900  Millionen  Lire  geachfttst  nnd  in  England  nnd  Wales  auf  1300000  Acres 
(nmd  630000  ha). 


§  73.  Die  kleiueii  Güter. 

Nat  h  den  vorausgegangenen  Er«5rterungen  wohnt  zwar  an  sich 
den  Gro3sgüteni  eine  wirthschatts-tochnischo  Ueberlegenheit  über 
die  mittleren  und  kleineren  (-Jüter  inne,  es  kommt  dieselbe  aber 
keineswegs  ül>erall  zur  (Jeltung  und  es  kann  daher  auch  unter 
dem  Gesichtspunkt  des  landwirthschattliclien  Productionsinteresses 
das  Vorwalten  dos  mittleren  und  kleineren,  d.  h.  des  bäuerlichen 
Besitzes  nicht  als  ein  Nachtheil  angesehen  werden,  während  aus 
politischen  und  socialen  Erwägungen  dieses  Vorwalten  geradezu 
begflnstigt  zu  werden  verdient  (S.  395  if.)*  Nachtheilig  wird  eine 
GrundbesitzTertheilung  erst  dann,  wenn  die  landwirthsehafUichen 
Anwesen  in  ihrer  Mehrzahl  so  klein  sind,  dass  im  Durchschnitt 
der  Jahre  der  Lehensunterhalt  des  Wirthschafters  und  seiner 
Familie  gerade  noch  dflrftig  gefristet  zu  werden  yermag  (Zwerg- 
wirthe,  Z wergwirthschaften),  zumal  wenn  beim  Fehlen 
jeglichen  grösseren  Besitzes  oder  entwickelter  industrieller  Thätig- 
keit  zugleich  die  Gelegenheit  mangelt ,  das  etwaiire  Haushalts- 
deticit  mit  landwirthschattliclien  oder  gewerblichen  Tagelohnarbeiten 
zu  ergänzen Wo  der  Besitzvertheiluug  eines  Landes  oder  einer 


')  Au  welchem  l'unkt  die  (ireuze  tur  die  I  nterhulititlache  beginnt,  lüatit  sieh 
bei  der  Verschiedeuurtigkeit  der  Productionsbedingungen  allgemein  nicht  sagen  nnd 
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Landesgegeiul  diosor  Cliaraktor  des  Vorwaltons  der  Zwersrwirtli- 

schafton  iiiil'gojnägt  ist.  spricht  man  von  B  o  s  i  t  z  z  e  r  s  p  1  i  1 1  e  r  ii  n  .2 . 
auch  Atoniisirung  «h's  GnnuUiesit/.t's,  und  es  ]>ildet  diese  also 
das  <  H'uenstück  zu  jener  anderen,  ohen  bes}>rochpnen  Art  der  Be- 
sitzvertheilung,  in  der  der  (jriind  und  Bodeu  in  weuigeu  Händeu 
sich  zusamniengehäult  hat. 

Zur  A\  ürdigung  dieser  kleinsten  landwirthschafUichen  Be- 
triebe ist  das  Fönende  zu  bemerken: 

1.  Die  X  a  c  Ii  t  h  e  i  1  e ,  \velche  dem  Z  \v  e  r  g  i  r  t  h  s  e  h  a  1" t  c  11  - 
thum  anhaften,  sind  s<>  auuenfälliire.  dass  es  an  «lieser  Stellt»  nur 
Aveniger  Andeutungen  bedarf.  In  einem  GoAverbe.  in  dem,  wii*  in 
der  Landwirthsehaft  der  Fall,  die  Erträgnisse  nicht  bloss  von 
Marktconjuncturen  (wie  beim  Handwerk  und  der  Industrie),  sontlem 
in  so  hohem  (jrade  von  unberechenbaren  und  unbeeiuflussbaren 
Factoren  der  Wittening  abh&ngen,  also  mehr  oder  minder  grosse 
Schwankungen  von  Jahr  zu  Jahr  die  Begel  bilden,  muss  offenbar 
die  Lage  des  Wirths  eine  um  so  unsichere  sein,  je  weniger  sein 
Anwesen  in  mittleren  und  guten  Jahigftngen  Ueberschfisse  Über 
den  nöthigsten  Bedarf  liefert,  welche  als  Sparpfennig  fflr  an- 
günstigere  Jahrgänge  angesammelt  werden  können.  Die  Erfahrung 
zeigt  denn  auch,  dass  die  hierher  zählenden  Wirthe,  indem  sie,  wie 
man  sagt,  „Ton  der  Hand  in  den  tftind  leben  ^,  selbst  kleineren 

die  Statistik  allein  bietet  dessluilh  einen  Aufschluss  darüber  nicht,  ob  in 
einzelnen  (iegeudeu  die  Ucsity^vertheilimg  noch  eiao  befriedifjende  oder  doch  Kid- 
liche  ist  oder  in  dus  Gegentheil  umsiuchlagen  droht  68 1.  Kine  noch  beiito 
selir  lesenswerthe  Arbeit  ist  der  Aufsatz  von  Ran  ^l'eber  das  ^liiiimnni  eiaM 
Bauernguts (,iu  Itau's  Archiv  der  politischen  Oeconomie,  Neue  Folge,  ^  liaad, 
Seite  145  ff.)  ,  wo  Q.  A.  sehr  richtig  swischen  dem  Arbeitsrainimnin  (ArbcÜB- 
fläche)  und  dem  Unterhaltgminim  am  (Uuterhaltsfläclie)  nnt«  i  m  In«  den  ^\hi\  ■.  die 
«weite  Orenzgrösse  ist  die  kleinere  ;  sie  komint  nur  b«'i  Kuh^'-utern,  Kob-  oder 
(iarteuland  vor,  weil  auf  (Jespanngütem  die  Arbeitsgrenze  um  so  viel  grösser  ist, 
dass  hier  mehr  als  der  nötbige  Unterhalt  endelt  \%'ird.  .,Bis  zu  der  Arbeitsgrense 
bin  darf  man  unter  p'\vis>w>n  Hedin«;unpen  bei  der  Verkleineniu}:  der  (iiiter  eine 
Erhöhung  des  Keiuertragä  vom  Morgen  aiuiehuieu^  erst  über  jene  luuauü  kommt 
die  Arbeit  hoch  und  bleibt  ein  geringerer  Ueberachnss"  .  .  .  Jedenfalls  loUleB 
„ Besitzungen  unter  der  einen  oder  anderen  Grenze,  da  sie  dorch  die  Gelegenheit 
y.u  einem  Ni  bi-iierwerb  ergänzt  werden  müssen,  um  zur  Tuterlayre  eines  Flansbalts 
zu  dienen,  nur  in  einer  von  der  Menge  solcher  (.ielegenheiien  bedingten 
Anzahl  vorhanden  seien**.  —  Von  den  Schrifkellem  der  Alten  rind  Columella 
und  l'alliidius  Freunde  des  kleinen  (irundbesitzer.  er>;ferer  direct  unter  Hiinveisung 
auf  das  Aristotelische  fttufov  u(tiaiov  und  aul'  die  alte  römische  Bauernregel,  „der 
Acker  miisse  immer  schwächer  sein  als  der  Bauer**  (^imbecilliorem  ognim  qnam 
a;.'rienlani  esse  debere\  letzterer  indin'et,  indem  er  es  fiir  eine  Bedingung  blühender 
Landw irtlixhaft  ausielif.  dass  der  (nundbesitzer  die  Bewirtlisfliat'tunp  seines  (?r.K 
selbst  leitet  und  beautäichtigt  iüiehe  Hildebrandt,  in  Jahrb.  f.  Nationalökouomu-, 
Jahrg.  1869). 
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XJnfftllen  gegenüber  sofort  auf  die  Inanspnichnahme  des  Credits 
angewiesen  sich  sehen  und.  weil  sie  entweder  genuLr»Mide  Sicher- 
heit nicht  zu  bieten  vermögen  oder  das  Aulsuchen  solider  Credit- 
anstalten  scheuen,  unsoliden  (Jeldverleihern  und  damit  der  Be-i 
wucherunir  und  wai'hscnder  Verschulduni^  mir  zu  leicht  verfallen, 
worin  nun  aber  wied(Tum  das  Hauptliindcrniss  lieirt,  die  iierade 
auch  für  diese  Art  von  netriehen  besonders  wichtige  Um-  und 
Foiibüdunir  der  Wirthschat'ts weise  im  Sinn  einträglicherer  Aus- 
nutzimg  des  Bodens  herbeizuführen.  Lebendes  und  todtes  In- 
ventar ist  oft  auf  das  bescheidenste  Maass  eingeschränkt,  dosshalb 
die  Bestellung  der  Felder  (wegen  ungenUgender  Spannviehhaltung 
imd  schlechter  Werkzeuge)  vielfach  eine  mangelhafte  und  die  Er- 
trftgnisse  stehen  aus  diesen  Gründen  und  wegen  der  in  der  Bogel 
ungenügenden  Düngung  hinter  den  grüsseren  bäuerlichen  Anwesen 
meist  sehr  zurück,  obwohl  man  gerade  innerhalb  der  kleinen  und 
kleinsten  Anwesen  auf  die  ertragreichste  Wirthschaftoweise  am 
dringlichsten  hingewiesen  wäre.  Man  sollte  meinen .  dass  der 
herbe  Kampf  mit  den  Daseinsltedinofungen,  der  diesen  Wirthen 
tairtä£rlich  aufgenöthi«^t  ist,  einen  Ansporn  zur  besouderen  Eeir- 
samkeit  und  Empfilnglichkeit  für  belehrende  Einwirkungen  abgeln»n 
müsste :  die  Krfahrung  zeigt  indess,  dass  oft  das  (iegentheil  der 
Fall  und  dass  die  jNoth  in  Verbindung  mit  dem  geringen  Maass 
von  Bildung  gerade  in  diesen  Kreisen  oftmals  eine  stumpfsinnige 
Gleichgültigkeit  erzeugt,  wcdche  der  landwirthscbaillichen  Ver- 
waltung ihr  pflegliches  Wirken  ganz  ausserordentlich  erschwert 
und  wirkliche  Erfolge  nur  bei  unablässiger,  unverdrossener  Be- 
mühung unter  gleichzeitiger  Aufwendung  verhältnissmässig  grosser 
Geldmittel  (in  Form  von  Aufmunterungsprämien,  Beihilfen  zu  nütz- 
lichen Unternehmungen  etc.)  erhoffen  lässt. 

2.  AUe  diese  den  kleinsten  Wirthschaften  anhaftenden  Nach- 
theile Summiren  sich,  wenn  der  vorherrschende  Bestandtheil  der 
Froduction  in  besonderem  (irade  starken  Schwankungen  des  Er- 
trags oder  der  Preise  ausgesetzt  ist.  wofür  die  Lage  der  Klein- 
wirthe  in  den  W  ein  b  a  ub  e  z  i  r  k  e  n  das  beredteste  Heis]>iel  liefert. 
Denn  Iiier  vor  Allem  entbelirt  die  Wirtliscliaft  in  F(dge  der  ein- 
seitigen Kichtung  der  Froduction  des  wichtigsten  Factors  für  «lie 
Erhaltung  selbst  bescheidenster  Daseinsbedingungen .  nämlich  der 
verhültnissmässigen  Stetigkeit,  und  wiederholtes  Fehh^chlagen  der 
Weinherbste,  mit  dem  nun  einmal  mit  einer  gewissen  periodischen 
Begelmässigkeit  zu  rechnen  ist,  hat  alsbald  schwere  Nothstände 
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im  Gefolge.  Und  doch  ist  gerade  in  den  Bebgegenden  die  Besiii- 
zenplittenmg  ganz  allgemein  am  meisten  fortgesehritton,  weil 
unter  dem  Eindruck  einzelner  reicher  Heibste  die  kleinen  Leute 
Uber  die  Erträglichkeit  dee  Bebbaus  in  einer  schweren  Täuschung 

befangen  sind  und  weil  desshalb  selbst  einem  denkbar  massigen 
Besitz  die  Bedeutung  einer  auskömmlielien  Existenzgrundlage  bei- 
gelegt wird,  die  ilim  in  Wahrheit  niclit  zukömmt.  Erträglicher 
für  die  kleinen  Wirtlie  ist  die  Lage  da,  wo  eine  gewisse  Viel- 
seitigkeit der  Culturen  besteht,  also  nicht  alles  gowissermaassen 
auf  eine  Karte  (wie  in  den  ausgesprochenen  Kebgemeinden,  deren 
Wirthschaftslage  einem  Lotteriespiel  mit  schlechten  Gewinnchancen 
ähnelt)  gesetzt  zu  werden  braucht ;  imd  sehr  abgeschwächt  sind  die 
aus  der  Kleinheit  des  Besitzes  entspringenden  Ge&hren  in  indiistrie- 
reichen  Gegenden,  in  denen  den  Angehörigen  (Söhnen,  Töchtern) 
der  kleinbäuerlichen  Familie  eine  regelmässig  fliessende  QueDe  des 
Nebenverdienstes  erschlossen  ist,  ja  es  kann  in  solchen  Fällen  der 
Eleinwirth  sieh  unter  Umständen  einer  recht  befriedigenden  Lage 
erfreuen,  wie  dies  wiederum  durch  die  mehrfach  erwähnten  sfid- 
deutschen  „Erhebungen"  bestätigt  worden  ist'). 

3.  Ein  massenhaftes  Vorkommen  von  solchen  Klein- 
wirtiien,  welche  jahraus  jahrein  mit  finanziellen  Sorgen  holastet 
sind  und  durch  jedes  Ungefähr  in  erhöhte  Schuldenlast  gestürzt 
werden,  an  deren  Abtragung  nur  unter  besonders  günstigen  Ver- 
hältnissen gedacht  werden  kann,  ist  um  so  emster  zu  nehmen, 
weil  bei  solcher  Sachlage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  gerade  jene 
Eigenschaften  abgehen,  die  das  Landvolk  im  üebrigen  su  einem 
so  werthvollen  Bestandtheü  der  Volksgemeinschaft  machen.  Notb 
und  darbende  Lebenshaltung  in  Verbindung  mit  einer  vielfach  vor- 
kommenden stumpfsinnigen  Hoffhimgslosigkeit,  der  Enge  der  Ver- 
hältnisse sich  zu  entziehen,  erzengen  das  Geföhl  der  Unzufrieden- 
heit, und  (las  rnveiniöi^cn,  die  wahren  Gründe  für  die  iuier<iuick- 
liche  Lage  zu  erkennen,  d.  h.  letztere  aus  dem  von  Anfang  ab  für 
die  FühriiiiLT  eiiu's  selhstständigen  Haushalts  nngenflgen<len  Ver- 
mögensbesitz zu  erklären,  führt  zu  inigemessenen  Ansprüchen  an 
die  staatliche  Gemeinschaft  und  im  Fall  ihrer  Nichthefriedigung 
zu  Erbitterung  und  einer  den  Gnmdlagen  der  staatlichen  Ordnung 
feindlichen  Gedankenrii  htung.  in  welcher  der  Samen  der  politischen 
Missveignflgtheit  und  der  socialen  Umsturzgelflste  nur  zu  leicht 


')  Bad.  Undwirtliichsftliche  Erhebungen,  1883,  lY,  8.  46. 


Digitized  by  Google 


Abtchii.  n.  $  73.  Die  Uflineo  Güter. 


415 


zum  Keimen  kommt.  Wemi  am  Ausgang  dieses  Jahrhunderts  die 
flodaldemokiatisehe  Bewegung  von  den  Städten  auf  das  flache 
Land  llberzusetsen  mit  besonderer  Geflissentlichkeit  sich  anschickt, 

so  wissen  die  Leiter  dieser  Bewegung  sehr  wohl,  dass  sie  einen 

»'inpfäiiglichoii  Boden  nur  hei  diesen  kleinsten  Wirthen  vorfinden, 
in  (leren  Kreisen  desshalb  in  erster  Reihe  der  unterwühlende  und 
zersetzende  Stoft'  ihrer  Lehren  zu  verltreiten  versucht  wird.  Und 
es  darf  schon  aus  diesen  Grüiulen  als  eine  der  Huuptaufgaben  der 
Agrarpolitik  eines  jeden  Landes  bezeichnet  werden,  dass,  wo  der 
Procesa  weitgehender  Besitzzersplitterung  schon  im  Gange  ist,  ihm 
Atgegenzuwirken  oder  dass  er  doch  in  seinen  nachtheiligen  Folgen 
so  viel  als  möglich  abzuschwächen  und  dass  da,  wo  die  Besitz- 
Terhiltnisse  noch  befriedigende  sind,  die  Erhaltung  dieses  Zustandes 
kräftigst  anzustreben  sei^). 

4.  Man  muss  sich  übriirens  wohl  hüten,  aus  dt-r  Klt'inlnMt 
der  Be  sitz  verhnltni  s  se  an  sich  zu  einer  abfälligen  Beur- 
theilung  der  Lage  des  Landvolks  zu  gelangen,  ehe  die  gegebenen 
Wirthschaftsbedingungen  auf  das  Genaueste  erforscht  sind  und  ehe 
man  diese  Verhältnisse  gewissermaassen  bis  in  jede  Einzelgemeinde 
hinein  verfolgt  hat;  denn  es  unierliegt  keinem  Zweifel,  dass  doch 
nur  dann  die  Lage  der  Kleinwirthe  eine  unerwünschte  und  der 
Verbesserung  schwer  flifaige  ist,  wenn  innerhalb  eines  räumlich 
umschriebenen  Bezirks  (z.  B.  einer  Gemarkung)  aUe  oder  die  fiber- 
wiegende Mehrzahl  der  Landleute  dieser  Klasse  angehören,  weil  eben 
nur  in  diesem  FaU  die  Möglichkeit,  die  durch  den  kleinen  Grundbesitz 
nicht  hinreichend  in  Anspruch  frenommene  Arbeitskraft  durch  Tajje- 
lohnarbeit  in  grösseren  landwirthschaftlichen  Anwesen  weiter  auszu- 


')  Mit  Kecht  macht  v.  Miaskowski,  „I^Ai^  Erbrecht  etc.''      öS)  atich  darauf 
anftMriuttBf  dMS  wo  die  Zctttfiekelniig  de«  Gmndbeiities  selir  weit  vorgeechritteii 

i>t.  dio  Xipdorla<-iuti^'-sni()jxlirliki  it  \vc<rf'n  der  Leichtitrkoit  des  (Irundstiirksorwerbs 
nngewühnlick  begünstigt  eriicheint  und  desslialb  gerade  da  die  •  Bevölkemug  am 
ehesten  die  Tendenz  hat,  T^ilher  den  Nahrnngsspielrauui  hinans  ath  zu  yermehren*« 
znaial  jene  ängstliche  Rücksicht  auf  die  Lage  der  Nachkommenschaft,  wi>lihe  die 
besser  (iestellten  zu  nehnion  pflcfren.  f«>lib>,  je  irf'ri!i}r<^r  inid  parrcllirt«T  der  (Jrtmdbositz 
ist,  weil  es  schliesslich  nicht  viel  Bedeutung  hat,  .ub  das  kleine  Vermugeu  durch 
dnen  kleinen  «»der  grOeaem  Dirisor  gelheilt  wird*^.  Die  proletarische  Yolksver- 
in»  hninpr  in  Irland  piebt  liirrfür  spn-chonde  Belej^e,  an  welchen  es  übripens  unter 
aUnÜcheu  Verliältnisseu  auch  anderwärts  nicht  fehlt.  Drastische  Schilderung  des 
irischen  Zwergwirthschaftenthnms  durch  Fr.  List,  der  darauf  Terweietf 
wte  die  Mehraahl  dieser  kleinen  Wirthe  ihr  Leben  damit  zubringt,  Kartoffeln  zu 
hauen  und  zn  essen  und  im  Tebrifren  einen  prosson  Theil  der  it  nni•^sip■  poht, 
.,weil  Jedermann  mehr  Zeit  hat,  als  er  zur  besorgiuig  seiner  kumuurliclien  Wirth- 
iduill  an  Terwenden  brandit''  und  «gegen  d«reii  Exiatens  die  eiBea  woblgehallenen 
SUftTeii  dne  fiir8tli€lie"  (1)  aeL 
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nutzen,  mehr  oder  weniger  fehlt  Eine  fttr  ein  bestimmies  Gebiet 
von  der  Statistik  nachgewiesene  sehr  grosse  Anzahl  Betriebe  klein- 
sten ümfangs  beweist  daher  an  und  flbr  sich  noch  nichts  fOr  das 

Vorhandensein  einer  gedrückten  La^e  derselben,  sondern  sie  be- 
rechtigt zu  solchen  SchhissfolgeruiiL; (Ml  erst  dann,  wonn  die  orts- 
weise  Häufung  beim  gloi(  li/.oitigon  Fohlen  des  mittleren  odor 
grossem  Besitzes  dargethau  ist;  und  wenn  zughMth  Einblick  dar- 
iil»er  gewährt  wird,  oh,  selbst  beim  Vorliegen  letzterer  Voraus- 
setzung, nicht  eine  .Möglichkeit  lohnender  Venserthung  der  über- 
schüssigen   Arbeitskräfte    ausserhalb    des  landwirthschaftlicheii 
Berufs  besteht   Man  darf  in  dieser  Beziehung  nicht  unterschätzen, 
dass  da,  wo  z.  B.  in  Deutschland  die  Landbevölkerung  am  dich- 
testen sich  drängt  und  die  Besitzvertheilung  am  weitesten  geht» 
d.  h.  im  Süden  und  Westen,  auch  ein  besonders  reiches  stftdtiflchee 
und  gewerbliches  Leben  blfiht  und  wo  desshalb  ständige  Gelegen- 
heit zu  Nebenverdienst  in  einem  in  Staaten  oder  Staatstheilen  mit 
anderer  Gnippirung  der  Bevölkerung  unbekannten  Umfang  zu  Ge- 
bote steht   In  der  älteren  und  in  der  neueren  Literatur  ist  auf 
dieses  wachsende  Ineinandergreifen  der  städtischen  und  der  länd- 
lichen Krwerbskreise  nicht  immer  genügende  Kücksicht  gezogen 
worden  und  <'s  sind  in  Folge  davon  Vorstellunoren  über  die  Besitz- 
zerstückeluiiLT  einzelner  Länderirebicte  irrossirezu^en  wonlen.  die 
den  thatsäclilichen  Verhältnissen  der  Wohlstandslage  d»'s  tla<  hon 
Landes  keineswegs  entsprecluMi.    Das  ort  gehörte  Wort  von  dorn 
„Zwergwirt  h  Schafts  Winkel**  Deutschlands,  worunter  mau 
die  südwestdeutschen  Staaten  und  auch  die  Kheinprovinz  mitoin- 
begreifb,  hat  desshalb  nur  eine  sehr  relative  Berechtigung.  Denn 
wenn  auch  nicht  zu  läugnen  ist  dass  hier  in  einer  Anzahl  Ge- 
meinden mit  rein  landwirthschaftlichem  Charakter  die  Besitzver- 
theilung  als  eine  denkbar  ungflnstige  bezeichnet  werden  muss,  weil 
die   ansässige  Bevölkerung  ausschliesslich   aus    kleinen  und 
kleinsten  Wirthen  besteht,  der  vnrthschafüiche  Bflckhalt  des  grös- 
seren Besitzes  also  fehlt,  so  trifft  dies  doch  fflr  eine  sehr  grosse 
Anzahl  Gemeinden  keineswegs  zu,  in  denen  vielmehr  eine  ununter- 
brochene Stufenleiter  d<*s  Besitzes  von  den  kleinsten  bis  zu  den 
grösseren  Hesitzesiiru|>]M'n  nachweisbar  ist.    Eine  solche  Miscliung 
der  l)i'trit'l)sgrup]M'n  wird  «loch  nur  derjenige  für  eine  unirlüt-kliche 
halten,  dessen  Ideal  die  tliunlich  gleiclimässige  Aultheilung  des 
Landes   in   landwirthschaftliche  Anwesen  mittlerer  Grösse  wäre, 
welche  den  bositzeudeu  Wirthen  eine  unter  regelmässigen  Ver- 
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hältnissen  sorsrenfreio  Existenz  zu  gewähren  vermögen  und  neben 
welchen  dann  nur  noch  das  Hausgesinde  und  eigenthunislose  Tage- 
Irdmer  als  Elemente  des  Landvolks  erseh«'inen.  Eine  von  social- 
politisclien  Er\vaguim»Mi  getragene  Auffassung  wird  aber  gerne 
möglichst  vielen  Gliedern  der  Volksgemeinschaft  ein  wenn  auch 
kleines  Stflckcheu  Boden  gönnen,  auf  dem  in  einer  gewissen  Selbst- 
ständigkeit eine  freie  Erwerbsbethätigung  Platz  zugreifen  yermag; 
und  auch  die  rein  wirthschaftliche  Betrachtungsweise  wird  diesen 
Zustand  nicht  für  einen  beklagenswerthen  halten,  wenn  die  Er- 
fahrung zeigen  sollte,  dass  der  allgemeine  Volkswohlstand  unter 
solcher,  in  denkbar  grosser  Mannichfaltigkeit  im  Einzelnen  in  die 
Erscheinung  tretenden  Mischung  des  Bodens  unter  die  ansftssige 
Bevölkerung  keine  Koth  zu  leiden  braucht  Endlich  aber  kommt 
in  Betracht,  dass  eine  Besitzvertheilung ,  die  nach  dem  allge- 
meinen Stand  der  Bodentechnik  in  einer  gegebenen  Zeit  als  eine 
schädliche  sich  darstellt,  diesen  Charakter  verlieren  kann,  wenn 
im  Lauf  der  Zeit,  bei  dem  V%:>rrflcken  zu  besseren  Culturweisen  mit 
dem  Gefolge  höherer  Erträglichkeit  des  Bodens,  derselbe  geome- 
trische Umfang  des  Einzelanwesens  eine  wesentli<'h  andere  wirth- 
scliaftliche  Bedeutung  gewinnt;  und  wie  langsam  nun  auch  aus 
den  oft  angegebenen  Gründen  die  Verfeinerung  der  Bodencultur 
gerade  innerhalb  der  kleinen  Besitzesgnippen  sich  vollziehen  mag, 
80  bleiben  sie  doch  niemals  von  dem  ,,Hauch  der  neueren  Zeit*' 
ginzlich  unberahrt  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  kann  daher 
im  Laufe  der  Zeit  die  Besitzvertheilung  eine  Bewegung  nach  der 
Sichtung  der  unteren  Gruppen  sehr  wohl  erfahren,  ohne  dass  die 
Gesammtlage  der  Wirthe  eine  Verschlechterung  zu  erfahren  braucht; 
letzteres  wird  Tielmehr  regelmässig  nur  da  der  Fall  sein,  wo  nach  den 
besonderen  Boden-  und  Klimaverhältnissen  der  höheren  Erträglich- 
machung  der  Grundstücke  verhältnissmässig  enge  Grenzen  gezogen 
sind.  Und  nur  in  Ansehung  der  Gegenden  der  letzteren  Art  wird 
daht-r  die  Staatsfürsorge  durch  directes  Eingreifen,  nöthigenfalls 
im  Weire  des  Zwanizs.  einer  Verkleinerun<'  der  bestehenden  An- 
Wesen  entireirenzutreten  haben,  während  sie  sich  im  Uebris'en  «laniuf 
beschränken  kann,  VorkelmniLren  zu  treffen,  welche  mittelbar 
einer  Verschlechterung  der  Besitzvertheilung  im  Sinn  der  Auf- 
theilung  aller  Anwesen  zu  solchen  kleinen  und  kleinsten  UmfiEings 
zu  hindern  geeignet  sind,  wobei  auf  die  Ausffllurungen  unter  Ab- 
schnitt III,  §  75  ff,  zu  verweisen  ist 
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Anm.  1.  Mit  den  vortiteheuden  Bctrachtuii(<rt'ii  wird  also  eiuer  schrankntlOMB 
Bodenmobilisirung  keineswegs  das  Wort  jj^-redet,  wie  dies  die  Vertreter  eiuer  liberal- 
in(lividuaHsti-;(  lu  ii  Auffiissunjrswt  ise  thuii.  aber  ebensowenig  einer  Hindunjr  (Jes 
Gruudeigeulhumä,  wo  die  Verhältnisse  eine  solche  nicht  verlangen;  aus  dem  Ab- 
sclmitt  m,  wo  diese  Gegensätae  nUier  sn  erörtern  sind,  geht  dies  in  Aller  Dest* 
lichkeit  hervor.  An  dieser  Stelle  handelte  es  sieh  vor  Allem  dnrnin,  die  Ausfrang^ 
piinkto  fiir  die  Wiirdi<rniiir  dt  r  thatsüchlichen  Besitzverhältnisse  zu  jrewinnen.  die 
viellttcb  eine  mizutrctiiuile  Ikuriheilung  j:elundeu  hubtii,  namentlich  was  drix 
deutschen  Süden  und  Westen  anlftiigt,  während  gerade  die  neuesten  Agruenqnflefl 
das  Vorhandensein  einer  im  Grossen  und  (laiizen  noch  immer  jninstifjen  Besit»» 
vertheilung —  trotz  der  weitgehenden  Zerstückelung  des  ürundeigeuthunis  in  Hnnderi> 
tansende  von  Efattelbmilien  —  ausdrücklich  bestfttigt  haben  nnd  eine  ungünstige 
Besitzvertheilung  WMentlieh  nur  fflr  einzelne  rauhere  Gefrendeo,  namentlich  in  tie* 
birgslageu,  femer  in  Kebp-eirenden  }r<'l'<'n  lassen  wnllen. 

2.  In  seinen  „Studien  über  süddeutsche  Laudwirtlischaft",  1852,  sagt  Ran 
(8.  92  ff.)  ganz  autreffend:  ,,Wir  können  dreist  behaupten,  dass  die  ZerspUttemng 
(in  der  Pfala)  keine  erhebliehen  Nachtheile  gebracht  hat,  ...  sie  führte  nicht  zur 
Verarmunfr.  sotidi-ni  aus  d<  r  Aiimifli  heran«  zu  alljri'iiit'inriii  Wdlilstaiid.  Wie  liiitte 
sonst  das  Mutterland  üa,veru  von  Iblti  1826  buar  über  20  Jdilüuneu  Gulden  aus 
der  P&U  ziehen  können?  Wie  könnte  anders  diese  Provinz  Aber  10%  ^ 
sammtstaatseilUUÜunen  fiir  nayt  ni  liefern,  während  ihr  Flächeninhalt  nur  7  Vo  dss 
Konifpreicbs  beträgt?  Die  ZerspHtteninj,'  minderte  auch  nicht  die  l'roduetiouskrsft 
des  liodens,  s»ndem  steiperte  dieselbe  seit  OG  .luhren  um  dass  Doppelte  und  n«ch 
darttber.  l>i»'  iresetzlirbe  l'<  >tlt  iruii«;  eines  Minimums  wäre  adcht  allein  weg^eu  Ver- 
letzung' des  liccbfsirefÜhls  «Ii  s  N'olkes  iiiithnnlicli .  soiidcni  auch  übertlüssijr,  indem 
die  ilacht  der  Verhältnisse  das  Zweckmassige  schon  von  selbst  verlügt",  was  dann 
fthnlich  wie  im  Text  des  Näheren  dargethan  wird;  wobei  aber  wohl  sn  beachten 
ist,  dass  fjerade  die  bäuerliche  Bevölkernn;»  der  Pfalz  durcli  btsondere  Intelligenz 
und  Küliritrkeit  sich  auszeichnet.  Vg'l.  auch  die  schöne  Specialsfudie  Rau's  über  die 
Landwirt lischaft  der  Heidelberger  Gegend  in  der  Fest-scbrilt  für  die  XXI.  V^er- 
sammlung  Deutscher  Land-  und  Forstwert lii>.  IHiH).  s.  2^)3  ffL  Ganz  richtige  Be- 
merknupMi  in  B»v,ii</  auf  dit-scn  (ie<renstaud  auch  ht  i  Wa  Icker,  a.  a.  G,  LS.  421  ff.)t 
obwuhl  diu  möglichen  Gefahren  einer  zu  weit  gehenden  Atomisirung  des  Bodens 
doch  etwas  nnterschätsi  sind;  wenn  derselbe  fpmer  meint,  dass  «die  ZwergwirO» 
Schaft  (im  schlechten  Sinn)  .  .  .  einzelner  Theib-  di  r  Kheinprovinz,  Frankreichs  und 
Belgiens  Taucht  durch  das  ultramontane  ,  .  .  Vt  rtiiisferunfrss\ st^m"  zu  erklären  i.st, 
80  übersieht  er,  dass  in  den  protesiautischen  Thcilen  von  Württemberg  und  Baden 
Auswüchse  ku  weitgehender  Anftheilnng  sich  ebenso  wie  in  den  katholischen 
(Jegenden  benierkbar  machen.  —  Wenn  Fr.  Li^t  in  dnu  Aufsatz:  AckerviTfassunp, 
Zwergwirthschaft  etc.,  8.  14  ff.)  bemerkt,  dass  „es  grosse  Dorfschalteu  giebt,  in 
welclvnt  kein  Pflng  mehr  geht,  andere,  wo,  weil  die  Paroellen  nicht  mehr  sn  ver- 
kleinern sind,  den  Töchtern  einzelne  Fruchtbüume  zum  lleirathsgut  <;e^'ebrn 
werden,  ja  sog'ar  solcbr,  wo  die  jr<*sannii  f  F.inwohnerschaft  nur  in  der  Aii)»- 
wanderuug  mit  Kind  und  Gesinde  ilne  Ketiung  zu  lindeu  glaubt**,  so  stehen  nur 
höchst  vereinzelte  Vorkommnisse  in  Frage,  die  freilich  den  unkundigen  Leser  sn 
ganz  irrigen  Schlussfolfreningen  verleiten  mussten. 

3.  So  dürften  auch  die  alb'rdin;rs  Ix^trübendcn  Kr^cliciuuugen ,  welche  im  G»* 
folge  der  Agrarkrisis  der  60er  Jahre  gerade  im  deutschen  Südwesten  uuftratsD, 
keineswegs  aosreiehen,  das  pessimistische  Urtheil,  welches  unter  dem  Eindruck  der 
damaligen  Bfsitzkatastropbcn  verschii'<lentlich  getlillt  wurde  (so  von  Helfe  rieh, 
a.  a.  G.i,  auch  heute  ntich  für  zutreffend  zu  erklären.  Allerdings  erreichte  damals 
die  Anzahl  der  Ganten  eine  nngewöhnliche  Höhe  und  die  Liegenschaftspreise  fielen 
auf  einen  denkbar  niedrigen  Stand  (Zahl  der  Ganten  in  Württemberg:  IRtG/öI? 
4220;  1851/52  :  4893;  1852/53:  öG35i;  man  muss  aber  wohl  beachten,  dass  damals 
eine  Anzahl  ungünstiger  Factoren  zeitlich  zusammentrafen,  indem  eine  ununter- 
brochene Reihe  von  allgemeinen  Fehljahren  (1850/68)  noch  von  dem  Auftreten  der 
verbeerenden  Kartoffelkrankht  if  begleitet  war,  wodurch  die  kleine  Bevölkerung 
nothwendigsten  Nahrungsmittels  beraubt  und  im  nmtanglichst*'n  Maass»-  /nr  Hin- 
gebung von  Consumtionsschulden  zu  der  vorhandenen  sonstigen  Verscliuiduug  g"* 
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dringt  wurde.  Solchen  Nothlagen  gegenüber  ktim,  nmal  im  Zustand  ungenügender 
( 'rc <lit4)rgauLsati()n,  wie  or  ^^Tw^la  noeh  obwaltete,  auch  der  grössere  Besitz  unter» 
liejr^ij  und  die  Katastroplipn.  welrho  wicdi'iholt  über  den  ostpreussischeu  (iross- 
besitic  liereiugebrocheu  hiud,  üuiiteu  duch  viue  Mahnung  sein,  die  Ursache  sulchcr 
Vorginge  nicht  ansschliesslich  in  den  BesitsverhUtiiisaen  ni  MieheB,  von  der  Frage 
sranz  abprcselien,  ob  die  dbcn  ;in;r<'ir<"bt'np  Zabl  von  Ganten  im  Vergfb  ic])  zu  der 
Gesammtzahl  der  landwirthschat'tlichen  Bethebe  in  Württemberg  ^über  iiUQOOO) 
^kUeh  einen  so  trostlosen  Bfiekadilnss  aof  die  Oesammtlage  der  landwirthsehaA- 
Bcben  Bevölkerang  rechtfertigte.  Daher  denn  auch  neuere  Schriftsteller  gerade 
die  "Württember^riscben  A^Tarverhälf uisse  vom  Standpunkt  der  Hesitzvertheilung 
aut»  sehr  viel  giiuätiger  beurtlaileu  und  nur  lucal  ein  schädliches  üeberwiegen  der 
Kleinwirthschlälm  anerkennen,  wie  Bfimelin  in  dem  Werk:  ^Das  Kdnigrdeh 
Württ.  mbtT'r'*,  1863,  S.  426  ff.,  der  die  Ver^leichuujr  mit  ^irischen**  Zuständen  weit 
abweiät,  und  namentlich  Kali  („Ueber  die  Vertheilimg  des  landwirthschaftlichen 
benfltBten  Omndbesitxes  in  Württemberg  nach  der  Aufnahme  vom  10.  Jan.  ISTS" 
in  den  Württemb.  Jahrbttcheru,  1H81,  I.  Band,  1.  Hälfte),  der  die  grössere  Besitz- 
zer>;türkclun;r  in  der  westliclu'ii  Miilt'tc  drs  Landes  als  Erjrebniss  der  natürlichen 
und  wirthschaftliehen  Verhältnisse  betrachtet,  „die  auf  eine  Bewirthschaltung  des 
Gmnd  nnd  Bodens  in  kleinen  FaneUen  faindräagen*  nnd  der  sn  dem  Schlnss  gelangt, 
dass  ^im  Ganzen"  die  bestehenden  Verliältnisse  di  >  (Jnindbesitzes  „bi-i  der  seit 
langer  Zeit  vorhandenen  vollständigen  Freiheit  des  Verkehrs  in  Grund  und  Boden, 
b«i  der  Abwesenheit  aller  Latifundien  oder  übergrosser  Besitaungen,  bei  der  Selten- 
lu  ir  .1. 1  I'achtwirthschaften  und  dem  entschiedenen  Vorhemden  des  fireien  nnd 
dun  Ii  'ii-ii  Eig-t'iithümer  selbst  bcwirtliscluiftetj'n  Ripenthnrns  .  .  .  {rrosse  wirth- 
schaltliche  Vortheile  bieten",  aber  auch  „eiue  Grundlage  staatsbürgerlicher 
FreQieit  und  Oleichheit*  sind.  Dass  die  fortgesetste  Aoftheilnng  des  Landes  mit  der 
Zunahme  der  Vnlkszal>l  schliesslich  eine  Grenze  linden  muss,  wird  selbstredend 
auch  von  diesem  Schriftsteller  nicht  verkannt,  der  im  Uebrigen  das  natürliche 
Gegenpewieht  «^e^jen  eine  Uebervölkemnfr  der  Landgemeinden  in  einer  gut  geregel- 
ten Auswanderung  in  staatliche  (Aekcihau  Colonien  erblickt.  —  Ein  ähnliches 
Urtheil  über  die  Hesitzvertbciliinp  in  Haden  ist  nieder}reb'<rt  in  den  landwirth- 
schaltlicheu  Erhebungen  von  lö83,  IV.  Bd.,  S.  22,  für  ücsseu  in  der  landwirth> 
schallliehen  Enqn«te  yon  1884/86,  I.  Bd.,  8.  28,  filr  Elsass-Lothringen  in  den 
«Untersuchungen  der  Lage  und  Bedfirlbisse  der  Landwirthschaft",  1884,  S.  8. 

4.  Für  Frankreich  nehmen  \'iele  Sachkenner  an,  dass  trotz  der  weit«,'ehenden 
Besitzvertheilung,  die  inuner  noch  im  Wachsen  begriffen  ist  ^iei  tuen  stein,  Die 
Landwirthschalt  nnd  ihre  Lage  in  Frankreich,  Bd.  XXVn  der  Sehriiten  des  Yereins 
tur  S'>(  ialpolitik  und  Grolniann  in  Tliiel's  landwirtlischaftlichen  Jahrbücheni, 
ltft)l,  S.  llWtf.j  kein  schädliehes  l'ebermaass  des  Kleinbesitzes  zu  verzeichnen  oder 
die  Latre  »-ine  ungünstigere  sei,  als  in  Ländern  mit  vorherrschendem  grösserem 
i^«  >it/.  wo))i  i  allerdings  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  dass  das  in  Franloeieh  anch  in 
den  Landorten  herrscht'ude  w  »•  i  k  i  n  d  e  r  s y  s  f »' ni"  l  in  starkes,  wenn  anrb,  nach 
der  moralischen  Seite  hin  betrachtet,  keineswegs  einwandfreies  Gegengewicht  gegen 
die  Folgen  des  Kleingfltlerthnms  bildet.  Anch  Jäger  glaubt  nach  Hinweis  anf 
die  zunehmende  Intensität  des  Anbaos,  die  starke  Produetionssteijrerunj^,  die 
wachsende  Stenerkrat't  des  französischen  Landvolkes  seliliessen  zu  dürfen,  dass 
die  Mobilisirunjif  und  die  uuter  »1er  IJerrsehaft  derselben  fortschreitende  Auftheilung 
des  Grondbesitzes  dem  Lande  überwiep'nd  p*nützt  habe  (a.  a.  ().,  III.  Abthlg., 
S.  112);  nach  einer  amtlichen  Antrabe  sei  im  Jahre  17(K)  und  17SH  der  Krtrap  vom 
ha  in  ganz  Frankreich  ca.  612  Liter,  uut4'r  der  üerrschalt  der  Freitheilbarkeit  aber 
im  Jalve  1839  zwischen  1900  nnd  1400  Liter  gewesen;  der  gesammte  Gmndwerth 
Frankreichs  habe  1821  39,5;  18Ö1  83,5  Milliarden  Francs  betragen  und  ist,  wie 
«ichon  erwähnt,  für  1888  auf  86,  einschliesslich  des  Forstlandes  auf  91  Milliarden 
ermittelt  worden. 

&  Eine  weitgehende  Anfthdlnng  des  Omnd  nnd  Bodens  in  Belgien  hat 

Sidi  als  schädlich  doch  nur  wegen  d«->  ^^leii  h/.eiii^en  Ueberwiegens  des  Parcellen* 
parlitwesens  erwiesen,  und  die  aprariseht  ii  Lt'idcii  des  italieniselien  und  iriM  he!» 
Bauemstandes  w^erden  ebenfalls  vorwiegend  damit  zusammenhängen,  dass  hier  theils 
lossste  Zeitpaehtverhältnisse,  theils  nicht  durchweg  gttnstig  nomurte  TheUbanTer- 

27* 
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UltalBae  ▼orhemcben;  weshalb  eine  H«ruiidehiiiifir  iiiseher  oAw  itaUflniadMr 

stände  /Ulli  Vergleich  mit  denen  der  mitteleuropäischen  Staaten  und  namentlich  dt'nen 
Deutschhiuds  unzulässif^  erscheint.  —  In  Irland  hat  sich  Übrigrens  allmählich  in 
der  Kleinheit  der  liesitzverhUltnisse  eine  Ileilun«;  im  Weg  der  Auswanderunfj:  toU- 
sogen;  man  ahlte  1841:  8175124,  1851:6502885,  1861:6798967.  1886:48874» 
Einwohner.  Dementsprechend  vollzog  »ich  die  Ver^'rösscrunfr  der  Kinzelanwe^jen: 
während  1841  Grundstöcke  zwischen  1  und  ö  Acres  310436  gezählt  wurden,  waren 
M  deren  1851  nnr  noeh  88088,  1887:  66006  (Mliidenuig  um  84*/«);  Ormdsttclw 
zwischen  6— 15  Acres  pab  es  1841:  2Ö2799,  1851:  191584,  1887:  143  027  (Ver- 
minderung 38,1  *  i,").  wogegen  die  Gnindstücke  von  15  und  mehr  Acres  zunehmen 
(nach  J.  Conrad.  Art.  Agrarkrisis  im  lldvvb.  d.  8f.  W.).  —  Eine  ganz  zutreffende 
Wflrdigong  des  kleinbäuerlichen  Besitzes  in  i^virthschaftlicher  Hiniieht  nneh  bei 
Jäger,  a.  a.  O.,  III.  Abthg..  S.  121.  dem  iiberh;uiiit  im  (M'^''«'n>i;»t/  /ii  and«'r»'n 
Schriftstellern  extrem-agrarischer  Richtung  die  (iebundeubeit  des  BiMluus  wider:»trebt. 


§  74.  Das  Ideal  der  lan d  w i  r t h sc h a  f tli c Ii en  Besitzver- 
theiluug.   Die  Statistik  des  Grundbesitzes. 

1.  Auch  für  die  landwirthschaftlicbe  Besitzvertheilung  gilt,  dass 
jedes  Extrem  sich  nachtheilig  erweisen  imiss,  ein  Vorherrselien  des 
Grossgrundbesitzes  ebenso  wie  ein  Uebermaass  der  landwirthscbart- 
lichen  Betriebe  kleinster  Art.  Als  Ideal  der  Besitzvertheilung 
würde  also  jener  Zustand  zu  eracliten  sein,  wo  Besitzesgrössen 
der  mannichfaltigsten  Abstufung  vertreten  sind  und  zwar  so,  dass 
die  Anwesen,  welche  eine  auskömmliche  wirthschaftliche  Lebens- 
haltung imd  dementsprechend  eine  feste  sociale  Stellung  ermög- 
lichen, also  die  landwirthschaftlichen  Anwesen  mittl erer 
Grösse  in  allen  Landgemeinden  in  nicht  zu  kleiner  Zahl  vor- 
kommen,  in  keiner  gftnzUch  fehlen.  Auch  wenn  hei  starker  Auf- 
theüung  des  Grund  und  Bodens  die  geschilderten  Erscheinungen 
des  Zweigwirthschaftenthums  nicht  gerade  sonderlich  bemerkbar 
werden  sollten,  die  Eleinwirthe  also  im  Ihirchschnitt  der  Jahre 
wohl  zu  bestehen  Termöchten,  so  müsste  dennoch  der  Mangel  von 
Anwesen  mittlerer  Grösse  in  einer  ganzen  Keihe  nicht  unwiehtiger 
Beziehungen  als  nachtheilig  sich  geltend  machen.  Wie  der  Gross- 
grundbesitz  recht  eigentlich  die  Wiege  der  landwirthschaftlichen 
Betriebsfortsciiritte  ist,  so  wird  der  grössere  und  mittlere  bäuer- 
liche Besitz  recht  eigentlich  der  Vermittler  dieser  Fortschritte  auch 
zu  den  kleinsten  Anwesen  hin,  während  ohne  dieses  vermittelnde 
Glied,  bei  der  allzugrossen  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  zwi- 
schen dem  grössten  und  kleinsten  Besitz,  auch  wegen  der  socialen 
Kluft,  die  zwischen  beiden  besteht,  das  von  eraterem  g^ebene 
nützliche  Beispiel  erfahrungsgemäss  nur  selten  und  nur  sehr  lang- 
sam wirkt..  Von  dem  Kleinbauern,  der  von  frflh  Morgens  bis  spit 
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Abends  währon(]  ciiifs  L^rossen  Theils  des  Jahres  anjjfestrengt  thätig 
ist  kauii  man  billi^orwcisc  nicht  beanspruehoii.  dass  er  einen  leb- 
haften thätigen  Antheil  an  dem  laudwirthschaftlichen  Veroinslebeu 
nehme  oder  durch  Lesen  landwirthschaftlicher  Fachschriften  aicii 
fort])ilde;  vielmehr  müssen  mfindliche  Einwirkung  und  das  augen- 
fällige Beispiel,  aber  nicht  des  vornehmen  Gutsbesitzers  oder  üross- 
pftchters,  sondern  des  eigenen  TeimOglichen  Standesgenossen  die 
Wege  bahnen,  auf  denen  das  Nlltsliche,  Beste  und  Vollkom- 
mene erobernd  bis  in  die  kleinsten  Besitzungen  vordringt  Die 
Inhaber  der  grosseren  und  mitfeieren  bäuerlichen  Betriebe  sind 
daher  Termöge  ihrer  besseren  allgemeinen  Bildung  die  eigentlichen 
Stützen  des  landwirthschaftlichen  Vereinslebens  in  den  Landorten 
uud  die  landwirtlisrliat'tliche  Verwaltung  und  ihre  Organe  würden 
ohn<'  das  verstandiiissvollere  Entgegenkommen  der  Mittel-  und 
Grossbauern  mit  ihren  Bestrebungen  nur  äusserst  langsam  in 
Landorten  Boden  zu  gcwiimen  vermögen.  Auch  eine  erfolgreiclie 
Entfaltung  des  bäuerlichen  Genossenschaftswesens,  dessen  Bedeu- 
tung für  die  sittliche  und  wirthschaftliche  Hebung  des  Landvolks 
nicht  hoch  genug  veranschlagt  werden  kann,  würde  in  Gemeinden 
mit  ausschliesslich  kleinlichen  Besitzverhältnissen  nicht  zu  erwarten 
sein,  weil  die  Leitung  der  Genossenschaften  viel  Opfer  an  Zeit 
und  Arbeit  erheischt,  aber  auch  Anforderungen  an  die  wirthschaft- 
liche Einsicht  stellt,  denen  wiederum  der  Bogel  nach  nur  die  In- 
haber mittlerer  Betriebe  sich  gewachsen  zeigen  werden.  Je  mehr 
endlich  das  Qemeindeleben  im  Sinn  grosserer  Autonomie  der  Ge- 
meindeverwaltung sich  fortentwickelt,  um  so  mehr  tritt  der  Wertii 
feines  bäuerlichen  Mittel-  und  Orossbesitzes  hervor,  dessen  Ver- 
treter hinreichend  gebildet  sind,  um  den  auf  diesem  Gebiet  er- 
wachsenden Aufgaben  voll  gerecht  zu  wertlen  und  wiederum  in 
einer  ökonomischen  Lage  sich  betiiulen,  die  ihnen  gestattet,  den 
ehrenamtlichen  Pflichten  der  Selbstverwaltungsthätigkeit  ohne  Schä- 
digung der  eigenen  Interessen  sich  zu  unterziehen. 

2.  Das  Bild  einer  guten  Besitzvertheilung  würde  übrigens  unvoll- 
kommen gezeichnet  sein,  wenn  es  nur  selbstständige  landwirth- 
sehafUiche  Betriebe,  wenn  schon  verschiedensten  Umfangs,  auf- 
weise und  die  kleinsten  Landstellen  vermissen  lassen  würde; 
wenn  ul  a.  W.  die  zur  Bewältigung  der  auf  den  grösseren  Anwesen 
vorkommenden  Verrichtungen,  neben  dem  Hausgesinde,  erforder- 
lichen Arbeiter  völlig  landlos  wären.  Ein  solcher  Zustand  der 
Eigenthumsvertheilung  würde  dauernd  nicht  nur  den  Interessen 
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der  arbeitsbedürftigen  grösseron  l^esitzor  sdbt^r  entgegen  sein.  Sten- 
dern auch  die  socialen  Getrensritze,  weklie  das  stAdtische  LcImu 
leider  in  so  botrflbendor  Weisf^  vorbitterii .  auch  auf  das  tla»  })^ 
Land  übertragen  (§  70  Ziffer  4).  Den  auf  Arbeit  in  fn^nidon  Dienst 
angewiesenen  ärmeren  Elementen  auf  dem  Land  sollte  daher  die 
Möglichkeit  des  Grundbesitzerwerbs,  mit  welchem  ein  gewisser 
Bfickhalt  in  arbeitsloser  Zeit  und  die  Hoffnung  auf  weiteres  Yor- 
wftrtskommen  gewfthrt  und  das  SelbstgeflUil  und  die  Selbstaehtong 
auch  dieser  Kreise  gestftrkt  und  gefestigt  wird,  nicht  vorenthalten 
bleiben.  Ein  durch  die  Statistik  nachgewiesener  AuseinanderM 
eines  massigen  Theils  des  Grund  und  Bodens  selbst  in  winzigste 
Parcellenbesitse  ist  daher,  weit  entfernt,  zu  beunruhigenden  Schluss- 
folgerungen zu  berechtigen,  im  Gegentheil  ein  Symptom,  welches 
die  Annahme  begründet,  dass  für  rein  proletarische  Existenzen  auf 
dem  flachen  Land  kein  Kaum  ist  und  dass  auch  die  Aernisteii  (ieii 
Drang  fühlen  und  geltend  machen,  in  die  (Masse  der  Besitzenden 
einzurücken  und  den  mühsam  erworbenen  kleinen  Besitz  festzu- 
lialten.  Und  Angesichts  der  grossen  Zahl  kleinster  Landst^^llen  in 
Frankreich  (und  in  anderen  Ländern)  und  starker  Besitzzersplitterung 
daselbst  darf  man  daher  nicht  sagen:  Frankreich  ist  bedeckt  mit 
Zweigwirthschaften,  sondern:  eine  grosse  Menge  Tagelöhner  hat 
das  Glflck,  einen  Inmiobiliamotiipfennig  zu  besitzen^). 

Die  Statistik  der  landwirthscliaftlicben  Besitzvertheiluag. 

Es  ist  l  in  Maii*rt'l  »lor  seitherifren  (li  titsclif'n  und  ausst'rdeiitscheii  StatütflE, 
dass  sie  uiuist  nur  über  die  Grösseuverhaltuisbe  der  landwirthüchafüichen  Betriebe, 
nicht  aber  zugleich  über  die  Eigenthumsverhältnisse  An&chlnss  ertheilt;  sie 
genügt  daher  überall  da  nicht,  wo  eine  sociale  Betrachtungsweise  gerade  darüber 
Aufkläning  zu  erhalten  wünscht,  in  welelieni  Umfang  nnd  in  welch»'ni  Verhältnis^ 
die  Bevölkerung  eigeuthümlichen  Autheil  am  Gruud  uud  i^deu  hat  und  ob 
nnd  in  welchem  Ifaaase  etwa  eine  sehr  weitgehende  Eigenthnmihftnfhng  an  ftimtira 
Kiiizolner  stuftfiiuht.  l)i<sir  Mangel  der  Statistik  ist  in  den  unteren  Stufen  we- 
nigt^r  von  Bedeutung,  weil  daselbst  Eigenthums-  und  Betriebstiäche  /.iemlich  zu- 
sammenfallen nnd  der  eigenthümliche  Besitz  mehrerer  Undwirthschafilirher  Anwesen 
7.U  den  Ausnahmen  zählti  wohl  über  in  den  (»he reu  Stufen,  weil  beim  Urossgrund- 
brsit/  sehr  hiinfig  die  gesammte  Eii^entlninisflärhe  regi'linnssig  in  «-ine  mehr  oder 
Uliuder  grusse  Anzahl  WirthschaltsÜuchen  ^eigeubewirtliüchaftete  oder  verpachtete 
^Betriebe")  an  zerfallen  pflegt.  Nor  mittelbw  durch  Vergleichnng  mit  den  Vor 
kommen  der  raclitbetriehe  lässt  sich  ein  Urtheil  über  die  Eigenthurasverhiiltnisse 
am  Gruud  und  Boden  bei  dieser  Sachlage  gewinnen,  bn  luiuselneu  ist  su  be- 
merken : 

1.  Deutschland.  Nach  der  BemfestatisHk  von  1882  worden  5276344  Und- 
wirthsdhaftliche  Betriebe  gexShlt,  welche  31888972  ha  Land  bewirthiehallelei 


Su  Koscher,  Aum.  13  zu  §  143.    Vgl.  hiezu  auch  die  Austuhrungeu  ia 
Kap.  V,  §  97:  Eimöglichung  des  Unindbesitserwerbs  durch  Landarbeiter 
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^ausserdem  4951975  ha  Uolzland),  so  dass  im  Durchschnitt  auf  einen  Betrieb  eine 
landwirthachaflliche  Fläche  von  6  ha  (ciiu'  (iosammtflächt*  von  7,6  ha)  entfallt. 
TrtMint  man  im  Sinn  der  frülK-n'n  be^Tiffliclicn  I'iit»'rscliit'(li'  die  I^ftriciit"  in  solche 
unier  2  ha,  von  2  ha  bis  iW  ha  und  über  lüü  ha,  und  lü:iHt  muu  das  ilolzland 
woaacr  Betracht,  so  erhlH  naii  ftr  diese  3  Orappen  folK«ide  Zahlen:  Ee  enfhllen 
aaf  die  unf.  rste  Gruppe  (unter  2  ha)  3061831  IMriehe  (58  "/„  d.  r  «Wsammtzahl) 
mit  18259IW  ha  (5,7  "  □  (Jesammtfläehe);  auf  die  mittlere  Gruppe  (2  ha  bis 
UM)  hu)  2189522  Betriebe  (41.5  "/o  an«"«-^  mit  22256771  ha  (69,9»/,,  drs  gesammten 
landwirthschaftlichen  Areal.s\  auf  die  olx-re  Gruppe  (über  10()  ha)  24991  Betriebe 
(O.o  7o)  nii'  7  7862(vi  ha  (24.4  "/„).  Nah.-zu  dir  Halft.'  alli  r  H.-trieb.«  entfallen  also 
auf  den  bäuerlichen  Besitz,  weicher  an  der  luudwirthüchaftlichen  FUiche  mit  fast 
drei  Tiertel  betheiligt  erscheint,  in  Wirklichkeit  nber  noch  stftrker  vertreten  ist,  dn 
dnevtbeils  auch  unter  den  Bt  trit-bm  über  100  ha  »  ine  Anzahl  noch  auspfesprochenen 
hän«-rlicben  Charakter  an  sich  trajfeu  V"Äraentlich  in  dem  uördlichen  Dentschland) 
und  anderntheils  in  den  fruchtbarsten  Gebenden,  namentlich  in  Holchen  mit  Special- 
enltaren  (Wein,  Tabak,  Hopfen,  Obst)  auch  Ton  den  Betrieben  untfr  2  ha  manche 
noch  eine  stlbststiindi'^e  bäuerliche  Existenz  ermtiuflicbcn.  Nur  rin  kleiner  Theil 
der  Gesammtdüche  des  BodenareaU  int  in  kleiuste  Parccllenbesitze  (unter  2  ha) 
seraplittert  (mod  Vaot«l);  und  darf  jenes  breite  Vorwiegen  des  bSnerüchen  Besitzes 
als  Merlcmal  einer  durchschnittlich  larünstitren  Besitzvertheilun^r  angesehen  wt  rdt  ii, 
f;o  wird  man  es  als  einen  erheblichen  socialen  Vortheil  erachten,  dass  rund  3  Mil- 
lionen Menschen,  welch»'  prrossentheils  Landarbeiter,  zum  kleinen  Tln-il  Fabrik- 
arbeiter, Handwerker  sind,  übri^ns  in  der  Gruppe  zwischen  1  und  2  ha  in  statt» 
lieber  Anzahl  (rund  250()()()  noch  eine  selbststäudige  Existenz  auf  ihrem  Besitzthum 
fikhreu,  au  den  Seguuugeu  deü  Gruudbesitzes  und  zwar,  wie  aus  den  Angaben  der 
188^er  Besitsstatistik  über  das  Vorkommen  der  Pacht  erhellt,  überwiegend  als 
Ei  gen  t litt  m  er  Theil  nehmen  (das  Pachfland  belauft  sich  im  Durchschnitt  aller 
Betriebe  unter  2  ha  auf  29,7  "/o,  Steierl  aber  in  einzelneu  Theilen  Deutschlands 
allerdings  auf  507«;  ^'i^^-  ^- 170).  -  Scheidet  man  die  Gruppe  von  2  5  ha,  weil  jeden- 
&lls  an  einem  Theil  noch  unselbstständi(re.  zu  einem  andern  Theil  noch  bäuerliche 
Zwerpbetrie}>e  entlialtend,  mit  einer  ZaIiI  v(ni  !>H!4()7  ^  lH,f>  %  aller  Betriebe  und 
einer  Fläche  vou  3190203  ^  10  Gi!.ammtwirthächaftj>liäche  aus,  so  bleiben 

als  mittlere  nnd  grössere  bftnerliche  Betriebe  (Ton  6 — 20  ha  nnd  von  20—100  ha) 
iauner  noch  1208115  (22,9  "/.,  mit  190665<>8  ha.  d.  h.  einer  Wirihschaftsfläche, 
weblie  59,9  °/o  der  landwirthschaftlichen  Gesammtbodenfläche  gleichkommt.  In 
den  einzelnen  deutschen  Staaten  ist  dieser  wichtigste  Theil  der  bäuerlichen  Betriebe 
allerdings  nicht  gleichmissig  vertreten;  es  bilden  nimlich  diese  beiden  Omppen 
(5—100  ha): 


in  Procenten  iu  Pro(.  iif. n 

aller  der  Uesammtwirth* 

Hauptbetriebe.  sduiftafliche. 

in  Preussen                        21,7  56,7 

,  Bavern                             37,1  80,4 

,  Sachsen  70,1 

,  Württemberg                     2U,1  64,1 

.  Baden                           17,0  663 

,  Hessen                               10,9  62,0 

„  Mecklenburp:-Schwerin         12,7  33,7 

„  Mecklenl»nr<,'-Strelitz            10,2  34,0 

,  Oldenburg'                            23.2  78,1 

,  Sa(  lt-,rii-Weimar                 29.H  70.3 

„  Brauuscliweig                    15,8  (»5,6 

„  Elsass-Lothringen             15,1  66,2 

Dentsches  Reich              22,9  69,9. 


In  der  nadtstehendMi  Tabelle  sind  die  Procentzahlen  für  die  einzelnen  Besitz- 
^nippen  für  die  wichtifreren  Staaten  nnd  Staatägebietstheile  des  Deutschen  Boichs 

übersichtlich  zusammengestellt. 
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Kap.  IV.  Besitsvertheiluug,  Erbrecht  uud  LaudpuUük. 


Die  landwirthschaftliche  Besitzvertheilung  im 

Deutschen  Beich. 
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Im  Allirrnieincn  lä-S.st  i<ich  safTt"»,  dass  da>.  niutsclu'  Reich  cfwa  in  der  Lini»» 
der£lbc  derartig  zweigetlieilt  ist,  dass  westlich  davuu  die  kleiuereu,  östlich  die  grösseren 
Betriebe  Torwiegren.  Der  Orosgbesitz  ist  in  den  östlichen  preutabchen  ProrinMB, 
wo  er  bis  zu  57Vo  der  gesamntteu  Inndwirthschaftliciieu  Fläche  einnimmt  il'ommem), 
sowie  in  Mocklcnbiirp  TW'»  und  59%  der  Fla<lii  '.  der  prösstTf  bäuerlit  he 
Be.sitz  <20  100  ha;  uamtiitüch  iu  Uldeuburg,  iiniuusch\veij.f,  in  i'rtusiseu  beüunder» 
in  den  Provinzen  8ch1eswig>Hol8t«ln,  Hannover,  Ost-  und  Wettprenssen,  sowie 
in  RraiidfMil)ur;r.  der  kleine  nnd  mittlere  bäuerl  i  e  h  e  Hesitz  '2  20  ha)  vor- 
wiegend in  Bauern,  .Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Uessi*u,  EUass-Luthringen,  der 
kleinste  Besitz  (bis  2  ha)  am  stSrksten  in  den  vier  letzifrenannten  Staaten 
treten;  <rrti>sere  l)äii«  i-li(  he  Güter  (20  KK)  ha)  finden  >ieh  iibrijjens  in  erheblicher 
Anzahl  aneh  noeh  in  Rayem  und  Saehsin  (bi.s  zu  30"  „  der  Flache),  «iiliri  iid  (ii«>se 
Besitzgruppe  iu  Baden  und  Hesnen  nur  nocli  \2-  VA^Iq  der  Flache  einnimmt.  Die 
kleinen  lud  kleinsten  Betriebe  finden  sich  (wie  die  der  YenirbMtang  der  Deutschen 


Digitized  by  Google 


Absdm.  IL  $  74.  Statistik  der  limdwirthsdiaftl.  BeaitsTertlieilaiig.  425 


landwirthüchaftliehfn  Betriebsstaüäuk  beigegebeuen  kartographiHcheu  DurütvUuugtrn 
erknmeii  lamen)  nameiidich  im  GeMete  des  Rheioa  und  feiner  NebenflAtse,  inibe» 

stmdiTi'  iliT  Mos«  !,  dei  N»'('kars  und  Mains,  d.  h.  in  den  Gepi'uden  des  Wein-  und 
HandeUgewaclisbiiuPS  sowie  eutwickeltcr  Industriethätif^keit,  sodann  aber  auch  in 
•ehr  vielen  Gebir^Thf^t  j^enden  (im  südlichen  Scliwarxwald,  in  deu  Vopesen,  im  Wester- 
wald, Taunns,  württemb.  rauhen  Alp,  AU^riiu.  Erzgebirge  etc.).  Die  Extreme  der 
BesitzvtTtheilung  aber  bilden  einerseits  der  Nordosten  DeutJschlands  mit  dt-m  Hervor- 
treten des  übergrosseu  ^Latil'undieQ-jUeüitzes  und  anderseits  der  Südwesten  mit  dem- 
jenigvn  der  binerlichen  Kleinwirüiachaften. 

(trossiLatifundien-)Be8itz  insbesondere,  obenerwähnt  entfallen 
auf  die  (Irosshetriebe  (über  100  ha)  24  Wl  mit  einer  Gesammtfläche  vf<ii  lOl'TH'JtiH ha 
und  einer  landwirtbschaftlichen  Flüche  von  7  786263  ha,  auf  diejenigen  unter 
100  lia  5851 8fö  nüt  einer  Gesanmitfliche  Ton  29899740  ha  tind  einer  1  andwirth- 

•  chaft  liehen  Fläche  von  24082709  ha,  d.  h.  es  nehmen  die  grrössereu  Betriebe 
etwa  25'Vo  d»*r  landwirthsehaftlichen  Fläche  ein.  Von  jeiM-n  auf  die  Hetriebe  über 
KJU  ha  entfallenden  7  786263  ha  laudwirthschaftlicher  Flache  kommen  aber  auf  die 
sieben  östlichen  preussischen  Provinzen  allein  6120059  ha  mit  17896 
Betrieben  und  es  nimmt  hier  der  {n""'^'*' r»*  firundbesitz  «Über  1(X)  hai  42''/o  der  land- 
wirthsehaftlichen Fläche  in  Anspru(  h,  {j^e>renüber  24.67ü  i"  Deutschland,  14,l'''e  in 
Sachsen,  7,8  in  Elsass-Lothringen,  2,3*' «  in  Bavem,  2"/u  in  Wfirttemberp,  1^/«  in 
Baden;  er  wird  nur  übertrnfTeu  in  den  beiden  Me(  klenburpr,  auf  die  grösseren 
Güter  (über  KK)  hai  rund  (iO%  der  landwirth.scliartli(  lien  Fläche  entfallen;  von  der 
Gesanuntzalil  der  grösseren  Betriebe  in  Deutschland  {über  lUÜhai  entfallen  auf 
jene  PtoTinsen  allein  71.6"/o.  Von  besonderer  Interesse  im  Hinblick  auf  die  Aus- 
fuhrnngfn  in  5^  71  \<t  aber  das  Vorkommen  des  {ranz  prossen  (Latifundien-) 
Besitzes,  über  welches  die  sorgfältigen  Untersuchungen  von  J.  Conrad  in  den 
Jahrb.  f.  N.  A.  B.  X?I  (8.  121  ff.)  dankenswerthen  Anfiichlnss  ertheilen.  Nimmt 
man  mit  rioirad  an,  dass  ein  eigentlicher  Latifundienbesitz  erst  mit  einem  Besitz 
von  öOOUha  beginnt.  s<t  giebt  es  sidclie  Mesitzer  in  jenen  Provijizen  iiberliaui»t  158 
mit  1758  Gütern  und  mit  einer  GesauiuiUliulie  von  1  7t)H04()  ha  uianuiter  allerdings 
936388  ha  Wald)  und  13267420  M.  (irundsteuerreinertrag:  unter  denselben  sind 
l.'>  Souveräne  und  Mitglieder  souveräner  Häuser  mit  H74  7.'5M  lia  und  123  adelige 
Besitzer  mit  1223116  ha;  der  Kest  entfallt  auf  bürgerliche  Besitzer  UO  mit 
82376  ha)  nnd  anf  Erwerbsgesellschaften  sowie  Commnnen  nnd  Universitäten.  Auf 
die  20  grössten  Besitzer  entfallen  678  Hüter  mit  588066  ha  darunter  367190  ha 
Wal  du  bei  diesen  bewegt  sieh  der  Gesammtbesitz  zwischen  l."l(>42  ha  und  70 13^  ha 
(letzterer  dem  Fürsten  von  l'less  gehörig}.  Wenn  man  erwägt,  dass  im  <irii>s- 
hensogthum  Baden  in  eine  landwirthsehaftlichen  Fläche  von  K^)H62  ha  rund 
23200f)  Betriehe  sich  theilen,  währeiid  im  ostliehen  I>eutsehland  ()92  2.'><)  ha  land- 
wirthschaitliche  Fläche  158  Personen  (j>hysische  und  juristische  Fersoueu^  gehören, 
SO  wird  man  wohl  mit  Becht  ron  einer  abnormen  Besitsrertheilunf^  in  diesen 
Prorinzen  sprechen  dflrfen;  zumal  Angesichts  des  weiteren  Umstandes,  dass  der 
Prenssische  Fiscus  in  denselben  ebenfalls  in  772  Domänen-Vorwerken  mit 
287625  ha  betlieiligt  ist.  —  Noch  grellere  Besitzverhältiiisse  weisen  allerdings 
tiaaelne  Kronlinder  Oesterreich*s  und  Eng^land  auf. 

2.  In  Oesterreich  filUt  es  bis  jetzt,  abgesehen  von  VeröfTentlii  liuiij,'en  für 
einzelne  Kronländer,  an  einer  guten  laiidwirthsehaftl.  Statistik  der  liesitzverhältnisse. 
In  Böhmen  ist  die  auf  den  (irossgriaidbesitz  (über  2U0  Joch,  1  Joeh  ~  57,5  ar) 
entbOlende  Fliehe  sn  2906289  Joch  (1672570  ha),  die  anf  den  Kleingmndbesita 
(unter  2(X)  Joeh!  entfallende  /.u  498HOM  .It.eh  '2870()02  ha)  ermittelt  worden,  so 
dass  also  jener  über  ein  l>nttel  des  Landes  in  sich  begreift.  In  diesem  Kronlaud 
vmfassen  allein  die  beiden  fürstlich  Schwarsenberp*8chen  Herrschaften  Km- 
mau  und  Wetting, m  My  Quadratmeilen  irund  2(K)(MX)  ha),  die  fürstlich  Tliurn- 
und  Tax  is  "s<lie  Ilt  i  isihaft  ( 'Ii  o  t  iesc  h  a  u  11)'^  (iuadratineilen  'niiul  llOOOOlia', 
die  Kamcralherrschaft  Pardubitz  12'/»  (iuadratuieileu  U>7UU()  ha  .  die  turstlicheu 
Pttrstenberg'sche  Doppelherschaft  Pfirf lits-Kruichowi tz  lOVs  Quadrat- 
meilen  (56000  ha'i;  d.  h.  diese  vier  Ilerrseliat'fen  nehmen  eine  Fläche  ein.  welclie 
dem  dritten  Theil  des  landwirthscbaltlicheu  und  forstwirthschattlicheu  Areals  des 
gansen  GrosAenogtlnims  Baden  gleich  kommt.    Fflr  Niederösterreich  hat 
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Günther  im  Jahre  1876  81  Güter  über  2000  Joch  (1  Joch  —  67,5  ar)  enmttolt, 

darunter  21  über  7000  Joch  bis  52000  Joch;  den  au8^edehntcst<ni  Gmndbesitz  hat 
das  gräfliche  II  oy  OS 'sehe  Fideicoininiss  mit  51)256  Joch.  (Sieh»^  Opsterr.  Statistische 
Monatshefte,  I.  Jahrgang  1875,  S.  340  ff.)  —  In  ganz  Oesterreich  sind  1883  4116216 
Gmadbedtser  emdttelt  woMen  und  es  «ndlielen  im  Durchschnitt  auf  1  Gmndbadtaer 
11,94  Joch  und  40,07  r;ul(len  Beinertng. 

3.  Vw^nm.  Nach  den  amtlichen  Aufnahmen,  welche  in  die  Talir»-  1K50  69 
fallen,  ergiebt  sich  in  Ungarn  und  Siebenbürgen,  also  mit  Ausschluss  von 
Kroatien  und  Slaronien,  eine  Getammtsahl  der  GrondbeiitBnngen  Ton  2486266  ndt 

einer  Gesammtfläche  von  46597889  Joch  (hiervon  43477475  crtragsfahi^  und 
3120414  unbenutzhar^ ;  dem  entspricht  eine  Durrlischnittsfrrösse  von  18,74  Joch. 
Die  Vertheilung  aui  die  einzelnen  Grössenkateporiou  org^icbt  folgendes  Bild: 

Besitzgruppeu  Unuulbesitzuugeu 

naohd^GrOa»  ^ahl 

m  Joch  " 

bis  zu  5    1444400  Ö8,09 

5—16    643091  2637 

15-30    260  619  10,48 

30    :>()    77  2S<)  3,11 

50    lUU   30  336  1,22 

100—600    20611  038 

500    1()00    4  502  0,18 

1000-  KXXJO   5 196  0,21 

über  10000   231  0,01 

luv>ieweit  hier  Üuppelzuhluugen  von  Bedeutung  sind,  lassen  die  amtlichou 
Ausweise  nicht  erkennen.  (Nach  Wiiminghans.) 

4.  In  Frankreich  wurden  (nach  der  statistiqae  agricole  von  1882)  im  Gänsen 

5672007  Betriebe  mit  vum'v  Biwirthsclüiftun^rsfläche  von  49561861  ha  trezählt, 
davon  entfielen  auf  die  kleinsten  iunter  1  ha)  2167667  (38,2**/,)')  mit  1063833  ha 
(2,2"/o  der  Fläche);  auf  diejenigen  von  1— 5  ha:  1865878  (32,9"  „)  mit  5597634  ha 
(ll,3"/„);  auf  diejenigen  vou  5^  20  ha  1200505  i21,27o)  mit  122:^93.-)  ha  (24.7''/o); 
auf  diejenigen  über  2()  lia  437957  '7,77o^  mit  8(H;41  46()  i45,07.,i.  Dio  Betrieb«» 
über  20  ha  erfassen  7,77«  der  Gesanuutzahl  und  61,87«  der  üesammlliiiche  (in 
Dentschland  63  und  6&,67o),  diejenigen  nnter  20  ha  923  nnd  38,2*/o  (in  Deutsch- 
land 94,2  und  44,5),  diejenijren  nnter  5  ha  73.17,,  "»fl  13,57o  (>"  Deutschland 
76,6*/o  und  15,77o),  diejenigen  unter  1  ha  38,2  und  2,27„  (in  Deutschland  44,0 
und  2,47");  die  durchschnittliche  Orösao  eines  landwirthschaftlirhen  Betriebs  ist 
8,74  ha  (in  Deutschland  6,0  ha  und  einsrlilicsslit  li  des  Hol/Iandes  7,6  ha).  Im 
grossen  Durchschnitte  weisen  also  du-  Bfsitzvcrhiiltiiisse  der  beirlen  Länder  erheb- 
liche Unterschiede  nicht  auf;  die  ganz  kleinen  Betriebe  sind  sogar  iu  Deutschland 
noch  etwas  stärker  vertreten  als  in  dem  als  stark  aerstttekelt  angenommene  Frank - 
reich.  79,76 7o  der  Betriebe  werden  von  den  Besltsem  selbst  bewirthschaflct ; 
13,82"/o  si'id  in  Zeitparht;  (5.42  in  Halbpacht  vergeben:  nach  der  Fläche  sind 
die  betr.  Procentzahlen  für  <las  selbst  bewirthsdiaftete  Land  59,7"  „.  für  Zeitpacht 
27,24'',„,  für  Halbpacht  12,99"',,,  während  in  Deutschland  auf  KM)  lia  Areal  nur 
12.97o  raclifland  entl'illt.  Im  Vi  ru'-l.  ii  li  mit  der  Statistik  von  1862  ist  seitdem 
eine  Vermehrung  der  laudwirthschultlicheu  Betriebe  über  1  ha  eingetreten  uud  zwar 
nm  278478,  trots  des  Abgangs  von  1S8000  Wirthschaften  fiber  1  ha  in  Folge  de« 
Verlustes  von  Elsass-Lothrin^ren.  Und  zwar  ist  die  Vennehrung  am  stärksten  in 
den  mittleren  (Jrupiicu  von  5  ha  an  aufwärts  bis  30  ha,  in  den  (Jmppen  zwischen 
1 — 5  ha  und  30  4U  ha  dagegen  unbedeutend  und  es  steht  dieser  Vennelirung  in 
der  Besitsgmppe  Aber  40  ha  eine  Vennindemng  (um  734*/«)  gegenfiber. 

5.  In  Belgien  und  Holland  überwiegt  cbinfalls  der  kleinere  und  mittlere 
bäuerliche  Besitz.   Im  ersterea  Land  wurde  1880  gestthlt  909399  Betriebe  auf 


Die  Zah1enan<rabon  bei  J.  Conrad  indem  Art.  „Bauerngut^,  S.  27Ö  Stimmen 

mit  deueu  der  frauzusischcn  .StatiAtik  nicht  überein. 
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1983570  ha  landwirthschaftlicher  Flache ;  danuiter  uuier  2  ha :  709566  Ü8,0"i«)  mit 
465000  hft  FUdM»  (82,9*/«);  von  2— 5  ha  109871  (18,l*/o>  ni*  348800  ha  (17,7«/«); 

von  5  '20h,x  71373  (8,2»/J  mit  447  800  ha  ?2,67„);  von  20  50  ha  12186  U^TO 
mit  363 lUU  ha  U«,  37J;  über  5U  ha  3403  iU,47«)  nüt  367 Ö7U  tl8,ö7o).  Auf  die 
Besitzer  von  2— 50  ha,  welche  28,27,,  Aller  darstellen,  entmilt  danach  58.0P/o  das 
land\%irthschaftlichen  Areals.  Ueber  die  Kig^enthunisverhiiltnisse  und  die  liröMen- 
zahlen  des  Eiffenthumsbesitzes  g'»'b>'n  die  Ziffern  der  [{»-lirischen  Statistik  fbenso- 
wetiig  unmittelbaren  Auliichluss  wie  die  Deutsche  laudwirthschaftliche  Üetriebüütutüitik, 
wohl  aber  fib«r  die  BewirUuehaftnngtfomen.  Danach  spieh  das  Pachtlaad  eine 
selir  erhebliehe  Holle,  auf  1,2  Millionen  ha  tirh  erstreekend  iiud  iwar  sienüich 
glfiichmässig  iu  den  Betrieben  der  verschiedeneu  «irosse,  vjfl.  .S.  171. 

In  Holland  entfallen  von  einem  landwirthsclinft liehen  Areal  vou  1991118ha: 
149600ha  oder  4,57o  auf  die  Betrieh.-  unter  1  ha,  1849500ha  aul  solehe  über 
1  ha,  welche  letztere  in  163  755  Ein/.elbetriebe  zerfullen.  darunter  ö8,9*Vo  Eigen- 
thämer  und  41,1%  l'ächter,  vuu  duueu  die  erstcren  10236ÜU  ha  ^Ö5,37«»)  letzteren 
885000  lia  (44,7*/«)  bewirtluchalken.  Die  Zahl  der  Betriebe  von  1—5  ha  besUlinrt 
sieh  auf  74139  (  44,ß27üV  die  derjeui-t  n  von  5  -20  ha  auf  63913  (39,2*/„X  von 
20 -100  ha  auf  2Ö590  iläa'/J,  über  100  ha  auf  213  {0,2^^);  die  Ausscheidung 
der  Grössenklasse  der  Betriebe  uach  Flächen  ist  aus  der  Statistik  nicht  zu  ent- 
nehmen; doch  kann  man  aus  den  an^reführten  Zahlen  iuiiuerhin  sehliessent  daas  der 
bänerliehe  Mittrll)esitz  überwie',''t  uinl  der  Orossg'rundbesit/,  eine  neiinenswerthe 
Aolle  nicht  tipieit.  Bezeichnend  ist  auch  hier  wie  iu  Helgien  das  starke  Uervur- 
treten  der  Pacht  in  den  unteren  Gruppen  (in  der  Gruppe  von  1 — 5  ha  aind  40,57o 
Pichtet,  in  derjenigen  von  5— 20  ha:  38,8**  „). 

6.  Italien*!.  Eine  Statistik  der  Hesitzvertheilnng',  welche  über  die  Grössen- 
gruppen  und  ihren  Antheil  an  der  Ikxlentiiiclie  .Xutschluss  gäbe,  fehlt,  doch  hat 
die  italieniselie  .\><rarenquete  vom  15.  Mäne  1877  umiinichfochen  AnftchluiW  ertheilt. 
Ein  eigrentlirlu'r  Latit'u  ndiiMibesitz  seheint  danach  wesentlich  nnr  in  Latinnt, 
ümbrien  und  den  Marken  vorzukommen,  wühreud  iu  den  übrigeu  Landestheileu 
der  mittlere  vod  kleinere  Beritsi  flberwie^  ,  im  all^remeinen  finden  eich  die  kleinsten 
Gfiter  in  den  Bergen,  die  mittleren  iu  dem  Hügelland,  die  grösseren  und  grössten 
in  der  Ebene.  Eine  starke  Zerstückelung  des  Besitzes  wi-i^^en  namentlich  die  süd- 
westlicheu  Provinzen,  leruer  Ligurien  (wo  ein  Auwe>eu  von  10— 15  ha  schon  als 
grosaee  Gnt  gilt  und  Minimalgütchen  von  1  ar  Land  und  weniger  sich  findeu,  ja  der 
Besitz  mancher  Wirthe  sich  auf  i-in  halbo  r>iit/.iMid  olivt  uliiinme  br^chriinkt  i ,  die 
bergigen  Theilen  von  Toscana,  eudÜch  die  Lombardei,  \euetieu  uud  Sardinien  auf. 
ISne  Zunahme  der  Besitsserstfickelnng  anch  in  den  letxten  Jahnehnten  ist  für  das  ganze 
Land  zwar  nicht  statistisch  nachweisbar,  wird  aber  vennuthet;  in  Venrtit  n  allein 
betrug  die  Zunahmi»  <ler  Zahl  der  Eifrenthinner  zwischen  1853  und  IKS-J  mehr  al«. 
100000.  In  der  Lombardei  ,.bietet  iu  E<dge  der  eiiigetreteueu  Besitzzersplitteruntj 
der  cuMvirbare  Boden  besonders  der  Thäler  den  Anblick  einer  Mosaikarbeit**.  — 
Grnii  deiirenthünier  wunb-ii  1S71.  bei  einer  >.in)uiit"ii  laudwirthschaftlichen 
Bevölkerung  (einschliesäiich  laudwirtlischaftLicher  Tagelöhucrj  von  8738565  Köpfen, 
1,5  Millionen  {18*/o  der  Oesammtzahl),  Pächter  0,6  HilL  (7,47»),  Theilbanern 
1,5  IGllionen  (1S.2"'„)  (-rmitti  lt:  di  r  Theilbau  ist  besonders  stark  vertreten  in  den 
Provinzen  Erailia,  rinbrii  ii.  «b  n  M  irki  u,  Toscana,  wo  er  3(»,2ö:  41.70;  (»3..')"):  .")2.11"'„ 
der  in  der  Laudwirthschall  Iliatigeu  umfasst,  wahrend  diese  Zahlcu  iu  den  übrigen 
Protrinaen  swischen  4  nnd  18^/»  sich  bewegen.  (Tgl.  auch  S.  212.) 

7.  Grossbritannien.  In  England  und  Wales  wnni.n  !(728:^t) 
Grundeijrenfhümer  «rozählt  mit  einem  Gesammt-Boden-Areal  '  ein>.rhli»'»lich  Wald, 
Weide  und  Parklaud;  vou  33013515  acrcs  U  acre  —  0,40  ha)  oder  13205000  ha 
nnd  99  IGll.  L.  Sterlinir^livndrente;  und  xwar  Eigenthmer  von  1  acre  und  weniger: 
?0B289  <  72.247oi  uiit  151172  acres  l0,4ßV,); 

von  1 — 50  acres: 
194633  (20,0l7o)  mit  2228760  acres  (6,757o); 

von  50  -500  acres: 
58156  (5,987»)  mit  8618952  acxes  (26,ll7o); 


'j  Nach  Eheberg,  Agrarische  Zustande  in  Italien.  IfiSti. 
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von  500    ÖOÜÜ  acres: 
9688  (0,%"  „)  Q'it  12H4ßl76  acres  (38,817«); 

vou  ÖOÜO    KXXKK)  acres: 
878  (0,09"/ j  mit  91ÖÖ41Ö  acres  (27,827,); 

ron  lOOCXX)  acrei  und  inelur: 
1  (0.0(r/o>  uiit  181617  «m  (0^/.); 

§onstiec  : 

6561  (0,677oj  mit  1424  acres  (0,00"/«). 

In  Sehottland  gnb  es  1878  182181  Ornnd«igen«liflmer  mit  18946684  acni 
oder  7578678  ha  und  18,6  MilL  L.  Sterling  Qmndnnte;  und  swnr  Eigenthümer 

von  1  acre  und  wonip'or: 

113005  (8ö,527o)  mit  28177  acres  iU,15  "  „); 

von  1—  500  acres: 
16Ö20  (12.50%)  mit  749801  acres  (8,96"/o); 

von  ÖOO-ÖOOO  acres: 
8004  (l,52»/o)  mit  3861861  acres  (17,21%); 

von  5(XX)    1(X)CKX)  acres: 
ÖÖ6  (0,42%)  mit  9974324  acr.s  '52,647,); 

vou  100000  acres  und  mehr: 
24  (0,02"/,)  mit  4^  884  am  (26,93*/,). 

In  Irland  Ix  tni;:  die  Zahl  der  fJ rund oigeuthfimer  6871()  niii  20157557  acres 
(8063022  hii)  Land  uud  einem  Grondrenteneinkommen  von  13418308  L.  Sterling 
und  zwar  waren  es 

von  1  acre  und  weniger: 
86144  (52,60"  n)  mit  9065  acres  (0,05); 

von  1— 500  acres: 
26106  (37,99" 'o), mit  2206684  acres  (12,aö7o); 

von  'KK)    5000  acres: 
6717  >H.32%i  mit  S10r)r)39  acres  (40,2l7J; 

von  ö(XX)    100000  acres: 
741  (1,06»A)  mit  9215649  acres  (4ö,72*/J; 

von  100(X)0  acres  und  mehr: 
8  (0,00 VJ  mit  397079  acres  (l,97"/oj. 

Danach  gehört  in  Eufrland  und  Wales  über  ein  Viertel  des  «ranzen  Landes 
874  Personen  mit  einem  (irnndrenteneinkommen  von  12,3  SUH.  L.  Sterling,  in  Schott- 
land gar  nur  580  Personen  drei  Viertel  des  Grund  und  Bodens  (78"  „)  mit  einem 
Grundrenteneinkommen  von  4  Hill.  L.  Sterling;  in  Irland  744  Personen  fast  die 
Hälfte  des  Landes  (477o)  mit  einem  Einkommen  von  4.1  Mill.  L.  Sterling.  (Ider: 
es  besitzen  in  allen  drei  vorerwähnten  Theileu  Grossbritauuiens  2194  Personen 
33,8  MilUonen  acres  von  im  Gänsen  72,1  Millionen  acres,  d.  i.  hat  die  Hilfte 
des  ganzen  Landes,  und  28  Familien  immer  noch  5,5  Mill,  acres  oder  den  vier- 
zeliiit(  II  Tlicil  des  Landes.  Der  L  a  t  i  tun  d  ien  be  si  t  z  in  (irossbritannien  und  die 
ungesunde  Häufung  des  Grundeigenthums  in  wenigen  Familien  tritt  in  dii->fn 
Zahlen  deutlich  hervor.  Ist  doch  dem  einen  Duc  of  Richmond  in  Schottland 
ein  Ht'sitz  vnu  ruiul  100000  ha  mit  einer  Million  M.  Reinertrag,  dtni  DucofArgyle 
ein  solcher  mit  ü81(X)  ha  und  900000  M.  Keiuertrag,  dem  licrzug  vou  Kichmond 
nnd  Görden  ein  solcher  von  16000  ha  in  Snssex  und  von  120000  ha  in  Schottland 
xngehürig.  —  Und  nur  in  England  und  Schottland  wird  dieser  Latifundienbesita 
in  Formen  von  angemessener  Grösse  umgetrit'beti  siclic  dif  Ziffeni  unten  — 
wiihrend  in  Irland  die  schädliche  Kleinparceilcnpucht,  irot/.  seiner  Einengung  nach 
der  1850er  Agrarkrisis,  immer  nodi  weite  Verbreitung  hat  (Gesammtsahl  der  Pächter 
in  Irland  1870:  591619,  davon  mit  einer  Pachttläche  unter  30  acres:  432432  oder 
7d,097o  aller  Pächter  und  einem  Pachtreal  von  ö,l  Mill.  acres  oder  25,40^/*  und 
einer  Dnrchschnittspachtfliche  von  4,78  ha),  welche  Zahlen  durch  die  neuerliche  Anf- 
nähme  von  188(>  eine  wesentliche  Aenderun^^  nidit  verfahren  haben.  Es  ist 
übrigens  darauf  auriiicrk^^am  /n  ntafb»M>.  diiss  die  in  das  \ew  Domesday  Uo(tk 
eingetragenen  Zahlen  der  1873er  Zahlung,  wie  sie  oben  angegeben  wurden,  desshalb 
kein  gana  antreffendes  Bild  liefern,  weil  die  Eigenthfimer  grafschafisweise  eihobea 
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Knuden  lud  desshalb  dieselbe  Person  in  der  Zählung  nicht  selten  uielirfach  erscheint; 
anch  ist  zu  berucksichtig't'n,  dass  in  den  unteren  Hesitzpruppen  zahlreiehe  Haus-, 
Villfii-,  Fabrikbesitzer  ers<'hein«'n.  Die  \virkli<  heii  Verliiiltiiissc  der  rein  landwirth- 
tchattlickü  Besitsvertbeilung  sind  desshalb  noch  uugiiustiger,  als  die  Zahlen- 
CfgelmiiM  andeuten.   (Vgl.  Naise,  Agnuriselie  ZnatHnde  in  England,  S.  180  ff.) 

Die  landwirthschaftUcbe  Betriebsstatistik  ergiebt  für  1880  folganda 
Zahlenergebnisse : 


Gruppe 
▼on  V4 

Zahl  der 
landw.  Betriebe 

landw.  Flüche 

bis  50 

392203 

a  c  r  e  s 

von  50^  100 

64  715 

474652t) 

„  1Ü0-3Ü0 

79573 

136584U5 

«  aoo-fioo 

18875 

5841168 

„  r/K)  1000 

4826 

3147  328 

über  lÜUÜ 

(563 

882iil5 

Im  Vergleich  mit  den  Zahlen  der  1880er  Erhebung  weisen  die  unteren  drei 
Gruppen  (bis  300  acres)  eine  Zunahme  auf:  wie  auch  die  Zahl  der  selbstständig 
be  Wirt  bschafteten  Paroellen  (Allotments),  wdIiI  als  Folge  der  fortschreitenden  Auf- 
theilung  der  f'ommons  (siclfe  §  46  und  in  57  d)  wie  der  Wirksamkeit  der  gemein* 
aützigeu  Landiigagesellschaften  (siehe  unter  §  95  am  Schluss),  in  ständiger  Zu- 
anlime  begriffen  ist  (1878:  243306;  1886:  357795;  1890:  465005). 

8.  Für  die  Schweiz  liegen  bedtestatisdBehe  Angaben  nnr  fir  elnxelne  CSantone 
vor.  In  Bern  (Mittbeihiiifren  des  Bernischen  stnt.  Hiircans,  1890  Lieferung  II)  . 
wurden  1888  :  74  70ö  Grundbesitzer  mit  245219  ha  landwirthschaftlicher  Fläche  er- 
anttelt,  dsTtm  entfielen  auf  die  Beaitzgruppe  bis  1  ha:  44,6"/«  der  Besitimr  imd 
4,8'.'o  der  Fläche;  von  1—5  ha:  36,0"/o  bezw.  26.9"  von  5— 20  ha:  17,7'/o  nnd 
bezw.  49,4%:  "ber  20  ha:  1.7'  ,,  niul  bezw.  IS.l)",,;  diis  Sihwergewicht  liegt  also 
trotz  starken  iiervortreteus  der  kleinsten  Laudütellen  in  dem  mittleren  Besitz,  da 
auf  diese  Klasse  nahezu  die  Hälfte  des  gesaaunten  Areals  entfilllt.  —  Aehnlich  im 
Canton  Zürich,  wo  auf  die  Besitzer  bis  1  ha:  3,9"  0  der  Gesamnitfliiclu'  entfallen, 
auf  jene  von  1 — 5  ha:  413i  ftof  jene  von  5 — 20  ha:  51,1;  auf  jene  über  20  ha: 
8,77o>  Dagegen  sehr  weitgehende  Besitneniplitteningen  in  Aargau;  denn  hier 
bildet  die  Betriebsfläche  bei  den  Besitzern  bis  1  ha:  20,2°  0  der  Gesammtlllche; 
von  1  5  ha:  63,7Vo  ""d  bei  jenen  über  5  ha  nur  16,1",,.  Gleichwohl  wird  in 
dem  Beriebt  des  aargauischen  Cantou^tatistikers  (Alittheilungeu  1889,  lieft  1)  betont, 
daas  die  allzni^mne  ZmrttUckelnng  des  Bodens  nvar  da  ids  nachthdiig  befanden 
wurde,  wo  Qdegenheit  zum  Nebenverdienst  fehle. 

9.  Russland.  Nach  der  in  den  .lahren  1877  80  veranstalteten  Enquete 
wurde  eine  (»esammtfläche  von  417  499!>i)3  Dessätinen  ( lOlK)  1).  =^  1093  ha)  er- 
mittelt, %vobei  aber  betreffs  der  Erhebung  der  Grundeigenthumsverhültnisse  nur 
3!*11(I8!H)6  Dessiitinen  in  nähere  Bttcksicht  gezogen  worden  ind.  Letztere  ver- 
thi  ilen  sicli  derart,  dass  entfallen:  auf  den  Staat  150409977  «mIi  i  38,5"  ,„  auf  die 
kaiserliche  Familie  7368740  oder  1,9"  o  und  auf  die  Bauemgemeiudeu  131372  457 
oder  38,67o-  ^on  dem  Best  im  Betrage  von  101 953  792  D.  oder  26,07«  >ind 
91605845  im  Privateigentlmm  Einzelner  und  Tertheilen  sich  auf  folgende 


Gruppen  Besitzer  Fliiehengrösse 

Zahl  "  „  Dessätinen 

AdÜge   114  716  23,8  79,9 

Kanfleute                       12  630  2.6  10,7 

Sfi.lflMirger  Ö8004  12.1  2,1 

Bauern   273074  Ö6,7  5,4 

nieht  klMiirt   .   .  .   .    22934  43  1*9 

znsammen   481368  100,0  100,0 


Die  DurchschnittsgT<isse  einer  Hesit/.iing  betrügt  demnach  bei  den  Adligen 
638,  den  Kaufleuten  775,  den  iStadtbürgeni  33  und  den  Bauern  18  Dessätinen. 
^ach  Wirminghaus,  Art.  „Grundbesitz*^  im  lldwb.  d.  St.  \S'.'. 
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10.  Nordamerika.  Nadi  dem  Ctasnt  voa  1880  wurden  in  der  nordamerik*i> 
nischen  Union  geriLhlt: 


Grösse  der      Zahl  der     ^^SuM^be^     ^  Vacht     Auf  Antheil 
Pannen        Farmen      wirthschaftet    '^^'"ff^'^en  verpachtet 


nntor  3  acrca 

4 

352 

2  m 

875 

876 

134 

889 

85  456 

22904 

26529 

10-20 

264 

748 

122410 

41688 

90816 

20-50 

781 

474 

460  486 

97  399 

223  589 

50-100 

1032 

910 

804  522 

68668 

188  725 

100—600 

1595 

983 

1416618 

84645 

194  7-20 

500—1000 

75 

972 

66  447 

3965 

5569 

fiber  lOüO 

:.7S 

25  765 

1393 

1420 

4008 

907 

2  984300 

322  357 

702224 

IHe  uugesuudeii  liesiizvcrhültuisst)  iu  der  üuiun,  das  inmier  stärkere  lieber» 
wneh«ni  des  Latiftmdienaystenu,  die  Zonafame  der  Zei^»aditimgen  mit  ihren  oA 
hart<*n  PHchtvertrag'sbpstinimnng'en  haben  sich  wie  Fol^  und  Frsache  aus  der  wenig' 
glücklichen  Landpoliiik  der  Vereiuigteu  8(aat«u- Regierung  entwickelt,  die  daa 
Landspecnlantenfhnm  nnd  den  Landwnefaer  fSnnlich  gross  xog  «nd  in  der  die 
Landachenkuugeu  und  Landverschleuderungen  an  die  grossen  Biaenbahngesell- 
■diaften  den  dunkelsten  Flecken  bilden.  Die  zur  Unterstütznng  von  Eisenbahn- 
banten  bis  1871  endgültig  erl'ulgten  Landächenknngen  werden  xtt  187  Hill.  Acres  an- 
gegelMB,  eine  Fläche,  welche  die  des  Dentechen  Bcichee  beinahe  un  die  mfla 
übertrifft.  In  ralifomien,  im  Süden  und  in  den  WeststAaten  sind  Farmen  von 
20 — 60000  Acres  keine  Seltenheit  und  eine  einzige  Yiehzüchterfarm  soll  im  ersteren 
Land  (nach  Flfirscheim)  1  Million  Acres  besiteen  und  die  Hüfte  yon  Califoraien  soll 
600  Individnen  gehören.  ^Die  Geschichte  der  amerikanischen  Landgesetzgebnacf  — > 
sagt  Sering  —  zeigt  schlagend  die  Missstünde,  welche  die  freie  Concurrenz 
im  Erwerb  von  Land  in  den  Colonialgebietem  zur  Folge  hatte."  Selbst  der  Erlaus 
der  Hehnatitttegesetagebnng  konnte  den  wdten  Agglomerationraiooees  nicht  hindern. 
Tn  Jowa,  lÜHonxi,  Kansas  und  Nebraska  haben  1870—80  angenommen  di« 
Farmen  von 

50—100  Acres  um    78  "'o, 
100—500     ,       ,  431  Vo, 

tiber  1000   ,      „  83ö7o. 

in  3fiehifan,  HVIsconBien,  Minnesota  nnd  Dakota  ebenso  nm  82  Vo«  691*/ot  638  V« 

und  930 Vu-  aller  Fiirmen  waren  1880  verpachtet,  und  in  einzelnen 

Staaten  erhebt  sich  die  Zahl  der  l'achtgüter  niclit  unerheblich  über  diese  Bnrch- 
schnittszifFer,  namentlich  in  den  Südstaaten  (bis  44  "/g  in  Mi.ssissippi).  Vgl.  hierzu 
Sering,  l)ie  liiuulixtlitik  der  Vereinigten  Staaten  in  Nordamerika,  in  Schmollar*S 
Jahrb..  1884,  S.  4;}9  IT.  -  bemerken swortb  sind  auch  die  Latil'undienbesitznngvn, 
welche  seit  dem  Ausbruch  der  agrarischen  Krisis  in  ürossbritannien  englische 
Orondhoren  in  Amerika  ansammengehänft  haben.  Nach  flfirscheim  (dessen 
Angaben  allerdinfrs  an  Zuverlässigkeit  vielfach  zu  wünschen  iibri^  lassen^l  soll 
die  Flfiche,  welche  jetzt  Kchon  britische  Unterthanen  in  ^Nordamerika  besitsen,  auf 
11  Millionen  Morgen  anzuschlagen  sein. 
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Abschnitt  III. 

Theiltafceltoliesehribikiuigen  und  Brbreeht. 

g  75.  Für  und  Wider  die  Mobilisirung. 

Vorbemerkung. 

Die  ¥nge  .Für**  und  ^Wider"  die  Mobilisimnfr  fallt  zum  Theil  wenigstens 
mit  jener  tuu  li  der  vorwie^euden  Niitslichkeit  p-osser  und  kleiner  Landgttter 

laminen.  daher  denn  auch  die  Hefrarhtunf,'«»n  darüber  als  die  <rrundlp}r<'nden  voraus- 
geschickt wurden  sind.    (ian/.  allgemein  lasst  sich  sagen,  dass  je  uucli  der  iteant- 
wortnng  jener  prindpiellen  Vnffe  such  die  Schriftsteller  entweder  dem  fifyslera  der 
fjebundonheit  oder  dem  der  Frcitluilbarkfif  'der  Mobilisininy)  zuneig'en.  Uebriijenfi 
ist,   wie  Seelig  in  einer  Arbeit,  die  ancli   heute  noch  zu  den  IcHenswerthesten 
gehört  („Ueber  die  Geschlossenheit  des  (Grundbesitzes.    Mit  besonderer  Rücksicht 
auf  HannafVer",  in  der  Tüb.  Zeitschr.  f.  d.  St.  W.,  Jahrg.  1H:>-ii  betont  (S.  539), 
die  Frapro:   _nb  überall,  zu  allen  Zeiten  und  unter  allen  Verhältnissen 
die  Ueschlosseuheit  oder  die  txeie  Theilbarkeit  vorzuziehen  sei,  eine  solche,  die 
eigentlieh  gar  nicht  gestellt  werden  sollte.  Die  Bedeutsamkeit  der  mitwirken* 
den  Nebennmstände  ist  es,  welche  die  Hezufruahme  auf  ein  bestimmtes 
Land  verlangt    Die  ^anze  volkswirthschaftliche  Lage  des  Landes,  nicht  blos 
die  landwirthschaftlichen,  sondern  auch  die  industriellen  und  Handelsverhältnisse, 
die  Staats-  nnd  Rechts  Verfassung,  der  Bildungsstand,  die  Sitten  und  der  Charakter 
des  Volks  werden  für  die  Kntscheidung  der  Krage  in  Anschlag  gebraelit  werden 
müssen''.    In  der  That  ist  die  Frage  der  Gebundenheit  oder  der  Freitheilbarkeit 
keine  grnndsfttsliehe,  sondern  nnr  Ton  Fall  an  Fall  an  Idsende;  und  «ach 
eine  Betraclitinitrswei^e.  welche  etwa  ganz  allgemein  für  die  niederen  Culturstnfen 
durchweg  Gebundenheit,  für  die  höheren  ebenso  durchweg  Freitheilbarkeit  forderte, 
Usst  den  springenden  Punkt  vermissen.    Zwar  liegt  in  dem  allgemeinen  Zustand 
der  Volkscultnr  ein  Moment  von  nicht  zu  unterschätzender  Tragweite,  aber  doch 
nnr  eins;  das  andere  ist  dur(  Ii  die  thatsächliche  lU-wirthsehaftungsniögli<'hkeit  ge- 
geben, insofern  es  uüuüich  von  wesentlichster  Bedeutung  ist,  ob  nach  den  Boden» 
nnd  KlimaTerhftltnissen  dem  Fortschrdten  an  intensiveren  Anbanweisen,  als  nn- 
erlässlicher  V*»rbedingung  einer  Verkleinerung  der  land  wi  rt  hschaft- 
iichen  Betriebseiuheiten  Hindernisse  in  den  Weggelegt  sind  oder  aber  ob  dies 
nicht  der  Fall;  denn  wo  ersteres  zutrillt,  kann  selbst  auf  den  höchsten  ('ultnr- 
Btnfen  Gebundenheit  ein  Gebot  wirthschnftlicher  Nothwendigkeit  bleiben. 
Dieso  Alihiingigkeit  der  Streitfrage  von  <leni  Eintiuss  der  natürlichen  Wirthscharts- 
lactoren  ist  meist  in  der  Literatur  viel  zu  weuig  beachtet  worden  uud  je  schroffer 
eben  desshalb  die  Anschauungen  in  der  einen  oder  anderen  Bichtnng  formnliri 
wurden,  um  so  weniger  war  eine  Verständigung  unter  den  stn-itenden  Parteien 
möglich.    Auch  ist  niclit  zu  verkennen,  dass  das  Trllieil  der  Schnttst<ller  wie  der 
praktischen  Volkswirthe  und  Staatsmänner  sehr  viellach  durch  Kiu<lrücke,  welche 
die  Verhältnisse  des  eigenen  Landes  oder  selbst  der  näheren  Umgebung  hinter- 
liessen,  bi-eintlussf   worden  ist  und  dass  Manche  derselben  hierbei  der  Versnchunir, 
ein  aus  localen  Beobachtungen  geschöpftes  L'rtheil  zur  Höhe  einer  allgemeineu 
gfiltigen  Wahrheit  zu  erheben,  nicht  immer  nch  an  entaiehen  verstanden  haben, 
wie  dies  namentlich  auch  von  Fr.  List  sutriflft. 

In  der  heutigen  Zeit  hat  die  Controverse  viel  von  ihrer  Schärfe,  aber  auch 
von  ihrer  praktischen  Bedeutung  verlr)ren,  weil  eine  WiederheraulTiihrung  ib  r  ;ilten 
strengsten  Formen  der  Gebundenheit  ^gesetzliche  L'ntheilburkeit  in  Verbindung 
mit  directen  Yerftusserungs-  und  Verschnldungsbeschränkungen)  mit  genereller 
Ergreifung  aller  landwirthschaftlichen  Anwesen  im  Ernste  von  Niemandem  discutirt 
wird  und  jene  mildeste  Form  der  (iebundenheit,  welche  in  den  modernen  Anerben- 
rechtsgesetze u  zu  Ausdruck  kommt,  auch  von  den  grundsätzlichen  Freunden  einer 
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Freiheit  im  Bodenverkehr  sehr  wohl  giitgeheissen  werden  kann.  —  Als  Preande 

und  Vertreter  dt'r  Mobilisirung',  d.  h.  der  durch  jrt'setzliohc  (5e-  und  Verbote 
grundsät/licli  uud  mit  peiicri'llt'r  Wirk  ung  für  den  ppsammU?n  Liffrmisrhaft»- 
besitz  nicht  behiuderteu  Bewegung  iui  i^iegeuächaftsverkehr,  theilweise  aller- 
dings mit  mannichfaehen  Einschränkungen  und  Vorbehalten,  sind  sit 
nennen  und  zwar  von  Aelteren  neben  den  AfrnMiomen  Tlini  r.  S(  hwcr/  und  Koppe 
die  Volküwirtbe  Lötz,  l'lüUppi,  Grat'  i>oden,  Biiiau,  .Süs!>uülchi  vuu  den  Neueren: 
Jäger,  T^tte,  Marchet,  Meitzeo,  von  Miaskowaki,  Henger,  von  MoU,  Reichen- 
»perger.  Riedel,  Roscher,  Schäffle,  Schmoller,  Seelip,  Walcker;  ein  Theil  dieser,  und 
zwar  selh.st  der  radical -freihiindlerisclie  Walcker  tritt  aber  wann  und  überzeugt  für 
eine  die  uu gel  heilte  Erhaltung  der  Laudgüter  im  Erbweg  sichernde  oder  doch  ihr 
Vorschub  leintende  Erbrechtsgenetzgebang  ein.  Als  (tegner:  Arndt,  Knava, 
Ad.  Mülli  r,  Freiherr  v.  Stein,  v.  Vincke:  ferner  v.  Hernliardi,  Hanssen,  v.  Hermann. 
Hellerich,  Kusegarteu,  Fr.  List,  Keuuiug,  lüehl,  unter  den  Neuereu  namentlich 
L.  von  Stein,  ¥rie  flberhanpt  die  meisten  daterreichisehen  Landwirthe.  Arndt 
erwartete  von  der  Kreitheilbarkeit  „ein  Volk  von  Bettlern  und  Streumeni".  Freiherr 
V.  Stein  befürchtete,  dass  si<'li  „der  Bauernstand  in  Ta<.'i-löbner.  (iesindel,  der  Adel 
aus  einem  sclbststandigen  duu-radei  in  einen  Dieust-  und  iiutadel  auflöst".  Wo- 
gegen a.  B.  Bülau  für  Mobilisirangafreiheit  schon  desahalb  eintritt,  weil  kleinere 
Güter  grössere  Höh-  und  I^eiiiertriige  abwerfen,  und  zugleich  „ein  wichtiges  Mittel 
gegen  die  für  Uebervolkerung  gehaltene  Nahrungslosigkeit  sind";  auch  weil 
«von  grösseren  Bedrängnissen  kl^e  Landwirthe  weniger  sehmeralich  betroffen 
werden,  weil  sie  sich  den  wechselnden  Zeitumständeu  anschmiegen  können  und 
sowohl  geneigt  als  fähig  sind,  einen  Ausfall  durch  doppelten  Fleiss  und  doppelte 
Sparsamkeit  zu  deckeu".  ^Bülau,  ilaudbuch  der  8taatswirth&chaltslelire,  IbAö, 
8.  244.)  Eine  gute  Uebersicht  derUteratnr  bei  Bosoher  in  den  Anmerkungen  sn 
§  58.  101  und  18U  uud  bei  Ran  II  zu  §  7fi.  -  Die  ;iltt  reii  fraii /osischen  Schrift- 
Steiler  sind  meist  ebenso  Anhänger  des  kleinen  Gruudeigeiiihums  und  damit  der 
IbMüsirnngsfreihrit  wie  die  englischen  den  Grossbesits  und  die  Gebnndenh^ 
beroraugen.  ~  Die  nüchterne,  innner  den  Blick  auf  das  Ganze  richtende  kühl  ab- 
wägende rntersuchungsmethode,  welche  Rau  eigen  war,  hat  diesen  Schriftsteller 
vor  irrigen  .Schliusfolgerungen  in  \iel  höherem  Grade  als  viele  seiner  Vorgänger 
imd  Nachlblger  behfitet,  wenn  sehon  die  von  ihm  empfohlene  unbedingte  MoMli- 
simngsfreiheit  mit  Kn  ht  Widerspruch  herausfordert.  Rau  tritt  für  Aufhebung  der 
Gebundenheit  namentlich  aus  tol^^enden  Gründen  ein:  weil  ^iele  Bauerngüter  für 
das  beschränkte  Maass  von  Ka])it:Ll ,  Umsicht  etc.  der  Kigenthümer  zu  gross  sind, 
daher  mangelhafter  bewirthscliattei  \m nieu,  als  wenu  sie  verkleinert  würden;  weil 
die  Abtindunfr  der  Miterlieii  d»'ii  Auerben  in  Schulden  bringt  und  •  iner  etwaigen 
weitgehenden  Begünstigung  des  Auerben  das  Kechtsgetühl  der  Bevölkerung  wider- 
strebt; weil  die  Gebundenheit  die  Ansiedelung  neuer  Familien,  den  Erwerb  von 
Land  durch  Dorfhandwerker.  Tagelöhner  erschwert;  weil  endlich  der  Zweck  der 
(iebiudenheit  durch  Verpachtung  eines  (Juts  in  I'arcellen  leicht  vereitelt  werden 
kann,  ein  Verbot  solcher  Stückpachtuugen  aber  allzu  lastig  sein  würde  U.  Rau.  a.  a.,  §  78). 
Als  günstige  Folgen  der  „Freiheit  der  Gütertheilungen"  erwähnt  er:  €eissigeren  Anbau 
des  Landes,  Krluilinng  der  Hfub-nreute  und  deren  Vertlieilung  unter  Mehrere.  Zu- 
waclu  von  bodenbesilzeudeu  Bürgern,  „die  dem  Vaterland  und  der  rechtlichen 
Ordnung'*  anhänglich  sind**  (ebenda  §  78).  Wenn  Bau  mit  diesen  Sfttsen  im  AUgumeinen 
Recht  hat.  so  wurden  doch  auf  der  einen  Seite  von  ihm  die  aus  einer  weitgehenden 
Theilnng  möglicherweise  entstellenden  Nachtheile  und  (Jefahren  unterschätzt  uud 
andererseits  V(»n  der  wirthschaftlichen  Einsicht,  welche  von  selber  solcher  schäd- 
liclu  n  Theilung  widerstrebe  u'benda  §  79,  Ziffer  a  ff.  uud  ^  81,  c)  entsprechend  dem 
Vdlkswirthsehaftlicheu  Optimismus  der  älteren  Schule,  /u  viel  erwartet.  Im  Zu- 
saunnenhang  mit  dieser  Auffassung  steht  die  ablehnende  Haltung  Kau 's  insbesondere 
auch  gegenüber  Fideicommissen  und  Erbgütern  (ebenda  §81,  Ziffer  8  u.  $  83)  — 
Die  Gedankenrichtung.  von  der  die  Bewegung  nach  Herstellung  der  Freiheit  im  Boden- 
verkehr getragen  war,  kann  nicht  prägnanter  zum  Ausdruck  kommen,  als  dies  in 
8  1  des  der  Feder  A.  Thaer's  entsprungenen  I'reuss.  Edikts  vom  14.  Sept.  1811 
sur  Beförderung  der  Landescultor  geschehen  ist.  „Diese  unbeschrftnkte  DispoaitioB 
(Ober  das  Grundeigenthum)  —  heisst  es  daselbst  —  hat  vielfiM^hen  und  grotaan 
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NntMB.   Sie  ist  das  sicherate  und  beste  Mittel,  die  Qrondbesitser  Tor  Yerschul« 

düngen  zu  bewahren,  ihnen  ein  dauerndes  und  lebendiges  Interesse  für  Verbesserung 
ihrer  (Jüter  zu  geben,  uud  die  Cultur  aller  Grundstücke  zu  betordern.  -  Erster«» 
geschieht  dadurch,  dass  bei  Erbtheilungeu  oder  sonst  ent.steheudou  auüserordeut- 
üchen  (ieldbedürfnissen  des  Annehnters  oder  Hesitzers  eines  Hofes  so  viele  einxelne 
OrnndstiKke  verkauft  werden  können,  das»  derselbe  sehuldeufrei  bleibt  oder  es 
wird.  —  Das  lutereüse  giebt  die,  für  Eltern  so  wüuscheuswerthe  uud  wohlttiätige 
Freiheit,  ihr  Omndeigenthnin  unter  ihre  Kinder  nach  Willkfir  zu  yertheitäi  und 
die  Gewissheit,  dass  diesen  eine  jede  Verbesserung-  zu  fJute  kommt.  —  Die  Cultur 
endlich  wird  eben  hierdurch  und  zugleich  dadurch  versichert,  dass  die  (irnnd- 
ütücke,  welche  in  der  Ilaml  eines  unvennöp-nden  Uesitzors  ciue  Verschlechterung 
erlitten  hätten,  bei  dem  Verkaufe  in  bemittelte  Hände  gerathen,  die  sie  im  Stande 
erhalten.  Ohne  diesen  einzelnen  Verkauf  wird  der  IW'sitzer  sehr  oft  tiefer  ver- 
schuldet und  der  Acker  entkräftet.  —  Durch  die  Veruusüeruug  wird  er  ächuldeu* 
vnd  sorgenfrei  und  erhilt  Mittel,  das  ihm  Terbleibende  Land  gut  sn  enltiTiren.  Es 
bleibt  also  alles  Land  bei  diesem  beweglichen  Hesitzstande  in  guter  Cultur,  und 
di'ren  einmal  erreichter  Punkt  kann  durch  Industrie  und  Anstrengung  widil  noch 
hrdier  gebracht  werden,  ohne  äussere  störende  Miutliisse  aber  ist  ein  Zurücksinken 
nicht  leicht  zu  besorgen.  -  Aus  der  Vereinzelung  entspringt  noch  ein  anderer  sehr 
beaeJ>t»'iiswerther  Vortbcil ,  der  l'nsenn  landesvätcrlichen  Herzen  besonders  an- 
genehm ist.  8ie  giebt  nämlich  den  sogenannten  kleinen  Leuten,  den  Käthuem, 
Qirtnem,  Bfidnem,  ffiLuslem  und  Tilge löhnem  Gelegenheit,  ein  Eigentiium  sn  er- 
werben, und  solches  nach  uud  nach  zu  vermehren.  Die  Aussicht  hierauf  wird 
diese  zaiilreirhe  und  nützliche  Klasse  l'nserer  r'ntertlianen  tli-i-^siir.  ordentlich  und 
sparsam  maclien,  weil  sie  nur  dadurch  die  Mittel  zum  Lundunkaut  erhalten  können. 
—  Viele  yon  ihnen  werden  sich  emporarbeiten  und  dahin  gelangen,  sich  durch  an- 
M'hnlichen  Landbesitz  und  Industrie  auszuzeichnen.  Der  Staat  trhält  also  eine 
neue  schutzbare  Klasse  Üeissiger  Eigeuthümer  und  durch  dos.  Streben,  solches  zu 
werden,  gewinnt  der  Ackerhau  mehr  Hände  und  durch  die  ▼orhandenen  in  Folge 
der  freiwilligen  grösseren  Anstrengung  mehr  Arln  it  als  liislier."  In  üebereinstimmung 
damit  sagte  A.  Thaer  180<>  '„Annalen  des  Ackerbaus"':  .Kine  völlige  Freiheit, 
kleine  (iüter  zu.sauimeuzuzieheu  oder  mit  einem  grösseren  zu  vereinigen  und  wieder 
grosse  Güter  in  Parcellen  von  beliebiger  Grösse  au  serschlagen  und  su  wählen, 
was  Jedem  nach  st  iut  r  individuellen  Lag«'  am  vortheilhaftesfen  ersclieint,  wird 
iauchj  für  die  Troduction  und  die  allgemeine  Wohliährt  am  vurtheilliaftesteu  sein. 
Öesshalb  mass  die  Töllige  Freiheit  des  Eigenthums  auch  in  diesem 
Stück  von  jeder  Hegiernng  TCmunftmässig  als  Gesetz  angenommen  werden**,  Hätze, 
die  freilich  heutzutage  in  dieser  Allgemeinheit  schwerlich  von  irgend  einer 
^Regierung"  werden  zugestaiuden  werden.  Auf  die  Stellung  der  einzelnen  Schrift- 
Steller  zu  den  hier  mitspielenden  Fragen  näher  einzugehen,  wird  sich  im  Verlauf 

der  Darstellung  'Jelegenbeit  Itiettn.  (Vgl.  in«il)esondere  auch  die  Littraf iiriiber- 
sichten  zu  den  78,  bi,  8B.)  Doch  darf  vielleicht  hier  noch  an  die  Worte  eriunert 
werden,  welche  Gdthe  in  Wilhelm  Meisters  Lehijahre  (8.  Budi,  2.  Kap.)  dem  Grund- 
herrn Lothario  in  den  Mund  legt:  . „wenn  uns  nur  der  Staat  gegen  eine  billige 
regelmässige  Ahgahe  das  I.eht  ii^hornsjtoeus  erlassen"  und  uns  mit  unseren  fJütern 
nach  belieben  zu  schulten  erlaubeu  wollte,  dass  wir  sie  nicht  in  so  grossen 
Massen  xusammenhalten  mttssten,  dass  wir  sie  unter  unsere  Kinder 

p1  t  i  t  h  er  VC  r  t  Ii  ei  1  eil  k  r>  II  n  t  e  n  ,  um  alle  in  i  ine  lehliafte  freie  Thätigkeit  zu  ver- 
setzen .  .  .  Der  Staat  würde  mehr,  vielleicht  bessere  liürger  haben 
und  nicht  so  oft  um  Köpfe  und  Hände  verlegen  sein'*.  --  Ueber  eine  bemerkenswerthe 
amtliche  Enquöte  der  Würt tcni Iter gi x  hen  Regierung  betreffs  der  Wirkung 
der  B«Mlenmobiiisirung  in  diesem  Land  und  des  in  den  ersten  Dcccnnien  (»ffeiihar 
besonders  stark  betriebenen  (iewerbes  der  „liüteruielzgerei"  siehe  Fallati  in  der 
Tübinger  Zeitschrift,  Jahrgang  1845,  S.  819 ff.:  das  praktische  Ergebnis«  der  En« 
quete  gipfelt  in  einer  unterm  Dez.  1S41  erlassenen  Verfügung  der  Ministerien 
de*  Innern  und  der  Justiz  über  die  Missbräuche  bei  der  Veräusseruug  von  Grund- 
stücken tmd  insbesondere  bei  der  Zertrennung  griisserer  Bauerngüter,  während  das 
Prindp  der  Freitheilharkeit  an  sieh  aufrecht  erhalti  n  wurde.  In  den  Vorschligen 
der  Verwaltungsbehörden  spielte  die  gesetaUche  Festsetaung  eines  Besitz-  bexw, 
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puQeUmniiiiimiiBis  wid  der  vww«ltaiigBredi«licli«ii  Bekimpfong  6m  ,Qftter)inid0]s* 
cbM  bewNidan  fcMM  Bolle. 

In  «Icii  nieistcii  Ländcni  Europas  hat  seit  Ausgang  des  vorigen 
Jaliriiiuulerts  der  (Iriind  und  Boden  die  eliemalige  rechtliche  Ge- 
bundenheit eingebüsst,  d.h.  es  sind  die  Theilbarkeitsheschränkungen 
der  älteren  Zeit,  beruhend  theils  auf  Erwägungen  grundherrlich- 
fiscalischer,  theils  allgemein  staatlicher  Natur,  grossentheils  be- 
seitigt worden  und  dem  Verkehre  in  Grundstöcken  sowohl  unter 
Lebenden  wie  auf  den  Todesfall  Schranken  im  Allgemeinen  nicht 
mehr  auferlegt  Allerdings  gilt  dies  wesentlich  nur  für  den  bäuer- 
lichen Gmndbesits,  während  der  Grossgrundhefliti,  namenilieh 
soweit  er  im  Besitz  adeliger  Familien  sich  befindet,  die  ehemaligen 
Formen  der  Gebundenheit  in  Form  von  Fideicommissen  und  Bechta- 
instituten  verwandter  Art  zum  Theil  noch  beibehalten  hat  Eine 
zutreffende  WOrdigung  der  Frage,  ob  dieser  TTebergang  zur  Frei- 
heit im  Bodenverkehr,  wie  er  von  der  physiokratischen  Schule  zu- 
erst wissenscliattlich  vertreten,  späterhin  von  Anhängern  der  ver- 
schiedensten politischen  und  wirthschaftspolitischen  Richtungen 
theils  aus  Gnuiden  des  Productionsinteresses,  theils  aus  solchen 
socialer  oder  politischer  Natur  befürwortet,  von  anderen  Schrift- 
stellern und  Politikern  aber  ebenso  heftig  bekämpft  wurde,  mehr 
Nachtheile  oder  Vortheile  gebracht  hat,  würde  eine  eingehende 
Kenntniss  nicht  bloss  der  thatsächlichen  Besitzverhällnisse  in 
einem  gegebenen  Zeitraum,  sondern  auch  der  Bewegung  in  der 
Besitzvertheilung  innerhalb  gegebener  Zeiträume  und  eine  ver- 
gleichende Inbetrachtziehung  der  Wohlstandsverhältniase  von  Land 
zu  Land  und  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Yoraussetzung  haben;  eine  solche 
Kenntniss  bietet  aber  leider  die  Statistik,  welche  erst  am  Ausgang 
des'  19.  Jahrhunderts  diesen  Vorgängen  eingehendere  Aufmerk- 
samkeit zugewendet  hat,  ninr  in  ungenügendem  Maasse  und  das 
ürtheil  entbehrt  daher  einigermaassen  der  sicheren  Unti^rlage. 
Immerhin  lassen  sicli  auf  Grund  des  vorhandenen  Zahlenmaterials 
und  der  Ki'nutuiss,  die  amtliche  und  nichtamtliche  Veröffent- 
lichungen über  die  Lage  des  ( irimdbesitzes  in  den  europäischen 
Staaten  vermittelt  liaben.  folgende  S;itye  aufstellen: 

1.  Es  giebt  biegenden  und  ganze  Länder,  in  denen  schon  im 
Mittelalter  eine  rechtliche  Gebundenheit  entweder  nicht  mehr  be- 
stand oder,  soweit  dies  der  Fall,  doch  nur  müssig  gehandliabt 
wurde:  dies  trifft  für  einen  grossen  Tiieil  von  Frankreich  und 
Italien  und  was  Deutschland  anlangt,  für  die  Landstriche  mit  vcr- 
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wiegender  Besiedeliing  durch  die  fränkischen  und  thüringischen 
Stamme  zu.    Wenn  es  richtig  wäre,  dass,  wie  Freiherr  v.  Stein 
einmal  sagte,  die  Mohilisining  mit  der  Zoit  dazu  führen  müsse, 
den  Bauemstand  „in  Gesindel  und  Tagelöliiier'  aufzulösen,  so 
müsste  in  jenen  Gegenden  das  Gnmdeigenthum  längst  in  kleinste 
Bnichtlieile  „pulverisirt"  worden  sein.    Nun  lassen  die  Zahlen- 
ergebnisse der  Statistik  in  Verbindimg  mit  sonstigen  Wahmeb- 
mungen  allerdings  erkennen,  dass  gegendenweise  der  Zerstflcke» 
lungsprocess  in  den  Ländern  der  Ereitheilbarkeit  ausserordenüicb 
fortgescbritten  ist«  aber  ebenso,  dass  diese  Erscheinung  keineswegs 
Überall  sich  geltend  macht,  dass  vielmehr  neben  den  kleinen  und 
kleinsten  Betrieben  mittlere  und  grössere  Betriebe  in  stattlicher 
Anzahl  sich  erhalten  haben;  auch  steht  die  allgemeine  Wohlstands- 
lage dieser  Lfinder  der  Freitheilbarkeit  (Frankreich  und  die  Rhein- 
ebene  und   einzelne  angrenzende   Luiidergebiete)   derjenigen  in 
anderen  Staatswesen,  in  denen  wegen  der  ])is  in  die  neuere  Zeit 
rechtlich  oder  thatsächlicli  erlialten  gebliebenen  Gebundenheit  der 
grosse  bäuerliche  Besitz  vorheiTschend  vertreten  ist,  in  der  Kegel 
keineswegs  nach.    Hieraus  aber  ist  zweierlei  zu  entnehmen,  ein- 
mal dass  da,  wo  im  Grundsatz  Freitheilbarkeit  der  landwirthschaft- 
lichen  Anwesen  besteht,   Gegentendenzen  sieli  wirksam  zeigen, 
welche  dem  Zerbröckelungsprocess  hinderlich  in  den  Weg  sich 
stellen;  zum  andern,  dass  auch  bei  weitgehender  Zerstfickelung 
die  Interessen  der  Bodenproduction  und  die  Wohlfahrt  der  länd- 
lichen BcTOlkerung  nicht  nothwendig  kümmern  müssen.  Wenn 
z.  B.  in  Baden  auch  heute  noch  auf  die  Besitzer  zwischen  5  und 
100  ha  55  ^/q,  auf  diej.  iii-en  zwischen  2  und  100  ha  über  90 
des  gesammten  landwirtlischaftlichen  Areals  entfällt  und  ähnliche 
li«'sit/.vertheilungsverhältniss<'  in  der  Pfalz  und  den  KiiciiilaiKlcii, 
sowie  in  Frankreich,  einzelnen  ('antonen  (b^r  Schweiz  bestehen, 
(vgl.     74),  (1.  Ii.  in  Geliietm.  in  denen  grosseiitheils  Theilbarkeits- 
beschränkuniren  irirend  welclier  Art  seit  .Tahrbunderten  nicht  mehr 
in  Geltung  sind  (wolil  aber  s«'it  Einführung  des  Co(b'  Napob-on 
ein  rechtlicher  rarcellirungs  z  w  a  n  g  in  allen  Erbtheilungsfällen), 
so  erklärt  sich  diese  an  sich  auttalbMide  Erscheinung  doch  sehr 
leicht,  wenn  man  mit  den  das  Emptindungsleben  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  beherrschenden  psychologischen  Factoren  rechnet 
Denn  was  den  Bauern  vor  Allem  auszeichnet  und  nicht  bloss  den 
deutschen  Bauern,  ist  eben  das,  dass  er  nicht  bloss  mit  besonderer 
Zähigkeit  an  der  ererbten  oder  erworbenen  Scholle  festhält,  son- 
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dern  dass  er  vor  Allem  auch  seinen  Ehrgeiz  darein  setzt,  den  durch 
die  jedesmalige  Erhtheilung  verkleinerten  Besitz  durch  Zukauf  all* 
mählich  wieder  zu  vergrOssem.  So  steht  zwar  fest,  dass  der  Onind 

und  Bodori  in  diesen  Ländern  in  einer  ijewissen  ständigen  Be- 
wegung begriÜ'en  i^t,  aber  ebenso,  dass  in  dvin  Maasse,  als  mittlere 
und  grössere  Anweseu  im  Erbgang  auseinandertallen,  kleine  und 
kleinste  Wirtliscliaften  allgemacli  zu  solchen  mittlerer  (irösse 
wieder  emporwachson.  Freilieii  zeitigt  dieses  Drangen  nacli  (Iruud- 
besitz  nuuicli»'  ungesunde  Erscheinungen,  unter  d«'nen  die  Höh»» 
der  Gnmdstückspreise,  als  Folge  der  ungeliemmten  Land-Nachfrage, 
und  die  Möglichkeit  weitgehender  Verschuldung  in  vorderster  Linie 
steht;  aber  dieselbe  Lage,  welclie  den  Zukaui'  von  Grundstücken  zu 
dem  ererbten  Besitz  als  besonders  begehrenswerth  erscheinen  hlsst, 
nöthigt  auch  wieder  zu  denkbar  stärkster  Entfaltung  der  wirth- 
schaftlichen  Tugenden  des  Fleisses,  der  Sparsamkeit,  der  Nflchtem- 
heit,  welche  Tugenden  gerade  die  Landwirthe  der  Gegenden  der 
Freitheilharkeit  in  besonderem  Grade  auszeichnen  und  gleichzeitig 
zu  jener  intensivsten  Bodenbestellung  gefflhrt  haben,  welche  eben- 
falls diesen  Gegenden  im  Gegensatz  zu  den  bäuerlichen  Betriebs- 
weisen in  anderen  Gebietstheilen  eigenthflmlich  ist.  —  Im  Uebrigen 
bedarf  es  keiner  Betonung,  dass  das  System  der  Freitheilbarkeit 
nicht  n()thweudig«'rw<*ise  mit  dem  Zwang  zur  Tlieilung  in  Krl»- 
fällen  verknüpft  zu  sein  braucht  (regime  <hi  ]»artage  force  im 
Code  Napoh'on):  und  (hiss  aucii  innerliall)  dieses  Systems  sehr 
wrdil  Kechtseinriclitungeii  denkbar  und  ausführbar  sind,  w»'lche  die 
im  geg(d>enen  Fall,  namentlich  hinsichtlich  der  Behandliuig  der 
zur  Erbmasse  gehörigen  Gebäude  nachtheiligen  Seiten  der  Thei- 
lung  abzuschwächen  geeignet  sind.  (Vgl.  unten  g  86.) 

Anmerk.   a.  lieber  die  Gründe,  welche  den  Schöpfer  des  Code  Nupnleoii 

veranlasst  haben,  einen  Parcellirun  ;;sz\vanfr  in  Erbfiillen  zn  verorden,  si»'he 
die  Anni.  1  auf  S.  4(j8.  —  (tep-nüber  dem  bekannten  Wort:  ^le  territoire  franrais 
Henible  touibtr  <ii  ponssiire"  luht  Koscher  hervor,  da«s  „perjide  F rank r rieh 
als  iJi'wei.H  (licncn  kann,  wi»*  Ix-i  vollfr  tuid  stark  ])t'iinlzt<T  Knilicii  des  Hoilnn- 
verkehrs  doch  wahrend  mehr  als  zweier  Meuücheualter  der  (.iebrauch  den  .Min^brauch 
ttberwieirni  ▼ennaf^'*.  Und  ^anch  in  Prenssen  scheint  .  .  .  wfthrend  de«  nnn- 
uiehr  über  (iT) Jüliritri  n  I^'^t4■hens  der  Mol)ilisirnnt,'-'tVt  ih<'it  keine  un<riinsti<;e  Knt- 
wieklun^'  hervorzuleuchten".  (Koseher,  a.  a.  ().,  §  143.)  —  Sehr  übertreibende  Be- 
uierlcungen  betreiTs  der  Folß'en  der  MobiIisirung»l'reiheit  bei  (i.  Hansen  (Die  drei 
BevdlkerungfsHtufen.  s.  321)  ff.);  die  von  ihm  als  Fol^e  der  Mobilislmn^ 

projrnoNticirte  „  Vcniielitun^'  des  |!;ui»  riiNtandes"  'der  ersten  MevrdkernnL'Ssf  utf  >  und 
damit  auch  „das  Ueruuteräiukeu  des  geistigen  Niveaus"  der  zweiten  Üevoikeruu^- 
stufe  (des  städtischen  Mittelstandes),  die  ans  dem  ersteren  sich  beständig  nen 
recnitirt.  ntii>st»'  ja  in  drn  Liiiidcrn  der  Freifheilbarkrit  hinj^st  eiriu'i'tn'ti-u  sein. 
Kanu  dies  Hansen  vom  deutscheu  Südwesten,  der  Schweiz  etc.  emstlich  behaupten  ? 


Abschn.  III.  §  7d.  Für  und  Wider  die  Mobiliainaiig. 


437 


b)  üen  socialen  Geüichttipuukt  in  der  Beurtheiluug  der  Frage  der  Freiheit 
im  Bodenverkehr  hat  Fürst  BiRmarek  sehaif  betont,  indem  er  in  einem  Erlass 
an  das  Preussische  Staatsministerium  vom  Februar  1882  ausführte : 

»Die  Thatsache,  dass  das  P'i}r«'ntluim  an  Grund  und  Hoden  die  Ht"<ifziT  fester 
als  jedeü  andere  Band  mit  dem  Htaute  uud  üeiuem  Bi'staude  verknupit,  hat  tiir  alle 
Kiaäsen  der  Bedieiligten  gleichmisiige  Oeltnngr;  der  Elgenthilmer  des  kleiiuteii 
Hanst"^  i>;t  durch  dieselben  Interessen  mit  d(>r  Staatsordnun^r  vfilnindcn,  wie  der 
Besitzer  aus^^edehuter  Landgüter.  Der  Staat  hat  desshalb  alle  Veraulaäüuug,  die 
Tennebruu^'  der  Grundbesitzer  zu  befSrdem.  Er  steigert  dadurch  den  Wohlstand 
der  Bevölkerung,  indem  er  eine  üorgiHltigere  und  desshalb  ergiebigere  Bearbeitnng 
des  Bodens  hcrheitilhrt,  weil  i<'d»'r  Arbeiter  im  ei^'iMioTi  llcsitz  und  Interesse  emsiger 
und  erlolgreicher  arbeitet,  als  iur  Lohn  auf  fremdem  Besitz.  Kr  vergrüüsert  zu- 
fieidi  die  ZaU  derjenigen,  in  welchen  das  Bewnnrtgein  dee  nnlrennlMUPeii  Zniaaunen- 
hanges  mit  ihm  und  seinen  Schicksalen  am  lebendigsten  ist.  Der  Besitz  einer 
kleinen  Farcelle  bietet,  auch  wenn  sie  allein  den  Eigeuthümer  nicht  zu  ernähren 
Termag.  ihm  doch  immer  eine  Gelegenheit  rar  Terwerthung  unbeschäftigter  Stunden 
und  (inen  Theil  dessen,  was  er  notliwendig  zu  seiner  Snbsistenz  brauclit,  und  die 
Sit  Iii  rlu  it  «  iiri'uer  nnkiiiidbait  r  Wolmniig  {riebt  seiner  ganzen  Tbäti^rkeit  einen  testen 
iiuckhalt.  l)eblmlb  halte  ich  die  Iküorginss  für  grundlos,  diu>s  die  Belurderung  der 
Grnndetflckstheilnngen  rar  Termehmni^  dee  Proletariats  beitragen  könne.  Der  Be- 
sitzer eines  noch  so  kleinen  (irundeij^eiitlunns  ist  immer  besser  und  unabhängiger 
gestellt,  als  der  besitzlose  Proletarier,  der  mit  Wohnung  und  Unterhalt  lediglich 
anf  den  Ertrag  seiner  Handarbeit  angewiesen  ist.  Daaseloe  Interesse  aber,  welches 
der  Staat  daran  hat,  die  Zahl  der  (irundbesitzer  zu  vermehren,  muss  ihn  dazu 
Ähren,  für  die  dauenide  Erhaltung  derselben  in  ihrem  Eigenthum  zu  sors-en". 

c)  Gegen  die  Annahme  ungehemmten  Fortschreitens  der  Bodeuzerstückeluug 
wendet  sich  Ban  mit  dem  Hinweis  (Anm.  0  «u  §  79),  dass  die  Annahme,  es 
>vTirden  Güter  von  60  Mnr^rcn  in  der  zweiteti  Hand  (bei  4  (Ji  srbwistern)  dureliscbnitt- 
lich  anf  10,  in  der  dritten  auf  2V3  Morgen  zerstückelt  sein,  unstatthaft  erscheine; 
«denkt  man  sich  1000  Familien  mit  Gütern  von  40  Morgen  und  nimmt  man  an, 
dass  jene  in  gleichem  Sdiritt  mit  der  Ynlksvennehning  um  jährlich  l"  „  zunehmen, 
so  würde  die  Zahl  der  Familien  in  1ö  Jahren  erst  auf  11  in  88  anf  18H8,  in 
6t)  auf  in  Hundert  Jalireu  auf  2704  anwachsen  und  wofern  das  Land  gerade 
im  Besits  dieser  Familien  bliebe,  der  mittlere  Umfang  eines  Gnts  in  denselben  Zeit- 
ränmen  anf  34.4;  28,8;  20,7;  14,4  Morgen  sinken.^  Dabei  ist  übrigens  von  Bau 
noch  unbeachtet  geblieben,  dass  erfahrungsgemäss  die  Bevölkenmg  in  den  Land* 
orten  viel  langsamer  wächst  als  im  Durchschnitt  des  Lrades,  nicht  nur  wegen  der 
grösseren  Kindersterblichkeit,  sondern  auch  weil  regelmässig  ein  Theil  der  jttngeren 
Generation  ausserhalb  Orts  verzieht  (Töchter  in  Fojire  Verheirathung,  Söhne  wegen 
Ergreii'ung  eines  anderen  Berufs  etc.  etc.).  In  zahlreichen  Fällen  kommt  es  daher 
ftberhaapit  nicht  rar  naturalen  Theilnng  trots  der  rechtlieh«i  Höflichkeit,  weil  eben 
mehr  als  ein  aar  Uebemahme  tauglicher  oder  bereiter  Erbe  nicht  vorhanden  ist. 

2.  Eine  im  Clcfolgo  der  Mobilisinmgsfreiheit  eintretende  weit- 
gehende Zerstückelung  des  Grundbesitzes  ist  da  am  wenicrsten 
als  schädlich  zu  erachten,  kann  sogar  mit  der  Wohlstandslage  des 
flachen  Landes  nachhaltig  verträglich  sein,  wo  die  Bodenverhält- 
nisse  besonders  günstige  sindunddasElima  ein  mildes  ist, 
wo  also  auf  derselben  Flächeneinheit  höhere  Boherträgnisse  als  in 
Gegenden  mit  minder  gOnstigen  Verhältnissen  dieser  Art  gewonnen 
werden  kOnnen  und  wo  aus  eben  diesen  Grflnden  hochwerthige 
Culturen  (Handelspflanzen)  sich  betreiben  lassen.  Auch  da  femer 
braucht  eine  weitgeheiuh'  Zorstiickohiiiii-  keineswegs  die  Erscheinungen 
des  Zwergwirthschaftenthums  aufzuweisen,  wo  wegen  der  Nähe 
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grossor  Verkehrs-  und  Consumtionscentren  mehr  gartenartii:  zu 
betreiheinle  Speoialculturen  (Gemüse-,  Ohstlnui)  besonders  loluu'ud 
ersclieinen  oder  wo  wogen  der  reichen  industriellen  Entwicklung  die 
überschüssigen  Arbeitskräfte  der  bäuerliclien  Familie  jederzeit  Ge- 
legenheit zu  Nebenverdienst  zu  finden  vermögen.  Die  badirjchen 
landwirthscliaftlichen  Erhebungen  von  1883  liaben,  wo  solclie  Ver- 
hältnisse vorliegen,  für  eine  Anzahl  typischer  Gemeinden  eine 
ausnehmend  günstige  Wohlstandslage  farotz  des  Yorwiegens  des 
kleinen  und  kleinsten  Besitzes  feststellen  künnen,  die  in  auf- 
fallendem Gegensatz  zu  jener  stand,  welche  Gemeinden  mit 
geschlossenem  Besitz,  d.  h.  mit  vorwiegend  günstigen  Besitz- 
verhältnissen aufwiesen').  Mit  diesen  thatsächlichen  Bewirth- 
schaftungsmöglichkeiten  steht  im  Zusammenhang  die  grosse  Rela- 
tivität des  Begrittrf  mittlerer  und  kleinerer  Bauerngüter.  In  den 
Gegenden  der  oben  erwähnten  Art  reiclit  schon  der  Besitz  von 
2  ha  hin,  dem  Anwesen  den  Charakter  einer  selbstständigen  Wirtli- 
Schaft  zu  geben,  und  ein  Besitz  von  5  ha  und  darüber  reiht  deren 
Inhaber  schon  in  die  Klasse  der  mittleren,  vermöglicheren  Be- 
sitzer ein,  während  in  Landstrichen  mit  minder  günstigen  Vor- 
bedingungen der  Production  Anwesen  der  letztbezeichneten  Grösse 
noch  als  Tagelöhnergüter  gelten  müssen  und  in  rauheren  Bezirken 
mit  unergiebigen  Bodenverhältnissen  oft  ein  Besitz  von  selbst 
10  ha  nicht  hinreicht,  dem  Wirth  eine  auskömmliche  Existenz  zu 
ermöglichen*).  Auch  wenn  man  sich  von  populationistischen  Er- 
wägungen, wie  sie  den  Schriftstellem  des  vorigen  Jahrhunderts 
nahe  lagen,  heute  nicht  mehr  leiten  zu  lassen  braucht,  wird  man 
es  immerhin  als  einen  grossen  volkswirthschafüichen  und  socialen 
Gewinn  erachten  müssen,  dass  da,  wo  die  natürlichen  Productions- 
facturen  oder  die  Gestaltung  der  l.]rweri)sverhältnisse  im  Allgemeinen 
die  Ansässigmachung  einer  grösseren  Anzahl  Familien  auf  dem 
flachen  Lande  mit  durchschnittlich  kleineren  Besitzeinheiten  ohne 
Schaden  für  diese  selbst  und  die  Gesellschaft  gestattet,  die  Ge- 


Bad.  landw.  Erhebungen .  IV.  Bd.,  S.  45,  iu  Verbindttiig  inii  der  Ihu^ 
Stellung  uuter  Kap.  IX,  S.  81  diisclbst. 

*)  Die  bad.  landw.  Erhebungen  (IV.  Bd.,  S.  66)  iMten  den  Besitz  der  Gross- 

imd  Hittelbauorn  in  den  K'^tit-idchauendeii  Be/.irkon  bei  7 — 10  hfti  in  des 
Handels-jTCwäclis  -  und  Keborteii  bei  4  5  ha,  in  den  Oderwald-  und  Srhw  ;ir7Nv,ild- 
urteu  dagegen  erst  bei  20  3U  ha;  deu  Kleiubesitz  iu  den  getreide bauenden 
Oegmiden  bei  4 — 7  ha,  in  den  HandelsgewKebs-  und  Rebgegenden  bei  2 — 4  ha, 
bcirinnen  tmd  \m  i>cn  für  "NVal(k'<'i,'<'Ji<li'ii  selljst  bei  einj'ui  l't'>ifz  von  10  und  mehr  h» 
diu  Unzulänglichkeit  der  Uutsgrüüse  für  die  Uuterkaltäbestreituug  der  Familie  nach 
(Anlage  VI,  Ziffer  29a,  Seite  160  ebenda). 
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letrenheit  hierzu  in  ausiredehntem  Maasse  j^oi^ebon  werde.  Denn 
>venn  man  auch  niclit  irerade  der  Ansicht  huldigt,  dass  schon  der 
Grundsatz  der  Gleichheit  AHer  vor  dem  Gesetz  dazu  fuhrt,  jedem 
Staatsangehörigen  die  rechtliche  Möglichkeit  zum  Gnmderwerb 
durch  unbeschränkte  Mobilisirungsfreiheit  des  Yerkehni  in  Grund 
und  Boden  einzuräumen,  so  wird  man  es  doch  aus  den  oft  er- 
wähnten Gründen  politiBch  und  social  für  einen  Vortheil  erachten 
müssen,  wenn  mit  der  zunehmenden  Auffcheilung  des  Ghrund  und 
Bodens  das  eigentlich  sesshafte  Element  des  Volkslebens,  das  zu- 
gleich seiner  Natur  nach  radicalen  Strömungen  abgeneigt  ist,  eine 
Stärkung  erfthrt,  und  zwar  um  so  mehr  fttr  einen  Vortheil,  in  je 
höherem  Grade  ein  ungesundes,  d.  h.  proletarisches  Wachsthum 
der  Städte  sich  bemerkbar  macht  und  die  ei£?enthümlichen  Erwerbs- 
Terhältnisse  des  städtischen  Le})ens  die  socialen  Gegensätze  iluer 
Bewohner  verscharfen.  Aber  auch  im  Hin])lick  auf  das  Gedeihen  der 
industriellen  Gewerbe  ist  der  Zustand  einer  gleiclimässigeren  Bod<'n- 
vertheilung  ebenfalls  viutlieilhafter  als  die  Häufunu;-  des  (irund- 
besitzes  in  den  Händen  ^\  eniger,  weil  mit  einer  zahlreichen  Klasse 
von  unabhängigen  kleinen  und  mittleren  Grundbesitzern  regelmässig 
eine  starke  Nachfhige  nach  gewerblichen  Erzeugnissen  Hand  in 
Hand  geht,  der  es  im  anderen  Fall,  wenn  die  grosse  Masse  des 
Landvolks  aus  besitzlosen  Tagelöhnern  besteht,  gebricht  Das 
Latifundienwesen  im  Ostlichen  Deutschland  und  der  Mangel  an 
Gewerbfleiss  ebenda  dfliften  sicherlich  in  einem  inneren  Zusammen- 
hang stehen.  Li  England  hat  allerdings  durch  ein  ungewöhnliches 
Zusammentreffen  gflnstiger  Umstände  eine  blähende  Lidustrie  trotz 
der  ungflnstigen  Besitzverhältnisse  auf  dem  flachen  Lande  sich 
entwickelt;  aber  nicht  im  Besitz  eines  kaufkräftigen  Hinteriandes, 
wie  es  sich  aus  (iem  Vorliandensein  einer  dichten  Landbevölkerung 
ergiel»t,  und  <lesslialb  zum  grossen  Theil  auf  den  Export  ange- 
wiesen, entbehrt  <lie  Industrie  in  dem  Inselreiclie  mehr  als  ander- 
wärts der  Stetigkeit  und  Ki'gelmässiLjkeit  der  Entwicklung  und 
befindet  sich  in  einem  Zustand  weituehendster  Abhäni^iirkeit  von 
der  Handelspolitik  fremder  Staaten  und  der  allgemeinen  politischen 
Lage  überhaupt,  der  schwerlich  als  ein  wfinschenswerther  erachtet 
werden  kann*). 


*)  Schon  V.  Mo  hl  meint  («.  n.  0.,  §  113);  „Hussen  nicht  alle  Mittel,  selbst 

zuweilen  dit»  scljh'rhtesttni ,  ang-pwendet  worden,  um  den  Absatz  nach  Aussen i  /u 
erhalten,  womöglich  zu  erweitern  i*  Briu^  nicht  schon  jetzt  irgend  eine  Stockung 
in*  einen  entfernten  Weltüieil  unmittelbar  eine  sdunerzhafte  und  vielleicht  gdlhxliche 


Digitized  by  Google 


440 


Kap.  17.  BeailsT6rttie$liiiig,  Erbredil  mid  Landpolitik. 


3.  Immerhiii  ist  wohl  zu  beachten,  dass  auch  unter  den  denkbar 
gflnstigstenVerhSltnisBen  der  Natur  es  eine  Grenze  der  Theilung 
giebt,  jenseits  deren  der  Grundbesitz  die  Unterlage  einer  selbst^ 
ständigen  Erwerbsexistenz  nicht  mehr  bietet  Muss  nun  schon 
eine  sehr  weitgehende  Verkleinerung  der  Grundstflcksparcellen  aua 
landwirthsehaftlieh- technischen  Rficksichten  als  nachtheilig,  wenn 
auch  nicht  <?erado  als  iinortrSiili( ii  angesehen  werden  (vgl.  S.  310  ft'.), 
80  wäre  doch  eine  uiialdässig:  fortschroitonde  Auftlieilung  der 
Besitzeiiiheiten  selber  oftVnbar  iindonkbar,  und  wenn  sie  gleichwolil 
t'iiiträte.  nüt  der  Proletarisirung  des  Landvolkes  und  der  Yerar- 
niunu  der  betreffenden  (xeLrenden  j:!:leichbedeutend.  Eine  solche 
ununterbrochen  fortsc]ireiten(b'  Auftheilung  könnte  ohne  den  irrösst«-]! 
Schaden  für  die  Besitzer  nur  da  Platz  greifen,  wo  der  Erwerb  aus 
dem  Grund  und  Boden  die  Nebensache,  der  Erwerb  aus  andereo 
Beschäftigungen,  insbesondere  in  der  Industrie,  die  Hauptsache 
ist:  in  diesen  Fällen  hätten  aber  die  betreffenden  Stelleninhaber 
die  Eigenschaften  des  Landvolks  überhaupt  abgestreift  und  man 
hätte  es  im  Wesentlichen  mit  grundbesitzenden  Fabrikarbeitern, 
Eleinhandwerkem  etc.  zu  thun.  Wo  aber  Überhaupt  eine  solche 
Boppelbeschäftigung  ausgeschlossen  ist,  müsste  Jener  Frocess  un- 
aufhaltsam zur  wachsenden  Herabdrflckung  des  Standard  of  life, 
zu  immer  grösserer  Einengiuig  der  Lebensansprflche  führen  und 
bei  jedem  Zwischenfall  äusserste  Noth,  Elend  und  Hunger  im  Ge- 
folge haben.  Die  Gegner  der  Mobilisirungsfreiheit  können  sich 
mit  Recht  darauf  berufen,  dass  die  Vorführung  eines  solchen  Bildes 
der  endliclien  Entwicklung  nicht  bloss  im  Bereicli  der  theoretischtMi 
Möglichkeit  liegt,  wie  die  Verhältnisse  in  einzelnen  Brovinzeii 
Italiens  aufweisen,  in  den<'n  Tausende  von  Menschen,  deren  Kr))- 
theil  ein  kleinster  Fetzen  Land  und  allenfalls  einige  Olivenbäume 
bilden,  ein  menschenwürdiges  Dasein  zu  fuhren  niclit  mehr  ver- 
mögen. Ist  also  mit  solchen  mögliclien  Folgen  der  Mobilisirungs- 
freiheit zu  rechnen,  so  ergiebt  sich  daraus  doch  nur,  dass  sie,  wie 
alle  Freiheiten,  eine  zweischneidige  Waffe  ist  und  von  der  Bevöl- 
kerung nur  dann  ohne  Nachtbeil  ertragen  werden  kann,  wenn  der 
allgemeine  Zustand  der  Bildung  auf  dem  flachen  Land  jene  Tu- 
genden der  wirthschafilichen  Vorsicht,  der  Bedachtnahme  auf  die 

Kris«  hervor?  Ttt  idcht  sn  fBrchten,  dass  bei  wdt  anigedehiiteii  nnd  lange  dauernden 
Störnngen  (\es  Handels,  bei  einem  für  England  iiiiglQcklichen  Seekrieg  ....  das 
fiin  litttarste  Klciid  nntt  r  <l<  r  gewerblichen  Bevdlkemng  entstehen,  das  stolse  Gebäude 

ins  Wanken  koninien  kanni''* 
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Zukunft,  der  Vorsorc:»"  auch  für  die  komniciultMi  ( iiMUTationen  zur 
Reif»'  lirinert.  welche  leliren.  von  der  Freiheit  einen  niaassvollen 
Gebrauch  zu  machen.  Für  einen  t^rosseu  Theil  der  italienischen 
Bewohner  des  flachen  Landes  war  desshalh  die  unbeschränkte  Zu- 
lassung der  Freitheilbarkeit  siclierlich  ebenso  ein  «refährliches 
Geschenk,  als  unbedenklich  für  die  dberwie^ende  Mehrzahl  der 
Landbevölkerung  der  Bheintbalebene  oder  Frankreichs,  die,  wie 
die  Statistik  lehrt,  ungeachtet  der  Freiheit  haushälterisch  mit 
dem  Grund  und  Boden  umzugehen  und  —  sei  es  durch  Maass- 
halten in  Toneitigen  Eheschliessungen,  sei  es  durch  eine  ntichteme 
Heiiathspolitik,  welche  das  gemeinsame  Einbringen  yon  Grund- 
besitz in  die  Ehe  anstrebt,  sei  es  durch  rechtzeitige  Abstossung 
der  tlberschflssigen  Bevölkerung  in  andere  Berufsarten  —  eine 
wenn  auch  Tielleicht  nicht  durchweg  befriedigende,  so  doch  leid- 
lich gute  Besitzvertheilung  bis  auf  den  heutigen  Tag  zu  behaupten 
wusate 


g  7G.  Fortsetzung;  bedingte  K  ä  t  Ii  1  i  c  h  k  e  it  der  Gebun- 
denheit; abschliessende  Betrachtungen. 

4.  Je  ungünstiger  die  äusseren  Froductionsbedi ngungen 
sich  enveisen,  je  entlegener  die  Statten  d«'r  landwirtlischaftliclieu 
PrcMluctioii  Von  den  grossen  Industrie-  und  Verkehrscentren  sich 
behnden,  je  mehr  es  danach  an  der  MöLi^lie  hkeit  felilt,  für  die  Karg- 
heit der  Natur  und  die  etwaige  Unzulänglichkeit  »les  Besitzes  in 
anderweiten  Beschäftignngen  Ersatz  zu  finden,  um  so  rascher  wird 
bei  Zulassung  der  Freitheilbarkeit  die  Grenze  der  Unterhalts- 
möglichkeit  erreicht,  um  so  bedenklicher  also  jene  Zulassung  selber 
sein.  Dies  tritft  also  in  besonderem  Grade  für  sehr  nördlich  ge- 
legene Gebietstheile  (Skandinavien,  grosse  Theile  von  Bussland  etc.)^ 


')  So  ranmt  Mch  Helferich,  der  im  Uebrig«n  ein  warmer  nnd  OberBengter 

Vertreter  'irr  (lebmuU'iilu-it  ii<t,  doch  fiii.  dass  „solche  Völker  und  Stäiimic  welche 
▼oll  individuellen  Selbstgefühls  sind,  die  das  Leben  mit  Energie  auzugreiten  pÜegen 
nnd  fromm  nnd  tren  an  alten  Sitten  halten,  von  der  Freiheit  in  der  Verfügung  fiber 
Grund  und  Boden  im  Ganzen  keinen  verderblichen  Gebrauch  machen,  wenn  nur 
die  Frcih»'it  wirklich  eine  vollkommene  ist,  nicht  nur  in  der  Freiheit  za  theilen  und 
an  vcrkleiueru  besteht,  souderu  auch  die  gesetzliche  Möglichkeit  zu  erhalten  in  sich 
begrem"  (a.  a.  Jahrg.  1858  S.  203).  Die  Hauptsache  nach  Uelferich  ist,  und 
daxm  muss  man  ihm  »iclier  heij>tlichten,  dass  in  den  (Ji  hioten  der  Freitlirilbarkeit 
dat  Landvolk  ein  gewisses,  nicht  zu  niedrig  gegriffenes  Maass  von  Lebcusgeuuss 
an  belumpteii  Willeos  ist,  also  ^lieber  auf  einen  Hanaatai^  vendehtet,  aU  einen 
solchen  an  begrflnden,  der  ökonomisch  nicht  gerechtfertigt  wäre*  (8.  310). 
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und  besonders  für  die  Gebirgsgegenden  zu  und,  wenn  irgendwo, 
sind  denn   gerade  hier  die   Gefahren  der  Freitheilbarkeit  am 
frühivsten  und  augenfälligsten  zu  Tage  getreten,  wobei  an  die  Ver- 
haltnisse auf  dem  Vogelsberg,  dem  Khöngebirge,  <leni  Westerwald, 
dem  Taunus  und  in  anderen  rauhen  Gegenden  erinnert  sein  mag, 
Gegenden,  in  denen  die  Bevölkerung,  wie  Riehl  einmal  in  drasti- 
scher Weise  geschildert  hat,  im  Sommer  dürftig  vom  Ertrag  ihrer 
Arbeit  lebt,  im  Winter  aber  zum  erheblichen  Theil  auf  Bettel 
angewiesen  ist,  „sich  und  der  staatlichen  Gesellschaft  eine  Last'^ 
Man  kann  auf  die  Erscheinung  der  mangelnden  UnterhaltsmOglich* 
keit  für  die  Bewohner  l&ndUcher  Gemeinden  in  Folge  ungentl- 
genden  eigenen  GrundbesitKes  sehr  wohl  den  Begriff  der  Ueber- 
yOlkerung  anwenden,  wobei  man  sich  an  der  ThatBache  nicht 
atossen  darf,  dasa  die  Symptome  der  UeberrOlkwung  gemeinhin 
gerade  in  den  Gebirgsgegenden,  d.  h.  in  jenen  Landestheilen  her- 
Tortreten,  welche  vergleichsweise  die  dtlnnate  Menachenzahl  auf- 
weisen. Und  doch  sind  es  unbestreitbar  die  sOdlichen  Abhänge 
des  Schwarzwaldes,  ein  Theil  der  Alpen  und  die  erwähnten  mittel- 
deutschen (iebirge,  in  welchen  in  den  einzelnen  Ortschaften  die 
Menschen,  trotz  der  im  Ganzen  schwachen  Bevölkerung,  zu  gedrängt 
sitzen  und  zu  einem  sprossen  Theil   ein   denkbar  kümmerliches 
Pasein  fristen,  weil  «'ben  hier  die  Natur  mit  ihren  (laben  kargt 
und  eine  Dasei nsiiiö^liclikeit  selbst  besclieidener  Art  nur  bei  ver- 
hältnissmässig  grossem  Landbesitz  gewährt.    Jede  Yermebrung 
der  Familienzahl  auf  Kosten  der  vorhandenen  Besitzeinheiten  ver- 
schiebt desshalb  in  solchen  Gegenden  die  Bedingungen  des  Er- 
werbs sofort  in  nachtheiliger  Weise  und  jede  Zulassung  der  Ab- 
trennung Yon  Gutsbestandtheüen  zum  Zweck  der  Ansftssigmachung 
neuer  Wirthschaftsexistenzen  wird  um  so  bedenklicher,  als  die  Be- 
theiligten bei  der  immerhin  yerhältnissmässigen  Grdsse  der  übrig 
bleibenden  Guttheile  sich  zunftchst  leicht  Aber  die  Wirkungen 
solcher  Theilungen  Täuschungen  hingeben.  Es  kommt  hinzu,  daas 
in  Gebirgsgegenden  neben  Acker-  und  Wiesland  gerade  auch 
Wald  und  Weide  einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  Anwesen 
bilden,  die  besondere  Art  der  Nutzung  von  Ländereien  der  letzt- 
bezeichneten  lieschatVenheit   aber  einer  xVuftheilung   in  Parcelleu 
giinzlich  widerstrelit  und  wo  b-tztere  dennoch  stattfindet,  wegen 
der  rnmriLrlichkeit  lenirrer  ordnungsniässiger  Bewirthschaftung  un- 
aufhaltsam zur  DevastirmiLT  fülirt  (J^       ^^^ill'T  1).   In  viel  hrdierein 
Grude  als  in  den  Iruchtbareu  Tielobeuou  und  dem  Hügeliaude  ist 
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daher  für  dioGobiri^sgegenden  auf  d'w  Stal)ilitätderBev<Mkorun2: 
als  VorbodiiiiruiifT  der  Wohlstan<ls<'rhaltung  Werth  zu  legeu  und  »larauf 
zu  achten,  dass  einer  Vermehrung  der  ansässigen  AVirthe  innerliall» 
der  einzelnen  Gemarkungen  durch  jederzeitige  Abstossung  eines 
Theiles  der  nachwachsenden  Generation  entgegengewirkt  werde. 
Das  wirksamste  Mittel  hierzu  liegt  aber  in  der  rechtlichen  Ge- 
bundenheit der  Anwesen,  welche  deren  Vertheilung  unter  die 
Miierben  oder  deren  Verkleinerung  im  Wege  des  Verkaufs  hindert 
oder  doch  erschwert  und  desshalh  einen  mittelbaren  Auswan- 
derungsswang  gegenflber  den  nicht  zur  Gutsnachfolge  berufenen 
Geschwistern  in  sich  schliessi  Denn  der  stfindige  Abzug  eines 
Theiles  der  Bewohner  solcher  Gegenden  zu  dem  Zweck,  sich  an- 
deren Erwerbsgelegenheiten  ausserhalb  der  Heimathgemeinde  zu- 
zuwenden, muss  als  eine  der  wesentlichen  Bedingungen  der  Wohl- 
fahrt:<erhaltung  dieser  Gemeinwesen  bezeichnet  werden  und  es  hat 
«b'iiu  auch  in  Landestheilen  mit  Productionsiiedingungen  der  er- 
wähnten Art  der  Uebergang  von  der  (iebundenheit  zur  ^lobili- 
sirung  überall  als  ein  verhängnissvoller  Fehler  sich  erwiest'U.  der 
Art,  dass  da,  wo  die  Freiheit  des  Bodenverkehrs  schon  längere 
Zeit  währt,  tbeils  unerfreuliche,  theils  gänzlich  unhaltbare  Zu- 
stände sich  herausgebildet  haben.  H  a  u  s  i  n  d  u  s  t  r  i  e  1 1  e  B  e  s  c  h  ä  f - 
tigung  vermag  zwar  unter  Umständen  die  Schäden  des  Kleingütler- 
thums  im  Gebuge  und  Wald  abzuschwächen;  aber  die  Erfahrung 
zeigt,  dass  die  Bedingungen  für  eine  gflnstige  Entwicklung  solcher 
bäuerlicher  Hausindustrieen  nur  selten  gegeben  sind;  dass  selbst 
da,  wo  sie  seit  Altersher  sich  eingebürgert  haben,  wie  etwa  die 
Uhren-  oder  Strohflechtindustrie  des  Schwarzwaldes  oder  die  Spiel- 
waarenindustrie  des  Thüringerwaldes  etc.,  die  Schwierigkeit  der 
Absatzverhältnisse  und  die  wai  lisende  Abhängigkeit  von  den  Con- 
jiinrturen    des  Weltmarktes  <lie  Lage    dieser   bäuerlicln'U  Haus- 
industrie sehr  oft  zu  ein»'r  äuss«'rst  i»rekären  gestaltet:  und  dass 
die  neue  Einführung  von  dcruhüchen  Beschäftigungen  last  regel- 
mässig scheitert.    Ja,  man  darf  Angesichts  der  jüngsten  Erhe- 
bungen über  die  Verhältnisse  der  in   diesen  bäuerlichen  Haus- 
industrieen Beschäftigten  sehr  wohl  den  Zweifel  äussern,  ob  ihre 
Einführung  überall  nachhaltig  der  Bevölkt  runir  zum  Vortlieil  ge- 
reichte, oder  ob  nicht  gerade  sie  zur  Folge  gehabt  hat,  die  Zu- 
stände einer  thatsächlichen  Uebervölkerung  mit  den  aus  ihr  her- 
yorgehenden  Leiden  zu  chronischen  zu  gestalten.  Denn  die  Aus- 
sicht auf  einen,  wenn  schon  denkbar  kärglichen  Verdienst  hat 
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doch  nitMst  in  der  Bovrtlkorunii-  dit'scM"  <r(»])iro:sorto  eine  iniGfosuinIe 
ScholitMiklcbcrci  Liicssire/.oL^cn,  in  deren  (iefol^n',  mit  der  Zuiuihm** 
der  Menscheiizulil,  die  Verdienstaiissiehten  immer  spärlicher  >vur«l»MU 
und  die  thatsächlicb  erzielten  Löhne  immer  mehr  den  Charakter 
von  Hungerldhnen  annahmen:  während  in  dem  Maasse,  als  die  Be- 
völkerung in  Armutli  und  Elend  versank,  sie  die  erforderliehe 
Spannkraft  einbflsste,  die  flberkommenen  Erwerbsquellen  der  Hoi- 
math  aufzugeben  und,  ausserhalb  dieser,  anderen  Berufsarten  sich 
zuzuwenden.  Die  Lage  der  Weberbevölkerung  in  den  Schlesischen 
Waldbezurken  ist  in  dieser  Hinsicht  typisch  und  zeigt,  dass  es 
gefährlich  ist,  in  abgelegenen  Districten  die  Nachtheile  einer  un- 
gflnstigen  Besitzvertheilung  durch  das  Palliativmittel  einer  von 
den  Conjuncturen  des  Weltmarkts  abhängigen,  auf  die  Erzeugung" 
miiidenverthiger  Pro<hicte  gericliteten  hausiiidustrielleii  Heschäfti- 
gung  heilen  zu  Avidlen.    Das  wirkliehe  Heilmittel  kann  vielmehr 
wesentlich  nur  in  der  ?]ntlastiing  des  Bodens  von  einer  überschüs- 
sigen Bevölkenmir  gefunden  werden,  welche  Entlastung  sich  durch 
regelmässigen  Abzug  eines  Theiles  der  nachwachsenden  Generation 
zu  bewerkstelligen  hat.    Die  Verpflanzung  eines  Theiles  der  Be- 
wohner übervölkerter  Gebirgsorte  in  andere  Gegenden  begegnet 
freilich  erfahrungsgemäss  dem  grOssten  Widerstand  der  Betbei- 
ligten;  man  wird  auch  nicht  erwarten  dürfen,  dass  eine  Jahrhun- 
derte hindurch  gefibte  Versündigung  des  Menschen  gegen  die 
naturgesetzlich  begründete  Thatsache,  dass  eine  bestimmte  Flüche 
Land,  landwirthschaftlich  genutzt,  immer  nur  eine  bestimmte  Menge 
Menschen  zu  beschäftigen  und  zu  ernähren  vermag,  nicht  von 
heute  auf  morsren  cmt  sremacht  werden  kann.   Solche  üehel  zu 
heilen,  wird  t'reili(  Ii  nur  gelingen,  wenn  man  sich  dazu  entscliliessen 
kann,  von  (b'ii  em]itindsanit'ii  Kegungen  einer  in  solchen  Fällen 
tlbel  ange))rachten  ( Ictilhlsjtolitik  sich  losmachend,  die  Entlastung 
des  übervölkerten  Bodens  nötliigeiil\ills  im  Wege  der  zwauL's- 
weisen  Entfernung  von  der  lieimatlilichen  Scholle  herbeizuführen 
und.   sobald  auf  diesem  Wege  dit*  Besitzverhältnisse  im  Laufe 
der  Zeit  sich  wieder  günstiger  gestaltet  haben,  durch  Schliessung 
der  Anwesen  den  abermaligen  Bückfall  in  Besitzzersplitterung  zu 
hindern 

')  W aIcker  schieüst,  wie  nicht  i>elt«ii,  sehr  über  das  Ziel  lünani,  ^euu  er 
meiiit  (a.  a.  O.,  8. 101):  ,,Eine  absolute  Gebundenheit  bäuerlicher  Gttter  wird 

hciifzMtafrt'  mir  uof  h  von  vrrdn/.t'ltct)  Ilcactiniiärfii  '!)  enipfohlfn  und  steht  in 
grellem  Widerspruch  mit  den  Bedürlnii>seu  der  rationellen  LandwirUiicbaft,  gie 
läuft  auf  eine  Trägheitaassecnnuiz  hinaus.* 
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a)  AnmerkiiiigeD.  Schon  Yogelmann,  FontpolisdgeBetx|peb«B|^  In  Bad«iif 

1871.  hat  darauf  iiufmerksam  gi?niaclit,  dass  lici  dt-r  HolVcrfassuniü:  di-s  Sclnvarzwalds 
die  überschüssige  ländliche  Bevölkerung  sich  entweder  der  Haiuiudustrie  xuweudet 
oder  den  Schwarswald  danernd  oder  seitweiie  Terläsat,  um  aich  anderwürta  eine 
LebensBtellimg  zu  sichern;  dass  aber,  wenn  erst  einmal  die  Theilnng  in  Flius 
komtne.  kein  Schwarzwälder  iiii'hr  ans  den  Her^'en  liinausjrehen  werde  nnd  wo 
jetzt  stiiitliihe  liauernliöle  inmitten  hoher  Wälder  un<l  üppiger  Wii-sen  steheu,  dann 
von  Kartoflfelfehleni  umgebene  Klein^tler  an  sehen  sein  würden,  deren  Inhaber 
sich  hin>i(  litlich  ihrer  Lelirtixstcllnng'  weder  mit  den  jt  tziffen  TInfhanem  wwh  am  li 
mit  dereu  üeüiude  mestieu  küuuteu.  —  üinweis  auf  den  Zusammenhang  zwischeu 
üntheilbarkeit  besw.  Gebundenheit  fiberbaupt  nnd  Auswandernnf^spolitik  in 
des  Verfassers  Ausführunfjeu  im  deutschen  Landwirthscliaftsrath  1884,  Verhand- 
luugen.  S.  216  ff.;  iihnlichu  Betrachtung  wie  ohen  aucli  hei  v.  Lanfrsdorff  iu 
bäuerliche  Zustande,  LI.  Bd.,  S.  32H,  Hei  stark  entwickelter  Industrie-  und  (lewerbe- 
Ihitigkeit  eines  Landes  vollzieht  sich  der  .\hstos8ungsprocess  wohl  in  der  mindest 
sclimer/liaften  Wi-ise ;  es  wäre  eine  dankbare  Au l>fa he  <ler  Statistik,  einmal  nach/.u- 
weiseu,  iu  welcher  Weise  gerade  in  Staaten  mit  Gcbuudeuheit  des  Besitzes  sich  der 
Stand  der  Kleinmeister,  Kanflente  etc.  yora  flachen  Lande  her  thatsBchlich  rekmfirt. 
Schwarzwälder  (d.  h.  Bewohner  einer  Landes^'ej;end  mit  ;^im  t/,li(  lit>r  ITntheilbarkeit 
der  Banemhötej  findet  man  bekanntlich  auf  der  gauzen  Weh ,  /.um  Theil  als  Vor- 
fltinde  angeeelMntter  industrieller  uud  Handelshäu.ser;  nicht  Wenige  kehren  im  .Uter 
in  die  Hefnuth  xurück  und  werden  dann  vermöge  ihrer  socialen  unaWhiingigen 
La<re  zn  einem  s«  hr  nützlieluti  Ferment  des  Gemeindelebens.  —  VgL  auch  das 
(iothein'sche  t'itat  auf  S.  377. 

b)  Ans  einer  G^fenfiberstellnngr  der  Zahl  der  Omndstfieksparoellen  nnd  der 

(TnitidVx'Hitzt  rliogen  im  Talirr  ISöT  ir'  L'^'  niiber  jener  in  1879  folgert  Vorkauf  (Das 
bäueri.  Anerbenrecht  iu  Oesterreich,  iu  Braun's  Archiv,  II.  Bd.,  S.  311  ft'.),  dass 
seit  1857  die  Pareellinmgr  in  Oaliden,  der  Bnkowina  nnd  Dahnatien  „in  enormem 
Umfang  gestiegen  ist" .  während  die  Abnahme  der  Pareezellenzalil  in  audereu 
l'roviiizfii  'Nieder-  nnd  Oherösterreieh.  .Salzburg,  Krain.  Schlesien)  auf  eine  ^fciyfende 
Aufsauj.Ming  des  kleineu  durch  den  grossen  Besitz  deute,  mit  welchem  l'rocess 
I Zersplitterung  einer*,  Aufsaugung  anderseits)  auch  die  Verschuldung  grosse 
Fortschritte  aufweise.    (Näliere  Zahlen  hieriihrr  in  Kaj».  Alan  kann  sieli 

in  der  Thut  des  Ivindrucks  kaum  erwehren,  dass  die  Aufhebung  des  lies tif tun gs - 
s Wangs  nnd  des  ilteren  Anerbenrechts  durch  das  Beichsgesetss  vom  27.  Juni  1868 
und  die  Unterstellung  der  Landgüter  in  erbrechtlicher  Hinsicht  unter  das  Allge- 
meine Landrecht  von  1811  funbeschränkte  Zulassung  der  Naturaltheilung;  Kecht 
jedes  3Iilerben,  seinen  ,\ntheil  in  beweglicher  und  unbeweglicher  llii])e  zu  tVu-(leru) 
Ar  wette  Theile  der  Oesterreich.  Monareliie.  mindrstcns  für  die  (Jebirgsgegendeu 
mit  extensiveren  Wirthsrhaftswei>>'ii  N  ii  h/m  ht.  \Vei«le- und  Waldwirthschaft  beim 
Zurücktreten  von  Fruchtbau i,  eine  wenig  glucklicl»e  Maassregel  war,  wie  denn  die 
Begiemng  bei  Einbringung  des  Anerbenrechtsgesetxes  vom  1.  April  1889  selber 
einräumen  musste,  dass  das  l'rijicip  der  gleichen  Erbtheilnng  zur  schlimmsten 
Form  der  Güterzertrümmernng  und  zur  Bildung  von  Zwergwirthschaften  führe,  die 
weder  «nr  Ernährung  noch  zur  v(dlständigeu  Beschäftigung  einer  Familie  ausreichen 
nnd  dadurch  proletarische  Zustände  der  Besitzer  herbeiführen  müssten.  Daher 
denn  auch  dieses  (Jesetz  die  Wiedereinführung  von  e  sc  h  rii  n  k  u  n  gen  derTIn-il- 
barkeit  der  Lande sgesetzgebuug  für  landwirtlischaftliche  Auweseu  mittlerer 
GrStse  fMstellt  (Art.  16)  nnd  ebenso  (nm  der  Gefahr  der  Anfeaugung  landwirth« 
s»-hafr!ii  li(  I-  Anwe-^eii  durch  grossen  Besits  zu  begegnen  1  a  n  d e  s ir<' e  t  z Ii  che 
Bestimmungen  zulässt,  wonach  derartige  Anwesen  tou  rersuuen,  in  dereu  Kigeuthum 
solche  Höfe  oder  grössere  landwirthschaftliche  Besitzungen  bereits  stehen, 
gar  nicht  oder  nur  unter  bestimmten  Voraussetzuugeu  oder  Beschränkungen  erworben 
werdeTi  soll. 11.  Von  dieser  gesefzliclien  Bet'ugniss  scheint  aber  bis  jetzt  in  keinem 
der  Kronlander  eine  Anwendung  gemacht  worden  zu  sein. 

5.  In  einer  31  i  1 1  e  1  st  e  1 1  u  n  zwischen  den  in  Hinsicht  aiit 
natürliche  Kr/,euirnng.sbe»linLrünuen  iin<i  sonstiLre  Krwerl»saussiciiten 
besonders  günstig  (Ziffer  2)  und  den  in  diesen  Bezieliuugen  be- 


446 


Kap.  IV.  Besitzvertheiluug,  Erbrecht  und  Ljiudpolitik. 


sonders  ungünstig  gestellten  Landstrichen  (Ziffer  4)  befinden  sich 

jene,  in  Mitteleuropa  einen  besonders  breiten  Kaum  einnehmenden 
Gegenden,  in  denen  der  Schwerpunkt  des  laudwirthschaftliclien 
Betriebs  jetzt  und  für  eine  absehbare  Zukunft  nicht  in  besonders 
qualificirten  Producten  (Haiidelsittlanzen,  Wein,  Gemüse,  Obst), 
sondern  nach  Lage.  BodtMi,  Klima  in  der  Erzeuginig  von  Getreide- 
früchten, Kartoffeln.  Futter  liegt:  wo  demgemäss  die  Wirthschaften, 
um  eine  auskömmliche  Existenzunterlage  zu  gewährleisten,  zwar 
nicht  so  umfangreich  wie  in  den  Wald-  und  Gebirgsorten  zu  sein 
brauchen,  aber  doch  um  Vieles  umfangreicher  als  die  Anwesen  in 
den  Gegenden  der  erstgenannten  Art.  Offenbar  ist  die  Möglichkeit, 
dass  auch  hier  mit  fortschreitender  Auftheilung  die  in  dieser  Weise 
genutzten  und  nutzbaren  Anwesen  zu  Uein  werden  und  zu  Zweig- 
wirthschaften  herabsinken,  in  höherem  Maasse  gegeben,  als  in  den 
Fällen  unter  Ziffer  2;  und  zwar  um  so  mehr  auch  hier  wieder, 
auf  einem  je  tieferen  Niveau  der  allgemeinen  Bildung  die  Land- 
bcTOlkening  noch  steht,  vermöge  deren  sie  die  Folgen  fortschreiten- 
der Theilung  weder  sich  klar  vergegenwärtigt  noch  durch  inten- 
sivere Wirthschaftsweise  zu  beseitigen  vermag;  je  weiter  ab  diese 
Gegenden  von  den  grossen  Verkehrs-  und  Consumtionscentren  ent- 
fernt sich  ])etind«'ii,  je  weniger  also  die  Möglichkeit  vorhanden 
ist,  einen  Theil  der  überschüssigen  Arbeitskräfte  in  anderweiter 
Ib'schättigung  nutzbringend  zu  verweitheii  :  je  mehr  endlich  mit 
dem  Zerbröckelungsprocess  die  Anwesen  innerhalb  eines  gegebeiieu 
Umkreises  (eijier  Gemarkung)  alle  gleichmässig  verkleinert  worden 
sind .  so  dass  für  die  Kleinwirthe  und  ihre  Angehörigen  selbst  zu 
landwirthsehaftlichen  Hilfs-  und  Nebenarbeiten  in  gr^^sseren  Be- 
trieben eine  Gelegenheit  sich  nicht  mehr  bietet. 

Während  nun  die  durch  die  alte  Grundherrlichkeitsverfassung 
und  durch  besondere  Begierungsdecrete  seit  dem  Ausgang  des  Mittel- 
alters fOr  die  hierher  gehörigen  Ländergebiete  rechtlich  verordnete 
Gebundenheit  mit  wenigen  Ausnahmen  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
schrittweise  beseitigt  worden  ist  und  mit  der  Lösung  des  bäuer- 
lichen Lehensverbandes  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  die  letzten 
Fesseln  jener  Gebundenheit  abgestreift  worden  sind,  muss  es  immer- 
hin benn'rkenswertli  erscheinen,  dass  weithin  die  Landbevölkening 
von  der  ihr  auch  in  diesen  Gegend(»n  rechtlich  gebotenen  Möglichkeit 
der  Auftheilung  des  Grundbesitzes,  vor  Allem  also  in  Erbt'allen, 
einen  <  lebratieh  nicht  machte,  vielmehr  an  d<'r  «diemals  verordneten 
rntheilbarkeit.  im  Widerspruch  mit  dem  gebundenen  Kechte.  zahe 
festliielt;  dass  also  statt  des  herrschenden,  die  naturale  Theilung 
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der  Liegenschaftshabe  gestattendon  (ja,  wie  in  den  Ländern  des 
französischen  Rechts,  geradezu  vorschreibenden)  Kechts  die  unge- 
theilte  Vererbung  gewohnheitsrechtlich  sich  erhielt.  Man 
darfaus  dieser  Thatsache  wohl  mit  Recht  folgern,  dass  die  Landbevölke- 
rung da,  wo  sie  also  verfährt,  nicht  etwa  nur  pietätsvoll  einer  alten 
Sitte  und  RechtsgewCdmung  nachlebt,  sondern  von  woMilberlegteii 
wilthschaftUclien  Anschauungen  sich  leiten  lässt,  vermöge  deren 
sie  unter  den  gegebenen  Wirthschaftsmöglichkeiten  ein  Zusammen- 
halten des  überkommenen  Besitzes  für  eine  Nothwendigkeit  er- 
achtet, wenn  nachhaltig  der  Wohlstand  der  Einseinen  und  damit 
der  ganzen  Gemeinde  erhalten  bleiben  soll.  Und  man  kann  weiter 
folgern,  dass  wenn  die  Gesetzgebung,  „einem  Gleichheitsideal 
nachjagend**  das  Erbrecht  in  Mobilien  und  Immobilien  nach 
gleichen  Gnmdsfttzen  ordnete,  diese  Schematisinuig  mindestens 
den  Anschauungen  derjenigen  Bevolkennigskreise,  auf  welche  das 
neue  Recht  berechnet  war,  nur  sehr  unvollständig  Rechnung  trug. 

Die  Frage,  ob  für  diese  Gegenden  die  Rückkehr  zu  den  alten 
strengen  Formen  der  (Gebundenheit  (Güterschluss. Untheil- 
barkeit)  angebracht  erscheint,  wir<l  gleichwohl  im  Allgemeinen 
ebenso  zu  verneinen  sein,  wie  sie  für  die  unwirthlichen  Bezirke  des 
Uebirgslandes  oder  der  klimatisch  ungünstigsten  Gegenden  zu 
bejahen  ist;  denn  der  Beweis  ist  nicht  erbracht,  dass  im  Grossen 
und  Ganzen  die  Bevölkerung  jener  Gegenden  die  Freiheit  der 
Mobilisirung  missbraucht  hätte  und  dass  in  Folge  dieses  Missbrauchs 
ähnliche  Nothstftnde,  wie  sie  in  Waldbezirken  eingetreten  sind, 
zu  bemerken  wären.  Man  muss  dabei  beachten,  dass  wenn  im 
Gebirge  jede  Froductionssteigerung  in  denkbar  enge,  durch  die 
Natur  selber  auferlegte  Schranken  gewiesen  ist,  für  das  Flachland 
und  die  Bezirke  des  Hflgellandes  diese  Schranken  sehr  viel  weiter 
gezogen  sind  und  nichts  der  Annahme  entgegensteht,  dass  mit 
der  wachsenden  Erkenntniss  der  Bedingungen  der  Pllanzenerzeugung 
imd  der  Verbreitung  dieser  Krkenntniss  und  der  darauf  sich 
gründenden  vervollkonmineten  Technik,  aiicli  in  di«'sen  (Jegenden 
die  Anwesen  mit  der  Zeit  sehr  wohl  geometrisch  kleiner  werden 
und  doch  ihren  Wirthen  das  gleiche  Maass  der  Lebenshaltung  er- 
möglichen können,  das  ihren  Vorgängern  auf  dem  grösseren  Besitz 
verstattet  war.  Im  Uebrigen  trifft  gar  nicht  selten  auch  bei  Bauern- 
gütern dasselbe  wie  beim  Grossgrundbesitz  zu,  dass  solche  nämlich 
gegenüber  der  Kapitalkraft  ihrer  Besitzer  zu  gross  sind,  um  richtig 
umgetrieben  zu  werden;  in  diesem  Fall  würde  aber  gewiss  die 
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Abstossung  eines  Theils  des  Qutsareals  gleicherweise  im  Tolks- 
wirthschaftlichen,  wie  im  privatwirthschaftlielieii  Interesse  gelegen 

sein,  in  <lios«Mn,  weil  auf  dem  zwar  verkleinerten,  aber  energischer 
ausgenutzton  Besitz  die  (lutsrente  absolut  <j:e<j:en  trülier  steigt,  in 
jouem  aus  (^bfu  diesem  Grunde  und  weil  es  als  ein  Verlust  für 
das  Nationaleinkommen  zu  erachten  ist,  dass  Güter  hinter  dem 
allgemeinen  Zustand  der  15odencultur  zurückbleiben,  oliwolil  die 
Ursachen  hiervon,  weil  lediglich  mit  der  Person  des  Wirthschafters 
zusammenhängend,  nicht  als  unüberwindliche  sich  darstellen.  Eine 
aufmerksame  Beobachtung  von  Einzelvorgängen  lehrt,  dass  nicht 
immeir  die  Besitzer  des  grösseren  Areals  am  meisten  prosperiren 
und  dass  eine  rechtzeitig  vorgenommene  Einengung  des  Besitzes, 
namentlich  in  Fftllen,  wo  eine  erhebliche  Verschuldung  vorlag  and 
diese  durch  Verkauf  eines  Theils  des  Guts  getilgt  zu  werden  ver- 
mochte, einen  sonst  drohenden  VermOgensverfall  abgewendet  hat 
Die  rechtliche  Gebundenheit  der  Anwesen,  welche  die  historisch 
überlieferten  Besitzosgrössen  unabänderbar  zu  erhalten  bezweckt, 
kann  daiier  aus  vorstehenden  Gründen  eine  lästige  Fessel  w^erden, 
die  mau  ^vi(Ml('r  anzulegen  oder  dauernd  beizubehalten  wenigstens 
da  Abstand  lu'hnuMi  sollte,  wo  ein  "fanz  zwinirendes  Bedürtuiss, 
wio  etwa  in  den  Gegend»'n  »'xtensivster  Bodencultur,  hierzu  ni«'bt 
vorliegt.  Wogegen  allerdings  für  die  hier  in  Frage  kommenden 
Gegenden  die  Ausgestaltung  eines  die  ungetheilte  Vererbung  der 
Anwesen  sichernden  Sondererbrechts  besondere  Bedeutung  ge- 
winnt (g  öl  ff.)* 

uhh^v  (iesichtspunkte  werden  von  U.  Haussen  in  dem  mehrfach  citirten  Werk, 
nicht  genügend  beachtet,  wenn  er  (a.  a.  0.,  S.  339)  gnmdsitslich  die  „Oebnndenlicit 

de»  Besitzes  und  die  obligatorische  Vererbung  auf  Einen  Nachfolger"  foniert.  — 
„Kragt  man  Ix-i  Erbthcilnngcii,  oh  es  rätlilirh  ist,  ein  grosses,  aber  tief  ver- 
schuldetes Landgut  zu  überueliim-n,  oder  ein  klt-ines,  aber  schuldenfreies:  so  liegt 
anf  höherer  fulturstufe  ganz  regelmässig  die  zweite  Entscheidung  im  Interesse  der 
l-n!i(l\virths('liaft.  Ks  wird  alstliinn  vii'l  eher  nuiglicli  sein,  bctlt-ntt  iKli'  Mi-lioration»- 
kapitale  in  den  Laudbau  zu  locken;  und  der  dritte  Factor  jeder  land\\irthscbaft- 
liehen  Production,  die  Arbeitskraftt  muss  doreh  Zenchlagung  sehr  grosser  Ofllnr 
nnd  deren  Fol^< .  ropulutionszunahnie,  bald  von  selbst  wachsen  (Koscher,  a.  a.  0^ 
\)7).  Ran  beriditct  V(»ii  einem  miissigi'ii  (!iit  bei  Heidelbt-rtr.  das  unter  Scihne 
vertheilt  worden  und  wo  der  eine  Hohn  auf  seinem  Drittel  mehr  erntete  als  der 
Vater  ehemals  auf  dem  ttanzen.  —  So  sagt  auch  v.  Inama-Sternegg,  a.  a.  O. 
<S.  Hit")  ti.  89H':  _Xiclit  dit'  S t a bi Ii s i rn n ciiuT  jrt'wissen  tiriisse  der  liauemgüter. 
die  nur  unter  der  \  oraussetzuug  eines  bestiumiteu,  genau  und  gleichförmig  fest- 
gehaltenen Betriebes  richtig  war  oder  richtig  bemessen  werden  kann,  ist  im  In* 
teresse  der  Landwirthschaft  nnd  dn  nationalen  Production  überhaupt  .  .  .  Vie 
grsft/.licln'  IJestimiiniiig  des  einen  Aut  rhen  ist  also  allerdings  der  Natur  d- > 
(iriMidbt  sitzi's  ganz  allgemein  ent.>iimlieud,  weil  sie  nur  die  Ilefreiuug  vom  Zwang 
widriger  Umstände  and  nur  die  Anerkennung  bedeutet^  dass  die  bisher  alt  rationeU 
befundene  wirthschaftliche  Einheit  des  Guts  ans  dem  Anlass  des  Erbganga  nicht 
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xemssen  wetdra  loU;  eine  gesetaliche  Bestinimuug  über  Ofiter»  oder  Stückschlnss 
dagoKfu  w&re  nicht  enteprechendt  weil  sie  bedeuten  würde,  dass  die  Gesetzgebung^ 
oder  Verwaltnng  bc><^er  wisse,  wie  der  Landwirtli  si-lhst,  wie  gross  sein  Cnii  st'in 
müsief  nm  der  Vulk^wirtlidchalt  die  beüten  Dienste  zu  leisten,  und .  weil  sie  die 
einmal  gefundene  GrSaee  auch  unter  vermindertea  YerliiltiiiaMn  anfirecht  erhalten 
wollte  S.  II.  M98).  —  Aehnlieh  Marchrt  In:  1H48— 1888.  Kin  Kiiikbliek 
auf  die  Eutwickeluug  der  Oesterr.  Agrarverwaltuug,  gDie  unläu^bare  Mög- 

lichkeit, die  sog.  Frdtheilbarkeit  m  nüsslmuichen,  kann  nicht  mar  Terwerfung  des 
Princips  führen,  »«oudem  nur  Anlas»  bieten.  };*-iL'en  <'twai>^a'ii  MiulMranch  geeignete 
VorhiMitniiifrsniittel  anznwfiidi'n.  Die  Fn-itlieilbark»  it  ist  die  nnerlsissliilie  Vor- 
betlinj^iuij;  lur  Wele  Bodenmeliorationt  ii,  die  lJeseiti;,'-uii^  des  tactischeu  Flurzwaugs, 
die  naturgemässe  Yoranssetzung  für  die  (iestaltung  des  Grunderbrechts  und  Tor 
Alb'm  fiir  die  Commassation  'S.  30ff.h  wobi-i  ül)ri^'-tns  Marclict  die  soeialöknno- 
nüsche  Bedeutung  eines  Anerbenrechts  im  Grundsatz  voll  auerkeuut  (,8.  87  fi'.), 
dagegen  die  bedingte  Rftthlichkeit  der  Uhtheilbarkeit  gerade  fttr  die  Gebirgsländer 
Oesterreichs  off»'nbar  zu  wi'uij,'  würdigl.  —  Sehäffle  meint:  „Unter  den  heutigen 
Verhältnissen  intt-nsiver  Wirthsehaft  kann  die  höchste  Productivitüt  nicht  mehr  von 
der  Erbsunthei Ibarkeit  erwartet  werden.  Das  gleichwohl  fortbestehende  Bedürf- 
ni-^s  viin  Produetioiiskörpem,  welche  «inenseits  vom  Todesfall  einzelner  Personen 
nicht  brriilirt  wtrdt'n,  andrersi-its  frepren  <lie  Aufsangung  dmcli  das  GrnsskM]iif ;il 
Stand  halten  können,  ist  auf  andere  freiere  und  biegsamere  Weise  sicher  zu  stciieu" 
(▼gl.  Daa  geeellschaftUche  System  der  menschlichen  Wirthsehaft,  1873,  II.  Bd., 
S.  346\  Sciiäfflc  tritt  im  Anschlnss  an  diese  Uetracbtung  für  eine  allgemeine  ge- 
setzliche Statuiruug  einer  Ausstattungspflicht  der  Eltern  gegenüber  den  Kindern 
ein,  die  die  rechtliche  Bindung  des  Familienvermögens  in  Form  von  Majoraten  etc. 
entbehrlich  mache  und  doch  eine  (renchtei-e  Ausstattung  aller  Familienmitglieder 
h<»rsfellp,  >vie  sie  durch  den  guten  Willen  des  Majoratslierni.  Anerben  ete.  Jiirlif 
verbürgt  sei.  Freilich  „die  blosse  Auflösiuig  der  Majorate  und  ähnlicher  lustitutioueu 
ohne  positiTen  Ersats  durch  seitgemässe  bessere  war  eine  bloss  zerstörende,  die 
Masse  der  Tlrvölki-ninfr  iii<lit  ninlcnid»'  That  .  .  .  Freiheit  ohne  den  Halt 

sichernder  legaler  Insütutiouen  wird  für  die  Masse  der  Trägenf  Armen  und  Ver- 
wahrloste de  Qnelle  von  Sklaverei  nnd  Aosbeatiing  durch  die  Staiken"  (ebenda 
8.  .520),  wobei  an  die  später  an  erörternden  Vorschlige  8chäffle*s  im  Gebiet  des 
Credit  Wesens  zn  erinnern  ist. 

Auch  <nerke  (n.  a.  0..  S.  415  ff.)  erachtet  die  Rückkehr  zur  alten  Form  der 
Gebundeuheit  aU  zwingendes,  allgemein  gültiges  ßechtsiustitut  für  unthuu- 
lich,  da  „das  Princip  der  Freiheit  dM  Privateigenthnrns  am  Grund  nnd  Boden  so 
tief  in  das  modenie  Rechtsbewusstscin  eiti;r«'seiikt  ist,  dass  es  nur  angetastet  werden 
darf,  wo  jedes  andere  Mittel  socialer  Erhaltung  sich  als  unzureichend  erweist  .  .  , 
Das  deutsche  CSvOgesetabnch  wird  daher  Ton  jeder  Rflckkehr  zn  einer  gesetalichen 
Gebundenheit  absehen  müssen**;  wogegen  freilidi  (üerke  ebensowohl  warm  fiir  die 
Erhaltung  der  a<leligpn  Fideicoramisse  wie  entseliieden  für  die  Ausgestaltung  ähn- 
licher Kechtsinstitute  für  die  bäuerliche  Bevölkerung,  wenn  auch  nicht  mit  Mitteln 
dea  staatlichen  Zwangs,  eintritt  ivgl.  §  78  n.  80). —  Im  üebrigen  wird  mit  Hecht 
darauf  aufmerksam  <r'itiaeht  (Knseher,  §  147  a.  a.  O.),  dass  alle  (iebundenheit 
doch  höchstens  die  Kutstehuug  von  Zwerge igeuthümern  verhüten  kann,  aber 
keineswegs  von  Zwergpächtern.  Biese  „aber  sind  noch  viel  schlimmere  Prole* 
tarier,  viel  heimathloser,  viel  eher  durch  einen  Unfall  ins  Elend  gestürzt,  ^nel  ab- 
hängiger von  den  Reichen.  Auch  tendirt  jede  Menschenklasse,  sieh  um  so  stärker 
zu  vermehren,  je  weniger  nach  ihren  Staatsbegriffen  zur  Ansässigmaehung  einer 
Familie  gehört.  .  .  Den  Zweigpäehtem  steht  in  dieser  Hinsicht  eigentlieh  gar  keine 
Schranke  im  Weir  .  .  .  Ebenso  —  was  helfen  alle  Verbote  der  Kealtheilung,  wenn 
es  dem  Eigenthiuuer  freisteht,  durch  Verpfändung  seines  Urundstücks  eine  fast 
beliebige  Werthstheilnng  swischen  Gläubiger  nnd  Schuldner  ▼orsnnehmen'*  ?  'V^Uirrad 
doch  wiederum  „Alles,  was  die  Verpfändung  von  ( Innidstiicken  erschwertt  entweder 
die  Realtheilung  oder  den  Uebergaug  durch  Verkaut  in  andere  Hände  befördern" 
muss;  „ausser  wo  man  das  ganze  alte  System  der  Gebundenheit,  namentlich  auch  mit 
seiner  aristokratiflchen  Familienverfassnng,  beibehält".  —  Ein  unbedingter  Anhänger 
der  strengen  Gebundenheit  ist  dagegen  Fr.  List,  dem  ,die  Untheilbarkeit  der 
B«e]i«ab«rs«r,  A.,  Agrarpolitik.  L  29 
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Bauerngüter  nicht  allein  ein  Grundpfeiler  des  Bürgerthums  uud  der  Familienehreii- 
luAi^eit,  sondern  auch  eine  frnchtlwrs  Alliirte  der  Gewerbe,  des  Handels,  der 
ßehifffahrt.  der  XationahnitrTtiplimunjr^'n ,  der  Künste  und  Wissenschaften'"  ist 
(a.  a.  0.,  Ö.  76;.  Die  „Gleichlieitsmarlierei  der  neueren  ErbgeseUgebungen  sei 
nÜhti  als  eise  übel  angebrachte  Rechtsemptindelei,  die  der  gesunde  MemcbenTerstand 
des  Volks  überall  von  sich  gewiesen  habe,  wo  er  nicht  durch  Einflnss  der  (Jesetee 
nnd  der  Bevormundungshehördon  verfälscht  worden  sei**  (a.  a.  0.,  S.  74).  —  In  ähnlichen 
üebertreibungen  wie  List  bewegt  sich  auch  Niebuhr,  wenn  er  sagt  (das  Cixnt  ist 
einem  Anfsatz  von  Kawelin  in  der  Tübinger  Zeitschrift,  Jahrg.  18B4,  S.  39,  ent* 
nommenh  „Mit  ganz  untadelhaften  Absichten  »ind  wirklich  in  der  Meinung,  dem 
Bauer  wohl  zu  thnn,  richtet  man  den  ganzen  Bauernstand  xn  Grunde  durch  die 
flnn  gegebene  Berechtigung  so  verkatifen,  an  aerstflckehi  und  m  Terpfinden  .  .  . 
Dto  Leute  thun  es  nielit  ans  Bösem;  aber  alle  deutsche  Staaten,  di«-  nicht  ganz 
stationär  sind,  gehen,  nach  dem  Ausdruck  eines  ausgezeichneten  Mannes,  mit  ihrer 
GesetKgebnng  dalün,  unsere  Nation  dahin  za  bringen,  wo  die  Italiener  sind:  in 
den  Städten  Pfuscher  nnd  Krämer,  auf  dem  Lande  zeitpaehtendes  oder 
tn  irel  ühnerndes  liii  m pcTi  ire <i  ii d e P  il^  Sätze,  die  (i.  Hanssen  (Die  drei 
Bevuikeruugsstufen,  liiti^)  seinen  Lesern  neuerdings  (a.  a.  0.,  S.  260)  in  die  Erinnerung 
atirflckraft. 

6.  Leitet  dahor  eine  nflchterne  Betrachtung  auch  unter  hier  be- 
sprochenon  VriliäUnisson  zu  oinor  Sprenijunir  der  Verfassuncr  dos 
Grundbositzos  mit  dem  (.'liaiaktt-r  der  (iolmiuleiilieit  der  alten  Zeit, 
so  ist  es  eine  hiervon  sehr  versehiedene  Fracro,  oh  denn  der  Staat 
Veranhissun£(  haV»e.  durch  die  Art  und  Kiclitunu;  seiner  Gesetz- 
gehunix <hMi  Auftlieilunüsinocess  geradezu  zu  heLrun stiren  oder  o1> 
nicht  vielmehr  Anlass  irei:»d)en  sei.  irerade  dasjenige  KechtsL^ehiet, 
das  auf  die  liesitzvertheihmg  den  stärksten  Einfluss  ausübt,  d.  h. 
das  Erbrecht,  so  zu  gestalten,  dass  es  den  Auftheilungstendenzen 
nicht  sowohl  entgegenkommt  als  vielmehr  auf  eine  thunliche  Zu- 
sammenhaltung des  Gnindbesitzes  bei  im  Uebrigen  freier  Boden- 
bewegung abhebt;  dass  also  die  strenge  Gebundenheit  der  älteren 
Zeit  in  eine  mildere  Form  flbergeftthrt  werde,  die  die  Dispo- 
sitionsbefugniss  der  jeweiligen  Besitzer  nicht  geradezu  ausschliesst» 
aber  durch  entsprechende  Gestaltung  des  Intestaterbrechts 
sie  auf  eine  Richtung  lenkt,  welche  die  den  gegebenen  Wirth- 
schaftsTerhältnissen  und  dem  allgemeinen  Standpunkt  der  Cultiir 
passende  ist. 

Die  vorstehenden  Betrachtungen  führen  also  im  Wesentlichen 
aucli  für  (las  vorwürtige  Gebiet  zu  dem  mehrfacli  heiunten  Satze, 
dass  die  Agrariiolitik  eines  Landes  nicht  auf  doctrinare  Erwäs-unireii 
und  SchlaLTworte  -ich  aufhauen  und  danach  in  uniformer  Weise 
ilas  A\  irtli>ciiatt vI.  Im'u  der  Landhevölkenmi;  zu  regeln  sich  unter- 
fangen darf,  .sondern  (hiss  im  Einklang  mit  der  Verschiedenartig- 
keit  ihrer  Existenzbedingungen  eine  vorsichtige  Individualisirung 
des  W  irthscbaftarochts  gerade  auch  hier  unumgänglich  geboten  ist; 
dass  es  im  vorliegenden  Fall  also  durchaus  verkehrt  wäre,  die 
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Frage:  ob  Gebundenheit,  ob  Mobilisimng ?  mit  einem  glatten  .,Ja" 
oder  „Neiir'  zu  beantworten:  und  dass  es  nicht  grundsätzlicher 
Op[i<trtunisnuis,  soinlcrn  Austiuss  einer  mit  den  thatsäclilichen  Ver- 
haltnissen rechnenden,  nach  praktisthen  Zielpunkten  strebenden 
Auffassung  ist,  wenu  diese  P'rage  nur  bedingt,  d.  h.  nur  für 
bestimmte  Gegenden,  mit  Kücksicht  auf  gegebene  Wirthschafts- 
und  aUgemeine  Culturverhältnisse  bejaht  oder  verneint  wird;  dass 
eben  desshalb  die  rechtliche  Ordnimg  auf  diesem  Gebiet  am  besten 
provinziell,  angepasst  den  individuell  hervorgetretenen  Bedürfnissen, 
erfolgt,  während  jede  noch  so  wohlgemeinte  uniforme  Begelung 
der  Ge&hr  unterliegt,  theüs  hinter  dem  wirklichen  Bedflrfiiiss 
zurflckgeblieben,  theils  Uber  dasselbe  hinausgeeilt  zu  sein. 

Den  nachfolofeiiden  Ausluhruni^en  erwächst  demnach  <lie  Auf- 
gäbe,  für  die  praktisdi^^  Ausgestaltung  des  für  die  Uesitzvertheilung 
maassgebenden  Rechts  in  Anlehnung  an  die  vorstehend  gewoiuien«'u 
Ergebnisse  die  Norm  zu  finden:  und  es  wird  sich  dabei  wesentlich 
um  die  Erörterung  der  Frage  handeln,  welche  besondere  Gestalt 
eine  etwa  nocii  ffir  nöthig  erachtete  Gebundenheit  des  Gnmd- 
besitzes  unter  den  neuzeitlichen  Verhältnissen  anzunehmen  habe, 
um  dennoch  eine  lebensvolle  Fortentwicklung  zu  ermöglichen  bezw. 
eine  unter  allen  Umständen  missliche  Erstarrung  des  Wirthschafts- 
lebens  fernzuhalten.  Dabei  werden  also  insbesondere  die  ver- 
schiedenen Bechtsformen  einer  Beschränkung  derTheilbar- 
keit  des  Grundbesitzes  und  die  damit  im  engsten  Zusammen- 
hang stehende  Ausgestaltung  des  Erbrechts  in  Landgüter  zu 
erörtern  und,  was  letzteres  anlangt,  insbesondere  zu  untersuchen 
sein,  welche  Besonderheiten  zu  beachten  sind,  um  ein  solches  von 
den  allgenieinen  f]rbrechtsnormen  abweichendes  Erbrecht  mit  dem 
specifischen  Wesen  des  Landwii-thschaftsbetriebs  in  Einklang  zu 
bringen,  ohne  dabei  mit  d«Mi  btTcchtigten  Interessen  Dritter  allzu- 
sehr in  Widerspruch  zu  gerathen. 
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Anerbenrecht. 

1.  Eine  kraft  Gesetzes  wirksame,  also  die  landwirtlischaftlichcu 
Anwesen  eines  Landes  <tdt'r  eines  enger  unischrielu'ucn  (ieluets 
ohne  Weiteres  erfassen<le  U  n  th  e  i  1  b a r  k ei  t  hat  sich  mir  noch 
sehr  vereinzelt  als  Ueberbleibsel  der  ältesten  Form  der  i  febunden- 
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iioit  erhalten  und  kann  nach  den  vorangegangenen  Hrrirteningon 
als  ein  Bedürfniss  nur  für  die  unter  liesonders  ungünstigen  äusseren 
Verhältnissen  wirthscliaftenden  (Jegenden,  insbesondere  also  für 
solcho  mit  Gebirgsklima,  eraciitet  werden,  (iüter,  die  gemäss  dem 
für  sie  geltenden  Sonderrecht  kraft  Gesetzes,  ohne  dass  es  daiier 
einer  besonderen  Willensäusserung  des  Besitzers  (wie  bei  den  später 
zu  nennenden  Stammgütern,  Fideicommissen,  Erbgütern)  bt'daif, 
untheilbar  sind,  werden  als  geschlossene  Güter  bezeichnet ;  mit 
Unrecht  hat  man  sie  zuweilen  bäuerliche  Fideicommisse  genannt, 
da  ihnen  das  Hauptmerkmal  des  fideicommissariseh  gebundenen 
Betdtzes,  die  UnveräuBserlichkeit,  abgebt  Das  Wesen  dieser  Ge- 
schlossenheit besteht  also  darin,  dass  die  von  ihr  ergriffenen  Qtiter 
zwar  genau  wie  die,  beschränkenden  Vorschriften  Oberhaupt  nicht 
unterliegenden  Anwesen  im  freien  Verkehr  sich  befinden,  also 
jederzeit  verkauft,  vertauscht,  auch  beliebig  mit  Schulden  belastet 
werden  k»3nnen,  al)er  in  dem  einmal  rechtlich  l)estimniten  Umfang 
erhalten  bleiben  müssen,  derart,  dass  einer  Theilung,  sei  es  im 
Weg  des  freihändigen  Verkaufs  oder  des  Erbgangs,  nicht  oder 
doch  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  über  deren  Vor- 
handensein die  Staalslit  ln'irtle  erkennt,  zulässig  ist  und  gleichwohl 
vorgenommene  Zertiieilungen  rechtlich  unwirksam  bleiben. 

2.  Die  Fortdauer  der  Geschlossenheit  von  Gütern  in  dem  be- 
sprochenen Sinn  ist  zwar  mannigfachen  Einwendungen  ausgesetzt 
gewesen,  die  aber  nach  den  Torausgeschickten  Belarachtungen  als 
maassgebend  nicht  angesehen  werden  kOnnen.  Denn  während  die- 
selben an  die  Thatsache  anknüpften,  dass  manche  dieser  Anwesen 
mangelhaft  be?rirthschaftet  wlirden,  weil  die  Qüter  zu  gross  seien 
oder  weil  es  dem  Besitzer  an  gutem  Willen  oder  auch  an  den 
nOthigen  Mitteln  fehle;  oder  wenn  an  die  sociale  Kluft  erinnert 
wird,  die  zwischen  den  einzelnen  Grossbauem  und  den  besitzlosen 
Tagelöhnern  bestehe ;  oder  wenn  den  Gemeinden  mit  geschlossenem 
Besitz  ein  Zurflckstehen  in  der  Beachtung  moralischer  Gnmdsätze 
zur  Last  gelegt  und  zur  Bekräftigung  liierfür  auf  das  stärkere 
Vorkommen  uneheliclier  Geburten  in  solclieu  Gemeinden  verwiesen 
wird,  so  werden  Iiier  einestlieils  Einzdbeobachtungen  in  unzu- 
lässiger Weise  zu  allgemeinen  Sclihissfolgerungen  verwerthet  und 
anderntht'ils  zuständliche  Erscheinungen  mit  dem  System  der  ('io- 
sclilo>s('nheit  in  Verbindung  geV»racht,  die  auch  ausserhalb  des 
(leltungsgebiets  dieses  Systems  wahrzunehmen  sind.  Diejenigen 
Einwendungen,  welche  es  beklagen,  dass  gegenüber  dem  zur  Guts- 
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nachfolge  bestimmten  Kind  die  anderen  CJeschwister  in  einer  den 
Fainilient'rieden  störenden  Weise  zurüfkiresetzt  werden  und  diese 
Zurücksetzunir  nni  so  lierber  empfinden,  je  günsti*rer  die  Bedin- 
LiiuiLren  der  Gutsübergabe  sich  im  Einzelfall  gestalten,  hängen 
nicht  sowohl  mit  dem  System  der  Geschlossenheit  an  sich  als  mit 
der  demselben  eigenthümlichen  Individualsuccession  (Anerben- 
recht) zusammen,  stehen  und  fallen  also  mit  der  Frage  der  Bftth- 
lichkeit  eines  solchen  Erbrechtssystems  überhaupt  (§  81  iL)  Aber 
selbst  wenn  die  von  einzelnen  Schriftsteilem  gezeichneten  uner* 
fireulichen  Zustftnde  den  Bezirken  des  geschlossenen  Besitzes  in 
höherem  Maasse  von  Hause  aus  eigen  sein  sollten,  als  anderen  Ge- 
bieten,  so  würde  die  Aufhebung  der  Geschlossenheit  doch  jeden- 
falls das  unrichtige  Mittel  sein,  hierin  Wandel  zu  schaffen,  well 
der  Zerfall  der  Bauernhöfe  in  kleine  Anwesen  in  diesen  Gegenden 
mit  Gebirgsklima  nothwendig  zum  Pau])erisnuis  und  damit  zu  noch 
viel  unerquicklicheren  Zuständen  als  den  gerügten  hinleiten  niüsstf. 
Dagegen  gewinnen  jene  f'inwendungen  allerdings  eine  eriiöhte  Be- 
deutung, wenn  es  an  zwingenden  Gründen  für  <lie  Heibehaltung 
der  Geschlossenheit  überliaupt  fehlt,  wenn  also  dieses  Institut 
ausserhalb  solcher  (iegendeu,  in  denen  es  eine  natürliche  Begrün- 
dung hat,  sich  findet,  was  indessen  nur  ganz  ausnahmsweise  noch 
der  Fall  ist. 

Im  Uebrigen  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  es  auch  in  den 
Gegenden  der  geschlossenen  Güter  an  einer  Mannichfaltigkeit  der 
Grössenabstufungen  der  Einzelanwesen  in  der  Bogel  nicht  gebricht, 
dass  femer  nirgends  der  gesammte  Grund  und  Boden  einer  Ge- 
markung geschlossen  zu  sein  pflegt,  eine  Anzahl  Anwesen  yielmehr 
als  „walzende"  der  freien  VerÄusserung  undTheilnng  unterließen  und 
mithin  die  Gelegenheit  zum  Bodenerwerb  für  Kleingewerbetrei])ende, 
Tagelöhner  etc.  selten  gänzlicli  verschlossen  ist,  wo  dies  aber  der 
Fall  sein  sollte,  ein  Hinderniss  nirgends  besieht,  Abhilfe  in  dieser 
Beziehung  zu  scluift'en. 

3.  Eine  verstandige  Ordnung  wird  selbstredend  darauf  Bedaclit 
nehmen,  dass  die  Gesclilossenlieit  des  Grundbesitzes  nicht  zu  einer 
starren  Unbeweglichkeit  der  einmal  gegebenen  Besitzverhältnisse 
ausarte  und,  um  dies  zu  verhüten,  unter  Umständen  dieLostren- 
nung  einzelner  Parcellen,  ja  selbst  eine  Auftheilung  eines  Guts 
in  mehrere  Güter  nicht  schlechthin  verbieten.  Damit  aber  die, 
richtiger  Weise  in  die  Hand  der  Verwaltungsbehördeu  zu  legende 
Entscheidung  über  die  Zul&ssigkeit  solcher  Abtrennungen  imd 
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Theilungen  Ton  den  weeliseliideii  Tagesströmungen  unabhängig 

bleibe  und  damit  niclit  durcli  zu  grosse  Willfährigkpit  die  Ab- 
sichten des  g^elteiidi'ii  Jicdits  vereitelt  worden,  müssen  die  Voraus- 
setzungen einer  Dispensation  mindestens  in  allgemeinen  Umrissen 
durch  Gesetz  oder  YoUzugsvorsclirift  ireregelt  sein,  etwa  in  dem 
Sinn,  dass  auch  nacli  erfol^ter  TlieiluuL^  auf  jedem  der  Theil- 
anwesen  eine  auskömmliche  Existenz  f^cwiilirleistet  sei,  und  dass, 
im  Fall  der  Abtrennung  einzelner  Parcellen,  diese  ohne  Schaden 
für  das  Restgut  sich  vollziehen  kann  und  gleichzeitig  triftige 
Gründe  des  ölfentlichen  Interesses  für  eine  solche  Abtrennuiig 
geltend  gemacht  werdou  können. 

4.  Die  Geschlossenheit  eines  Guts  bat  die  üebeigabe  desselben 
im  Erbgang  an  ein  Kind  —  den  Anerben  —  ipso  jure  zur  Folge, 
daher  man  von  einem  Zwangsanerbe nr echt  der  geschlossenen 
Gflter  spricht,  dessen  Ausgestaltung  im  Einzelnen  übrigens  den 
ftir  ein  Anerbenrecht  Überhaupt  maassgebenden  Grundsätzen  unver- 
ändert folgen  kann.  (Siehe  §  83  ff.) 

Thntsächliclies  Vorkonimpii.  Eine  im  Siun  oUg«r  Dnr.stellang  gMtaltete 
gpsot/1i<  Iii'  riitlieilbiirkeit  von  Inndwirthscliat'tliclien  Anwesen  mit  ZwaagaanerbMi- 
recht  besteht  i&ur  Zeit  uur  noch  sehr  vereinzelt. 

1.  Am  scharfoten  ist  dieses  Sonderrecht  ausgebildet  im  Grosshencogthnm  Baden 

durdi  das  Edict  v.  2S.  März  1808.  das,  während  im  rebri<rfn  für  die  Erhthciliing:  die 
Becht«normeu  des  als  Landrecht  recipirten  Code  Napoleon  gelten,  liir  das  Gebiet 
des  Schwarswalds  überall  da,  wo  „vermöge  eines  Gesetzes  oder  eines  rechtsgenüg^- 
lichen  Herkommens,  das  dem  Edict  vorausgegangen  ist,  ein  Hof  stets  unzertrennt 
von  einem  Iiihab«'r  auf  den  anderen  übertrefranct  n'*  ist  und  „so  auch  jetzo  il808^ 
wirklich  uuzertreuut  besessen"  wird,  diese  llutguter  als  ^g^chlossen'',  d.  b.  ab 
mtiidlbar  erklärt  und  deren  Zertheilang  nnr  unter  besonderen  Voranssetningen 

gestattet,  welche  die  Verordnuufr  vnni  4.  Nov.  1837  näher  frorepelt  hat.  IVIxt  die 
Bereebtigiuig  dieses  bis  in  das  lö.  Jahrhundert  zurückzuverl'olgendeu  Kechtäiu&tituts 
(vgl.  darftber  Gothein,  WirtbschaflsgMichiclite  etc.,  1.  Bd.,  S.  296 flf.)  bat  sieb  seit 
den  Vierziger  Jahren  eine  Jahrzehnte  hindurch  lebhaft  geführte  Controversen -Literatur 
entwickelt,  aus  der  von  älteren  Schriften  namt-ntlich  Voofelniann,  l'eber  die  ge- 
schlossenen Hofgiiter  des  badischen  SchwarzwaUl»'»  (Archiv  der  polit.  Oekonomie, 
Bd.  IV,  S,  1  ff.),  welcher  fflr,  nnd  Schupp,  Das  Hofgüterwesen  im  Amtsbezirk 
Wolfach,  1871,  wclclior  gepron  die  Forterlialtunff  di-r  ;.'<'-<"f/lichen  Unthoilbarkeit 
sich  ausspricht,  zu  erwähnen  sind^  weitere  Literaturnachweise  bei  v.  Miaskowski, 
a.  a.  0.,  n,  8. 166  nnd  867.  Ran  bat  sieb  (%  81  c)  für  die  alfanäblicbe  Beseitigung 
der  (tebundenheit  ganz  allgemein  ausgt'sprochen,  wobei  aber  die  Gefahren  einer 
Uebertheilung  des  Gnindbesitzcs  in  unwirthlichen  Gegenden  unterschätzt  und  die 
Beweggründe,  welche  bei  der  bäuerlichen  Bevölkerung  für  ein  Zusammenhalten  des 
Grundbesitzes  aus  freien  Stücken  angeblich  sich  (ü  ltung  verschaffen  werden  und 
sollen,  stark  üb»  r>(  hiit/.t  \vtT<lt  ii  'a.  a.  ().,  4?  7H  tV.  .  Ks  i>t  sehr  bezeichnend,  dass  die 
Bofgutsbesitzer  selber  jederzeit  gegen  die  Authebuug  des  Edicts  von  18Ü6  sich 
gewehrt  baben,  wofür  die  im  Jabre  1848  der  Beicbsversammlnng  in  Frankftirt  a.  M . 
untcrbreifeten  09  Petitionen  drr  bctheili;,-^!!'!!  Srhwar/waldbczirke  und  einige  Flug- 
schriften, die  hof bäuerlichen  Kreisen  selber  entstammten,  beredtes  Zeuguiss  ab- 
legen. K»  ist  weiter  bezeichnend  für  die  verflachende  nnd  von  Schlagwörtern 
der  englischen  Freihandelsschule  und  doctrinären  Axiomen  beherrschte  Hü  htan|f 
der  Nationalökonomie  selbst  noch  der  Sechxiger  und  Siebeudger  Jahre,  dass 
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EmmiBfliaiifl  (Fancher*»  Tierte^jahrsschrift,  1870,  Bd.  3)  schreiben  konnte:  «Es 

ist  durch  nichts  •roboten,  dass  man  das  Privatrecht  des  (Jrnndeigenthnms  als  eine 
nns  andere  Art  von  Eigeuthum  betrachte,  als  das  Eigeuthum  von  beweglichen 
Soeben.  Eine  lolebe  üntencheidiing  ist  ein  längst  übnwmidener,  ein  to1%  nn- 
liiätorischer  (!)  Standpunkt  .  .  .  Solche  Gesetze,  \vie  das  Edict  von  18f)8,  aufrecht- 
zuerhalten, hiesse  nichts  Anderes  als  .  .  .  in  die  Hände  arbeiten  dem  Commuuismus." 
Dem  gegenüber  stellten  die  Badischeu  laudwirthschul'tlichen  Erhebungen 
Ton  18^  (Bd.  IV,  S.  24)  die  Aufrechterhaltnng  der  UntheUbarkeit  ftr  den  Sehwan- 
Maid  als  lin  dauerndes  Bediirt'niss  fest  und  die  Gesetzfrebung'sfactoren  haben 
dieie  Anschauung  mittlerweile  durch  da«  Uesetz  vom  23.  Mai  1Ö88,  welches  zur 
Vennindeni]^  der  AbbrSokelnng  des  fostitats  für  die  amtUcbe  Feststellnng  der 
Hofgiitsqualität  Vorsorge  trifft  und  die  Untheilbaikidit  der  als  geschlusseu  an- 
«•rkamiten  (lüter  dauenid  verfiijrt,  v(dli<r  sieh  y.n  ei<ren  gemacht.  (V<rl.  A.  Buchen- 
berger,  Verwaltungsrecht  der  Landwirtlischalt  in  liadeu,  1Ö88,  t>.  tiOÜ  uud  ü20ff. 
und  ErglBMUigsband,  1891,  S.  106 ff.;  femer  meinen  Anftata  in  „Bftnerlielie  Zn- 
stände",  III.  S.  tf.,  und  H.  Schnl/.f.  lU  ritht  über  das  bäuerliche  Erbrecht  in 
Baden  an  die  1.  Kammer  der  Landstöude,  Landtag  1883/84.)  Mittlerweile  ist  die 
Zahl  der  gesetslich  ontbeilbaren  Hofgflter  des  badischen  Scbwanwalds  auf  Ornnd 
des  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1888  augeordneten  FeststeUongsyer&hrens  auf 
4942  in  106  Gemeinden  amtlich  lestjfestellt  worden. 

2.  Königreich  Sachsen  :  (besetz  vom  30.  November  1843,  das  iu  bewegter 
Zeit  einmal  als  ^das  scliäamendste  Hoss  am  Triumphwagen  der  BeiMstion**  beseicbaet 
wurde  und  das  di«-  riitheilb;irk<  it  der  zur  Zeit  seiner  Krlassiiii^r  als  {geschlossen 
behandelten  Rittergüter  und  iuudüchen  ^Bauern-)  Anwesen  iu  der  Weise  sanctionirt, 
dass  von  solchen  Gfitem  unr  ein  Drittel,  nach  Stenereinheiten  berechnet,  ab- 
getrennt werden  darf,  darüber  hinaus  weitere  Abtrennunp-n  aber  nur  unter  gans 
bestinunten  Voraussetzunprt'n  (bei  Weinberfrsland ,  zum  Zweck  der  Anla-re  vmi  (lärt- 
nereien,  zur  Errichtung  vuu  Wohuhäuseru  und  gewerblichen  Etablisseuieuts  etc.) 
snlässig  sind.  Die  abgetrennten  Grundstücke  gelten  fernerhin  als  Walsen  de  nnd 
diesen  treten  diejenijren  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Gesetzes  nicht  peschlosseu  g'e- 
weseuen  Grundstücke,  als  dem  freien  Verkehr  in  jeder  Weise  zugänglich,  hinzu; 
doch  sollen  anch  heute  noch  70 — ^76  des  gesanunten  GmndeigraithanM  rechtlicli 
gebniji!.  n  sein  (v.  Langsdorff  iu  „Bäuerliche  Zustände**  S.  207,  und  v.  Miai- 
kow  >ki.  II.  S.  240  .  Die  durch  stjirkes  T't-bcnnefren  des  mittleren  und  {grösseren 
buuerlicheu  Besitzes  sieh  auszeichueude  Besitzvertheilung  iu  diesem  Laude  (die 
Betriebe  swischen  10  und  100  ha  nehmen  63,6  */o  der  gesanunten  laodw.  Fläche 
ein  und  bilden  4().l  Vo  der  (Jcsainintzahl  ,  dif  l?t>triel»e  zwischen  10  und  20  lia  je 
mnd  30  Ve  der  Fläche  und  Gesammtzuhi ,  die  zwischen  20  uud  ÖU  ha :  14,(i  uud 
26,9  Vo)  hingt  mit  dieser  conservativen  Gesetxgebong  offenbar  susammen;  ob  indess 
die  Gebundenheit  des  llcsitzes  auch  für  die  fruchtbaren  Theile  dieses  Landes 
ein  wirthschaftliches  Rcdiirliiiss  ist.  mnss  ans  den  im  Text  ang'CfTebencn  GriiiHlen 
(S.  437  u.  447  ff.)  bezweileli  uud  dar!  beliauptet  werden,  dass  die  i'rosperitat  der 
sichsischen  Landvdrthschafl  in  diesen  Bezirken  anch  dann  noch  keinen  Eintrag 
erleiden  würde,  wenn  die  Güter  zwischen  20  und  100  ha  durch  Anftheihni'j  einer 
grösseren  Anzahl  bäuerlicher  Familien,  als  bisher  der  Fall  w  ar,  zugänglich  gemacht 
wfirdra;  auch  ist  klar,  dass  die  schematische  Festlegung  der  Abtrennungsmögt 
Bchkeit  auf  ein  Drittel)  bei  Anwesan  mittlerer  Grösse  leicht  zur  Schaffung  unge> 
nn<rendcr  Bauernstcllen  tÜhreu  kann,  während  z.  B.  im  gegebenen  Fall  eine  hälftige 
Trennung  beiden  Tiieileu  gerecht  werden  würde. 

8.  Sachsen-Altenbnrg:  Gesetz  vom  9.  April  1859,  welches  tmter  Con- 
Ser%Tnin«»'  älterer  bis  in  das  !(!.  .lahrlumdcrf  zuriickdatireuder  Rechtsnormen  die  Zer- 
schlagung von  geschlossenen  Gütern  von  5  Acker  au  0,2  ha)  oder  die  Abtrennung 
dnaefaier  PareeUen  der  Kegel  nach  nnr  mit  IDnisterialgeuehmiguug  snlMsst.  — 
Weiter  weisen  die  strenge  Form  der  Gebundenheit  auf: 

4.  Reusa  jfingere  Linie:  Gesetz  vom  30.  April  1866; 

5.  Schwarzburg-Sondershausen:  Gesetz  vom  16.  .luli  1HÖ7; 

6.  Sachsen-Weimar:  Verordnungen  vom  14.  Novbr.  IH(K)  nnd  1.  Xovbr. 
186Ö;  tür  letzteres  Land  ist  übrigens  durch  das  Gesetz  über  die  Zusammenlegung 
der  QnmdstO^  vom  5.  Mai  18^  bestimmt  worden ,  dass  die  Gebundenheit  der 
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bHuerliclu'ii  Hositzuugen  überall  da  in  Wf-rfall  kommt,  wo  kiiiiffi^rliin  riiif  Zn- 
sammeulcguug  stattfindet,  suferu  nickt  der  Eigeuthümer  des  gebuudeueu  Ciutü  derca 
Erhaltung  wflnseht  —  In  «iner  Beihe  anderer  Staaten  und  Staatsgebietstlieil«« 
(Hannover,  (»Idtuburff,  Uraiinsi-hweig)  ist  in  neuerer  Zeit  die  alte  (ie- 
bundenheit  'ticsclilosscnlicitf  bcscitigrt  worden  und  nur  die  YererbTintr  nach  Au- 
erbenrechi  iu  eiuer  übrigens  sehr  verscliii'deuartigeu  Ausgestaltung  besteht-n 
geblieben  (OesetB  für  Hannover  vom  28.  Mai  1873,  §  8  und  Höfegesetse  vom 
2.  limi  1871  nnd  24.  Februar  18S0:  O  1  d ii  b  u  r  <r .  (u-sctz  vf»ni  21.  April  1873; 
Bruuuschweig,  Cicsctz  vom  28.  Man:  1874);  siebe  auch  die  Angaben  auf  S.  d06» 
In  Oesterreich  ist  (vgl.  d.  Anm.  b  auf  8.  446)  in  den  Jahren  1866  bis 
18(59  in  allen  rrovinzeu  mit  Ausnahme  von  Tirol  der  „Bestiftungszwang*^  anf- 
p'liobtn  und  damit  das  l'rinrip  der  Krt-itlicilharkeit  prorlamirt  worden,  zugleich 
uuter  lieseitiguug  des  bäuerlichen  »Sondererbrechts  (.Auerbeurecht),  dessen  Wie4er- 
einfnhmng  indess  inawisehen  erfolgt  ist  (§  86  am  Sckluss);  es  hat  indes«  l'ntheil- 
barkeit  in  rin/.clncii  I'rovinzcn  (Krain.  Kiisfeii'rebiete,  Dalraaticn,  einzelne  Tln  iN- 
vüu  Kämthen)  schon  früher  nicht  bestanden,  in  anderen  ^.Galizieu,  Bukowina^  wurdeu 
die  Theübaikeitsverbote  wenig  streng  gehandhabt.  (Ygl.  March  et,  a.  a.  0.,  8. 29  ff.> 
l)if  Aufhebung;  der  beschränkenden  Vorschriften  der  älteren  Zeit  über  Theilbarktdt 
nnd  damit  auch  der  Vorschriften  über  ein  Sondcrerbrccbt  in  Hauemfriiter  dnrfh 
das  Keichsgesetz  vom  27.  Juni  1868  scheiut  indessen  da,  wo  bis  dahin  die  uujfe- 
theilte  Uebergabe  des  Guts  an  einen  Erben  Hechtens  war  oder  gewohnheitsmftaaiir 
lyreübt  wurde,  eine  Aenderunpr  trotz  der  veränderten  (lesctzgeblUIg  in  irgend  neuiM'Ti>i- 
werthem  Umfan}^:  nicht  herbeigeführt  zu  habeu.  (Vgl.  Zuckerkau  dl  in  Conrad  t» 
Jahrbücher,  N.  F.,  Bd.  19,  8.  406  IT.)  Dass  gleichwohl  die  Aufhebung  des  „Beetiftun^ 
xwangs**  für  die  Gebirgsgegenden  Oesterreichs  eine  voreilige  Uaassregel  gewesen  acin 
dürfte,  ist  schon  oben  angedeutet  worden  (S.  445). 


g  78.  Das  Familienfideicommiss. 

Vorbemerkung. 

Das  Urtbcil  über  die  lUrechtigung  der  Fidcicommissgüter  ist  zwar  noch 
kein  pinzlicb  i'est^teheiides ,  doch  neigt  sich  die  Mehrzahl  der  Schriftsteller,  nnch 
solcher  streng  cuuscrvaüvcr  Ciesiuuuug,  mehr  eiuer  allmählichen  Beseitigung  die»ib 
Instituts,  denn  seiner  Forterhaltung  au.  Rau  findet  sich  über  den  Gegenstand 
(§  8H'  mit  weni;ren  Worten  nnd  zwar  im  (leist  der  dii  scn  Ab>chnitt  des  Buches 
beherrschenden  Auschauuug,  welche  der  Gebundenheit  grundsätzlich  ^«iderstrebt, 
in  einer  ffir  das  Institut  uufrüustijren  Weise  ab  (^die  Erfahrung  zeigt ,  dass  die 
adeli;:en  (iex  hiechter  durch  tidcicommissarische  Majorate  nicht  sicherer  erhalten 
werden  als  ohne  sie"  i .  während  Koscher,  alb-rding-s  sehr  verrlansulirt .  _eine 
massige  Zahl  von  juristisch  wühl  eingerichteten  Familieulideicommisseu,  gut  ver- 
theilt im  Lande  und  Besitzern  gehörig  von  solchem  Reic^thum,  dass  sie  auch  ohne 
Anleihen  mit  der  gehörigen  Intensität  bauen  nnd  ihre  Jüngern  Kinder  schon  aus 
ihren  lünküufteu  reichlich  versorgen  können",  auch  auf  deu  höchsten  Culturstufen 
für  kein  unwirthschaftliches  Verfaaltniss  erklärt;  doch  sei  „auch  von  deu  bestein- 
gerichtetea  Fideicommissen  (zu  denen  er  die  englischen  Entails  an  aÜilen  scheint) 
drinfrend  zu  wünschen,  dass  weder  ihre  (lesammtheit  nnmässijr  jrros''  werde,  noch 
der  Inifaug  der  einzelneu  ilie  für  den  guten  Wirth  voUkommeu  übersehbare  (ireuze 
übersteige"  (a.  n.  O.,  $  100  nnd  §  91,  sowie  §  96).  —  v.  Ifohl  triH,  ohne  dieVotaüge 
eines  fideicumuiissariscl»  gebundenen  (iro^sbesit/.es  für  die  Stetigkeit  des  Staatsiebons, 
namentlich  iu  Staaten  mit  positiv -freiheitlichen  Eiurichtuugen  zu  verkennen,  doch 
für  eine  in  schonender  Weise  zu  erfolgende  allmtthliche  „  A  u  f  1  ö  s  u  n  g  auch  dieser 
Art  von  Gebundenheit  ein  (a.  a.  ().,  11.  IUI..  §  119). 

Eine  sehr  sKriTHiltige  Analyse  dej<  Instituts  in  volkswirthscbaftlieher  und 
sucialpulitiacher  liiusichi  bei  v.  Miaskuwski  (a.  a.  O.,  IJ,  8.  ö  ft.^  wobei  iu  der 
diesem  Gelehrten  eigenthümlichen  Weise  das  ganze,  ia  der  Literatur  aufgehinfte 
„Für"  und  -Wider**  gewi-;M  iiliaft  beleuchtet  wird,  um  mit  einem  bedingten  Ver- 
di et  über  das  Institut,  weuigstens  in  seiner  jetzigen  deutsch  -  rechtlichen  Gestalt, 
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an  enden;  er  regt  n.  A.  die  Eingetxang  einer  Art  besonderen  FideicommiBsbehSrde 

an,  welche  über  die  NeuerrichtuDg  von  Fideicommissen  wie  über  deren  Veränsse- 
mn<j.  Verpachtuiifr,  Verschuldung^  zu  befinden  und  „etwa  alle  60  Jahre  über  den 
Fortbestand  des  Instituts  selber  zu  entscheiden  hätte"  (S.  88).  Jetzt  ist  der  Fidei- 
eonunissbesitzer  „allein  von  den  Folgen  des  freien  Verkehrs  und  des  allgemeinen 
Erbrechts  exiniirt  und  difse  ausserordentlich«*  Stellunpr  •rewährt  ihm  ein  I'flwr- 
gewicht  über  seine  Genossen,  das  auf  die  Dauer  uuthwendig  zur  Expansion  seines 
Gmndbeiittes  anf  Kosten  des  Besitses  seiner  Nachbarn  führen  mvss,  denn  fidei* 
coLiiuiissarisch  fri-huiuh-uer  und  freicijrener  (Jnindhesitz  !.'-lri(  heu  .  .  .  dem  eisernen 
und  irdenen  Topf,  von  denen  der  letztere  bei  einem  Zusammenstoss  mit  dem  ersteren 
nothwendig  in  Scherben  zerschlagen  werden  muss".  Ks  verstärkt  also  des  Fidei« 
commiss  „die  anf  die  Zerschlagung  sowohl  wie  anf  die  Absorbtion  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  gerichtet«-  Tendenz".  I)ali«'r  niin<lestens  gleiches  Hecht  für  htide 
Arten  von  Grundbesitz,  wenn  der  bäuerliche  Besitz  nicht  zu  iSchadcn  kommen  soll 
(a.  a.  O.,  8.  90). 

Als  literarische  Gegner  des  Institute  wiireii  anzuführen:  Lette,  L.  v.  Stein, 
K.  Gneist,  Geffken,  ächmollcr,  Conrad,  Settegast,  Walcker,  in  gewissem  Sinn  auch 
Schiffle;  von  ftlteren  neben  Ran  nnd  v.  Mohl  noch  A.  Thaer  nnd  Oraf  Soden; 
Ton  Politikern  Reicheusperger ;  als  Vortheidiger  Freiherr  v.  Stein,  J.  F.  Stahl, 
V.  Gerbei ,  (Jierke  (vgl.  auch  dessen  neuesten  Artik«'!:  „Fideiconimiss"  im  Hdwb. 
d.  ÜL  W.)  und  wie  oben  erwähnt  audi  Uosclier,  let/tenr  alUrdings  nur  unter 
sehr  starken  Vorbehalten.  Fflr  Gierke  ist  das  F.  ein  Kechtsg«  bilde,  ^das  in  voller 
Lebenskraft  blüht"  und  das  einen  „sn  gesunden  germanischen  IN  rlitsgedanken  ver- 
körpert, .  .  .  das»  es  den  Kampf  mit  seinen  zahlreichen  Gegnern  uugescheut  auf- 
nehnien  kann",  wobei  aber  die  gegen  dasselbe,  nicht  bloss  von  poUtisch-radicaler» 
s«»ndem  auch  von  conservafiver  Seite  geltejid  g«  niachten  Einwendungen  doch  etwas 
leichthin  abgetlian  w«'rden  nnd  namentli«'h  viel  zu  wenig  beachtet  wird,  dass  eine 
„staatserhalteude  bodenständige  (irundaristokratie" ,  wenn  sie  nur  überhaupt  einen 
gesunden  Kern  birgt,  des  Schutzes  des  Fideicommisses  weder  zur  Entmcklnng 
sitaatstrener .  vornehm-coniervaliver  (iesinnnng.  noch  ZOT  Erhaltung  des  Familien- 
besitzes  bedarf,  me  doch  England  genügend  l)eweist. 

Die  Noihweudigkeil  einer  rcformatorischen  Um-  und  Fortbildung  des 
Fideiconunisswesens  erkennt  freilich  auch  Gierke  an;  es  soll  nach  seiner  Ansicht 
s  um  Fa  m  i  1  i  e  in  i  gent  hum  umgestaltet  werden.  ..Statt  des  rein  sliftnngsmässigen 
Phncips,  wcklies  die  Todten  zu  Herren  über  die  Lebendigen  macht,  bedarf  »  s  einer 
Coinb^nation  stifhingsmils.siger  und  genossenschaftlicher  Ideen,  wodurch  bei  aller 
Pietät  geg«*n  den  Willen  des  Verstorbenen  doch  der  lebendigen  (Jegenwart  die  Herr- 
schaft über  sich  selbst  gesichert  bleibt.  Wird  die  Familie  genossenschal'ilich  or- 
ganisirt  nnd  als  eine  durch  ihre  jeweiligen  Orgaue  dargestellte  Gesammtperson  Wir 
vollen  nnd  freien  Eigettthilmerin  des  Fideicomniiss«s  erhoben,  so  ist  im  Grunde 
die  Widmung  eines  (Jiits  ZU  SoUjhem  Kaiiiilieneigenthnm  nur  anfechtbar,  wenn  es 
überhaupt  kein  genossenschaftliches  Gesammteigenthum  mehr  geben  soll.  Ein  der- 
artiges  Gut  bleibt  TeriusserUch  nnd  Terpfiindbar,  verschuldhAr  nnd  theilbar,  es 
kann  einem  von  seiner  Regel  al»\\ eielit ndeii  Krbgange  unterworfen  und  beliebig  in 
AUodial vermögen  zurückverwandelt  werden:  nur  ist  zu  allen  Verfügungen  statt 
eines  Individnums  lediglich  die  körperschaftlich  geeinte  Faodlie  als  solche  be- 
nden'^.  Hand  in  Hand  mit  dieser  Ordnung  muss  dann  freilich  auch  eine  Aus- 
stattnng  der  ötfentlichen  Gi  walt  mit  denjenigen  .Machtbefugnissen  gehen.  ..welche 
zum  Schutz  des  Gemeinwohls  gegen  die  Interessen  einzelner  Familien  für  unent- 
behrlich gehalten  wenten*  —  also  jedenfalls  staatliches  Oenehmigungsrecht,  wohl 
aueh  M  i-lichkeit  der  Erschwenin^r  der  A nli  tKriiDj' alfasugrossen  Fideiconunissbesitses 
in  einer  Hand  «lurcli  Festsetzung  einer  oberen  drenze. 

Conrad  ist  auf  Grund  zahlreicher  Studien  über  das  preussische  Fideicommis- 
wesen:  so  in  der  „Festgabe  ffir  Hans8en^  1889;  im  Art.  „Fideicommisse* 
im  Hdw.  d.  St.-W.  ^^s  gewährt,  nebeiilM  i  1». merkt,  kein  sehr  erbauliches  Hild.  wenn 
in  letzterem,  im  Uebrigen  so  vortrefi' liehen  Werk  dieselbe  Materie  von  zwei,  auf 
einem  gnindsitalich  verschiedenen  Boden  stehenden  Gelehrten  behandelt  wird) 
der  Erhaltung  des  Fideiconimisswes««ns  abgeneigt  und  kann  insbesondere  der  Ansicht 
Gierke' s  nicht  bapiUchteUf  dass  die  gegenwärtige  Schroffheit  des  Instituts  und 
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die  von  ihm  zu  befürchtenden  Nachtheile  <  inr  wesentliche  Abmindernng  erfahren 
könnten  schon  dun  h  dif  Einfiilirunfr  des  hiiulcslii'rrlit  liLMi  Conscuses  für  jeden  Einzel- 
fall; er  ist  vielmehr  im  Sinn  der  Darstellung  im  Text  lür  eine  Anukherung  au  das 
8ystem  der  enf^schen  Entails  mit  der  Bestinimnng,  dass  jedes  FideicommiBS  mit 
dem  'l'dd  (It's  -/wt'itfii  Krlx'ii  erlischt,  wnin  dieser  iiiclit  vorher  eiue  Enieneninjr 
herbeigolührt  hat,  lerner  lux  eiue  Moximalgreu^cu  nach  oben  (aOUU  haj  und  für  eiue 
hohe  GebOhrenbelegung  der  Stiftttugsgesnehe  f5  */o)>  —  Zu  den  hefttgsten  Bekämpfem 
des  Instituts,  aber  nicht  durchweg  aus  sachlichen  Grttadeu,  zählt  Walcker  (.vgl. 
dessen  leidenschaftliche  Expeelorationcn  a.  a.  (>.,  S.  62  ff.)  —  Bemerkenswerth  ist 
der  Wandel  der  Gesetzgebung  auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiet,  indem  eiu- 
nial  unter  der  Einwirknng  der  Gesetzgebung  der  französischen  Revolution  und  des 
den  Fideicommissen  ungünstigen  französischen  riviliiresetzbuchs  und  dann  wieder 
unter  der  Einwirkung  der  iu  Frankfurt  im  Jahr  1848  von  der  Natioualverüammlung 
«rfolgten  Beschlttme  Aber  di«  Chrnndreebte,  in  einer  grossen  Ansabl  dentaeber  Staalcn 
das  Fideicomnnssrecht  beseitigt.  s])äf<T  aher  wieder  zujrelassen  wurde.  Auch  die 
Hardenberg'sche  (iesetzgebung  war  den  Fideicommissen  nur  bedingt  gewogen  (das 
Preussische  Edict  vom  9.  October  1807  Hess  die  Aufliebung  der  Lehen,  FamiÜen- 
stiftungen  nnd  Familienfideiconnnisse  durch  Familienbeschlüsse  zu)  und  die  Preuss. 
Verfassung  von  1H4H  hob  so<rar  die  Kamilientideiconiinisse  gänzlich  auf,  ein  I{echt<i- 
zustand,  der  freiiicii  nur  kum  dauerte,  indem  das  Gesetz  vom  ö.  Juni  Itiö:^  den 
Alteren  Reohtnniitand  wieder  heratellte. 

Wesen  des  Fideicommisses.  Während  der  hohe  Adel 
schon  seit  dem  14.  Jahrhundert  durch  Familienverträge  und 
Hausgesetze  die  im  altdeutschen  Recht  nur  im  Keime  vor- 
handenen Ansätze  eines  Stammgutssystems  in  einer  Hausver- 
fassung  auspräi^tc,  welche  auf  dem  unbedingten  Vorzug  des  Manns- 
Stamms,  dor  Unvoräusserlichkeit  des  gesammten  Familienhesitzes 
und  dor  UiitluMlbarkoit  doHsoll)on  boriilito  und  endlich  in  den 
rrinioLrciiiturordnuiigon  iliifii  Alischliiss  fand  und  dadurch  einer 
Zcrsjditterung  seiner  Gutpr  ('iitL:t'Lr»Mizn\virken  sicli  ]>estrebte,  snclite 
dt-r  niedere  Adel,  di'iisel]>en  Zweck :  den  liesitz  der  Familie  und 
<ladurch  das  Ansehen  derselben  und  ihren  (ilanz  aufrechtzuerhalten, 
durcli  ciLrenthümlich  gestaltete,  di<'  Verfügungsgewalt  des  jeweiligen 
Besitzers  im  Interesse  der  kommenden  Generationen  beschränkende 
Privatdispositionen  zu  erreichen.  Solche  Güter,  welche  gemfiss 
der  Willenserklfirnng  des  Eigenthflmers  (des  Stifters)  unter  Be- 
achtung der  für  solche  Acte  geltenden  Rechtsnormen  unveränder- 
lich auf  dessen  Geschlechtsnachfolger  bis  zum  Ausgang  des  Ge- 
schlechts und  Namens  oder  bis  zu  einem  Tom  Stifter  festgesetzten 
Zeitpunkt  flberzugehen  haben,  von  ihren  Besitzern  nur  unter  ge- 
wissen erschwerten  Voraussetzungen  veräussert  und  schuldbelastet 
werden  kOnnen  und  fDr  deren  Vererbung  eine  bestimmte  Art  der 
Indiyidualsuccession  vorgeschrieben  ist,  heissen Fideicommiss- 
güter  (in  Hannover  ..immerwährende  Majorate**,  in  Baden  ,.Stamm- 
güter").  Die  AusbildiuiLi  dieses  Kechtsinstituts  scheint  in  Spanien 
erfolgt  zu  sein,  hat  sich  von  da  nach  Oesteneich  und  den  an- 
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deren  continentaliMi  Staaten  verl)reitet  und  mit  Ansnaliino  von  Frank- 
reich, dessen  bfirirerliolies  Gesetzbuch  Su])stitutionen  jeder  Art 
verbot  und  wo  ein  s]>äteres  Gesetz  vom  7.  Mai  1S49  die  aus  der 
Zeit  des  ersten  Kaiserreichs  stammende  Majoratsucsct/Lichuni::  auf- 
gehoben Iiat,  bis  auf  den  üeutigeu  Tag  iu  einer  grossen  Anzahl 
Länder  behauptet. 

Auf  die  re  c  h  tli  c  h  e  G  e  s  ta  1  tung  des  Fideicommissreclits,  welche 
länderweise  bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  aufweist,  ist  an  dieser 
Stelle  nicht  näher  einzugehen ;  es  mag  an  dem  für  die  nachstehen- 
den Betrachtungen  besonders  wichtigen  Hinweis  genflgen,  dass  nach 
gemeinem  Becht  das  Pideicommiss  unyeräusserlich  und  unver- 
schuldbar  ist,  dass  aber  durch  die  particulare  Gesetzgebung  dieser 
Grundsatz  vielfach  durchbrochen  und  ebensowohl  Teräusserungen 
wie  ein  Eingehen  von  Schulden  zu  Lasten  des  Fideicommissgutes 
im  Fall  der  Zustimmung,  sei  es  der  sämmtlichen  Anwärter  oder 
einer  Vertretung  der  Familie,  zugelassen  worden  ist;  dass  der 
Kegel  nach  für  solche  Fideicommiss- Schulden  mir  die  Einkünfte 
des  Fideicommissguts,  niclit  aber  dieses  selbst,  haften,  das  Fidei- 
c<>mniissü:ut  also  niclit  der  Su)diastatii«ii.  sondern  nur  der  Se(iuestration 
(Zwangsverwaltung)  unterliegt,  widu'i  aber  particularn'chtlich  für 
bestimmte  Arten  von  Schulden  auch  die  Haftung  (b's  Fideicommiss- 
sruts  selber  vorßesehen  ist;  endlich  dass  für  die  sonstigen  Schulden 
(Allodialschulden)  der  Nachfolger  in  das  Fideicommiss  nicht  ein- 
zutreten braucht.  Auch  ist  hervorzuheben,  dass  die  Errichtung 
von  Fideicommissen  gewöhnlich  von  dem  Vorhandensein  eines 
Werth-  oder  Ertragsminimums  abhängig  gemacht  wird  und  dass 
vereinzelt  auch  eine  Obergrenze  des  Werths  bestimmt  ist;  femer  diese 
Errichtung  zu  ihrer  Gllltigkeit  meist  der  staatlichen  Genehmigung 
(durch  eine  Staatsbehörde,  durch  den  Landesherm  oder  durch  ein 
besonderes  Gesetz)  bedarf  und  fär  diese  GenehmigungsertheUung 
eine  in  der  Begel  hohe  Gebflhr  (Taxe)  zum  Ansatz  gelangt. 

Bei  der  Würdigung  dieses  Instituts  ist  auf  folgende 
Gesichtspunkte  hinzuweisen; 

1.  Weil  das  Wesentliche  des  Fideicommissguts  auf  der  gnind- 
sätzlichen  ünveräusserlichkeit  desselben  beruht,  so  ist  es  auf 
gleiche  Linie  mit  dem  Liegenschaftsvermögcii  (b'rjenigen  juristischen 
Personen  (des  Staats,  der  Gemeinde,  d^r  Kircheiigennnnschaften, 
der  milden  Stiftungen  etc.)  zu  setzen,  das  ebenfalls,  seiner 
Zweckbestimmung  nach,  dauernd  dem  Verkehr  entzogen  sein  soll, 
es  fällt  danach  mit  diesem  unter  den  BegriÜ'  der  „todten 
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Hand*^;  und  für  seine  Beurfcheilung  vom  allgemein  Tolkswirth- 
scbafUichen  Standpunkte  aus  sind  daher  diejenigen  Gesichtspunkte 

mit  maassgebend,  unter  denen  der  Besitz  der  todten  Hand  Oberhaupt 
zu  beleuchtiMi  ist  (§  72),  mit  der  Besonderheit  indess.  da>s  ualirend 
der  als  uiiveräusserlicli  geltende  Besitz  jener  Gemeinschaften  öft'ent- 
lielien  Zwecken  dient,  d.  Ii.  einem  melir  oder  minder  w«Mti:ez<>L;»'nen 
Kreis  von  Staatsangehörigen  zu  Gute  kommt,  das  Fideicomniiss- 
gut  den  besonderen  Zwecken  eines  engeren  Familien  Verbandes  zu 
dienen  bestimmt  ist.  Die  staatiicbe  Genehmigung  einer  Fidei- 
commissstiftung  stellt  sich  demnach  als  ein  Privilegium  dar.  darauf 
berechnet,  in  einzelnen  Familien  den  zu  einer  gegebenen  Zeit  er- 
worbenen Besitz,  sichergestellt  Tor  den  Weehselfllllen  des  Lebens 
imd  unabhängig  von  der  Willkflr  der  jeweiligen  Besitzinhaber,  die 
mehr  nur  Nutzniesser  als  wirkliche  Eigenthtlmer  sind,  unter  dem 
weitgehenden  Schutz  eines  Sonderrechts  dauernd  zu  erhalten.  Man 
kann  mit  Becht  solcher  priTilegirten  Sonderstellung  entgegenhalten, 
dass  sie  mit  den  den  modernen  Staat  durchdringenden  Grundsätzen 
der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz  nicht  wohl  im  Einklang  sieh 
lietindet  und  dass  es  einen  Widerspruch  in  sich  selbst  bedeutet,  wenn 
diejenige)!,  die  vermögi^  des  grosseren  Besitzes  an  sich  aucli  die 
vvirthsclialtlich  Kräftigeren  sind,  eines  weitgelienden  Schutzes  gegj'ii 
wirthschallliche  Verirrungen  sich  ertreiien  dürfen,  den  die  iiesotz- 
gebung  den  wirthschaftlich  Schwächeren  versagt;  wenn  also  dies»? 
letzteren  für  die  Folgen  ihres  Thuns  die  volle  YerantwortUcUkeit 
tragen  müssen  und  für  sie  auch  gegenüber  ihren  Nachkommen  ein- 
zustehen haben,  während  bei  Jenen  selbst  die  schwersten  Ver- 
sündigungen auf  wirthschaftlichem  Gebiet  ohne  dauernden  Nach- 
theil für  sie  selbst  oder  doch  ihre  Geschlechtsnachfolger  bleiben; 
und  dass  desshalb  sehr  durchschlagende  Gründe  für  die  Aufrecbt- 
erhaltung  des  Instituts  („der  Schutzzölle  für  Schwächlinge wie 
V.  Gneist  meint)  geltend  gemacht  werden  müssen,  wenn  es  auch 
heute  noch  als  erhaltungswürdig  sich  darstellen  soll. 

•2.  .Man  sollte  sich  übrigens  hüten,  von  einer  volkswiithschaft- 
lichen  Seliädliclikeit  der  Fideicommissgntor  schlechthin  zu  sj)rechen; 
denn  otVenbar  würde  <'ine  soldie  doch  erst  dann  mit  Fuir  behaujitot 
werden  können,  wenn  ein  erheldielier  Theil  des  Landes  und  nament- 
lich der  lan<lwirthschaftlich  initzharen  Grundstücke  durch  tidoi- 
conimissarische  Bindung  dauernd  dem  Verkehr  entzogen  wäre,  weil 
hier  zu  den  socialwirthschaftlischen  Nachtheilen  des  überwiegen- 
den Grossbesitzes  überhaupt  (g  70  ff.)  der  weitere  kommt,  dass 
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[r«^!i:onüh«'r  der  oininal  bostehendon  iin^fmstim'n  Besitzverfiissiuiiir, 
WHLren  <\or  auf  unaltstdibaro  Zeit  hinaus  ertVili^ttMi  starren  Fest- 
legunic  der  einzelnen  Besitzgrössen,  eine  Aemlerung  zum  Besseren 
im  Wege  des  freien  <}uteraustauselies  versagt  oder  doch  auf  das 
Aeusserste  erschwert  Ut  Immerhin  besteht  die  nicht  unbegründete 
Besorcrniss»  dass  von  der  rechtlichen  ^röLzliehkeit  der  Krrichtung 
Ton  FideicommissgOtera  imter  Umständen  in  sehr  weitgehendem 
Maasse  Gebrauch  gemacht  werden  kann  und  dass  selbst  der 
Vorbehalt  einer  staatlichen  Qenehmigung  keinen  hinreichenden 
Schutz  gegen  eine  flbermilssige  Festlegung  des  Grossbesitzes  in 
fideicommissarischer  Form  bietet,  da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  wo 
einmal  der  Grossgrundbesitz  in  ttbermftchtiger  Weise  sich  ent- 
wickelt und  vermöge  seiner  Machtstellung  einen  weitgehenden 
Einfluss  sich  zu  verschaffen  gewusst  hat,  er  seine  auf  dauernde 
Sicherung  des  Besitzes  al>zieleiiden  Schritte  in  der  Begel  mit  Er- 
folg unternehmen  luid  für  die  fideicommissarische  Bindinig  seiner 
^TÜt^T  selten  erheblichen  Scliwierigkeiten  begemieii  wird  (vgl.  ()«'ster- 
reieh).  Liegt  aber  die  (iefahr  unserer  Zeit,  wie  Conrad  richtig 
betont,  nicht  sowohl  in  einer  zunehmende  Zersjditterung  der  Ver- 
in«'iren,  seudmi  in  einer  zu  grossen  Concentration  derselben,  so 
bestellt  eben  (las  „Bedenkliche  der  statutarischen  Erbbeschränkung 
und  Unverausserlichkeit  des  Gnuidbesitzes  in  der  durch  sie  be- 
günstigten Latifundienbildung";  und  vom  (n-^i.  idspunkt  der  an 
eine  harmonische  Besitzvertheilung  zu  stellenden  Forderungen 
ist  daher  ein  Sonderrecht,  das  diese  Harmonie  zu  stören  ge- 
eignet ist  und  deren  Wiederherstellung,  wegen  der  auf  ungemessene 
Zeiten  sich  erstreckenden  Bechtswirkungen  der  Einzelsliftung,  auf 
das  Stärkste  behindert,  sicherlich  nichts  weniger  als  einwandfrei. 

3.  Von  den  Befflrwortern  des  Instituts  pflegt  der  Thatsache 
Bedeutung  beigelegt  zu  werden,  dass  in  jedem  Staat  neben  den 
kleineren  und  mittleren  Besitzungen  ein  Stand  wirthschaftlich  und 
stu'ial  unaltliiingiger  rjrossgrundbesitzer  vorhanden  sei,  die,  von 
acht  arist(»kratischem  (leist  bes«'elt,  im  Staatsleben  das  l^rincip 
der  Stetigkeit  vertreten,  eine  staatserhalteiide  Gesinnun'jf  von  (Je- 
schlecht  zu  Geschlecht  traditiomdl  fortvererben  und  nach  ilü'er 
Bildung  und  wirtlischattlichen  Lage  in  besonderem  Maasse  zu 
Trägem  der  Sell>stverwaUung  sich  eignen  (vgl.  S.  404).  „Höchst 
werthvoll  für  die  Festigkeit  und  Nachhaltigkeit  der  ötVentlichen 
Zustände,  namentlich  in  Staaten  mit  positiv- freiheitlichen  Hin- 
richtungen ...  ist  eine  reiche  und  stolze  Aristokratie,  welche  in 
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den  obersten  Kreisen  des  Staatslebens  ihre  Unabhängigkeit  diureh 
Zuriickwt'isuim-  von  Uimesetzliclikeit  und  Unroeht,  durch  oflVnen 
Tadel  von  F<'hlern,   durch   grössere  Weltanschauung  vcrwerthf^n 
kann"  (v.   M-tlil).    (Jlcichwohl   bleibt   der  Zweifel   besteh^Mi,  ol» 
für  die  Erhaltung  einer  von   vornehmen  Gesinnungen  erlüllten 
Grundariötokratie  die  starre  Bindung  des  Besitzes  in  der  Form  des 
Fideiconimisses  die  unerlässliche  Voraussetzung  sei,  da  es  an  einer 
solchen  Aristokratie  in  Ländern^  denen  dieses  Becbtsinstitut  fremd 
ist,  keineswegs  fehlt  und  auch  in  Staatswesen  mit  FideicommisB- 
recht  zahlreiche  alteingesessene,  begüterte  Familien  sich  finden, 
welche,  ohne  von  dem  Fideicommissrecht  je  Gebrauch  gemacht  su 
haben,  an  Staatstreue,  Vornehmheit  und  Unabh&ngigkeit  der  Ge- 
sinnungsweise den  Fideiconunissinhabem  in  keiner  Weise  nach- 
stehen. „Die  kflnstliche  Erhaltung  bestimmter  Familien  giebt 
keine  Garantie,  dass  sie  dem  Staat  und  der  Gesellschaft  hervor- 
ragende Dienste  leisten  werden  und  unter  den  grossen  Männern, 
welche   bei   der   Xeuaufrichtung   des  Deutschen   Keichs  hervor- 
ragenden Antheil  genommen  lial>en,  ist  auch  nidit  Einer,  dessen 
Familie  an  in  Fideicommiss  gebundenem  (inuidbesitz  eine  ^v^^«'nt- 
liche  Stütze  Ix'sass.   Erst  aus  den  Dotationen  ist  ihnen  eine  solche 
Basis  für  die  Zukunft  envachsen/'   Die  Stütze  der  Monarchie  aber 
ist  in  Deutschland  nicht  in  der  Aristokratie  allein,  „vielmehr  in 
der  ganzen  gebildeten  Klasse  zu  finden''  (Conrad), 

4,  In  privatwirthschaftlicher  Beziehung  wird  ohne  Wider- 
spruch behauptet  werden  kOnnen,  dass  die  grundsfttzliche  Unverftusser- 
lichkeit  und  Unverschuldbarkeit  des  Fideicommissguts  sehr  leicht  su 
einem  zweischneidigen  Schwert  wird,  insofern  dadurch  auch  wohl- 
berechtigten Dispositionen  des  Inhabers  die  lästigsten  Schranken 
gezogen  sind,  die  im  gegebenen  Fall  um  so  schwerer  empfunden 
werden  können,  je  dringlicher  die  Gesammtlage  zu  Kapitalauf- 
wenduuLien,  sei  es  im  Interesse  des  Gutes  selbst  (Vornahme  von 
Meliorationen,  Aufführung  von  Baulichkeiten  etc.),  sei  es  im  Interesse 
der  Familie  (Ausstattungen  etc.)  nötiiigt.  Zu  je  hnlieren  Anforde- 
rungen an  die  L(d)enslialtung  die  l)evi»rrechtete  Stellung  iinthigt, 
um  so  geiüeterischer  macht  sicli  auch  für  den,  niclit  etwa  mit 
sonstigem  erheblichem  Kapitalvermögen  (Allodialvermögen)  aus- 
gestatteten Grossgrundbesitz  die  Nothwendigkeit  geltend,  in  der 
Bewirtschaftung  der  Güter  mit  den  Fortschritten  der  Zeit  gleichen 
Schritt  zu  halten,  und  um  so  störender  wird  die  Fessel,  mit  welcher 
die  fideieommissarischen  Verpflichtungen  den  Besitzer  auf  Schritt  und 
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Tritt  bptMiiron,  um  so  i^hvr  kiinn  es  cintroton.  dass  eben  jdic  dem 
zoit\\>'ili[r«'n  Inhaber  auferloLrtoii  Schranken,  wob^he  <len  Schutz  \\u(\ 
die  Siclierung  des  Eitrentluuns  bezweckten,  in  ihrer  Wirkunu'  in 
(las  Gegentlieil  umschlagen.  Aus  guten  Gründen  hat  daher  die 
Gesetzgebung  in  einzelnen  Staaten  (z.  B.  in  Preussen)  den 
Grundsatz  der  Unverausserlichkeit  und  UnTerschuldbarkeit  durch- 
brochen, indem  die  Formalitäten  der  Zustimmung  der  Fideicommiss- 
anwärter  vereinfacht  und  durch  Zulassung  der  Subhastation  des  Guts 
för  bestimmte  Arten  von  Fideicommissschulden  die  Creditfähigkeit 
erliitht  wurde;  und  man  darf  annehmen,  dass  die  Beschreitung  dieses 
Wegs  lediglich  der  Ausgangspunkt  einer  Befonn  des  alten  Instituts 
im  Sinne  der  immer  weiteren  Annäherung  an  die  Grundsätze  des 
allgemeinen  Wirthschaftsrechts  wird Es  ist  in  der  That  schwer 
einzusehen,  aus  welchen  Gründen  auch  heute  noch  ein  weitgehendes 
Bevormiindungssystem  auf  wirthschaftlichem  Gebiet  gerade  für 
diejenigen  Kreise  nöthiL!  sein  sollte,  deren  Angehi^rige  vermöge 
ihrer  Bildung  dessell)en  doch  weit  elier  als  andere  Bevrdkerungs- 
schichten  entrathen  können.  Der  einzige  stichhaltige  Grund  dafür 
liegt  in  »ler  unbedingten  Siclierung  (b's  Besitzes  innerhall»  iler 
Familie;  aber  es  Aviire  doch  schlecht  um  die  GruiKhiristokratie  eines 
Landes  bestellt,  wenn  es  ihr  nicht  gelänge,  auch  ohne  ein  sie 
begünstigeodes  Sonderrecht  den  ererbten  Besitz  ihren  Nachkommen 
ungemindert  zu  erhalten :  imd  es  lässt  sich  jedenfalls  dieses  Ziel 
durch  eine  entsprechende  Erbrechtsgesetz iiebung,  welche  den  Aus- 
einandertall  des  Familienguts  verhütet,  in  allen  jenen  Fällen  el)en- 
fiills  erreichen,  in  denen  überhaupt  die  Familie  und  ihre  jeweiligen 
Häupter  die  zur  Behauptung  eines  Grundbesitzes  erforderliche 
wirthsphaftliche  Unabhängigkeit  sich  zu  wahren  verstehen;  ohne 
letztere  gleicht  aber  die  Fideicommisseigenschaft  eines  Guts  einer 

*)  So  meint  auch  Schäfflo,  Dio  Incurporation  dei  Hypotht  kam.  «Iiis  s.  110): 
-Hif*  fUinfnul  fi<lci«'omniissHrisrli»*  Hiiidun-r  <lt's  15«  sit/o^  sicli«  rt  weder  «Icii  ht  sfcn 
Wirili,  uoch  welirt  sie  der  Verschuldung  des  FideiconimisserlHn  tiir  iiiiuirtliseliartliclie 
Zweoke;  wäre  «s  doch  sonst  schwer  bu  verstehen,  wie  jetxt  selbst  die  en<;Iiselie  (ü  - 
set/LT'-^i'i'iL-'  liiittf  dazu  koinittiii  kiituifu.  in  der  Setiltd  Land  Act  \  nii  ISsJ  den  ri<lei- 
comiuiüäariüchcu  liodcnuuuuieüser  zur  \  eräusseruui;  für  Melioration.szwecke  und  tür 
ErwerboB^  ron  Hobiliarwerth  unbedinirt  su  heftigen.'*  Anf  die  nachtheili^en 
Einwirknntren  juis^redelmter  Vidi  ir(.mniis>et>nil)lexe  in  Ilezu;r  auf  die  Anbaliuunfr 
errösserer  I  ii  t  n  *v  i  t  ii  t  des  lU-trielo  niaelit  iiamentlieli  aueh  Wah'ker  (a.  a.  ()., 
.S.  71/72'  autnierkf>aiu  ;  habe  doch  Fürst  S  e  h  w  a  r /.  e  u  b  erg  1871)  auf  dem  österr, 
A^rtafT  selber  erklärt,  ^eriind  jeder  böhniiM  he  I.andwirth  seien  we^-n  nian<.'e]nd<'n 
Betriebskapitals  gezwuu;reii  ;.'pwe.seu,  von  der  intensiven  zur  extensiven  Wirtlisehaft 
überzugehen"  —  ein  Argument  gegen  die  lustitutiuu,  welches  freilich  mehr  noch 
TOD  dem  LadifnndienbesitB  überhaupt  als  von  dem  fideicommissarisch  gebun- 
denen, der  mit  ersterem  nicht  xnsammenanfiillen  braucht,  gilt. 
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uliMssondtMi  St'liaalo  oluu'  Inhalt.  Das  schöne  Wort  „Erwirb  es, 
um  ('S  zu  lu'sitzou'',  ist  an  allo  Stände  ohne  Unterschied  tj'erichtet. 
4lie  in  ihm  lieirende  Mahnunu:  sollte  aher  filr  <lie  HüluTLrestelltvii 
und  Vornelimeu  des  Volks  vi>r  alh'm  Richtschnur  un<l  Losunir  sein. 

5.  Eine  unbefauLrene  Würdigung  wini  daher  einerseits  die 
aus  der  tideicommissarischen  Bindunc^  des  Eigenthums  im  Interesse 
einzelner  Familien  möLrlicherwt'ise  erwaehsemleu  Gefahren  für  die 
allgemeine  landwirthschaftliche  Besitzertheilung  nicht  läugnen 
und  anderseits  die  Vortheile  dieser  Bindunir  für  die  bevorrechteten 
Familien  im  Hinblick  auf  die  mit  ihr  Hand  in  Hand  gehenden 
weitgehenden  Yeischränkungen  der  wirthschafUichen  YerflBgiuiga- 
gewalt  der  jeweiligen  Besitzer  nur  in  sehr  bedingtem  Maasse 
zugestehen  können;  eine  von  socialen  Gesichtspunkten  getragene 
Betrachtungsweise  wird  aber  unter  allen  Umständen  daran  Anstoss 
nehmen  müssen,  dass,  wie  schon  Adam  Smith  beklagt  hat  (mit 
dem  in  dieser  Bezit  liiniL:  auch  die  Vertreter  einer  auf  entgegen- 
gesetztem Staudiiunkt  stehenden  volkswirthschaftliehen  Auffassung 
wolil  einstimmen  können),  das  Grundeigenlhum  der  lehendeii 
<ienerati<in  zu  einem  mehr  oder  weniger  erheblichen  Theil  durch 
das  Gutdünken  von  Bersonen  soll  lu'schriinkt  und  geordnet  werden 
können,  welche  vielleicht  bereits  vor  Hunderten  von  Jahren  ge- 
storben sind,  während  doch  jede  Generation  ein  gleiches  Becht  an 
die  Erde  habe.  Vollends  in  einer  von  socialen  Klassengegensätzen 
erregten  Zeit  sollte  die  Frage  mindestens  der  Um-  und  Fortbildung 
eines  Instituts,  welches  diese  Gegensätze  zu  steigern  geeignet  ist 
und  das  Tor  Allem  Jenen  Waffen  in  die  Hand  liefert,  fOr  welche 
ein  mit  besonderen  Vorrechten  umkleidetes  privates  Grundeigenthum 
ein  Hauptargument  fttr  dessen  völlige  Beseitigung  abgiebt,  nicht 
ohne  Weiteres  von  der  Hand  gewiesen  werden. 

6.  Als  r  ebergangsstufe  zu  einer  freieren  Grundeigenthums- 
verl'assunir  könnte  die  Annahme  des  Svstems  der  euLrlischen 
Entails  in  Frage  komnu'u,  Im-I  <lenen  eine  Bindung  nur  auf  eine 
beschrankte  Zahl  von  Generationen  zulässig  ist,  d.  h.  also  mir  für 
solche  Zeiten  um!  Personen  in  Wirksamkeit  gesetzt  wird,  die  (wi" 
V.  Miaskowski  bemerkt)  der  Erblasser  noch  übersehen  kann,  nicht 
aber  auch  für  Zeiten,  deren  socialwirthschaftliche  Bedürfnisse  luid 
für  X*ersonen.  deren  BeschatTenlieit  dem  Erblasser  gänzlich  unbe- 
kannt sind.  Für  die  Handhabung  des  bestehenden  Fidei- 
commissrechts  aber  ist  die  Forderung  aufzustellen,  dass  die  Ge- 
nehmigung zur  Errichtung  neuer  Fideicommisse  mit  äusserster 
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Vorsicht  erfolirc ;  dass  für  üborgrosse  Landbesitzungen,  welche  etwa 
gar  den  Charakter  von  Latifundien  an  sich  tragen,  dioso  Ge- 
nehmigung gnindsätzlich  versagt  und  dieselbe  ^nmdsätzliche  Yer- 
sagunjr  iroGronübor  einer  Cumulinmg  von  Fideicommissg^tem  in 
derselben  Familie  Platz  greife.  Und  zwar  ist  eine  solche  strenge 
Praxis  vor  Allem  da  angezeigt,  wo  Oberhaupt  der  Fideiconmiiss- 
besitz  bereits  einen  starken  Procentsatz  des  landwirlJischafUichen 
Geländes  einnimmt  und  in  Folge  hiervon  der  Stand  der  kleineren 
und  mittleren  Besitzer  ohnedies  bedroht,  insbesondere  die  Gefahr 
eines  Aufgesangtwerdens  durch  den  Grossbesitz  naheiirerückt  er- 
scheint: wenn  schon  selbstredend  eine  solche  Versagungspraxis  für 
sich  allein  den  Aufsauiruni^sprocess  nicht  zu  hindern  vormair,  in 
welcher  Beziehung  vielmehr  nocli  aiidcro  Vurkclu-ugcn  nöthig  fallen, 
wie  sie  in  §  72,  Ziffer  4  Erwähnung  gefunden  hal)en.  Sehr  er- 
wügenswertli  ersclieint  auch  die  Zulassung  der  Aufhebung  des 
Instituts  durcli  Mehrheitsbeschluss  der  majorennen  männlichen 
Familienmitglieder,  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  in  Gang 
gesetzte  „ii^nere  Colonisation''  (§  91  fif.),  deren  rasche  Fort- 
führung an  der  fideicommissarischen  Festlegung  und  Bindung  des 
Besitzes  ein  wesentliehes  Hindemiss  finden  muss. 

7.  Die  Bedenken  gegen  den  fideicommissarisch  gebundenen 
Besitz  in  volkswirthschafUicher  Beziehung  treten  zurflck,  ja  ver- 
wandeln sich  in  Yorzflge,  wenn  und  soweit  derselbe  forstliches 
Gelände  um&sst,  da  Rflcksiehten  der  forstlichen  Technik  die 
Erhaltung  des  Waldes  im  Allgemeinen  in  grossen  Betriebsflächen 
erheischen,  diese  Erhaltung  aber  bei  Fideicomniissgüteni  in  be- 
sonderem Maasse  gewälirleistet  ist,  ein  Gesichtspunkt,  (h'r  von  den 
grundsätzlichen  (i<\gnern  des  Fideicommissweseus  meist  nicht  hin- 
reichend gewürdigt  wird. 

1.  Statistische  Angaben.  In  Frenssen  entfallen  nach  Meitzen  (vor 
1866)  in  den  acht  alten  Provinzen  anf  die  Lehen-  und  IiMdeicommiss^Miter  6,457o  des 
ertragsfjihi^rfn  Hodens  und  zwar  in  Pommpni  10,1"  „,  SchU-sien  11."  o.  Brand«MjburR; 
8,47«t  Sachsen  7,8^'«}  We^tphaleu  G,8"  Prcusseu,  Vom^n  und  Kheiuland  dagegen 
nur  1,7;  1,6;  1,6*/».  ~*  Fttr  die  ririien  östlichen  prenssisohen  Provinsen  hat  aener- 
dingi?  .1.  ('(Mir ad  sehr  sorjjrfiiltip"  fidpicoramiss-statistisc  h»'  StuditMi  vi'roffrüflirht  i'siche 
die  S.  457  unten  angetulirte  üteraturi,  wonach  in  diesen  l'ruvinzen  (ii(>  Lehen-  und 
Fideicommissgiiter  6.21°  „  der  ertragsfähigen  Fläche  (nämlich  1408860  ha)  und  der 
gesammte  Besitz  in  lr<Xrr  Ilaml  iKrone,  Staat,  Gemeiiid»'.  Kirch»'  etc.»  22,97°  „  jener 
Flüche  (nämlich  riuul  ö  Millioiu-n  liai  einiiclinien.  Die  Zahl  der  Fideicnininissbt'sitzer 
beträgt  548  (darunter  20  bürgerliche}  mit  einem  (ieüammtbesitz  von  1,4  .Mill.  ha  und 
ebiem  Chrnndstenerrainertrag  rm  14,1  Mill.  M.,  darunter  allerdings  686078  ha 
Wald.  3,18"  o  der  Fideiconiniissi'  eiiffulleu  auf  Besitznnfren  von  weniger  als  200  ha. 
14,2*'/o  auf  solche  von  200— ÖUO;  20,8t>";o:  500  - 1000;  26,50"  „:  100«)  2(MJ0;  21,46"  „: 
2000—5000;  8,02"/,:  ÖOOO-IOOOO;  ö,4l7o:  auf  solche  über  10000  ha;  fast  92*», ,  der 
Bmeh«ab«Tf  er,      Agritpolitik  L  30 
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tidt'icunuuissarisch  festgelegten  Flüche  iüt  in  Besitzcomplexdii  von  über  1000  ha  con- 
centrirt.  Keineswegs  aber  ist  d«  i  <^^(  sammte  Grossgnindbesitz  dieser  Provinzen  fidei- 
commissarisch  festg'clofrt ;  hri  154  Bcsitzi'ni  mit  mehr  als  f/KX)  lui  'im  (lanzrn  1761 
£in2elgüter  mit  1 637  %Ö  ha)  ist  nur  etwa  die  Uallte  Fideiconuui&s  \  woraus,  da  es 
sieh  U«r  fiuit  dnrdiwegr  um  alte  OescMechter  handelt,  Conrad  mit  Becht  folgert, 
dass  auch  oliiu'  die  fidei com mi ss iiris rho  Bindunp:  ein  umfassendor 
Grundbesitz  in  derselben  Hand  sich  conserviren  lässt.  —  Der  Zeit 
der  Entstehung  nach  fallen  27,97"  o  aller  Fideiconunissbesitzungen  dieser  Provinzen 
in  das  vori^'c  Jahrhundert.  IH.Ui"  o  in  die  Zeit  wn  1800—1850;  34.18"'o  in  die 
Zeit  von  1850-  1880  ;  24,687«  von  547  insgesammt)  in  die  7Mt  1880^1888; 
d.  h.  es  sind  allein  in  den  Achtziger  Jahren  283  Güter  mit  einer  Fläche  von 
181000  ha  an  13Ö  Familien  Ton  Neuem  ,,iittäidlbar,  nnvenchnldhaTf  nnTerännerKch 
gebunden  worden",  wobei  allerdiii^rs  zu  beachten  ist.  (l!\s<<  es  sich  zum  erheblichen 
Theil  wohl  um  die  Umwandlung  ehemaligen  Lehenbesitzes  in  Fideicommissgut  ge- 
handelt hat.  Aof  den  Zahlenei^bnissen  folgert  Conrad,  dass  die  thatsachliche 
Ht  sitxconcentrimng  in  diesen  Provinzen  „hauptsiddieh  durch  die  gebundene  Erb- 
tol^jo  herbeigeführt  ist,  dass  diese  Bindnnp:  für  die  Zukunft  einen  noch  sihiirtVren 
Charakter  angenommen  hat  und  am  umfassendsten  bei  dem  Latifundien  besitz  wirkt**. 

2.  In  Bayern  bestanden  1890:  100  Familienfideiconimisso  mit  einem  Grund- 
besitz  von  80^2  ha,  gleich  l°/o  ^^'^  ^esammten  vorhandenen  Grundbesitzes  (Die 
Landwirthschaft  in  Bayern,  1890,  S.  (>43)i  fi&r  andere  deutsche  Staaten  fehlt  es  an 
genaueren  Angaben  aus  neuerer  Zeit. 

3.  In  Oesterreich  gab  es  1882  292  Real-  und  ausserdem  196  reine  Pecuniar» 
fiddcommiBse ;  der  Kapitalbetra;::  des  fideicommissartig  gebundenen  Pecuniar* 
vermfigens  hcliff  sich  auf  rund  53  Mill.  (iuMfii,  der  Wrrth  der  K c a  1  tid<Mcnmmis>:e 
soll  mindestens  das  Zehnfache  dieser  Sumuiu  betragen;  da^»  auf  letztere  eutl'ailende 
OoMmmtsMal  besüfiert  sich  auf  1140192  ha,  darunter  allerdings  meist  sehr  starker 

Wald  besitz,  der  z.  B.  in  Böhmen  bis  62"  „•  5n  OlK<rr>vterreich  bis  84**/oi  1»  Krain  gar 
bis  di"  0  ansteig^t.  lui  Durchschnitt  der  ganzen  Monarchie  sind  6,45%  des  ertrags- 
filhigen,  4.08"/o  des  gesantmten  Bodens  Hddcommissarisch  gebunden,  mit  allerdings 
starken  Schwankungen  in  den  einzelnen  Kronlftndem,  z.  B.  in  (ializien  nur  0,38** 
in  Böhmen  da?i><ren  ll,lö7»  der  Qesammtfläche.  (Oesterr.  statistische  Monatsschrift» 
Jahrgang  9,  Heft  10.; 

4.  VgL  an  den  vorstehenden  Angaben  auch  die  Nachweise  8.  425  ff. 


§  79.   Die  Eutails  in  England. 

1.  Di«'  oiii^lisclion  Faniilionfidoiconimisse  (Krbpriitor,  ont;nls 
and  st'ttltMiKMits),  wcU-lic  HeltVricli  «'ino  „wahrhaft  hiMvundcrungs- 
wt'rth«'  Institution"  genannt  hat,  walircnd  ein  anderer  Schriftsteller 
(v.  Ompte(hi)  sie  für  ein  scliweres  wiithschaftliciies  und  sociales 
Uebel  erachtet    unterscheiden  sich  von  der  deutschen  Einrichtung 

Ilelferich.  a.  a.  ().,  Jahrg.  1854.  S.  I2H  tl".;  v.  Onijifeda  in  den  PriMiss. 
Jalirb.,  lid.  46,  S.  401  ff.  und  449  ff.  V<in  Helforich  wird  u.  A.  auf  den  Zu^nuuen- 
haag  swigchen  Entails  und  den  zahlreichen  Lebensversichemngsyertrigen  anfinerk- 
Sam  jremarlit  und  der  prnsst-  Vurtheil  der  Institution  pera<I<-  nieh  darin  erblickt, 
dass  qdie  Familien  die  iüchtuug  erhalten  xur  grusüten  Urduuug,  Itesoimeuheit  und 
(^[»arsamkeit*  .  .  .  „Das  Interesse  der  Familie  sei  im  System  des  englischen  Fidei- 
commisses  mit  dem  des  einzelnen  Gliedes  derselben,  das  Intert>sse  der  (trsanuntheit 
mit  dem  der  einzelnen  Familie,  das  der  Freiheit  und  \ve;rli«  hkeit  tif  des  (irund- 
eigentliuuis  mit  der  cunservativen  Ordnung  und  Stalalitat  in  vollkommenster  Weise 
in  KinklaniL'  ^ehraeht."  — '  Man  muss  beachten,  dass  diese  Worte  ha  AtAwg  der 
öOer  Jahre  geichriebea  wufden;  im  Lichte  der  heutigen  Bewegung  naoh  einer 
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wesentlich  durcli  die  zeitliche  Beschräiikuni;  ihrer  Rechtswirksam- 
keit;  das  Erbgut  darf  nämlich  nur  einer  bezw.  mehreren  leben- 
den Personen  und  daraber  hinaus  noch  einer  angeborenen 
Termacht  werden  und  es  kann  der  bei  Errichtung  des  Erbguts  ein- 
gesetzte, noch  ungeborene  Erbe  mit  Vollendung  des  Volljährigkeits- 
alters  (21  Jahre)  fOr  sich  allein,  wenn  er  nlmlieh  bereits  im  Besitas 
sich  befindet,  andernfalls  der  Yoigfinger  mit  seiner  Znstimmtmg  das 
Erbgut  von  der  fideicommissaiiscben  Gebundenheit  befreien.  Hierron 
wird  aber  in  der  Begel  kein  Gebrauch  gemacht,  sondern  die  Stiftung 
(settlement)  Ton  Generation  zu  Generation  regelmässig  erneuert; 
es  geschieht  in  der  Weise,  dass  der  Vater  des  stiftungsmässigen 
Erben  nach  dessen  erreichter  Grossjährigkeit  mit  letzterem  sieh 
darüber  verständigt,  die  Stiftung  aufzuheben  (to  bar  the  entail 
vest^«l  in  the  son)  und  das  Gut  in  ein  IVeieigenes  zu  verwandeln 
(aus  einem  fee  tail  in  ein  fee  simple),  worauf  aber  sofort  eine 
neue  Stiftung  gemacht  wird,  durch  welche  nunmehr  der  Vater  als 
neuer  Stüter  erseheint  und  das  gleiche  Kecht,  weldies  er  bisher 
hatte,  nämlich  den  Genuss  des  Guts  auf  Lebensdauer  (tenancy  for 
life)  behält,  während  der  Sohn  die  Anwartschaft  auf  das  unbe- 
schränkte Eigenthum  am  Gut  verliert  und  statt  dessen  neben  einer 
sofort  fälligen  Jahresrente  die  Anwartschaft  auf  ein  Nutzniessungs- 
recht  erhält  und  dessen  noch  ungeborener  Sohn  im  Voraus  als 
künftiger  Eigenthflmer  (tenant  in  tail)  bestimmt  wird.  (So  nach 
Helferich.)  Aehnlich  wie  bei  dem  deutschen  Fideicommiss  haben 
die  nächsten  Anverwandten  (Wittwe  und  jflngere  Kinder)  Ansprüche 
auf  eine  dem  Werth  des  Guts  entsprechende  Apanagirung.  Ist 
schon  danach  die  Vinculierung  des  englichen  Grossgrundbesitzes 
durch  das  Entail  entfernt  keine  so  feste  und  dauernde,  wie  die  in 
Deutschland  zu  Becht  bestehende  Form  des  Fideicommisses,  so 
hat  die  neuere  englische  Gesetzgebung  diese  Gebundenheit  noch 
iranz  ^'rheblich  gelockert.  Nach  dem  Gesetz  vom  10.  August  1882 
45  und  46  Vict.  ch.  38  (Settled  Land  Act)  darf  nämlich  der  jodes- 


vollkommneren  (irunddpfiitliuinsvertheilunp  in  Kngland  uud  Schottland  crsclu'iiirn 
die  EuiaiLi  selbst  coiiservativL-n  euglisclien  Tolitikeru  als  eine  die  rasiluMe  l)urcli- 
fUmuilf  der  Bodenreform  wesentlich  erschwerende  Institution,  wie  sehr  sirh  letztere 
auch  von  den  festländischen  Fideicommissen  durch  ihre  grössere  IU'\vi';rIi<'hkeit 
Tortheilbaft  unterscheidet.  —  in  Grussbntauniea  suU  and  zwar  in  irlaiid  etwa  ö/6tel, 
in  England  2/3tel,  in  Schottland  die  HäUte  des  Bodens  mit  Entails  belegt  sein.  Xit 
Recht  macht  Roscher  darauf  aufmerksam,  dass  wenn  unter  den  englischen  Grund- 
eipenthümern  von  mehr  als  1(J()0(X)  Acres  zwei  Prittel  ihre  J^esitzungen  in  11  Graf- 
!>chaften  zerstreut  liegen  haben,  bei  iiinen  selbst  die  Vortheile  der  Selbst residenz 
wegfidlen. 
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maligo  Besitzer  und  Niit/nioss«M*  auf  Lebenszeit  (der  tenant  for 
life)  das  Erbgut  ganz  oder  tbeilweisc  verkaufen  o<ler  vertauschen, 
gemeinschaftliche  Grundstücke  theileu,  Pachtcontracte  über  die 
Dauer  seines  Lebens  hinaus  abschliessen  (mindestens  auf  2 1  Jahre); 
die  VeräusseningserlOse,  welche  den  Stiftungspflegeni  einzuiländigen 
sind,  dfirfen  mit  deren  Zustimmung  zur  Anlage  von  sicheren  Werth- 
papieren,  zum  Ankauf  anderen  Grundeigenthums,  insbesondere 
auch  zu  Meliorationen  Verwendung  finden;  auch  Schuldaufiiahmen 
zu  letzteren  Zwecken  sind  gestattet;  m.  a.  W.  die  Substanz  des 
Stiftungsvermdgens  kann  jederzeit  verftndert  werden  und  nur  der 
Werth  derselben  muss  der  Familie  gesichert  bleiben.  Der  oft 
betonten  tlblen  sittlichen  Einwirkung  der  Entails  auf  den  einen 
bevorzugten  Erben  (den  ftltesten  Sohn)  sucht  man  neuerdings 
dadurch  vorzubeugen,  dass  durch  die  Stiftungsurkunde  dem  jedes- 
maligen Besitzer  und  Nutzniesscr  die  Ik^fugniss  ertheilt  wird, 
unter  seinen  Söhnen  den  ihm  ziu:  Gutsuachfolge  am  geeignetesten 
erscheinenden  auszuwählen. 

2.  Trotz  dieser  ungleich  freieren  Verfassung  des  englischen  Fidei- 
conimissguts  im  Vergleich  zu  den  continentalen  Einrichtungen 
macht  sich  melur  und  mehr  eine  Bewegung  nicht  bloss  nach  völliger 
Beseitigung  der  Entails  geltend,  sondern  auch  nach  Aenderung 
des  englischen  Intestaterbrechts  flberhaupt,  gemftss  welchem  der 
ftlteste  Sohn  das  ganze  unbewegliche  Vermögen  mit  Ausschluss  der 
Geschwister  erbt,  während  nur  das  bewegliche  Vermögen  nach  Abzug 
eines  Drittels  fttr  dieW  ittwe  unter  alle  Erben  gleichgetheilt  wird. 
Da  indess  in  England  die  Sitte  der  testamentarischen  VerfQgung  Aber 
den  Nachlass  ganz  allgemein  yerbreitet  und  die  Verfügungsgewalt 
des  Erblassers  durch  ein  Pflichttheilsrecht  nicht  beschränkt  ist, 
80  darf  man  wohl  zweifeln,  ob  durch  eine  Reform  des  Intestaterb- 
rechts für  sich  allein  eine  w»'sentliclie  Aenderung  gegen  jetzt  in 
absehbarer  Zeit  sich  bemerkbar  inacben  würde  Dies  wäre  wohl 
nur  durcli  eine  Erbrechtsreform  zu  eiT<>ichen,  die  nach  dem  \or- 
bild  der  fran'/.r>sisclien  Gesetzirebunii:  neben  einer  wesentlicluMi 
Einschränkung  der  Testirfreiheit  auf  einen  förmlichen  Parcellirunga- 
zwang  in  Intestaterl)f:lllen  abhöbe,  also  in  der  Art,  dass  jedem 
Erben  das  Hecht  zugestanden  würde,  seinen  Antheü  an  der  fah- 
renden und  liegenden  Habe  im  Stück  zu  verlangen  und  dass  in 
allen  Fällen  gerichtlicher  Theilung  (also  wenn  z.  B.  Mindeijaluige 


*)  Nftsse,  a.  a.  0.,  8.  201  IL 
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▼orhanden  sind)  jedem  Erbberechtigteii  gleichviel  vom  beweglichen 
und  unbeweglichen  Yennögen  zugeschrieben  werden  muss  —  Vor- 
schriften, die  oflfenbar  schon  nach  kurzer  Zeit  auf  den  von  dem 

schützenden  Mantel  des  Fideicommissrechts  nicht  mehr  uiugebenon 
Grossgrimdbesitz  nicht  anders  als  zertrümmernd  wirken  müssten, 
yvie  bald  nacli  Einführunc:  des  neuen  französischen  Civilrechts 
dessen  Sclinpter  ( N  a  p r>  1  »>  o  n )  selber  mit  rflcksichtsbtser  Offenheit 
eingestanden  hat  Eine  solche  revolutionäre  ümirestaltunü:  des 
englischen  Erbrechts  mit  LrleichzeitiG^em  Verbot  der  Entails  würde 
aber  doch  verständigerweise  nur  dann  ins  Auge  zu  fassen  sein, 
wenn  es  nicht  geläni^^e,  das  Ziel:  neben  dem  Grundbesitz  einen 
Stand  mittlerer  und  kleinerer  Landwirthe  neu  zu  schaffen,  auf 
anderem  Wege  ebenfalls  zu  erreichen,  nämlich  auf  demjenigen  der 
inneren  Colonisation  (§  89  ff.).  Dabei  kann,  wo,  wie  in 
England,  die  einseitige  GrundeigenthumsTertheilung  bereits  zu  den 
schwersten  socialen  ÜOssständen  hingeleitet  hat  und  den  inneren 
Frieden  zu  untergraben  droht,  sehr  wohl  die  Frage  naheliegen,  ob 
nicht  selbst  ein  zwangsweises  Vorgehen  in  h<(heren  socialpolitischen 
Btcksicfaten  seine  Bechtfertigung  fönde,  etwa  in  der  Art,  dass 
Theile  des  Grossgnmdbesitzes  gegen  angemessene  Entschädigung 
von  Staatswei^en  entcimiet  und  die  so  erworbenen  (rrundtlachen  in 
entsprechenden  Besitzirrössen  zur  Besiedeluni^  durch  bäuerliche 
Wirthe  ausLieltoten  werden,  ein  Ziel,  das  einzelne  Landrel'ormer  in 
Englaud  in  der  That  anstreben.  (Vgl.  unten  g  93.) 

Anmerkung.  Aus  Vorstehendem  erhellt  wiederum,  wie  bedenklich  ea  auf 
tgrarpolitlBchem  Gebiet  wäre,  die  aus  gewissen  thatsächlichen  Terhiltniiteii  ab- 
geleiteten Schlnssfolgerun^cn  veraUgtmelaeni  oder  K'tztcreu  gar  eine  praktische 
Nutzanwendung  fiir  andere  Staatswesen  gehen  zn  wollen.  In  Deutschland,  wo, 
mit  Ausnahme  ciu^eluur  liebietsthtile  im  Nordusteu,  sowie  iu  deu  beiden  Mecklen- 
binrg,  der  FiddoomadssbeiitB  wegen  seines  verliiltiiissDiisrig  nnbedentenden  Vor« 
koimnens  volkswirthschaftliche  Xachtheile  im  Allgemeinen  nicht  ge/i-itifrt  hat  und 
wo  selbst  in  jenen  Ciegenden  doch  nur  der  kleinere  Theil  des  Gesauuutareals 
ftddeonmiisiaiisch  gebanden  Ist,  würde  nach  Anrieht  selbst  liberalster  VolkswlrUie 
eine  völlige  Beseitigung  des  Instituts  mindestens  keine  zwingende  Nothwen* 
digkeit  sein,  wenn  schon  das  lledürfniss  für  dessen  Forterhaltung  nicht  anerkannt 
werden  kann  und  zahlreiche  Gründe  dafür  sprecheu,  die  Familieutideicommisse 


In  dem  ürief  v.  3.  Juni  1H()()  an  sfhien  Bruder  Josef,  K«»nig  von  Neapel, 
dem  er  als  Mittel  gegen  einen  wideräpeuätigeu  Grossbesitz  empfahl;  ^.KtahlisseK  le 
Code  civil  k  Naples.  Tont  oe  qni  ne  vons  sera  pns  nttache  va  se  detruire  en  pen 
d'ann»'*'?  et  ce  que  vous  voudres  conserver  se  consolidera.  Vinla  le  grand  avantage 
du  Code  civil.  II  consoUde  votre  puissance  puisque  par  lui  tout  ce  qui  n'est 
pas  fideicommis  tombe  et  qnil  ne  roste  plns  de  grandee  maistnis  qne  oellee 
qne  vous  Trigoa  en  fteb.  C*est  ce  qni  m*a  fidt  j/nMiw  nn  code  chrü  et  ni*a  portA 
4  retoblire.*' 
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etwa  im  Sinn  der  englischen  Entails  einer  Uinbildun«;:  zu  unterziehen;  während  in 
(j rossbritauuieu  selbst  couservative  ätimmeu  die  Bindung  des  Grundeigenthums 
ancli  In  der  abfemliwlehten  Form  der  Entails  fOr  dn  MdalwirdiBeliafflichM  Uebel 
erklären,  weil  eben  hier  die  Besitzvertheilung  im  Ganzen  ohnehin  eine  ungleich 
ungünstigere  ist  als  auf  dem  Continent.  Und  wenn  die  Ungesundheit  der 
BeidtsverlUtttiiiMe  in  dem  Inselbereicli  eine  auf  TÖllige  Yerstaatlichnng  d«s 
Grand  und  Bodens  gerichtete  lU  wcprung  ins  Leben  ;rerufeu  hat,  die  in  jener  nielir  als 
sonstwo  einen  fruclitbaren  und  nicht  ganz  unberechtigten  Niihrhodi  ii  findet,  so  fehlt 
es  einer  solchen  Bewegung  gerade  wieder  auf  dem  Continent  im  llxu blick  auf  die  hier 
herrschende  durchsclmittlich  g^ttnstifire  Besitzvertheilnng  an  jeder  Existensberachti- 
gun<r,  und  der  Versiu  b.  durch  eiiii»  p'ekünstelte  Construction  willkührlicher  An- 
nahmen und  Unterstellungen,  auf  welchen  z.  B.  die  deutsche  Landliga- Bewegung 
und  die  Schriften  ihrer  Vertreter  (wie  Flfirseheim's)  benihen,  die  Unterlage  m 
ein  UVIrken  im  Sinn  solcher  Bestrebungen  zu  gewinnen,  mUsste  an  der  völligen 
Verständnisslosigkeit  der  Bewohner  des  tlachen  Landes  für  die  Berechtigunj»-  solcher 
Ziele,  selbst  innerhalb  der  nur  iu  leidlichen  Besitzverhältuisseu  befindlichen  Bruch- 
theilCf  durchaus  scheitern  (vgl.  8.  229  ff.^.  Die  Ablehnung,  welcher  agrarische  Be- 
strebungen mit  berechtijrtein  Keni  niclit  selten  aticli  in  den.  dem  landwirthschaft- 
Uchen  Gewerbe  an  sich  wohlwollenden  Kreisen  begegnen,  ist  sehr  häutig  lediglich 
die  Folge  des  Auftretens  jener  Art  Ton  ^Befofmem**,  die  kritiklos  ftfmdlttnd^be 
Kiurichtmigen  ohne  Weiteres  für  die  heimischen  Verhältnisse  zu  fructiliciren  sich 
anschicken,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  thatsüchlichen  Verhältnisse  und  die 
wirthschaftlichen  Lebensbedingungen  der  Landwirthschaft  in  dem  Ursprungsland 
des  Instituts  irgend  welche  Aehnlichkeit  oder  Verwandtschaft  mit  den  heimischen 
Verhältnissen  haben,  (regen  den  Misshrauch,  der  gerade  iu  neuerer  Zeit  auf  agrar- 
politischem  Gebiet  vielfach  in  Gestalt  solcher  Fructiticirungsbestrebungeu  getrieben 
worden  ist,  ftlr  die  selbst  agrarreehtliehe  Einrichtungen  fernster  Zonen  mit  vw- 
gleichweise  niedriger  Stufe  der  Culturentwicklung  (Indien,  Rumänien  otc."^  her- 
halten müssen  (in  welcher  Beziehung  namentlich  B.  He^'er  das  denkbar  Mögliche 
geleistet  hat),  kann  im  Interesse  der  guten  ^usb»  der  Agrarpolitik  nicht  scharf 
genug  Verwahrung  eingelegt  werden. 

g  SO.  Das  bäuerliche  Fideicommiss  oder  £rbgut 

1.  Die  in  iiielireren  deutschen  Staaten  in  der  Mitte  dieses  .lalir- 
hunderts  unternommenen  Versuche,  eine  dem  FamilienfitltMoonuniss 
ähnliche  Kechtsinstitution  auch  der  bfiuerlichiMi  Bevölkerunir  zu- 
gänglich  zu  maclien,  hieten  zwar,  da  diese  Versuche  gänzlicli  ge- 
scheitert sind,  zunächst  nur  ein  theoretisclu^s  Interesse;  al)er  sie 
sind  einer  näheren  Würdigung  werth,  weil  sie  einen  lehrreichen 
Fingerzeig  abgehen  dafür,  dass  an  sich  wohlgemeinte  Massnahmen 
der  Agrarpolitik  scheitern  müssen,  wenn  sie  ohne  die  genügende 
Bücksichtnahme  auf  die  Volksseele,  d.  h.  auf  die  in  den  betbei- 
ligten  Kreisen  herrsehenden  Anschauungen  und  Empfindungen  unter- 
nommen werden.  Es  stehen  hier  das  bayrische  Gesetz  vom  22.  Febr. 
1855  und  das  hessische  Gesetz  Tom  11.  September  1858  tlber  die 
landwirthschafÜichen  Erbgflter  in  Frage,  Ton  denen  das  erstere  bis 
jetzt  überhaupt  nicht,  das  letztere  nur  in  ganz  wenigen  Fällen  zur 
praktischen  Anwendung  gelangt  ist^). 

V  Kiu  iu  den  Fünfziger  Jahren  auf  ähnlicher  Grundlage  wie  iu  Hessen  und 
Bayern  in  Baden  ausgearbeiteter  Oesetsentwurf,  der  Ton  dem  damaligen  Begierung«> 
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2.  Der  Grundgedanke,  aus  dem  diese  Gesetze  hervorgegangen 
sind:  der  Parcellinmg  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  entgegenzu- 
wirken und  den  bäuerlichen  Besitz  thnnlich  in  der  Familie  zu  er- 
halten —  war  sicher  ein  ebenso  ricbtigir,  als  das  Mittel  zur  Ver- 
wirklichung des  Ziels  als  ein  verfehltes  sich  darstellt,  weil  es 
ItHÜglich  an  die  gute  Einsicht  der  botheiligten  Kreise  appellirte, 
deren  freier  J)ntschliessuiig  die  BenützAing  der  neuen  gesetzlichen 
Einrichtuug  überlassen  blieb.  Nun  setzt  aber  jede  fideicommis- 
sarische  Bindung  des  Eigentbunis  mit  dem  Gefolge  von  Theilungs-, 
Veräusserungs-  und  Verschuldungsverboten  nicht  bloss  einen  hoch- 
entwickelten JTamilionsinn,  der  nicht  nur  an  die  Gegenwart,  son- 
dern auch  an  die  Zukunft  denkt,  sondern  auch  eine  starke  Dosis 
Selbstverleugnung  in  Bezug  auf  die  eigenen  persönlichen  Inter- 
essen voraus,  Eigenschaften,  die  nicht  eben  überall  die  stärkste  Seite 
im  Empfindungsleben  unserer  bäuerlichen  Bevölkerung  sind.  Wer 
immer  mit  dieser  eingehender  verkehrt  hat,  weiss  vielmehr,  dass 
ein  ausgeprägter  Egoismus  und  ein  stark  ausgeprägter  Sinn 
für  wirthschaftliche  üngebundenheit,  vor  Allem  auch  eine  selbst- 
herrliche Unabhängigkeit  gegenflber  den  nächsten  Angehörigen 
in  Angelegenheiten  des  Hauses  und  der  Oekonomie,  wesentliche 
Mcrknuile  des  l)äuerlichen  Charakters  sind;  und  dass  desshalh  von 
vorneherein  jedes,  von  im  Uebrigen  noch  so  tretfenden  (iedanken 
beherrschte  Gesetzgebungswerk  ein  in  der  Luft  scliwebendes  Ge- 
bilde bleiben  nuiss,  welches  darauf  rechiu't,  dass  der  Hauer  frei- 
willig sicli  Einrichtungen  unterwürfe,  die  das  gerade  Gegen- 
theil  solcher  Charaktereigenschaften  zur  unerlässlichen  Voraus- 
setzung haben.  Eechnet  man  noch  mit  der  Schwerfälligkeit  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  und  ihrer  Scheu  vor  schriftliclien  Ab- 
machungen jeder  Art,  zumal  aber  vor  Befassung  mit  Bechtsinstru- 

rath  und  nachniali^fii  .Staat*«iniiiister  Dr.  Turban  in  einem  im  Mafraziu  fiir  badisohe 
Rechtspflege  und  Verwaltung,  Bd.  II,  S.  304  ff.,  Mannheim  Itiöö,  veröffentUcheu 
Avfiwts  einer  seharfen  Kritik  mterzo^m  vmrde,  gelangte  gar  nicht  an  die  Volka- 
Tortretunf;;  ein  ähnliches  Schicksal  ward  einer  im  Kurfürstenthum  Hessen  aus- 
Cfarbritt-rtii  Kesri«'nin{r8Vorla}re  zu  Theil,  indem  diese  nur  die  Zustimmun^r  der 
i.  Kammer,  nicht  aber  auch  diejenijje  der  11.  erliielt.  —  In  Bayern  wurden  hin 
1890  auf  Grund  des  erwähnten  (Gesetzes  8  Erbgüter  mit  einer  Fläche  von  4729  hft 
errichtet:  bäuerliche  GQter  scli'iiK'ii  dies  nicht  zu  sein.  Als  eine  Art  bäuer- 
liche Familienlideicommisse  kann  mau  auch  die  südslavischeu  Uauscommunioueu 
laiehen  —  Zadmga-Oenossensehaften  — ;  denn  die  Hauagenouenschaft  bildet  eine 
juristische  Persun,  die  Immobilien  sind  ein  untheilbares  Eigenthnm  derselben,  über 
weicht'S  kein  Mit^rlied  der  (Jenossensebal't  durch  Selienkuuir  oder  Testament  ver- 
fügen kann,  da  jedes  nur  Niessbrauchsreelit  hat.  0  K'«  ^-^  ^-l  ~  Wegen  fidei« 
eoiunias&hnlicher,  auf  dem  Boden  der  Erbpacht  erwachwner  Institute  in  Kecklen* 
barg  siebe  S.  209. 
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meuten,  so  ist  es  ein  ßtaiinonswprthos  Eroitrniss  nicht,  wenn  es  zu 
briuerlichenFideicommissstiftungen  bis  jetzt  nahezu  nirgends  kaiiif 
wie  übrigens  genaue  Kenner  der  ländlichen  Bevölkerung  (v.  Her- 
mann) mit  richtigem  Blick  Tonusgesehen  haben  und  es  gehört 
keine  grosse  Frophetengahe  dazu,  ein  gleiches  Schicksal  allen  ähn- 
lich gearteten  Bechtsinstituten,  insbesondere  auch  dem  mit  weit- 
gehenden Creditverschrftnkungen  verknflpften  Institut  der  unan- 
greifbaren HeimstAtte,  —  siehe  die  Anmerkung  am  Schloss  — 
anzukündigen. 

3.  Dio  Ausgostaltuiifr  dos  positiven  ])rmerlichen  Fideicommiss- 
rechts  ist  zwar  im  Allü^emciiitMi  in  Anlehnung  an  das  eigentliche 
Fideicommissrecht  erfolgt,  indess  mit  solchen  Abänderungen  im 
Einzelnen,  die  durch  die  specifische  Zweckbestimmung  des  Ge- 
setzes, den  bSuerlichen  Kreisen  zu  dienen,  sich  geboten  endesen. 
Danach  geht  selbstredend  die  Unteigrenze  för  die  Zulassung  eines 
Quts  zum  Erbgutsrecht  auf  das  Maass  Ton  Bauernhöfen  mittlerer 
Grösse  herab  (in  Bayern  Werthminimum  4800  oder  rund  8000  M.« 
in  Hessen  dagegen  15000  Gulden  =  rund  26000  M.);  auch  sind 
die  Formalitäten,  die  bei  einer  Yeräusserung  oder  Schuldbelastung 
des  Erbguts  zu  beachten  sind,  wenn  anders  die  betreffenden 
Kechtsgeschftfte  rechtswirksam  sein  sollen,  einfachere  und  die 
Voraussetzungen,  unter  denen  bei  solchen  Acten  der  Besitzer  sieh 
die  Zustimmung  der  Familienangehörigen  (der  Anwärter  oder  An- 
erben) oder  der  zuständigen  Staatsbehörde  versichern  nmss.  ge- 
statten dem  Besitzer  eine  etwas  freiere  Bewegung,  als  nach  dem 
sonstigen  Fideicommisrecht  der  Fall  ist:  das  bayrische  (jesetz  ermög- 
licht sogar  bis  zu  einem  gewissen  Betrag  die  luiterpfündliche  Schuld- 
belastung des  Guts,  gleichviel  zu  welchem  Zweck,  ohne  Zustimmung 
der  Anwärter  (Art.  6),  räumt  aber  zugleich  die  Zwangsexecution 
des  Erbguts  auch  wegen  anderer,  nicht  auf  dasselbe  eingetragener 
Schulden  ein.  Dass  Individualsuccession  verordnet  ist,  wobei 
Hbrigens  der  Besitzer  seinen  Nachfolger  stets  nur  aus  der  Beihe 
der  zunächst  zur  Erbfolge  berufenen  Personen  wählen  darf  — 
Notherbenrecht  —  ist  die  nöthige  Folgerung  aus  der  auf  imge- 
theilte  Erhaltung  des  Erbguts  gerichteten  Absicht  des  Gesetzes. 

Inwieweit  K  i  n  e  n  g  u  n  ir  e  n  der  V  e  r  s  c  h  u  1  d  u  n  c:  s  f  r  e  i  h  e  i  t 
im  Kreis  der  ländlichen  Bevölkerung  wünschenswerth  und  praktisch 

')  Vgl.  Helfe  rieh,  a.  a.  ü.,  Jahrg.  1854,  S.  137.  Gegen  häuerliche  Fidei- 
comxniflse  auch  Jäger,  a.  s.  0.,  8.  399. 
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durchfUhrbar  sind,  ist  an  einer  späteren  Stelle  (Kapitel  VI)  zu  er- 
örtern; es  darf  aber  jetzt  schon  betont  werden,  dass  gerade  diese 
Beschränkungen  im  Gebiet  des  Oredits  in  Verbindung  mit  den 

Veräiisserungs -  und  Theilungsbescliränkuiii^oii  jedenfalls  ganz  vor- 
zuirsAveise  den  Stein  des  Anstosses  für  den  überluiupt  in  Betracht 
koninuMiden  Theil  des  Bauernstandes  2:el)il(h't  lialtcu.   „Der  ])riuer- 
licbe    Grundbesitzer'*,   raeint  ein   bekannter  Parlamentarier  und 
waniicr  Vertreter  bäuerlicher  Interessen  (v.  Schorlenier-Alst),  „be- 
trachtet sich  als  den  wirklichen  Besitzer  und  Herrn  der  Scholle, 
nbt»r  welche  er,  bei  dem  festen  Willen,  diese  ungetheilt  zu  er- 
halten und  zu  vererben,  doch  äusserlich  freie  Dispositionsbefugniss 
behalten  will."   Und  y.  Miaskowski  sagt  ganz  zutreffend:  „Be- 
sonders abstossend  mflssen  fftr  den  Bauer  diejenigen  Vorschriften 
sein,  welche  die  ausnahmsweise  zugelassene  Ver&usserung,  Zer- 
theilung  und  Verschuldung  der  Erbgüter  an  die  Einwilligung  der 
Erbgutsanwärter  knflpfen.  Denn  durch  diese  seiner  Dispositions- 
fireiheit  auferlegte  Fessel  geräth  der  Bauer  in  Abhängigkeit  Yon 
seinen  Kindern  und  erleidet  seine  für  das  bäuerliche  Leben  so 
wichtige  Autorität  leiclit  eine  Einbusse.  Der  Bauer  wird  aber  nach 
dem  geltenden  Recht  niclit  nur  von  den  Anwärtern,  sondern  auch 
von   dem  Gericht  abhäugig  gemacht  .  .  .  und  diese  Abliängigkeit 
ist  .  .  .  noch  grösser  als  seine  früliere  Abhängigkeit  vom  (Juts- 
herrn."   Auch  kann  man  demsellien  Schriftsteller  darin  beipflichten, 
wenn  er  die  Hauptursaclie  des  Misserfolgs  dieser  bäuerlichen 
Gesetzgebung  in  dem  Umstände  erblickt,  (biss  sie  die  Geltung  des 
«ingiilären  Erbrechts  mit  einer  weitgehenden  Beschränkung  der 
Theilbarkeit,  Veräusserlichkeit  und  Verschuldbarkeit  der  betreffen- 
den Güter  yerkntlpft  und  die  Wirksamkeit  aller  dieser  Bestimmungen 
also  auch  des  singulären  Erbrechts,  von  einem  diesbezüglichen 
speeiellen  Willensact  der  Besitzer  abhängig  gemacht  haben;  denn 
„weil  der  Bauer  der  Beschränkung  der  Dispositionsfreiheit  über 
das  Gut  widerstrebt,  macht  er  auch  keinen  Gebrauch  von  dem 
untrennbar  mit  diesen  Beschränkungen  verknüpften  Recht,  sein 
Gut  nacli  Aiierbein-echt  zu  vererben  '* 

4.  Im  Sinn  der  früheren  Betrachtungen  ist  /.war  die  gesetz- 
liche Untheilbarkeit  von  laiulwirthscliaftlichen  Anwesen  nicht 
grundsätzlich  zu  verwerfen,  aber  ein  unix'dingtes  Be(hirtiiiss  für  eine 
solche  Rechtseinrichtung  doch  nur  unter  ganz  besonderen  Voraus- 

*)  i.  Miaskowski,  a.  u,  0.,  n,  S.  117  und  m  Aelmlicli  Belferiek, 
a.  a.  0^  8.  187.  TgL  auch  die  Uterftrischen  Nachweise  so  8  76  unter  S.  448  IT. 
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Setzungen  anzuerkennen;  und  es  ist  jeden&Us  eine  sehr  Ter- 
sehiedene  Sache,  die  üntheübarkeit,  da  wo  sie  rechtlich  besteht. 
Ms  auf  Weiteres  als  einen  Bestandtheil  des  geltenden  Bechts  an 
eonserriren  eder  aber  sie  nachtrftgUeh  in  Gegenden  wieder  in 

Geltung  zu  setzen,  in  denen  diese  Art  der  Gebundenheit  seit 
lano:er  Zeit  zu  l)ostoli»'ii  aulnohört  hat.  Man  kann  im  Einzelfall 
sehr  wolil  dio  Frage  aufwerfen,  oh  die  Aufhehung  der  gesetzlichen 
IJntheilharkeit  für  Landstriclie  mit  hesonders  unwirthlichom  Cha- 
rakter eine  wohlüberlegte  Maassnalune  war;  al)er  es  ist  fraglos, 
dass  der  Versuch,  das  Institut  auf  dem  Wege  freiwilliger 
Stiftungsacte  innerhalb  bäuerlicher  Kreise  zum  Leben  zurück- 
zurufen, völlig  aussichtslos  ist;  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  die 
Neuschaffung  Ton  Bauernstellen  im  Wege  der  inneren 
Colonisation  handelt,  wo  es  fflglich  gelingen  kann,  den  An- 
siedelungslustigen  unter  den  sonstigen  Bedingungen  der  Ansetzung 
auch  die  der  Untheübarkeit  des  betreffenden  Anwesens  sowie 
sonstiger  Beschränkungen,  z.  B.  im  Gebiet  des  Creditwesens,  auf- 
zuerlegen (siehe  den  folgenden  Abschnitt  unter  §  91  ff.).  Tom 
Standpunkt  der  praktischen  Agrarpolitik  aus,  welche  mit  den  that- 
sftchlichen  Verhältnissen  des  Lebens  rechnet,  kann  daher  allen 
Vorschlftgen  gegenüber,  die  bei  einer  WiedereinfOhrung  der  alten 
Gebundenheit,  zunuil  in  der  schroffsten  Form  Ton  Theilbarkeits- 
und  Verschuldunixsbeschrankungen .  auf  das  f reiwilli i^e  fhit- 
gegenkommen  der  betheiligten  landwirthschaftlichiMi  Kreise  rechnen, 
die  Haltung  lediglich  eine  ablehnende  sein  und  diese  Haltung 
am  allerwenigsten  eine  Aenderung  durcli  den  oft  betonten  Hinweis 
erfahriMi,  dass  es  vor  Allem  darauf  ankomme,  ein  an  sich  gesundes 
Princip  in  der  modernen  Gesetzgebung  wieder  anerkannt  zu  sehen, 
gleichviel  ob  es  in  absehbarer  Zeit  zur  praktisciien  Anwendung 
sich  durchringe;  denn  nichts  ist  mehr  geeignet,  das  Vertrauen 
des  Landvolks  in  die  Gesetzgebungsarbeit  zu  erschüttern,  als  daa 
Bestehen  von  solchen  Gesetzen,  welche,  weil  im  Widerspruch 
mit  den  herrschenden  üeberzeugungen  erlassen,  ein  todter  Buch- 
stabe bleiben. 

Anmerkung,    a)  Unter  den  neueren  literärischen  Versuchen,  einer  Art  fidei- 
commissaiiseher  (^buaaeitlieit  des  binerliehen  GrnndelK«nt1iitmf  dareh  fireiwilUge 

Erklänuif^  des  Omndeigenthümers  wieder  eimrafiUireii,  ist,  neben  der  später  zu  be- 
spn'cliondeii  Hcimstättefrage,  hv\  der  nicht  die  rntlieilbarkeitserkläniug,  sondern 
die  lieschräiikung  der  Verschulduugstriiheit  uud  der  Schutz  vor  Executionen  im 
Vordergrund  steht  (siehe  Kap.  VI),  namentlich  die  „  Denkschrift  über  die  Erbfolg« 
in  lundw.  Güter  und  das  l^rbpUterrccht'*  von  K.  Peyror.  H.  v.  Heimstiitt, 
^Vien  lb84,  zu  erwähnen,  über  das  der  Verfasser  an  anderer  i>telle  (A.  Buchen- 
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berg-er,  Die  Heimstitleftvfe,  Berlin  1891)  referirt  hat;  «s  iit  whr  beselchneiMl^ 

dass  die  Ocsterreichischc  Rogipruii;:  wohl  jenoii  Tlieil  der  Peyrt'r'srhcn  Vorschläge, 
weiche  auf  Schaffuug  «inps  kralt  Gesetzes  wirksamen  lutcstat-Auerbenrechts 
absielten,  näher  Terfolprte  (Gesetz  vom  1.  April  1889),  dag(>fren  die  auf  Schaffung 
eines  Erbgüterrecht  s  ^n  rit  hteten,  welohef  wie  die  Motive su  diesem  Gesetz  bemerken, 
„bei  den  amtlichen  Erln'l)uii;^»'n  kcineswep's  Zustiinmnnfr  crefundeu  haben'*,  nicht 
weiter  verlolgt  hat.  Dasselbe  Sclücküal  theilteu  die  von  Lorenz  v.  ijteiu  in  dem 
Outttchten:  ^Bmumigut  und  HuÜBiifeeht*,  Stottfarl  1882  niedergelegten,  derselben 

Reirieruii'r   unterbreiteten    Vorsrhläfre,    deren    Schwerpunkt    ührifrens    neben  den 
^forderten  gesetzlichen  Anerbenrecht  mit  Untheilbarkeit  auf  einer  Zwaugscredit* 
org^nnisation  der  unter  dem  Hufenrecht  stehenden  Grundbesitzer  beruht  und  welche 
noch  insollBni  Interesse  bieten,  als  Stein  in  dem  (iefühl,  auf  freimlligem  Weg 
würden  nur  wein'tre  Landwirthe  von  dem  ^Huferedit'*  (ielnaucli  machen  wollen,  die 
allmähliche  Uebertukrong  einer  grösseren  Anzahl  Bauerustelleu  unter  das  neue 
HaliBBrecht  dadurch  m  erreichen  eich  bemflht,  dass  jedes,  snr  Zwangsvollstrecicung 
^elanirende  Anwesen  ipso  jure  dem  „Huferecht''  verfallt;  eine  Onlnunfr.  die  also, 
um  in  absehbarer  Zeit  zum  Ziel  zu  führen,  eine  weitgidiende  Uulebeusttihigkeit  der 
derzeitigen  landwirthschafllichen  Anwesens-Besitzer  zur  Voraussetzung  hätte,  deren 
Vorhandensein  glücklicherweise  nir«n'iids  nachweisbar  ist;  beträj;t  doch  /..  h.  die 
Zahl   der  in»  .lahr  1889  in  Baden  zur  Zwaji;,'svollstreckung  ^'elaiiirten  laudwirth- 
«chattUcheu  Auwesen  von  mehr  als  3  ha  nur  U8  mit  714  ha  Flache  0,12"/« 
der  gesammten  in  Betracht  kommenden  Fliehe  und  sind  es  hier  wie  anderwirts 
vorvvieirend  die  luhahcr  kleinster  Stellen  (unter  1  ha\   auf  welche  der  grösste 
Procentsatz  der  Zwaugsvullstreckungen  entfällt  (  in   Ihideu  188Ü:  45,8  "/o  aller). 
Wäre  aber  der  Bauemstand  erst  einmal  so  „verlumpt",  dass  die  Mehrzahl  seiner 
Angehörigen  in  verhältnissmässig  absehbarer  Zeit  der  Zwangsvollstreckiuig  Ter* 
fielen,  so  ^^'ürde  schwer  einznselien  sein,  wie  bei  solcher  »Sachlufre  die  rein  ;iu<<er- 
liche  Ordnung  des  Besitz-,  Erb-  uud  Schuldrechts,  welche  die  Meuschcu  doch  uicht 
ohne  Weiteres  wirthschafilich  und  moralisch  mnangestalten  Termag,  Abhilfe  bringen 
kSnnte.  — 

b)  Es  soll  im  Uebrigon  gar  uicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  mit 
einem  zwangsweise  eingeführten  Erbgutrecht  mit  der  Zeit  die  bäuerliche  Be- 
völkening  sich  vielleicht  ebenso  befreunden  würde,  wie  dies  mit  den  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  zwangsweise  verordneten  Untheilbarkeits-  und  Anerbenrechts -Vor- 
schriften der  Fall  gewesen  ist,  die,  nach  ihrer  Aufiiebuug  in  diesem  Jahrhundert, 
selbst  in  den  Gegenden  der  fränkischen  Besiedelung  gewohnheitsrechtlich  (als 
freiwilli;?  {geübtes  Anerbeurecht)  bis  heute  sich  erhaltt-n  haben  i  so  vereinzelt  im 
fränkischen  Baulaude);  aber  es  ist  etwas  (irundverschiedeues,  ein  Zwaugserbgiiter- 
recht  im  Zeitalter  des  aufgeklärten  Despotismus  und  des  eudimonistischen  Poliaei' 
Staates  von  oben  her  sn  decretiren,  oder  aber  seine  Einführung  im  Svstem  con- 
stitutioneller  Verfassnn«;  zu  erstreben,  d.  h.  unter  Mitwirkun«:  der  Volksvertretung, 
die,  weun  nicht  Alles  täuscht,  in  den  wenigsten  Staaten  in  absehbarer  Zeit  geneigt 
sich  seigen  dilrfte,  an  solchen  „Neuerungen'*  die  „rettende**  Hand  zu  bieten.  Der 
Beweis  der  strikten  N(>thwendi;rkeit  der  Rückbildnnfr  des  Agrarnchts  im 
Sinne  obiger  Vorschlage  wiire  überhaujit  noch  zu  liefern  uud  es  ist  jedenfalls 
beachtenswert h,  was  Schäffle  i  Incorporation  des  Hypothekarcredits,  1883)  ausführt: 
pEs  handelt  sich  darum,  das  bestehende  Recht  über  Verpfändung,  Veräusserung 
nnd  VererbunjL'  in  einer  Weise  fortzubilden,  welche  allen  (Grundbesitz,  vor 
Allem  den  kleineu,  auch  fiir  besondere  Eutwickluugskrisen  vi-iderstandsfäliiger 
macht.  Wir  sagen  aber  wohlbedacht:  fortbilden!  Die  (allgemeine)  WledereinfUhrung 

untheilbarer  oder  uur  unter  obriirkeitlicher  (ienehmit^uni?  theilbarer  Krb  -  und 
Familiengüter  .  .  .,  d.  h.  Kückbilduugeu  zu  abgelebtem  Agrarrecht  wäre 
so  schädlich,  als  sie  glücklicher  Weise  unmöglich  sind^  (S.  2).  Und  weiter:  „Ich 
bin  übersengt,  dass  man  ohne  allen  Rückfall  in  abgelebte  Formen  und  ohne  Ein- 
schränkungen der  Verätisseningsfreiheit  zu  einer  Ordnunjr  des  Airrarbesit/-.  Airrar- 
eredit-  uud  Agrarcoucursrechts  gelangen  kauu,  welche  deu  Bauerustaud  zu  crhalteu 
md  fBr  den  Wacher  tmaugänglich  zu  machen  geeignet  ist**  (8.  61.  Und  ebenda: 
„In  dem  Gedanken  der  Einführung  unbeschräukter  Freiheit  zur  BiUlmi;:  von  bäuer- 
lichen Familienfideicommissen,  unter  dem  Namen  „Erbgut"  oder  „Heimstätte^,  erreicht 
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der  Iiidiviflualismus  für  das  nprarpolitische  (iebiet  seinen  Culminatinnspunkt  

Aiü"  der  Eutwicklunfrsstufe.  die  wir  erreicht  haben,  es  in  das  Belieben  des  Besitzer» 
einer  bestiuimteu  (ieneratiuu  zu  stellen,  welcher  BesitzzQSHromeuschlu&si  liir  die 
grause  Znkiuift  oder  auch  nur  für  eine  län^re  Zeit  gelten  soll,  bleibt  mitar  alles 
Umstünden  unzulässig.  Eine  pröbere  I'ntenirdnunf^  des  (jeselNihaftsinteresses  nnter 
die  hoaveräuität  der  Launen,  Begierden  und  Anüchauungeu  vergänglicher  Individuen, 
extremerer  Liberalisnras  liest  eich  nicht  denken  . . .  Verhindeninir  ^  Brivfiber- 
schuldunpr  und  der  Bodenzersplittenm^  ist  nun  zwar  ein  bedeutendes  geielladiaft» 
liebes  Interesse,  aber  das  untheilbare  Bauerufi^ut  ist  ein  unfreei ?nete» 
Mittel  zum  Zweck.  I>as  viel  bessere  Mittel  ist  die  mittelbare  uud  umnittelbaia 
Yerhindening  der  Hrbüberäclinldimg  lowie  der  Zersplitteniup  durch  Incorporation, 
welche  jenes  Gesellschaft  liehe  Interesse  befriedij^t,  tÜr  weldies  dif  ^reset/.licli  oder 
testaueutarisch  verlugte  Untheilbarkeit  bäuerlicher  Familieugüter,  der  Bcätütongs- 
KWBnf;  und  dergleichen  lingst  Töllig  nntangÜche  nnd  gemeinschidliche  SGttel  ge> 
worden  sind.*  —  In  Kap.  VI  wird  sich,  wie  er^vähnt,  Gelegenheit  bieten,  anf  diesen 
(ü'peustand,  insbesondere  auf  die  Frage  des  üeimstätterechts,  nochmals  cing<dieBd 
zurückzukommen. 
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desselben. 

Vorbemerkung. 

Die  iKulistehende  Darstcllunp'  deckt  sich  im  'NVesentlirlien  tnif  diu  Ausicliteii, 
welche  der  Verlasser  s.  Z.  im  IV.  Band  der  Badischen  laudwirthschaltlieken  Er- 
hebungen, S.  19  ff.,  ferner  In  dem  für  den  Verein  ftlr  Socialpolitik  anf  der  Ter* 
Sammlung  October  1884  erstatteten  Keferat;  im  Dentseheu  LandwirthschaiUratk 
Frühjahr  1884  (Archiv  d.  d.  Landwirthschaftsraths  von  1884,  S.  288  ff.l  ferner  in 
dem  Aufsatz  in  „ Bäuerliche  Zustände''  (III.  Bd.,  S.  299  S.)  uud  iu  der  Schrift: 
,,Beitrige  snr  landwirthschaftlichen  Frage  der  Gegenwart**,  1887,  Abschnitt  S 
niedertrelefTt  hat:  er  hftlt  danach  ein  Aiierlxurt  i  lit  mir  fiir  bi  ilingt  rftthlich  und 
zweekmäüsig,  ist  also  gegen  eine  principale  Ordnung  des  Erbrecht«  in  Landgüter 
auf  der  Grundlage  des  Anerbenrechts,  wie  sie  in  den  80er  Jahren  verKchiedentlich 
gefordert  wurde.  —  Ks  würde  im  üebrigen  den  Kähmen  dieser  Arbeit  weit  über- 
schreiten, wenn  auf  die  Ein/.ellieiten  im  „Für  und  W  i  d  i- r  das  A  n  e  r  b  e  nreeli  t  *, 
wie  sie  in  der  gerade  über  diesen  (.iegeustaud  uiaä.seuhait  autgehäuften  Literatur 
enm  Ausdruck  gekommen  sind,  eingehender  eingegangen  werden  wollte;  es  kaoa 
auch  um  so  eher  darauf  verzichtet  werden,  als  eine  sehr  sorgfiiltige  Analvse  di-i 
älteren  und  des  neuzeitlichen  Anerbenrechtü  durch  v.  Miaskowski  in  seiner  gn^ssen 
monographischen,  bereits  mehrfach  citirten  Arbeit  „Das  Erbrecht  etc.**,  1882. 
gep'ben  worden  ist  (im  II.  Bd.,  S.  132  ff.),  an  welche  Darstellung  die  Ausführunp-n 
im  Text  mehrfaeh  anknüpfen.  Hii  Kau  ist,  entsprecliend  dt'r  ihn  noch  Ik- 
herrschendeu  individualistischen  lüchtuug  der  älteren  Doctrin,  eine  richtige  WürUigmig 
der  Materie  noch  an  vermissen,  wie  es  sich  bei  ihm  im  Grossen  nnd  Ganaen  übe^ 
baupt  nur  um  die  f!e;rensa(/(<  von  rntheilbarkeit  und  Freitheil!»arkeit  handelt,  die 
Möglichkeit  der  Hc'rbeiführung  factischer  Untheilbarkeit  durch  eine  bestimmte  Art 
des  bäuerlichen  Erbrechts  aber  gar  nicht  ins  Au^'e  «refasst  wird.  —  Bei  Koscher 
dagegen,  der  an  sich  ein  grundsätzlicher  Freund  der  Mobilisimng  ist,  tritt  eine 
sehr  vorurtheilsfreie  Würdi^nm^r  der  neuen  Anerbeurechtsgesetze  zu  Tatre.  in  den«'«, 
wie  er  &&gt,  iu  praktisch  wohlthätiger  Weise  ^die  Grundüätze  indi\'idueller  Freiheit 
und  landwirthschaftUcher  Guts*  nnd  Familienerhaltnng"  verschmolaen  sind  und  ia 
wcMk  r  »T  daher  den  „Anfang  eines  modernen  Landwirthsrbaftsrechts  erblickt,  dss 
zwar  für  sich  allein  noch  nicht  hinreicht  zur  Wiederherstellung  eines  schon  ver- 
lumpten Bauemthuuis,  aber  ein  noch  gesundes,  nur  gefiilirdetes  Bauemthum  »U 
nothwendige  Unterlage  jeder  wahren  Freiheit  und  Ordnung  im  Volk  sehr  wohl 
schfitaen  kann"  (§  148  a);  noch  näher  ansgefOhrt  in  dem  schönen  Aoftata  in 
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Septemberliefl  in  ^Nord  und  Sfid",  Jahrgang  18fö.  —  Fflr  eine  Befimn  des  blaer- 
HcÄen  Erbrechts,  sei  es  in  der  Form  der  Höferolle  (I'reuss.  System),  sei  es  als 
directes  Intestat^inerbenrecht  (Oesterr.  System)  sind  von  Schriltstellem  namentlich 
Conrad,  Gierke,  Helferich,  v.  Inama-Stemegg,  Marchet,  Koscher,  SchmuUer,  L.  v.  Stein, 
Freih.  v.  Vogelsang,  von  bekannteren  Parlamoiiturieni  hv/Aw  Staatsbeamten  Miqnel, 
Nohbe,  V.  Hainnu'rsti'in-Loxt4'n,  Somhart.  v.  Krffa,  v.  Wedell-Malchow.  Thiel  etc.  oin- 
l^ctreteu.  2iähere  iiterärische  Verweisungen  in  den  Anmerkungen  zum  Text;  vgl. 
ftbrigens  Msaer  der  allginneinen  Literatnrüberaicht  xn  §  65  die  Yorbemerknn^  m  %  75. 
Aus  den  oben  erwälmtcu  Verliandluiipen  im  Verein  für  Siicialpolitik  und  im  Deutschen 
Landwirthschaftsrath  ist  auf  die  Referate  von  v,  Miaskowski,  Conrad,  liuchen- 
bergcrund  auf  jene  des  Freiherrn  ('t't t o- Reichertshausen  sowie  v.  Wedell- 
Malchow  hinzuweisen;  bemerkenswert  he  Keduer  in  den  Verhandlnnfi-i'U  des  er- 
wähnten Vereins  1H,S"J  waren:  (ieffken,  Sombart,  Miquel,  Thiel,  Schulze;  1884: 
:)chulze,  v.  Hövel,  Tliiel,  Miquel,  Sombart,  Meitzen  and  Nasse;  im  Deutscheu  Land- 
wirthschaftsnth  1886:  t.  Hammentein^Loxten;  1884:  Adami,  BOrrtenbinder,  Knaners, 
Nobbe,  V.  Hammerstein -Loxten,  Hövel. 

TAue  eifrenartiyo  Stellun<r  zu   der  Aiierl)eiireclifsbewejnuifr  nimmt  Schäffle 
ein,  der  diese  zwar  nicht  gänzlich  verwirft,  aber  doch  ohne  eine  gleichzeitige 
Beform  des  Credit»  nnd  yerschuldnngsrecbts  fBr  nnwirksam,  ja  schidlich  erachtet. 
^D«s  Anerbenrecht **  sagt  dieser  Schriftsteller  (die  Incorporation  des  Hypothekar- 
ereditsi  „als  ein  (it»li;,'ates  lutestaterbrerht  und  die  Ausseliliessun^  alles  Pttichttheils- 
rechts  scheinen  Mittel  zu  sein,   weUlie  mindestens   der  Vorwurf  triflt,  dass  sie  in 
wirksamer  Form  nicht  ganz  nnschädlich  nnd  in  unschädlicher  Form  nicht  durch- 
greifend wirksam  sind."  (a.  a.  ()..  S.  2.;    Ks  liat  „einen  vollen  Sinn  nur,  wenn  das  (int 
ans  keiner  Osaehe  in  Ueberschulduug  gerathen  kann'*  .  .  .  aber  gerade  die  jetzige 
Ueberschnldung  „führt  xnr  ParceUimng  im  We^e  der  NatoraltheOung.  Dem  über- 
schuldeten Krblasser  war  Ansparung  nicht  möjrlicli;  Abfindung  der  Erben,  nament- 
lich  der  Töchter,  in  (ield  ist   desshalb   nicht   ausführbar;   frerade   nm<rekehrt  bei 
Ausschliessung  aller  unwirthschaftliclien  Verschuldung:  Väter  und  Kinder  köuueu 
nnd  wollen  dann  mehr  sparen,  können  daher  besser  abfinden  und  sich  auseinander» 
setzen"  .  .  .    „Kine  Hauptursache  der  Hodenzersplitterunp:  ist  die  jirnlrtarische  Volks- 
zuuahme*'  und  würde  „die  Nichtüberschuldbarkeit  (auch^  dieser  Quelle  des  Lehels 
begegnen*  . . .  „Wenn  man  anf  Credit  nicht  Gmndbesitz  erwerben  kann,  wird  man 
vorher  sparen,  später  und  vorsichtiger  heirathen"  (a.  a.  ().,  S.  47  ff.»,  „l'eberschuldung 
und  Zersplitteruujr  stellt  sich  nieht  bloss  als  Foltre  der  Erbabtinduug  ein",  s«mdem 
auch  „im  Wege  des  freihändigen  Verkehrs,  in  Fol^re  der  l'eberzahluugeu  aus  Land- 
hunger der  kleinen  Leute,  in  Folge  leichtfertiger  Wirtlischaft,  Misswachs,  Elementar« 
und    Familienjinglück,   Umstrickiinfr  durch  Wucher.    Diesen  ['rsaehoi  agrarischen 
KotUstandes  kann  das  Auerbeurecht  nicht  einmal  für  die  Bauerngüter  wehreu.  Lrst 
als  «weite  Schranke  der  Yerschnldung  nnd  der  Bodenzersplittemng  nnd  als  beson« 
deres  Mittel  der  Erhaltung  des  Grundbesitzes  bei  den  Rauerntamilien  kann  neben 
der  ("reditincorpctration  auch  das  Anerbenrecht  sehr  v(»rtiieilliart  wirken",  (a.  a.  0,, 
S.  109.1  Und  encili«  h:  „Das  rumische  Krbrecht  begünstigt  ohne  alleu  Zweifel  die  rasche 
Bewegung  des  (imndbesitzes  cum  tüchtigsten  Wirth  nnd  snr  werthToUsten  Cnltnrartf 
also  die  volkswirtlischaftlieli  vnrtlieilliaftestc  l{(»denbennf/.uii;r :  das  eben  bat  unsere 
Laudwirthschaft  gegenüber  überlegener  Bctriebsiunkeit  der  Kolunialbaueru  uüthig  . . . 
Das  gesellschaftliche  Interesse  verlangt  heute  nicht  mehr  nnnnterbrechbaren  Ueber> 
gang  der  Güter  an  die  Kindes-  und  Kindeskinder  des  Hans  oder  des  Peter,  soudern 
an  die  tüchtigsten  .  .  .  Selbstbew  irtlischafter ,   ohne  dass   die>e   sicli  iilterseliulden 
können.     Nicht  erbliche  Bauernlan»ilien,    sondern   bctriebsume  unuberschuidbare 
Baneni  mOssen  gesichert  werden.*   (S.  104.) 

Die  von  dem  Verfasser  dieses  Handbuchs  vertretene  Ansicht  nähert  sich  der 
Schäffle'schen  insoweit,  als  er  ein  Anerbenreclit,  selbst  bei  vi)rsirliti<_'-er  Gestaltung 
der  Gutstaxebestimmungeu  in  den  meist  kapitularmeu  bauerliclieu  Kreiseu  ohne  eine 
ausreichende  Oripiaisation  des  Credit'  nnd  Yersichemngswesens  ebenfalls  für  gefahr- 
TOll  erachtet. 

Eine  ganz  einseitige  Beortheilung  lässt  A.  Menger  der  Anerbenrechtsfrage  zu 
Theil  werden;  diesem  Sohrifiatelter,  welchem  alle  Fni|^  auf  die  O^^entötae  von 
BedtBeBden  nnd  BedtalosMi  sich  xnspitaen  und  für  den  das  Wort  von  List,  dass  es 
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neben  ^Kapitänen  auch  Matrosen  und  SchifFsjunpen"  geben  müsse,  eine  berechtiget« 
BedeutunfT  nicht  zu  haben  scheint,  ist  eine  auf  den  Grundsatz  der  Individualsucce'i'iinn 
aufgebaute  Erbrechtsorduung  („zwangsweise  Erbvereinigung*^),  welche  die  £rhahung- 
dM  FaadHenbMitMi  uitrehl,  grandiKlBlieh  ein  ChrftiMl;  daher  denn  in  eeiaen  Ang&a 
nicht  bloss  das  Pidfiicommiss-,  sondern  auch  das  vic\  harmlosere  Anerben  recht 
n aristokratische  Tendensen'"  verfolgt|  dazu  bestimmt,  dass  die  übrigen  IQuder 
^Proletftrier  werden  od«r  doch  wcBiKitene  in  liefere  Krrise  der  Geeellechaft  hionb- 
siuken".  Das  moderne  Anerbenrecht  ist  ihm  lediglich  „ein  Rechtsinstitut^  welches  den 
Familienepoismus  der  ländlichen  Hevölkerunpr  tmd  ihre  Sehen  vor  der  En-ichtiiiif^ 
letatwilliiiper  Vertilgungen  dazu  benutzt,  um  unter  Aufrechterhaliuui;  der  Verkehrs- 
ftcihelt  in  Ansehung  der  BanMvgttter  die  wesentlichen  Wirkungen  des  Krbvereinigunge> 
»•rang'S  herbei/ntTihren  ....  MaJi  will  diesem  Wege)  in  jedem  Stande  einer 
Gmppe  vuu  begünstigten  l'ersouen  ein  Gedeck  au  dem  grossen  Bankett  der  Natur 
sieherBtellen,  ohne  in  bemerken,  dnsi  die  weit  fibenriegcnde  Mehmhl  an  der 
Thüre  des  Bankettsaales  vergebens  um  Eiulass  pocht".  (A. Henger  in  Brann's  Archiv, 
Bd.  III,  8.  57.)  Welche  Vcrkennuiitr  des  wahren  Verlaufs  der  Erbabtindungen  im 
(iebiete  des  Anerbenrechts  und  der  Aul^^abeziele,  die  letzteres  sich  stellt;  aber  auch 
welche  Verkeunun^^  des  Weiena  nnd  der  Bedürfnisse  des  Landwirthschafiabetriebs ! 
Die  Verwirklichung  dessen,  was  Menger  zu  fordern  scheint,  würde,  im  Gebiete 
des  Landhaus  wenigstens,  lediglich  auf  eine  Proletarisirung  Aller  hinauslaufen, 
WM  wohl  «ndl  fSr  die  Annen  uid  Enterbten  Tim  hentxntage  gende  keine  beiondera 
eistrebeniwerthe  Aendening  nnserer  Oeiellsehafiifndnuttg  in  dch  schlSeie. 

Eine  wesentlich  andere  Beuitheilung  als  dem  Torsiehend  ge- 
sebilderten  Erbgutsrecht  gebflhrt  jener  Gesetzgebung,  welche,  ohne 
mit  weitgehenden  Beschränkungen  der  Yerfagungsfireiheit  Uber  die 
Substanz  des  Guts  verbunden  zu  sein,  die  ungetheilte  Ver- 
erbung der  Bauerngflter  an  einen  Erben  (den  Anerben) 
durch  ein  dementsprechend  gestaltetes  Intestat-Erbrecht 
herbeizuführen  trachtet.  Diese  Gesetzgebiuifr,  die  dem  letzten 
Drittel  des  Jahrhunderts  aniroliört,  knüpft  zwar  an  dio  ältere  recht- 
lirho  Ge])andenheit  der  liaiu-niLrüter,  wie  sie  sich  auf  Grund  des 
H«tfr»H  lits  im  Mittelalter  und  seit  dem  lü.  Jahrlmndert  auf  Gnnul 
von  Vt'rordnunüon  des  Landesherren  ,.im  Interesse  der  Erhaltunjj 
der  Prästationsfälligkeit  dos  Hauernstands"  entwickelt  hat,  an  :  sie 
Iiat  aber  das  ältere  Recht  in  einer  den  neuzeitlichen  Auschauuugea 
und  der  freieren  Wirthschaftsverfassung  entsprechenden  Weise  um- 
gestaltot.  so  dass  Ton  einer  Gebundenheit  der  unter  dieses  Becht 
fallenden  Anwesen  niur  noch  sehr  bedingt  gesprochen  werden  kann. 
Auch  kann  man  sagen,  dass  diese  Gesetzgebung  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  nirgends  ein  ihr  fremdartiges  Becht  auftunöthigen 
sich  bestrebt,  vielmehr,  an  bestehende  Sitten  und  Gewohnheiten 
anknflpfend,  lediglich  den  Zweck  verfolgt,  einer  von  der  landwirth- 
schaftlichen  Bevölkerung  (trotz  der  Sprengung  der  Fesseln  der 
alten  Grundbesitzverfassung  und  trotz  des  siegreichen  Vordringens 
der  gemeinrechtlichen  Erbtheilungsvorscliriften)  mit  Zähigkeit  fest- 
gehaltenen Vererbungöweise  durch  eine  rechtliche  ^Jormiruug  einen 
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festen  Rückhalt  zu  ixebt'ii  und  jene  vor  dem  Schieksal  des  schliess- 
lirhen  Verfalls  zu  bemerken.  ^lan  hat  zu  Gunsten  »dner  solchen  Ge- 
setzgebung geltend  gemacht,  dass  wenn  auch  eine  Kückkelir  zu  der 
alten  Geschlossenheit  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  we<ler  noth- 
wendig,  noch  angängig  sei,  doch  auch  keine  Veranlassung  dafür 
vorliege,  den  Zertheüunizsprocess  im  Grund  und  Hoden  geradezu 
zu  begünstigen,  dass  vielmehr  weithin  im  Hinblick  auf  die  ge- 
gebenenBewirthschaftungsmöglichkeiten  ein  Zusammenhalten  der  vor- 
handenen Besitieinheiten  im  Erbgang  als  erstrebenswerth  erscheine ; 
und  dass  es  nicht  minder  aus  mancherlei  Gründen  vortheilhaft  sei, 
wenn  der  bäuerliche  Besitz,  statt  einem  raschen  Besitzwechsel  zu 
unterliegen,  in  der  Familie  sich  generationsweise  fortvererbe,  weil 
von  dem  hierdurch  in  dem  Bauemstand  erzeugten  Gefühl  der  Stetig- 
keit dessen  Anhänglichkeit  nicht  bloss  an  die  Ortliche  Scholle,  son- 
dern an  den  staatlichen  Verband  überhaupt  wesentlich  mit  bedingt 
sei Auch  diejenigen,  welche  der  Gebundenheit  des  Gnmdeigen- 
thums  grundsätzlich  entgegen  sind,  werden  gerne  einräumen,  dass 
es  alü  eine  Pflicht  des  Staats  sicji  darstelle,  eine  in  der  Hechts- 


'i  Vgl.  hiezu  die  schönen  Wurti'  von  Schmoller  fin  Thiel's  Jahrh.  1882, 
S.  622  ft"..i:  „üesetze,  die  im  Widerspruch  mit  SiUc  und  Volksgetühl  etwas  er- 
zwingen wollten,  um  unverschuldete  («üter  zn  erhalten,  gind  ebenso  undenkbar,  als 
die  V*?rbreitini'^'  von  Iiisfitulioiien ,  wie  die  enr;lischen  Settlenietits,  in  Deutschland 
schwierig  wären.  Fideicommisse  und  Settlements  üiud  mechauiüche  Anord- 
die  das  indiTidnelle  Bechtsgef&hl  Terletsen.  Anch  hier  liegt  die  Stellung 
nicht  im  Rückwärtspreifen,  sondern  in  kühnem  Fortschritt  zu  den  Institutionen  der 
Zukunft  .  .  .  Die  Familie  des  Mittelalters  mit  ihrem  clanhaften  (lesehlechtsgefühl 
existirt  nicht  mehr,  die  Institute,  welche  sie  erhalteu  wollen,  sind  ein  Anachronismus 
in  unserer  Zeit;  aber  es  wird  ewijr  für  die  enj,''ere  Funiilie  der  Kinder  und  Ge- 
schwister ein  >ittlich('s  Hedürfniss  bleiben.  (l:i>s  (las  luiliir»'  Feuer  auf  dein  Hfirdo 
de«  Eltemhauiieü  nicht  erlöüche ;  es  bleibt  im  mrthächatllicheu  lateresse  der  ganzen 
yatioo  Ton  Wichtigkeit,  dass  möglichst  viele  wirthschaftliche  Unternehmiuigen 
directe  Fortsetz  nn^'cn  viiter  lieber  fJeschäfte  seien,  daiiiit  die  geschäft- 
lichen Traditionen  nicht  abbrechen,  die  Verluste,  Feblghti'e,  Kiuhchtuugs-  und  Au« 
fangskosten,  die  keinem  neuen  («eschäfte  erspart  werden,  möglichst  eingeschrMnkt 
weidoi.  Also  vom  sittlichen  nnd  vom  wlrthschaftlichen  Standpunkt  ist  es  heute 
wie  vor  hundert  und  wie  vor  tan>end  Jahren  aufs  drin<,'endste  erwnnsi'lit.  <lass 
ein  Sohn  und  nicht  ein  Fremder  den  Bauernhof  und  das  herrschaft- 
liche Gut  übernehme,  dMS  in  dieser  Weise  die  Otiter  in  der  Familie  bleiben. 
Aber  es  muss  t^eschehen  in  individualisirender  Weise,  auf  (Jrund  einer  den 
üebemelunenden  begünstigendeu  Kechu»haudlun<r,  sei  es  nun  eine  Gutsübergabe 
unter  Lebenden,  ein  Testament  oder  die  Eintragung  in  eine  Höferolle. Wobei  — 
wie  hier  eingeschaltet  sein  möge  -  allerdings  das  Verlangen  zu  stellen  ist,  dass 
ein  solches  Sondererbrei-ht  für  Ihiueragüter  in  der  lUxliränkung  der  Verfiigungs- 
freiheit  des  Besitzers  nicht  weiter  gehe,  als  der  Zweck  erfordert,  m.  a.  W.,  «hiss  das 
stvBBge  Anerbenrecht  der  ftlteren  Zeit  mit  seinem  absoluten  Charakter  in  ein  solches 
nH  snbsidärem  Cliarakter  umgewandelt  werde,  weh  lies  also  nur  da  Platz  greift, 
wo  der  J^blasser  unter  Lebenden  oder  aul  deu  Todesfall  etwas  Anderes  nicht  ver- 
fitgt  hat  (Intestatanerbenrecht).  —  Gegen  jeden  geueralisirendeii  Zwang  im  Gebiet 
des  biuerliclieB  Erbrechts  hat  sich  wiederholt  anch  der  Parlamentarier  Freiherr 
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Überzeugung  der  Landbevölkerung  wurzelnde  Erbrochtssitte,  auch 
wenn  sie  in  die  Schablone  des  «reineinen  Rechts  sich  niclit  fficrt, 
nicht  schlechtliiii  i»reis'/iicreben.  sonch'rn  seine  (iesctz'j^t'luuiü:  jener 
auf  wirthschaftlichüii  Erwägiuigeu  beruheudou  Kechtöüberzeuguug 
auzupassen. 

Nach  V.  Miaskowski  war  eiu  gesetzliches  Intestatanerbeurecht  im  Jahre 
1870  noch  in  Schleswig- Holstein,  den  bdden  Mecklenburg,  Oldenburg,  Hamburg, 
liremen,  Lübeck.  IIiuiTiovcr,  Hraunscliwciff ,  einer  An/alil  tJiüriii<risrlicr  Staaten, 
vereinzelt  auch  im  äiideu,  noch  xu  Hecht  bestehend ;  im  Uebrigcu  aber  das  gemeine 
Erbrecht  oder  diesem  verwandte  Brbrechtsnormen  in  Geltung,  gegen  welches  aber 
die  binerlicho  Bevölkerung  Welfach,  so  in  den  meisten  Preussischcn  Provinaen, 
wenn  auch  nicht  ülterall  {rlcichmiissipr  stark ,  ferner  in  einzelnen  Theilen  von 
iia^ern,  Württemberg  und  Baden  durch  Gutsübergabe  vertrage  (Kindskäule, 
Ansgedings-,  Auszugs-,  Lelbgedingsyertrige),  seltener  durch  testanentaritche  Yer- 
filfriinfren  iTfolgrcich  roagirte;  ebenso  in  einem  grossen  Tlieil  von  Oesterreich, 
trotz  der  durch  da.s  Keichsgesotz  vom  21.  November  lütiS  mit  Auauahme  von  Tjrrol 
erfolgten  Aufhebung  des  „ Bestiftungszwangs"  (d.  h.  der  alten  TheÜbailEeita- 
beschränknn^Mi)  und  der  bis  dahin  geltenden  singuliiren  bäuerlichen  Erbfolge  sn 
Gunsten  der  Intestaterbfolge  des  Allgem.  BürgerL  Gesetabuchs. 

Wegen  der  gr  u  n  d  s  ä  tz  1  i  cii  e  n  Berechtigung  (Uiies  An- 
erbenreclits  ist  auf  die  Betrachtungen  in  §  7(),  Zitier  5  (S.  4 15  ff.) 
zu  verweisen;  hier  kann  es  genügen,  einige  gegen  eine  solche 
Ordnung  vorgebrachte  Bedenken  und  zum  anderen  die  Forde- 
rnncr  oiner  principalen  Ordnung  des  Erbrechts  in 
Landgüter  auf  der  < Grundlage  des  Anerbenrechts  kritisch  zu 
beleuchten,  wobei  Folgendes  zu  bemerken  ist: 

1.  Von  den  gegen  die  Codification  eines  bäuerlichen  Erb- 
reclits  erhobenen  KinweiKhnigen  sind  diejenigen  jedenfalls  als  stich- 
haltig nicht  zu  erachten,  welche  auf  die  Erwartung  sich  stützen, 
dass  die  Sitte  allein,  die  in  den  G  utsübergab  evertra  ge  n 
zu  Tage  tritt,  überall  da,  wo  eine  ungetheilte  Vererl»ung  aus 
wirthschaftliclien  (Iründen  überiiaupt  angemessen  ist.  hinreichend 
kräftig  gegen  ein  ihr  widerstrelxMides  Kecht  sicli  erweisen  werde; 
denn  dem  aufmerksamen  Ib'obacliter  kann  nicht  entgehen,  dass  in 
dem  Maasse.  als  der  individualistische  Zug  der  Zeit  auch  auf  dem 
flachen  Land  mehr  um  sich  greift  und  das  Familiengefühl  ein  ge- 
lockerteres  wird,  auch  jene  Sitte  im  Zurückweichen  begriffen  ist 
„In  dem  zäh  fortgesetzten  Kampf  zwischen  Landrecht  einer-  und 


von  8cborlemar-A  Ut ,  das  Haupt  der  westphälischen  IJauomvereine,  im  Preuss. 
Landtag  ansjrcsprochen:  „Man  ist  weit  cnttVnit  davon,  dm  ({rnndbesitz  der  Fidei- 
cummisse  lur  iiauemhöt'e  auszusprechen,  im  tic^entheil  an  der  Spitze  aller  Anträge 
ateht  der  Grundsata  der  vollstftndig  freien  Disposition  dea  Eigenthflnera 
Uber  seinen  Betita.**  (Vgl.  Jäger,  a.  a.  0.,  &  202). 
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Bauernrecht  sowie  Bauernsitte  anderseits  wird  zuletzt  doch  die 
letztere  unterliegen,  weil  jenes  dem  Sonderinteresse  und  dem  Eigen- 
nutz der  zurückgesetzten  Miterben  zu  Gute  kommt  und,  sobald 
diese  nur  emsÜich  wollen,  auch  Geltung  erlangt"  (Bluntschli). 
Auch  darf  man  nicht  unbeachtet  lassen,  dass  die  Gutsfiber- 
gabe yerträge  keineswegs  ein  sehr  geeignetes  Mittel  zum  Zweck 
sind  im  Hinblick  auf  eine  Beihe  von  üebelstftnden,  die  denselben 
gemeinhin  anzuhaften  pflegen  und  von  denen  die  Torzeitlge  Abgabe 
des  Guts,  die  Ausbedingung  hoher  und  wegen  der  langen  Dauer 
besonders  drückender  Leibgedingslasten,  dass  unleidige,  oft  häss- 
licho  Vi'rliältniss.  wclclies  sich  allgemach  zwischen  dem  empfangs- 
berechtigten Leibgedingsträger  und  dem  (lutsübemehmor  auszu- 
bilden pÜegt,   die  bekanntesten  und  meistverbreiteten  sind.  Es 
kommt  hinzu,  dass  im  System  des  gemeinen  Erbrechts  durch  die 
Gutsübei-tragungsvertrage,  sobald  die  miterbberechtigteu  (ieschwister 
anfangen,  ihre  vollen  Erbportionen  zu  beanspruchen,  selbst  ein  be- 
scheidenes Maass  von  Begünstigung  des  Gutsübemehmers,  wie  es 
im  Interesse  des  Letzteren  notbwendig  wäre,  um  auf  dem  Gut 
sich  halten  zu  können,  nicht  mehr  Platz  greifen  kann;  dass  aber 
sobald  diese  Praxis,  dem  Gutsübemehmer  den  yollen  laufenden 
Werth  des  Guts  (Eaufwerth)  in  Anrechnung  zu  bringen,  nch  ein- 
mal eingebürgert  hat,  eine  Anzahl  unhaltbarer  Existenzen  geschaffen 
werden  und  die  von  der  ungetheilten  Vererbung  des  Guts  erhofften 
Yortheile  in  das  gerade  G^entheil  umschlagen  müssen. 

Bezeichnend»'«  Spriclnvort  nuf  einer  Keule  nu  dem  Stadtthor  in  Jüterbogk: 
„Wer  seinen  Kindern  giebt  da^  ürod  und  leidet  n&ckher  selber  Noth,  den  schlag' 
man  mh  der  Keule  todt/  —  Schon  Ran  nennt  die  HZufis^keit  der  Leibgedinpe 
eine  der  Ursachen  des  gesunkenen  Wohlstands  im  bad.  Odenwald;  1847  zählte  man 
in  H  Orten  von  ungefähr  29(J()  Einwohneni  und  Ö38  Bürgern  122  Leibgedinge  (Anm. 
dazu  §  11).    Ebenda  Hinweis,  wie  die  Last  des  Leibgedings  häufig  tinterflch&tst 
wird;  da  die  adttlere  Lebensdauer  im  Alter  von  60  Jahren  ca.  13,ß  Jahre  beträgt, 
so  wäre  der  gegenwärtige  Werth  einer  l>t  il>^'-<'(liiigsrente  bei  4"/ü  das  lO'/i  fache, 
bei  3°  «  das  11  fache;  ein  Leibgediug  eines      jährigen  Vaters  von  350  Fl.  (fi(X)  JL) 
also  —  3616  bis  3860  FL  (6200 bis  6600  M.).  —  Bängehende  Yerhandlnngen  über  die 
mit  den  Gutsübergabevertnigen  verknüpften  L^ebelstände  im  deutschen  Landwirth- 
schaftsrath  1887,  S.  22i)  fi".  i Heferenten:  v.  Miaskowski  und  v.  Cetto - Keicherts- 
hausen,  Redner:  Bürstenbinder,  Kennemann,  v.  Cnuhlheoaii>Ameroi^,  V.  HOrel, 
Knaner-KrObers,  Korn,  v.  Hammerstein -Loxten,  Sehunacher-Zarchlin,  Nobbe.)  — 
Das  Vorkommen  u  ii cw i.  Ii  n Ii c Ii  hoher  Gutstaxen,  „damit  die  Crschwister  auch 
noch  etwas  erhalu-u",  besonders  auch  betont  in  bad.  landw.  Erhebungen,  II.  Bd., 
8.  26.   In  solchen  Fällen  wird  aber  „das  Anerbenrecht  Yolkswirthschaftlich  noch 
irrationeller  als  die  Naturaltheilung,  weil  die  Verschuldung  mit  Jeder  Krbthtiliiiig 
steigt,  bis  zu  der  Höhe,  wo  keiner  der  Krbeu  in  der  Lage  ist,  das  Gut  übernehmen 
zu  können,  ohne  fürchten  zu  müssen,  in  nächster  Zeit  in  VermögeitSBerfisll  sa  ge- 
rathen''.   Aehnliche  Auslassungen  in  zahlreichen  Berichten  in  „Bäuerliche  Zustände", 
l  ud  v.  Miaskowski  sagt  ia.  a.  O..  I.  Bd.,  S.  221):    Das  für  die  Erbschaftsaus- 
eiuandersetzung  geltende  Kecht  hat  zur  Folge,  dass  „es  laugsam,  aber  sicher  ent- 
Bnch«ab«rgor,  A.,  AgnipoUtik.  L  SL 
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weder  zur  Ueberiastong  des  GrundeigeuUiums  mit  rückatäudigen  Erbantheileu  der 
Geschwister  und  icUiesslicli  nun  swaagsweisen  Yerkanf  deRselbeii  oder  war  iclii4- 

lichen  Güterzersplitterung  oder  endlich  zum  raschen  Besitzwcchsel  des  durch  keinerlei 
Band  mit  der  Familie  verkniipttcu  Gruudeig'enthums  führt.  Alle  diese  Eventoalitäten 
dienen  aher  in  letzter  histuuz  entweder  d»  m  unwirthschaitlichen  Procesg  dar  Zer- 
stfldcehmg  d«i  Önmdeigenthimis  in  leistun^'suufiilii^e  Zwerg-  <»dir  (iewerbegüter 
oder  dem  rrncess  der  Aufsaufrurifr  dessflben  durch  das  bewc<?liche  Kapital:  zwei 
Richtungen,  die  ...  für  die  Veränderung  der  im  Ganzen  noch  gesunden  Vertheilung 
des  l&öaliehen  Gnindeigentliiuiu  in  der  Gegenwart  besonden  gefitturlicih  aind*^. 

2.*  GegenUber  der  Einwendung,  dass  ein  Sondererbrecht  in 

Landgüter  gegen  den  Grundsatz  der  Einheitlichkeit  des 
Rechts  Verstösse  und  dass  kein  Gnind  vorliege,  die  fÖr  das  be- 
wegliche Kai>ital  geltenden  Erbrechtsnonnen  nicht  auch  auf  die 
Vererbung  des  Grund  und  Bodens  anzuwenden,  ist  auf  den  tief- 
greifenden bleibenden  Unterscliicd  zwischen  beiden  Arten  von 
Kapital  hinzuweisen,  vor  Allem  darin  zu  Tage  tretend,  dass  der 
Grund  und  Boden  unül)ei-tragbar,  unvermehrbar,  unvertretljar  ist 
und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  der  beliebigen  Theilbarkeit 
Schranken  setzt,  während  die  meisten  Mobilien  in  allen  diesen 
Bingen  sich  gerade  umgekehrt  verhalten^).  Schon  allein  die  nur 
beschränkte  Theilbarkeit  des  ersteren  sollte  genügen,  einem  Sonder- 
erbrecht für  landwirthschaftlich  (und  forstwirthschaftlich)  benutzte 
Grundstacke  neben  dem  aUgemeinen  Erbrecht  die  Existenzberech- 
tigung zuzugestehen;  ein  Grundstack  ist  eben  keine  Waare,  die 
man  beliebig  in  Einzelbestandtheile  zerlegen  kann,  ohne  dass 
sie  an  innerem  Werth  einbasst;  und  ein  landwirthschaftliches  An- 
wesen, „welches  für  den  jeweilig  passenden  Intensitätsgrad  eben 
gerade  gross  genug  ist,  würde  durch  Zerstücklung  ebenso  gewiss 
vom  Gesanuntwertli  der  Stücke  verlieren,  wie  Edelsteine,  Schiffe, 
Gemälde.  Pferde  etc.,  die  man  zerhackt"  (Koscher).  Eine  Erb- 
reciitsordiiung,  die,  ohne  im  Uebrigen  den  wirthschaftliclien  Er- 
wägungen der  Besitzer  Zwang  anzuthun,  mittelbar  einer  unver- 
ständiüen  Theilung  der  (irundliesitzungen  durcli  ein  Snnderi'rl)recht 
entgegenzuwirken  sieh  zum  Ziele  setzt,  ist  daher  mindestens 
ebenso  ein  berechtigtes  Glied  der  l'e«  litsordnung,  wie  jene  Special- 
gesetzgebunü.  welche,  wie  das  Haudelsrecht,  für  den  Verkehr  der 
Handeltreibenden  imter  einander  von  den  gemeinrechtlii  hen  Vor- 
schriften abweichende  und  den  besonderen,  in  jenem  Verkehr  herr- 
schenden Bräuchen  Bechnung  tragende  Nonnen  aufstellt.  Auch 
würde  es  ein  unbilliges  Verlangen  des  Staats  sein,  die  Grund- 

Vgl.  hicsn  Micli  v.  Miaikowski,  tu  o.  0.,  Bd.  n,  S.  242  ff. 
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besitzer  auf  dio  Möglichkeit  zu  verweisen,  einem  iliren  Zwecken 
uiid  Absichten  nicht  entaprechenden  Intestaterbrecht  durch  Testament 
oder  Vertrag  sich  zu  entziehen;  und  zwar  schon  desshalb,  weil 
doch  die  Fälle  nicht  selten  sein  werden,  dass  fin  Erblasser,  vom 
Tod  flbereilt,  die  seinem  und  der  Familien  Willen  oder  die  der 
herrschenden  Sitte  entsprechende  Erbfolge  gar  nicht  herheisufdhren 
Tennöchte. 

§  82.  Fortsetzung;  Unthunlichkeit  der  Yerall- 
gemeinerung  des  Anerbenrechts;  dessen  nur  bedingte 

Berechtigung. 

1.  Der  neuerdings  häufig  erhobenen  Forderung  einer  princi- 
palen  Gestaltung  des  Erbrechts  in  landwirthschafUiche  Anwesen 

auf  der  Grundlage  des  Anerbenrechts  (eines  kraft  Gesetzes 
wirksamen  Intestatanerbeurechts)  mit  licr  MaiissgalH'  also, 
dass  den  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  über  Erbrecht  nur  melir 
die  KoUe  eines  subsidiären  Kfchts  eingeräumt  sein  würde,  ist  ent- 
gegenzuhalten, dass  alsdann  die  unter  g  81  Ziff.  2  envähnte  Unbillig- 
keit den  Bewohnern  der  Gel)iete  des  Systems  der  Freitheill)arkeit 
gegenüber  Platz  griffe,  hier  aber  noch  viel  lästiger  empfunden  werden 
müsste,  weil  in  diesen  Gebieten  der  kleine  Besitz  überwiegt  und  für 
die  Inhaber  solcher  Landstellen  dio  Abfassung  v'^n  letztwilligen  Ver- 
fügungen, mittelst  deren  sie  ihr  Anwesen  der  Vererbung  nach  An- 
erbenrecht entziehen  mflssten,  eine  ganz  ungewohnte  und  nach  dem 
Bildungszustand  dieser  Leute  schwerlich  angewöhnbare  Obliegenheit 
bedeuten  würde.  Wenn  solche  Forderung  einer  principalen  Ordnung 
des  Erbrechts  auf  der  Grundlage  des  Intestatanerbeurechts  begründet 
sein  soll,  müsste  doch  auch  der  Beweis  in  zwingendster  Form  er- 
bracht sein,  dass  die  Zulassung  der  Freitlieilbarkeit  im  Erbgang 
Überall  überwiegende  Nachtheile  im  Gefolge  hat,  ein  Beweis,  der 
indess  bis  jetzt  als  gelungen  nicht  zu  erachten  ist  (ij  7.i  uinl  1')). 
"Man  muss  vielmehr  mit  der  TbatsiH-jic  rechnen,  diiss  das  System 
der  Freitheilbarkeit  mit  dem  Fortsi  lireilen  der  Kunst  des  Ackerbaus 
eher  weiter  als  engere  Kreise  ziehen  wird,  weil  in  <lem  Maasse, 
als  dies  der  F;ill  ist,  die  Grüsseneinheiten  der  Betriel)e  sehr  wohl 
ohne  Schaden  l'Qr  die  Wirthe  sich  verkleinern  können^). 

Für  ein  gesetzliches  Inti-^tataiurbrnrecht  mit  peuerellür  Wirkung  lür 
d.i3  ijauze  Staatsgebiet  in  Verbiuduiig  mit  Ttstirfrtiheit  und  Aufhebung  aller  PfUcht- 

31« 
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2.  Die  Fordoninp:  einer  VorallGremoinerung  des  Anerbeurechts 
über  die  Gebiete  ungünstiger  oder  niinder  gfinstiger  Bewirthscbaf- 
tuugsmöglichkeiten  liinaus  in  jene  liOchste  Bodencultur  rechnet 
aber  auch  nicht  hinreichend  mit  der  mit  dem  Anerbenrecht  unlös])ar 
verknüpften  folgenschweren  Abfindungsp flicht,  welche  dem 
Anerben  gegenüber  den  miterbberechtigten  Geschwistern  obliegt. 
In  reichen,  mit  sonstigem  Kapitalbesitz  ausgestatteten  Familien 
mag  diese  Frage  eine  nennenswerthe  Holle  nicht  spielen;  auch  da 
nicht,  wo,  wie  in  den  hOchstgesteUten  Klassen  des  OrundbesitaeSv 
'ein  starkes  EamiliengefÜhl  die  egoistischen  Forderungen  der  nicht 
zur  Outsnachfolge  gelangenden  Geschwister  auf  Tolle  Abfindung 
zurücktreten  Iftsst;  eine  sehr  erhebliche  Bolle  aber  gerade  inner- 
halb der  bäuerlichen  Bevölkerung,  wo  im  grossen  Durchschnitt 
weder  jene,  noch  diese  Voraussetzung  zutrifft  und  wo  desshalb  die 
Pflicht  der  Abfindung  eine  unter  Umständen  schwer  lastende  Bürde 
für  den  Anerben  "svird  Erfordert  mehr  und  mehr  ein  auf  Erfolg 
reclniender  landwirthschaftlicher  Betrieb  ein  ausreichendes  Betriebs- 
kapital, so  ist  eine  nicht  seltene  Erscheinung  in  den  Gebieten  des 
Anerbenrechts,  dass  die  ihm  unterstehenden  Anwesen  vielfach  sehr 
ungenügend  mit  solchem  ausgestattet  sind  und  eben  desshalb  nicht 


theilsberechtignn^en  oder  doch  so,  dass  die  Pflichttheilsberechtigungen  stehen  bleiben, 
aber  der  Theil  der  Hinterlassenschaft,  über  welchen  der  Erblasser  frei  yerf&g«n  kann, 
ab  intestato  an  den  Ouiserbt'u  komnicii  sidl  —  ist  schon  Helferich  1864  (a.  a. 
O.,  S.  153  ff.)  pinj^etreten.  „Es  zwin<rt  den  Vater,  nirlit  weichlicl»  und  st  lilaff  die 
Din^e  gehen  zu  lassen,  sondern  macht  ilin  verantwortlich  für  die  Zukoutt  seiner 
Pai^lie,  steigert  das  OeflUil  für  seine  Antorftät  und  seine  Pflielit*  («.  a.  O.,  8. 161). 
Man  kann  die  „wahrhaft  lieilrnde  Kraft"  ditsrr  Hrsetzgebung  im  Ornnd-satz  ein- 
räumen, ohne  desshalb  sich  zur  bedingungslosen  Anerkenntniss  der  Mothwendig* 
keit  einer  solchen  Anerbenrechtsordnuug  unter  allen  Verhältnissen  sn  Terstdhen. 
—  Heute  sind  Ansichten  dieser  Art  sehr  vereinzelt  geworden.  Selbst  Gierke 
meint  •'a.  a.  (>.,  S.  41.'i  tf.V  auch  „bei  dem  Vorbehalt  beliebiger  testamentarischer 
oder  vertra^^suuiäsiger  Abänderung  wird  die  gesetzliche  Erbfolge  in  Landgüter  nicht 
in  ganz  Deutschland  im  Sinne  einer  dentsch-reohtlichen  l^mdererbfolge  geregelt 
wcrdi'n  dürfen,  nenn  es  giebt  Oepniden,  in  welchen  unter  dem  Fintlnss  vdu 
Stammeitueigungen  einer-  und  äusserer  Verhältnissen  andererseits  die  Luterwerluug 
des  Onindbesitzes  anter  das  gemeine  nnd  gleiche  Erbrecht  so  eingelebt  ist  nnd  bisher 
so  wonig  als  nachtheilig  empfunden  wird,  dass  die  Einführung  eines  entgegenge- 
setsten  Bechtäprincips  eine  unn  öthige  Vergewaltigung  des  Keclitsbew  usst- 
seins  wäre  .  Dabei  tritt  allerdings  Gierke  mit  Entschiedenheit  Uatur  ein,  dass 
das  Institiit  des  Anerbenrechts  auch  reichsrechtlieh  (nidit  bloss  landesrechtlicli) 
in  dem  neuen  bürgerlichen  (tesetzbuch  anzuerkennen  sei. 

')  Wenn  v.  Stein  sagt  (Drei  Fragen  des  Grundbesitzes,  S.  Ifjl)  •.  „Der  Uesitzer 
einer  Familienschuld  wird  solche  in  seinem  ganzen  Leben  regelmässig  nicht  ab- 
zahlen k(>nuen  nnd  »war  um  so  weniger,  je  strenger  die  Antheile  nach  dem  strengen 
Kiipitalsprincip  „gemacht"  sind  .  .  .  dit^  >^r}uild  oder  doch  ein  wesentliclitr  Thcil 
derselben  bleibt  daher  auf  der  Hufe  uud  wird  den  Besitzer  überleben",  so  ist  zwar 
hier  die  Farbe  etwas  stark  aufgetragen,  aber  die  Gefidir  der  FaBiilleiiertMchnld  doch 
richtig  betont. 
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mit  dem  duieh  die  YerhAltnisse  bedingten  Intensitfttsgrade  um- 
getrieben werden;  und  dass  die  käigliche  Bente,  welche  ein  in  unzu-> 
reichender  Weise  mitYieh,  Maschinen,  Werkzeugen  etc.  ausgerflsteter 
Betrieb  liefert,  die  flbemommene  Abfindungsschuld  erst  recht  zu 
einer  bedrohlichen  gestaltet  Wird  nun  der  Mangel  an  Betriebs- 
kapital und  die  Fesselung  der  Betriebsenergie  durch  eine  erheb- 
liche Schuldenlast  da  woiiiLicr  fühlbar,  wo  die  natürlichen  Ver- 
hältnisse zu  einer  mehr  extensiven  Wirthscliaftsweise  nöthigen.  und 
versetzt  anderseits  jener  Mangel  in  Gegenden  mit  intensiver  Boden- 
cultur  den  VVirthschafter  leiclit  in  eine  unhaltbare  Lage,  so  führt 
eben  auch  diese  Betrachtung  meder  zu  dem  Erge)>niss,  dass  ein 
Anerbenrecht  eine  um  so  gefahrvollere  Kechtsinstitution  wird,  je 
vorgeschrittener  die  Bodentechnik  ist,  je  höher  desshalb  die  Er- 
trägnisse, aber  auch  die  Bodenpreise  sind,  eine  je  beträchtlichere 
Höhe  desshalb  die  zu  zahlenden  Abfindungssummen  erreichen  und 
je  weniger  daher  ein  von  Tomeherein  mit  Schulden  belasteter 
Wirth  den  nothwendigen  Intensitätsgrad  der  Wirthschaft  einzuhalten 
und  die  flbemommenen  Schuldverpfilchtungen  in  absehbarer  Zeit 
zu  tilgen  im  Stande  ist  Aehnliche  Erwägungen,  welche  im  ge- 
gebenen Fall  die  Pachtung  eines  Ghits  relatir  Tortheilhafter  als 
den  Kauf  erscheinen  lassen  (S.  164),  können  und  werden  häufig  für 
die  Aüftheilung  eines  Guts  unter  mehrere  Erben  statt  für  dessen 
Erhaltung  in  eine  Hand  sprechen.  Unter  allen  Umstanden  heischt 
das  AnerluMireclit  von  den  Eltern  ein  hohes  Maass  von  Ptiieht- 
gefühl  und  Seihstverleugnuncr,  vermöge  dessen  sie  ge^^^llt  sind, 
einen  Theil  der  Jahreseinnahmen  als  Rücklage  für  eine  dereinstige 
Abhndung  der  Geschwister  des  Anerben  —  etwa  in  Form  der 
Lebens-  oder  Ausstattungs Versicherung,  vgl.  Kap.  VII  — 
einzusparen;  aber  selbst  die  Möglichkeit  dieser  jährlichen  Ein- 
sparung setzt  jedenfalls  auch  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  und 
Stetigkeit  der  allgemeinen  Wirthschaftslage  Toraus  (Wichtigkeit 
einer  maassvollen  Zollpolitik  für  die  Gebiete  des  Anerben- 
rechts), und  der  Erfolg  der  Einsparung  hftngt  desshalb,  theilweise 
wenigstens,  von  Factoren  ab,  die  ausserhalb  der  Machtsphäre  des 
Einzelnen  liegen.  Aber  auch  wenn  die  allgemeinen  Yoraussetzungen 
fftr  die  Möglichkeit  solcher  Einsparung  günstig  liegen,  bleibt  immer 
noch  die  Thatsache  bestehen,  dass  der  Zug  der  Zeit,  das  wachsende 
Gefühl  der  Gleichberechtigung  Aller  vor  dem  Gesetz  die  Aus- 
einandersetzung des  AnerlxMi  mit  seinen  Geschwistern  immer 
schwieriger  zu  gestalten  droht.    Und  wenn  nun  ailerdiugä  die 
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genllgende  Kothwendigkeit  eines  besonderen  Anerbenrecbts  gerade 
dessbalb  anzuerkennen  ist,  weil  es  die  Möglichkeit  bietet,  hin- 
sichtlich der  Erbesauseinandersetzung  an  Stelle  der  Willkühr  feste, 
der  Billigkeit  entsprechende  Normen  zu  setzen,  die  den  Anerben 

gegen  die  egoistischen  Anwandlungen  der  Miterbberechtigten 
einigerniaassoii  schützon  sollen,  so  folgt  daraus  doch  noch  nicht 
auch  die  Nothwcndigkeit  »ünor  Verallgemeinerung  des  Instituts; 
ist  insbesondere  niclit  zuzugeben,  dass  die  Abstossung  von  Guts- 
werth en  an  die  Geschwister  (in  der  Form  der  Geldabfindung) 
durchweg  eine  bessere  Kinriclitung  sein  sollte,  als  die  Abstossung 
von  naturalen  (iutsbostandtheilen ;  oder  dass  eine  Erbrecht,  welches 
die  Anwesen  zwar  verkleinert,  aber  auch  die  Theilanweseu  nicht 
mit  Erbschaftsschulden  belastet,  unter  allen  Umständen  eine 
so  viel  nachtheiligere  Einrichtung  sein  sollte,  als  ein  solches, 
welches  die  Fläclieneinheit  nur  rein  fiusserlich  unangetastet  lässt, 
in  Wirkliciikeit  aber  die  Wertheinheit  des  Guts  fOr  den  fiber- 
nehmenden Erben  um  ebensoviel  gemindert  hat  Keine  auch  die 
scharfsinnigste  Gestaltung  der  Abfindungsnormen  im  Gebiet  des 
Anerbenrechts  vermag  die  in  der  Natur  des  Bechtsinstituts  be- 
gründete Folge  zu  beseitigen,  dass  die  ungetheilte  Erhaltung  eines 
Bauernguts  entweder  mit  Hintansetzung  wohlberechtigter  Interessen 
der  Geschwister  oder  mit  mehr  oder  minder  schwerer  Gefährdung 
der  Interessen  des  Gutsilbeniehmers  erkauft  werden  muss.  Und 
wenn  man  aus  dem  Hinweis  auf  den  langen  Bestand  des  Anerben- 
rechts in  älterer  Zeit  die  Möglichkeit  der  Wiederbelebung  des 
Instituts  aucii  in  der  (Jegenwart  als  Kegel  ableitet,  so  wird  doch 
wohl  nicht  genügend  mit  der  Thatsache  gerechnet,  dass  wir  heut- 
zutage nicht  mehr  jene  patriarchalischen  Verhältnisse  haben,  unter 
denen  die  Geschwister  dos  Anerben  sich  damit  zufrieden  gaben, 
in  der  bescheidenen  Stellung  Ton  Knechten  und  Mägden  auf  deren 
Familiengut  thätig  zu  sein  und  ein  Weiteres  nicht  beanspruchten*); 
dass  heutzutage  keine  Gesetzgebimg  es  wird  unternehmen  wollen, 
im  Interesse  des  Anerben  die  Erbantheile  der  Geschwister  auf  ein 
ganz  kllmmerliches  Maass  herabzudracken ;  und  dass  wir  endlich 
jenem  Zustand  der  Naturalwirthschafb  Iftngst  entrfickt  sind,  der 
nahezu  alle  Bedfirfoisse  des  Wirths  aus  der  Gutswirthschaft  zu 


•)  Wie  Aber  selbst  in  früherer  Zeit  die  Geschwister  doch  auch  grnie  ausserhalb 
des  Hofs  sich  yerdinglen  und  deeshalb  die  Laudes^esetzc:ebuu}r  den  Wegzug  („die 
Auswanderung,'")  von  der  Zustimmunir  fl(»r  Behörde  ubhaupfr  machte,  siehe  Oothein, 
Wirthschaftsgesclüthte  des  Schwanswaides,  1802,  Bd.  1,  S.  302. 
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decken  gestattete,  die  raässigsteii  AnsiuÜLlie  an  die  Steiiorkratt 
der  (tnindbesitzer  gegenüber  Staat  und  (Gemeinde  im  Vergleich 
zur  Gegenwart  stellte  und  ein  Creditbedürfniss,  mindestens  zu  Be- 
triebszwecken,  nicht  oder  doch  nur  ausnahmsweise  hervortreten 
Hess.  — 

Aus  den  vorstehenden  Sätzen  im  Zusammenbalt  mit  den  früher 
entwickelten  allgemeinen  Betrachtungen  (S.  434  flf.)  ist  daher  zu  folgern, 
dass  ein  Bedürfnisse  das  häuerliche  Erbrecht  auf  der  principalen 
Ordnung  des  Anerbenrechts  aufzubauen,  nicht  anerkannt  werden 
kann,  ja  dass  schwerwiegende  privat-,  volkswirthschaftliche  und 
socialpolitische  Momente  gegen  eine  solche  Ordnung  sprechen; 
dass  eine  Anerbenrechtsordnung  vielmehr  neben  dem  gemeinen 
Erbrecht  einhergehen,  beide  Bechtsordnungen  also  in  ihrem  Gel- 
tungsgebiet auf  bestimmte,  für  das  betreifende  Erbrecht  besonders 
bich  eignende  Gegenden  eingeschränkt  bleiben  sollen;  ni.  a.  W. 
dass  der  oft  betonte  Grundsatz  der  Individualisirung  der  Gesetz- 
ge))ung  auch  hier  zu  beachten,  und  jede  Scheniatisirung  im  Hinblick 
auf  die  unendliche  Mannichfaltigkeit  der  Daseinsbedingungen  der 
Bodenbewirtlischattung  zu  verm<'iden  ist,  wenn  anders  die  Gesetz- 
gebung vor  der  Gefahr  behütet  werden  soll,  ein  todter  Huclistabe 
zu  bleiben  oder  aber  in  unlösbare  Widersprüche  mit  den  thatsäch- 
liclien  Verhältnissen  zu  gerathen.  Auch  in  dieser  Beschränkung 
bleibt  das  natürliche  Anwendungsgebiet  desAnerbenrechts  (und  zwar 
am  besten  in  der  Form  des  gesetzlichen  Intestatanerbenrechts,  nicht 
in  deijenigen  des  Systems  der  HOferolle  —  siehe  die  fL  g§)  noch  ein 
weit  ausgedehntes.  Ihni  fallen  vor  Allem  die  Wald-  und  Gebirgs- 
gegenden zu  (auch  im  südlichen  Europa),  in  denen  nicht  etwa 
gesetzliche  üntheilbarkeit  mit  Zwangsanerbenrecht  bereits  Bech- 
tens  ist  oder  eingeführt  werden  sollte;  niclit  minder  die  Gegenden 
mit  ausgesprochener  Feldgras-  sowie  diejenigen  mit  ausgespro- 
i  htMUT  Kornerwirthschaft,  in  denen  die  Wirthscluiftsfläche  schon 
einen  nennenswerthen  Umfang  hal)en  muss,  wenn  sie  den  Wirth 
soll  ernähren  und  bescliäftigen  können";  wohin  also  nelien  den 
Küstendistricten  ein  grosser  Theil  des  mittleren  und  nördliclien 
Deutschland,  der  skandinavischen  Länder,  des  nördlichen  und  nord- 
westlichen Frankreich,  grosse  Theile  Oesterreichs  und  ein  gar  nicht 
kleines  Gebiet  selbst  von  Süddeutschland  zählt,  soweit  nämlich 
daselbst  nicht  die  hochwerthigen  Culturen  (Handelsgewächse,  Wein, 
Obst  etc.)  fiberwiegen  bezw.  nach  Boden  und  Klima  daselbst  ihren 
natOrlichen  Standort  haben  (§  73  Ziff.  4,  §  75  Ziff.  2).  Wo  letztere 
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Voraussetzung  zutrifft  oder  auch  <la,  wo  eine  blühende  Industrie  sich 
angesiedelt  bat  und  reicblicbo  « a-lec^enbeit  zu  Verdienst  auch  kleinen 
Wirthen  und  deren  AngebÖrigen  zu  vorschaffen  vormag  (wie  in  einem 
grossen  Theil  der  Bhoinobeno  und  der  einmündenden  Seitentbäler, 
in  dem  mittleren  und  südlidu^n  Frankreich,  in  den  fnicbtbaren 
Gegenden  von  Spanien,  Italien  etc.)  kann  dagegen  die  Freitheil- 
barkeit in  der  Folge  unbedenklich  beibehalten  werden  und  es 
erseheint  lediglich  Ausfluss  doctrinftrer  Gleichheitsmacherei,  auch 
diesen  Lftndergebieten  ein  Erbrecht  wieder  aufdrängen  zu  wollen, 
dessen  sie  sich  bereits  seit  Jahrhunderten  entschlagen  haben*). 

§  83.  Die  rechtliche  Gestaltung  des  neuzeitlichen 

Anerbenrechts. 

Im  Bahmen  der  dieser  Darstellung  gestellten  Aufgabe  kann 
es  sich  nur  darum  handeln,  einzelne  für  die  Ausgestaltung  des 
neuzeitlichen  Anerbenrechts  besonders  wichtige  Punkte  herauszu- 
heben und  kritisch  zu  beleuchten.  In  dieser  Beziehung  ist  zu 
bemerken: 

1.  Das  Anerbenrecht  kann  entweder  so  gestaltet  sein,  dass  es 
kraft  Gesetzes  Uberall  da  in  Eraft  tritt,  wo  der  Erblasser  unter 
Lebenden  oder  auf  den  Todesfall  nichts  Anderes  bestimmt  hat 

(directesintestatanerben recht)  oder  dass  dessen  Anwen- 
dung von  einem  ausdrücklichon  Willensact  des  Besitzers  a])liängig 
bleibt  ( i  n  d  i  r  e  c  t  e  s  o  d  e r  f a  c  u  1 1 a t  i  v  e  s  A  n  o r b  o  n  r  e  c  Ii  t ) :  das 
letztere  System  (auch  System  der  Höfe  rolle  genannt)  ist  in 
rrousson,  das  erstero  in  Hraunschwoig.  Schaumburg -Lipi»»'  sowie 
in  Öostorroidi  zur  Anwendung  gokonimon.  Das  facultative  Anorbcn- 
recht  vermeidet  jeden  Zwang  und  enthobt  dossbalb  der  Nothwendig- 
keit,  die  dem  Anerbenreclit  zu  unterwerfenden  Gegenden  und  die 

Uebereinstiuimeud  damit  meint  auch  v.  Minskowski  (a.  a.  0.,  S.  303), 
dass  wo  in  dem  Rechtsbewusstsein  der  Bevölkerung  der  Individnalismus  und  du 
fik'ichhoitsprinnp  einmal  eine  bedeutende  Rolle  spielt,  dir  Kinfiihnuifr  des  Anerbon- 
rechtü  als  Intestaterbrecht  weder  möglich  noch  auch  wiuischeuswerth  ist;  nicht 
möglich,  weil  eine  solche  Aendeninir  nicht  den  Intentioneii  der  Erblasier  entspre- 
chen würde;  nicht  wiinschenswerth,  weil,  wo  eine  weitgehende  .  .  .  Zerstückelnn^ 
des  Besitzes  ura  sich  gegriffen  hat,  ein  Anerben  recht  kein  Mittel  der  Abhilfe  bietet, 
da  es  eine  krankhafte  Besitzvertheilung  nicht  zu  conser\iren,  sondern  abzuändern 
gilt.  V.  Miaskowaki  will  danach  nur  im  Norden  und  Osten  von  Deutschland  dM 
Anorbenrecbt  zur  gesetzlichen  Hegel  der  Intestaterbfolge  für  den  land-  und  forst- 
wirthschaftlicheu  Grundbesitz  gemacht  wissen,  für  den  übrigen  Theil  von  Deutsch- 
land aber  (Sflden,  Sfidweiten,  Th^e  des  mittleren  Denteehlsndi)  den  Onuidbedtieni 
nur  die  Freiheit  gewahrt  wissen,  ihren  Gnindbesitz  durch  einen  persönlichen  Act 
(Eintrag  in  die  Höferolle)  dem  Ancrheurecht  zu  unterstellen.  (fibcndA 
S.  306  ff.)  —  Siehe  auch  die  dtirte  Aensseruug  von  Gierke  auf  S.  449. 
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den  Gegenstand  desBelben  bildenden  Guter  näher  zu  bezeichnen  und 
mag  da  empfehlenswerth  sein,  wo  stark  untermiseht  die  beiden 

Systeme  der  Tndividuiilsiiccession  und  der  Freitheilbarkoit  neben- 
einander vorkouuDen,  eine  räiimliclie  Abgrenzung  des  (Teltungsgebiets 
der  beiderseitigen  Arten  der  Intesüiterbfolge  also  scliwierig  wSre; 
man  darf  aber  >veil  seine  Anwendung  der  wirtbsohaftlicben  Einsicht 
der  Betbeiligten  ausscbliesslicb  überlassen  ist,  und  weil  der  Eintrag 
in  die  Höferolle  nicht  bloss  nur  aus  Lässigkeit  oder  Einsicbts- 
losigkeit  der  Besitzer  unterbleibt,  sondern  auch  dessbalb,  weil 
dieser  nicht  selten  mit  dem  Widerstand  dor  nächsten  Angehörigen 
zu  kämpfen  hat  und  Unfrieden  in  der  Familie  femgehalten  zu  sehen 
wflnscht,  wohl  einige  Zweifel  hegen,  ob  die  Wahl  des  Systems  des 
facultatiTon  Anerbenrechts  eine  ganz  glückliche  war  und  ob  die 
auf  diese  Gesetzgebung  gesetzten  Erwartungen  auch  wirklich  in 
Erfüllung  gehen  werden.  Der  Einffthrung  dieser  abgeschwftchtesten 
Art  von  Anerbenrecht  in  den  Ländern  der  Freitheilbarkeit  sind 
zwar  grundsätzliche  Bedenken  nicht  entgegenzustellen,  man  wird 
sich  aber  kaum  verhehlen  dürfen,  dass  dieselbe  im  Wesentlichen 
„ein  Sehlag  ins  AVasser"  wäre,  und  es  ist  doch  niiiidestens  aus 
den  oft  aiigefülirten  (imnden  zweifelhaft,  ob  es  Aufgabe  der  Staats- 
regierung sein  kann  und  darf,  lediglieh  eines  schönen  Priiicips  hall)er 
die   Gesetzgebungsmaschine   in  Thätigkeit  zu  setzen.  Krachtet 
man   die  luigetheilte  Erhaltung  der  Bauerngüter  als  ein  wirk- 
liches Bedürfniss,  so  sollte  man  sich  auch  nicht  scheuen,  das 
richtige  Mittel  zur  Erreichung  des  Ziels  zu  wählen,  d.  h.  die  In- 
testa^erbenfolge  als  von  Bechtswegen  wirksam,  sei  es  fOr  ein 
grosseres  oder  ein  kleineres  abgegrenztes  Gebiet  Torzuschreiben. 
Wo  eine  solche  Abgrenzung  besonders  schwierig  ist,  kannte  viel- 
leicht der  auch  auf  anderen  Gebieten  der  Landesculturgesetzgebung 
gebrftuchliche  Weg  eingeschlagen  werden,  die  Einführung  des  In- 
testatanerbenrechts  von  einem  der  Genehmigung  der  Staatsbehörde 
unterliegenden  Mehrheitsbeschluss  der  Grundbesitzer  abhängig  zu 
machen,  wobei  aber  die  Aufhebung  eines  solchen  Beschlusses  an  be- 
sonders erschwerende  Bedingungen  zu  knüpfen  wäre:  oder  aber  es 
könnte  neben  dem  System  des  auf  Güter  )>estimmter  (irnsse  )>e- 
schränkten  directcn  Intestatanerbenrechts  zugleich  das  System  der 
HöferoUe  für  die  anderen  landwirtbschaftlichen  Anwesen  zur  Ein- 
führung gelangen^). 

Fflr  gleichzeitige  Zulassung  beider  Arten  dee  AnerbemeohU  —  des 
SlTiteniB  des  direoten  Intestatanerbenreohtt  und  der  HöferftUe  —  und  v.  IGsskowsld 
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2.  Objecte  des  Anerbenrechts.  Im  System  der  HOferoUe 
bedarf  es,  wie  erwfthnt,  einer  näheren  gesetzlichen  Bestimmung  der 
dem  Anerbenrecht  unterworfenen  Anwesen  an  sich  nicht,  obwohl  man 
▼erelnzelt  nach  unten  eine  Grenze  gezogen,  also  die  kleinsten  Glltor 

ausgeschlossen  hat  (so  in  Westphalen,  Brandenburg,  Schlesien.  Br^ 
mon),  andererseits  aucli  die  grössten  (iüter  (Rittergüter)  für  eintra- 
gungsfiihig  erklärt  !iat.  Im  System  des  direeteii  Intestatanerbenrechts 
ist  dagegen  eine  Lifiiaue  Bezeichnung  «lerjenigen  Güter,  auf  die  es 
Anwendung  finden  soll,  nicht  zu  umgehen,  da  doch  nur  der  Zu- 
sammenhalt der  selbstständigen  landwirthschaftlichen  Anwesen  ver- 
ständigerweise erzwungen  werden  kann,  nicht  auch  der  sonstigen, 
kleinen,  unselbstständigen  Gnindstellen  (Tagt'lOhner-  und  Gewerbe- 
gflter).  Dem  Gesetzgeber  wird  damit  freilich  eine  besonders 
schwierige  Aufgabe  gestellt  und  es  wird  wegen  der  Verschieden- 
heit der  Boden-  und  Elimayerhältnisse,  die  die  Gr&ssenTerhftlt- 
nisse  der  Güter  beeinflussen,  dieser  Punkt  wiederum  nicht  einheit- 
lich, schematisch  tOx  ein  grosseres  Gebiet,  sondern  nur  proTinziell 
oder  für  noch  kleinere  Gebietstheile  wirklich  zweckmässig  ge- 
ordnet werden  können  (in  Oesterreich  ist  diese  Kormirung  den 
einzelnt'H  Kronlandern  ül)erlassen). 

3.  Die  Erl)folgeordnung  ist  in  den  neueren  Anerhenrechts- 
gesetzen  meist  so  gestaltet,  dass  der  Besitzer  in  der  Wahl  des 
Anerben  unter  den  zur  Gutsnachfolge  überhaupt  Berufenen  freie 
Wahl  hat  und  nur  für  den  Fall,  dass  eine  Bestimmung  des  Guts- 


(a.  a.  0.,  S.  471);  (Jierke  in  Scbmoller's  Jahrb..  15d.  XII,  S.  416.  und  Marchet 
ebenda,  Bd.  XILI,  8.  1319.  Letzterer  dürfte  die  Vorzüge  der  ngewiilkürteu  Erb- 
folge** vor  dem  Intestatanerbenreclit  doch  etwas  stark  überschitsen  und  m  wenig 
mit  der  Schwerfälligkeit  des  Bauenistuudcs  neuen  Rechtsinititiltionen  gegenüber 
rechnen.  Gegen  das  System  der  Höfondle  Miqnel  auf  der  Versammlung  d.  V.  f.  s.. 
1882,  der  übrigens,  wie  hier  angeführt  sein  mag,  ein  Auerbeureclit  „das  Fundament 
aller  Haassnahmen  aar  Erhaltongf  des  IGtlelbeidtaee'*  namite.  Bftritenhioder  — 
Br!iunscli\v('i;r  im  dcntsclieii  I.iindwirÜlSchaftsratli  18.%  lAn-liiv  S.  129  hob  hervor, 
dass,  wenn  auch  der  Vater  vielleicht  den  Wunsch  habe,  deu  Uoi'  in  die  HöferoUe 
eintragen  zu  lassen,  die  Mutter  sehr  häufig  Widentaod  leitteD  werde,  weil  diese 
kein  Kind  in  irgend  einer  Weise  bevorzugt  .sehen  will  und  dass  desshalb  das  in 
Braunschweig  adoptirte  System  des  gesetzlichen  lntestatanerhenre«htt  den 
Vorzug  verdiene.  —  Wenn  in  Hannover  alsbald  nach  Erluüäung  des  Uuterechts  über 
80"/o  ^er  Oflter  eingetragen  worden  sind,  so  mag  dies  wohl  daranf  sorficksafBIiiä 
sein,  dass  bis  vor  Kurzem  di»rt  nocli  dif  streiijre  (iesrhlossenheif  di  r  ähcrt  ii  Zeit 
bestand,  die  Bevölkerung  sich  also  einem  tremdartigeu  Kecht  keineswegs  gegeu- 
fiher  befand.  Dagegen  ist  selbst  in  Westphalen  nnr  ein  sehr  mässiger  Gebrauch 
von  dem  Eintragsrecht  gemacht  worden:  bis  1886  nur  700  Eintragungen,  und  _dau 
ninss  ein  Fiasko  des  (Jesetzes  genannt  werden"*  i  Freili.  v.  Hovel  el)enda.  8.  141*. 
Bis  zum  8chluäs  des  Jahres  1891  sind  iu  guuz  Preussen  ti8  1Ö8  Landgüter  zur 
HöforoUe  eingetragen  worden,  dunnter  allein  in  Hannover  06678;  die  Anwmdnng 
des  Qesetses  in  den  anderen  Provinsen  ist  also  bis  jetst  eine  verschwindeDde. 
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nachfolgers  nicht  erfolgt  ist,  die  im  Gesetz  festgestellte  SuccesBlons- 
ordnung  Platz  greift;  wobei  diese  entweder  nur  auf  die  Descen- 
<lenton  oder,  wohl  zwookmässis^or.  weil  don  Flrfolg  des  Gesetzes 
in  höherem  Maasse  sieher  stellend,  auch  aul'  die  Ascendenten  und 
Geschwister  )>ezw.  deren  Nachkominen  ausgedehnt  sein  kann  luid 
vielfach  aucii  dem  überlehenden  Ehegatten  ein  Siicccssionsrccht 
oder  doch  eine  Sitzgereclitigkeit  (Baden)  eingeräumt  ist  und  im 
Uebrigon  die  Erbberechtigten  weiblichen  Geschlechts  zwar  nicht 
g&nzlich  ausgeschlossen  werden,  aber  doch  in  der  Kegel  den  in 
grleichem  Grade  verwandten  Erben  männlichen  Geschlechts  nach- 
stehen; uneheliche  Kinder  aber  entweder  überhaupt  nicht  successions- 
berechtigt  sind  oder  doch  erst  nach  den  ehelichen  zur  Erbfolge 
berufen  sind.  Die  Frage,  ob  innerhalb  der  männlichen  bezw.  weib- 
lichen Descendenten  des  gleichen  Grades  das  Majorat  oder  das 
Minorat  den  Vorzug  verdiene,  ist  immer  noch  sehr  bestritten  und  es 
weist  in  dieser  Hinsicht  das  geltende  Becht  wenig  üebereinstiromung 
auf.  Den  ältesten  Sohn  zum  Gutserben  zu  ])estimmen,  ist  an  sich 
wohl  das  Natürlichere  und  der  Stellung,  die  dieser  in  der  Familie 
einnimmt,  entsprechend,  es  führt  aber  das  Majorat  leicht  zu  vor- 
zeitigen Gutsnbergaben  mit  allen  den  die  Gutsübergabeverträge 
]>egleitenden  U ebelstanden  (hohe  und  lange\viihr(Miile  Leibgedings- 
lasten.  wachsende  Entfremdung  zwischen  Eltern  und  Kind  etc.). 
Bei  dem  Minorat  wird  dieses  vermieden  und  au(  Ii  die  Abfindung 
der  Geschwister  ordnet  sieh  meist  einfacher  und  glatter,  weil  hier 
die  Eltern  fflr  die  Ausbildung  und  Versorgung  der  älteren  Ge- 
schwister zu  sorgen  besonderen  Anlass  haben  und  daher  diese 
gewöhnlich  in  mehr  oder  minder  gesicherten  Lebensstellungen  zur 
Zeit  des  Gutsantritts  diurch  den  Anerben  sich  schon  befinden*); 
als  ein  Nachtheil  des  Minorats  ist  es  aber  zu  erachten,  dass  über 
die  Person  des  Anerben  Ungewissheit  herrscht,  mit  der  Geburt 
eines  neuen  Sohnes  leicht  Hoffnungen  und  Erwartungen  der  voran- 
gehenden Kinder  zerstört  werden,  was  für  den  Familienfrieden 
uüsslich  ist  und  dass  nicht  selten  lang(«re  Zeit  vormundsehattliche 
Yenvaltung  des  Guts  nothig  fällt  (luterimswirthsehat't) ,  in  allen 
jenen  Fallen  nämlich,  wo  der  AltersunterM-liied  zwischen  Eltern 
nnd  dem  jüngsten  Sohne  ein  sehr  grosser  ist.  was  nicht  immer 
zum  Vortheil  des  Gutes  ausschlagen  wird.  Im  Allgemeinen  ist  zu 
beachten,  dass  die  Bevölkerung,  wo  das  Minorat  eingebürgert  ist, 

^Das  jüugste  Kind  erbt,  damit  die  älteren  aus  dem  Neste  sind,  wenn  der 
Erbe  wieder  brüten  will"  (J.  Mdser). 
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sehr  zfthe  an  dieser  Bechtseinrichtimg  fest  hält,  und  die  Oesetz- 
gebung  wird  daher,  da  keinem  der  beiderseitigen  Systeme  ent- 
schiedene Yorzfige  anhaften,  wohl  daran  thun,  der  herrschenden 

Sitte  Bechming  zu  tragen  (in  Oldenburg  und  Westphalen  ist  neben 
dem  Majorat  auch  das  Minorat  zugelassen,  in  den  anderen  Anerben- 
rechtsgesetzen prilt  das  Majorat:  in  Bayern  nach  dem  Edict  von  1808 
das  Minorat  hinsichtlich  der  Söhne,  das  Majorat  hinsichtlich  der 
Töchter  Kechtens) 

4.  Per  wichtigste,  aher  auch  schwierigste  Grund  in  der  Ge- 
staltung (h's  Anerbonrechts  bleibt  die  Festsetzung  des  Üeber- 
nahmswerths  (der  Gutstaxe),  zu  dem  der  Anerbe  behufs 
der  Auseinandersetzung  mit  den  Miterben  die  Gutsnachfolge  anzu- 
treten hat,  weil  eben  hier  die  zwei  sich  widerstreitenden  Interessen: 
einmal  des  Anerben  an  einer  mftssigen  Taxe,  um  im  Besitz  des  Guts 
sich  behaupten  zu  können;  und  sodann  das  Interesse  der  Geschwister 
an  einer  möglichst  gerechten  Abfindung  bezw.  Femhaltung  unbilliger 
Verkürzungen  schroff  nch  gegenUberstehen.  Je  mehr  das  Oleich- 
heitsgefOhl  erstarkt  und  die  egoistischen  Begungen  innerhalb  der 
bäuerlichen  Ereise  gegenflber  dem  gemeinsamen  Familieninteresse 
die  Oberhand  gewinnen,  je  mehr  femer  das  Familienoberhaupt  schon 
durch  die  gemeinrechtiichen  Erbtheilungsvorschriften  Aber  den 
Ptlichtthoil  an  einer  Bevorzugung  das  Anerben  gehindert  ist.  um  so 
■«reuiger  kann  im  System  der  freiwillig  geübten  Gutsübertragungen 
von  einem  angemessenen  Ausgleich  zwisclien  obigen  Interessen  die 
Kode  sein,  um  so  nötliiircr  erweist  sich  die  Regelung  dieser  verm»'»- 
gensrechtlichcn  Beziehungen  des  Anerben  zu  den  Gesrliwisteni  durch 
eine  besondere  Gesetzgebung,  d.  h.  durch  «»in  Aner])enrecht,  wenn 
überhaupt  der  Vortheil  der  Individualsuccession  nicht  in  das  gerade 
Gegenthoil  umschlagen  soll.  Mehr  als  auf  anderen  Gebieten  haben 
die  Bechtsgrundsätze  des  gemeinen  (römischen)  Kechts  in  Bezug  auf 
die  Vererbung  der  Bauerngüter  nachtheilig  gewirkt,  nicht  bloss,  weil 
sie  ohne  Bflcksicht  auf  die  Natur  des  land-  und  frostwirthschafblich 
benutzten  Grund  und  Bodens  imd  seine  Belastungsfthigkeit  mit 

't  An  der  Kiitst*-lnin}r  der  uralten  Sitte  des  Minorats  bei  Vererbunp  von 
Baueru{füU;ru  mag  ^vergl.  Mayer  in  deu  Bad.  Blättern  für  Justiz  uud.  Verwaltung, 
1B4S,  n.  Bd.,  8.  671  ff!)  ausser  der  Abstellt,  nicht  m  allsn  Toneiiigen  Gntsiibevw 
gaben  g^odrängt  zu  werden,  auch  der  Wunsch  grossen  Autheil  gehabt  haben,  unter 
der  Hcrrscliaft  der  gutsbäuerliclieu  Verhältnisse  die  Entrichtung  der  bei  jeder  Besitz- 
vtraudcrung  entlalleudeu  (iutsabgabeu  so  lange  als  möglich  hiuaus/.uschieben 
und  der  weitere:  dem  überlebenden  Ehegatten  Gelegenheit  zn  Tersehaffen,  sieli  warn 
zweiten  Male  /u  vereheliclien  und  noch  gerMune  Zeit  mit  einen  iweiten  EhegattCBl 
auf  dem  (iute  furthausen  zu  können. 
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Erbscbulden  ((Tleichstellungsgeldeni)  das  gleich»»  Maass  dor  Erb- 
ansprüche  für  alle  dem  Erblasser  gleich  nahe  stehenden  Erben  in 
strengster  Weise  zum  Ausdruck  brachten  (insbesondere  auch  durch 
weitgehende  Beschränkung  der  TeBtirfrpihoit   durch  das  Pflicht- 
theilsrecht),  sondern  und  vor  Allem  auch  desshalb,  weil  nach  diesen 
Orandsfttzen  der  Immobiliamaehlass,  wie  die  fahrende  Habe  auch, 
lediglich  nach  seinem  augenblicklichen  Verkehrswerth  in  An- 
rechnung zu  bringen  ist^  also,  ohne  Bflcksicht  auf  den  durch  die 
Art  der  Ablieben  Bewirthschaftung  sich  ergebenden  mittleren  Werth 
(Ertrags Werth),  und  daher  die  zufälligen,  den  Werth  beein« 
Aussenden  Conjuncturen  des  Tags  für  die  Abschätzung  des 
Guts  zum  maassgebenden  Factor  erhoben  werden.   Weil  nun  in  dem 
Muassf,  als  die  Bevölkerung  wächst,  auch  der  Verkehrswerth  (Tausch- 
w<'rth)  des  Grund  und  Bodens  ebenfalls  zu  steigen  pflegt,  sell)st 
w»^nn  sein  inncr^T,  durch  die  Erträgnisse,  die  ihm  abgewonnen  werden 
können,  sich  bestinunender  Werth  ( Ertrags weiili)  eine  Aenderung 
nicht  erleidet,  so  könnte  die  stricte  Anwendung  der  gemeinrechtlichen 
Grundsätze  im  Laufe  der  Zeit  zu  immer  höherer  Belastung  des 
Anerben  fähren  und  dessen  Lage  mit  jedem  Erbgang  zu  einer 
zunehmend  ungünstigeren  gestalten;  wachsende  Verschuldung  der 
nach  der  Individualsuccession  Tererbenden  landwirthschafklichen 
Anwesen  und  häufige  Zusammenbräche  ihrer  Besitzer*  oder  aber 
Verzicht  des  Anerben  auf  den  Antritt  des  Guts  und  üebergang 
des  letzteren  in  dritte  Hände  wären  die  unausbleiblichen  Folgen^). 

5.  Wie  daher  das  Fideicommissrecbt  die  Erbanspräche  der  Ge- 
scliwister  des  Fideicommissnachfolgers  auf  massige  Abfindungen 
(Apanagen)  einseluänkt,  so  hat  aurh  das  ältere  bäuerliche  Anerben- 
recht dem  Anerben  sehr  weitgehende  Vergünstigungen  gegen- 
über den  Geschwistern  eingeräumt  luid  durcligehends  die  Gutsüber- 
nahme zu  einer  ermässigten  Taxe  (kindlicher  Anschlag, 
V  Orth  ei  Is  recht)  vorgesehen  oder  den  Geschwistern  überhaupt 
nur  Alimentations-  und  Ausstattuugsansprüche  eingeräumt,  damit, 
wie  ältere  Oesterr.  Gesetze  sagen,  der  Uebemehmer  auf  dem  Gut 
„wohl  hausen  könne".  Das  neuzeitliche  Anerbenrecht,  welches  mit 
dem  „Geist  der  Zeit*^  rechnen  muss,  um  nicht  statt  eines  zu- 
Medenen  Anerben  zahlreiche  missvergnflgte  Elemente  zu  schaffen, 
wird  jene  dem  älteren  Becht  eigenthflmliche  weitgehende  Bevor- 
zugung des  Anerben  fallen  zu  lassen  und  sich  darauf  zu  beschränken 
haben,  durch  maassrolle  Erweitenmg  der  Testirfireiheit  bezw.  maass- 

*)  Vgl.  hiezu  die  grimcUäUlicben  AiutiUUruugeu  in  §  Ö4. 
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volle  Ausgestaltunj^^  (nicht  völlige  Aufhebung)  des  Pflichttheilsrechts 
(siehe  g  80  Zitt".  1),  sowie  durch  soigf&ltig  erwogene  Vorschriften  über 
die  Abschätzung  des  Guts:  sei  es  nach  den  ad  hoc  ennittelt^ii 
mittleren  Erträgnissen,  sei  es  nach  den  für  die  Zwecke  der  Steuererhe- 
bung festgestellten  Anschlägen,  mit  oder  ohne  die  Einräumung  eines 
besonderen  dem  Anerben  Terbleibenden  „Voraus"  (Frftcipuums) 
die  Lage  des  Anerben  zu  einer  erträglichen  su  gestalten;  auch 
sollten  demselben  billige  Abzahlungsfiristen  gewährt  oder  bestimmi 
werden,  dass  die  eingetragenen  Schuldantheile  während  der  Miiider- 
jährigkeit  der  Geschwister  nicht  gekündigt  werden  dürfen  und 
solange  diese  Abfindung(Mi  auf  dem  Gut  lasten,  auch  nicht  verzinst 
zu  werden  brauchen.  Eine  Abfindung  aussoliliesslicli  in  Renten 
(Tilgungsronten),  wie  sie  vt^rcin/i'U  befürwortet  worden  ist würde 
zwar  für  den  Anerben  die  günstitrste  Lösung  sein,  ist  aber  bisher 
nirgends  adoj)tirt  wor(b'n  und  wohl  mit  Heebt,  da  den  Geschwistern 
mit  der  Iientenal)findung  sehr  häufig  nicht  gedient  sein  wird  (wenn 
es  sich  um  die  Selbstständigmachimg  in  irgend  einer  erwerbenden 
Thätigkeit  handelt)  und  da  der  dieser  Art  der  Abfindung  zu  Grunde 
liegende  Gedanke  ebenso  gut  durch  den  Anerben  selber  mittelst 
Aufnahme  eines  Annuitätendarleihens  oder  Abschluss  eines  Lebens- 
versicherungsvertrags, um  daraus  die  Erbportionen  zu  bestreiten,  er- 
reicht werden  kann.  Tritt  mit  der  Erlassung  eines  Anerbenrecbta 
in  der  Ordnung  dos  Fflichtstheilsrechts  eine  grundsätzliche  Aenderong 
nicht  ein,  so  muss,  damit  eine  Vergünstigung  des  Anerben  in 
der  vorbezeichneten  Weise  Platz  greifen  kann,  bestimmt  werden, 
dass  die  rrtichttlieilsberecluning  für  die  miterbendeu  Geschwister 
auf  Grundlage  der  nacli  <b'n  liesonderen  Normen  der  Anerbenrechts- 
gesetzgebung zu  erniitteln<len  Wertlieinschätzung  des  (iuts  und 
wo  ein  rräciiiuum  dem  Anerl)en  gewährt  ist,  uacli  Al»zug  des- 
selben, zu  erroigen  habe:  und  dass  wegen  Verletzung  dos  Plii<.ht>- 
theils  solche  Verfügungen  des  Erblassers  nicht  angefochten  werden 
dürfen,  durch  welche  die  Fälligkeit  der  Krbaiitheile  der  Miterbeu 
bis  zu  deren  Grossjährigkeit,  bei  bestehender  Alimentationspflicht 
des  Anerben  ihnen  gegenüber  während  dieser  Zeit,  hinausgescho- 
ben wird. 

')  Wenn  8 ch u h mach er-ZarchUu  ((inmderbrecht  im  Licht  de«  Reuten- 
princips,  1S71)  meint,  dass  sobald  das  K«]iita1iBatiousprincip  der  Verüchuldung  za 
(Miii»t<Mi  di  >  Ik  (■  n  t  (•  n  prim  ips  inilV'<"ir«'lMMi  Avcrd«',  »-s  einer  Hef^ünsfi<runj;  des  Anerben 
uic-lit  uichr  bediirte,  hu  bind  duch  wohl  üinii^e  Fragezeichen  geatattet  ^vgl.  auch 
V.  Miaskowflki,  II,  S.  226  ff.).  Fnr  Abfindung  in  Kapital  oder  Rente  nach 
freier  Walil  des  Anerben  ist  (^üerke,  a.  a.  O.»  S.  436 ffn  ^  tubedingte  Abfin- 
duug  iu  Keute  Jäger,  a.  a.  U.,  25b. 
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6.  Eine  gewisse  mässieo  Bovorziigung  des Anerbfii.  st'lbst  wenn 
sie  (Ipiti  inodernen  Gleichheitsgefühl  au  sich  nicht  gemäss  wäre, 
braucht  übrigens,  wie  v.  Miaskowski  mit  Eecht  betont,  nicht 
einmal  mit  den  wahren  Interessen  der  miterbberechtigten  Ge- 
schwister im  Widerspruch  zu  stehen;  denn  auch  die  letzteren 
müssen  es  als  einen  Vortlieü  ansehen,  wenn  verhütet  wird,  dass  in 
Folge  zu  hoher  Einschätzung  und  einer  dadurch  lierbeigeführten 
Nothlage  des  Auerben  das  Familiengut  nicht  behauptet  werden 
kann,  wobei  im  Fall  einer  Subhastation  des  Guts  ihre  Erbportionen 
möglicherweise  zum  Theil  yerloren  gehen;  wie  denn  die  Mii- 
erben  nur  bei  dauernder  Erhaltung  des  Familienbesitzes  in  Zeiten 
der  Noth  auf  dem  väterlichen  Gut  eine  Zufluchtsstätte  finden 
k(Vmien.  „Es  erscheint  mithin  die  Bevorzugung  des  Anerben  .... 
als  ein  Aequivalent  fdr  die  Pflichten,  die  mit  der  üebemahme  eines 
Familienguts  verbunden  sind,  Pflichten,  die  namentlich  den  noch 
nicht,  sowie  den  nicht  mehr  erwerbsfähigen  Geschwistern  gegen- 
über zu  Tage  treten*'*). 

')  Y.  Miaskowgki,  a.  a.  O.,  S.  286.   So  steht  auch  schon  für  List  eine 

gesetzlich  zu  statuirende  Bevorzug'unpr  des  Anerben  als  nöthipe  Folgeruupr  aus  der 
.\uerh»>nrt'cht>-(ii  sf  t/Lrebung'  fest.  (l»r  hierzu  (a.  a.  0.,  S.  74t  bemerkt,  nicht  jeder 
kumie  Seh iils kapilan  sein,  mau  miisse  auch  Matrosen  und  SchiHsjuugua 
haben.  —  Vgl.  aach  Schneider-Falber,  Anerbenrecht  und  Lebensversichernnip, 
1889:  .Niclits  ist  jrerechfcr  al>  '_"-*'ia(b'  das  _.V(traus'*".  l>ie  Kiferer  ^rc^eii  (lasselhc, 
meiäteos  ^„iitÄdtiäche  Pulitiker"",  gehen  eben  vou  ihrcu  ütiidüscheu  Auschuuungeu 
ans.  In  der  Stadt  arbeiten  aber  in  der  That  die  Orundstflcke  sosnsagen  ffir  sich 
selbst:  der  Eigenthiimer  hat,  abgesehen  von  der  Mühe  der  lQstandhaltun<r,  nur  den 
Mietligewjnn  eiiizustrt^ichin.  Anders  beim  Landbesitz:  erst  der  voUe  Kiiisafz  der 
Kraft  und  Arbeit  des  Auerbeu  brin-,^!  ihu  selbst  zum  Genüsse  seines  Krbthcils; 
und  eben  dieses,  die  Arbeit  und  die  i'iiib'  öffentlicher  Pflichten,  die  der  Ontsftber« 
nehmer  zn  leisteti  bat.  rechtferti^ren  «las  _  _  V<n;nis"^,  wo  seinen  Miterht  Ti  unter  allen 
Umständen  nj,eia  arbeitsiuses  Einkommen  zutiiesst  uud  ihnen  ihre  ganze  Arbeitsluraft 
frefbleibt***.  Ja,  selbst  dieses  muss  ja  erst  ans  dem  Onte  durch  die  Arbeitskraft 
des  T'ebemehmers  herausgezogen  werden.  Freilich  trifft  dies  nur  da  zu,  wo  der 
Anerbe  selber  wirtbschaftet,  seineu  Grund  uud  Boden  „„mit  dem  Kücken  besitzt^". 
Aber  das  ist  glücklicherweise  in  Deutschland  noch  vorwiegend  der  Fall."  —  Und 
Marchet  in  Si  hnmller's .Jahrb.,  Bd. XIII,  S.  1305  ff.)  erblickt  wenigstens  in  Gegen«!« n. 
in  denen  der  H«>t"  auch  als  „im  Hintergrund  stehende  /iillu«  litsstütte"  betraelitet  wird, 
in  dem  Voraus  des  Anerben  „keine  iSchwüchuug,  sondern  eine  Kräftigung  des  für 
den  Staat  hochwichtigen  Familiensinns". 

_Nur  dann'',  sagt  G icrke  (a.  a.  < >..  S.  411  ff.),  -wenn  über  (b-n  Kr(  i>  der  elie- 
licben  und  häuslichen  (leineinschaft  hinaus  jede  organische  Einheit  der  Eamilic  uud 
jeder  Begriff  des  Familienguts  aufgelöst,  das  Eifi^enthnm  ans  jedem  Znsammenhang 
von  Ptlii  bten  und  Leistungen  für  ein  Ganzes  !i«  rausgerissen  .  .  .  ist.  wird  das 
gleiche  Erhn(lit  von  I?ru<lcni  und  Sehw»'stern  als  ein  tiebot  der  K«'i  htsidee  er- 
scheinen. I>enu  als  ludividueu  sind  sie  durchaus  gleichwerthigc  Mitbewerber  um 
das  serfiülende  Hansrermögen  .  .  .  Wo  aber  der  Oedanke  des  Familienguts  noch 
lebendig  ist.  «Kt  I^csitz  /.ngb  ich  als  ein  mit  der  Stellung  an  der  Sjiit/.e  der  Familie 
Terbnndener  socialer  Beruf  erscheiut  uud  der  Einzelne  nur  als  Glied  einer  bleiben» 
den  Fanilfeiudiiheit  .  .  .  .,  da  wird  nicht  das  gleiche,  sondern  das  nngleiche  Erb* 
iccbt  von  der  Bechtsidee  postnlirt  werden.  Denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um 
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7.  Jodo  Vor2:ünstigiin<r  des  Anerben,  welclie  das 
Gesetz  einräumt ,  kann  freilich  dazu  missbrauclit  werden ,  das  um 
massigen  Anschlair  erworbene  Anwesen  an  Dritte  mit  Vortheil  zu 
veräussern,  in  welchem  Fall  die  Geschwister  mit  Hecht  sich  be- 
klagen müssten,  dass  ihnen  ganz  nutzlos  ein  Opfer  im  angeblichen 
Familieninteresse  angesonnen  worden  sei.  Man  könnte  dieser  Folge 
durch  eine  Bestimmung  vorbeugen,  inhaltlich  deren  der  Uebererlöa 
aus  einem  innerhalb  bestimmter  Zeit  nach  der  Gutsflbemahme  er- 
folgten Verkauf  nachtrftglich  in  die  Erfoschaftsmasse  einzusohiessen 
ist;  es  ist  aber  nicht  zu  verkennen,  dass  der  Anerbe  durch  simu- 
lirte  Vertrage  Ersatzansprüchen  erfolgreich  begegnen  und  dass  eine 
solche  Ordnung  überhaupt  die  Quelle  widerwftrtiger  Bechtsstreite 
werden  kann.  Eher  durchführbar  und  erfolgversprechend  wOrde 
die  Vorschrift  sein,  welche  den  Miterben  des  Gutsnachfolgers  flr 
den  Fiill  des  Verkaufs  des  Guts  ein  Vorkaufsrecht  einräumt, 
wie  dies  in  Mecklenburg -Schwerin  durch  die  Verordnung  vom 
24.  Juni  1S()Ü  betreffs  der  Bauergüter  des  Domaniunis  bestimmt  ist. 
Im  Allgemeinen  aber  ist  zu  sagen ,  dass  da ,  wo  überhaupt  ein 
Anerbenrecht  in  dem  Bewusstsein  der  ländlichen  Bevölkemng  noch 
feste  Wurzeln  hat  und  die  Angehörigen  derselben  nicht  zu  Güter- 
speculanten  herabgesunken  sind,  Fülle  der  vorbezeichneten  Art 
doch  äusserst  s»'lten  werden.  Jedenfalls  aber  können  aus  dem 
möglichen  Missbrauch,  der  an  die  gedachte  gesetzliche  Regelung 
wie  an  jede  menschliche  Einrichtung  sich  knApft«  grundsfttzlicbe 


die  Concarrenz  gleichwerthigw  LudlTiduen,  sondern  um  die  Ordnung  eines  mu  tat- 

gleichartigen  Bestaiultheileii  zusammengefügten  Ganzen  ....  Auch  da,  wo  das 
Kechubewussteein  der  Landbevüliceruug  in  diesem  Punkte  ins  Schwanken  gerathen 
ist,  dfirfte  der  heutig«  Oeietsgeber  eher  TeranlMit  m&d,  auf  die  Wlederbenüigiiiiiff 
des  Gedankens  der  Familieneinheit  hinzuwirken,  als  dem  ohnehin  mächtig  vordringen- 
den Strom  indindualistischer  An.scliamingswei.se  auch  hier  alle  Schleusen  zu  öffneu." 
(Vgl.  auch  dessen  Ausfuhrungen  S.  424  ff.  ebenda.)  —  Anderer  Ansicht  dagegen 
V.  Inama-Sternegg.  der  meint,  dass  .,/u  einem  gemeinrechtlichen  Gruodiatr  sich 
die  differeiiti'  Behiiiullung  der  Erben  in  Bezug  auf  den  Vennögenswerth  der 
Erbschaft  iu  unserer  Zeit  nicht  mehr  eignet.  Gerade  darin  unterscheidet  sich  dhi 
sociale  Prindp  der  modernen  Anerbenfolg«  von  den  nnsodalen  der  frfiheren  Epoclia" 
(a.  n.  O..  8.  3!)8  :  wolu  i  er  aber  doch  die  in  der  vollen  Abfindnngspflicht  liegende 
Gefahr  für  den  Anerben  unterschätzt,  da  diese  Gefahr  durch  die  von  ihm  befürwortete 
Abfindung  mittelst  Benten  —  statt  in  Kaoital  —  keineswegs  in  allen  Fällen 
(man  denke  au  eine  grössere  Awiifthl  Hiterben)  bescltworen  werden  könnte.  —  Sehr 
übertrieb»'ne  Fordertuirren  dagegen  zu  Gunsten  dtvs  Anerben  unter  Preisgabe  der 
geschwisterlichen  Interessen  bei  Treser,  Die  Erhaltung  des  Bauernstandes  und  die 
Chnudeigeothumsti-age«  1884,  eine  Schrift,  die  auch,  was  das  Ka]iitel  des  Credits 
anlangt,  in  dciist'lbcii  Maasslosigkeiten  sich  ergdit,  die  überhaupt  auf  di(>si  m  «'tchii  te 
einen  Theil  der  agraipolitischen  Literatur  Oesterreidis  (fgL  a.  h.  die  Schritteu  und  Auf- 
sätM  des  Freiherm  y.  Togeis ang)  auszeichnet  und  rom  denen  selbst  Stein 
nidkt  ganz  freizusprechen  ist. 
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Eiiiw»Mi(luiiL;(Mi  gt'gen  ersterc  nicht  abgt'hnU't  werdoji.  zumal  diese 
^Iissl>räu('lit^  im  System  des  freiwillig  geül)ten  Gutsübertragungs- 
vertrags ebenso  vorkommeu  können  und  thatsächlich  TOigekom- 
men  sind. 

Anra.  1.  Daruiif.  iIhss  jfde  weitgehende  Bopriinstigun}:  des  Anerben  znni  Voi  - 
kuutürei'ht  der  Miterben  hiuleitet,  dieses  über  mancherlei  andere  l'ebelstuude 
xritigt,  hat  auch  Paasche  (in  Conrad'«  Jahrb.,  N.  F.,  Bd.  XIV,  S.  252  ff.)  betont. 

V.  Inama  SternepTtr  a.  O.i  tritt  fiir  riti  ^^>I■k  a  n  fs  rcclit  d^r  Mit- 
erben «»owie  dafür  ein,  dattü  faliü  nach  meinem  Vorächiag  die  Jküterbeu  in  iieutcn 
<Tilgungrsrenten)  abgeftinden  werden,  beim  Ueberg-ang  des  Önts  an  Dritte  der  Ver» 
kaufüerlös  in  erster  Reihe  zur  kapitalistisclien  Abfindung  der  Kentenberechtigten  all 
verwenden  ist.  Anderseits  Iieturwortt-t  dieser  SehriftsteUer.  dass  die  Hentenans]>riirbe 
»ler  Miterben  nur  an  Miterben  und  deren  Descendeuten  veruuüiiert  uder  sonst 
fib«rtrai?eu  werden  dürfen,  wobei  dem  Anerben  zum  Zweck  der  ConsoUdimng  wieder 
«in  Viirkaufsrecbt  einztiriiiiiiien  wäre  und  er  betrachtet  es  als  einen  besonderen 
V'urzug  dieties  V  orüchlags ,  duss  .bei  einer  solchen  familienhatten  Gestaltung  des 
ans  dem  Familienbande  entsprungenen  SchnldTerhttltnisses  Fordemng  und  Leistung 
im  Ganzen  viel  weniger  auf  die  strengen  Zwangsnntt«'l  des  formalen  Rechts  gestellt 
sein  werden"  (a.  a,  ().,  S.  405U  Bei  einer  K  a  p  i  t  a  1  abtindutig  der  Mitrrben  gehl 
aber  letzterer  Vortlieil  keineswegs  verloren  und  das  Kechtsverhältuiss  zwischen 
Anerbe  nnd  Mit<'rben  bleibt  ein  uesentlieh  (>infachere8  nnd  dnrcbricbtigem,  nnd 
e>  wird  auch  fiir  dfii  Anerben  kein  drückendes,  s«ifeni  er  <ich  nur,  was  jeder/fit 
möglich,  der  Kapitalabündung  durch  Aufnalune  eines  Aunuitätendarlehens  oder 
Absehlnss  eines  Lebensversicberungsvertrags  entledigt. 

2.  Wenn  znr  Illustrirung  der  Willkührlichkeit,  mit  der  bei  Abschät/.nngeu 
im  (iebiit  dfs  Anerbenrecbts  verfahren  wird.  Schupp,  Das  Hofgüterwesen  im  Aiiit^ 
bezirk  WoUach  (Baden;,  187U,  den  Fall  erwähnt,  dass  ein  in  den  3Üer  Jahren  um 
90000  fl.  flbergebener  Hof  apftter  um  60000  fl.  verkauft  worden  ist;  ein  anderer 
Hof  iSeebenhof  in  »HTiiarkung  l'i]>p»ddsaii  im  Tahre  IHHO  nm  8()(K)0  tl.  ange- 
schlagen uud  4  Jahre  spater  von  einer  llulzhändlergesellschaft  um  lOOOUO  Ü.  er- 
worbMi  worden  ist,  welche,  nachdem  sie  för  100000  fl.  Holx  herausgezogen  hatte» 
ihn  183H  tun  l'jOiXK)  tl.  an  die  Standesherrschaft  FürstnilM  i \^i<  (it  l■  veränsserte 
(S.  4ß*  und  iibnlicbe  FäUe  auch  von  Mayer,  „Frltfr  dif  rutlieilliarkiit  der  ge- 
schlossenen liofguter"*,  in  den  Blättmi  (ur  Justiz  und  Verwaltung  in  Baden,  1842, 
erwfthnt  werden:  ein  Gnt  an  5000  fl.  ant:< •^(■hlagen,  wurde  nachmals  an  185000  fl.,  ein 
.ludercs  zu  1700  fl.  angi-srblair*!!.  zu  ti.  vi'rkanft.  sf>  beweisen  diese  Vorkomiu- 
uis^  doch  nur,  wie  sorglos  in  frühereu  Zeiten  die  Gutsanschiagc  aufgestellt  wurden 
nnd  es  wird  der  Wiederholung  derartiger  Votkonmmisse  gerade  durch  dne,  die 
Abschätsungsgrandsätae  festlegende  Gesetzgebung  wolil  am  wirksamsten  entgegen- 
getreten.  — 

3.  Die  recht  liehe  n  Ci  run  d  sa  t  ze  ui>er  die  Ermittelung  der  Gutstaxe 
in  der  deutschen  Anerbenrechtagesetzgebung  weisen  eine  grosse  Mannichfaltigkeit 
auf:  in  Braunschweig  nnd  Oldenburg  ist  die  Art  der  Vornahm«-  dir  Scliiit/ung 
den  auüzttstellendeu  Taxatoren  (Schiedsmännern)  überlas.sen,  dagegen  in  den  P  r  e  u  s  - 
si sehen  Gesetzen  das  Schfttsungsverfahren  im  Gesetz  selbst  gt>regelt.  Beispiels* 
weise  ist  tin  Hannover  vorgeschrieben,  dass  der  Ibd*  nebst  Zuladuir,  Jedoch  aus- 
schliesslich des  Hotfsinventars.  nacli  dem  jiihrliclien  Reinertrag  abzuschätzen  ist, 
deu  er  durch  Benutzung  als  Ganzes  im  gegenwärtigen  Culturzustaud  und  bei 
ordnnngsmässiger  Bewirthschafhing  gewährt.  Die  vorhandenen  Gebäude  uud 
AnlagiMi  sind,  soweit  zur  Wohnuii;:  und  IlfwirtliM  hattini^r  t  rl'(irdi'rli{  Ii .  nicht  be- 
sonders zu  schätzen.  Vou  dem  ermittelten  jährlichen  i-^rtrag  sind  alle  dauernd 
auf  dem  Hof  ndMt  Zubehör  ruhenden  Lasten  nnd  Abgaben  nach  ihrem  mnthmass« 
liehen  jährlichen  Betrag  abzusetzen  nnd  d*  r  so  * nnittelte  Jahresertrag  mit  dem 
Z  w  an  z  i  gfa  r  b  •*  n  zu  Kapital  zu  berechnen  und  b  t/.trreni  der  nach  einem  dnrch- 
schuittlichen  Verkaufswerth  zu  berechnende  Werth  des  iiofesinventars  hinzuzu- 
setzen.  Ton  dem  auf  diese  Weise  ermittelten  Hofes werth  hat  der  Anerbe  nach 
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Abzug  eiues  ihm  als  Voraus  verbleibenden  Drittels  zwei  Dritttl  iu  die 
Erbschaflsmasse  eiiunucliiesMni.   Sdiidd«ii  siiid  nrnSchsi  anf  dai  sonst  vorliaiideii« 

Vennög-cn  iMnznrechiieil,  und  sofmi  sie  durch  letzten  s  nicht  prf  dcrkt  worden,  von  dem 
Anerben  zu  überndhilieii  und  werden  in  diesem  ir'all  bei  der  Erbtheilon^  von  dem 
Hofeswerth  abgesetst.  Aehnliehe  Normen  fSr  Schleswig-Holstein.  —  Einen 
anderen  Wog  hat  die  Preuss.  Gesetzpebung  da)<egen  in  Westphalcn  einfresclilagwi, 
da  hier  an  Sfrlle  der  individuellen  Wcrthsemiittehnifj  die  Keststellunfr  der  (iutsl.ixe 
in  mehr  schemutischer  Weise  erfolgt,  iudem  als  solche  der  zwauzigfache  Betrag 
des  befan  Ornndstenercataster  angesetsten  Beinertrages  nnd  des  bei  Veranlagnnip 
der  CJe]i;iii(l("<ffucr  cinireschätsten  NutBlinpswcrthes  /n  -jelton  liat  ini<l  uolx-i  nur 
solche  Uebäude  zu  berücksichtigen  rind,  welche  weder  zur  Wohnung  des  Kigcn- 
thümers,  seiner  Arbeiter  etc.  noch  zur  Bewirthschaftnng  bestimmt  sind,  das  Gnts- 
in  vent  arium  aber  bei  der  Schiit  zun  g  gftnslich  ausser  Betracht  bleibt. 
Kin  l)es(>nderes  Voraus  ist  Änpesiehts  dieser  selir  niiissijren  Taxe  sellf^tredend 
nicht  zuj;e\vie.sen  (verhülltes  Voraus  >.  AehuUch  in  der  Liiudjrüterorduuiig'  für 
Brandenburg  (hier  indess  der  drei ssigfache  Betrag  des  (irundsteuerreinertraga 
maassgeltend  1 ;  wälirend  in  jener  für  Schlesien  anrh  die  (M-liiuide  nicht  besonder» 
veranschlagt  werden,  suudem  der  vierz ig  fache  Betrag  des  Uruudsteuerreiuertrags, 
in  Emangelnng  einer  anderweiten  Vereinlraning,  den  üebemahinepreis  bildet,  indeaa 
auf  Antrag  des  Anerben  oder  eines  Miterben  der  Ilebeniahniepreis  dorch  Ab- 
schätzung festzustellen  ist,  welche  nacli  den  jeweiligen  Abschülzungsgnindsätzou 
der  Schlesischen  Landschaft  durch  deren  Behörden  zu  erfolgen  hat.  —  in  der 
Landgfiterordnung  für  den  Keg.-Bez.  Kassel  endlieli  stellt  den  rebemahmepreis, 
falls  eine  Vereinbanuifr  der  Betheiligten  nicht  ert'ol^rt.  ein  F am  i I ien  ra  t  h  nach 
dem  Ertragswerth  dergestalt  fest,  „duss  die  dauernde  Erhaltung  des  Uuts  den 
ausschlaggebenden  Gesichtspunkt  bildet  nnd  sowdt  als  es  dies  Interesse  erfordert, 
der  Gutsübernehmer  vor  seinen  Miterben  zu  l»ev(>r/nj::eii  ist"  uud  wobei  »das  Er- 
messen des  Familienraths  insoweit  beschränkt  ist,  als  »1er  Werth  des  Landguts  nicht 
geringer  als  auf  das  Fünfundzwanzigfacho  und  nicht  höher  als  das  Fünfundvierzig- 
fiiche  des  jährlichen  (Jrundsteuerreinertrags  bestimmt  werden  kann".  —  In  Olden- 
burg schwankt  das  Voraus  in  den  einzelnen  Landestheilen  zwischen  15  und  40  **/o 
des  vollen  schuldentreien  Werths;  in  Baden  betragt  es  nach  dem  Edict  vom 
23.  3fänE  1806  ein  Zehntel  des  Schfttatmgswerths  —  s«^.  ^.kindliche  Anschlag**, 
der  aher  nach  dem  Landrecht  durch  Verordnun^r  der  Eltern  bis  anf  ein  Viertel  unter 
dem  Verkaufswerth  bleiben  darf.  In  äcbaumburg-Lippe  endlich  haiien  die 
Geschwister  fiberbanpt  kdn  Erbrecht,  sondern  nur  Anspruch  auf  Abfind uu;;.  und  dieser 
scliwankt  je  nach  der  Zahl  der  vorhandenen  Kinder  «wischen  dO  und  40  */«  ▼om 
Hofeswerth.  — 

In  Oesterreich  ((iesetz  vom  1.  April  1889)  ist  der  Werth  des  Hofes  nach 
^billigem  Ermessen,  dass  der  Uehemehmer  wohl  bestehen  kann",  zu  bestimmen; 
erfoltTt  die  Taxation  durcli  <las  (Mincht.  so  kann  dem  .Anerben  ein  „Vjiraus"  im 
llödistbetrag  von  einem  Orittel  des  ),'-erichtlich  ennittelten  kost<»nfreien  Werthes 
ztigesproehen  werden,  liir  die  Abführung  der  A blind uugsbeträge  au  die  3Uterben 
ist  den  Anerben  eine  Frist  von  3  Jahren  eingerttiUttC  Diese  aceumnlative 
Uiinfunjc  der  Begünstipunir  des  Anerben  wird  mehrfildi  als  an  weitgehend  er- 
achtet.   Zuckerkandl.  a.  a.  o..  S.  42K  ff.* 

4.  Eine  Begünstigung  kann  dem  .\nerbcn  auch  dadurch  noch  zu  Theil  werden, 
dass  für  die  an  die  Geschwister  zu  /.ahlenden  Erbantheile  becw.  Abfindungssummen 
Fristen  frewährt  werden,  z.  H.  dirarf,  dass  di(«se  erst  fiillij:  werden,  wenn  die 
Miterben  gros.själirig  geworden  sind,  wogegen  dem  Anerben  »lann  dii  sen  gegenüber 
bis  zu  dem  bezeichneten  Zeitpunkt  beaw.  bis  aur  Auszahlung  der  Krl)t heile  eine 
Alimentalions-  und  Erziehungsp flicht  ohlie;,'-t  'Hannover.  Hrandenburir. 
Schleswig- Holstein ,  Kassel,  Schanmbnrg- Lippe)  oder  da.ss  die  Zahlungsjitlicbt  auf 
solange,  als  die  .Vbfindlinge  auf  dem  Hofe  bleiben  un«l  daselbst  gegen  standesgt>mässe 
:\Iitarbeit  standesgemiissen  l  iiterlmlt  haben,  ruht  (Westphalen  und  ilhnlieh  in  Brenn- 
S(  )i\vri'„'  -,  auch  ist  <  iiir  X  iM  sclnitt  hilliLi'.  wclclie  l)e<;f inimt .  dass  der  Anspruch  auf 
Abtindung  erli.scht,  wenn  der  Abzutindende  Iiis  zu  seinem  Tod  deu  Unterhalt  auf 
dem  Gut  gehabt  hat  nnd  nahe  Erben  (Ehegatten  oder  Kinder)  nicht  hiuterlässt 
(Westphalen,  Kassel). 
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8  84.  Yerkehrswerths-  und  Ertragswerthsprincip  im 

Anerbenrechi 

Eine  grosse  und  nachhaltige  Bedeutung  dtlrfen  aueh  die  rein 
facultatiy  gestalteten  Anerbenrechtsgesetze  der  neueren  Zeit,  wie 

bescheiden  vielleicht  aucli  für  lancre  hinaus  ihr  Anwenduni^s^srebiet 
in  Wirklichkeit  hloihcn  niai;-.  jedenfalls  desshall»  in  Anspruch  nehmen, 
weil,  wie  oben  sch<ni  auiiedeutet,  bei  ihrer  Codification  reuclniässiar 
mit  dem  iremein  -  (römisch  -)  rechtlichen  V  e  r  k  e  h  r  s  w  e  r  t  h  p  r  i  n  c  i  p 
gebrochen  und  an  dessen  Stelle  der  (Jrundsatz  der  Ahschätzung 
nach  dem  Ertrag swerth  getreten  ist.  Den  Yerkehrswerth  zur 
Grundlage  der  Bewerthung  des  Nachlasses  zu  machen,  ist  zwar 
an  sich  eine  logische  Folgerung  des  Rechts  jedes  Miterben,  falls 
eine  anderweite  (gütliche)  Uebereinkunft  nicht  zu  erzielen  ist,  zu 
Terlangen,  dass  der  Nachlass  der  öffentlichen  Meistgebotstellung 
unterstellt  werde;  mit  Becht  ist  aber  darauf  verwiesen  worden, 
dass  gerade  im  Gebiet  des  Anerbenrechts  eine  Schätzung,  welche 
Ton  dem  möglichen  Verlauf  einer  Yersteigerung  des  Anwesens 
ausgeht,  mit  den  Absichten  dieses  Erbrechts  in  unmittelbaren 
Widerspruch  tritt,  die  eben  nicht  auf  den  Verkauf,  sondern 
gerade  auf  die  Krlialtung  des  Guts  in  der  Familie  gerichtet  sind, 
und  dass,  wenn  das  geltende  Kecht  ..die  iVblindung  erzwingt  und 
hemisst  unter  der  Voraussetzung  eines  gar  nicht  stattfindenden 
Verkaufs  gegen  IJaargeld  au  einen  Dritten,  sie  einen  künstlicheu 
Zwang  ausübt der  iu  dorn  Wesen  des  Anerbenrechts  nicht  be- 
gründet liegt 

*)  So  MiqUL'l  iu  den  Verhauclluut^eu  des»  Ver.  f.  Socialpoliiik  auu  U.  Octuber 
1888,  Stenog^ph.  Ber.  S.  S4.     Typisches  Beispiel  dafttr,  wohin  die  gewissenhafte 

Bfobachttin;^  dt-r  ^r«  Itciuli-n  Rf'('hts<rriin(lsiit/t'  dnn  li  die  ncainniiiL''  f'iiJimi  kann,  ist 
von  Frfilierru  v.  Üammersteiu-Loxteu  im  Deutäclu'u  JLaudwirthächattsrath  1884 
(8.  279)  ans  Hannover  nutf^heilt  worden :  Ein  seit  Hunderten  von  Jahren  Yom  Vater 
anf  Sohn  wrerbtcr  altor  Faniilit-ulM  sit/.  war  durch  T*  >tament  des  letzten  Besitzer^  dem 
ältest«»n  Sohn  hint«'rla>M'n .  den  Kindfni  alitr.  luitfr  dfiioii  Minorenne  sich  I>c- 
l'audeu,  der  Pflichttheil  vermaclit  wordt-n,  der  nach  ilcni  1> r  t  rag s  wert  h  ermiutli 
war.   Der  Vomrand  hielt  es  indess  fttr  seine  Pflicht,  den  nach  Ertraß-swerth  er* 

mitt(;ltcn  Pflichttficil  anziiiVchtci) .  und  hcansjjruchte  denselben  vom  Kanfwerthe 
deii  Gute.  Der  leutere  wurde  daraul  iu  einer  nidersinuigeu  Hülie  durch  Schätzer 
festgestellt,  der  Hanpterbe  ibemahm  aber  schliesslich  doch  die  Abfindung  nach 
dieser  Wertheruiitthm}!',  am  nur  das  Besitzthum  {i^emäss  der  traditionellen  Familien- 
an>-chanunjr  der  Familie  zu  erhalten,  aber  mit  einer  miverb;iltjiis>iii;i'«<i!r  bnheti  He- 
Ja^taug,  die  bei  einer  Wiederhiduug^  die  Krhallunj;  iu  der  l'  uniilie  iiuumj^lich  luacheu 
wfirde;  nnd  doch  waren  nnd  sind  alle  Fanülienmit|irlioder  des  Kechtsbewusstsdns, 

„das-,  die  Vcriius-ernnjj:  aus  der  Familie  weder  den  eigenen  noch  den  Auslebten  der 
frühereu  ir'amilieumit^lieder  entsprechen  würde**.  —  Aeknlich  iu  der  lieuküclirilt: 
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Zu  «ranz  wifU'rspruehövollon  Kri^olinisson  aber  muss  das  Ver- 
kehrswerthprincip  in  seiner  AnweiHliing  auf  Landüüter  dann  führtMi. 
wenn  es  an  Erfahrungen  darüber,  was  solche  iui  Verkaufsfall  gelten 
würden,  gebriclit  und  wenn  in  Ermangelung  solcher  Anhaltspunkt*^ 
die  bei  Parcellenk&ufen  erzielten  Diirchscluiittspreiso  der  Bewer- 
thung  ganzer  Anwesen  zu  Grunde  gelegt  werden.  Denn  da  Grund- 
stacksparcellen  wegen  der  stete  herrschenden  grossen  Nachfrage 
nach  solchen  jederzeit  hoch  im  Preise  stehen  und  bei  ihrer  Preis- 
bewerthung  durch  die  kauflustigen  Liebhaber  meist  noch  andere 
BUcksichten  sich  geltend  machen,  als  die  auf  Erzielung  einer  Bente 
gerichteten^),  so  gelangt  man  bei  Benutzung  solcher  Parcellen- 
käufe  f&r  die  Zwecke  der  Abschätzung  von  ganzen  landwiitb- 
schaftlichen  Anwesen  zu  Zahlenorgebnissen,  welche  den  wirklichen 
Werth  (den  Ertragswerth)  leicht  um  ein  Vielfaches  übersteigen 


sDie  Landwirtlischatt  im  £egierun<,^äbc2irk  überbayeru'',  1Ö85,  wo  es  heifist,  das« 
die  dorchgängrigt^  UeberschätzanjiT  der  Ontswertite  dnrcb  die  B  et  heiligten  selber 
die  „Frage  der  Ui'lu  i  nuhmsweise  im  Lnufo  der  Zeit  zu  ^er  geradezu  brejuienden 
gemacht  hat'*  und  darauf  verwiesen  wird,  ,,wie  die  üi-völkernug  sich  selbst  täuschte, 
indem  uiau  die  Werthschatzungen  (früherer  g'ünslij^erer  Krwerbszeiten  >  unter  läiig>>l 
veränderter  Sachlage  kttnsUich  festzuhalten  sucht«  '* ;  aber  auch  darauf,  dass  „diese 
irrthümliche  Ueborschützung  auch  Seitens  (h  r  oircntlicheu  Hehördeu  keinerlei  recht- 
zeitige  Correctur  erfuhr  .  .  indem  die  V'ormuudschaftsbehördeu  .  .  auf  der 
SeliStamngr  .  .  .  nach  dem  laufenden  Yerkehrswerthe  bestanden*.  —  Preiherr 
V.  Cetto-Reichertshauscn  macht  miiBecht  darauf  aufmerksam,  dass  eine  Praxis, 
„die  den  Baueruhof  zwar  ungetheilt  übergebe,  jedoch  mit  Lasten  überhäufe,  die 
iliu  schliesslich  gewaltsam  sprengen'*,  an  das  tloelhe'sche  Wort;  «Vernunft  wird 
Unsinn,  Wohlthat  Plage**  eriimert.  (Deutscher  Landwirthschaftsratli.  1S86,  S.  94.» 
Für  V.  ('etto  liegt  s(»gar  der  Sclnverpu  nk  t  der  ganzen  K«'tonn  in  der  Adoptirung 
des  Ertragswerthspriucips;  „das  Auerbeurecht  bchiicsst  die  Grundsätze  der 
Oleichberechtignng  sämmilieher  Notherben  keineswegfs  ans,  ja  es  bedingt  nicht 
einmal  n<itlis\ i  ndigerweise  (!)  eine  Reduction  der  Erbportirjncii  auf  den  rflichtthcil. 
es  bedingt  nur  zugleich  mit  dem  ungetheilten  Uebergaug  des  Guts  auf  ciuen  Erben 
eine  andere  Werthschütznng  als  die  nach  Haassgabe  des  Terkehrswerths,  indem  es 
keine  Yerftnssernng  des  Guts,  sondern  lediglich  eine  Aenderung  in 
der  Person  clcs  W  i  r  t  h  sc  h  n  f  t  c  r  s  heim  Krhgang  snpponirt"  {ebenda 
S.  lüOj;  wo  anders  verfahren  wird,  „kommt  das  onerose  Gescliäft  der  (iutsüber- 
gäbe  einer  Gfitertheilung  im  sehUeesliehen  Effect  gleich'*,  nnd  ein  freiwilliger  Ver- 
kauf behufs  Theihni;r  des  durdi  ihn  zu  hestimmen<li'n  (Iiitswcrtlis  würde  besser 
sein,  als  „ein  auf  die  Folgen  einer  irrationelleu  Nachlassreguliruug  zurückzufüh- 
render Zwangsverkanf*.  —  Aelmlich  Schmoller  in  Thiels  landwfarthschafUichen 
Jahrbüchern,  18S2,  S.  (522  ff.:  ferner  Miquel  und  Conrad  auf  der  Versammlung  des 
Vereins  für  Socialpolitik.  Herbst  1H82,  W(j  ersterer  »inen  obligatorischen  Satz 
im  C'ivilrecht  verlangt,  _der  eine  völlige  BescUiguug  des  dem  Bauernstaud  st» 
schldlichMi  römischen  und  französischen  Recht«  herbeiführt  in  Bezug  auf  die 
Berechnung  der  Quoten  dcrieiii<ren  Krhben'c1iti<.'-tt>n,  die  das  (jut  nicht  übernehiiu  ii  *". 

^)  In  den  Gegenden  des  stark  parcelürten  Eigeuthums  wird  „die  Grenze  der 
Kaufpreise  nicht  dnrch  den  capitaliiirten  Keinertrag  des  Bodens,  sondern  durch 
den  Kapitalwerth  des  Rohertrags  nach  Abzug  der  Abgaben,  des  Aufwands  für  die 
Saat  und  höchstens  noch  des  Tlieils  der  Bestelluugskosten.  «1er  durch  das  Gesjiann 
Terursacht  wird,  aber  nicht  nach  Abzug  der  Arbeitskosteu  bestimmf^. 
(Helferich,  a.  a.  O.,  Jahrgang  1863^  8.  193w) 
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und  bei  einer  Yersteigerung  des  Guts  in  ungetheiltem  Zustand 
niemftls  erreieht  werden  kdnnten,  sondern  eben  nur  zutreffend  für 

den  Fall  einor  Parcellirunp:  wäron,  die  abor  vielleicht  im  creirebenen 
Fall  praktisrli  mir  niclit  (liiiTlituliil)iir  wän^  und  die  lierbeizutulireu 
den  Al»si(  lit«'n  des  (ie>»'tzt's  wie  donen  <les  EHdassers  cferadezii 
wi«Ier:<j>rtH  li»Mi  würde.  Es  wird  also  auf  einer  rein  tniLnrttMi  (Jrund- 
lage  »^iu  Werth  künstlich  construirt,  bei  dem  die  <  icschwister  des 
AnerlM'u  um  ebensoviel  uiiLr(>r(*elit  Ix'ijunstiqi  werden,  als  ersterer 
sicli  benachtheiligt  sieht,  und  es  kann  daher  eine  solche  Preisfest- 
setzung im  Vollzug  des  Anerbenrechts  nicht  anders  denn  zu  einer 
übermässigen  Verschuldung  de8Anerl)en  füliren,  dem  ideelle  Werths- 
theile  gutgeschrieben  werden,  die  er  eben  nur  im  Fall  der  Zer- 
schlagung des  Guts,  aber  niemals  im  Wege  der  Bewirthschaftung 
realisiren  kann.  Die  Nothlage,  in  welcher  viele  Hofbesitzer  in 
den  Gebieten  des  Anerbenrechts  thatsächlich  seit  Jahrzehnten  sich 
befinden,  ist,  wie  die  landwirthschaftlichen  Erhebungen  der  80er 
Jalire  Überzeugend  dargethan  haben,  durch  diese  irrationelle 
Handhabung  des  geltenden  Bechts  Uber  die  Schätzung  von  Liegen- 
schaften vielfach  herbeigefülni;  worden  und  man  darf  sich  nicht 
darülier  wundern,  wenn  die  bei  ire  r  i  c  h  tl  i  c  h  e  n  Erbesauseinander- 
setzungen auf  solchen  Grundlagen  ergehenden  Abschätzungen 
auch  auf  <lie  Feststellung  der  (Jutstaxen  bei  (i  u  t  s  n  b  e  r  ga  b  s - 
verträL'^en  sich  (ieltung  ver>«  hatTten.  Man  muss  dabei  auch  mit 
der  Tliatsache  rechnen,  dass  die  BetheiliLiten,  ungewohnt,  kauf- 
männiscii  zu  rechnen,  nur  zu  leicht  vertrauensselig  das  Erirebniss 
selbst  verblüffendster  Schätzungen  hinnehmen,  ja  oft  kurzsichtig 
genug  sind,  einem  hohen  Gutsanschlag,  der  sie  plötzlich  reicher 
und  vor  Allem  creditfähiger  erscheinen  lässt,  sich  willig  unter- 
zuordnen. Bichtigere,  von  der  Natur  des  Grund  und  Bodens  als 
einer  Bentenquelle  ausgehende  Abschätzungsgrundsätze  eingeftthrt 
zu  haben,  die  nicht  bloss,  wie  das  gemeine  Becht,  nur  oder  vor- 
wiegend die  Erbansprüche  der  Miterben,  sondern  ebenso  sehr  die 
Person  des  Anerben  berflcksichtigen  und  diesem  nichts  zumuthen, 
was  er  nach  Lage  der  Sache  nicht  leisten  kann,  ist  daher  eine 
nicht  hoch  genug  zu  veranschlagende  Emmgenachafb,  welche  den 
neueren  Anerbenrechtsgesetzen  verdankt  wird,  die  die  römisclien 
Kecbtsgrundsatze  gera<le  auf  jenem  Gebiet  /.urüi  kge(Irängt  haben, 
auf  dem  sie.  wegen  der  rnvereinbarkeit  des  Verkehrswerthsprincips 
mit  dem  Wesen  des  landwirtbschaftliehen  Betriebs  und  dem  ZwiM^k 
des  Anerbeurechts  überhaupt,  uiizweil'eliiatt  besouderd  scliädlicü 
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gewirkt  haben.  Dieser  Bruch  des  neuen  in  den  Anerbengesetzen 
zum  Ausdruck  gelangten  Agrarrechts  mit'  der  alten  juristischen 
Tradition  ist  um  so  bedeutungsvoller,  weil  die  von  ihm  ausgehenden 

Kechtsanschamingen  mit  der  Zeit  auch  da,  wo  ein  eigentliches 

Anerbeiiroclit  nicht  besteht,  .siel»  Geltung'  verschaffen  und  auch 
die  Grundsätze  über  die  Abscliätzunir  von  Liesxenschaften  von 
Amts  wegen  im  Sinne  jener  Normen  mehr  und  melur  beeinflussen 
werden 

g  85.  Abschliessende  Betraclitungen ;  geltendes 

Anerbenrecht. 

1.  Wie  günstig  audi  immer  die  Gesetzgebung  zur  Hrmr.glichunfr 
einer  verständigen  Durciifühnuig  des  Anerbenrechts  die  Lage  des 
Anerben  Gfestalten  mn'j;.  so  kann  sicli  «btch  dann,  wenn  eine  er- 
liebliche  Anzahl  Miterben  vorhanden,  wenn  ausserdem,  wie  häufig, 
das  Gut  bereits  mit  älteren  Schulden  belastet  ist,  dessen  Lage 
immer  noch  zu  einer  recht  preeären  gestalten;  auch  muss  man, 
wo  die  Feststellung  der  Gutstaxe  durch  Schätzung  erfolgt,  mit  der 
Möglichkeit  von  Irrungen  rechnen,  zumal  es  fOr  jeden  mit  diesen 
Dingen  Vertrauten  nur  zu  wohl  bekannt  ist,  mit  welchen  Schwierig- 
keiten eine  zuverlässige  Abschätzung  eines  Guts  nach  seinem  Bein- 
ertragswerth zu  kämpfen  hat,  zumal  bei  bäuerlichen  Anwesen,  bei 
denen  selten  Aufzeichnungen  Uber  die  Gutserträgnisse  gemacht 
werden,  geschweige  denn  eine  eigentliche  landwirthschaftliche 
Buchführung  vorhand«'n  und  desshalb  dem  schätzungsweisen  Er- 
nu'ssen  der  zur  Feststellung  der  Gutstaxe  berufenen  Organe  ein 
selir  weiter  Sjuelraum  gelassen  ist.  Ob  in  diesem  Ermessen  immer 
ein  dem  Anerben  «rünsti^er  (»der  nicht  viebnehr,  namentlich  dann, 
wenn  Schulden  vorhanden  sind,  uni^ünstiuer  Gebrauch  cremacht 
werden  wird,  damit  „für  die  Geschwister  eben  auch  noch  etwas 


'i   So   ist  ncncnliii^r^   auch  in  liudcii   (lur<li  (li<>  Wjus<'nri(hter(irdunng:  vom 
2.  >Ioveinber  welche  im  Gruudüutz  au  der  laud  recht  liehen  Nonn  der  Liegen- 

scIiaftiabgchfitEiiiig  naeh  den  lanfraden  Terksufswerthen  festhftlt,  doch  für  die 
Abschützun^r  von  Ilofpii  t  c  rn ,  eiiifilfi.  ob  si«-  auf  (Jniiid  des  Ediots  vou  1809  dem 
Z\van«rsaiu'rbeurecht  imterwortVn  sind  oder  „nach  Sitte  nnd  Herkommen  uiig-eiheilt 
vererbt  werden",  die  Abschiitzunp  auf  Grund  einer  Reinertru;:  sberechuuug 
vorgeschrieben  und  für  die  Art  dii  ser  AbBchiit/im j  eine  beeonden-  Dit-nstweisung 
crla-M  ti  \Yorden.  Sirlu»  A.  1$  uchen  bf  r  ir<M- .  N  .  i  waltunfTsrecht  der  liRiidwirth- 
schati  und  Fischerei  in  liadeu,  Ergänzuaghbaud  1691,  ij.  112  ff.)  Eine  ähnliche 
Anleitung  zum  Oebranoh  für  Hannover  vnd  Lanenbnrg  Ton  K.  Schneider  Terüust: 
„Sehitnug  noch  Hdfeieeht**,  Oanabrfick  1891. 
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übrig  bleibe  *S  erscheint  fraglich;  aber  selbst  offenkundige  Ueber- 
schAtzungen  des  Guts  wird  nicht  selten  der  Anerbe,  vor  die  Wahl 
gestellt,  den  Gutsbesitz  anzutreten  oder  auf  sein  Anerbenrecht  zu 
Terziehten,  gegen  sich  gelten  lassen.  Man  muss  diesen  Punkt 

immerhin  im  Augo  behalten,  wenn  man  vermeiden  will,  zu  einer 
allzu  optimistischen  Auffassmiir  des  Werths  der  AnerlxMiLresetze  zu 
Lrtdauüen:  (ranz  ahirescht'n  davon,  (hiss  auch  da,  wo  solche  erlassen 
>iüd.  Gutsüheriraho vertrüge  nach  wie  vor  in  weitem  rmfanc".  der 
üfithoriLicn  (lewühnheit  entsprechend,  vorkommen  werden  und  <lie 
Kückwirkung  der  in  jenen  (ieset/.en  für  den  Fall  der  Intestaterb- 
folge bestimmten  Uebergabsnornieu  auf  die  i'älle  der  Gutsübergabe 
zu  Lebzeiten  des  Erblassers  doch  nur  langsam  sich  vollziehen  und 
manchnuil  gänzlich  ausbleiben  wird. 

2.  Die  Feststellung  der  Gutstaxe  und  die  £nnittlung  des  „Voraus*^ 
des  Anerben  wird  im  Uebrigen  da  am  leichtesten  vor  sich  gehen, 
wo  der  landwirthschaftliche  Betrieb  in  einfacheren  Formen  sich 
vollzieht,  also  vorwiegend  auf  Getreidebau  und  Viehhaltung  sich 
stützt;  am  schwierigsten  da,  wo  durch  die  Mannichfaltigkeit  der 
Culturen  und  die  Empfindlichkeit  einzelner  derselben  gegen  Wit- 
temngseinflüsse  sowie  durch  die  wechselnden  Preisconjuncturen 
t'inzelner  Erzeugnisse  Elemente  der  Unsicherheit  bei  der  Ertrags- 
l)erechnung  in  weitgehendem  Maasse  sich  geltend  machen  (/..  B. 
in  Ketreff  der  Weinj»roduction  luul  der  Erzeugung  vrm  Handels- 
gewächsen überhaupt).  Irrungen  über  die  (iurchschniltlichen  Er- 
tragszitt'ern  eines  Guts  mit  solch  complicirten  ^\'irthschat'tsver- 
liiiltnissen  können  aber  eine  sehr  verhängnissvolle  Tragweite  für 
den  Anerben  mit  sich  führen,  und  es  ist  daher  auch  ans  diesem 
Gesichtspunkt  die  Folgenmg  zu  zielien,  dass  wie  eine  Yererbimg 
nach  Anerbenrecht  für  Gegenden  der  letzterwähnten  Art  kein  oder 
nur  ein  minderes  Bedfirfiiiss  ist,  seiner  Verpflanzung  dahin  auch  um 
desswlllen  widerrathen  werden  muss,  weil  der  praktischen  Hand- 
habung gerade  der  wichtigsten  und  folgenschwersten  Bestimmung 
desselben,  jener  Uber  die  Feststellung  der  Gutstaxe  nach  dem  Er- 
tragswerth, hier  die  allergrössten  Schwierigkeiten  entgegenstehen. 

.3.  Die  Bedenken  gegen  ei  n  A  n  e  r  b e  n r  e  c  h t .  welche 
aus  der  dem  Anerben  oblieufenden  Al)findunLisptiicht  erwachsen, 
erscheinen  dann  etwas  al>Liesrliwächt ,  wenn  eine  Anerbenrechts- 
gesetZLiebung  von  einer  solchen  positiven  (lestaltung  «les 
C re d i trec h ts ,  durch  welche  eine  Tilgung  «hu*  Abtindinigsschuld  in 
angemessener  Frist  gewährieibtet  wird  und  von  einer  solchen 
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Oestaltuog  des  Yerschuldungsreehts  begleitet  ist,  durch 
du  der  schuldnerische  Anerbe  gegen  augenblicUiehe  Verlegen- 
heiten einen  gewissen  Schutz  vor  exeoutiTischem  Yeigehen  erhftlt; 
wenn  weiter  mit  ihm  eine  solche  Gestaltung  des  landwirthschaft- 
lichen  Versicherungswesens  Hand  in  Hand  geht,  die  den 
Wirth  vor  den  Folgen  unvorgesehener  schädigender  Ereignisse 
und  Zwischenfälle  behütet.  Solclie  positiven  Ausgestaltuncreu 
werden  l'reilich,  wenn  sie  innerhalb  einer  l)äuerlichen  BevAlkerunir, 
in  der  die  Tiig«Miden  der  \virthscliaftliohen  Vorsicht  und  der  Familieii- 
fiirsorfre  noch  niclit  kräftig  entwickelt  sind,  jederzeit  wirksam  sein 
sollen,  zum  Theil  wenitrstens  eines  gewissen  ZwanüscharakttTS 
niclit  entbehren  dflrfen;  und  zur  Begründung  dieser  Art  der 
Ausgestaltung  des  Agrarrechts  auf  den  bezeichneten  Gebieten 
lässt  sich  immerhin  anführen,  dass,  wenn  man  durcli  die  Erb- 
rechtsgesetzgebung einen  Verschuldungszwang  begründet,  oline 
gleichzeitig  Vorsorge  zu  treffen,  dass  diese  Zwangsschuld  in  ab- 
sehbarer Zeit  zur  Tilgung  gelangt,  man  sich  mit  dem  der  An- 
erbenrechtsinstitution  zu  Grunde  liegenden  Gedanken:  der  unge- 
theilten  Erhaltung  des  Guts  und  der  Bewahrung  desselben  in  der 
Familie  —  einigermaassen  in  Widerspruch  setzt  Erachtet  man 
es  für  unthunlich,  diese  Folgerungen  des  Anerbenrechtsgedankens 
zu  ziehen,  so  wird  man  auch  mit  der  Möglichkeit  rechnen  müssen, 
dass  die  erhoflle  Wirkung  dieser  besonderen  Erbrechtsgesetzgobung 
in  zahlreichen  Fälb^i  ausblei])t,  weil  das  verschuldete  und  mit 
jedem  Generationswechsel,  bei  unterlassener  Schuldentilgung,  mit 
weiteren  Schulden  sicli  Ixdastende  Gut  entweder  der  Zerschlairunu 
verfällt  oder  der  Familie  als  solcher  verloren  geht.  .Je<lentalls 
sollte  man  aufhöriMi.  die  Verwirklichung  des  Anerbenrechtsprincips 
fflr  das  wichtigste  Tanacee  für  die  Heilung  der  Schäden  auf  laml- 
wirthschaftlichem  Gebiet  zu  erklären :  jene  Beurtheilung  wird  die 
richtigere  sein,  welche  in  dem  Anerbenrecht  für  gewisse  Cultur- 
stufen  und  selbst  auf  hohen  Culturstufen  für  gewisse  Wirthschafts- 
zonen  zwar  eine  wirthschaftlich  nothwendige,  aber  zugleich  risico- 
reiche  Einrichtung  erblickt,  bei  deren  Anwendung  der  Nutzen  einer 
günstigen  Besitzvertheilung  durch  vergleichsweise  hohe  Schulden- 
belastung erkauft  werden  muss  und  deren  specifische  Gefahren  nur 
dann  vermieden  werden  können,  wenn  sich  die  Einrichtung  ent- 
weder auf  eine  Zwangsorganisation  des  Credit-  und  Versicherungs- 
wesens oder  aber  auf  ein  reich  entwickeltes  Maass  von  wirthschafi- 
licher  Vorsicht,  Enthaltsamkeit  luid  Familienvorsorge  stützt,  die 
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die  freiwillige,  regelmässige  Schuldabtragung  und  die  freiwillige 

Lebens-,  Ausstattiings -  und  Schadensversicherung  als  erste  und 
oberste  Familienpflicht  erscheinen  lässt^).  AVenn  es  ferner  der 
Staat  als  solcher  ist,  <li'r  aus  (iriinden  der  allgemeinen  Volkswolil- 
t'dhit  (luicli  die  liesondore  Ausgestaltung  dos  bäuerlichen  Erbrechts 
die  Iniiaber  landwirtlischaftlicber  Anwesen  mit  Familie u/.wanLis- 
schulden  belastet,  deren  Tilgung  doch  nur  dann  sich  möglich  er- 
weist, wenn  (his  Wirthschattsleben  von  Stockungen  und  Krisen 
befreit  bleil)t,  so  wird  dieser  selbe  Staat  sich  der  Nothwendigkeit 
nicht  entziehen  dürfen,  soviel  an  ihm  liegt,  auf  die  Fernhaltung 
solcher,  den  regelmässigen  Gang  der  Wirthschaft  erschütternden  und 
das  Wirthschaftegleichgewicht  störenden  Vorkommnisse  Bedacht  zu 
nehmen.  Daher  diejenigen  Staatswesen,  welche  die  Besitxyerfassung 
des  Grand  und  Bodens  durch  ein  wie  immer  gestaltetes  Anerben- 
recht zu  stützen  sich  genOthigt  sehen,  in  besonderem  Maasse  eine 
zielbewusste  positive  Landwirthschaftspolitik  zu  handhaben  Ver- 
anlassung haben;  und  nichts  widerspruchsvoller  wäre,  als  eine 
Politik,  die  zwar  eine  gegebene  Grundeigenthumsvertheilung  mit 
künstlichen  Mitteln  aufrecht  zu  erhalten  sich  bemühte,  aber  im 
Uebrigen  das  laii<hvirthschattliche  Gewerbe  nach  den  Onuidsätzen 
des  laissez  faire  et  aller  liehandeln,  also  jede  Verschiebung  der 
Wirthscliafts -  und  V«'rkehrsverliältnisse  auch  dann  noch  ruhig  hin- 
nehmen wollt»',  wenn  die  durcli  sie  verursachten  Krtragsausfälle 
des  landwirtiiscliattlichen  (iewcrlics  jede  Amortisation  der  gesetz- 
lich geschaffenen  Zwangserbesschulden,  selbst  bei  iiöclister  Xräite- 
entfaltung  der  Einzelwirtbe,  unmöglich  machen  sollten^. 

'  „Die  l)los-;e  Afiidcrnng:  dfs  Fainilifii-  mul  Erltrochts.  beinorkf  in  äliiilirluT 
Weise  McliuHlt;,  halte  ich  für  eiue  nacl»  der  Natur  der  8ache  uuÄUreii lu ade 
Xnamregel  •  •  •  Auf  den  richti]^  Ctobranch  des  gansen  Unterpfands-,  Fanstpfasd»» 
and  Darlehensrpchts,  des  Rechts  der  Theiliin<r,  des  Tausclies.  der  I'neht.  der  Miethe 
nnd  des  Kaufs,  auf  das  Hecht  der  ZwangsvoUstreckun^  und  des  Coucurscs,  auf  das 
Keeht  der  Bodenmelioratiun,  auf  das  Aprarjustizrecht,  das  ländliche  ErVtheilongs- 
geschät't  und  die  Vormimdseliaftsriihruii^'  uiuss  eine  AgTar]><ditik ,  welche  unter  den 
niuzeitlichcii  Ht'dinpnnjr^'n  vollen  Krfolg  erreichen  will,  ihre  Wirknnp-  erstrel)en. 
Für  sie  ist  daher  das  Fauülieu-  uud  Erbrecht  ein  viel  zu  schmaler  lioden"  (Incor- 
poration  des  Uypotliekarcredits,  8.  76).  —  Auch  Koscher  betont  eindringlich  die 
Xothwendi^rkeit  planinässi<r('r  Scliuldentü-rmi^'-.    ..so  dass  man  Iilcal  erreicht, 

von  Zeit  zu  Zeit,  etwa  mit  Abschluss  jedes  Meuscheualters,  den  Uudeu  in  seine 
nrsprüngUcho  Schuldenfreiheit  anrfldunyersetsen*',  also  „eiiio  zeitgemisse  Wieder- 
herstellnng  des  mosaischen  Jnbeljahni''  (§  147). 

Daher  dieieni<r»ii  Schriftsteller,  wie  v.  Miaskow  ski,  k«  in« -wcu's  folfrericlifijj: 
verfahren,  welche  zwar  entschieden  für  eine  AnerUenrechtsgeseUgebuug  einüeleu, 
aber  ebenso  entscldedene  Gegner  jeden  Schutzes  der  hmmischen  Landwirthschaft 
gegen  überwältigenden  Wettbewerb  von  Aussen,  also  z.  Ii.  gegen  (Setreidezölle 
sind.  Anerbenxecht,  namentlich  wenn  es  kraft  Gesetzes  für  wirksam  erklärt  ist 
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(;  eltcndes  A  uerbf  urecht.  Fiitcr  drn  neueren  Anerbenrt•cl^ts^^e!*etzen  mit 
eiucr  den  vorsteliendeu  Ausführuugeu  enUipruchcudeD,  im  Kiuzelueu  ullerdiu^  sehr 
TerBehied«Bartig  gestelteten  Ordnung  tind  zn  erwähnen: 

1.  l'reussen:  a)  Gesetz,  betr.  das  Hoferecht  in  der  Provinz  Hannover  vom 
2.  Juni  1874  nebst  Ergäuzuugsgesetzen  vom  24.  Febr.  1Ö8U  uud  20.  k'ahr.  181*4; 
b)  Landgütororduung  für  Westphalen  etc.  vom  30.  April  1882;  c)  —  för  Branden- 
burg vom  10.  Juli  1888;  d)  —  für  Schlesien  vom  24.  April  1884;  e)  —  für  Schleswigr- 
llolsteiu  mit  Ausnahme  von  Lauenburg  vom  2.  April  188(j;  f)  —  für  den  Beg.-Bex. 
Koäsel  mit  Ausuahme  des  Kreises  Kiutelu  vom  1.  Juli  1887; 

2.  Oldenburg,  Gesetze  betr.  das  Erbrecht  vom  24.  April  1878  und 
10.  Januar  1879: 

3.  Brauu schweig,  Ges.  den  bäuerlichen  Grandbesitz  betr.  vom  28.  Mörz  1874 
in  Verbindung  mit  den  ilteren  Gesetien  von  20.  Mai  1868; 

4.  8chauniburg>Lippe,  Gesets  über  die  BechtsverhftltniMe  der  Bauernhöfe 

vom  11.  Ajiri!  1S70; 

ö.  Bremen,  Gesetz  iiber  die  Keelitsverhaltnisse  des  (irundbesitzes  im  Laud- 
gebiete  vom  14.  Januar  1876. 

f5.  < ) f  s t  r  r  rri  (■  Ii ,  (Ii's.  über  die  Einfilliniii^'-  Ik  -nnderiT  Erbtheiliinir^vorsrliriftfu 
tür  luudw.  Besilzuugvu  mittlerer  Grösse  vom  1.  April  1889.  ^Ueber  das  ältere  An- 
erbenrecht  in  Oesterreich  siehe  d.  Aufsata  von  Marchet  in  Schmoller^s  Jahrb., 

Bd.  xiir.  s.  i:305ff.) 

Das  von  Verkauf  in  Braun's  Archiv,  Ild.  II,  S,  811  ft'.t  über  die  östcr- 
reichisehe  neuerliehe  Anerl)enreclit.s;reset/.^''ebung  gelallte  abfiillige  Urtheil:  „sie  sei 
das  I'roduet  der  Rathlosigkeit  und  ^V(•nl^'  ebenso  proletarische  Zustände  herbei- 
t'iiliren  wie  die  Gesetze  der  liberalen  Epoche",  kann  als  ein  objcctives  kaum  an- 
geselieu  werdeu;  der  Fehler  der  Uesterr.  Agrargesetzgebung  liegt  iu  der  übereilteu 
Aufhebung  der  gesetalichen  Untheilbarkeit  in  ßegenden,  die  dieser  Institution 
(we<ren  der  Extensität  des  landu".  Betriebs)  nicht  wohl  entrathen  können  iS.  44ö); 
kauu  die  Ueichsgesetzgebun;^  aber  etwas  Anderes  thun,  als  den  Einzellaudtageu  die 
Wiedereiufiihruug  da,  wo  sie  angezeigt  i.st,  weder  freistellen:  bedeutet  uicht  die 
Ermöglichung  der  ungetheilten  Erhaltung  der  Anwesen  im  I  j  Injang  gegenüber  den 
l'arcellirungszwanp'  dts  lUirgerl.  Gesetzbuchs,  wie  sie  das  Anerlienreclitspj'esetz  vom 
1.  April  1889  geschalleu  hat,  immerhin  eiueu  wesentlicheu  Fortschritt;  uud  wie 
will  denn  Verkauf  die  Erbesfiberschuldung  anders  vermeiden,  als  durch  eine  wenn 
au<  h  l)es(heidene  Hevor/.n^run^  des  Anerben;  bi^fiirchtet  man  aber  von  letzterer  eine 
nTroletarisirung"  der  lliterbeu,  auf  welchem  Wege  soll  demi  die  Zwickmiihle  der 
AnerbeBsrechtslast  und  des  Principe  der  Oleichheit  des  Erbrechts  aller  Geschwister 
Oberhaupt  gelöst  werden? 

Wefren  der  Anerl)enrechts<.»-esetz.e  in  V  c  rb  i  n  d  inig  mit  gesetzIlcUer  Un» 
t  heil  bar  keit  siehe  die  Angaben  zu  §  77  (8.  454  Ü.i. 

§86.  KeformbestrelmnujMi  i  im  er  hiilb  des  Rechtssysteius 

der  Freitheilbarkeit. 

Wie  im  Gebiete  der  neueren  Aner))enrechtsiresetzirebiing  si'liritt- 
wcise  von  den  F<»rnii'n  «ler  alten  (Icbundcnlicit  hinweuf  eiin^  An- 
nähernnm  an  das  i^cnieint'  lu'i  lit  sicli  voll/.on'.  der  Art.  dass  das 
AnerVx'nn'clit  kcint-n  abs(duteii  zwiiii^cniicii  ("liarakter  mehr  an  sirh 
trägt,  also  durch  Verträge  unter  Lebeiideu  uud  durch  testameutarische 

und  ein  wenigstens  nissiger  Zollschutz  ge^nMi  fibenniehtigen  anslindisehen  Wett- 
bewerb sind  daher  aothwendi;^'  zusammengehörige  Dinge,  und  Dil^enigen,  welche 
das  Erstere  wollen,  werdm  fol<,''erichti;r  iiiclit  uniliiu  ktinnen,  die  ndative  Berech* 
tiguQg  einer  laudwirthschaftlicheu  bchutzzullpülitik  ebeulalls  zuzugestehen. 
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Verfügungen  abgeändert  werden  kann;  dass  weiterhin  der  Anerbe 
nicht  mehr  alleiniijor,  sondern  lediglich  ein  unter  mehreren  Erben 
bevorzugter  Kilx^  ist;  dass  —  mit  wenigen  Ausnahmen  —  die 
Geschlossenheit  des  dem  Auerbenrecht  unterworfenen  (Juts  beseitigt 
und  »Midlich  di«'  Wirksamkeit  (b*s  AnerlxMireclits  vielfaeh  von 
t'iiit'm  selbstständigon  Willensact  des  Gutsbesitzers  abliängig  lt»*- 
inacht  geworden  ist  —  so  macht  sich  anderseits  eine  Strünmng 
geltend,  die  gemein-(land-)rechtlichen  Erbth eilungs- 
voTSchriften  in  ihrer  Anwendung  auf  landwirthschaftliche  Grund- 
stücke ihres  unter  Umständen  schädlichen  £inwirken8  auf  die 
Oeataltung  der  BefliisTerhftltmsse  durch  eine  angemessene  Um- 
bildung zu  entkleiden,  wobei  namentlich  jene  Bestrebungen  in 
Betracht  zu  ziehen  sind,  die  auf  Erweiterung  der  Testir- 
freiheit  und  eine  damit  Hand  in  Hand  gehende  Abänderung 
des  Pflichttheilsrechts  oder  aber  auf  ordnende  Bestimmungen 
Aber  die  Taxation  des  Nachlasses  abzielen.  In  dieser  Hin- 
sicht ist  zu  bemerken: 

1.  Die  lb'stnd)un<^en  auf  Erweiterung  der  Testirfrei- 
lieit  fussen  auf  dem  GcdanktMi.  dass  je  strenger  das  Pfliclittbeilsrecht 
Sestaltot  ist.  um  so  schwicriuer  die  rflicrweisunir  dt-r  licucudfn  Habe 
an  ein  Kind  und  die  Zusammeiihaltung  des  Familienvermögens  sich 
erweist  und  dass  indem  es  zu  fortschreitender  Auflösung  des  Familien- 
besitzes nOthigt,  sich  mit  der  volkswirtlisrhaftlichen  Natur  des  Grund 
und  Bodens  in  Widerspruch  setze.  Man  fordert  desshalb,  um  einem 
„unTemünftigen**  Theilungsprocess  Schranken  setzen  zu  kennen, 
entweder  nach  dem  Vorgang  des  in  England  geltenden  und  von 
da  nach  Amerika  verpflanzten  Bechts  völlige  Testirfireiheit  mit  dem 
Becht  des  Erblassers,  den  ganzen  Nachlass  an  ein  Kind  unter  Aus- 
schluss aller  übrigen  zu  vererben  oder  doch  eine  wesentliche  Er- 
weiterung der  Testlrfireiheit  der  Art,  dass  die  letztere  nur  durch 
die  Ansprüche  der  Bescendenten  und  Ascendenten  sowie  der  Frau 
auf  Alimentation  ])ezw.  auf  standt'MiiiissiLren  Unterhalt  und  was  die 
Kinder  anlanut.  auf  Erziehunt!:  und  Ausstattunir  einsfeschränkt  sein 
soll.  Dabei  rühmt  man  dem  System  der  Testirfreilieit  nach,  dass 
es  das  Gefühl  der  Verantwortliclikeil  des  Familieuoberhaupts.  zu 
Lebzeiten  für  eine  angemessene  Versorgung  der  Kinder  zu  sorgen, 
8teiger»\  die  elterliche  Autorität  starke  und  indem  es  einen  denkbar 
starken  Impuls  für  den  Erwerbstrieb  verleihe,  in  allen  Beziehungen 
die  Zukunft  der  Familie  auf  eine  gesicherte  Basis  stelle^).  Man 

*)  So  schou  Helfe  rieh  iii  dem  mehrfach  citirteu  Aufsatz  i.  d.  Ztsilir.  f.  d. 
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kann  diese  Sfttze  im  Allgemeinen  als  richtig  zugeben,  darf  aber 
doch  den  Zweifel  erheben,  ob  eine  Wirkung,  welche  Tielleicht  bei 
den  höher  gestellten  Schichten  des  Volks  als  Folge  der  Testir- 
freiheit  sich  als  zutreffend  erweisen  vermag,  auch  bei  den  unteren 
in  d<'ni  erwartetem  Unitang'  eintretoii  wird :  und  hiervon  abgeseln'u, 
ob  das  Ziel,  das  man  ]>ei  Einführung  der  völligen  Testirfrei- 
lieit  im  Auge  hat,  iiämlieli  eine  zweckmässigere  liegulinuig  des 
Nachlasses  im  Simu'  »Irr  thunlichen  Krhaltun«^  des  elterlichen  Lie^fen- 
schaftshesit/.es  in  ungctheiltem  Zustand,  durch  eine  darauf  abzielende 
Reform  des  geltenden  Hechts  überhaupt  sicli  erreichen  lilsst.  AVenii 
man  gegen  die  Abschaffung  oder  selbst  wesentliche  Einengung' 
des  Pflichthcilsreclits  in  den  Ländern  des  gemeinen  Höchts  und 
verwandter  Kechtssysteme  nicht  ohne  Grund  geltend  machen  kann,, 
dass  eine  solche  Aenderung  dem  eingewurzelten  BechtsbewnsstBein 
des  Volks  zuwiderlaufe,  welchem  eine  Enterbung  einzelner  Kinder 
fremdartig  und  unverst&ndlich  sei  so  wird  die  Annahme  gestattet 
sein,  dass  jedenfalls  am  allerwenigsten  die  bäuerliche  BoTölkerung, 

ges.  Si.-W.,  S.  147  ff.  —  Xeuesteus  i&i  uamenUich  Frlir.  v.  Uammersteiu- 

Loxten  wann  fttr  ^dUe  Einftthnnig  der  absoluten  Testirfreiliflil  nach  dem  Mtuler  dea 

tMi^lisch-anu'rikanisclicn  Erl)r«'rhts  »ilmc  rflichttlifilsrcehte*,  aber  mit  (iewährung 
von  Alimenten  „an  bedürftige  Abkömniling-e.  Khegatten,  Ascendenten"  eingetreten 
(Deutscher  Landwirtlischaftsrath,  1884,  S.  254  ft'.^:  ab  intastato  will  er  Vererbung 
ausschliesslich  nach  Anerbeurecht.  Von  ti  .m/n^i-i  Ii. n  Vi  itretem  der  Testirfreiheit 
ist  niUTH'iitlirh  der  eonserN'ative  SrhriftstdliT  i.r  l'hiy  „La  K't  ronin'  sociale  »mi  Kratic«»'", 
liUil)  zu  uenueu,  der,  ähnlich  audereu  couservaliveu  iSchriftstelleni,  von  dem  herr- 
schenden Erb-  und  Pflichttheilsrecbt  den  Niedergang  Frankreicbs  bef&rehtet. 

*)  Dies  auch  der  Standpunkt  d<  r  Melirheit  des  Deutsclien  Juristentags  auf  seiner 
14.  .Taliresversanimlunfr  und  der  ^loiivt«  zntii  bürgerlichen  (icset/])ncli  tür  das  T>eut>;clie 
Kelch,  Bd.  V,  S.  7  und  382.  —  „Auch  die  Kinder  bediirleu  eines  Schutzes  gegen  ver- 
hetste  Väter,  gegen  intrignirende  Stiefinfitter  and  gegen  erbeebleichende  Ocwchwister; 
der  ziehnufT  in  einer  be^rüterten  Kaiiiilie  cnrrr-jpondirt  das  l?edürfniss  irg-end 
welcheu  Besitzes  zur  materiellen  Gewähr  staudesmässiger  Lebenshaltung.  Jenen 
Scbuts  der  Kinder  neben  der  Kraft  der  viterlichen  Antoritfit  in  Rechnung  m  nehmen , 
ist  eben  der  Sinn  des  rflicbttbeilsrechts."  (Schäffle,  a.  a.  O..  S.  113.)  —  ^Ain 
l'tiielittlieil^recht".  sajrf  aucli  (iierke.  „darf  im  (Jruudsatz)  nicht  ^'rüttelt  werden! 
Ist  es  aucli  d«'r  b'onu  nach  römischer  llerkuult,  so  diente  es  doch  sachlich  der  Er- 
haltung des  deutschen  Rechtsgedankens  .  .  .  Auch  das  deutsche  Recht  hatte  .  .  . 
immer  anjrb'irb  für  die  Kinschränkiin^r  der  Verjjabun'rsfreiheit  durch  uncnt/.iehbares 
Anwartschaltsrccht  der  uachäten  geset^tiichea  Erben  gesorgt  . . .  Wollte  mau  heute 
diese  Scbraniren  der  Testirfrciheit  niederreissen,  so  wurde  man  damit  dem  Gedanken 
des  Familien verniö^fens  eines  seiner  letzten  Bollwerke  gejren  die  Hndräugendeu 
Wogen  des  Individualismus  berauben  und  eine  Fülle  von  Willkübr  und  Selbst >nclit 
entfesseln."  -  Wenn  Walcker  {a.  a.  ().,  S,  1(>4)  für  ein  die  ^freicste  llewegung" 
{restaltendes  bänerliehes  Erbrecht  eintritt  (Testirfreiheit  des  Vaters  innerhalb  der 
durcii  das  rHiehttheilsrrclit  ire/f><ren<'n  Schranken:  im  I'all  der  rnterlassung  letzt- 
williger Verfügungen  Ordnung  des  Nachlasses  durch  Mchrhcitsheschlussl!]  der 
Erben;  Verkanf  des  Guts  und  glelchmissige  Theilun^  des  Erlöses  im  Fall  die  Erben 
sic  h  uicljt  einifren  können  ffrol/.  /.nirelassener  Majorisirung?] )  -  so  übersieht  er 
dabei,  wie  eine  solche  „i'reie  Ordnung"  doch  keine  andere  Folge  als  die  haben 
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falls  (»s  üljorhauitt  zu  oiiier  solchi'n  A«Mi(lerini£r  käiue.  von  dor  ihr 
dann  zustehenden  Testirfreiheit  <len  erwarteten  <T»'))rauch  machen 
"werde.  Mehr  als  irgend  einer  stellt  der  Hauer  im  Bann  der  Ueher- 
lieforungen  und  Niemand,  der  diese  Charakterzüge  könnt,  wird 
glauben,  dass  die  Einführung  der  Testirfreiheit  auf  lange  hinaus 
irgend  eine  Aenderung  hinsichtlich  der  Yererbungsgrundafttse  da, 
wo  seither  die  Geschwister  als  gleichberechtigt  galten,  hervorzu- 
rufen im  Stande  sei;  oder  dass  die  Handhabung  der  Testirfreiheit 
mit  dem  Ziel  der  gänzlichen  oder  theilweisen  Enterbung  der  Ge- 
schwister des  designirten  Gutsnachfolgers  innerhalb  eines  bäuer- 
lichen Familienkreises  ebenso  glatt  wie  in  den  Familien  der  Grund- 
und  Geldaristokratie  des  Im]init  l  indes  der  Testirfreiheit  verlaufen 
werde.  Alles  s]iricht  vielmehr  datür,  dass  von  der  Testirfreilieit 
zu  dem  hezeichneten  Zweck,  wenn  überhaupt,  nur  ein  äusserst 
sparsamer  (iel)raueli  auf  dem  thu'hen  Lande  würde  tremaeht  werden, 
und  nuin  kann  daher  wohl  sagen,  dass  wenn  irLiendwo  das  Bedürf- 
niss  besteht,  die  Wirkungen  der  gemein-  oiler  landrerhtliehen 
Vorschiiften  in  Bezug  auf  die  Vererbung  des  liegensehaftlichen 
Nachlasses  abzuschwächen,  die  Beseitigung  oder  wesentliche  Ein- 
engung des  Pflichttheilsrechts  und  die  Verweisung  der  bäuerlichen 
BeTdlkerung  auf  Testamente  jedenfalls  ein  geeignetes  Mittel  zu  dem 
Zweck  viel  weniger  sich  darstellt,  als  ein,  im  Sinne  der  frftheren  Erör- 
terungen liberal  gestaltetes  Intestatanerbenrecht  Wie  denn,  solange 
„der  Nachlass  nach  dem  geltenden  Recht  ab  intestato  zu  gleichen 
Theilen  unter  sämmtliche  in  gleichem  Grade  mit  dem  Erblasser  ver- 
wandte Descendenten  .  .  .  vererbt,  die  Errichtung  von  Testamenten, 
in  denen  einem  der  Erben  der  ganze  von  dem  Pflichttheilrecht  freie 
Theil  der  Erhseliaft  zugewendet  wird,  immer  für  etwas  Abnormes 
gelten  wird"  (Miaskuwski). 

2.  Eine  freundlichere  Stellung  als  zu  dem  Uebergang  zu  dem 
System  der  Testirfreiheit  unter  Beseitigung  des  Pflichttheilsreciits 
wird  dagegen  zu  jenen  Bestrebungen  einzunehmen  sein,  welche 
auch  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  auf  eine  Aenderung  der 
Yorsohriften  über  die  Schätzung  des  liegenschaftlichen 
Kachlassvermögens  abzielen,  soweit  nämlich  nach  geltendem 
Recht  fOr  diese  Schätzung  der  laufende  Verkehrswerth  entscheidend 


kSDBte,  entweder  in  jedem  Nachlassfall  Hader  nnd  Streit  in  die  Familie  an  tng9U 

oder  doch  die  rt'bernahme  des  (Juts  durch  eins  der  Kinder  sclir  zu  «  rM-hwereu ; 
nnd  dass  die  doch  an  sich  unrrxviinschte  Ahsto^sun>:  des  Fanülieubesitzes  als  diu 
ciiilHchüte  Lösung  mit  der  Zeit  die  Kej^el  bilden  müsste. 
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ist  (g  84).  Eiue  reform iroiide  Gesetzgebung  in  dieser  Hinsicht  auch 
innerhalb  des  Gebiets  des  gemeinen  Kechts  ist  nämlich  desshalb  von 
Bedeutung,  weil  eine  naturale  Theilimg  der  Liegenscliaften,  wie  es 
jenes  Becbt  als  Keimöl  im  Auge  liat,  keineswegs  immer  Platz  greift, 
z.  B.  wenn  nur  ein  m&nnUcher  £rbe  vorhanden  ist  und  die  weib- 
lichen Geschwister  in  Folge  Wegzugs  oder  Yerheirathung  an  einen 
dritten  Ort  auf  die  Einweisung  in  den  ihnen  zufallenden  Grund- 
stficksbesitz  Verzicht  zu  leisten  genOthigt  sind;  oder  wenn  zwar 
mehrere  SOhne  vorhanden,  aber  nur  einer  derselben  dem  landwirth- 
schafüichen  Berufe  sich  gewidmet  hat;  selbst  die  auMchtigsten 
Freunde  des  Systems  der  Freitheilbarkeit  werden  einrftumen  müssen^ 
dass  mindestens  in  solchen  Fällen  die  Uebemahme  des  elterlichen 
Besitzes  durch  ein  Kind  (au  Stelle  der  Versteigerung)  das  Natur- 
gemässe  ist  uiul  nicht  durch  die  Art  der  Erbschaftstaxe  erschwert 
oder  unmöglich  gcniaclit  werden  sollte.  Wenn  vollends  sich  die 
KrhtheiluuLr.  z.  B.  weil  niiutlcrj ährige  Kinder  vorhanden  siiul,  in 
gerichtiiclirni  ^\'ege  vollzieht,  wird  es  schwer  verständlich  bleiben, 
dass  die  geltenden  Grundsätze  über  die  Bewerthung  der  Liegen- 
schaften die  Vormundschaftsbehörde  unter  Umstanden  in  die  Lage 
versetzen,  den  elterlichen  Urundstücksbesitz  in  dritteHäude  lediglich 
desshalb  zu  bringen,  weil  sie  die  Verantwortung  der  Bela-tung 
eines  Kindes  mit  hohen  £rbabfindungs-(Gleichstellungs-)geldem 
zu  Gunsten  der  Geschwister  nicht  tragen  will.  Die  allgemeine 
Adoptirung  des  Ertragswerths  statt  des  Verkehrswerthsprincips  in 
allen  FftUen,  in  denen  die  Nachlasstheilung  untw  Mitwirkung  der 
Gerichtsbehörde  absiiiclt,  wUrde  daher  geeignet  sein,  Theilungen, 
wo  sie  an  sich  vermeidbar  sind,  wo  die  Nichttheilung  sogar  nach 
Lage  der  Sache  als  das  Verständigere  erscheint,  zu  verhüten  und 
die  mit  der  Ueberweisung  des  elterlichen  Guts  zu  übernehmende 
Abfinihingslast  zu  einer  erträgliclieren  zu  gestalten,  auch  weini  im 
System  dieses  lit'clits  \(.n  einem  Voraus"  an  den  l'ebernelimer, 
wie  nacli  dem  Anerltenn'cht.  niclit  di<>  Kcdc  sein  sollte.  Die  grund- 
sätzliche Annahme  des  K  r  t  r  a  g  s  w  e  r  t  Ii  >  p  r  i  n  c  i  ji  s  für  alle  unter 
Mitwirkung  der  Staatsbehörde  erfidgeiulen  Nachlassauseinander- 
setzungen darf  daher  als  einer  der  wichtigsten  Keformpunkte  gerade 
auch  bei  der  Ausgestaltung  des  gemeinen  Erbrechts  mit  Üecht 
bezeicluiet  werden. 

3.  Gebäude-Anerbenrecht.  Eine  der  wenig  erfreulichsten 
Folgen  der  Erbtheilung  im  System  der  Naturaltheilung  tritt  darin 
zu  Tage,  dass  weil  in  der  Regel  der  Fälle  die  zumNachlass  gehörigen 
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Wohn-  und  W  i  rt  Ii  s  c  h  a  fts  ir  e  1»  :i  u  d  o  von  oincm  dor  MitorbfMi 
ilbornonimen  werden  müssen,  landwirthschat'tliche  Hetriebseinlieiten 
sich  bilden,  in  denen  das  G ebfi ud e kapital  zu  dem  Grund- 
kapital in  einem  richtigen  Verhältniss  nicht  mehr  steht  Hier- 
durch wird  der  Betrieb  des  landwirthschaftlichen  Anwesens  (durch 
die  Gebäudeunterhaltungslast  und  durch  die  auf  den  Gebäuden 
etwa  ruhenden  besonderen  Abgaben  und  YersiGheningsgebflhren) 
in  luinOthiger  Weise  stark  vertheuert  und  das  Kränkeln  mancher 
Wirthschaften  im  System  der  Naturaltheilung  steht  mit  dieser 
betriebsTertheuemden  Wirkung  eines  zu  grossen  Gebäudekapitals 
unzweifelhaft  im  Zusammenhang  Auch  bei  grundsätzlicher  Fest- 
haltung an  dem  System  der  naturalen  Liegenschaftstheilung  im 
Erbfalle  wirft  sich  doch  die  Frage  auf,  ob  nicht  der  zur  rel)ernahme 
der  Gebäude  sich  verstehende  Miterbe  einer  älnilii  lioii  Vciirünsti^ung 
wie  der  An(>rl»e  im  System  des  Anorbcincthts  (durch  Itilligen  An- 
schlair  der  (^^^b;iulle)  sich  crfrcutMi  solle:  ja,  ob  nicht  zur  Vi'rhin- 
dcriinu:  «Icr  keinesweirs  selten  zu  lienbachtcnden  unzweckmässi^cn 
liilduuir  von  Miteicrentluimsreehton  an  (Ich  im  Nachlass  bcfiiKllifiitMi 
Ocltäudecomplexen  geradezu  die  Scliatlunir  eines  Anerbenrechts 
betrefl's  der  in  einem  landwirthschaftlichen  Nachlass  befindlichen 
Gebäudeobjecte  (im  Sinne  des  ungetheilten  Uebergangs  der  Gebäude 
ab  intestato  an  ein  Kind  zu  mässigem  Anschlag)  zweckmässig,  ja 
nothwendig  erscheint^. 

4.Beseitigung  des  rechtlichenParcellirungszwangs. 
Im  Geltungsgebiet  des  gemeinen  Bechts  kann  in  den  zahlreichen 
Fällen  gerichtlicher  Erbauseinandersetzungen,  in  denen  also  Aber 

'i  V;j^l.  die  bad.  landw.  Krlu  lmiitrt'ii,  IV.  Hd.,  S,  70  ff.,  mul  (h  u  ( 'oimiiissions- 
bericht  des  Frhru.  E.  A.  v.  Ii  61er  belr.  die  Belrciuug  landw.  Uillügebaiide  von  der 
BMtenemn^  (Beil.  No.  Ö88  tarn  Frotoooll  der  Id.  Sitsnng  der  I.  Kammer  der  bad. 
Landständt  V.  26.  3fftrs  1892).  Nach  letzterem  betrog  s.  B.  in  einer  Gemeinde  der 
Rheinobnif: 


Grösse  Stcuerkapitul  des  Stenerkauital  der  LeUteres  in  "/o 

des  Betriebs:  Grund  und  Bodens.  Hilfs^biude.  zum  Grundsteuer^ 

ha  M.  M.  kapilal. 

2  lÜÜU  um  71I.H 

4  5560  2200  8U,ä 

10  24900  4200  17,0 


Sifhf  hiczu  auch  v.  Sei  Ihorst.  I>ii'  Belastuii;:  der  Grundrente  durch  das 
Gebäudekapital  etc.,  und  die  Auslitlirun'ren  in  Kap.  XII. 

*j  Eine  solche  (»esctzf^ebung  ist  für  Baden  neuerdings  in  Aussicht  genummeu 
worden,  da  ,,regehnäKsi«r  gerade  in  Folge  der  Theilnng  das  Haus  mit  Zubehör 
frrössf'r  und  darum  an  sich  werthvcdler  sein  wird,  als  es  di<>  Vi'rhältin>>c  drs  Tt  hiT- 
uehniers  nothwendig  machen.  Die  Thcilnngsinteresseutcu  uiirden  dalier  in  der 
Regel  zur  Versteigerung  des  elterlichen  Uau.ses  gedrängt,  wenn  nicht  das  Geseta 
Fürsorge  dafftr  trifflf  dass  Einer  derselben  um  billigen  Anschlag  es  übernehmen  kann**. 
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dio  Art  (\or  Vertheiluiig  dos  NachlassverniÖgeiis  die  Entsclieidimg 
i'iiier  Staatsbehördo  zufällt,  durch  Krlassuntr  iroeii^noter  Instructioiis- 
vorschrifteii  sehr  wohl  unverstäiidiijeii  Theiluiigon  entgegengewirkt 
werden,  wobei  allerdings  Voraussetzung  ist.  dass  den  zur  Mitwirkung 
berufenen  BeamtungcQ  es  an  dem  wünschenswerthen  volkswirth- 
schaftlichen  Verständniss  fflr  die  Tragweite  ihrer  dessfallsigen 
Tlieilungshandlungen  nicht  fehle,  also  in  jedem  einzelnen  Fall 
neben  der  Würdigung  der  formalen  Rechtsfragen  auch  diejenige  des 
wirthacbaftlichen  Lebens  und  seiner  Bedürfnisse  sieb  Geltung  yer- 
schaffe.  Wenn  aber  dem  verständigen  Ermessen  der  Tbeüungs- 
behörde  durch  das  geltende  Becht  selber  unflbersteiglicbe  Schranken 
gezogen  sind,  wie  im  französischen  Civilrecht  in  radicaler  Ueber- 
treibung  des  Gleichheitsprincips  geschehen,  so  sollte  freilich  vor 
Allem  hier  die  bessernde  Hand  der  Gesetzgebung  angelegt  werden. 
Wenn  nach  den  Bestimmungen  des  Code  Napoleon  in  allen  Fallen 
gerichtlicher  Theilung  so  viele  glcidie  Loose  zu  machen  sind,  als 
thciliMKlc  Kt>]»t't'  oder  Stäiiinie  vorhanden,  und  jedem  Loos.  womög- 
lich, gleichviid  an  Iteweglichen  und  unbeweglichen  Gütern  zutre- 
schieden  werden  nuiss,  Liegenschaften  aber,  die  sich  lüglich 
(commod('ment)  nicht  theilen  lassen,  gerichtlich  zu  versteigern 
sind  ((',  e.  Art.  ff.),  so  liegt  hier  eine  Ordnung  des  landwirth- 
schaftUchen  Erbrechts  vor.  die  man  mit  Kecht  als  Parcellirungs- 
zwang  bezeichnet  hat  und  die  nothwendigerweise.  zumal  in  Ver- 
bindung mit  dem  strengen  Pflichttkeilsrecbt,  fortschreitender  Zer- 
stückelung und  einer  im  gegebenen  Fall  geradezu  unverst&ndigen 
TheUung  förmlich  die  Wege  ebnet;  die  freilich  gerade  im  Sinn 
der  Schöpfer  des  französischen  Ciyilgesetzbuchs  gelegen  war,  das 
die  alte  Gesellschaft  vernichten  sollte,  indem  es  ihren  Besitz 
„morcellirte"  (vgl.  die  Note  auf  S.  469).  Es  ist  gegen  solche  Ueber- 
treibung  des  gesetzgeberischen  Gedankens,  gegen  welche  die  fran- 
zösische LandbevAlkenmg  mit  dem  sittlich  bedenklichen  Mittel  des 
Zweikindersystenis  anzukämpfen  sich  Licwoliiit  hat,  eine  wohlbegrün- 
dete Kcaction  gewesen,  wenn  in  den  anderen  Geltungsgebieten  des 
französischen  l\echts  mit  dem  Z  w  a  n  g  der  L  o  o  s  e  b  i  1  d  u  n  g 
g('l»ro(  lu'n  (Ib'lL^it'n.  lihein]»rovinz.  IJaden.  Klsass  -  Lothriniren).  also 
Vf»rschriften  ItcM-itiut  worden  sind,  ..welche  zur  (lüterverlheiluuir 
zwingen  und  das  8trel)eii  der  Bevrdkerung,  den  Grundbesitz,  soweit 
möglich,  ungetheilt  in  der  Familie  zu  erhalten,  geradezu  vereiteln** ; 
wenn  also  Sorge  dafür  getragen  wurde,  dass  die  Betheiligten  nicht 
rechtlich  genöthigt  sind,  „den  liegenschafblichen  Nachlass  zu 
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ZiTstückoln,  auch  wenn  sie  lebliat't  wünschen,  ihn  in  e  i  n  e  Hand 
ühercrehen  zu  sehen,  und  noch  so  selir  üherzeuu^t  sinil.  dass  <lie  Thei- 
lung  dem  (jesaninitinteresae  der  i'amilie  sowohl  wie  dem  der  Ein- 
zelnen widerstreitet"^). 

§87.  Fortsetzung:  (I  ü te rs c  Ii  1  u  s  s :  Hesitzminimum; 

Pa  r  c  e  1 1  e  n  m  i  n  i  in  u  m. 

Auch  nach  Sprengung  der  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes 
sind  doch  vereinzelt  noch  Beste  der  alten  Theilbarkeitsbeschrftn- 
kimgen,  wenigstens  vereinzelt,  stehen  geblieben,  welche  den  Zweck 
verfolgen,  die  stftrksten  Missbräuche  der  Freigebung  des  Boden- 
verkehrs hintanzuhalten;  .  es  sind  dies  die  da  und  dort  noch 
vorkommenden  Bestimmungen  über  Parcellenminima  und 
gewisse  polizeiliche  Yorschriften  Aber  die  Zerschlagung  (Dis- 
membration)  von  landwirthschaftlichen  Anwesen  zu 
S  p  e  c  u  1  a  t  i  0  n  s  z  w  e  c  k  e  n  (ii literzertrümmerung ,  0 ütennetzixerei). 

1.  In  älterer  Zeit  war<Mi  Landesordnungen  nicht  selten,  die 
die  Theilunir  der  landwirthschaftlichen  Anwesen  unter  ein  l»e- 
stiiiiiiitcs  Maass  untersairten  oder  doch  von  obrigkeitlicher  (le- 
nelunigung  ahhängiL"  machten  ( <  J  ü  t  e  rs  c  h  1  u  s  s  ,  Besitzniini- 
mum):  sie  entsprangen  denselben  Erwägungen  wi»'  die  Ueschlossen- 
heitserklärungen  selber,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  den 
Hetheiligten  Iiis  zu  einer  gewissen,  nicht  überschreitbaren  Grenze 
herab  in  der  Theilung  volle  Freiheit  gelassen  war,  wobei  zur 

*)  Aus  den  Motiven  zur  Novelle  zum  bad.  Landrecht  v.  2(5.  April  1886,  welche 
aus  Aulass  der  lundw.  Rrhebuni^eu  von  ISSH  nlasM  U  u  nrdi'  ,  ^-i«  hr  d.  >  Verfassen 
Hdb.  des  bad.  Lai:dwirthsehaft«ireehts,  ]H87,  S.  lill.  und  drn  lU  iirht  drs  Frlini.  v, 
NeubrouD  im  Luudug  1883/84  über  diesen  (iegoustund  i.Üeiluge  zum  ProtocuU  der 
63.  öfFentl.  Sitsnaiif,  8.  4  ff.);  femer  Hiaskowski,  a.  a.  0.,  II,  8. 197,  216  und 
226  ff.,  wo  aucli  der  T{rfonnbestre)>iin',Tn  iu  Frankreich  selbst  ans  Aiilass  der 
Enquete  agricole  von  18U7;70  Erwähnung  gethan  ist.  Zur  lllustrirung  der  au 
das  fransösische  Civilrecht  betreffs  seiner  Erbtheilun^'^svorschriften  sich  knfipfSroden 
Folgen  sei  erwähnt,  dass  ein  badisehe.s  Be>:irk.samt  (Stockat  aus  der  Zeit  vor 
der  Novelle  des  .la!ires  1H8(J  einberirhtete.  wie  ein  atjsi'hnliclies  HMUonifrtit  bei  Ab- 
leben des  besitzers  von  der  Vormundsehal  i  sbehorde  an  einen  Ciüter- 
Hilndler  verkauft  nnd  von  diesem  der  parcellenweisen  Versteiiereniiip  ausgesetzt 
ufirden  sei ;  dass  in  F(>l<re  dessen  rin  namhafter  Theil  der  Kinwfdmer  sclnvt  r  mit 
;>ühuldeu  aich  belantet  habe  imd  nunmehr  iu  völliger  Abhängigkeit  von  den  Uäudlem 
sich  befinde;  und  dass  also  die  Folge  dieser  von  dem  Gesetz  fre wollten  Haass- 
iiahme  die  gewesen  sei,  dass  ein  Hauerngut  zu  exisfireu  aufgel  '  i  :  !i  ibi-,  dass  die 
Wirthseliaft-^la^re  derjenif^eii,  die  tlie  eine  odt-r  andere  l'areelle  >i<  li  «'r>leig«rten, 
vielt'acli  sich  verschlimmert,  jedeul'alls  nicht  uciinenswerth  sich  verhesserl  iiabe  und 
dass  die  Kinder  des  verstorbenen  Besitzers,  wmn  ^ie  vidljährig  geworden  seien, 
Qllt0r  rmständen  mit  erheblichen  ( )ptern  ein  anchTes  landw.  Anwesen  sich  erwarben 
müssen.  Wie  viele  derartige  Fülle  mögen  i'rüiier  im  Ueituugsgubiet  doü  tranzoäiäcben 
B«cbts  in  Bentsdiland  Torgekomman  um  und  in  Frankreich  noch  immer  ▼or> 
kommmil 
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Fixirunjü:  jener  Grenze  entweder  ein  bestimmtes  Flächenmaass  oder 
ein  dem  entsprechentler  Maassstab  (Zahl  des  Spannviehs,  Maass 
der  Aussaat,  Steuerertrag)  diente.  Man  kann  mit  Recht  gegen 
eine  solche  schematische  Ordnung  den  Einwand  erheben,  dass, 
indem  sie  dor  Verschiedenartigkeit  der  Verhältnisse  keine  Kechnung 
trag,  auch  dem  berechtigten  Grundstflcksverkebr  lästige  Fesseln 
auferlegte,  und  man  wird  überhaupt  aus  den  früher  erörterten 
allgemeinen  Gründen  die  Fortdauer  solcher  Beschrftnkungen  doch 
nur  unter  sehr  bedingten  Voraussetzungen  für  angemessen  und 
nOthig  erachten  dürfen;  wobei  übrigens  das  System  der  Geschlossen- 
heit als  solcher  mit  der  Möglichkeit  des  Dispenses  im  Einzelfall 
Tor  der  schematischen  Festlegiuig  eines  .Besitzminimums  jedenfalls 
den  Vorzug  verdient.    (Vgl.  §  77.)*) 

2.  Eine  grossere  Bereclitigung  auch  heute  noch  als  diese  Besitz- 
minimas  haben  die  Vorschriften,  welche  die  Verkleinerung  der 
einzelnen  Grundstücksparcellen  unter  ein  gewisses  Maass 
der  Kegel  nach  untersagen  (Parcelleminimum,Stückschlus8); 
sie  sind  nicht  sowohl  Bücksichten  einer  guten  BesitzTortheilung 
entsprungen,  da  sie  meist  so  massig  gegrilTen  sind,  um  auch  eine 
weitgebende  Besitzzersplitterung  nicht  zu  hindern,  als  Bücksichten 
der  Technik  der  Bewirthschaftung,  weil  es  bei  jedem  landwirth- 
s<lialtli('h  (und  forstwirtlisclialtlirh)  lienutzten  Gnnulstück  eine 
Viitergreiize  gieltt,  jenseits  deren  eine  rationelle  Bestellung  er- 
schwert oder  das  Land  doeli  nur  inx'li  als  (Gartenland  (zur  Spateii- 
cultur)  tauglieli  erscheint.  Dieselben  Erwägungen  also,  welche  die 
liereiuigungsgesetze  Liezeitigt  hahen.  um  eine  zweckmässigere 
An'oinlirung  des  Grundeigfiithums  iierbeizuführen ,  sprechen  um- 
gekehrt dafür,  dass  nicht  im  Wege  der  Tlieilung  —  sei  es  im 
Erbweg  oder  im  freihändigen  Verkelir  —  ein  Grundstück  auf  eine 


'i  Ii  a  11  brldiit,  (l;iss  „i'inc  imd  (iit-scll)«'  riitorjrreiizf  liit'r  iirtch  zu  ^rross  würe 
uud  viele  iiützliche  Theiluiigeii  vtrliiiitleru  würde,  dort  schuu  weiter  ginge,  als  es 
▼ertitSndige  Landwiilhe  für  ratbsara  hielten** ;  denn  die  VerhältniBse  sind  so  nng'leicb, 
(la^s  ;.'«'Sft/.lirlie  Unterin"on/e  leiclit  in  der  einen  (teerend  y.wvi-  oder  dr«'inial  SO 

gntss  bestiunnt  werden  muHs,  als  iu  der  anderen"  Hl  b).  Aelmlich  Helt'erich. 
a.  a.  O.  18r>3,  8.  436  ff.,  der  namentlich  uuch  die  Unmögliehk»  ii  einer  scharfen 
Aftfrrenzung  des  Standes  der  I.andwirtlif  von  dem  der  Tafr«'l«»biier  betont.  .„Ueber- 
hanpt  träpt  der  franze  Cedank«-  dm  ('liarakter  eines  kleinen  und  zwar  r<  in  ]Hili/.  i- 
lichen  Aushiltsuuttels  au  sich".  Nuth  schwieriger  würde  natürlich  die  Auäluhrung 
des  Yflrtchlatpi  «ein,  fSr  jede«  Einseift  einen  nntheilbaren  Stamm  oder  Kern, 
„Sfdilstt>lle"  fVsf/.uset/.tn,  wie  s.  Z.  v.  Vinke  V(»r«reselilnj,'en  hat.  Aelnilielier  V«tr- 
hcblag  übrigens  auch  von  K.  Maurer  im  Art.  „Krb^nit"*  im  deutKchen  Staatw tirter- 
boch  gemacht,  in  Verbindung  mit  der  Zflerkenunng  eines  Ketractrcchts  der 
nichsten  angeborenen  Erben. 
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ganz  uinvirtlischattliche  Grösse  hembgebracht  werde.  (Vgl.  §  53,  S. 
312.)  Zwar  wird  die  ältere,  im  Bann  der  physiokratisch  Smith'sclien 
Anschauungen  stehende  Lehre  aiicli  hier  betonen  wollen,  dass  das 
eigene  Interesse  der  Landwirtbe  stark  genug  sein  müsse,  um  eine 
unverständige  Zerstflokelung  derParcellen  zu  hindern ;  die  Erfahrung 
beweist  indessen,  dass  Kurzsichtigkeit  und  Unverstand  in  bäuer- 
lichen Kreisen  das  wahre  nachhaltige  Interesse  sehr  häufig  nicht 
erkennt,  und  ,Jene  Landfetzen  von  TischtuchgrOsse*S  über  welche 
neuerliche  Erhebungen  zu  erzählen  wissen  (S.  311),  bilden  eine 
seltsame  Illustration  zu  dem  Optimismus  der  älteren  Doctrin, 
welche  Ton  jedem,  auf  eigene  Fflsse  gestellten  Wirth  voraussetzte, 
dass  er  immer  und  überall  das  erforderliche  Maass  wirthsdiaftlicher 
Kiii>icht  und  Selbstverleugiiuim-  besitze  und  bethätiLie.  Auch  würde 
die  Landwirthschaftspolitik  eines  Landes  sicher  in  eiiu'ii  gewissen 
Widerspruch  niitsich  sell)ergerathen,  wenn  sie  einerseits  mit  grossem 
Autwand  von  Rütteln  unter  Zuhilfenahme  des  staatlichen  Apparats 
Unt^Tiiehmungen  ins  Leben  zu  rufen  trachtet,  die  die  landwirth- 
schaftlichen  Nachtheile  der  Besitzzerstückelung  beseitigen  sollen, 
anderseits  aber  keinerlei  Vorkehr  dagegen  treflFen  würde,  dass  nicht 
in  kürzester  Frist  durch  Vornahme  von  Theilungen  der  alte  Zu- 
stand wieder  auflebt.  Mindestens  sollte  man  da,  wo  die  klein- 
und  mittelbäuerlich(>  Bevölkerung  vorherrscht  und  wo  überhaupt 
die  Neigung  zur  Theilung  durch  Recht  und  Sitte  gefördert  wird, 
auf  jene,  wenn  schon  bescheidene  Schranke,  die  ein  Parcellenmi- 
nimum  unverständigem  Vorhaben  entgegensetzt,  nicht  verzichten; 
auch  um  desswillen  nicht,  weil  sie  in  den  Gegenden  der  Frei- 
theilbarkeit fOr  die  mit  Nachlasstheilungen  betrauten  Behörden 
eine  keineswegs  Übeiflflssige  Richtschnur  ffir  die  Bildung  der  Erb- 
loose abriebt. 

Die  Parct'l  liMimini  mas  müssen  selbstredend,  wenn  sie 
ilircni  Zweck  entsprechen,  aber  auch  zu  weitgehende  lichistigiuigen 
dt'>  Verkehrs  nicht  im  (lefoliie  halHui  sollen,  den  verscliiedenartigen 
Culturverhältnissen  ani^epasst ,  daher  für  Wald  und  Weide,  für 
Acker  und  Wieslaiul  verschieden  gross  normirt  sein:  auch  ist  durch 
Einführung  eines  Verwaltungsdispensatiunsrechts  aussergewrdmlichen 
Fallen,  die  eine  Theilung  unter  das  geordnete  Maass  rechtfertigen 
(z.  B.  bei  Abtretung  zu  öffentlichen  Zwecken  etc.),  Rechnung  zu  tragen. 

In  dioseni  Sinne  liat  tlus  badisrhe  Gesotz  vom  6.  April  1854  die  Materie 
geordnet,  indem  es  die  Theilung  von  Wald,  Ueutteld  und  Weiden  in  Stücke  unt«r 
10,  die  Thcüiing:  von  AckAif^ild  und  Wiesen  in  Stücke  unter  ein  Viertel  Morgen 
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(9  ar;  verbietet,  Thuiiiuigcu  vuu  Liegensclial'ten  eutj^ugen  diesen  Bestiuuuimgeu  füx 
niditig  mid  fttr  einzelne  Gemurkmigeii  auf  Antrag  des  Gemeindenithg  die  Fest* 

Setzung  höherer  Minimas  sowie  die  Einführung  solclier  für  Kobland  für  statthaft 
erklärt.  (Siehe  des  Verfassers  Ilandb.  des  had.  Landwirthschaftsreehtjj,  8,  606  und 
628  ff.)  —  Aehnliche  (»esetze  in  Jlesseu  uud  Weimar  v.  18.  August  1871  beiw. 
16.  Januar  1872  (dort  10  ar,  hier  30  ar),  wogegen  anderwärts,  z.  B.  in  ]ta.\orn, 
im  Anschlusä  au  die  Feldbereini-rimprsfresetzgehung  nmzweekniässigeu  Tli('ihin{reii 
durch  die  Besiiommig  eutgegeugetreteu  wird,  dass  bei  Theiluuguu  die  Theilätücke 
die  bestehenden  Znfahrtswege  behalten  oder  neue  erhalten  mflssen  (Gesets  Tom 
29.  Mai  188(),  Art.  43i.  -  Dabei  mag  bemerkt  sein,  dass  Rosrbir  i'a.  a.  0.,  146) 
die  Schwierigkeiten  amtlieher  Dispen.sertheilungeu  iui  Svstem  der  Güter-  oder  ätück- 
schlüsse  und  ähnlich  Walcker  la.  a.  <)..  §53,  Ziffer  3  ff.)  doch  sehr  überschätsen ; 
man  braucht  nicht  allweise  /u  sein,  um  im  gegebenen  Fall  das  Richtige  zu  treffen 
uiul  die  Bedürfnisse  des  praktisf  tien  lA'beus  mit  jenen  der  brdieren  Stnatarais«>n  im 
Einklang  zu  erhalten.  Die  Scliwierigkeiten  mindern  sich  übrigens  in  dum  Maa^se 
und  die  Entscheidiuigen  passen  sieh  dem  Flnts  des  Lebens  mn  so  mehr  an,  je 
wenifror  icjic  von  dcui  Ernii  ssfii  der  Biutatlkratie  allein  abhiinjriLT  fremacht  werden, 
also  dem  Laienelemeute  der  Seibstverwaltong  ein  maassgebeuder  Eintiuss  auch  in 
solchen  Fragen  eingeriiinnt  ist,  wie  dies  z.  B.  in  Baden  der  Fall,  wo  in  erster 
Instanz  über  Theilnngsgesnche,  auch  über  jene  hinsichtlich  der  gesetzlich  untheil- 
baren  Ilofgüter  •<?  77*.  innner  der  15  e  zi  rk  sra  t  Ii  befindet.  —  Unter  di-n  (!e>i(  hts- 
punkt  der  puiizeilicheu  Beüchräukuug  der  rarcelliruugsfreiheit  kann  auch  das 
Freu  SS.  Gesetz  Yom  26.  Angnst  1876  über  die  Yertfaeilnng  der  öffentlichen  Lasten 
bei  Orundstückstheilungen  nnd  die  (hiinduTiir  neuer  Aii^it  dehingen  in  den  rri)\nnzen 
l'reussen,  Brandenburg,  Pommern,  Tuseu,  Schlesien,  Sachsen,  Westpbaleu,  uud  die 
dazu  ergangenen  Nachtragsgesetze  vom  4.  Jnli  1887  (fQr  Haanover)  nnd  13.  Jnni 
1888  (für  Schlt  >u  11;  Holstein)  gebracht  werden,  weil  die  Abtrennung  von  (irund- 
stücksparcellen  l)eliufs  Gründung  einer  neuen  Ansiedelung  danach  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  einem  polizeilichen  Genehmigungsverfahren  unterworfen  ist,  (Vgl. 
den  Art.  „Auiedelnngsgesetzgebnog"  von  Rommel  im  Handb.  der  8t*W.) 


g  88.  Fortsetzung;  Dismembrationsirerbote;  Grund- 

erwerb  durch  Ausländer. 

3.  Zu  den  betrflbendsten  Erscheinungen,  welche  die  Freigebung 
des  Verkehrs  im  liegensch&fUichen  Eigenthum  nicht  selten  ge- 
zeitigt  hat,  zählt  das  Treiben  der  im  Volksmund  als  „Götennetzger" 
be7cicliiietoii  Spoculanten ,  die  den  Aiiflvauf  von  laruhvirthschatl- 
lii  lit'ii  AnwpstMi  in  der  Absicht,  solclio  zu  zorstückelii  und  in  Par- 
fcllcn  an  dritte  IN-rsonen  weiter  zu  ^eräus8t'rn.  fornilicli  u;e\ver))>- 
niässiir  Itetreilifii.  ohwulil  es  sirli  bei  diesem  Treilx'n  leditrlieh  um 
die  EinbeiniHUHL:  de.s  aus  dem  Wiederverkauf  des  erworbenen  Gut'^ 
in  kleinen  l'arcellcii  zu  erzieleinlen  Gewinns  (Differe  n  ZL::e  sc  liätt 
in  Grundstücken!)  handtdt,  also  eine  Privatspeculation  uewölin- 
lichster  Art  vorliegt,  bat  es  docb  niclit  an  Stimmeu  gefehlt,  welche 
auch  diese  Sorte  von  lieschäftlicher  Thätiirkidt  unter  den  höheren 
Gesicbtspunkt  der  Volkswoblfahrt  mit  dem  Hinweis  zu  bringen 
versucht  haben,  dass  im  gegebenen  Fall  eine  solche  Parcellirmig 
das  Mittel  sei,  die  Segnungen  des  Grundbesitzes  einer  grösseren 
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Anzahl  Manschen  tlieilliiiltig  w»»r(l«Mi  zu  hisson.  ^'iiii  kann  troilich 
die  ZorschlairunG:  von  Grossgfitern  allerdings  nntor  rnistündt'n 
eine  sehr  niitzliclio  Maassnalnno  sein,  nnd  in  (l»'ni  folgenden  Al)- 
sclinitt  wird  sich  (ielegenlieit  bieten,  dies  näher  zu  beleuchten; 
aber  heilsam  wird  sie  sich  doch  nur  da  erweisen,  wo  durch  die 
Art  des  Vollzugs  dem  Landesculturinteresse  in  der  That  gedient 
wird  und  die  neuen  Erwerber  unter  Bedingungen  in  den  GenusB 
von  0 rundbesitz  gelangen,  welche  ihnen  gestatten,  desselben  wirk- 
lich froh  zu  werden.  Bei  den  hier  in  Kede  stehenden  Güterhändeln 
ist  indesB  der  Verlauf  regelmässig  ein  solcher,  dass  weder  die 
EiDzelbetheiligten  noch  die  Yolkswirthachaft  im  Ganzen  aus  ihnen 
Yortheile  zu  ziehen  vermag;  denn  nicht  die  Herbeifflhrung  einer 
bessern  Besitzvertheilung  wie  dort,  sondern  lediglich  die  Erzielung 
eines  hohen  Gewinns  durch  billigen  Erwerb  und  Wiederverkauf 
zu  möglichst  hohem  Preis  ist  der  für  die  Zerschlagung  maass- 
gebende  Beweggrund;  nicht  das  Bedürfhiss  des  BodenverkehrB  an 
sich,  sondern  die  Ausnutzung  der  Nothlage  einzelner  Besitzer  und 
die  Syteeulatiitn  auf  die  Kurzsichtigkeit  und  licgehrliclikeit  kleinerer 
Leute  der  äussere  Anlass  des  Treibens Indem  man  sich  in  den 
Besitz  von  ForfleruiiLien  Liegen  Besitzer  verschuldeter  Höfe  setzt, 
ist  ein  Mittel  gefunden,  im  Wege  schonungslosen  Betreibens  der 
Schuld  den  Besitzer  für  (b'U  Verkauf  des  Anwesens  zu  niedrigem 
Preis  geneigt  zu  machen:  luid  in  der  Zerlegimg  des  erworbenen 
Guts  in  kleinste  Parcellen  bietet  sich  ein  weiteres  Mittel,  die 
grosse  Masse  der  kleinen  Leute  als  kauflustige  Bieter  heranzu- 
ziehen. Dabei  wird  durch  die  plumpesten.  aber  gleichwohl  ihres 
Zweckes  bei  kleinen  Leuten  nie  verfehlenden  Veranstaltungen 
(Verabreichung  von  Speisen  und  Getränken  in  reichlicher  Menge 
vor  der  Versteigerung  etc.)  die  erforderliche  „Stimmung**  zum  Bieten 
zu  erzeugen  gewusst  und  durch  aufgestellte,  zum  Mitbieten  ver- 
anlasste Mittelspersonen  in  den  erhitzten  Köpfen  eine  Steigerungs- 
leidensehaft  erzeugt,  die  schliesslich  auch  vor  den  unverständigsten 
Angeboten  nicht  zurfickschreckt.  Und  da  Baarzahlung  selten  er- ' 
folgt,  in  der  Regel  gar  nicht  gewünscht,  vielmehr  Abzahlung  in 

flriH^ralsccrctär  v.  f  an  st  ein  erwiihntc  im  (lentsclu'u  Lanthvirthschaff  •^rnth 
1884  (Verhaudl.,  Ü.  dasä  in  der  Provinz  Brandenburg  in  16  Kreiben  '612  grüssere 
Wirth«chafteii  durch  Parcellirang«n  Terscliwnnden  seinen  (in  der  gtaum  Provinz  an» 
nÄlu  riid  760),  und  bereclmote  den  (Jtwiini  der  rarccUanten  aal'  ülxr  8  Mill.  ^I.; 
in  den  romniorsclien  Amt  Froii'nwald  hat  die  AusNclilachfung'  von  b2  Höfen  den 
ParcellauU'H  bei  einem  (iesammterlös  der  Verkaule  von  ITTUUÜO  M.  einen  Gewinn 
von  197850  gebracht  (107o)i  siehe  v.  Hiaskowski,  AgrarpoUtiscbe  Zeit-  und 
Streitfragen  1889,  S.  61. 
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Tlieilrateii  voroiiibart  zu  wordoii  pfle*2:t,  so  sind  solche  Güter- 
vcrsteigeningeii  meist  die  iTsaclie  zalilr»'i<l!pr  ikmht  Sclml«!- 
verbindlichkeiton,  in  welche  ein  Theil  der  Bewohner  t  ines  Orts  zu 
dem  Gflterhändler  ireratlien  und  die  diesem  nun  wiedt  nim  eine 
willkommene  Handhabe  zu  unsauberen  Geschäften  jeder  Art  bieten 
und  die  Parcellenkäufer  in  immer  stärkere  pecnnifire  Abhän^gkeit 
versinken  lassen.  Es  ist  eine  durch  zahlreiche  Einzelerhebung"en 
zweifellos  gemachte  Thatsache,  dass  der  Wucher  auf  dem  flachen 
Lande  in  yielen  Fällen  an  solche  Gfiterrersteigerungen  anknüpft 
und  dass  die  auf  diesem  Wege  erworbenen  Farcellen  den  Be- 
theiligten nicht  zum  Segen,  sondern  zum  Fluch  geworden  sind. 

Eine  von  richtigen  Erwägungen  geleitete  Landwirthschafls- 
politik,  welche  es  als  ihre  Tomehmste  Aufgabe  erachtet,  möglichen 
Schäden  des  Wirthschaftslebens  auf  dem  flachen  Lande  durch  vor- 
beugende Maassnahmen  entgegenzutreten,  wird  solchen  Vorkomm- 
nissen gegenüber  selbst  dann,  wenn  derartige  Kechtsgeschüfte  sich 
durchwe«;  in  reclitlicli  nicht  anfechtbarer  Form  unter  freier  Ent- 
Schliessung  der  Betheiligten  abspielen,  ein  ruhiges  Zusehen  nicht 
beobachten  wollen,  vielmehr  thunlich  dem  erwähnten  Treiben  ent- 
gegenzuwirken sich  bemühen;  die  meist  sich  tindonde  gesetzliche 
Vorschrift,  dass  Käufe  von  (irundstücken  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
schriftlichen  Abfassung  bedürfen,  genügt,  wie  die  Erfahrung  der 
Länder  zeigt,  wo  solche  Vorschriften  bestehen,  nicht,  um  dem  Un- 
wesen zu  steuern;  wirksamer  schon  wäre  ein  polizeiliches  Verbot 
der  Abhaltung  von  Güterversteigerungen  in  Wirthshäusem,  wie 
solche  mehrfach  erlassen  sind;  am  wirksamsten  aber  wfirde  dem 
speculativen  Aufkauf  von  Anwesen  zum  Zweck  der  Zerschlagung 
durch  die  Yorschrift  ein  Biegel  voigeschoben,  dass  die  Zer- 
schlagung vor  Ahlauf  einer  bestimmten  nicht  zu  kurz  bemessenen 
Zeit  nielit  ert'oliren  (hirf.  weil  «las  Hiudeniiss  rascher  Verwerthunff 

Cr 

des  Objects  und  die  Nüthigung  der  Herbeiführung  einer  inter- 
imistischen Verwaltuncr  desselben  in  <ler  Keirel  die  Gewinnaussichten 
merklicli  beinträchtigt.  Sehr  erwägungswerth  endlich  erscheint  die 
Einführung  eines  Keuerechts,  gemäss  welchem  bei  Kauf-  und 
Tauschverträgen  über  landwirthschaftlich  benutzte  Grundstücke 
den  Vertragsschliessenden  Theilen  binnen  kurzer  Frist  vom  Ver- 
tragsabschlüsse ab  das  Recht  des  einseitigen  Rücktritts  zusteht; 
indem  dadurch  die  Garantie  eines  nach  allen  Bichtungen  möglichst 
überlegten  Abschlusses  und  ein  denkbar  starker  Schutz  vor  Ueber- 
eiUmgen  und  Selbsttäuschungen  gegeben  wäre. 
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Ueber  den  vorerst  gescheiterten  Versucht  ein  s(>1c1r>.s  Kmierocht  in  Badeo 
♦M'ii/iifiihrt'ii .  s'u'lw  des  Vt-rfassers:  ^  Boitrii^e  zur  landwirtlischaftlii  lifii  Kratze  der 
ücgeuwart",  Ibi^T,  52  ff.  und  die  auf  dem  Landtag  1883; ö4  hiezu  erstatteten 
Berichte  des  Abgeordneten  Nenbronn  und  Rosshirt  and  des  Ifitfliedes  der 
I.  Kammer  v.  Stösser.  Eine  treffliihe  Ordnung  der  Sache  in  Wärt  tembrrjj^, 
wo  ein  Iteut  rtclit  schon  durch  das  Landrecht  vom  Jahre  IGlü  vorgesehen  und 
joui  noch  iu  Krall  ist  und  ein  Specialgesetz  vom  28.  Juni  1853  auf  die  Beseitigung 
der  bei  LiegenschnfttveräusätTUugen  und  im  Besonderen  bei  Zerstückelung  von 
Bauemgiitern  vorkommenden  Misshiiinclie  abzielt  :  schriftliche  Konn  (h'r  Vertrüge, 
Gebot  der  Vornahme  der  Guterversteigeruug  in  Üathshäuseru  in  Anwesenheit  obrig- 
keitlicher Personen,  Yerbot  der  Yerabreichnng  von  Getränken  nnmittelbar  vor  nnd 
während  der  „Aufstreichsverhandlung",  Verbot  des  Wiederverkaufs  von 
melir  als  dem  vierten  Theil  erworbener  (irundstücke,  die  einen  Mass - 
gehalt  v<»n  lü  Morgen  untl  darüber  haben,  vor  Ablauf  von  3  Jahren 
ohne  Genehmigung  der  Kreisregierung,  welche  indess  dann  nicht  verweigert 
werden  soll.  _wenii  der  stückweise  Wiederverkauf  nach  der  Perstinlichkeit  imhI  den 
Verhältnissen  des  Eigenthiüuers  nickt  als  eine  Uaudelsspeculatiou  sich  darstellt  oder 
wenn  ea  naeb  den  besonderen  Verhlltnissen  der  Gemeinde  als  Tortheilhaft  erscheint**. 
Während  das  Gesetz  in  den  Sechziger  und  Siebenziger  Jahren,  wie  es  schdnt,  etwas 
lax  gehandhabt  wurde,  ist  seit  den  Aclitziger  Jahren  auf  ministerielle  Weisungen 
eine  schäriere  Verwultungspraxis  zu  bemerken,  die,  wie  der  Verfasser  einer  amtlichen 
Hittheilnng  entnimmt,  einen  sehr  heilsamen  KinHuss  auf  das  Treiben  der  Güter« 
metzger  ausgeübt  hat.  In  ]'>;iyern.  wo  Knde  dt'>  voriu'en  und  zu  Anfang  dii-^es 
Jahrhunderts  die  Zertrümmerung  der  grosseren  Bauernguter  als  eine  wesentliche 
Maassregel  der  Landescnltur  staatlich  sehr  begfinstigt  wurde,  beobachtete  man 
sdion  sehr  bald  den  Missbrauch,  den  jüdischen  Unterhändler  mit  dieser  Disniem- 
brationsfreibeit  im  grossen  Tmfang  trieben  ^vgl.  Hausmann,  Die  lirundentlastung 
iu  Bayern,  1892,  S.  öl  IT.,  S.  1)3  ff.,  S.  101  ff.,  S.  120  ff.),  was  im  Jahre  1817  zur 
Eänf&hrung  eines  poUxcilichen  (ienehmigungsverfahrens  für  Gutstheilungen  und 
spiifer  zu  dem  (Jesetz  v.  2S.  Mai  1H.'>2  tülirfe,  das  jede  gewerbsmässig  betriebene 
parcellenweise  Verüusserung  laudwirthschaftlicher  Gutscomplexe  und  selbst  jede 
gewerbsmässige  Torschnbleistnng  dazu  mit  Geftngniss  bis  jsn  8  Monaten  und  Geld 
von  100  -1000  Fl.  bestraft,  eine  Vorschrift,  die  durch  das  Polizeistni^esetabnch 
von  W)\  freilich  wieder  beseitigt  worden  ist.  —  Zahlreiche  Belege  über  das  Treiben 
der  Güterschliichter  in  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  bei  Miaskowski, 
a.  a.  O.,  1.  Bd.,  S.  132  ff.;  ebenso  in  der  badischen  landwirtlischaftlichen  Enquöte 
von  1KH.S,  IV.  Bd..  S.  3.')  ff.  und  in  den  Berirliten:  „ Bäuerliche  Zustände'".  Drastische 
Schilderungen  ferner  bei  Juger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  1882,  8.  188  ff. 

4.  Endlich  kOnnen  unter  den  Gesichtspunkt  der  Yerhfltung 
einer  einseitigen,  schädlichen  Grundeigenthumsyertheilun^  auch 

diejpiiiffon  Gesetzesvorschriften  gebracht  werden,  welche  den  Erwerb 
von  Onmd  und  Boden  durch  Ausländer  Iteschränlcun^en  untcr- 
werfnn  und  deren  Endzweck  insl)t'sond«*re  darauf  ircriclitet  ist,  die 
HäutuuLr  von  Latifundit'iilx'sitz  im  Inland  in  der  Hand  von  Nirht- 
staatsan(ji;eliöriu:<'n  zu  hindern,  wie  solche  Vorscinit'ten  in  Kussland 
erlassen,  neuerdinfj^s,  An«;esichts  unireniessoiuT  Landankäute  eng- 
lischer Landlords  in  Nordamerika,  auch  in  diesem  btaatsgebiet 
in  Aussicht  genommen  worden  sind  ').  Bei  der  Würdigung  derartiger 
Maassnahmen  ist  zu  beachten,  dass  kaum  ein  anderer  Besitz,  als  der 

')  Jftger  giebt  (a.  a.  0.,  8,  351)  eine  Zusammenstellung  des  von  Ausländern 
in  dflB  Tereiaigten  Staaten  beieBMiiMi  Omiid  und  Bodens,  ans  der  sich  ergiebt, 
daas  es  ncli  um  eine  Fläche  von  mnd  20  UUL  Acres  —  mnd  8,4  MilL  ha  haadell; 


Digitized  by  Google 


520 


Kap.  IV.  Besitsyertheilong,  ErbrecKt  nnd  Landpuliak. 


im  Grund  und  Boden  angelegte,  dem  Besitzer  weithin  wirthschaft- 
liehen,  socialen  und  politischen  Einfluss  sichert  und  dass  daher  fOx 
kein  Land  es  gleichgültig  sein  kann,  solchen  Einfluss  Yon  physischen 

(oder  juristischen)  Personen  ausgeübt  zu  wissen,  welche  —  weil 
aussorliall)  dor?  staatlichen  Vorbands  befindlicli  —  den  Intoresson  des 
letzteren  fremd  jj^eirenubor  stehen  und  bei  der  Bewirth^schartiini? 
ihres  (.TrimdlK'sit/.ts  lediglich  von  ihren  privatwirtlisehaftlich<Mi 
Interessen  rücksiclitslos  sich  leiten  hissen:  nnd  bei  denen  «lie 
Nachtheile  des  Absontiismus  (§  71)  in  potenzirter  Form  in  die  Er- 
sclieinung  treten.  Wird  kein  Culturstaat  so  kleinlich  sein,  den 
Ankauf  von  Grundstücken  durch  Ausländer  schlechthin  zu  untor- 
sagen,  und  bildet  die  Niederlassungsmöglichkeit  von  Ausländern 
auf  eigenem  Grund  und  Boden  in  fremden  Staaten  einen  wesent- 
lichen Bestandtheil  des  neuzeitlichen  internationalen  Wirthschafts- 
und  Handelsrechts,  so  kann  es  doch  sehr  wohl  als  eine  nationale 
Pflicht  erscheinen,  Vorsorge  dagegen  zu  treffen,  dass  diese  Nieder- 
lassungsmöglichkeit nicht  zur  Schaffung  von  flbermSssigen  Land- 
besitzungen missbraucht  werde,  mittelst  deren  fremde  Staatselemente 
einen  weitcrehenden  Einfluss  auf  die  tiestaltung  des  beimischfu 
AVirtlisch;ittsle])ens  sicli  zu  verschallen  vermochten.  Ist  der  Lati- 
fundienbesitz an  sich  bedenklich  und  «lessen  allnnihliche  HeseitiLniiiir 
Aufgabe  einer  von  socialen  (Jesichtspunkten  getraneiuMi  Landwirt li- 
schafts]>olitik,  so  wird  der  im  Besitz  von  Fremden  befindliche 
Latifundieubcsitz  eine  schlechthin  gemeinschädliche  Institution  und 
ein  Staat  handelt  wohl  daran,  wenn  er  durcli  seine  Gesetzgebung 
der  Entstehung  solcher  gefahrlichen  Entwicklung  ein  für  allemal 
einen  Kiegel  vorschiebt  und  da,  wo  solche  im  Laufe  der  Zeit 
dennoch  eingetreten,  gesetzliche  Vollmachten  behufs  deren  nach- 
träglicher Beseitigung  (NOthigung  zum  Verkauf  der  Ländereien 
in  bestimmter  Zeit,  allenfalls  Zwangsverkauf  auf  Rechnung  des 
Staats  selber)  sich  erwirbt  „Der  nationale  Grund  und  Boden  den 
Angehörigen  der  Nation"  —  ist  eine  so  ohne  Weiteres  einleuchtende 
Fordening,  dass  nur  das  internationale  Geldkapital  nnd  die  mit 
ihm  verknüpften  Interessenkreise  an  der  Verwirklichimg  dieser 
Forderung  Anstoss  nehmen  können. 

Nach  einem  neuorliclu-n  im  .Tahro  18i)l  ausjrt':irl>«Mt('tcn  russi  schon  (lc««etfr 
entwurl  soll  die  Ansiedelung  der  Ausländer  auttberhulb  der  Stadtgebiete  sowie  aucli 
der  Betntz  nnd  die  Nntsting  yon  ImmobiliarTermöpr^  dnrcli  Inslftnder  grrnnd- 

übcr  die  in  ubiger  Kichtung  sich  geltend  xnachendeu  Bestrebungen  der  einüu^ 
reiclieD  National  Farmer's  AUiance  in  Nordamerika  siehe  Cheney  in  Braunes  Aithir, 
1882,  8.  182  ff. 
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ffitsHcb  verboten  werden.  Nnr  ansnahmsweise  soll  AneUndern  die  Enrerbonff 

vou  Grund  nnd  Boden  grestatt<>t  sein,  doch  nur  unter  der  Bedingung,  dase  sie  in 

den  russischen  Unterthuncnvcrband  eintreten.  Ausländer,  die  bereits  im  Reich 
Land  erworben  haben,  sollen  verptlichtet  werden,  innerhalb  dreier  Jahre  rusäische 
Unterthanen  zu  werden  nnd  genügende  Kenntnisse  in  der  mssischen  Sprache  vnd 
den  rtisMsehen  (irundgvset/en  auf/.uwei>;cii :  aiiderul'alls  s«ilU'ii  <liisf  Ausländer  ^e- 
nöthigt  werden,  ihr  Eigenthum  /u  veräussem  und  Kusslaud  zu  veriat»i>en.  —  Einum 
ihnUefaeB  Gedankengang  entspriu^ren  die  vereinielt  erlaaienen  Gesetze,  welche  den 
Verkauf  oder  die  Verpraudunj,'  bindwirthsc  luil'tlicher  Anwesen  an  Ortsfremde,  wenn 
schon  Inländer,  verbieten;  hier/.u  zahlt  das  mniänische  Abbisun^'s<re.set7.  vom 
14.  2B.  Aupii.st  18f)4.  welrhes  die  ehemals  robotpfliclitige  BaueniM  liatt  in  den  eij?en- 
thünilirli.  ii  Besitz  «ines  Theils  dcfl  Herreulaiidfs  einwies,  aber  linlialtlich  der  Art.  7 
und  .")? '  (b  ii  mit  Land  IJeliflienr-u  und  den  Käufern  von  I.andbioseu  für  H()  .lalire, 
von  der  Krlassung  des  Gesetzes  bezw.  vom  vuUzugeueu  Kaut  au  gerechnet,  die  Be- 
fbgniss  entlieht,  ihr  Anwesen  durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  oder  auf  Am 
Todesfall  ausser  an  die  Gemeinde  selbst  oder  au  einen  anderen  Dorf- 
bewohner zu  veränssem  oder  zu  verpfönden.  Aueli  nach  Ablauf  der  HO  Jahre 
behült  die  Gemeinde  das  Vorkaufsrecht.  ßeschränkun<^en  der  Freitheilbarkeit  im 
Wege  des  Erbfiberganges  enthält  das  (besetz  luclit.  Naeh  (i  rii  ubertr.)  -  I>ass 
man  eanz  allgemein  der  (i  <•  UH- i  u  (I  f  ein  ^'llrkauf>.-  un<l  Naclibarreclit  •.-••'^'••■iiübfr  dem 
Zwangs-  wie  dem  freien  Verkaufe  in  Anlehnung  au  da«  ältere  deutsche  .Siammes- 
recht  wieder  einfftnme,  von  L.  t.  Stein  wann  befürwortet.  (Die  drei  Fragen  etc., 
8.  36.) 


Abschnitt  IV: 
Die  liAiidpolitik  und  die  innere  Colonisation« 

L  iteraturübersicht. 

Den  besten  Einblick  in  die  in  nachstehendem  Abschnitt  behandelten  Bestre* 

buu^Tij.  neu  ordnend  und  beeiiilltis-t  nd  in  die  Verbiiltuisse  d«'r  (irundbesit/.verthei- 
lung  eiuiiugreifett  (durch  Regelung  des  Auswauderungsweseus  und  durch  die  Maass* 
nahiiien  der  inneren  Colcmisation),  liefern  die  Veröffentlichungen  des  Vereins 
Soeialpolitik:  -Zm  iun>reu  Colouisatiou  in  DeutschhuHP,  Bd.  XWII.  mit  den  Auf> 
Sätzen  von  Sr  h  um  I  Ir  r.  Thiel.  Kimpler  und  Sombart;  weiin  hin  die  amtliclien 
Preussischeu  i>enks(  lirifteu  und  die  Gesetzes-Materialien  zu  deu  im  Text  erwähnten 
Gesetzen  der  Jährt  1,^86,  1890  nnd  1891.  Weiterhin  ist  su  verweisen  auf:  die 
Verhandlunjren  des  rreussiseheu  Laudt'sokoiioniiceolb-^riums  vom  Jahre  187l>,  Bd. 
VlII,  Ergzbd.  11,  6.  Iü2  ff.  (Ueferenteu:  v.  Wedeil -Malchow  und  Bokeimauuj,  des 
Deutschen  Landwirthschafisraths  von  1888  (Referat  von  Freiherm  v.  Erffa- 
Wembur^ri  über  die  Answandernngsfirage;  des  Vereins  für  Soeialpolitik  vom  Jahr 
18iS(3  t  Bd.  .VXX  der  Schrift,  d.  Ver.  »:  auf  den  amtlichen  Herieht  über  Preussens 
landw.  Verwaltung  188<)/H7,  S.  2t)0  ff.  und  die  jeweils  dem  I'reuss.  Landtag  vorgekf^teu 
Denkschriften  über  die  Ausführung  des  Ansiedelungs- Gesetzes  vom  26.  April 
welcfie  namentlich  über  die  bei  d«  in  Ankauf  von  (Jiiteru.  deren  Zerlegung  in  kb  ine 
Anwesen,  die  bei  der  Ueborlaüäuug  vou  Ciütcm  durch  diu  eingesetzte  staatliche 
Commission  beobachteten  GrundsStze  einen  sehr  instmctiven  Ebiblick  gewähren. 
Femer  auf:  Paasche,  Erbpacht  und  Kentengüter  alä  Mittel  zur  Schaffuug  und 
Erhaltung  eines  ländlichen  Mittel-  und  Kleiubesltzes  (iu  Conrad's  Jahrb.,  N.  F., 
14-  Bd.,  S.  209  ff.);  Rimpler,  Domänenpolitik  und  Grundeigenthum.svertheiluufr, 
1888;  Seriug,  Arbeiterfra^'e  und  innere  ( "olonisation  in  den  ostliehen  rroviu/rn 
Preussens.  1S!)2:  Derselbe,  l)ie  iniu-re  Colonisatioii,  Heferat  f.  d.  deutsehen  J^aud- 
wirthschattsrath  18Ö2  ^.Archiv,  S.  371  ff.)  —  Ueber  die  älteren  Culomsationen  geben 
AnfiKhlnsa:  Beheim^Schwarabach,  HohMutolleni'sche  Colonisationen,  1874; 
Stadelmannf  Prenssens  Könige  in  ihrer  Thätigkeit  för  die  Landescnltnr,  3  Bde.» 
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1878,  1882.  1885;  weitere  Literaturangaben  bei  Schmoller,  a.  a.  O.,  S.  43.  ^ 

wesentliclics  Vrnlinist  um  die  Aufnalimc  der  iniipren  rolnnisation  in  Prt'n<s«'n  vr<  l>inirT 
dem  KittcrjjTutsbesitxer  Sombart,  der  in  der  aut'  eigeueü  Kisico  uuteruuuiiueueu 
Anft1ieiluti>r  des  Onteg  Steeaow  in  der  Priegnits  seinen  StandesgenoMen  über  die 
(iHii^rharkeit  dos  We^s  und  die  Art  der  Aiisfühnintr  «in  gelmigenes  Beispiel  vor 
Augen  geführt  hat;  (Somhart  in  Srhrifti'n  dfs  Vereins  für  Sooialp(»lilik,  XXXII. 
S.  183  IT.),  sowie  dem  jetzigen  I'reuss.  Fiuaiizniinister  Miquel,  der  schon  im  .lahre 
1874  im  Preu8g.  Abgeordnetenhang  und  wiederholt  in  den  iSitznngen  dt  s  Landet- 
ökonoiiiit'CdllfLritims.  des  Herrenhauses,  des  Vereins  fiir  Socialpolitik  dif  Nnthui  iidijr- 
keii  eiucs  \  urgeiteuä  aut'  diesem  Gebiet  betont  uud  namentlich  von  Autaug  sehr 
energlselt  fttr  die  Möglichkeit  des  Erwerbs  gegen  Rente  statt  der  rönrisdi- 
lechtliehen  kapitalistisi  hen  Verschuldungsform  ein!.'etn'ten  ist.  f  V<rl.  Sehr.  d.  V>  r.  L 
Socialpolitik,  Bd.  XXXII.  S.  46  ff.,  .56  u.  82  ff.,  n.  IUI.  XXXIII.  S.  121  ff.i  .Schon  1S75 
bemerkte  derselbe  im  I'reuss.  Abgeordnetenhau.s :  „Die  SehaÜ'iuig  eiues  bänerlicheu 
Hittelgtandee  sei  so  wichtig,  dass  wenn  ein  Minister  10  lOUioneD  Thlr.  verlangea 
würde,  um  gepifrnt  ti-  PiMiiäm-n  in  häurrliche  Wirtlischaften  zn  venvandeln  und  gfg*'n 
Keute  oder  Erbpacht,  welch  letztere  gar  nicht  so  ge&hrlich  sei,  wie  man  hiiulig 
annehme,  anssutbon,  er  tlch  den  Dank  des  Landes  Teraienen  wflrde."  Und  wiedema 
anlässlich  der  Beralhiing  des  jfingsten  Reut^cugutsgesetzes  in  der  Commission  de* 
Abgeordnctenlmuses  bezeichnet  es  Miquel  als  einni  Fehler  für  dii-  Kiitwicklung 
unserer  landiicheu  Eigenthums-  uud  Besitzverhaltnisse,  da.ss  man  die  niuüsch-rechtliche 
Theorie  des  Verkehrswertha  ausschliesslich  und  unbedingt  an  die  Stelle  der  deittadi- 
reehtliehcii  Theorie  des  I^rtra^'<^^  «  rths  t-^fsi  tzt  hahe.  Die  Versuche,  in  Nfuvorpommem 
mittelst  einfacher  Kapitalabzahluug  zu  colouisireu,  seien  missluugeu,  die  Be&orgui^', 
welche  an  die  ÜMmltaliTe  TTnablSsmurkeit  der  Rente  geknüpft  wurden,  als  fibertriebeo 
zu  bezeichneu;  in  Hannover  existire  auch  ein  ähnliches  Kechtsinstitnt.  die  Erb- 
pacht; auch  sei  eine  nnkünd])are  Rente  für  den  verpflichteten  Theil  jedenfalls  an- 
genehmer als  eine  jederzeit  kündbare  Ilyj)othek  *Xr.  3()5  der  Drucksachen  des 
Preuss.  Landtags  1890/91,  8.  3 — 4^.  —  Die  Preuss.  Regierung  lehnte  inhaltlich 
einer  Denksdirift  vom  2.  Xovember  188.5  an  das  Landcsökononiieeollernnni  Thier?» 
Landw.  Jahrbuch  Bd.  XIV,  Ergänzungsbd.  8,  8.  92  IX.)  die  NS'iedereinfuhruug  des  sog. 
getheilten  Eigenthnms.oder  erblicher,  dinglicher  Nntzungsrechte  als  ,jnri8tiBdi 
nnaosfÜhrbar  und  wirthsehaftlieh  höchst  bedenklich"  ab,  zugleich  ein  mit  dem 
Namen  »"Rentengut^  belegtes  Rechtsverhältidss  in  Vorschlag  bnufrend ,  welches 
dahin  detinirt  wurde:  Besitzungeu,  bei  deren  eigt-nthümlichem  Erwerb  der  Kaufer 
die  Zahlung  einer  festen  Jahresrente  vertragsmässig  übernimmt  nnd  wobei  diesem  inner- 
halb der  vom  CJesetz  gfzoL'cnen  Schranken  Ki n  s  eh  r ä  n  k  n  n  gen  in  der  Vt-rfügtinc 
Über  das  Gut  auferlegt,  auch  die  rnablösbarkeit  der  Keute  uud  der  dem  Keuten- 

S flichtigen  auferlegten  TerfÜgungungsbeschrftnlningen  bedungen  werden  kann.  Ans 
en  bezüglichen  Verhandlungen  ist  besonders  auf  das  Referat  vom  Fniherro 
V.  ITammerstein-Loxtt'n  und  die  Ausführung  von  Dankelmann.  Schmoller  nnd 
v.  Below-Saleske  zu  verweisen,  (iegenüber  dem  solche  Abmachungt>n  au>- 
flchliessenden  Prenss.  Oesetz  vom  2.  Män  1860  (§  91)  wurde  betont,  dass  wenn 
•rnindsätzliclie  verfragsmässige  Abmachungen  iiiitr  Vcränssernng  nur  so  weit  be- 
schräukt  wcrdeu  soUeu,  als  es  aus  Staats-  und  vulkswirthschaftlicheu  Gründen  giv 
boten  erscheine,  offenbar  jenes  Oeseta  nt  weit  gegangen  sei.  —  Einen  guten  Com- 
meutar  zu  dieser  neuesten  Gesetzgebung  bietet:  Mahrann,  Die  Prenssischen  Renten- 
gutsgesetze.  I8i>2.  —  Bemerkenswertb  ist,  dass  im  Entwurf  eines  bürgerlichen  (V- 
setzluiches  für  Deutschland  in  §  1051  die  Belastung  eines  Grundstückes  mit  un- 
ablösbaren Renten  gestattet  ist  mit  der  einschränkenden  Bestimmung  ($70  des 
Entwurfs  eines  Einfühningspreset/t  si.  dass  die  land<'siresft/lichen  Vursclmfteji.  welche 
die  Belastung  mit  Reuten  (lieallastcnj  verbieten  oder  beschriiukeu,  in  Kruft  bleiben 
sollen.  —  Auf  die  grandsätsliche  Frage  der  Berechtigung  des  Chmndsatses  der 
Kapital  verschuldung  einer-,  der  Renten  Verschuldung  anderseits  ist  nUier  niehl 
hier,  sondern  im  Kap.  YU,  Der  landw.  Credit,  einxugehen. 
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g  6d,  Auswauderuug  und  Colouisation. 

Die  vorauÄgoganirt'iion  BctraolituiiLreii  lialion  <laiL:t'tlian.  dass 
die  jeweilige  landwirthschaftliche  Besitzvertlieilung  eines  Landes 
das  Ergebniss  lustoriaclier  Entwicklung  ist,  bei  welcher  ehemalige 
HeirschaftsYerhältnisse  der  bevorrecliteten  Klassen,  «las  I'ingreifen 
der  Staatsgewalt  und  die  1)esondere  Gestaltung  des  P»>recht8,  je 
nach  dem,  einen  ffir  die  Entwicklung  jener  Besitzverhältnisse  gfin- 
stigen  oder  ungünstigen  Einfluss  ausgeübt  haben;  dass  bei  der 
grossen  wirthschaftlichen,  socialen  und  politischen  Bedeutung  einer 
harmonischen  Besitzvertheilung  fOr  das  Volksganze  der  Staat  sich 
der  Aufgabe  nicht  entziehen  darf,  einer  in  nachtheiliger  Bichtung 
sich  Tollziehenden  Entwicklung  mit  den  Mitteln  der  Gesetzgebung 
entgegenzutreten;  dass  aber  hierbei  die  vom  Staat  und  seiner  Ge- 
setzgebunir  ausgeliende  Kiinvirkung  <ler  Kegel  nach  doch  nur  eine 
mittelbare,  auf  die  Verhütung  einer  Verschlininierung  iM'stehender 
Zustände  der  I^esitzvertheilung  gerichtete  sein  kann,  luid  dass, 
welchen  Werth  man  insbesondere  einem  8  on  d  e  r  e r  1» r  ec  h  t  tur 
Landgüter  auch  beimessen  mag,  dieses  für  sich  allein  jedenfalls 
ungesunde  Besitzverhältnisse  nicht  zu  bessern,  insbesondere  weder 
das  üebel  einer  bedrohlichen  Hesi  tzz  ersplitterung  noch 
dasjenige  eines  schädlichen  Ueberwiegens  des  Gross- 
grundbesitzes zu  heilen  Termag.  Im  einzelnen  ist  zu  bemerken: 

1.  Von  diesen  beiden  üebeln  lässt  sich  das  erste  überhaupt 
nur  schwer  durch  unmittelbares  Eingreifen  der  Staatsgewalt 
einer  Besserung  entgegenfnhren;  wie  es  denn  wohl  nur  zwei  Aus- 
wege giebt,  der  Noth  enger  Besitzverhältnisse  auf  dem  flachen  Lande 
zu  entrinnen:  Entlastung  des  übenrOlkerten  Bodens  durch  Wegzug 
eines  Theils  der  nachwachsenden  (  ieneration  oder  der  Verpflanzung 
von  industrieller  Tliätii^^keit  in  solche  übervölkerte  (Jegenden,  um 
das  bei  der  Bewirthseliaftung  <ler  Z\vergs\virths(li;it"tsscli(dlen  sich 
erj^ebenile  Haushalisdeticit  durch  Nebenverdienst  zu  eriian/.en: 
daher  eine  (schon  von  Fr.  List  dringend  empfnlilene)  wieiitige 
A  u  s  w  a  n  d  e  r  u  n  g  3  -  und  eine  in  grossem  Styl  arbeitende  ( i  e  w  e  r b  e  - 
und  Handelspolitik  in  Staatswesen  mit  stark  wachsender  Be- 
Tölkerungszahl  wichtige  Bestandtheile  der  allgemeinen  Staatspolitik 
auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  landwirthschaftlichen  Interessen 
sind,  worauf  indess  in  diesem  Zusammenhang  nicht  näher  einzu- 
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gehen  ist*).  Immerhin  ist  es  wichtig  zu  betonen,  dass,  sobald 
oinmal  die  BevölkeruiiL!:  in  den  Landorton  eine  Höhe  erreicht  liat, 
bei  der  ij:era(le  nocli  für  die  einzelnen  Fanülien  der  vorhan<lene 
(JeniarkiuiLTJ^hodenliesitz  zur  F]rmöp:lichung  der  LelMMushaltung  hin- 
reicht, der  retrelmässiire  Wrozuir,  sei  es  in  die  Städte,  um  urewerb- 
licheni,  sei  es  an  andere  Orte  des  flachen  Landes,  um  hier  airricolein 
Erwerbe  nachzugehen,  eine  wirthschattliche  Nothwendigkeit  ist  und 
dass,  solange  für  die  betreffenden  Elemente  in  den  Grenzen  der 
engeren  Heimath  eine  lohnende  Niederlassungsmöglichkeit  sich  nicht 
bietet,  selbst  die  Auswanderung  einen  für  das  Mutterland 
wohlthätigen  Entlastungsprocess  darstellt,  der  freilich  dann  schmerz- 
lich jederzeit  empfunden  werden  wird,  wenn  die  Auswandemden 
Mangels  einer  guten  Auswanderungs-  und  Oolonialpolitik  durch 
Niederlassung  in  fremden  Staaten  dem  Vaterland  dauernd  verloren 
geben,  oder  wenn  aus  ihnen  gar  mit  der  Zeit  fflr  die  alte  Heimath 
Ooncurrenten  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  erwachsen.  Ackerbau- 
und  Handelscolonien  zu  besitzen,  j one,  um  die tiberschllssigen 
Elemente  des  Landvolks  in  einer  für  den  Staat  vortheilhaften  Wei>:e 
ahzideiten.  diese,  um  ein  Wachsthum  der  Industrie  zu  ermr^gliclien. 
welches  fortsclireitcml  immer  melir  MenscIuMi  IoIuummI  im  Lande 
seihst  zu  beschäftigen  vermag,  ist  daher  auch  unter  dem  (Gesichts- 
punkt hmdwirtiischaftlicher  Interessen  ein  wichtiges  Postulat  und 
um  so  wichtiger,  je  zeugungstaliiger  di»'  Hevölkerung  ist  und  je 
meiir  daher  zeit-  und  gegendenweisc  mit  dem  Hinauswachsen  der- 
selben über  den  gegobenen  natürlichen  Xahmngsspielraum  zu 
rechnen  ist.  Betritt  vollends  ein  Staat  den  Weg,  durch  die  be- 
sondere Art  der  Gestaltung  des  Erbrechts  für  Landgüter  im  Sinn 
des  Anerbenrechts  einen  Auswanderungszwang  fOr  die  nicht 
erbenden  Geschwister  künstlich  zu  schaffen,  so  wird  er  um  so 
weniger  der  Pflicht  sich  entschlagen  dürfen,  Jenen,  für  die  die 
heimische  Mutter  Erde  einen  Raum  nicht  mehr  bietet,  die  MOg- 


*)  Vj;l.  liit'zu  Bd.  II  (l<  r  Sehr.  d.  Ver.  f.  S. :  Auswaudt'niii};  und  Auswau- 
deruiijrspoiitik  in  Deutschland,  181*2,  mit  den  Aufsätzen  von  v.  l'liilippuvich,  Krieg, 
Fev,  F.  ('.  Huber.  Lindig,  Pohle,  Baasch,  H.  lindemann,  Leidip.  —  Es  hat  verloren 
in  (i<  r  IN  Tidde  1871  8()  durc  h  M  c  Ii  r  a  n s  w  a n d  e r  u n  das  Deutsche  Reich  j  ii h r  Ii  c  h  : 
78014  lU,187o  der  mittlerea  Bevölkerung),  Belgien  2mi  (,0,06%),  Diinemark  4200 
(0,22%\  OroBgbritannien  26SS5  (0,097»),  Irland  67000  (1,26%),  Italien  36233 
(0,137«>,  Oesten-eich  (1833  m)b%\  Ungarn  23572  iO,15„"\  die  Schweiz  2299 
(0,08"  Schweden  138.S()  ( »  32"  Norwejr.  n  r>;»37  (0.30"  mit  Ausnalmio  der 
skandinavischen  Staaten  und  Irlands  ist  also  die  Troeentidfler  des  durch  Answandcnuig 
erlittenen  Bevölkemngsverlnstes  im  Deutschen  Beich  unter  den  enroplischen  Staaten 
die  stärkste. 
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lichkeit  einer  andorweiten  Existonzboschaflfung  durch  eine  ziel- 
bewusste  Staatspolitik  in  den  gedachten  Beziehungen  zu  erleichtern. 

2.  Günstiger  für  ein  unmittelbares  staatliches  Eingreifen  ist  der 
sweiterw&hnte  Zustand  der  Besitzvertheilung,  der  sich  durch  das 
Extrem  des  Grossgrundbesitzes  beim  Zurflcktreten  oder 
Tölligen  Fehlen  des  mittleren  und  kleineren  Besitzes  kennzeichnet; 
denn  wo  Bodenmaterial  ist,  um  Menschen  darauf  anzusiedeln,  da 
wird  es  an  Ansiedelungslustigen  schwerlich  fehlen ;  kaum  ist  etwas 
tiefer  vom  Anfang  aller  menschlichen  Entwicklung  an  in  die 
M»'iisclH'iii5oele  (»incfoptlanzt  als  (lio  Sehnsucht  nach  cineiu  eigenen 
»Stück  Knie,  als  der  Wunsch,  an  den  schöpferischen  Gaben  der 
Natur    durch    den  liesitz    eines  imcli  st>  kle  nen  Bodentlieils  in 
selbstthätiu:er  Weise  theilzunelniuMi.    Kine  Politik,  welche  darauf 
abhebt,    übergrosse    Landbesitzungen    zum    Zweck    der  Hegnln- 
dung  neuer  selbstständiger  Landstellen  zu  zerkleinern  mit  dem 
Ziel,   vielen  Tausenden  seither  landloser  Menschen  eine  fest- 
begrfnulete  Heinistätte  zu  geben,  darf  daher  ohne  Weiteres  als 
eine  für  das  Land  segensTolle  bezeichnet  werden:  indem  sie  in 
ihrer  Endwirkung  die  Klassengegensätze  auf  dem  flachen  Lande 
miiderti  kommt  ihr  eine  eminent  staatserhaltende  Bedeutung  zu; 
mit  Becht  ist  auch  gesagt  worden,  dass  man,  um  sein  Vaterland  lieb 
zu  haben,  ein  Stück  desselben  besitzen  müsse  und  dass  man  ein 
besseres  BoUwerk  gegen  die  Socialdemokratie  auf  dem  flachen 
Lande  nicht  aufrichten  könne,  als  indem  man  an  <len  Segnungen 
des  Grundbesitzes  auch   die  kleinsten  Leute  theilnehmen  lässt: 
aber  au<'ii  darauf  ist  hinzuweisen,  dass  in  (hirch Latil'undienlulduuiien 
ychwacli   ])evrdkerten    (legenden   die   Voraussetzungen   einer  in- 
dustriellen Entwicklung  fehlen  und  dass  eine  auf  die  Vermehrung 
der  Landstellen  abzielende  Politik  daher  eine  productive  Politik 
im  besten  Sinn  des  Worts  ist,  indem  sie  damit  den  Boden  für 
eine  J^ntfaltung  gewerblicher  Thätigkeit  vorbereitet,  die  eben  nur 
da  gedeihen  kann,  wo  ein  natürliches  consumtionsfähiges  Hinter- 
land vorhanden  ist^). 

')  Auf  (It'ti  Ziisamnifuhaii^^.  in  wilclifui  'Ii»-  Krlciclifcninfr  'l<'s  lUKlcnt-rworlts 
durch  kleiue  Leute  uüt  der  Auswauderungs-  und  damit  der  liiudliclien  Aj-bcitertrage 
■teht,  ist  schon  frtther  (S.  397)  hiugrewieseii  worden ;  siehe  auch  §  94  Ziff.  4  nnd  %  97 
nntt'ii.  Sombart  betonte  ii.  A.  in  d»  u  Vt  ihandlunjr»'n  des  Vereins  für  Soeialpolitik 
Uli.  XXXIII.  9.  Tir- ,  (lasH  (Irr  Missstanil  l  int'r  inliimlisclien  M i  n  d e r j)roduftion  in 
l.indwii-thschaftlielu'u  rnidurti;n  iu  Deut.sihland  ilU-  lö'Vo  des  Ikdarfsi  bei  eiuer 
Zunahme  der  Bevölkerung  auf  dem  flachen  Lande,  mit  der  eine  intensive  Be- 
wirthschaftung  Hand  in  Hand  ^rdu-.  /.um  Tht-il  wonifjrsfins  irfliDln-n  werden  könnte 
und  dass  schon  dieses  wirtliscbaltliclie  Moment,  neben  den  puiitiseheu  und  sucialeu 
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Die  Ben' L' Ii  tili"  Uli  IT  zu  einem  unmittelbaren  Einirreifen  des 
Staats  in  die  bestehenden  landwirthscliaftlichen  liesitzverhältnisso 
kann  für  diejenigen  niclit  zweifelhaft  sein,  die  in  dem  Staat  eine 
Wohliaiirtsgemeinschaft  zur  bestmöglichen  Erreichung  der  mensch- 
Hellen  Lebenszwecke  sehen  und  danach  keine  Aufgabe  als  ausser- 
halb der  Sphäre  des  staatlichen  Einwirkens  fallend  erachten,  mit 
deren  Erfüllung  ein  ächter  Guiturfortschritt  seiner  Verwirklichung 
entgegengefahrt  werden  kann.  Es  wire  llbel  bestellt  um  das  Ein- 
lenken in  die  Bahnen  ächten  gesellschaftlichen  Fortschritts,  der 
doch  in  der  wachsenden  Theilnahme  des  gansen  Volkes  an  den 
Segnungen  der  Cultur  besteht,  wenn  das  historisch  Gewordene  An- 
spruch auf  unbedingten  Schutz  auch  dann  noch  erheben  könnte, 
wenn  sein  Fortbestand  ein  absolutes  Hindemiss  für  diesen  gesell- 
schattlichcn  Fortschritt  bedeutet:  und  am  allerwenigsten  darf 
solchen  Anspnich  das  Ei^entluim  am  Grund  und  Boden  gel- 
tend machen,  der  das  Wcrthvollste  ist.  was  eine  Kation  ihr 
eiiz;en  nennt,  mit  dessen  liewirthsehaftung  die  höchst<'n  Lebeiis- 
interessen  des  Volkes  verknüpft  sind  und  dessen  den  Interessen 
des  Volkes  zuwiderlaufende  lienutzungsweise  kein  Staat  zugeben 
darf,  für  den  der  Satz:  ..salus  publica  suprema  lex  esto"  eine  mehr 
als  nur  phrasenhafte  Bedeutung  hat*). 

Diejenigen  staatlichen  Maassnahnien,  welche  zum  Zweck  haben, 
eine  günstigere  landwirthschaftliche  Besitzvertheilung  im  Wege  der 
Schaffung  neuer  landwirthschaftlicher  Besitzeinheiten  herzustellen, 
bezeichnet  man  als  innere  Colonisation,  wobei  zur  Verwirk- 


FraL'tii  <s  nithlieh  ersrlifincii  lasse,  der  inneren  Cnlnnisation  näher  zu  treten.  — 
Seriu^  deutschen  Laudu-irthschaftsrath  lb92,  S.  372;  weist  auch  darauf  hiu, 
wie  TorUieilhaft  et»  fttr  die  OroBsgnmdbeiitser  sein  müsse,  die  für  sie  oft  gans 
werthlosen,  weil  meist  nur  extensivst  genÜtsten  Aussensclilägre  ahznstOMen  und 
dadureli  die  Mittel  nicht  nur  /nr  ^Iiiidenin;r  der  Sehuldenlast ,  sondern  auch  zu 
iütensivert'ui  lU  tru  l)  des  verkleinerten  Areals  zu  gewinnen.  „L'onceutration  der  vor- 
handenen Arhi  its-  und  Kapitalkraft  mnss  die  Losong  einer  ni  gn^^sserer  Intensivität 
f<irfschri'it<'nde  l.andw irthselial't  sein".  Aneh  der  streng  Consorvative  M.  A.  N  iend  orf 
ist  schou  1871  Ut>ie  lüttergüter  der  ühtUcheu  Provinien für  Zerschlagung  der- 
selben nnd  Ausheilung  in  kleinere  Wirthschaftseinheiten  als  einngem  Mittel,  der 
zunehmenden  Verarmung  dieser  Gegenden  zu  steuern,  eingetreten.  Krst  mit  dieser 
Aui'theilung  werde  die  Bevölkerung  Avaelisen  und  erst  damit  auch  die  Vorbedingung 
fiir  eine  si»-li  entwickelnde  Industrie  gegeben  sein. 

'i  Wie  schon  der  alte  J.  Meiser  das  Keeht  des  staatlichen  Eingreifens  in  die 
HodcnlKsit/vcrtlieüuiig  in  die  Worte:  „l)ie  Krde  ist  des  Staats**  gekleidet  hat. 
Vgl.  aueit  v.  Aliaskowski,  a.  a.  <J.,  Bd.  IL,  S.  250ff.,  uud  A.  Waguer,  Grund* 
egung,  $  374  ff.  —  Die  Wandlang  in  den  Anschantingen  der  maassgebenden  Kreise 
liiber  diese  Dinare  wird  durch  die  sehr  skeptische  Stellungnahme,  die  im  .Tahre  1873 
der  Geb.  Ub.-lieg.-Katii  Marcurd  zu  der  Frage  der  staatlichen  Förderung  der 
innerenColonisatieai  einnahm  (in  dessen  Aufsats:  „Der  Mangel  an  ländlichen  Arbeitern'", 
in  Thiers  landw.  Jahrb.  1874,  S.  236  ff.  und  8.  243),  gut  iUiutrirt. 
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lichung  des  Ziels  oin  zweifacher  Weg  eingeschlagen  werden  kann. 
Entweder  nämlich  nehmen  die  bezflglichen  ?]inrichtiingen  den 
Charakter  von  Zwangsmaassnahmen  an,  indem  sich  die  innere 
Colonisation  im  Wege  der  Enteignung  des  Grossgrundbesitzes  zum 
Zweck  der  Begründung  neuer  Ansiedelungen  vollzieht;  oder  aber 
sie  können  derart  beschaffen  sein,  dass  die  Gesetzgebung  lediglich 
die  Möglichkeit  zur  Begründung  solcher  Ansiedelungen  eröffiiet 
und  letztere  durch  zweckdienliche  Bechtsvorschriften  und  Veranstal- 
tungen fordert.  Der  erste  Weg  wird  nur  da  zu  besehreiten  sein, 
wo  der  Zustand  der  landwirthschaftlichen  Besit/vertheilung  von 
schworen  Missstiinden  für  das  Wirthscluit'tsleben  uiul  in  deren  Ge- 
folge von  (iefcihren  für  das  ötVentliflie  Wohl  beiileilet  ist,  wie 
etwa  in  dem  ^rossljritannisclien  liiselreich  oder  in  Italien^):  der 
zweite  Weg  erscheint  ausreichend,  wo  die  Besitzvertheilung  zwar 
an  sich  einer  Besserung  bedürftig  erscheint,  aber  doch  ihre  Fort- 
dauer nicht  ohne  Weiteres  als  unerträglich  für  das  Staatswolil  be- 
zeichnet werden  kann  und  daher  fflr  ein  zwangsweises  Vorgehen 
die  Vorbedingungen  noch  fehlen;  und  man  mag  diesen  Weg  um 
so  eher  betreten,  je  mehr  unter  der  eigenthflmlichen  einseitigen 
Art  der  Besitzvertheilung  die  Besitzenden  selber  leiden  und  also 
erwartet  werden  darf,  dass  sie  gerne  von  der  Mdglichkeit  der 
eigenen  Inilitiative  auf  diesem  Gebiete  Gebrauch  machen.  Am 
einfachsten  und  wirksamsten  zugleich  aber  wird,  sofern  auf  ein 
zwangsweises  Vorgehen  Verzicht  zu  leisten  ist,  diese  innere  Colo- 
nisation sich  vollziehen,  wenn  sie  der  Staat  als  solcher  in  die  Hand 

')  Ueber  die  Oolonuatioii  in  Italien  dnrch  Zenchlag^l^  der  eingesogenen 

Kircheng^ütcr  v^l.  oben  die  Anmerkuii};  zu  §  72,  8.  4()8.  —  Walcki-r  lUMiut  dit> 
WitMlfrlHTStoUuiitr  des  italienischen  Bauernstandes  (atis  der  jetzijren  Klasse  vt»n 
Zeitpächtem  und  TlH'illiauemi  eine  blosse  Frage  der  Zeit  und  plaidirt  u.  a.  lür  eine 
Art  Abiöflang8p->et/.(j;^c1)U]i<,^,  ein  (ledanke.  mit  dem  mau  sicli  wdlil  l)t'frcuii(len  kann 
Anfr»''<i<'bts  der  <liirr!i  dii'  jt  t/iL'f  l'x'Hit/.vertlieilniiLr  tresrlialVnit  n  Mi^sstiiiidt-,  die  durch 
die  neueste  italiemüche  A^ureu(j[uete  grell  beleuchtet  worden  sind.  Vgl.  die  Aua- 
f&hrangen  in  §  38:  Theilbav.  Ueber  die  Landpolitik  in  Grossbritannien 
«iehe  unter  §  9.^.  —  Alle  diese  neneren  Hotrehung-en  in  den  (Ic^'-ejideu  des  Latifundien- 
besitzes haben  unverkennbar  manche  Aehnlichkeit  mit  jenen  im  alten  Horn,  welche 
die  freilich  sehr  viel  radicaleren  L ii' i ni seilen  und  (» racc h i sehen  (ieset/e  <;e- 
sestigt  haben;  jene  untersagten  bekanntli(*h,  dass  jemand  mehr  als  5(J0  Mi  i  n  vom 
Oemeinland  l>.->it/,e  oder  mehr  als  l(X)  Stück  grosses  und  ö<N)  Stück  kleines  \'it  h 
auf  die  öffentliche  Weide  treibe;  der  Ueberschusä  des  den  grössereu  Üesitxeru  dem- 
nach absiiDebmenden  Landes  sollte  den  kleineren  «ngetheilt  werden.  Die  späteren 
römischen  Schrifsteller,  Varro.  Plinius,  C'olumella.  wisseu  die  heilsame  Wirkung 
der  Fünfhnndertm«>r^eiip'set/.e  nicht  trenuj^-  zu  rühmen,  die  leider  in  Fol<.'e  der  von 
der  I'atricierschaft  ausj,'eheuden  Hemmungen  des  Kefomiwerks  nur  zu  rasch  ausser 
Auwendung  kamen,  wie  denn  auch  die  agrarischen  (Jesetze  oder  (iesetzesvorsciilajre 
der  tolL'eiideu  Jahrhunderte  der  lu  ideii  (Jrueelien.  d<  >  VolkstribunS  P.  äerviliutt 
Kullus,  von  Julius  Cäsar;  oUue  nachhaltige  Wirkuug  biiebeu. 
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nimmt,  sei  es.  dass  er  zur  Nou])ourün(lunir  von  Lan(l>t»4U'n  ot\\aii:iMi 
üigüuon  Besitz  (Domiinon)  vorwentlct.  t^ci  os,  <lass  er  iliirch  Erwerb 
von  Gütern  im  freihüudigeu  Vorkehr  sicli  das  Bodenmaterial  für 
die  Colonisationsarbeit  erst  beschafft,  minder  leicht,  wenn  er  sich 
darauf  beschränkt,  die  freihändige  Abtrennung  TOn  Landatelleu 
von  grösseren  Gfltem  durch  die  Gesetzgebung  zu  fördern.  In 
Freussen  hat  man  seit  den  Achtziger  Jahren  diese  verschiedenerlei 
Möglichkeiten  der  inneren  Colonisation  gleichzeitig  ins  Werk  ge- 
setzt und  die  damit  inaugurirte  Politik  bildet  eine  werthvolle 
Ergänzung  der  neuerlichen  Gesetzgebung  eben  dieses  Staats  auf 
dem  bäuerlichen  Erbrechtsgehiet ;  mit  ihr  wird  zugleich  ein  Fehler, 
den   die  Preussischo  A  b  1  ö  s  u  n  g  s ge  se  t z geh u  n g  s.  Z.  in  der 
doppelten  Riihtunij:  lienanircn  hat.  indem  sie  die  Wohlthat  der 
Ablösung  an  Laiidaldn-tungen  knüpfte  und  einen  nicht  unerheb- 
lichen Theil  der  lhiu(>rnscliat't  von  dem  IJetreiungswerk  überhaupt 
ausschloss  (S.  12.')),  gut  zu  machen  versucht:  erscheint  sie  aus 
diesem  Grund  socialpolitisch  bedeutsam,  so  wird  sie  zugleicli  wirth- 
schaltlich  vortheilhaft  wirken,  wenn  mit  der  angestrebten  SchatlunL^ 
von  Bauern-  und  von  Tagehdinerstellen  der  Bevölkerung  der  öst- 
lichen Provinzen  ein  werthvolles  Glied  sich  einfügt,  mit  dessen 
Mangel  eine  Reihe  unerfreulicher,  in  dem  chronischen  Arbeiter- 
mangel zu  Tage  tretender  Zustände  seither  zusammenhängen; 
nicht  am  wenigsten  bedeutsam  aber  ist  sie  auch  aus  dem  Grunde, 
weil  sie  erstmals  wieder  ein  Verschuldungsprincip  in  die  Gesetz- 
gebung eingeführt  hat  (System  der  Bentenschuld),  aber  dessen 
vorzugsweise  Berechtigung  im  Gebiet  des  Bodenverkehrs  zwar  seit 
langer  Zeit  in  der  Theorie  ein  ernsthafter  Streit  nicht  mehr  be- 
stand, ohne  dass  indessen  «liese  Forderung  der  Theorie  bis  dahin 
zu  Sätzen  lies  geltenden  Keehts  sich  vor<iiclitet  hätto.    Aui-I»  weiui 
die  \\  irkiiii;^^  der  Gesetzut'bnng  nur   eine   hmgsanu'  sein  sollt»', 
so  wäre  doeh  schon  mit  der  durcli  sie  ert'tdi^ten  Wiedereinfüiirui  ir 
des  1\  0  n  t  e  n  u,' u  t  s  in  das  moderne  Aijran'echt  ein  so  wesentlicher 
Fortschritt  vollzogen,  dass  sie  sdion  um  desswillen  den  Anspru-  h 
erheht'u  darf,  einen  wichtigen  Markstein  in  der  Geschichte  der 
deutschen  Agrarpolitik  zu  bilden^). 

§  90.  Rückblicke  auf  ältere  Colonisationen. 

Unter  Colonisationen  im  eigentlichen  Sinn  des  Worts  versteht 
man  die  erstmalige  Occupation  eines  Landes,  der  die  Yertheilimg 

Atlinlich  iSoriiig  im  deutsclieu  Landwirthschaltsrath  16^2,  8.  371. 
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des  Bodens  unter  die  Occupantea.  die  Rodung  und  Urltarniiicliung 
bisher  wirthscliaftlich  nicht  «^^enutzter  Ländereien,  die  Grnnduiig 
dauernder  Siedehingen,  die  Organisation  der  Gemeindevertassung 
und  weiterer  conimunaler  oder  staatlicher  Verbände  zu  foiL^cn  pflegt; 
ein  Bild  solcher  Colonisationon  bietet  in  unserem  Jahrhundert  die 
Besiedelung  der  transoceanischen  Ländergebiete :  ein  eben  solches 
jene  ältesten  ColoniBationen,  welche  in  Deut^ichland  vom  5.  Jahr- 
hundert an  einsetzen  und  ihren  Höhenpunkt  im  12.  bis  16.  Jahr- 
hundert erreichen.  „Vom  Ober-  und  Niedeirhein  setzte  diese  Be- 
wegung sich  fort  nach  Osten  Aber  die  Elbe;  hier  wird  unter  der 
Leitung  der  Ascanier  und  des  Deutschen  Ordens,  der  skvischen 
FOrstengeschlechter  und  der  hanseatischen  Eaufleute  ein  neues 
zweites  Deutschland  gegrflndei  Die  StädtegrOndungen  und  Er- 
weiterungen gehören  dieser  Bewegung  ebenso  an  wie  die  Tausende 
und  Abertausende  von  Hof-  und  Dorfcrrflndungen.  Der  grossere, 
besonders  der  sildwestdeutsche  Theil  Deutschhmds  hat  damals  die 
Gestaltung  und  Besiedehmg  erlialten,  die  ihn  bis  auf  ihn\  h«'utigen 
Tag  charakterisiren.  Zum  Stillstand  kommt  diese  Thiitigkcit  im 
14.  und  15.  Jahrhundert.  Von  1450 — 1650  hört  so  ziemlicli  jede 
Colonisatiou  in  deutschen  Landen  autV^  (Sckmoller.) 

Die  innere  Colonisatiou  im  modernen  Sinn  des  Worts 
zielt  nicht  auf  die  Ergreifung  herrenlosen  Landes,  auf  die  Nutzbar- 
machung desselben  zu  landwirthschafUichen  Zwecken  ab;  bei  ihi; 
steht  die  Schaffung  neuer  selbststftndiger  Bauemstellen  auf  bereits 
besiedeltem  und  in  Bebauung  genommenem  Lande,  d.  L  die  Herbei- 
führung einer  anderweiten  BesitzTertheilung  obenan,  mit  welcher 
wohl  auch  eine  im  Yerhältniss  zur  seitherigen  Art  der  Bebauung 
und  Benützung  ToUkommenere  Bewirthschafbungsweise  erstrebt 
werden  kann,  ohne  dass  indessen  hierauf  das  geradezu  entscheidende 
Gewicht  gelegt  ist;  nicht  sowohl  das  Productionsinteresse  ist  es, 
widches  zur  inneren  Colonisatiou  in  unserer  Zeit  Anlass  giebt,  oder 
iloch  nicht  vorwiegend  jenes,  sondern  das  socialpolitische  Interesse, 
das  an  einer  ])esseren  Eigenthumsvertheiluiig  hinsichtlich  des  (iiiind 
und  Bodens  bestellt  und  sich  Geltunc:  zu  schallen  versucht.  Hierin 
liegt  auch  der  entscheidende  Gegensatz  zu  jener  Colonisation, 
welche  nach  den  Verwüstungen  des  30jährigen  Krieges  allaberall 
in  Deutschland  die  damaligen  Staatsleiter  ins  Werk  zu  setzen  sich 
bemOhten;  damals  galt  es,  Tausende  Ton  entvölkerten  Dörfern  neu 
mit  Menschen  zu  besetzen,  das  wüst  gewordene  Land  wieder  unter 
den  Pflug  zu  nehmen,  an  die  Cultur  der  firOhem  Zeit  einfach 


Digitized  by  Google 


530  KaP>  ^«  Besitzvertheilung,  Erbrecht  und  Landpoliük. 


wieder  anzuknüpfen;  danuds  spielten,  wie  namentlich  in  PreosBen, 
popiilationistische  Erwägungen  eine  wesentUche  Bolle;  wfthrend 

der  Gedanke,  mit  dieser  Colonisation  zugleich  einer  «nsninstigea 
Bositzverthoilimg,  insbesondere  der  LaiiliindienbilduiiL^  eiitgesren- 
ziiwirkon,  zwar  nicht  fohlt,  aber  doch  gegenüber  den  andern  0«'- 
sichtspiuiktoii  zurücktritt;  dalier  gerade  in  Preussen  so  gi-oss«T 
Werth  von  den  Tagen  des  grossen  Kurtiirsten  an  auf  die  Ein- 
wanderungen gelegt  wird  und  vonviegend  den  Ausländern  Colo- 
nistenbeuefizien  zugewendet  werden,  weü  eben  nur  der  Zuzug  von 
Aussen  den  gewünschten  BevölkenmgszuwachB  bringt  Das  Boden- 
material aber  für  diese  Colonisation  des  vorigen  Jahrhunderte 
lieferten  neben  den  wüsten  Hufen,  den  königlichen  Vorwerken 
und  angekauften  Bittergfltem  auch  die  durch  grossartige  Melio- 
rationen neu  gewonnenen  Oulturflftchen  in  den  Niederungsgebieten 
der  niederdeutschen  StrOme,  wie  namentlich  im  Oder-,  Warthe- 
und  Weichselgebiet  (vgl.  S.  343). 

A  nni  erkmifr.  V«?!.  hicrzti  SchmoUor,  a.  a.  0.,  S.  6  ff.  „5I»Misrlu»n — 
schreibt,  nach  Scliiuoller,  l'riedrick  Wilhelm  I.  an  den  alten  Dessauer  uls  Trost 
für  die  grosmn,  lich  schlecht  vendnBenden  Snmmai,  welche  das  Retablissemeiit 

Ostpri'usscus  fjekostet,   ehalte  v<ir  (]vn   ;rr()ssten  Keiohthum Am  AusL'anj;  des 

17.  Jahrhundert»  sassen  auf  der  Uuudrutnieile  in  Ostpreussen  üUU,  in  der  Ni'u- 
mark  5(Xö,  in  Ponuneni  42(),  in  der  Knnnark  6Ö6  Menschen,  fcetien  2017  in  Sachsen, 
2272  in  Würtfcniherp,  2400  in  Frankreich;  die  (lesammtlu-vtilkt'nuijr  Prenssens 
damals  1.,")  MillidiuMi  MtMischMi.  Schmoller  schützt  die  Zahl  der  Kinwanderer 
in  Preussen  bis  1740  aui  löOUUO:  die  Zahl  der  von  da  ab  bis  17ö6  unter 
Friedrich  dem  Grossen  „edictsmissig  anf  Grand  der  Colonistenbenefiiien  etablirtcn 
Colonistcn"  auf  300(XiO;  die  Zalil  der  neu  pre^ündeten  ('olonistend<»rfer  auf 
UOO  Dörfer;  „die  Mcngu  der  kleiueruu  Culonistenetablissements  und  Abbauten 
geht  in  die  Tausende";  mindestens  ein  Fflnftel  bis  fAn  Sechstel  aller  178B 
Lebenden  bildeten  die  Kolonisten  und  Golonistenabkömmlinge.  Zwischen  17UJ 
und  1800  stU'ff  die  Hevölkenin«:  l'nnssrns-  pro  Quadriitmeile  von  fiH6  auf  li>3<>, 
d.  h.  um  fast  das  Dreifache;  ubwuhl  das  ärmste  Laud,  hatte  es  doch  ververhält- 
nissmissig  den  stärksten  Zuwachs;  ,,nnd  ein  grosser  Thett,  etwa  ein  Drittel  der- 
m  IIicii,  heruhte  auf  der  Thatsuche.  dass  es  das  einzifre  europiiisehe  Land  mit  grossor 
Kiuwauderimg  und  staatlich  gelenkter  innerer  Colonisation  war"  (a.  a.  0., 
S.  14).    Im  Ganzen  nimmt  Schmoll  er  an,  dass  durch  die  Colonisation  im  17.  und 

18.  Jahrhundert  30 — 40000  spanntahig^e  Bauerngüter  und  100 — 1200(X)  Kleinstell.^n 
entstanden  und  diesen  etwa  2'  ..  -3  Mill.  Morgen  überwiesen  worden  seien;  d.  h. 
„die  ganze  Grundeigoutiiumsvertheiluug  der  preussischen  östlichen  Provinzen  ist  bis 
auf  den  heutigen  Tag  anf  das  stärkste  durch  die  (^-olonisation  bednflusst.  Oime 
dieselbe  wäre  der  mittlere  und  kleinere  llesit/,  \-iel  s<  b\\  .iclu  "-.  li:itti  ii  wir  an  Stelle 
einer  grossen  Anzahl  kleiner  Kigi-uthümer  blosst!  Tagelöhner.  Die  durch  das 
natürliche  Sch%verge wicht  der  feudalen  Klasseninteressen  vor  sich  gehende  und  nie 
ganz  gehemmte  Katifundienbildung  mit  besitzlosen  Tagelöhnern  ist  wenigstens  tht  il- 
weise  eorritrirt  und  eingesehränkt  wcirden  durch  die  Colonisation''.  Die  Opfer  des 
Preussischeu  Staates  für  die^e  Arbeit  waren  keine  geringen;  allein  das  „Ketablissemeut" 
Ostpreussens  st»ll  6  Mill.  Thaler  gekostet  hahen ;  aber  „die  haaren  Ausgaben  pflegten 
sich  schon  im  voriirin  lalnlnindi  rt  reielilieh  zu  verzinsen,  theilweise  bis  zu  10  und 
II*/«*  Was  »Staat  und  \  olkswirtlischatt  an  C'ulturlorderung  und  socialer  Uess«'rnng 
der  Gesellschafksschidituug  gewonnen,  entzieht  sich  jeder  zahlenmüssigcu  Schätzung'". 
—  Was  von  Seiten  des  privaten  Grossgrundbesitsei  selber  in  Besag  saf 
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Sduiffuug  neuer  Bauemstellen  ^schehen  ist,  schemt,  -troüs  der  von  Friedrich  dem 
Grossen  in  dieser  Bt>zi»'huiig  wiederholt  ^ri-^-^rlteiun  Anregungen  und  in  Aussicht  ge- 
stelltt'n  staatlirhen  Heihilten  für  dies^en  Zweck  mach  der  Dedaration  V(m  1773  eine 
Booiücatiuu  von  iöO  Thlr.  für  jede  neu  gegründete  Stelle),  in  massigen  Grenzen  sich 
bewegt  m  haben;  der  Charakter  der  Colonisation  war  alao  ein  verwiegend  staadicher. 

Die  Yeigebiing  des  Landes  an  die  Golonisten  erfolgte  theüs 
in  der  Fonn  der  Zeit-,  tfaeils  und  vorwiegend  in  der  Form  der 
Erbpacht.  Ben  mit  Erbrecht  ausgestatteten  Colonisten  wurden  fOr 
eine  Anzahl  Generationen  Yerschuldungs-  und  Yeräusserungs- 

beschränkungen  auferleert  und  die  Colonisten hufen  dem  Anerben- 
recht  unterworlon :  Besclu iiiikunLT'Mi.  welche  erst  mit  der  Befreiungs- 
^^esetzgebung  im  Aiitaim:  dos  Jahrhunderts  gefallen  sind.  Das 
Dorfsystem  scheint  vor  dem  Hofsystem  regelmässig  bevorzugt,  ein 
Fehler  uImt  dann  und  wann  insofern  gemacht  worden  zu  sein,  als 
vielfach  die  ( 'olonistenstellen  von  Anfang  ab  zu  klein  zugeschnitten 
waren  und  daher  mancherorts  nachmals  zu  keinem  rechten  Ge- 
deihen gelangen  konnten.  Die  in  der  Gegenwart  Ton  Neuem, 
allerdings  aus  anderen  Erwägungen  in  Angriff  genommene  innere 
Colonisation  bietet  in  ihrer  Ausgestaltung,  so  namentlich  in  der 
Wiederaufiuihme  zwar  nicht  des  Erbpacht-,  aber  doch  eines  diesem 
verwandten  Instituts,  manche  Anknflpfüngspunkte  an  die  Coloni- 
aaiionsarbeit  des  Yorigen  Jahrhunderts;  sodann  aber  auch  in  dem 
deutsch-nationalen  Zug,  den  gerade  die  erste  der  neueren  Gesetz- 
gebungsarbeiten mit  jener  gemein  hat;  denn  auch  Friedrich  der 
Grosse  hatte  vor  Allem  auf  deutsche  Einwanderer  in  den  polnischen 
Provinzen  abgehoben 


§  Üi.  Die  neuzeitliche  Durchführung  der  inneren 
Colonisation;  das  Keutengut 

Das  Gelingen  der  auf  die  Ansiedelung  von  Bauern  an  Stelle 
vorhandener  Grossgüter  sich  richtenden  Bestrebungen  ist  mit  der 
Thatsaclio  der  Schaffung  solcher  Bauernstellen  selbst  noch  keines- 
wegs sichergestellt  und  die  Geschichte  lehrt,  dass  manche  in  besten 
Absichten  unternommenen  Bestrebungen  dieser  Art  schliesslich  das 
erwartete  Ergebniss  keineswegs  aufwiesen,  weil  nach  kürzerer  oder 


Schmoller,  a.  a.  O.«  8.  22  u.  36  unten:  „Die  Attention  ist  auf  P(User, 

Sclilesier  etc.  zu  richten  ....  selileehterditi^'s  alter  sind  keine  Stockpoleu  anza* 
nehmen";  die  „pulniM^he  Wirihschaft  müsse  aufliureu",  das  Volk  „in  einen  anderen 
ScUender*  gebracht  werden. 

34» 
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längerer  Zeit  die  neu  geschaffenen  landwirthschaftlichen  Anwesen 

dem  Siechtlium  verfielen.  Die  Gründe  solcher  Erscheinungen  latren 
theils  darin,  dass  bei  der  ersten  Einrichtunc:  der  Anwesen  den  Be- 
dürfnissen der  ani^esetzten  Wirthe  nicht  hinreichend  KechniniLr  ire- 
trauen  (weil  insbesondere  das  überwiesene  Land  zu  klein  oder  zu 
uneririel)i<^  war),  theils  darin,  dass  die  Wirthe  von  vorneherein 
durch  den  Erwerb  des  Anwesens  sich  eine  finanzielle  Last  auf- 
erlegen mussten.  der  sie  nicht  gewachsen  sich  zeigten,  theils  darin, 
dass  die  nach  ihrer  Grösse  gerade  für  eine  Bauernfaniilie  aus- 
reichenden Anwesen  alsbald  durch  Kauf,  Erbtheilung  etc.  zerkleinert 
wurden  und  auf  den  Theilstflcken  ein  Landproletariat  sich  fest- 
setzte, im  Yergleich  mit  welchem  ein  besitxloses  Tagelöhnerthum 
auf  Grossgütem  noch  als  das  mindere  Uebel  erscheinen  durfte^). 
Es  ist  daher  nötbig,  die  Ansftssigmaehung  neuer  Wirthe,  wenn 
anders  Enttäuschungen  rermieden  und  die  geldliehen  Aufwendungen 
für  den  Zweck  nicht  nutzlos  vorausgabt  werden  wollen,  unter  Be- 
dinguniren  zu  ermöglichen  und  ins  Werk  zu  setzen,  welche  den 
dauernden  Bestand  der  Neuschöpfung  nach  nienschliclu-r  Voraus- 
sicht zu  ermoL^lich«'!!  geeignet  sind,  wobei  namentlich  Folgeudes 
in  Betracht  zu  ziehen  ist: 

1.  Wenn  auch  die  Ausweisung  der  neu  zu  schaffenden  Baueru- 
stellen  in  der  Form  der  Zeitpaclit  an  sich  nicht  grundsätzlich  zu 
beanstanden  sein  wird,  so  fördert  doch  den  socialpolitischen  Werth 
der  Maassregel  eine  Art  der  üeherweisung,  welche  den  angesetzten 
Wirthen  die  Aussicht  dauernden  Verbleibs  auf  der  Stelle  erOffiiet, 
zweifelsohne  in  höherem  Maasse  imd  es  verdient  daher  die  üeb er- 
tragung zu  Eigenthum  den  Vorzug,  wobei  aber  letzterenfalls 
den  angesetzten  Wirthen  angemessene  ZahlungsMsten  für  den  Kauf- 
schilling zu  gewähren  sind.  Die  Errichtung  der  Gutsbaulichkeiten, 
sei  es  durch  die  colonisirende  Stelle  oder  den  Golonisten,  erfolgt 
zweckmässig  e])enfalls  unter  Einräumung  von  Abtragungstermineu 
für  die  dafür  aul'irewendeten  Summen,  wobei  jedenfalls  aus  den 
frülier  erwähnten  «Iründen  (8.511)  auf  einfaclie  und  billige  Bau- 
liclikeitcn  abzuh<'l»en  ist.  Selir  förderlich  für  den  Wirth  wird  die 
Mögliclikeit  sein,  wenn  er  den  Kauf  in  Form  langsam  sich  tilgender 
Zeitrenten  oder  wenn  er  ihn  gegen  Uebernahme  einer  Kontenschuld 
(Kauf  gegen  Kente)  vollziehen  kann,  und  es  darf  daher  als  eine 

Eine  Anzahl  Ik'h'pe  hici-für  bei  liimplor,  Ucber  innere  Colonisation  etr.  in 
Preussen,  in  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik,  M.  XXXll;  virl.  insbesondere 
8.  169  ff.,  8. 177. 
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besonders  wertlivolle  Weitorbildiintr  modcrnon  Agrarrechts  ia 
Preussen  bezeichnet  werden,  gerade  auch  diese  Art  des  Grund- 
erwerbs, welche,  wie  die  späteren  Darlegungen  zeigen  werden,  der 
Natur  des  önmdhositzos  besondere  entspricht,  bei  der  inneren 
Oolonisation  Tomelimlich  in's  Auge  gefasst  und  ihre  Verwirklichung 
durch  die  IndienststeUung  staatlicher  Greditinstitute  (Benten- 
banken)  begflnstigt  zuhaben.  (8.539  ff.)  Wird  dabei  neben  der 
Zahlung  von  Geldrenten  auch  die  Tilgung  der  Schuld  mittelst  Ent- 
riehtung  in  natura  (in  EOmem)  ermöglicht,  so  wird  gerade  dem 
kleinen  Wirth  eine  weitere  wesentliche  Erleichterung  tu  Theil,  weil 
er  von  den  zufälligen  Marktconjuncturen,  mit  denen  er  am  wenigsten 
zu  rechnen  weiss,  unabhängiger  wird 

2.  Y  e  rä  u  s  s er u  ng s  b  e  s  (•  Ii  r  ä  nk  u  n  g e  n.  Bei  je<lein  Coloni- 
sationsversiu  Ii  wird  als  erster  und  wicbtigst^T  J'unkt  die  Sorge  für 
die  y achhaltigkeit  der  Schöpfung  sein,  die  nur  dann 
gewährleistet  ist,  wenn  die  aus  dem  Grossgrundhesitz  herauszu- 
schneidenden Einzelanwesen  nach  Grösse,  durchscluiittlicher  Boden- 
beschatfenheit,  Lage  zu  Verkehrswegen  etc.  so  beschaffen  sind,  dass 
unter  durchschnittlichen  Verhältnissen  die  angesetzten  Wirthe  zu 
bestehen  vermögen;  reglementarische  YorschrÜten  hierüber  geben 
zu  wollen,  wlirde  jedenfalls  verfehlt  sein,  weil  eben  hier  eine  die 
localen  Verhältnisse  berücksichtigende  Individualisirung  des  Voll- 
zugs Tor  allem  geboten  ist.  Aber  auch  bei  Voraussetzung  einer 
glücklichen  Lösung  dieser  ersten  Aufgabe  bleibt  immer  noch  die 
Sorge  bestehen,  dass  das  Gut  nicht  bcluiuptet  werden  kann  und  in 
den  Besitz  dritter,  vielleicht  ungeeignetster  Persönlichkeiten  fnüter- 
speculanteu)  gt'langt,  (uler  <l;iss  augenblickliclie  Bedrängniss  ib'S 
Besitzers  zu  einem,  das  Anwj'scn  unwirthschaftlich  verkb'inernden 
Stückverkauf  nöthigt  oder  dass  eine  solche  unwirthschaftliche  Ver- 
theilung  desselben  im  Erbgaug  statttindet  und  dadurch  Theilgüter 
entstehen,  die  die  Bedingungen  des  Gedeihens  nicht  mehr  erfflllen. 
Es  ist  augenscheinlich,  dass  die  Möglichkeit  solcher  Vorkomnmisse 
sehr  geeignet  ist,  vonColonisationsvereuchen  zurückzuschrecken,  und 
namentlich  der  private  Grossgrundbesitz  wird  im  Hinblick  auf  die 
ihm  unter  Umständen  im  Verfolg  solcher  Vorgänge  entstehende  Nach- 
barechaft  eines  kleinen,  mit  der  Zeit  verarmenden  Proletariats  dop- 
pelte Zurflckhaltung  mit  Hecht  bethätigen.  Es  ist  daher  erwünscht, 

Wiederholt  wurde  die  Schaffiuig  von  Rentengrütern  auch  wichtig  Ar  die 

Arbeiter  dor  (Jrossindti^tric  betont,  sn  iiann'tiflicb  wieder  vf»n  Mi rj uel  tind  besoDdevs 
durch  V.  Bodelschwingh  (Verhaudi.  dvs  V.  i.  6.,  Bd.  XXXill,  8.  läö;.  — 


Digitized  by  Google 


534 


Kap.  IV.  BesitzvertheiluQg,  Erbrecht  und  Laudpolitik. 


dass  der  colonisirendeu  Stelle  ein  gewisser  EiiiÜuss  behufs  Fern- 
haltuntr  solcher  Yorkomninisse  l)ewahrt  l)leihi'  und  durch  Auferleii-uii:? 
von  VerpHichtunixcn  dem  anzusiedelnden  AVirth  gegenüber  zum  Aus- 
druck gelange,  welche  die  Abveräusserung  von  Theilen  <les  Guts 
oder  die  Zertheilung  desselben  von  der  Genehmigung  des  An- 
siedelnden abhängig  machen,  diesem  auch  im  Fall  eines  Verkaufs 
im  Ganzen  ein  Vorkaufsrecht  einzurftumen.  Es  hat,  um  aolchen 
etwaigen  Absprachen  einen  dauernden  Bestand  zu  geben,  die 
neueste  Preussische  Gesetzgebung  für  statthaft  erklftrt,  die  Ab- 
lOsbarkeit  der  für  die  ITeberlassung  des  Guts  zu  zahlenden 
Beute  ganz  oder  theilweise  von  der  Zustimmung  beider  TheUe  ab- 
hängig zu  machen,  also  auf  unbestimmte  Zeit  thats&chHch  auszu- 
schliessen  (S.  539  ff.).  Man  darf  die  bezeichnete  LOsung  der  Sache 
als  eine  recht  glückliche  bezeichnen  und  es  ftUt  in  das  Gebiet  der 
mit  Worten  spielenden  Uebertreibungen ,  wenn  solchen  auf  dem 
Kentengut  lastenden  Beschränkungen  der  Verfügungsfreiheit  in 
Bezug  auf  Theilveräusserungen  oder  wenn  der  Belastung  des  Guts  mit 
einer  ewigen  Ivente  entgegengehalten  wird,  dass  damit  eine  frühere 
Form  der  Gutsunterthänigkeit  wieder  auflebe :  denn  die  Verptlichtimg 
zur  Zalilung  eines  festen  Zinses  enthält  nichts,  was  die  persönliche 
Unabhängigkeit  oder  die  Freiheit  der  wirthachaftUchen  Bewegung 
beeinträchtigt;  und  aucli  die  Unterordnung  der  eigenen  Ent- 
schliessung  imter  diejenige  eines  Dritten  betreffs  der  etwaigen  Vor- 
nahme einer  Theilung  oder  der  Abtrennung  einzelner  Farcellen 
Terliert  —  abgesehen  von  der  rein  facultatiTen  Normirung  dieser  Be- 
stimmung, die  die  Ordnung  im  Einzelnen  dem  freien  Yertragsermessen 
der  Fadscenten  überlässt  —  jedenfalls  dann  ihre  Schärfe,  wenn 
gegebenenfalls  die  fehlende  Genehmigung  des  Bentenberechtigten 
zu  einem  das  Gut  betreflfenden  Bechtsact  durch  die  Staatsbehörde 
(„durch  richterliclii'  Kntscheidung  der  Auseinandersetzungsbehörde") 
ergänzt  werden  kann;  oder  wenn  gar  die  gesetzliciie  Möglichkeit 
gegeben  ist,  dass  der  Staat  als  solcher,  indem  er  die  ßentenfor- 
denuig  auf  sich  nimmt,  in  jene  dem  ehemals  Kentenberechtigten 
eingeräumten  Befugnisse  eintritt  und  sie  ausschliesslich  handliabt 
Unter  allen  Umständen  wird  auch  hier  im  Uebrigen  das  Wort  gelten, 
dass  das  Bessere  der  Feind  des  Guten  ist  und  dass  es  ein  schlecht 
beratfaener  Doctrinarismus  wäre,  auf  die  Mitwirkung  des  privaten 
Grossgrundbesitzes  bei  der  Colonisationsarbeit  eher  zu  verzichten, 
als  wirthschaftlich  unbedenkliche,  wenn  auch  vielleicht  nicht  in  die 
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ht'rkömmlichc  Sdiablone  passende  noiio  KeclitstoniitMi,  deroii  Zu- 
lassuriLT  »Ii»'  V<>rl)e(iiuguüg  jener  Mitwirkung  ist,  dem  geltenden 
Kecht  einzufügen*). 

§  92.  Fortsetzung;  Mitwirkung  des  Staats;  geltendes 

Becht  in  Preussen. 

3.  Welche  Förderung  übrigens  auch  immer  die  rechtliche 
Ordnung  des  Colonisationswesens  der  Neuschaffunp:  von  Bauern- 
stellen angedeihen  lassen  möge,  so  wird  man  doch  mit  der  Thatsache 
rechnen  mflssen,  dass  innerhalb  des  Grossgrundbesitzes  weithin  ein 
selbst  nur  yersuchsweises  Vorgehen  nur  langsam  sich  Bahn  brechen 
wird,  weil  —  von  etwa  bestehenden  Vorurtheilen  und  Bedenklich- 
keiten  aller  Art  abgesehen,  die  von  der  Inangriffnahme  der  Arbeit 
abhalten  mö^en  —  schon  die  technischen  Schwierigkeiten  der  Durch- 
führunsr  für  Viele  abschrockend  wirken  werden.  Sollen  die  Früchte 
d«*r  Lresetzgeberischeii  Aussaat  nicht  zu  laugsam  reifen,  so  wird 
auch  der  Staat  selber  im  Ve r w a  1  tu  n g s  w  e  die  Coloiiisations- 
thätigkeit  in  die  Hand  nelinien  müssen,  wie  dies  für  die  judnisehen 
Provinzen  auf  (5rund  des  (lesetzes  vom  26.  April  1<S,SG  bereits  so 
erfolgreich  angebahnt  ist;  und  sieher  würde  die  Wirkung  der  preu- 
ssischen  Bentengutsgesetze  von  1890  und  1891  an  Extensit&t  der 
Ausdehnung  und  Intensität  der  Wirkung  namhaft  gewinnen,  wenn 


*)  „Das  Renten^t",  sapl  Schmoller,  „ist  schon  disshalb  mithip,  weil,  wenn 
die  Colouien  gedeihen  sollen,  der  Verkäufer,  vor  Allem  der  Staat,  ein  bis  zwei 
Generationen  hindurch  einen  festen  Einfluss  in  den  neu  colonisirten 
Dtirfern  behalten  muss.    Wo  im  (Jrossen  dtrarti^re  Verkäufe  ohne  solchen 
Einfluss  sf  attfandeu,  hat  die  Trairlicit  der  Mrnsclicii.  das  Häiifren  an  der  be- 
steheudeu  .Sitte  es  schwierig  gemacht,  gegenüber  eiugelebteu  Verhältuisseu  neue 
WirthBchalltamiBtiiide  herbeisofllhren;  festgewonelte  Zustände  werden  nirgends  ttber' 
wunden  durch  «janz  kleine«  mehr  odi-r  wenig'er  unpehildete  oder  unkundi^^e  Leute, 
die  allein  auf  sich  gestellt  wirthschaftt  u  soUeu;  diese  gehen  zu  Grunde,  weun  sie 
nicht  eine  leitende  oder  erziehende  Hund  über  sich  haben."  (Hinweis  auf  Italien!)  — 
Paasche  da^'.-.-n  (in  Conrad's  Jahrb.,  N.  F.,  Juhr^'.  1HH7,  Bd.  14.  s.  jif,)  ff.)  gicbt 
mancherlei   lUdenken  ^'<'i,'f'n    die   neue  Rechtsinstitulion  Kaum:   ..In   diu  Händen 
von  Trivatleuten,  deueu  uaturgemäss  die  eigenen  materiellen  Vortheiie  über  den 
Interessen  der  Oesammtheit  stehen  werden,  sind  derartige  Einrichtungen:  Auferlegung 
ewi^rcr  Kenten  mit  Tlieilbarkeitsbeschränkungen  etc.  gewiss  eine  gefilhrliche  Waffe''  — 
Bedenken,  die  indes.s  durch  das  neueste  Rentengutspresefz  von  1891.  durch  welches 
die  Kentenbankeu  au  die  .Stelle  des  da.s  Keutengut  begruudendeu  Privatgrund- 
besitzes  treten  kSnnen  und  der  Kentengntsinhaber  somit  Ton  jeder  wirthschaftlichen 
Ahhätifrifrkeit  <7etrf'iiült»'r  dem   Iftzteren   sich  ledifr  weiss,  wesentlich  ahg'eschwächt 
worden  sein  dürlteu.    ücachteuswerth  scheint  die  von  i'aasche  gct'urderte  gesetz- 
liche Cantel  gegen  eine  etwa  vertragsmässig  stipnlirte  Beftigniss  des  Rentenberech- 
tigten zu  jederzeitiger  Wiedereinzieh  un;:  des  (iuts,  obwohl  schwerlich  wird 
anirenommen  werden  kninuMi,  d;iss  heim  lirstelien  >olcher  YertragScUlUSeln  Jemand 
zum  Krwerb  eines  iieuteuguts  sich  entschliesseu  sollte. 
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nach  dem  Vorgang  jenes  Gesetzes  auch  für  die  fibrigen  Ostlichen 
PtOTinxen  entsprechend  grosse  staatliehe  Betiiehsfonds  flQssii^ 
gemacht  werden  könnten,  um  private  Grossgüter  aufzukaufen  un«i 
für  die  Zwecke  der  Ansiedelung  bäuerlicher  Wirthe  hcrzurichtvn. 
Ein  dauerndes  Opfer  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  hrauclit  nut 
dieser  Art  des  Vorgehens  nicht  nothwendig  verknfli)ft  zu  sein:  aber 
selbst,  wenn  olme  ein  solches  eine  Ansiedelung  im  grossen  Styl 
sich  undurchführbar  erwiese,  so  wäre  das  auf  diesem  Wege  erfolgte 
moderne  „Betablissement'^  jener  Gegenden,  bestehend  in  der  Ver- 
besseninir  der  Onmdeigenthumsvertheilung,  der  Schaffung  zahl- 
reicher kleiner  Wirthschafts-  und  Consumtionscentren,  der  Sessliaft- 
machung  einer  jetzt  grossentheils  in  Fluss  gerathenen  Land- 
beTQlkerung  und  der  damit  yerknttpften  gflnstigen  Rückwirkung 
auf  die  landwirthschaftliche  und  industrielle  Entwicklung  jener 
Lftndergebiete  keineswegs  zu  theuer  erkauft  Ein  intervenirendes 
Eingreifen  der  Eegierung,  welches  ermöglichte,  Gflter  oder  Guts- 
theile  im  Conciirsfall  und  freihändigen  Verkehr  zu  kaufen,  bftte 
für  ein  })lannuissiges  Vorgehen  auf  diesem  so  ausserordentlich 
schwierigen  Gebiet  jedenfalls  mehr  Aussichten  des  (ielingens,  als 
die  doch  immer  nur  ruckweise  erfolgende  private  Colonisining«- 
thätigkeit:  auch  würde  sie  der  wirksamste  Weg  sein,  auf  dem  die 
Ausbreitung  der  „Noth''  der  östlichen  Provinzen  durch  Speculanten 
sich  verhüten  Hesse.  Sind,  wie  mehrfach  bekannt,  die  jetzigen  un- 
gesunden und  auf  die  Dauer  unhaltbaren  Zustände  in  jenen  Gegenden 
ein  Product  einer  langen  yiel verschlungenen  Entwicklung  und  durch 
die  Laxheit  der  Gesetzgebung  filterer  Zeit  in  Bezug  auf  Bauem- 
schutz  sowie  durch  die  begangenen  Fehler  in  der  DurchfBhrung 
der  Ablösungsgesetzgebung  jedenfalls  mit  veranlasst,  rftchen  sich 
jetzt  die  Folgen  früherer  Fehler  in  zunehmender  Entvölkerung,  in 
der  wachsenden  Schwierigkeit  der  ordnungsmässigen  Bewirth- 
schaftung  der  Grossgüter  und  in  einer  immer  bedrohlicher  werden- 
den Lage  eines  grossen  Theils  der  InhahiT  der  letzteren,  so  über- 
schreitet der  Staat  gewiss  nicht  die  seiner  Thütigkeit  gezogenen 
Schranken,  wenn  er  auch  seinerseits  das  Mögliche  zur  „Sanirunu" 
solcher  Zustande  thut  und  über  die  }>losse  rechtliche  Ordnung  der 
Colonisirungsarbeit  hinaus  selber  werkthätig  in  grossem  Styl  die 
Neuschafl'ung  von  kleineren  und  mittleren  Besitzungen  selbst  mit 
Aufwendung  staatlicher  Geldmittel  in  die  Hand  nimmt  und  plan- 
mässig  fortführt'). 

«Muss  «n  gregebener  Zeit,  um  grosse  lociale  Gefiilireii  und  wirthschalUiAe 
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4.  Für  (lio  D  uro  Ii  füll  ruii«;  der  OrLcanisation  im  Ein- 
zeln on  ergeben  sich  eine  Keihe  nicht  ohne  Weiteres  leicht  zu 
regelnder  Punkte  und  es  muss  daher  der  Vollzngsbehörde  ein  ge- 
wisser weiter  Spielraum  gegeben  werden.  Aus  den  früher  erwähnten 
Grtlnden  wird  dem  Dorfsystem  vor  dem  Hofsystem  der  Vorzug  ein- 
zurftumen  (S«  303  ff.),  auch  darauf  zu  achten  sein,  die  Ansiedler 
thunlich  nicht  confessionell  gemischt  anzusetzen.  Wichtig  ist  es, 
auf  eine  Mischung  grosserer,  mittlerer  und  kleiner  landw.  Anwesen 
abzuheben,  d.  h.  neben  einem  leistungsfähigen  Bauemstand  auch 

Srh;iil(n  abznwcndrn,  eine  andi'nveite  Wrtlicilung  des  Grund  und  Bodens  ointrt  trn, 
daiin  ist  die  VenniUelang  des  Staats  die  beste,  gelindeste  und  am  ersten  Erfulg 
Tersprechende,  weil  der  Staat  nur  hier  allein  mit  ErUAg  handeln  kami/  (Miqnel 
in  den  Verhandl.  d.  V.  f.  S.x  ialp.,  Hd.  XXXIII,  S.  122.) 

Schmoller  (in  den  Vrrliaiull,  dt-s  Vcn-iii'^  tnr  Snrialpolitik ,  IUI.  XXXIII, 
8.  92  ff.)  meint,  es  wurde  genügen,  in  den  Ü  üütlichen  i'ruviuzeu  als  Ziel  die  Kedu- 
cirang  des  grösseren  Besitses  anf  etwa  40*/«  der  Fläche  ins  Auge  an  fassen,  d.  Ii. 
etwa  1  — Mill.  ha  in  Mittel-  und  Klcinbcsit»  ttber/.ntüliren.  und  etwa  ß(>--800(X) 
neue  spomttahige  Bauern  und  2UÜ  —  iiüOUüO  Häusler  mit  1  2  Morjren  Land  zu 
schaffen;  auch  dann  würde  immer  noch  eine  jrrosse  An/.iihl  besitzloser  Tagelöhner 
übrig  bleiben.  Aber  s<-llist  in  dieser  Eiiisehränknn<j  sei  schon  das  Wiebtigste  gethan, 
in  die  flutende  Masse  dt-r  Hesil/.lnst  n  •■in  iVster  Halt  eingefügt,  dieser  (icscllsc  lialts- 
klanse  die  Ausüichtülusigkeit  genummeu,  ein  Mittelglied  zwischen  Keichthum  und 
Amratb  liergestellt,  ftir  das  Gesellschaftsleben  anf  dem  Lande,  IHr  das  pmae  Ge- 
meindeleben eine  ganz  andere  soeiale  Stufenleiter  hergestellt,  als  sie  jetzt  vorhanden 
sei.  Wenn  in  der  Industrie  auf  2,2  Mill.  Arbeitg<'ber  4  Mill.  Arbeiter,  in  der  Land- 
wirthsehaft  auf  fast  dieselbe  Zahl  Arbeitgeber  datregen  i't  Mill.  Arbeiter  und  wenn 
Im  detitHchen  Osten  l*/* — 2  Mill.  Arbeiter  auf  etwa  2()  3U(XX)  grosse  Besitzer  kommen, 
so  seien  dii's  unhaltbare,  ungesunde  Zust:ir-<1<-  und  mit  dem  wacbsendiii  Sfllxt- 
bewQüstäeiu  dieser  Tagelöhnermassc  werdeu  diese  uothweudigerweisu  entweder  der 
Answaademiig  oder  derSodaldemokratie  verfallen.  Und  richtig  wird  von  Schmoller 
der  Charakter  der  inneren  Tolonisation  dana»-h  dahin  charakterisirf :  als  ein  demo- 
kratischer Fortschritt  und  «loch  eine  durch  und  durch  con  serv  a  t  i  ve  Maassregel, 
die  nicht,  wie  der  Socialismus.  ganz  ueue  Erwerbsformeu  construire,  sondeni  fest 
nnd  einfach  an  die  Formen  <les  wirthschaftUchen  Lebens,  wie  sie  seit  Jahrtausenden 
bestehen,  anknii]irt:  die  alb'>  Herecbti-rte,  was  besteht,  snr^-talti^r  erhalten  will  «ind 
nur  soweit  es  uutliig  itit,  eine  maut>ävulle  Correctur  in  der  behtehenden  Vertheilung 
des  Gnindeignithmns  eintreten  lässt. —  Neuerdings  ist  auch  vom  badischen  Landtag 
die  Möglidikeit  der  Beeinflussung  der  (Jrundeigentliumsvertheilung  durch  Maass- 
nabmen  der  Domänen  verwal  t  uii  ir  i  riirl<Tt  worden,  udlici  t-incrx  its  die  A  b- 
stossung  des  domäneuürarischen  rareellarhesit/.es,  sei  es  an  (tcnuindi-n,  sei  es  an 
Sinaelne,  andrerseits  die  fireihändige  Erwerbung  von  Privatbesitz  (namentli(  h  bei 
ZwangsveraiHS(  riin;r'  ii  .  ..um  -ie  dein  (iiiterhandel  ym  eiitzifhen'*.  und  di  s<i  ii  Wicder- 
veränsscrung  „  behufs  Bildung  örtlich  zu  wünschender  Betiitzgrösscu  **  in  Betracht 
gezogen  wmtle.  «Es  wäre  eine  schöne  Aufgabe,  für  die  staatliche  Verwaltung  so 
grosser  Vermögenskrifte  als  Regulator  der  Besitz  vertheilung  aufzutreten  .  .  . 
Durch  die  über  das  ganze  Land  vi'rbreifi'ten  Orjjane  der  homiint'ndireftion  in  Ver- 
bindung mit  derjenigen  der  politischen  Wrwaltung  vermoelite  erstere  wohl  leicht 
Kenntadss  au  erhalten,  wo  sie  doreh  Kauf  nnd  Verkauf  nnd  Pachterei  cnItnrfSrdemd 
wirken  könnte  ....  Der  staatliclicn  Verwaltung  des  Domänenfrrnndstüeksvennöfrens 
gebührt  die  Führerrolle  in  allen  Fragen  der  Bewirthschattung  und  der  socialen 
Aufgaben  des  grossen  Ornndbesitaes'*  (Bericht  des  Freiherm  J.  F.  v.  B  od  mann- 
Loretto  an  die  I.  Kanuner  der  badischen  Landstände  xar  Hrratlmn^'  des  Antrags  des 
Freih.  v.  Hornstein  u.  (i.,  Verkauf  der  Domänenparcellen  betr.,  Beilage  Nr.  643 
z.  Prot,  der  14.  Sitzung  v.  2.  April  1892j. 
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einen  sessliaticii  Arl)eit('r8tan(l  berair/uzit'lioii.  Dio  Austhoihing  von 
kleinereu  AinM'st  u  wird  namentlich  da  iiiilit'deiiklich  sein,  wo  durch 
die  Nähe  grösserer  Güter,  staatlicher  oder  sonstiger  Forsten,  indu- 
strieller Anlagen  etc.  auf  Gelegenheit  zu  Nebenverdienst  mit  einer 
gewissen  Begelmässigkeit  zu  rechnen  ist  Besonders  wichtig  ist, 
namentlich  in  Hinsicht  auf  die  spätere  communale  Belastung,  dass 
die  neuen  Colonistengemeinden  mit  entsprechenden  Landdotationen, 
insbesondere  für  die  Bestreitung  der  Kirchen-  und  Schullasten  aus- 
gestattet werden.  Als  eine  wesentliche  Erleichterung  der  unter 
allen  Umständen  schwierigen  Uebergangszeit  ist  die  (in  der  Preuss. 
Gesetzgebung  vorgesehene)  Einräumung  von  Freijahren  zu  erachten, 
in  doncn  also  die  Kntrichtung  der  Rente  niht.  Auch  in  der  Ein- 
richtung der  Wirthschaft  kann  den  Kolonisten  ohne  »»rhcbliches 
()l)l'er  manche  Krleichtorung  eingeräumt  werden,  wohin  namentlich 
dit»  Vermittlung  des  lU'zugs  von  Haumaterialien.  Aushilfeleistung 
mit  (n\spaujiarl)eiten  im  ersten  Botrieltsjahr,  Ueherweisung  vonAVirth- 
flcliaftsvorrath  zur  Deckung  des  nächsten  Bedarfs  bis  zur  i-^rzieluug 
der  ersten  Ernte  etc.  zu  rechnen  sind,  Erleichterungen,  wie  sie  in 
den  Ansiedelungsbezirken  der  Provinzen  Posen  und  Westpreussen 
thatsächlicb  gewährt  werden,  während  für  ein  ähnliches  Vorgehen 
in  den  auf  Grund  der  Bentengutsgesetze  sich  Tollziehenden  Ansie- 
delungen es  zur  Zeit  noch  an  der  erforderlichen  Bewilligung  von 
entsprechenden  Staatskrediten  gebricht^). 

5.  Zu  einer  besonderen  Betraclitung  giebt  die  Frage  der 
inneren  Colonisation  im  Hin))lick  auf  die  grossen  Moorflächeu 
Deutschlands,  welche  einen  Flächenraum  von  300 — 400  (juadrat- 
meilen  einnehmen,  Anlass;  mit  Becht  ist  auf  den  Widerspruch 
hingewiesen  worden,  welcher  darin  liegt,  alljährlich  eine  Menge 
Menschen  flbers  Meer  zu  schicken  und  gleichwohl  umfangreiche 


')  Vpl.  liiezii  die  für  die  Ansiodlunjrsrommission  für  Westpreussen  und  Posen 
erlassenen,  in  Preussens  Inndwirthschuftliiher  Verwaltung  1884  87,  S.  207  £F.  mit- 
getheilten  Normen.  Inhaltlich  der  dem  Preuss.  Laudtag  im  Februar  1891  vor- 
gelegten „Denkschrift'"  über  die  Atuftthrnng  des  (Jesetzt-s  vom  26.  April  1886  sind 
in  den  .Jahren  18H<)  \H\H)  im  (JanzfMi  an  Stellen "  ausg^elegt  worden:  9(>4  mit 
einem  Flächengehalt  von  177tH)  ha  und  einem  Werth  von  11^2  Mill.  Mark,  wovon 
hifl  Ende  1890  begeben  waren:  712  im  Flichengelialt  von  nind  12990  ha  und  im 
Worth  von  8,1  Mill.  Mark.  —  üeber  die  Handhabung  des  Ansiedelunpswerks  dnrch 
die  Ansiedelunjifscommission  in  Posen  hat  sich  eine  im  Juni  1892  in  diese  Provinz 
gesendete  b  a  d  i  s  c  h  e  ( "ommission,  der  auch  der  Verfasser  anfjehörte,  in  einem  in  der 
No.  81  den  bad.  laiidw.  Wochenblattes  Teirfiffentliehten  einziehenden  Bericht  angge» 
sprochen  und  ihr  l'rtheil  dahin  zusnramengefasst,  _dass  die  ( •r<ranisati<»n  (h  <  Aiisifde- 
lungsgeschäfts  wahrhaft  muHtergiltig  ausgebildet  ist  und  ebensowohl  von  practiscUem 
wie  Ton  socialem  Verstflndnin  der  Leiter  beredtes  Zengnisa  ablegt". 
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Ländercieii  im  Inland  zu  besitzon,  di»'  nocli  dor  Erschliessung 
durch  eine  rationelle  und  dann  viele  Tau  sende  menschlicher  Hiindo 
in  Thätigkeit  setzende  Bodencultur  und  zwar  ledinlicli  desshalb 
harren,  weil  die  Indolenz  eines  erheblichen  Theils  der  jetzigen 
Besitzer  dieser  Moorländeroien  an  der  alten  Baub-  und  Brand- 
wirthschaft  festhält,  obgleich  die  wissenschaftlichen  und  technischen 
Enrungenschaften  der  Gegenwart  eine  ganz  ausserordentlich  loh- 
nende Meliorirung  dieser  Moore  ermöglichen.  Nach  einem  bel- 
gischen Gesetz  yom  Jahr  1847  (loi  de  d^Mchement)  kann  Jeder 
den  Besitzer  eines  uncultivirten  Grundstockes  auffordern,  zu  cul- 
tiiiren  oder  ihm  das  betreffende  Grundstück  gegen  Entschädigung 
zu  überlassen ;  luid  die  bei  den  Verhandlungen  über  die  innere 
Colonisation  gegebene  Anregung,  zur  Fernhaltung  eines  cultur- 
schädlichen  Misslirauchs  des  Eigenthunis ,  einen  ahnlichen  Weg 
auch  für  Deutscliland  zu  beschreiben,  verdient  YoUe  Beaclitung^). 

Anmerknngv  Geltendes  Recht  in  Preusson.  Den  Zwecken  der  inneren 
Colonisation  in  I'n  nsscn  dienen  das  G.  v.  26.  April  1886,  betr.  dii  Befordeninjj  deutscher 
Ansiedelung  in  den  Provinzen  Westpreusseu  und  Posen  und  die  Ges.  v.  27.  Juni  und 
7.  Juli  1891,  Aber  die  Rentengflter.  Wenn  jenes  einen  Torwie^den  politischen  Clnrakter 
liat,  indem  es  da/ii  lirstimmt  ist,  dns  deutsche  KIcment  in  den  erwÜmten  beiden  Pro- 
vinzen durch  Ansii'dclunpr  dfiitsclicr  l?;intTn  uiul  Arbeiter  /u  stärken,  so  sind  die  ])eiden 
letzteren  vorwegeud  wirthschuitlii  iieu  und  socialen  Krwaguugeu  der  im  Text  bezeich- 
neten Art  entsprun^n.  Ancli  darin  «nteracheidet  rieh  das  ertte  von  den  beiden  anderen 
Gesetzen,  dass  jenes  die  ('(doiiisatinnsarbeit  aitsschliesslich  in  die  Hand  der  Staats- 
behörde legt,  welcher  sur  Durchführung  des  Unternehmens  {/.um  Ankauf  von  Gütern, 
rar  Bestreitong  der  Kosten  der  enttmnlig-en  Einrichtung  und  Regelung  der  Ctomefnde-, 
Kirchen-  imd  SchlÜTerillUtmBBe,  snr  Gewährung  von  Freijahreii,  zur  Verwillifrmiir  von 
Darleihen  und  febenveisung  von  Wirtltscliaftsvorriithen  etc.)  ein  Fond  von  il. 
zur  Verfügung  gestellt  ist;  während  iuhaltlich  der  letzteren  Gesetze  die  Absictit  verfolgt 
wird,  ^rade  aneh  den  OroRegrundbesits  selber  (neben  dem  Staat  als  DornSnenbesitier) 
mr  thätigeu  Mitarbeit  au  der  Ansiedelung  von  Baucm-  und  Tai.'el(')hnerstelli  ii  lieran- 
znziehen.  —  Das  Gesetz  vom  27.  Mai  18iK)  bescliränkt  sich  darauf,  das  durch  das 
Ansiedelungsgesetz  vom  26.  April  188<j  neubegründete  Institut  der  „Rentengüter**, 
bei  denen  die  Ablösbarkeit  der  Rente  ((ield-  oder  in  Geld  unter  Zugmndelegrnng 
bestininifer  M;u  kfi)reise  zu  entrichtende  K  i»  rn  e  r  renfei  von  der  Zustimniung  beider 
Theile  abliäugig  geuiacht  werden  kanu,  für  den  ganzen  Üereich  der  Monarchie  für 
snUUsig  an  erklSren.  Die  Festgtellnng  des  Ablösangsbetrags  und  der  Kfindigungs« 
hist  bleibt  der  vertraL''-'miissigen  Hestimniung  überlassen,  doch  darf  von  d»'tn  Keuten- 
berechtigteu ,  wenn  auf  seinen  Antrag  die  Ablösung  erfolgt,  ein  höherer  Ablösungs- 
betrag als  der  25 fache  Betrag  der  Rente  nicht  gefordert  werden.  Das  Reutengut 
mnaa  frei  Ton  den  Hypothek-  und  (irundschuldeu  d*  >  Grundstücks,  von  dem  es 
abgetrennt  wird,  begründet  wenh  ii.  Der  Krwerber  des  Kentenguts  kann  vertrags- 
mässig  in  der  Verfügung  dalüu  bcM  hräukt  werden,  dass  die  Zulässigkeit  eiuer  Zer- 
tbeflnng  des  Omndstücks  oder  die  Abyerftussnng  von  Theilen  desselben  tob  der 
Zustimmung  des  Keuteuberechtigten  abhängig  sein  soll  '  Reschränkungen  über  die 
Verschuldungsfreiheit  sieht  das  Gesetz  nicht  vori;  es  kann  iudess  die  versagte 
Einwilligung  durch  richterliche  Entscheidung  der  Auseiuaudersetzuugsbehörde  ergänzt 


Thiel  in  den  Terhandl.  des  Vereins  für  Socialpolitik,  Bd.  XXXin,  S.  120  ff. 
YgL  Mich  die  Ausfiiliningen  unter  $  Die  Mi)oroultur  und  W.  Götz,  Umgestaltung 
flerilar  Bodenfläcbeu  in  Deutschland  ^i.  d.  Ztschr.  d.  landw.  Ver.  in  Bayern,  1892). 
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werden,  wenn  die  Zerthcilung  oder  Abwräusserung  im  gemeijiM  liattlichen  luteress.« 
wttnschenswerth  erscheint;  iu  (Tiesem  FalVkann  dann  derRentenberin  htijjrte  die  Ablösung 
(liT  {ganzen  Rento  zum  25f}iohcii  Betraj^c  fordoni.  Sein»'  wrrthvoUe  Ergänzung  fand 
diese»  (ie^tz  durcli  jenes  vom  7.  Juli  1891,  indem  dieses  zur  VennitUong  der  Ab- 
lösung des  ftbldsbaren  Theiles  der  Renten  bei  solchen  Gfitem  die  Dienste  der  alten 
Bentenbanken  zur  Verfügung  stellt,  der  Art,  dass  der  Rentenberechtigte  für  seine 
Anspriulii'  in  l^nteubriefen  abgefunden  und  der  Uentengutsl)esitzer  nur  mehr  noch 
die  Keimubaiik  als  Gläubigeriu  sieh  gegenüber  hat  und  die  Ablösung  der  Kente, 
soweit  sie  nach  dem  bestehenden  V>rtragsverhältniss  überhaupt  statthait  ist,  durch 
Zahlung  einer  jiilirlichen  „Rrntenbaukrentc"  mit  .Amortisatif)!!  bewirkt.  Es 

kann  sogar  unter  gewissen,  die  lieutenbank  sichernden  Vorbehalten  auf  Antrag 
des  Rentenberechtigten  die  Uebemahme  des  nnr  mit  Znstimninng  bdder  Theil«  ab- 
lösbaren Theils  der  Heute  auf  die  Kentenbank  1 1  inl^'^t  n.  wobei  dann  der  Staat  als 
solcher  in  alle  dem  Kcntenbert  ihtigten  und  ih m  lü  iitnigntsvertrag  zusteh«*ndfn 
Hechte  eintritt,  übrigens  dabei  die  Umwandlung  dieser  iiente  in  eine  Henteubank- 
rente,  d.  h.  die  amortisationsweise  TUgni^  jederzeit  verlangen  kann.  Zar  Sichenni^ 
des  Zwecks  des  ganzen  Vorgehens  hat  unter  Wiederholung  ähnlicher  Destinunungen 
der  beiden  (iesetze  vom  2ü.  April  1886  und  27.  Juni  18UÜ  das  neueste  Gesetz  vom 
7.  Jnli  1891  verordnet,  dass  solange  eine  Rentenbankrcnte  anf  dem  Rentengnt 
haftet,  die  Aufhebnn<r  di  r  wirthschaftlichen  Selbständigkeit  und  die  Zertheilung  de« 
Rentenguts,  sowie  die  Ahveräusscrung  von  Tin  dt-rst  lben  rnlits^v irksam  nur 
mit  Genehmigung  der  Stuatsbehurde  {der  Genera kummissionj  ertoigeu  kann.  Jilineu 
wesentlichen  Yorsehnb  der  Colonisimng  leistet  das  letzte  Geseüs  auch  dadurch,  dass 
den  l'euttMigutsbesitzem  zur  erstmaligen  Einrichtung  des  Kentenguts  (Aufführung 
der  uothweudigeu  Wohn-  und  Wirthschaftsgebüude;!  unkündbare,  in  Tilgungsrenteu 
heimzuzahlende  Darlehen  gegeben  und  als,  sofern  die  Inanspruchnahme  der  Renten- 
liauk  zur  Ablösung  der  Heute  und  die  Gewährung  solcher  Darlehen  zugleich  mit 
der  Hegrniidun^  des  Hentenguts  erfolgt,  deni  I?i'>itzcr  ein  snir.  Frei  jähr  ein- 
geräiunt  werden,  d.  b.  die  Zahlung  der  Henteubaukrcute  lür  du&  ersu*  Jahr  unter- 
bleiben kann.  —  Zur  Colonisimng  der  Begründung  von  Rentengfttem,  welche  von 
hypothekarisch  belasteten  Gutem  abgetrennt  wenlen  sollen,  kann  die  Be» 
gründung  durch  Vermittelung  der  Geueralcommission  erfolgen.  Das  Verfahren  ge- 
scliieht  alüdann  in  den  Formen  eines  Auseimmdersetzungsverfahreus,  so  dass  ohne 
alle  Schwierigkeit  die  hostrennnng  der  Uenten^Miter  von  dem  Stammgut,  die  Be- 
freiung von  der  hvitothekariseiieu  Haft  für  die  Schulden  des  Stammguts,  die  Sicber- 
stellung  der  Gläubiger  derselbeu  durch  das  (.für  Heute  des  abgetrennten  Henten- 
guts zu  gewährende)  Rentenbrietkapital  und  die  Ebweisung  des  Itentenverpflichtetea 
in  das  Eigeuthum  des  neu  gesehalTenen.  von  allen  rrivatverbiudlichkeiten  befreinn 
und  an  erst«'r  Stelle  nnr  mit  der  Hentenbankreute  belasteten  Hentenguts  ertoli.n  ii 
kann.  Hier  liegt,  wie  zntrefl'end  bemerkt  wurde,  einer  der  Schwerpunkte  des  Ge- 
setzes, weil  ohue  diese  rechtliche  Cnnstruction  es  bei  mit  Schulden  belastetem  Grund- 
besitz kaum  miiglieli  iti  würde,  Keuteiigüter  zu  coustifniren  iind  tiir  di'  Ud'isuiig 
der  Reute  die  Heutenbank  in  Anspruch  zu  nehmen,  weil  eben  dann  die  Liediugung 
der  vorherigen  Befreiung  von  allen  piivatrecbtUchen  Lasten  nicht  an  erf&llen  wire'i. 

§        Innere  Co  Ionisation  in  Irland  und  Gross- 

britan  nion*). 

1.  Irland.  Die  seit  Jahrzolnifcn  h\  dem  vereinigten  König- 
reich, dem  clasäischen  Land  des  Latilimdienbesitzes,  einsetzenden. 
Bestrebungen,  einen  Stand  kleinerer  und  mittlerer  Grundbesitzer 

*)  Vgl.  Deutsche  landwirih.  Tresse  von  1891,  No.  30,  8.  290. 

*)  Vgl.  hierzu  v.  Stein,  Die  drei  Fragen  des  Grundbesitzes,  1881,  8.  112  ff.; 
E.  Wiss,  Das  Landgesetz  für  Irland  v(.iu  Jahre  1881,  Leipzig  1888,  den  x  lnui 
früher  S.  l.')7i  eitirten  Atjfsatz  von  Herkner  in  den  .lahrb.  f.  X.  u.  St..  X.  F.  21; 
A.  Meitzeu,  Die  irische  Laudfrago  und  die  t>tein-Hardeuberg'sche  Gesetx^bung 
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iitMi  ZU  schuften,  sind  don  in  den  vorausgegangenen  Betraclitungen 
t'i  wälmten  vorwandt.  Unter  dem  Druck  einer  seit  Jahrzehnten  mit 
steigender  Krhitterung  und  (lewaltthat  geführten  Bewegung  er- 
lassen, hat  die  irische  Landgesetzgebung  nach  manniclifachen 
unzureichenden  Anläufen  seit  Anfang  der  Achtziger  Jahre  in  denkbar 
radicaler  Weise  regelnd  in  die  Verhältnisse  der  Grossgrundbesitzer 
und  der  Pftchterbevölkerung  elngegrilfen,  durch  die  Landbill  vom 
22.  August  1881  (44  und  45  Vici  Gh.  49)  eine  Festsetzung  des 
Pachtrinses  durch  richterliche  Entscheidung  ermöglicht,  dem 
Pächter  ein  festes  Pachtrecht  fOr  15  Jahre  zugesichert  und  den 
jederzeitigen  Verkauf  des  Pachtrechts  an  einen  Britten  zugelassen 
(die  Erfüllung  der  bekannten  3  f :  fair  rent,  fixity  of  tonure  und 
free  sal»').  aber  auch  für  den  KigenthumsüberLiauLr  der  PachtLTi'und- 
stücke  an  (b'ii  si'itlierigen  Pächter  unter  erb'ichterncb'n  Bedingungen 
(Gewähnuig  von  Vorschüssen  zur  Bezahlung  der  KaufschilliiiL'"e 
aus  der  Staatkasse)  Vorsorge  getroft'en,  wobei  wegen  der  Einzel- 
heiten auf  g  30  Zirt'er  2  zu  verweisen  ist.  Und  in  noch  tliat- 
kräftigerer  Weise  als  die  1881er  Bill  sind  die  (unter  der  Premier- 
Schaft  Salisburv's)  eingebrachte  Purchase  of  Land  act  von  1885 
(sog.  Ashbourne-Bill,  48  und  49  Vict.  Ch.  73)  und  eine  Bill  von 
1891  (Balfour  Bill)  bemflht,  den  friedlichen  Auskauf  des  irischen 
GroBsgrundbesitzes  durch  die  Zeitpächter  herbeizuführen. 

l)em  Käufer  einer  I'uchfiiiifr  kfinu  nach  «h  r  I5ill  von  1885  <lie  jrnnze  Stimme  vom 
Staat  vorgeschosseu  werdeu  (.vou  der  aÜLrdiugs  als  Deckung  bis  zur  Abtragung 
der  anderen  ^/s  ^ponirt  bldtrt),  und  es  eind  der  Landoommission  sa  diesem  Zweck 
5MilI.  Pfd.  nnd  nachdem  diese  erschöpft  waren,  spätt-r  «  in  weiterer  Cn  dit  in  irlt  ichrr 
Hölie  eröffnet  worden;  bis  August  1889  waren  IU500  Jbligentliumserwerbungeu 
aiittelst  der  18Röer  Bill  bewerksteltij^  und  in  Laufe  des  Jahres  1891  der  gaau» 
Credit  von  K»  Mill.  l'tVl.  aufjjrehraucht.  —  In  einer  neuerlichen  Landverkaufsacte 
I?  a  1  f  n  u  r- 15  i  1 1  von  wird  dii-  wcitfrc  ans*  Imliclu'  KrleiclittTUiiLT  »inircrätunt, 

dass  die  l'ächter  dif  vuu  der  liejfitrung  vurschusswfise  ausgelegteu  KaulscliilUnge 
mittelst  Zahlung  4*'/ftiger  Zeitrenten  in  49  Jahren  til^n  kdnnen;  die  Omndbesitser 
st'lluT  worden  lur  ihre  Ansprüi  hi'  mit  2'  „i^'cn  Staatssdiulilvcrs«  hrrilMint;''!!  ali 
gefunden,  so  das«  der  Kegieruufr  also  1'.  4**jo  zur  Amortisation  sowie  zur  Hestreitung 
der  Verwaltungskosten  verbleihen ;  p»'«ren  etwaige  Verluste  ist  ein  Reservefond  anzu- 
sammeln, dessen  Mittel  eine  vt  istarktc  Amortisatious/.aiiluii}.'  der  l'ächter  innt  riialb 
der  ersten  ö  .Ialin>.  (li<>  Zuriicklu  lialtimif  von  '/^  d«-^  an  die  (inindlKTn-ii  zu  zahlen- 
den Kaufpreises  uud  gewisse  Fiuauzgefalle  zu  leisten  haben.  Für  die  Durchführung 
dieses  Theils  der  Agrarreform  werden  83  Mill.  Pfd.  gefordert.  Nebenher  ermöglicht 
das  (Jesetz  auch  eine  Fürsorj^e  für  die  übervölkerten  Theile  Irlands,  indem  man 
die  Entlaätun<^  des  Bodens  und  die  Uildung  grosserer  Wirthschaftseiuheiten  durch 
staatliche  Forderung  der  Auswanderung  der  Zwergpachter  sowie  durch  Ueberiührung 


(in  8chmoller*8  Jahrh.  1881,  S.  694  ff.) ;  Meitsen  tritt  in  dioBem  Aufsats  Ar  eine 
zwangsweise  Eigenthnmsregulirang,  d.h.  für  eine  nach  Analo;rie  der  Preussisclien 
Ke}rulirunfrs<resef7.e  erfolfr»'nde  Uniwan<lliinir  der  Zeitpiiehter  in  Ki<renthUmer,  unter 
Belastung  eines  Tlteils  des  Landes  im  Besitz  der  Aristokratie,  ein. 
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derselben  in  andere  E^erbsEweige  (Gewerbe  ete.)  berbebsttf&brak  trachtet,  mit 

welchen  Maiissnahmen  dann  freilich  überhaupt  eine  thatkriiftifren-  Drewer  Mi  ehe 
Staatgtiirsorge  in  der  noch  immer  vorwiegund  als  Agriculturstaat  sich  darstellenden 
Intel  Hand  üi  Hand  gehen  mfisste.  Wenn  fibrigens  gerade  nenerdings  der  Eigentbnma» 
imwaildlangsproeets  ins  Stocken  freratheii  mid  speciell  von  der  1891er  Hill  bia 
jetzt  nur  ein  sehr  nnerhebliclicr  •iebratich  iremaeht  worden  ist,  so  wirken  hier 
wühl  ulmliche  Motive  mit,  welche  bei  der  cuutiuentalen  Ablö8ung$getM!tzgebung 
das  Ablösiingswerk  bftnfig  so  sehr  renSgerten,  die  Hoffnung  nimlich  der  bftaer> 
li(  lif'ii  üi'vr.lkcrmijr.  in  der  Znknnft  noch  günstigere  Bedingungen  zu^resichert  m 
erhaiteu  und  die  Abneisiuig  ge<ren  Uebemahme  von  auf  einen  langen  Zeitraum  ach 
erltreckenden  GeldTerpmchtun|,'en. 

Der  Sclnvj'rpunkt  der  lU'uostt'ii  irischen  Lan<l<resi'tze  ist  daher 
gegenüber  denjenigen  von  1870  und  IS.'^l  wesentlich  verschoben 
worden,  indem  nun  nicht  mehr  sowohl  die  i)  r  d  n  u  n  g  des  Pacht- 
rechts  im  Sinne  des  Schutzes  vor  willkürlichen  Austreibungen 
und  vor  ungemessenen  Pachtüberforderungen  im  Vordeignind  steht, 
als  Tielmehr  die  allmähliche  Umwandlung  der  bäuerlichen 
Zeitpächter  in  EigenthUmer,  wesshalbman  hier  wohl  eben- 
falls von  Maassnahmen  der  inneren  Golonisation  in  dem  oben- 
erwähnten Sinne  sprechen  darf.  Die  Unbill,  die  dem  irischen  Landvolk 
durch  eine  Jahrhunderte  währende  Landpolitik  widerfuhr,  wird  auf 
diesem  Weg»'  ilire  Sühne  erfahren;  obwohl  man  Zweifel  darüber  hegen 
darf,  ob  von  einer  nach  der  moralischen  Seite  grossentheils  nocli  tief 
stehenden  Bevölkerung  erwartet  werden  darf,  dass  sie  von  dem  vollen, 
unbeschränkten  KigtMithumsrei  lit  den  wahren  Gebrauch  zu  machen 
bald  verstehen  lerne.  Und  unter  diesem  Gesichtspunkt  würde  die 
princijdelle  liegrümhuig  von  Krbpaciitverhültnissen ,  welche  das 
Gesetz  vom  Jahre  1881  übrigens  bereits  vorgesehen  hat,  und  die 
bei  dieser  Ktn-htsinstitution  vorhandene  Möglichkeit  der  Verhütung 
unwirthschaftlicher  Theilungen  und  hypothekarischer Ueberschuldung 
der  Güter  oder  die  Herübemahme  einer  dem  preussischen  Benten- 
gut  nachgebildeten  Institution,  mindestens  als  Uebergangsmaass- 
regel,  fttr  die  irischen  Bauern  vielleicht  dienlicher  sich  erwiesen 
haben  als  die  alsbaldige  Emporhebung  in  die  Stellung  eines  mit 
dem  vollen  Pflichtenmaass  wirthschaftlicher  Selbstverantwortliehkeit 
belasteten  Landeigenthümers.  I^Gt  vollem  Recht  aber  nennt  Wiss 
die  Gladstone'sclien  Acte  von  1881  ein  weltgeschichtlich  bedeu- 
tungsvolles Dokument,  bestinunt,  ,.die  mäciitigste  Bodenaristokrati«» 
des  englirlim  Weltreiclis  Schritt  für  Scliritt  aufznhelten  luid  in  «lic 
Keiheu  des  freien,  gleichborechtigteu  Bürgerthuins  zu  versetzen**. 

Annierknng.  Ein  hoknnnt(>r  ('np:lisclier  Schriftsteller  über  irische  Verhiiltniss«», 
Mr.  Beuce  Joues«  artheilt  über  die  irluuder,  dass  sie  noch  in  der  Kindheit  sich 
befunden,  nnd  erachtet  dc»shalb  eben&Ila  die  alsbaldige  Umwandlung  der  seitherigen 
Tenants  in  voUe  Eigenthfimer  fär  onaweckmitoirig.   «Hie  Idee  ist  grassartig  und 
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■didn,  aber  alle  Gewalt  der  Erde  kann  nicht  Land  TerbeaBera  ohne  Kapital,  d.  h. 

ohnv  Tnt^'llijjTcnz.  Arbritskriifte,  Werkzcufrt'.    T'cbor  diM6  drei  Ag'cnfirii  v(  it'ii<rt'n  in 
Irland  nur  die  Uatsherreu  . . .  .*    «Machen  wir      Pächter  ffiorgeu  zu  Eigenthümenif 
w»  ist  ihr  Laad  in  wenig««  Jahren  tief  verhypothecirt  nnd  kommt  nnter  den 
Hammer  .  .        «Die  jetzt  beliebte  Bemfung  anf  die  Stein  H ar de nb er g 'sehe 
Ge«ief /L't  l'tmjr  passt  nicht.    I>enn  unsere  Tenatits  wuren  bisher  keine  hesehriiiikten 
£igeuihuuier.    Wullte  man  äie  uuu,  ohue  diese  Lehrzeit,  sofort  zu  unbebchräukten 
nuu^en,  so  wfirde  ihnen  die  nothwendige  Toibereitnng  fehlen  nnd  man  wttrde  nnr 
den    aprari-schen  rnuperisiuns  verewip^en.    Die  Gewohnheiten,  Ei<jenschaften  und 
Lhürakterschwächen  eines  ganzen  Volkes  werden  durch  die  äussere  gesetzliche  Um- 
wandhtng  seiner  Zustünde  nicht  verwandelt.'*  —  Bedenken,  ob  die  alslMldige  Er> 
bebnn;  der  Pächter  an  Ei^^nthümera  in  Irland  dieselben  günstigen  Wirkungen 
zeitigen  werde,  wie  etwa  auf  dem  Continent.  aueh  hei  Meitzen  a.  a.  O.  „Der 
englische  Gesetzgeber  steht  vor  der  unliiugbar  bedenk  Iii  lieu  Aulgabe,  durch  seine 
Maassregeln  einem,  wie  es  seheint,  nur  allsngrossenTheil  der  irischen  Landbevölkerung 
die  Sehule  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  ersetzen  zu  müssen,   die  (lensell)en 
dorch  unglückliche  t'ombinationen  der  Herrschaft  und  des  Volkscharaktcrs  für 
wesentliche  Bichtungen  einer  wirthschaftHehen  und  humanen  Cnitnr  versagt  war."  — 
Wogegen  nun  allerdings  die  mit  Erhebungen  über  die  Wirkuu^-en  der  1885er  Bill 
betraute  könifj-liclie  ( "ommi.ssion  die  Ansicht  vertritt,  dass  das  System  des  «ret heilten 
Eigenthums  nicht  diejenigen  Segnungen  zu  verschatfeu  vermöge,  die  sich  mit  dem 
vollen  ^genthum  am  Grund  und  Boden  verknüpften;  und  dass  die  von  Haus  ans 
ehrli(  lieii,  arbeitsamen  und  der  Ileiniath  iniii^'  erprebenen  Iren,  erst  einmal  zu  Ei<ren- 
thiuuem  geworden,  gute  und  sociale  Luterthaneu  zu  werden  versprechen.  (Siehe 
HsrioMTf  a.  a.  0.,  S.  4&2.)   So  ist  auch  ein  mit  dem  Verfasser  in  Verkehr  stehendes, 
aach  literarisch  Äätiges Mitglied  des  Keform-Clubs,  H.  W.  Wolff,  neuerdings  warm 
und  überzPUprii»?streu,  allerdings  mit  besonderer  Uezii  huiiL'  auf  Enjrland ,  für  die 
bchuüuug  bauerlicher  Eigeuthümer  eingi'treteu  und  hat  diese  seine  Ansicht,  unter 
Kugrondelegung  der  con^entalen  Erfahrungen,  in  einem  Aufsata:  Practical 
Jnstificatinn  nf  l'easant  Properties"  'Tlic  Cnntemporary  Ke\new,  18911  niedergele<^''t. 
Die  sociale,  politische  und  wirthschaft liehe  Bedeutung  eines  selbststündigen ,  auf 
eigenem  Grund  und  Boden  sitzenden  Bauemstandes  wird  am  Schluss  dieses  Auf- 
satzes sehr  treffend  wie  folgt  gekennzdchnet:  „From  the  reports  to  which  I  refer 
the    benefits    resultin^   from  Kmnll  properties  may  be  summed   up  thus:  Larger 
production;  intelligent  cultivation;  a  substancial  appreciatiuu  uflaud;  an  iudustriuus 
peasantry,  comparatively  thriving,  certainlj  raising  itself  continuallj  in  the  social 
and  material  scab',  averse  to   p(difiial  agitation;  a  steudier  and  larjrer  supply  of 
labour;  large  families;  a  material  increase  ul  hume  trade;  a  sensible  drawing  together 
of  claaaes;  aivl  a  positively  astonishing  power  of  self-support  in  times  of 
depreankm  ....   To  my  mind  —  and  evidently  to  that  of  many  of  the  German 
inqnirers  -    an  even  greater  benefit  of  the  system  is,  that  it  makes  tlie  small  owners 
in  the  füll  seuse  Citizens  of  their  couutry,  giving  them  an  indepeudant  staudiug, 
and  a  sense  of  that  independance,  and  securing  to  them  the  inestimable  advantage 

of  a  permanent  home,   really  their  own.   which  the  COUntry  where  ,,nonie"  is  more 

gloritied  in  song,  still  ban  ly  areurds  to  them  Certainly,  wheu  1  look  at 

the  Position  of  these  desjds' d  peasant  proprietors  abroad,  I  feel  a  whish  rising  in 
my  breast  that  some  good  iairy  might  help  our  own  poor  Ilodges  to  their  little 
freebold  eottage  and  freehold  |)lrit.  Oiiee  tliey  liad  it,  1  have  litth-  donbt  fliat  tJit  y 
wuuld  learn  to  thrive  liko  their  cuusius  on  the  Khine  and  on  the  Neckar.''  Auch 
andere  englische  Sohriftsteller  ergehen  sich  seit  Jahren  in  Schildemngen  des  Fleisses, 

der  Sparsamkeit,  des  erfreulichen  wirthschaftlidien  und  socialen  Züsfaiid«  -,  di  r  kb  iiu  ii 
Bauern  in  Deutschland,  Frankreich  etc.,  wobei  allerdings  auch  manche  L'ebertreibungeu 
unterlaufen  mögen. 

2.  Die  ,.Laii<l])i'wegimg"  in  Engliunl  und  Sc  Ii  ottland 
ist  in  Uuren  Zielpunkten  insoweit  feststehend,  dass  die  Ungesund- 

Vgl.  liierzu  auch  den  Aufsatz,  vou  Freiherru  v.  Umjiteila,  Laudgesetzo 
und  Landwirthschaft  in  Grossbritannien,  in  Preuss.  Jahrbachera,  1880,  8.  401  IS. 
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heit  der  Latifundienverhftltnisse  in  wachsendem  Maasse  anerkannt 
und  die  Schaffung  eines  bSuerlichen  Mittelstandes  als  ein  wirth- 

schafkliches  und  sociales  Bedürfniss  erachtet  wird.    Die  auf  Vor- 
8  ta  u  1 1  i  c  h  u  u  «r  des  Griiiid  und  Bodens  durch  IritMllicluMi  Aufkauf 
oder  durcli  Zwanfjsversteitrcrunij;  dor  englischen  und  schottischen 
Landlords   ahzifltMido  Bewegung  ist  dagegen   noch  zu  n<ni  und 
hat  auch  in  dt'Ui  Umfang  ilires  Auftretens  noch  zu  Avenig  Boden 
gefasst,  als  dass  ihr  mehr  als  eine  hloss  symptomatische  Bedeutung 
beigelegt  werden  konnte  (vgl.  S.  240  ff.).  Aber  auch  darüber,  ob  es  sich 
mehr  empfiehlt,  die  Landank&ufe  zur  Schaffung  bäuerlicher  Ei gen- 
thümer  zu  verwenden  oder  aber,  unter  Vorbehalt  des  £igenthum8, 
das  Land  im  Zeit-  oder  Erbpaehtverhältniss  zu  vergeben, 
waren  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Meinungen  noch  sehr  getheüt 
und  es  ist  auch  wohl  begreiflich,  dass  man  in  einem  Land,  in 
welchem  man  seit  langer  Zeit  in  dem  Pachtverhältniss  die  Tor- 
nehmste  Bechtsform  der  Bewirthschaftung  des  Grund  und  Bodens 
XU  sehen  gewohnt  war,  nur  schwer  mit  dem  Gedanken  einer  grund- 
sätzlichen Aufgabe  dieses  Systems  sich  zu  befreunden  vermag; 
wobei  die  wenig  erfreulichen  Erscheinungen,  welche  die  englische 
Landpolitik  in  Indien  zeitigte,  dessen  Kleinhauern  nach  iiirer  Um- 
wandlung aus  ( iemeindelandnut/.l)erechtigten  zu  Eigenthümern  sehr 
bald   der  Verschuldung   und   Bewuebening   verheleu,   für  diese 
Stellungnahme  wohl  vielfach  mitbestimmend  ist.    Das  Wichtigste 
bleiht,  dass  die  Unhaltbarkeit  der  englisch-schottischen  Grundbesitz- 
Verhältnisse  in  breiteren  Schichten  der  Bevölkerung  empfunden 
und  eine  Landreformbewegung  im  Gange  ist,  die  muthmaasslich 
in  absehbarer  Zeit  die  englische  Begierung  zu  einer  reformirenden 
Gesetzgebung  in  Bezug  auf  Bodenverkehr  auch  in  diesem  Thefle 
GroBsbritanniens  nöthigen  wird,  sei  es,  dass  durch  Einschränkung 
der  Settlements  und  entails  (§  79)  und  durch  Herbeiffthrung  er- 
leichteter  Formen  und  Herabminderung  der  Kosten  für  die  Grund- 
eigenthumsübertragungen  die  Starrheit  der  jetzigen  GrundbesitK- 
verfassunsr  einem  freieren  Bodenverkehr  zu  weichen  hat,  sei  es,  dass 
durcii  Bereitstellung  grosser  Staatsmittel,  wie  in  Irland,  der  frei- 
händige Ankauf  von  klfincren  und  mittleren  landwirthschaftlichen 
Anwesen  thunlieliste  Fr>rth'riing  findet,  sei  es,  dass  nuui  das  Bo<ien- 
material    für  letztere   geradezu    im   Wege   der  Enteignung  den 
Latifundienbesitzungen  entnimmt  und  etwa  das  Enteignungsrecht 
den  Gemeinden  oder  Grafscbaftshehörden  einräumt,  die  dann  das 
erworbene  Land  zu  Eigenthum,  lebenslänglicher  Nutzung  oder  zu 
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Zi'itpacbt  an  die  DoiiVingospssenen  abzue^pbon  hätten,  in  welch* 
letzteren  RichtiniLren  die  neuerlichen  Reforniprojecto  sich  vornehm- 
lich bewegen^).  Was  Marx  am  Schlüsse  seiner  ..Kritik  des 
Kapitals"  zu  prophezeien  unternahm :  ..Die  Expropriateurs  werden 
exproprürt",  wird  vielleicht  in  nicht  zu  ferner  Zeit  seine  Erfüllung 
finden,  nachdem  selbst  die  conservativeii  englischen  Staatsleiter  die 
Schaffung  eines  Bauernstandes  aus  dem  Latifundienmaterial  der 
dortigen  Gnindaristokratie  dem  Kegienmgsprogiamm  eingefOgt 
liaben.  Und  diejenigen  mOgen  vielleieht  nieht  ganz  Unrecht  haben, 
die  meinen,  die  Entwicklung  der  englisch -irischen  Landgesetz- 
gebung mit  ihrer  wesentlichen  Einschränkung  der  politischen  und 
socialen  Macht  der  Aristokratie  des  Inselrdchs  „bedeute  eine 
Umgestaltung,  deren  weltgeschichtliehe  Tragweite  auch  in  den 
meisten  Staaten  des  Gontinents  sich  alsbald  fühlbar  machen  wird*^ 
(Herkner.) 

Anmerkung,  a)  Als  haupti^ächlichste  Widersaohor  einer  Keform  der  engi- 
lischen  Landpesetze  bezeichnet  Professor  Blakye  in  Kdinburj^h  iu  eiuem  1879  er- 
ächieneueu  Aufsat/,  die  grossen  Landeigenthümer  selber,  sodann  das  Interesse  der 
Sachwalter,  endlich  die  Gleich^'iilti^keit  der  grossen  Masse  der  städtischen  B»> 
rölkemng  an  der  Keform.  eine  Ansicht,  die  tlieihveise  wohl  aueh  heute  noch  zu- 
treffeu  wird.  ^Wie  aber",  sa^  er,  „können  vrir  auf  die  Länge  an  die  Dauer  eines 
Sjstenu  grl^nbeii,  weichet  die  besten  Arbeiter  und  die  branchbarsteo  Soldaten  xnr 
Auswanderung  drängt.  Hüten  wir  uns,  dass  iiielit  ein  zukünftiger  Plioias  Aber 
England  den  tnutrigeu  Ausruf  wiederhole:  Laüfuudia  perdidere  Italiaro." 

b)  Als  ein  besonderes  liindemiss  einer  besseren  Itodeneigenthumsvertheiluug 
darf  auch  das  geltende  Privat  recht  ttber  den  liege  uschaftlichen  Verkehr 
bf/i  it  liiiet  werden,  da  die  rel)ertr;igniiir  von  Kiirentliuui ,  die  Bestelhing  von  T'nter- 
ptaud»rec)iteu,  wegen  des  Fehlens  vou  Cirundbuchern  uud  H/potiiekeuregi8t«ru  nach 
oontineBtaleni  Systom,  und  bei  der  schwer  flbersehbaren  Menge  von  R&selgesetzen 
jedesmal  mit  ausserordentlichen  Konten  iiiul  Zeitverlusten  verknüpft  ist.  Die  eng- 
li.schen  Landgesetze,  sagte  schon  Uliver  Crom  well,  sind  ein  verworrener,  got- 
verla^ener  Mischmasch  („a  tortuous  and  ungodly  jumble").  Und  der  erste  Secretär 
des  Handelsamt^i ,  Mr.  Farrer,  meinte  im  Hinblidk  anf  die  schwerfiilli;:t'ii  Hechts- 
formen  im  (irundstück'^verkehr  'der  sog.  Tonveyances):  „Wer  das  jetzige  (Jnind- 
eigenthumsrecht  —  ein  üepertitorium  jeder  denkbaren  Absurdidät  —  beseitigte  uud 
ein  dnfaches  klares  Reehtssystem  an  die  Stelle  setste,  der  wfirde  eine  Masse  von 
Gesetzeskunde  anf  den  Keliric  hthaufen  fegen,  die  jetzt  eine  Qual  und  Schande  für 
den  menschlichen  Verstand  und  eine  Quelle  von  Hiudernisseu  und  Verlegenheiten 
für  unser  Leben  ist."  Vgl.  hierzu  den  Aufsatz  von  Ompteda's,  a.  a.  0.,  uud  die 
da.selbst  gegebene  huniorvolle  Darstellnng  über  die  Schicksale  eines  Landkanft  in 
England  'a.  a.  n..  S.  470  11"    und  ferner  Nasse,  a.  a.  <»..  S.  IHH  tf. 

c)  Mittler>veile  ist  (^Februar  1892)  —  in  L'ebertraguug  der  iri.scheu  Laudpoliük 
anf  England  —  eine  BiU  ^snr  Erleichterung  des  Erwerbs  von  bäuerlichen  Klein- 


')  So  fordert  i.  B.  der  englische  Schriftsteller  H.  M.  Hyndmann  (The  text 
lHM»k  of  democracy :  Kngland  for  all.  IHSl:  als  Endziel  zwar  die  Verstaatlif  hung 
nicht  bloss  von  (.iruud  uud  üoden,  soudern  audi  des  productiven  Ivapituis  iWullaco 
in  der  Schrift:  Land  Nationalisation,  its  Necessity  and  its  aims,  1882  nur  die  erstere), 
Hy ndiii  uiii  IteLrniigt  sich  aber  z»inäclist  mit  der  A nf lielnm^'  der  l'riin();.'-enitnrnrdnung 
(der  Eutailsj  und  mit  der  Krleichterung  des  Verkelirs  mit  Liegeuschalten  im  Sinne 
der  im  Text  gegebenen  Andeutungen  als  vorlftufiges  Ziel  der  Landreformbewegung. 
Baeh«Bb«rr«r  A.,  Acrurpolitik.  L  35 
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stellen^  im  Parlament  eingebracht  worden,  als  deren  Zweck  der  Ackerbauminister 
die  Mehmiig  der  Zahl  der  landliilun  (jrundeigenthümor  und  die  Einschrankonfr 
diM  nasscnliaftcn  Zuzuges  d»  r  Bevölkerung  des  flachen  Landes  in  die  Städte  b»- 
Midmet  tiat.  Als  Jüeinst^lle  gilt  ein  zum  Ackerbau  geeignetes  Stück  Land 
im  Maangehilt  von  1 — 60  Acres  und  im  Pachtwerth  unter  60  Pfd.  Sterling 
Die  die  Landankäufe  vermittelnden  Stelleu  siud  die  Grafschaftsräthe  (Country 
Counril.si;  Zwangsenteignungen  zu  dem  gedachten  Zwecke  vorzunehmen,  soll  nur 
ausnahmsweise  ihnen  gestattet  sein.  Die  Bedingungen  der  Ueberlassungen  —  und 
das  ist  mit  das  Bemerkenswertlieste  —  ähuelu  denen  der  preuMiBcbeii  R#&tea« 
gut«.trf'set  ze:  Der  KäutVr  hat  ein  Vi.-rtel  de»  Kaufpreises  baar  zu  entrichten, 
zwei  Viertel  in  äüjährigen  tilgenden  Zeitrenten,  wäixreud  ein  Viertel  als  ewige 
Beute  stehen  bleiben  kann.  An  Arbeiter,  welche  die  erste  Kanfirente  nicht  an 
erlegen  vermöchten,  kann  der  Grafschaft^irath  Güter  bis  zu  10  Acres  auchinPaeht 
geben.  Die  uöthiL'fti  Mittel  haben  sich  die  Grafschaftsräthe  durch  Anleihen  zu  be- 
schatTeu,  duch  dar!  die  durch  Zinsen  aufzubriugeude  Summe  die  localen  Steuern 
nicht  Aber  einen  gewissen  Betrag  hinaus  erhöhen.  Der  oft  geäusserte  Wunsch,  es 
möchten  wenigstens  die  den  Bodenverkehr  so  sehr  erschwerenden  hohen  Stempel- 
(Liegeiuichaftsumsatzjgebü hren  ermässigt  werden,  scheint  auch  bei  dieser  Vorlage 
eine  Bcfficksiehtigung  nicht  gefunden  an  haben.  — 

d)  Nicht  ohne  Bedeutting  ist  auch  jener  Theil  der  englischen  Landgesetzgebung, 
welcher  bezweckt,  dem  landwirtljschaftlichen  A  rbeiter  die  Möglidikeit  der  Enverbunir 
eines  Landlooses  zu  laudwirthschaftlichem  Betrieb  zu  eröffnen.  Zu  den  älteren  Ge- 
setMn,  welche  die  Abgabe  von  solchen  Allotments  aus  Gemeinde-  oder  Stiftangs» 
besitz  an  Arbeiter  regeln,  ist  das  netie  vom  IG.  Sept.  1887.  .V>  ii.  51  Vict.  Ch.  48 
(Allotments  act  1887;  getreten,  welches  den  localen  Sanitätsbehurden  die  Befugniss 
snm  Ankauf  von  Land  aar  Ueberlassnng  an  Arbeiter  einrftnmt,  nnd  swar  unter 
Tuistäuden  auch  das  Recht  zum  Zwauirskauf.  wobei  allerdings  die  auf  Antrag  von 
di  r  1<H  ali'ii  Im  lionle  erlassene  dessfallsige  Verlügung  der  Bestäti<riing  durch  eine 
Pariaments-Bill  bedarf.  Die  Abgabe  der  höchstens  1  Acre  0,40  ha^  betragenden 
AllotuMots  an  die  Arbeiter  erfolgt  pachtweise  gegen  eine  nissige  JahrMrente, 
w)i!)('i  Kiiudiq-ung  mit  niouatliclier  Frist  snlissig  ist,  falls  der  PicbtCT  den  oofitrsct- 
licheu  Verptiichtungen  nicht  uachkommt. 

e)  IKe  Darstelluug  wäre  übrigens  unvollständig,  wenn  sie  nicht  auch  der  ver* 
schiedeuen  Gesellschaften  Erwähn un|f  thite,  welche  die  Aufgabe  verfolgen, 
grössere  (iutscoraplexe  auf/iikaufeii .  sie  zu  parcelliren  und  an  Kauflustige  weiter 
zu  veräussem,  so  die  Iböi  gebildete  National  Land  Corporation  of  Ireland 
mit  einem  Kapital  von  4  MilL  VfL  SterL  und  die  an  älteren  dieser  Art  flir  Bnglaad 
1881  hinzugetretene  National  Liberal  Land  Companjr  (siehe  Waleker 
a.  a.  O.,  S.  56  a.  Ö7). 
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Literatur  Aber  sieht 

Bei  Bau  wird  die  Arbeiterfinige  in  $  120  e  nur  knn  erihiert  und  vomiegend 

unter  dem  heuto  nicht  mehr  zutn-ffenilen  Gesichtspunkt  eines  etwa  hervortretenden 
L'eberanfjebots  v(»n  ländlichen  Arbeiten».  Roscher  behandelt  den  (lep'enstand  im 
Anschluss  au  Kap.  ii:  „Bäuerliche  Lasteu"  (I)  ebenfalls  nur  knapp.  Der  Verfasser 
hat  bei  der  B(>arbeitiuig  dieaet  AbnchnittH  ausser  diesen  beiden  SehriftiiteUeni 
namentlich  zu  Ilatho  pfezopen:  v.  d.  <!i>ltz,  Die  liindliclie  Arbj'iterfrapre  und  ihre 
Loüong,  1072;  Derselbe:  in  Öchuuberg's  Politischer  Oekonomio,  11,  §  23  ff.; 
Derselbe:  Die  sociale  Bedentang  des  Oerindewesens,  1873;  Derselbe:  Die  Lage 
der  bäuerlichen  Arbeiter  im  Deutschen  TJeich,  1875.  W.  Hamm,  Das  Wesen  und 
die  Ziele  der  Landwirthschaft.  1872,  S.  297  ff.  (i.  Knapp,  Die  Landarbeiter  in 
Knechtschaft  und  Freiheit,  181)1.  K.  Kaerger,  Die  ,  Sachscnpfänfiferei  in  Thiels 
landw.  Jahrbfiohem,  1890,  S.  239  ff.  von  Lengerke,  Die  ländliche  .\rbeiterfra$re, 
1H4'.».  Meit/en.  Der  Boden  etc.  des  IVeii'^s.  Staats,  1868/71.  H.  Bd.,  S.  87  ff.; 
1X1.  Bd.,  436  ff .  Marcard,  lieber  den  Mangel  an  ländl.  Arbeitern,  in  Tliiera 
landw.  Jahrb.,  1874,  8.  207  IF.  F.  Heyn,  Landw.  Probleme  nnd  Fandamentalsfttzef 

1878,  S.  84  ff.  Xobbe,  Zur  ländlichen  Arbeiterfrage,  Vortrags  auf  dem  II.  evanfj^elisch- 
socialen  ('onfrress  in  Berlin,  1891.   Sett«'^'ast ,  Die  Landwirthsclialt  und  ihr  Betrieb, 

1879,  III.  Bd.  Schmoller,  Die  ländlichen  Arbeiterv'erhältnisse  mit  besonderer 
Bfieksicht  auf  ilif  norddeutschen  Verhältuisse,  in  der  Tübinper  Staatsw.  Zeitschrift 
v<»n  1S<;<;.  S.  171  ff.  St'riujr,  Arbeiti'rfra{;e  und  ( '<il(mi>:itioii  in  den  östlichen 
FroviJueQ  l'reuäseus,  1892.  —  Ferner:  Birnbaum,  Das  (jeuossenschattsprincip  iu 
Anwendung  und  Anwendbarkeit  in  der  Ijandwirthschaft.  Böhmert,  Die  OevHnn* 
betheilij'ling',  1878.  H.  Schuhmaclier.  l'tlier  .T.  H.  v.  Th&nen*s  (lesetz  vom 
naturp?miissen  Ar])eitslohn  und  die  Bcdeutuuf^  dies.  »;  (ü-setzes  für  die  Wirklichkeit, 
1869.  Wirmiufxhaus,  Art.  Gewiunbetheilij;un;r  im  Uaiidwb.  d.  St.  W.  Kndlicli: 
Archiv  des  Deutschen  Land  w  i  rt  h  sc  ha  ft  s  ra  t  h  s  Jahr;,'ari;r  1878,  S.  227  tf.; 
1874.  S.  272  ff.:  1875,  S.  188  tr.;  1876,  S.  331  ff.;  1878,  S.  I  tf . ;  1879,  S.  1  ff.; 
18bÜ,  8.  441  ff.;  1891,  8.  411  ff.;  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik 
Bd.  VIT,  1884:  „lieber  die  Bestrafttng  des  Arbeitercontractbrnchs**,  nnd  Bd.  TI:  „üeber 
Betheiligting  der  Arbeiter  am  Unternehmer^ewinn",  von  E.  v.  IM  euer  ii.  a.  - 
Preussens  landw.  Verwaltnn«?,  .\nitliche  Berichte  für  1875  ff. ;  Die  Landwirthschaft 
in  Bayern,  amtliche  Denkschrift,  1890,  S.  53  ff.  Weitere  Literaturansrabeu  im  Text. 
—  In  dem  der Kflrxe  wegen  gewählten  .\usdruck  .,Gesindepolitik''  in  der  Kapitelüber- 
schrift ist  unter  dem  Wort  „  (ii^lndf"  die  (Jesammtheit  der  liiiidHclien  Arbeiter 
verstanden.  —  Bei  Verweisungen  auf  v.  d.  Goltx  ist,  wenn  nichts  audüros  bemerkt 
ist,  immer  die  ersterwähnte  der  obigen  Schriften  gemeint. 
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Abschnitt  1. 
Die  ländliclie  Arbeiterfrage  früher  und  jetzt. 

§  94.  Unfreie  und  freie  Arbeiter.  Einfluss  der  Arbeits- 
verfassung  auf  den  landwirthschaftlichen  Betrieb. 

1.  Unter  den  Productionsfactoren  des  landwirthschafUichen 
Gewerbes  kommt  der  menschlichen  Arbeit,  je  mehr  ein  Fort- 
schreiton von  den  einfacheren  zu  den  kunst?olleren  Betriebssystemen 

stattfindet,  eine  wachsendi^  Bedeutunüf  7Ai  und  das  (iodeihen  der 
Landwirtlischaft  auf  höheren  Culturstufen  hängt  desshalb  zu  piiieni 
guten  Theil  von  der  Art  und  Weise  ab,  wie  das  in  ihr  auftretende 
Arbeits])e<hirfniss  nach  der  quantitativen  und  (lualitativon  Seite 
befriedigt  zu  werden  vermag.  Nach  Settegast  erfordert  ein  Neu- 
morgen Land  (0,25  ha)  bei  der  Kömer-  und  Feldgras wirthschaft 
12 — 20;  bei  der  Fruchtwechsel  wirthschaft  30 — 50;  bei  der  Industrie- 
wirthschaft  60 — 130  Handarbeitstage ;  die  wachsende  Intensität  des 
Betriebs  bedingt  daher,  auch  bei  umfangreicherer  Verwendung  von 
Maschinenarbeit,  einen  steigenden  Bedarf  nach  menschlicher  Arbeits- 
kraft und  ebenso  wachsen,  je  höhere  Anforderungen  der  Markt  an 
die  Beschaffenheit  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse  stellt,  die 
Ansprfldie  an  die  Qualitftt  der  Arbeitsleistung.  £ia  Fortschreiten 
des  landwirthschaftlichen  Betriebs,  ja  auch  nur  die  Behauptung 
einer  einmal  gewonnenen  Intensitätsstufo  ist  daher  ohne  ein  aus- 
reichendes Maass  qu a  Ii  fi  cirtep  Arbeitskräfte  nicht  denkbar. 

2.  Im  Alterthuni  und  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
bis  in  die  neuere  Zeit  beruht  der  landwirthschaftliche  Grossbetriel) 
auf  dem  Arbeitszwang  der  der  Herrschaft  <ler  Vornehmen  unter- 
worfenen Bewohner  des  Hachen  Landes;  Sklaverei,  Leibeigenschaft 
und  das  Fröhnerthum  der  Schollenpflichtigen  Bauernschaft  sind  die 
gesellschaftlichen  Einrichtungen,  auf  die  jener  Grossbetrieb  sich 
stützt;  die  fflr  denselben  geleistete  Arbeit  —  in  Spann-,  Hand- 
arbeitsfrohnden  und  Gesindediensten  bestehend  —  ist  im  Wesent- 
lichen eine  kostenlose,  da  die  arbeitspflichtige  BoTdlkerung  ihren 
Unterhalt  auf  den  angewiesenen  Landstellen  findet  und  die  naturalen 
Verabreichungen  der  Gutsherrschaft  an  das  Zwangsgesinde  sowie 
jene,  welche  etwa  durch  die  Versoigungspflicht  gegenüber  den  alt 
und  gebrechlich  gewordenen  Angehörigen  der  der  Gutslierrschall 
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imtonvorfonon  Landbovölkorunir  sich  ercfobon,  im  VorirU'icli  zu  dem 
wirthsehaftliciu'ii  Werth  der  erzwungenen  Arbeitsleistuiiiren  in  der 
Reirel  nicht  sehr  ins  Gewicht  fallen.  Je  umfangreicher  aber  die 
der  herrschenden  Klasse  zugehörigen  Ländereien  sind,  um  so  mehr 
muss  sich  das  Bestreben  geltend  machen,  jene  Arbeitsverfassung 
durch  immer  stärkere  Heranziehung  der  unfreien  Bewohner  zu  Arbeits- 
leistungen auf  dem  Herrenhof  sehArfeir  aussugestalten  und  umgekehrt, 
je  eher  dies  nach  der  geltenden  Bechtsordnung  gelingt,  um  so 
mehr  wird  die  Politik  der  herrschenden  Familien  auf  eine  wachsende 
Yergrösserung  des  Herrenlandes,  mit  der  das  Ansehen  und  der 
Glanz  dieser  Familien  Hand  in  Hand  geht,  gerichtet  sein.  So 
bedingen  sich  unfreie  ArbeitsTerfassung,  zunehmende  YergrSssemng 
des  Herrenlandes  durch  Legung  von  liauernstellen  und  wachsender 
Dnick  der  organisirten  Zwangsarbeit  gegenseitig  und  die  Ver- 
vollkommnung des  landwirthschaftlichen  Betriebs,  welclie  eine 
grössere  Sumiiu^  mensclilicher  Arbeit  erfordert,  ist  die  unniittell)are 
Veranlassung  zu  weiterer  Häufung  der  den  Unfreien  obliegenden 
Frohnpflicht.  Die  Erschwerung  der  Abzugsfreiheit  durch  strengste 
Ausbildung  der  Schollenpflicht  sichert  dem  Grundherrn  auch  bei 
rigoroseter  Ausnutzung  seiner  Herrschaftsgewalt  den  Verbleib  der 
Pflichtigen  Leute,  auch  wenn  nicht  an  sich  schon  die  mangelhaften 
Communicationsmittel  der  älteren  Zeit,  die  durch  die  Zunfferer- 
&88ung  der  Stftdte  bedingte  Schwierigkeit  der  Uebersiedelung  in 
diese  und  der  Ergreifung  eines  städtischen  Handbewerbs  die  Land- 
beyMkerung  an  die  Stätten  der  Geburt  gefesselt  hätte.  (Vgl. 
g  16  ff.  und  §  24) 

Diese  unfreie  Arbeitsverfassung  der  grundheiTÜchen  Zeit  hängt 
also  mit  der  Ausluldung  des  landwirthscliaftlichen  (Irossbetriebs 
aufs  Engste  zusammen,  ähnlich  wie  die  grossen  Plantagenwirtb- 
schafteu  der  transoceanischen  Länder  mit  ihrem  starken  Arbeits- 
bedarf zur  Einführung  der  Sklavenarbeit  Veranlassung  gaben:  sie 
findet  sich  daher  am  stärksten  ausgeprägt,  wo.  wie  im  Norden  und 
Nordosten  von  Deutschland,  mehr  und  mehr  die  Grundherrscliaften 
Betriebsgrundherrschaften  wurden,  d.  h.  die  ihnen  gehörigen 
Ländereien  in  Selbstverwaltung  nahmen;  sie  tritt  zurflek,  wo  die- 
selben als  Rentengrundherrschaften  im  Wesentlichen  auf  die  Ein- 
hebung von  naturalen  Gefällen  der  grundheirlichen  Bauernschaften 

•)  l'm  so  nu'hr  hatten  freilich  bei  solcher  Laj^e  die  grösseren  nnuernhöfe 
mit  der  ArbcitenintJi  /u  k}iin])f('n.  worülier  für  die  Zeit  im  letzten  Dritt»']  de^  voriprcn 
Jahrhunderts  üauäiuauu,  Die  Urundeutlastunjj  in  Bayern,  1892  I^IS.  ÖU, 51)  berichtet. 
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sich  beBchrftnkten  und  nur  einen  kleinen  Theil  des  grundherrlichen 

Gebiets  selbst  bewirthschafteten,  wie  im  mittleren  und  südlicbeii 
Doutscliland  und  in  einem  trrossen  Theilo  von  Frankreich;  sie  ver- 
schwindet am  früh«»steii.  wo  die  rechtliche  Entwicklung-  dazu  führt, 
dass  die  fj^undherilichen  Geschlechter  ein  seihst  erhliclies  Xutzuns'S- 
recht  der  einijesessenen  Bauernschaft  nicht  mehr  anzuerkennen 
brauchen,  das  Nutzunixsrocht  vielmehr  zu  einem  reinen  Pachtverhält- 
niss  wird  und  der  (irundherr  nunmehr  als  wirklicher  Gutseigenthümer 
lediglich  einem  Stand  von  P&chtem  sich  gegenüber  befindet,  so  dass 
die  gegenseitigen  Beziehungen  rein  Tertrsgsmässige,  in  der  Abführung 
▼on  Pachtschillingen  sich  äussernde  werden;  wie  dies  x.  B.  der  £nt^ 
wicklungsgang  in  England  war,  wo  desshalb  auch  eine  eigentliche 
Ablösungsgesetzgebung  wie  auf  dem  Continent,  wenn  man  von  der 
Ablösung  der  Zehnten  und  ähnlicher  auf  den  copyholders  ruhenden 
Lasten  absieht,  nicht  Platz  zu  greifen  brauchte  (§  29,  S.  151  ff.) 

3.  Welche  Erwägungen  zu  der  Beseitigung  der  unfreien  Arbeits- 
verfassung geführt  hahen,  ist  an  an(h'rer  Stelle  erörtert  worden 
(sj  11),  Zitf.  1,  24);  hier  kann  es  genügen,  kurz  darauf  zu  verweisen, 
(lass  die  grosse  umwälzende  (lesetzgel)ung,  die  das  Verhältniss  des 
Gutsherrn  zu  seinen  Arheitern  in  ein  freies  Yertragsverhält- 
niss  umgestaltet  hat,  nehen  politischen  und  socialen  Erwägungen 
auch  auf  solchen  des  Tolkswirthschaftlichen  Productionsinteresses 
beruhte,  weil  eben  die  erzwungenen  Dienste  der  frohnpilichtigen 
Bauernschaften  immer  weniger  den  Anforderungen  qualificirter 
Arbeit  gentigten  ^.  Die  Arbeitskraft  der  ländlichen  Bevölkerung 
war  mit  der  DurchfOhrung  des  Befreiungswerks  fttr  die  Produdions- 
zwecke  Dritter  nunmehr  nur  im  Wege  der  Vereinbarung  und  gegen 

Vgl.  hienvopren  auch  Knapp,  a.  e.  O.,  S.  69  fF. 

Wie  sehr  dio  Zwangrst'rohnpflicht  zu  fmcr  extensiven  Wirthschaftsweise  mit 
dem  Gefolge  verhaliuiäämässig  geringer  Produetiuuscitmgiii&se  uöthigte,  ersieht 
man  gut  ans  dem  Wirtiucbaftsbetrieb  der  Abtei  Prfim,  des  Karolingiiehai  Famflifln- 
klosters  in  der  Eifrl  ;im  Ende  des  9.  Jahrhunderts,  hinsichtlicli  dessen  I.nmprecht 
in  den  l'reusg.  Jahrbüchern  (Ö6  S.  Iö3j  mittheilt,  dass  „in  ihm  jährlich,  soweit  eine 
CoB^le  ans  den  Betailangaben  nodi  mSg'lich  itt,  die  Mast  von  etwa  C^fOO  Schweinen 
sowie  die  Aussaat  von  6300  Scheifeln  Getreide  vorgesehen  war;  1600  hdnge  Hufen 
gehörten  zu  ihm,  von  welchen  jährlich  125000  Fri)lintafre  auf  die  Aecker  der  Abtei 
geleistet  wurden,  und  allein  die  Kinnahme  an  Zin^iern  betrug  jährlich  &>tück. 
Es  rind  Zahlen,  wie  man  sie  heute  anlstellen  wflrde,  um  etwa  eine  kleine  Stadt  sn 
yerpro\iautiren.  l''nd  der  Erfolc:  im  \).  .Jahrhundert?  Die  Eniähmug  von  im  Hanzen 
etwa  180  Mönehen,  von  denen  100  zugleich  Priester  waren,  und  die  Itewahrnnfr 
und  Behauptung'  einer  Bildung,  welche,  nach  den  erhaltenen  Schriftstellerin  heu 
Elaboraten  der  guten  Mönche  des  9.  Jahrhunderts  zu  urtheilen,  eine  auch  für  diese 
Zeit  niclit  jrerade  iiherscliwan;,''litlie  war.  fUeiehwohl  kann  kein  Zweifel  sein,  das.«« 
die  Trümer  Zustände  ganz  gewoluiüche,  die  \'erwenduug  der  abteilichen  Mittel  eine 
noimale  und  gewisaei&afte  war*. 
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entsprechende  Vergütung:  erhältlich;  wie  die  Industrie  und  das 
Handwerk,  so  war  nunmehr  auch  der  rmtsherr  zur  liefriedii::ung 
seines  landwirthschaftlichen  Arheitsbedürfiiisses  auf  (h'u  von  kein»*n 
einseitigen  Herrschat'tsverhältnissen  beeintlussten  Arbeitsniarkt  an- 
gewiesen; die  Auslöhnung  der  im  freien  "Wettbewerb  sich  anbieten- 
den und  einsustellenden  ländlichen  Arbeitskräfte  bildete  also  von 
jetzt  ab  einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  Kosten  des  landwirth- 
schaftlichen Betriebs  und  die  Bentabilität  des  letzteren  hing  dem- 
zufolge zu  einem  namhaften  Theil  auch  ¥on  dem  Aufwand  für  die 
in  Dienst  genommenen  freien  Arbeiter  und  dem  Yerhftltniss  ah,  in 
welchem  der  thatsächliche  Arbeitseffect  zu  dem  bestrittenen  Arbeits- 
aufwand sich  im  gegebenen  Fall  stellte.  Ein  Mangel  an  Arbeits- 
knlften  im  Vergleich  zu  der  Grösse  des  zu  bewirthschaftenden 
Aii'als  o«lt  r  ciut'  Steigerung  der  Lohnansprüche  der  eingestellten 
freien  Arbeiter  bei  gleicher  Arbeitsleistung  oder  gar  ein  zeitliches 
Zusaniinentallen  böherer  Lohnsätze  mit  sinkenden  Verkaufspreisen 
der  landwirtlischaftlichen  Markterzeugnisse  waren  Tbatbestände, 
mit  denen  mit  Einführung  einer  freien  Arbeits  Verfassung 
auf  dem  flachen  Lande  der  selbstwirthschaftende  ehemalige  Grund- 
herr nunmehr  emsthaft  zu  rechnen  hatte.  Und  je  grösser  die 
selbsthewirthschafteten  Ländereien  waren,  um  so  stärker  erwies 
sich  die  Einwirkung  des  Factors  Arbeit  auf  die  Gesammtgestaltung 
der  Betriebsergebnisse,  um  so  empfindlicher  machte  sich  jede 
Störung  auf  dem  Iftndlichen  Arbeitsmarkt  geltend,  sofern  sie  — 
in  der  einen  oder  anderen  der  oben  erwähnten  Bichtungen  — 
betriebshemmende  oder  kostenTertheuemde  Folgen  nach  sich  zog. 
Je  beweglicher  femer  die  Bevölkemng  des  flachen  Landes,  gerade 
auch  in  Ansehung  jenes  Tbeils  derselben  wurde,  der,  mangels 
eiitsprecbenden  eiirenen  Besitzes,  auf  die  Arbeit  in  fremden  Dienst 
angewiesen  ist.  d.  h.  je  mehr  die  einer  belie]»igen  Verwerthung 
der  eigenen  Arbeitskraft  entgegenstehenden  Schranken  des  alten 
Polizeistaats  fielen  und  die  modernen  socialen  Freiheitsrechte 
(Freizügigkeit,  grundsätzliche  Freiheit  der  Niederlassung  an  jedem 
Ort  etc.)  in  Verbindung  mit  der  Vermehning  und  Verbilligung  der 
Communicationsmittel  dem  Abstrom  der  Bevölkerung  von  dem  flachen 
Lande  nach  den  städtischen  Mittelpunkten  gesteigerter  Erwerbs- 
thätigkeit  Vorschub  leisteten,  in  einer  um  so  schwierigeren  Lage 
konnte  und  musste  unter  Umständen  der  Grossgrundbesitz  gerathen, 
dessen  Händen  die  alte  patriarchalische  Gewalt  entglitten  war  und 
der  nunmehr  mit  der  Möglichkeit  rechnen  musste,  die  Sicherung 
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seines  Arbeitsbedarfs  in  Wettbewerb  mit  städtischen  Löhnen,  d.  h. 
mit  vergleichsweise  hohen  Opfern  herbdsufllfaren. 

Von  diesen  Rückwirkungen  einer  freien  Arbeitsverfassung  im 
(iebiete  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  bliel»eii  selbstredend 
uucli  die  mittleren  und  kleineren  Betriebe  nicbt  unberührt:  ohne 
dass  indessen  bei  ihnen  der  Arbeitslactor  di(>selbe  eniptindliebe  Rolle 
wie  bei  grossen  riütern  spielt,  da  sie  nicht  wie  diese  durchwe«^ 
Iremder  Arbeitskräfte  zur  Bewältigung  der  landwirthschaftlichen 
Verrichtungen  bedürfen,  da  vielmehr  bei  ihnen  zum  mehr  oder 
minder  grossen  Thcil  die  vorkommenden  Geschäfte  durch  den 
Wirth  und  seine  Angehörigen  selber  bewältigt  zu  werden  ver- 
mögen. Es  hängt  hiermit  zusammen,  dass  die  unzweifelhafte 
üeberlegenheit,  welche  den  grossen  Gfitem  in  der  Bogel  —  ab- 
gesehen von  der  besseren  fachlichen  Durchbildung  ihrer  Inhaber  — 
gegenflber  den  mittleren  und  kleineren  Gütern  schon  vennöge  der 
stärkeren  Kapitalkrafk  zukommt  (§  69  Ü.)  durch  die  nngttnstigere 
Stellung  jener  zum  Arbeitsmarkt  mitunter  beeinträchtigt  wird:  und 
dass,  wenn  die  Beschaffung  tüchtiger  ti*'ni<ler  Arbeitskräfte  gegen  er- 
schwingliclie  Löhne  zeitweise  auf  Ix'sondere  Scliwierigkeiten  st^.s^t 
—  wie  in  den  Zeiten  grossen  industrii'llen  Aufschwungs  —  die 
kleineren  Betriebe,  selbst  bei  mangelhafteren  Betriebsweisen,  doch 
mfigliclierweise  besser  wie  jene  prosperireu.  Ja,  wo  die  Schwierig- 
keiten der  Arbeitsbeschaffung  chronische  zu  werden  drohen  und 
selbst  die  umfassende  Zuhilfenahme  der  Mensclien kraft  ersparenden 
Maschinenarbeit  das  Arbeiterdeficit  nicht  zu  beseitigen  vermag, 
können  sich  die  grossen  Oflter  wohl  gar  vor  die  Alternative  ge- 
stellt sehen,  entweder  eine  an  sich  unzeitgemässe  Rfickkehr  zu 
extensiven  Wirthschaftsweisen  zu  vollziehen  oder  aber  eine  Auf- 
theilung  der  grossen  Betriebseinheiten  in  eine  Anzahl  kleinerer 
vorzunehmen,  wenn  anders  der  Besitz  ohne  Bedrohung  der  Ver- 
mögenslage der  Besitzer  soll  behauptet  werden  können,  für  welche 
Vorgänge  es  an  Beispielen  aus  neuerer  Zeit  wohl  in  keinem  Lande  fehlt, 

4.  \'orsclia\uMi(it'  Betrachtungen  der  vorerwähnten  Art  mussten 
schon  bei  Inangrillnahnie  des  bäuerlichen  Befreiunirsworks  mit 
einer  gewissen  Stärke  in  den  Gegenden  des  vorherrschenden  (iross- 
grundbesitzes,  also,  was  Deutschland  anlaugt,  in  den  nördlichen 
und  östlichen  Provinzen  sich  geltend  machen,  und  es  ist  unzw^eifel- 
haft,  dass  die  unserem  modernen  socialen  Bewusstsein  befremdliche 
Richtung,  welche  die  Preussische  Ablösungsgesetzgebung  seit  dem 
Jahre  1816  einschlug«  ganz  vorwiegend  Bflcksichten  der  nachhaltigen 
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Versorgunc:  dt'r  in  diesen  Provinzen  vorhandenen  Grossirilter  mit 
Arbeitskräften  entsprungen  ist.   (Siehe  S.  128  ff.)       Von  der  An- 
schauung geleitet,  dass  im  Gebiete  des  freien  bäuerlichen  Besitzes 
Arbeitskräfte  für  den  landwirthschaftlichen  Grossbetrieb  nicht  mehr 
genügend  zur  Verfügung  stünden,  und  in  der  Meinung,  dass  zu 
solcher  Arbeit  nur  landlose  Elemente  sich  drängen,  schloss  man 
die  nicht  spannf&higen,  d.  h.  die  kleinen  bäuerlichen  Stellen  von 
der  „B^gulirung*'  aus,  gestattete  deren  Einziehung  zu  Gunsten 
des  Herrenlandes  und  die  Umwandlung  ihrer  ehemaligen,  aller- 
dings  meist  mit  schlechtem  Besitzrecht  ausgestatteten  bäuerlichen 
Inhaber  in  eigenthumslose,  auf  dem  Outshof  angesetzte,  mit  ge- 
wissen Naturaldeputaien   ausgestattete   Gutstagelöhner,  die, 
wenn  sie  fernerhin  leben  wollten,  ihre  Arbeitskraft  nach  wie  vor 
den  Gutsherren  zur  Verfügung  stellen  nmssten.    Der  verlnümiiiss- 
volle  Irrthuni  dieser  für  den  Augenblick  die  befürchtete  Arbeitsnoth 
beseitigenden  ( icsetzgebungspolitik,  die  aus  Inhabern  kleinbäuer- 
liche Stellen  „frohnhelastete  Xutzniesser"  des  Gutshofs  gemacht 
und  eine  im  Wesentlichen  „proletarische  Arbeitsverfassung**  ge- 
schaffen hat*),  lag  in  der  Annahme  einer  Constanz  dieser  ander- 
weiten  kOnstlichen  Besitzverhältnisse,  die  indess  mit  dem  Eintritt 
der  obenerwähnten  modernen  Bechts-  und  Yerkehrsgestaltung  mehr 
und  mehr  Einbusse  erlitt;  lag  in  der  ünterschätzung  des  mit  der 
Zeit  erwachenden  socialen  Bewusstseins  auch  dieses  Theils  der 
Landbevölkerung,  bei  der  das  Gefühl,  dauernd  in  abhängiger 
Stellung  sich  zu  befinden,  schwerer  wog  als  das  Bewusstsein  einer 
leidlich  gesicherten  materiellen  Lage;  lag  endlich  in  der  Nicht- 
voraussicht  des  im  lel/tcn  Drittt'l  des  Jahrliunderts  in  wachsen- 
dem Maasse  sich  ahsiiit'len<len  Vorgangs,  dass  diese  zu  Gutstage- 
löhnern  s.  Z.  herabg<Mlrückten  Kleinhauern   die  Hc/ieliungcn  zur 
Heimath  lösen  und  alljährlich  ein  Haupteontingent  der  Auswande- 
rung stellen  würden,  um  anderwärts  eine,  wenn  noch  so  bescheidene 
und  selbst  ärmliche,  aber  selbstständige  Lebenshaltung  zu  begründen. 
Die  im  Anfang  des  Jahrhunderts  im  Norden  und  Nordosten  von 
Deutschland  im  einseitigen  Interesse  der  grossen  Gutsherrsehaften 
erfolgte  Lösung  der  Arbeiterfrage  hat  daher  dauernd  befriedigende 
Verhältnisse  nicht  zu  begrQnden  vermocht,  wie  bereits  froher  an- 
gedeutet wurde  (S.  124;  S.  395  £)  und  es  gehört  zu  den  wichtigsten 
Aufgaben  der  modernen  Agrarpolitik,  in  diesen  Gebieten  eine 

*)  V^M.  aiu'ii  V.  (1.  (iolt/ .  Die  ländi.  Arbeiterfrage,  S.  6  ff. 
*)  Knapp,  a.  a.  U.,  S.  bU  If. 
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Lösung  der  ländlichen  Arbeiterfrage  herbeizAiführen.  bei  welcher 

den  pJo^^soll  Gütern  die  Deckung  des  Arboitsl)edarfs  in  einer 
befriedigenderen  Weise  als  seither  ermöglichst  erscheint. 

Aber  auch  ausserhalb  des  Gebiets  des  Grossgrundbesitzes 
haben  sich  die  ländlichen  Arbeiterrerhftltnisse  seit  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  vielfach  ungflnstiger  gestaltet,  insofern  seit  dieser  Zeit 
ein  starkes  Abströmen  der  kleinen  Leute  in  die  Städte  zu  beobachten 
ist,  die  Industrie  mehr  und  mehr  ihre  Betriebsstätten  auf  das  flache 
Land  hinausverlegt  imd  daher  selbst  in  dichtbevölkerten  Gegenden 
die  Liindwirthe  Mühe  haben,  tüchtiges  Gesinde  und  Tagelöhner 
auch  bei  Bewilligung  hölioror  Löhne  sicli  zu  sichern.  In  dor  Laiid- 
wirthscliaft,  hA  dt-ren  Betrieb  ungeheuere  Werthe  in  wonigtMi  Tagen 
verloren  gehen  kriimen,  wenn  die  rechtzeitige  Vornahm«'  der  Ar- 
beiten, wie  namentlicli  zur  Krntezeit,  Mangels  der  erford»'rlichen 
Arbeitskräfte,  auf  Schwierigkeiten  stösst,  muss  aber  die  Unsicher- 
heit der  Deckung  des  Arbeitsbedarfs  fast  noch  folgenschwerer  sich 
geltend  machen  als  in  der  Industrie,  die  eher  in  der  Lage  ist,  den 
Froductionsprocess  den  verfOgbaren  Arbeitskräften  anzupassen. 
Jeden&Us  werden  die  vorstehenden  Bemerkungen  genügen,  die 
wachsende  ländliche  Bedeutung  des  Froductionsfactors  „Arbeit*^  im 
landwirthschafüichen  Betrieb  zu  kennzeichnen  und  es  darf  nicht 
befremden,  dass  bei  der  Erörterung  agrarpolitischer  Fragen  am 
Ausgang  dieses  Jahrhunderts  die  Lösung  der  ländlichen 
Arbeiterfrage  mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund  gerückt 
erscheint. 


§  95.  Die  ländliche  Arbeiterfrage  der  Gegenwart 

1.  Die  Trsaclien  der  Erscheinuni^,  dass  ungeachtet  der  seit 
Deor'nnien  zu  beol)achtentlen  Steigerung  der  Löhne  auf  dem  Hachen 
Lande')  so  sehr  ein  "Mangel  an  z  uverlässiire  n,  tüchtigen 
Arbeitskräften  sich  geltend  macht,  sind  fast  überall  die  gleichen: 
es  ist  die  körperlich  minder  anstrengende  Beschäfliginig  in  den 
Fabriken  oder  im  stadtischen  Gesindedienst,  die  ungebundenere 
Lebensweise  daselbst  und  der  Beiz,  den  das  städtische  Leben 
und  seine  der  Unterhaltung  dienenden  Anstalten  ansähen,  was 
immer  von  Neuem  alljährlich  Tausende  von  jungen  Leuten  beiderlei 


')  Vgl.  darflber  die  Aosftllmmgen  unter  §  96. 
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Geschlechts  der  Ar])eit  in  der  Landwirthschaft  entfremdet Im 
Zusammenhanir  damit  steht  der  leidige  häufige  Wechsel  im  (ipsindr- 
uiid  Halbgesindedienst,  zumal  beim  Mangel  an  zum  (iesindtMiionst 
tauglichen   Personen   der   Wiedereintritt  in  ein   anderes  Dienst- 
verhältniss  regelmässig  unschwer  sich  bewerkstelligen  lässt.  Ganz 
allgemein  ist  die  Klage  von  Seiten  der  ländlichen  Arbeitgeber, 
dass  das  das  Gesinde  erfüllende  Bewusstsein  einer  gewissen  ünent- 
behrlichkeit  die  Lohnansprüche  ins  Ungemessene  zu  steigern  und 
eine  wachsende  Unbotmftssigkeit  und  Widergpenstlgkeit  zu  zeitigen 
drohe,  welche  gleichwohl  die  Dienstherrschaften  meist  ruhig  hin- 
nehmen mfissten,  da  ein  strenges  Begiment  sofort  mit  Eflndigung 
des  Dienstes  beantwortet  werden  wflrde.   Sehen  sich  im  Hinblick 
auf  solche  Verhältnisse  viele  Landwirthe  genOthigt,  die  Zahl  des 
zu  haltenden  Gesindes  auf  das  Nothwendigste  einzuschränken  und 
sich  mit  der  Einstellung  unständiger  Tagel^^hner  zu  behelfen.  so 
wird  gerade  auch  diesen  gegenüixT  von  Seiten  der  Arbeitgeber  über 
eine   steigende  Unzuverlässigkeit  in  der  Einhaltung  der  ül)eniom- 
menen  Arbeitsverpflichtungen.  über  die  Praxis  willkürlicher  Entfer- 
nung aus  dem  Arbeitsverhältniss  und  der  Anknüpfung  anden^'eiter 
Dienstbeziehungeu  laute  Klage  geführt.    Dabei  befinden  sich  die 
Arbeitgeber  gerade    den  unständigen  Arbeitskräften  gegenüber 
schon  desshalb  in  einer  besonders  schwierigen  Lage,  weil  der 
Arbeitsbedarf  in  den  einzelnen  Zeiten  des  Jahres  wechselt,  nämlich 
im  Winter  meist  ebenso  auf  ein  Minimum  zusammenschrumpft, 
als  er  zur  Erntezeit  ungewöhnlich  sich  steigert,  wenn  anders  die 
Emtearbeiten  ohne  grossen  Schaden  in  richtiger  Beihenfolge  und 
unter  bester  Ausnutzung  der  Witterungsverhältnisse  sollen  vor* 
genommen  werden  kOnnen. 

In  die  unTortheilhafteste  Lage  sehen  mehr  und  mehr  die 
Lanthvirthe  in  jenen  Gegenden  sich  versetzt,  in  denen  die  Tage- 
löhner aus  den  besitzlosen  Elementen  der  Landbevölkerung 
rekrutirt  werden  nulssen,  weil  diese  nichts  hindert,  ihre  Arbeits- 
kraft an  von  ihrem  zufälligen  Wohnort  beliebig  weit  gelegenen 
Arbeitsstätten  zu  Markte  zu  tragen;  während  wo  die  Tagelöhner 
grundangesessen  sind,  d.  h.  ein  eigenes  Haus  nebst  etwas  Land 
besitzen,  der  beliebigen  Ortsveränderung  Schranken  gesetzt  sind 

')  In  der  fransös.  Agrarenqudte  von  1879/80  wurde  das  Abströmen  der 

!  iiidlichen  Elemente  in  die  Städte  auch  mit  der  privilegirten  Stellung  der  Industrie 
durch  Schutzzölle,  welche  die  Cicwährun«^  höln  rt  r  Löhne  emiöjjlichc,  und  mit  der 
ansserordentlicheu  Ausdehnung  der  grossen  ullcntlichen  Arbeiten  im  Uebiete  des 
Terkdurtweseu  in  Znsaauiienhiiig  gebracht. 
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und  ohnedies  die  ErfahniiiLr  lehrt,  dass  die  kleinen  Leute  in  dieser 
Lacre  lieber  in  der  Nähe  ihres  Wölinorts  als  entfenit  von  dem- 
s»'lbtMi  der  Oeleeenheit  zum  NelM'in  »-rdienst  nachgehen.  Diese 
Tbatsaehe  iriebt  d»'nn  auch  einen  )»edeutsamen  Finsrerzeiir  für  die 
Bestreluinireii  zur  Besserung  der  ländlichen  Arbeitenerhältniäse: 
noch  wirkimgÄVoller  aber  predigt  in  derselben  Richtung  das  Ueber- 
greifen  der  ««ooialdemokratischen  Bewegung  auf  das  flache  Laad, 
welche  den  denkbarsten  Nährboden  überall  da  finden  wird,  wo  der 
Arbeiter  der  festen  Beziehungen,  wie  sie  der  Besitz  eines  eigenen 
bescheidenen  Heims  gewfthrt,  entbehrt  und  wo  er  eben  desshalb 
für  das  Gift  der  soeialdemokratischen  Lehren,  welche  Hass  und  Neid 
gegen  die  Besitzenden  predigen,  besonders  empfänglich  erscheint 

.Vum.  aj  Die  Jahresberichte  der  lamivvirtli>f  hiiitlu  lu'ii  (  «  ntralvereine  Deutsch- 
lands nnd  Oesterraicbi  der  leisten  10  Jahre  sind  in  wachsendem  Maasse  mit  Klagen  ttlMr 

die  zu  n  eh  m  f  II  d  f  A  rbfi  t  f  rii  n  t  h  aufdt  in  riaclu'n  Laiidf  jr»'fiillt.  Beispielsweise  heiart 
M  in  dem  von  Geu.-Sec.  v.  Mendel  vertaüüten  Jahreüber.  für  die  Pr.  Prov.  2>aclia#n 
für  1991 :  ^Am  drflckendtlen  madit  dch  der  Mangel  an  tftchtigt>n  Avbeitskfftften  nster 

den  Dienstlniten  geltend.  Weibliche  Personen,  welche  Kraft  und  Lust  haben, 
ant"  iltni  Land»-  Ailicit  zu  nehmen.  «liiid  iti  diiii  {rrtissteii  Theil  der  Provinz  üh.-r- 
iiaupt  niihi  zu  liudeu"  ^5>.  1).  Uud  aji  eiuer  audereu  Stelle  «S.  9)  wird  aus  dem 
Vereinsbexirk  Queis  folgendes  Stimmungsbild  mitgetbeilt:  .Arbeitseinstellnngen  lind 
fortwiihrt  nd  vor^ekommt  ii.  f 'ontrartliriirlie.  haupt^achlit-h  dt  r  jünge n  n  Arix  iti  r.  sind 
au  der  Tagesordnung.  Wenig  uud  bequeme  Arbeit  bei  hohem  Lohn  uud  Icurser 
Arbeitszeit  wird  verlangt,  ^gt  sich  dann  der  Arbeitgeber  nicht*  so  erhAlt  er 
Niemanden  nnd  macht  seine  Arbeit  allein.  Sittlichkeit  nnd  Moral  ist  längst  tnx- 
srlivvunden.  Kinc  Herrschaft,  wi-lcli»-  ikhIi  auf  ( ►rdninijr  ntid  zum  Heis-piel  auf 
Kirchenhcüuch  lialt,  bekommt  überhaupt  keiue  Leute,  tnter  diesen  l'mstaudeu  ziehen 
es  viele  Landwirthe  vor,  zu  verkanfen  oder  an  ▼erpachten.'*  Dass  bei  solchen 
Auslassungen  doch  auch  nicht  si  Itcn  in  nnperechter  Weise  peneralisirt  wird.  dürfTe 
ebenso  feststehen,  wie  nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  die  Arbeitgeber  von  sich  au& 
Manches  dazu  beitragen  können,  der  vielbeklagten  ArbeitercalamitAt  die  gefahrlichsten 
Spitaen  abzubrechen,  wobei  auf  die  späteren  Darlegungen  zu  ven^eisen  ist.  Wie 
denn  auch  Sdimoller  meint  fiui  Preuss.  Laudesökonomiecollc-rium  von  18lM, 
Thiers  laudw.  Jahrb.,  XX.  lid.,  Ergzgsbd.  III,  S.  2dü),  man  dürfe  nicht  übersehen, 
«dass  hinter  dem  Unangenehmen,  was  dem  Ontsbesitaer  nnd  üntemehmer  heute  am 
Arbeiter  berülirt,  doch  auch  .  .  .  lierechlijrle  Ziele  und  fortschreitende  heilsame 
Tendenzen  stehen.  Das  Stn  bcn  (h  r  unteren  Klassen  nach  grösserer  Selbstständigkiit, 
nach  Uuabhaufriy'keit.  nach  eitrcnem  llesitz.  nach  grösserer  Anerkennung,  nach  etwa» 
grösserem  Leln  iis^M-nuss,  alle  diese  Hesirebunp-u  sind  zweifellos  berechtigt,  heilsam 
und  seihst  (b  r  All;r»'iiit  inlii  it  niit/.lich .  obwohl  sie  zunächst  di  ui  landwirthschaft- 
licheu  Luternehnier  nur  die  unangenehme  Aussenseite  der  Widersetzlichkeit,  der 
schwierigen  Behandelbarkeit  zeigen,  unter  der  er  an  leiden  hat;  wir  dfirfen  nicht 
▼ergessen,  dass  ihr  Beirehren  nicht  so  falsch  ist,  wie  es  demjeniirt  n  ci  seheiut ,  d<-r 
im  Moment  unter  dem  Wepciehen.  der  Lohnforderung  und  auch  unter  Brutalität  und 
Contractbrucli  leidet".    Aehnlieh  Seriufr  im  deutschen  Landwirthschaltsrath  18i>2. 

b'  A  1»  wand  erun  ir  vom  flaclien  Land  in  die  Städte.  Zwischen  1H71  und 
188Ö  hat  zwar  die  Bevölkerung  der  Laudorte  (^weniger  als  2U00  Einwohner;  im  Ganzen 
nicht  abgenommen,  es  ist  aber  das  Wachsthum  der  Stadtbev0lkemng  (fiber  2000  Ein- 
wohner) ein  sehr  viel  stärkeres  in  diesem  Zeitraum  p'wesen  und  <'s  haben  sogar 
zwischen  1HH\  nnd  ISHä  die  Landorte  absolut  an  Bevölkerungszahl  ab- 
genommen.   Ks  betrug  nämlich: 


Digitized  by  Google 


Abschn.  L  §  96.  Die  läudUche  Arbeiterfrage  der  Gegeuwart. 


557 


die  Stadt- 

die  Laiid- 

berOlkenuig 

7. 

bevölkerung 

V. 

1.  Beoember  1871 

.  .  14790796 

824 

26219368 

67^ 

„  1875 

.  .  16657172 

89,0 

2fi  070  1H8 

61,0 

1880  . 

.  .  18720Ö30 

41,4 

2Ü  513  «31 

68,6 

1886  . 

.   .   20  478777 

43,7 

26  376  927 

66,3 

SchtMtlet  man  die  Wohnorte  in  (irossstädte  (mit  mehr  als  1(H)  (MK)  Einw.),  in 
Mittelstädte  (von  20 — lüOÜOO  Einw.j,  Kleinstädte  (von  ö — 20ÜÜU;  .Landstädte  (von 
2000  —6000)  und  mnstigtt  Orte  (unter  2O0O)i  so  ergiebt  sich  seit  1871  folgendes 
Bild.    Es  lebten  vnter  je  100  Einwobnern  des  Deutschen  Beichs: 


1871 

1876 

1880 

1885 

in  Grossstädtt'n 

.  4.S 

6.2 

7.2 

9,5 

„  Mittel^tiulu^u    .  . 

7,7 

8,2 

8,9 

8,9 

„  Kleinstädten    .    *  , 

.  11,2 

12,0 

12,7 

12,9 

„  Lumlstadtcn    .    .  , 

.  12.4 

12,6 

12,7 

12,4 

„  anderen  Orten .  . 

.  63,9 

61,0 

58,6 

66,3 

Das  aus  dieser  l  eberaieht  ersichtliche  iil  i  rnuissi^o  Auwachsen  der 
firossstädte  ist  vieUach  nur  zu  {jerinprerem  Tht  il  aut"  den  Geburtsübersch  uss. 
zum  grossereu  Theil  vielmehr  aut  die  ZuwandtTUug  vom  dachen  Lande  her  zurück- 
xufShren,  wie  denn  in  Berlin  für  1H80/85  von  der  Bevölkernngszunahme  (auf 
1000  Einwohner  31,041  auf  den  Geburtsulx-rsrluis^  nur  10.01%-  «luf  den  (Jewinn 
durch  Wanderung  aber  21,047«  entfällt,  äcit  1880^80  haben  aui  dem  Wege 
des  Berölkemngsanstaasches  innerhalb  Deutschlands  d.  h.  durch  Znsng  oder 
Abwanderung  gewonnen  beanr.  verloren: 


8tadt  Berlin  .  . 
Hamburg  ... 
Bremen  .... 
Lftbeck  .... 
ShiaSB«  Lothringen 
Brannschweig  .  . 
Sachsen  .... 


Gewinn 

in  "  y  der 
Bevölkerung 

.  47,76 

.  36,10 

.  28,02 

.  17.17 

.  6,86 

.  6,00 

.  4,40 


etc. 


Verlast 

in  °  „  der 
Bevölkerung 

Waldeck   23,84 

Mecklenburg- Strelits.   .   .  18,04 

Mecklenburg<Schwerin  .   .  8,88 

Ostpreussen   8,05 

Pommern   7,78 

Posen   6,92 

Provinz  Sachsen  ....  6,91 

Schleiden   6,64 

etc. 


£ine  mit  starken  Verlusten  verbundene  Abwanderung  weisen  danach  vor 
Allem  —  neben  den  beiden  Mecklenburg  —  die  östlichen  preussischen 

Provinzen  auf,  obwohl  diese  zu  den  dünnbevölkertsten  Oegendeu  Deutschlnuds 
zählen,  wobei  wej^en  diesi>r  (iründe  der  Krseheinunp  auf  das  früher  (lesagle 
(S.  124;  S.  395  ff.  .S.  Ö36;  zu  verweisen  ist.  i  ur  dif  Periode  1885  89  ergiebt  sich 
folgendes  Bild: 

Verlust  durcli 
Wanderunj;  IKSö  iM) 


Zahl  der 

In  "  o  des 

Köpfe 

Qeburteu- 

fiberschuases 

.    .   132  586 

100,6 

i<1<  Mecklenburg  .   .  . 

.   .  2«n()9 

89.0 

8ö,6 

.    .  99144 

79,6 

76,8 

.    .    127  209 

53,1 

76,7 
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Verl  ust  durch 
Wanderung  ISS."»  'H) 


Zahl  der 
Köpfe 

In  7«  des 

(u'l)urtfn- 
überscUuMMS 

Sclileswig- Holstein  \ 
Haunt)Vt'r- Oldenburg  i     •    •  • 
ßraunschweig  

Mitteldeatsche  Kleuutaaten  .  . 

4056 

21  3.i7 
27  121 
8188 
229tö 

öv7 

12,4 

15.2 
12,2 
20,9 

83671 

18.6 

KIsass-I.othrinjjen  

9224 
41844 

17  528 
i:}  H>5 
1lMM8 
5(>W38 

■J  s:?7 

22,6 

23,6 

25.2 
28,8 
57,9 
128,9 

8a.  bzw.  DurchscUiütt  vou  Uruppe 

I,  n  IL  m 

1Ö4444 
887274 

60,7 
48,8 

Utiwiuu  durch 
Wandemnir  1885/90 

Zahl  der 
Köpfe 

In  7o  des 
Geburten- 
überschusses 

Bt-rlin  

185429 
Ö9125 
86588 
78260 

45898 
37  243 

237,4 

424 
211,0 

32,0 
14.3 
19,9 

492478 

48,8 

Zu  der  vorstehenden,  von  Professor  Serinp-l^erlin  dem  Deutschen  Land- 
wlrthschattsrath  lbU2  aU  Auhang  zu  seinem  Kelerat  über  nlunere  Colunisatiuu** 
übersehenen  Uebernehi  (Archiv  Ton  1892,  8.  887/98)  Ifthrte  dertdbe  aas: 
^H40(HKI  Mensrheu  sind  'in  den  5  lahreii  ISHö  IIO)  ans  dem  Apriculturpebiet  ab* 
guwaudert,  öOlXMXj  hat  das  Industriegebiet  aulgeuummen,  der  liest  von  340ÜUO  Köpfen 
ist  ins  Ausland  ge^augen  .  .  .  Wir  sehen  in  eine  Völkerwanderung^  hinein,  welche 
an  Umfang  der  bewegten  ^Sl.-isse  die  vor  IV«  .lahrtanaende  weitaus  in  den  Schatteit 
stellt I  .Teile  der  drei,  Meiisclieii  prodncirenden  (Jrnppen  hat  nnpr«'f^ihr  die  gleiche 
Volks/.ahl,  nämlich  10  -12Mill.  Eiuwuhuer,  aber  zu  dem  grossen  Waiiderzuge  hat 
die  Mitte  nur  einige  80000  Köpfe,  der  Süden  160000  gestellt,  der  Osten  hin- 
gegen nicht  weniger  als  li<K)(K»  .  .  .  Während  in  Folire  der  ühennässi^'-en 
Zuwanderung  in  licrlin,  in  Hamburg  und  den  Industriegegcndcu  die  furchtbarste 
Oeissel  der  Industrie -Arbeiterschaft,  die  Arbeitslosigkeit,  ein  wahrhaft  himmel- 
schreiendes Eleml  vi  rbreitet,  leidet  die  östliche  Landw irthsehaft  unter  zunehmender 
lUutlcere  .  .  und  (hi.>.  in  einer  Zeit,  wo  die  Entwicklung  der  Technik  und  die  Cou- 
curreuz  der  gctrcidcexporiirendcu  Lander  den  eutschlusseusteu  Cebergang  zu 
intensiverer  Caltnr  dringend  erheischt  .  .  .  Dass  aber  kein  anderes  wirkMmps 
Mittel  gegen  die  Kiitvnlkeruiig  vorhainlen  ist,  als  eine  umfassende  Vernudirungr  dea 
ätaoides  der  (inunleigenthünn-r  durch  innere  Colonisation ,  ergicht  sich  aus  einer 
Untersnchong  der  Ursacheu  des  Missbchageus,  welches  ^^  geuwärtig  Hunderttausende 
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zur  Abwanderung  drängt  .  .  .  Ich  sehe  den  letzten  Grund  für  die  oätliche  Ab- 
Wanderung  in  den  phyMiscben  und  ethifclbenllomeiiteii,  welche  die  ipedeUe 

Frage  der  (t»>^»'nwart  überhaupt  geschaffen  hat.  Es  geht  ein  Zug  nach  erliöliter 
ünabhängigkrit  und  Si'lbstständifrkeit  durch  die  Massen,  ein  Dranj;:  nach  höherer 
socialer  Stellung  uud  Achtung  der  l'erüoulichkeit  .  ,  .  Jeucin  Drang  .  .  .  vermag 
die  Arbeitenchaft  im  Ostoi  nicht  Gen&ge  an  leisten  und  das  ist  ^s,  was  gerade 
auch  die  besten  und  energisclisten  von  dannen  treibt  und  den  L.inddistricten  die 
Kxüppel,  die  Greise,  die  Induleuteu  zurücklässt.  Das  Uebel,  welches  den  Osten 
entrölkeii,  ist  der  bi«ite  Abstand,  welcher  den  Arbeiter  vom  Bauemstand  trennt . . . 
diese  Kluft  gilt  es,  durch  eine  planvolle  Cblonisation  zu  überbrücken.**  (Sering, 
a.  a.  (  ). .  S.  373  ff.).  —  Aehuliche  Krscheinunfren  auch  in  anderen  Stauts\Yesen :  In 
Frankreich  betrug  die  Bevölkerung:  der  städtischen  Ortschaften  1872: 
11  234  899,  1876:  11  971  450,  1881:  13096  541:  der  ländlichen  Orte  in  denselben 
Jahren  24  8r)8f)t>2.  24  934  3H4.  24  575  5< Mi.  Die  Statistiqne  atrrieole  de  la  Franee 
eu  1882  (Nancy  1887)  ermittelte:  Tagelöhner  1480  687,  Dieustbuteu  1954  261, 
wobei  gegenüber  1862  dort  eine  Abnahme  von  623067,  hier  eine  soldw  Ton 
141526  sich  ergab;  dabei  ist  aber  au  beachten,  dass  wegen  des  Yerlnstes  von 
Elsass- Lothringen  die  Abnahme  in  Wirklichkeit  eine  kleinere  ist. 

2.  Wenn  die  vorbesprochenen  YerhftltnisBe  des  Iftndlichen 
Arbeitsmarkta  die  Folge  haben  sollten,  die  grossere  Unabhängig- 
keit der  ländlichen  Arbeitgeber  ton  letzterem  sich  durch  eine 
ITeberleitung  des  Betriebs  zu  extensiveren  Wirthschaftsformen  zu 

sichern,  so  wäre  dies  in  einer  Zeit,  in  der  die  Zunahme  der  Be- 
völkening  und  «las  Bodürfniss  der  Boliauptung  der  Unabhängigkeit 
im  Bozug  der  Naliruiigsmittcl  vom  Ausland  zu  hohoror  Intensität 
«les  Bt'tncbs  alle  N'eranlassung  giebt,  doppelt  zu  beklagen;  bevor 
zu  jenem  Mittel  der  Abhilfe  gesciiritten  wird,  wäre  daher  zu  unter- 
suchen, ob  denn  nicht  durch  eine  zweckmässigero  Organisation 
der  landwirthscliaftlichen  Arbeiten  und  durch  die  umfangreichere 
Verwendung  Menschenkraft  ersparender  Maschinen  ohne  Beein- 
trächtigung der  Intensität  des  Betriebs  eine  Minderung  des  Ge- 
sindes und  der  sonstigen  Hilfskräfte  durchführbar  sich  erweist^). 
Solange  femer  in  einzelnen  Gegenden  ein  verhältnissmässig  starker 
Arbeitsbedarf  die  Folge  lediglich  davon  ist,  dass  der  Besitz  in  zahl- 
lose .Tarcellen  sich  zerstdckelt,  entbehren  Klagen  Uber  den  Arbeits- 
mangel auf  dem  Lande  der  relativen  Berechtigung  und  ein  Appell 
an  die  Staatsgewalt  zur  Abhilfe  auf  diesem  Gebiet  wird  mit  Fug  zu- 
näclist  durcli  Verweisung  auf  die  Möglichkeit  der  Selbsthilfe  in 
Form  der  Herbeiführung  eines  geordneten  Zustandes  der  Feldgemar- 
kuncr  durcli  dasMittel  der FeldVtereinigungen  und  ZusammenleLauigen 
beantwortet  werden  nui>s»'n.  In  einem  grosson  Tlieil  des  Südens 
und  Westens  von  Deutöcliland,  ebenso  iu  einer  Keihe  der  Krou- 

'  Vgl.  hieran  Settegaat,  a.  a.  0.,  S.  134  ff.,  und  Kr&mer,  a.  a.  0.,  S.  ^UU  ff. 

und  312  ff. 


5ÜÜ        Kap.  y.  Die  Arbdt  in  landw.  Betrieb  und  die  Oenndepolitik. 


Iftnder  Oesteireicbs,  d.  h.  in  Gegenden,  in  denen  der  bftuerliche 
Besitz  flberwiegt,  enthalten  aus  diesem  Grund  die  Beschwerden 

dber  die  quantitative  Unzulänglichkeit  der  ArbeitskrÄfte  einen 
innern  Widerspnich,  woil  liier  ein  über  das  nötliigo  Maass  ge- 
steigerter Arbeitsbedarf,  der  in  keinem  Verhältniss  zu  der  Grösse 
der  jeweili«?en  Betriei)sfläche  steht,  ohne  zwingende  Noth  fest- 
gehalten wird  und  weil  die  Ursache  der  Arbeitsnoth  weniirer  in 
dem  thatsächiichen  Mangel  an  Arbeitskräften  als  in  dem  F<'st halten 
an  einer  irrationellen  Besitzverfassung  liegt,  die  eine  unwirth- 
schaftliche  Verzettelung  der  Arbeitskräfte  im  Gefolge  hat  und  mit 
der  Herbeiführung  einer  besseren  Planlage  der  Grundstacke  und 
eines  rationellen  Wegnetzes  zu  einem  erheblichen  Theil  sofort 
schwinden  wUrde.  Es  ist  in  dieser  Hinsicht  auf  die  firttheren  Be- 
trachtungen in  diesem  Betreff  zu  verweisen  (S.  311  ff.)i  die  durch 
die  wachsenden  Schwierigkeiten,  denen  die  Festhaltung  guter  Ar- 
beitskräfte auf  dem  flachen  Lande  aus  den  obenerwähnten  Gründen 
in  der  Gegenwart  nun  einmal  begegnet,  eine  weitere  Terstftrkung 
erfahren. 

3.  Es  wäre  übrigens  im  Hinblick  auf  das  oben  (unter  Ziffer  1) 
Bemerkte  sehr  irrig,  wenn  man  für  die  unleidigen  Verhaltnisse 
des  lüiitllichen  Arbeitsmarktes  allein  die  Betriebsunteniehmer  ver- 
antwortlich machen  und  desshalb  jedes  ordnende  Kiiigrt'ifen  des 
Staats  auf  diesem  Gebiet  gnmdsätzlich  ablehnen  wollte;  schon 
der  Umstand,  dass  das  landwirthschaftliclie  (lewerb«»  in  seinem 
Gedeihen  so  wesentlich  von  der  Art  der  Befriedigung  des  Arbeits- 
bedflrfnisses  abhängt,  wird  den  Staat  veranlassen,  nicht  in  die 
Bolle  eines  theilnahmslosen  Zuschauers  der  Vorgänge  auf  dem 
Gebiet  des  Arbeitsmarkts  sich  drängen  zu  lassen.  Doch  sind,  wie 
die  nachfolgenden  Betrachtungen  zeigen  werden,  dem  ordnenden 
Eingreifen  der  Gesetzgebung,  wenn  auch  Manches  zur 
Besserung  der  Verhältnisse  auf  gesetzlichem  Wege  geschehen  kann 
(vgl.  die  97  ff.)  doch  gerade  uui'  diesem  (iebiet  verhältniss- 
mässig  enge  Frenzen  gezogen,  da  eine  Beschränkung  der  allgeni. 
sociiileu  Freilit'it<ierht('  der  irmdliclicn  Arbeiterbevölkerung  selbst- 
redend ausgt'.sfhlosseii  (M">clit»iiit,  und  jede  gesetzliche  Ordnung, 
die  die  ländlichen  Arbeiter  im  Verhältniss  zu  den  im  Ge\v(»rbe  be- 
schäftiLTten  in  Nachtheil  versetzte,  das  Abströmen  von  dem  dachen 
Lande  lediglich  fdrdem  mflsste^).     Der  Schwerpunkt  der 

')  RodbertuB-Jagetzow  (Zur  Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigea  Credit- 
noUi  des  Onmdbesitxes,  1869,  II.  Bd.,  8.  179)  meinte  freiUeii,  nur  die  Bestimnu« 
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Lösung  der  ländlichen  Arbeiterfrage  liegt  daher  in  der 
Herbeiführung  golchor  Boziehiincron  zwischen  den  Arbeitgebern  und 
den  Arbeitern,  welche  den  Verbleib  in  dem  landwirthschaftlichen 
Gewerbe  den  letzteren  erwünscht  erscheinen  lassen:  in  der  wirth- 
schafUichen  und  sittlichen  Hebung  auch  dieses  Theils  der  Be- 
Tdlkeruug;  in  der  allmählichen  Anbahnung  einer  gewissen  Inter- 
essengemeinschaft zwischen  beiden  Parteien,  die  der  häufigen 
Losung  der  eingegangenen  Vertragsbeziehungen  von  selbst  wider- 
strebt: in  dem  Hinwirken  auf  Schaffung  von  Wohlfahrtsoinrich- 
tungen  auf  dem  Hachen  Lamh'.  an  <lenen  es  im  Gegensatz  zu  den 
Stätten  entwickelter  Industrie  vielfach  noch  sehr  gebricht;  wäiirend 
durch  <lie  Mittel  der  Polizei  (riesindepolizei)  zwar  die  gröbsten 
Auswuclise  möglie-herweise  sich  heseitiizen  hissen,  niemals  aber  ein 
Stumm  zuverlässiger  Arheiter  sich  schallen  lässt;  wie  ebenso  auch 
der  waclisenden  Hewegliciikeit  der  ländlichen  Arbeiterschaft  nicht 
wohl  auf  polizeilichem  Wege  (rechtliclie  Unterbindung  der  Frei- 
zügigkeit), sondern  nachhaltig  und  mit  Aussicht  auf  dauernden 
Erfolg  nur  durch  eine  richtige  Landpolitik  entgegengewirkt  werden 
kann,  die  auf  die  planmässige  Umwandlung  des  ländlichen  Arbeiter- 
standes in  kleine  Grundbesitzer  abhebt  (Siehe  unten  die  §S  97  ff). 
Dieser  Gedankengang  hat  wohl  auch  Boscher  Yorgeschwebt,  wenn 
dieser,  allerdings   etwas    übertreibend  meint,   dass  wenn  die 
Landwirthschaft  so  häufig  über  chronischen  Arbeitermangel  klagt, 
sie  dadurch  fast  imnuT  ein  partielles  Zurückgebliehensein  verrathe, 
sei  es.  dass  die  Bildung  der  Arheiter  hinter  der  Volksl)il(hiiig  im 
Allgemeinen  zurückgehlielieu  sei,  sei  es.  dass  ihr  Lohn  (odt^r  ihre 
sonbtigeu  Existeuzbedinguugeu)  zu  tief  im  Vergleich  mit  dem 


des  Prean.  Oesetsee      2.  MSrz  1850,  $$  91  ff.,  dass  kein  Dienst  mehr  anf  den 

OrUlifU'«'sitz  }r<'U'trt  werden  (liiitV.  habe  <lie  Arheitscalaiiiifat  des  ])n'iiN,.  NorduslenS 
verschuldet,  und  sei  „das  llin<K'niiss  zur  Aiilejjrun};'  ncuiT  » 'ulturstätten", 

und  dass,  .,wenn  es  den  firundei;4:tiitliiiniern  jri'stattet  wäre,  Kiireiitliuni-sstellen  mit 
der  Leist uu^sveqitiichtunt;  zu  einer  Anzahl  von  I>ienstta|^  ansetzen  und  da- 
<liir(  h  in  den  wichtijjeren  Arbeitszeiten  die  Arbeit  siehrrn  zn  dürfen,  sich  das  Land 
bald  mit  üolcheu  Ei{;enthuniS2itelleu  bedecken  und  damit  der  Arbeitslosigkeit  wie 
der  Answanderangslost  der  Arbeiter  ein  Ende  gemacht  werden  würde**.  Abgesehen 
von  der  Möglichlieit,  ob  der  (Jrundsat«  der  ISoOer  (Jesetz^'ebunj^  je  wieder  ver- 
lassen werden  könnte  —  ist  es  unter  den  lieutijren  Verliältnissen  wahrscheinlich, 
das»  unter  dem  (Jeding  eines  auf  unbestimmte  Zt-it  auferlegten  Dieustzwaugs  lüud- 
liehe  Elemente  in  grösserer  Zahl  v«>ii  der  erwünschten  Qnalitiit  als  Kanfliebhaber 
aiiftrftf'ii  wiirdt'ii?  i>a<s  abfr  bti  im  1 'cbriLrcii  rii'tttitrtT  rcrlitlidirr  Aiisgi-staltung 
der  lietietzgubung  iiber  innere  Coluuisation  audi  ohne  die  Mogliclikeit  der  Aul'legung 
TOD  Dienstra  Ittr  die  Anbietnng  nener  Cultnrstätlen  Icein  Hangel  ist,  beweist  der 
thatsächliche  Erfolg  der  neuen  Preuss.  Rentengutsg»'setze,  wie  er  in  den  1892er 
Verhandlungen  des  deutsc  licn  LandwirthschaiUraths  koustatirt  wurde. 
Baehenberg«r,  A.,  Agrarpolitik  1.  3G 
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städtischen  und  goworblichon  stehen,  sei  es,  dass  man  zu  wenig 
gethäu  habe,  um  landwirthscliaftliclie  Maschinen  zu  Hilfe  zu 
nehmen  ^). 

g  96.  Die  ländlichen  Arbeitertypen;  Lohnsätze. 

1.  Man  unterscheidet  bei  d»>n  ländlichen  Arbeitern  das  Ge- 
sinde und  die  Tagelöhner:  und  versteht  unter  (lesinde  jene  land- 
wirthschaftlichen  Hilfskräfte,  die  „auf  längere  Zeit  —  irew  (»linlieh 
auf  ein  Jahr  —  vertragsmässig  in  Pflicht  genonnnen  werden  und 
ausser  einem  festen  Lohn  und  Terschiedenen  Emolumenten  entweder 
freie  Beköstigung  oder  ein  diese  ersetzendes  Naturaldeputat  er- 
halten^* (Settegast).    Dabei  ist  bezeichnend  für  das  Gesinde  im 
G^egensate  zu  den  Tagelöhnern,  dass  dessen  Verpflichtung  zur 
Arbeit  sich  nicht  auf  bestimmte  Arbeitsstunden  am  Tage  erstreckt, 
sondern  dass  es  jeder  Zeit  zur  YerfQgung  des  Dienstherm  stehen 
muss,  falls  die  Natur  der  flbemommenen  Obliegenheit  dies  erfor- 
dert Das  Gesinde  wird  daher  vorzugsweise  zu  solchen  Verrich- 
tungen verwendet,  die  sich  an  bestimmte  Tagesstunden  nicht 
binden  lassen  und  bei  denen  es  zweckmässig  erscheint  dass  sie 
tortdauern«!  von  denselben  Leuten   ausgeführt  werden,    wie  dies 
namentlich  bei  allen  Arbeiten  zutriflt.  die  sich  auf  die  Pfleire  der 
Thiere  und  auf  den  inneren  Haushalt  bezieluMi  -).  Die  Tagelöhner  ! 
sind  entweder  freie  Arbeiter  oder  contra ctlicli  gebundene  ^ 
und  heissen  letzterenfalls  Gutstagelöhner,  Dienstleute,  lusÜeute;  > 
jene,  die  freien  Arbeiter,  erhalten  für  jeden  geleisteten  Arbeitstag  ' 
den  verabredeten  Lohn,  gehen  also  dauenide  Arbeitsverpflichtungen 
nicht  ein;  sie  sind  entweder  ohne  jeden  eigenen  liegenschafUichen 
Besitz  (Einlieger),  oder  im  Besitz  von  Haus  imd  etwas  Land 
(grundbesitzende  Tagelöhner,  auch  Häusler,  Bfldner  oder  Eigen- 
käthner  genannt).    Die  contractlich  gebundenen  Gutstagelöhner 
(Instleute)  stehen  in  der  Mitte  zwischen  dem  eigentlichen  Gesinde 
und  den  freien  Arbeitern,  daher  man  sie  auch  als  „Halbgesinde*" 
oder  ..IVldgesinde"  (Schmoller)  be/eiclinet  hat.     Sie  bilden  das 
vorwiegen<le  Arbeitsmateriel  im  Xortieu  und  Xor(b:>sten  von  Deutsch- 
land luid  sind  grossentheils  aus  den  liiliabern  der  s.  Z.  nicht  für 
rcguürungsfähig  erklärten  Bauerustelleu  hervorgegangen  (S.  123  fl".) ; 

Koschi-r,  a.  a.  0..  ^  125a. 
^)  V.  d.iiolz,  in  Schuuberg's  Hdb.,  §  26  ff. 
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neben  einem  festeu  Geldlohn  erhalten  dieselben  gewisse  Naturalbezüge, 
insbesondere  Wohnung,  Brennmaterial,  Futter  fOr  ein  oder  mehrere 
Thiere,  etwas  Kartoffel-  und  Gemüseland  etc.,  wogegen  sie  sich 
verpflichten  müssen,  nicht  bloss  selber  täglich  zu  den  Arbeiten 
auf  dem  Gutshof  sich  einzufinden,  sondern  auch  noch  einen  zweiten 
Arbeiter  (Scharwerker  oder  Hofgftnger)  zu  stellen  und  auf  Ver- 
langen die  Ehefrau  als  dritte  Arbeitskraft  mitzubringen.  Da  die 
Naturalbezüge  dem  Werthe  nach  den  Geldlohn  meist  übersteigen, 
80  ist  die  Lage  der  Gutstagelöhner  somit  im  Wesentlichen  davon 
bedincjt,  in  wolcherBeschaffenheitjono  zur  Vt'rahreichung  gelangen 

Eine  besondere  Art  der  contrartlich  uebundenen  Arbeiter  bilden 
die  Wanderarbeiter,  welche  zu  gewissen  Jahreszeiten,  in  denen 
die  landw.  Arbeiten  am  meisten  sich  dräng<'n .  ausserhalb  ihrer 
heimathlichen  Districte  da,  wo  die  Gelegenheit  zum  Krw^erb  für 
sie  günstiger  ist,  sich  auf  Zeit  verdingen,  um  nach  Beendigung 
der  betreü'enden  Arbeiten  wieder  nach  Hause  zurückzukehren. 
(Siehe  §  100,  Ziffer  2  unten.) 

Zahl  der  laudlieluin  Arbi'itrr  iu  Deutschland.  Im  Deutschen  Reich 
wurden  bei  der  Berufszählung  von  1882  ermittelt  (unter  einer  (Tesanimtbevi>lkeriing 
von  45  222113):  Dienende  in  der  Landw rthscliaft  (einschliesslich  Forstwirthschaft, 
Thierzucht,  Jagd  und  Fischerei),  und  zwar  (iehi Ifen  und  Arbeiter  Ö8bl819,  da- 
geg^en  in  der  uidnatrie  nnr  4  006  248,  im  Handel  und  Verkehr  nur  727  262 ;  wobn 
unter  den  in  der  Landwirthschaft  thätigeu  Oehilfen  allerdinf^  auch  die  mit- 
arbeitt'ndcn  Fiiniilienangehörifren  mitjjezählt  sind.  Im  Einzelnen  entfallen  von  den  in 
der  Laudwirthiichaft  (ohne  Forstwirthschuit,  Jugd  und  Fisdierei  i  überhaupt  gezählten 
Erwerbsthätigen  (8063966: 

a)  auf  die  selbststftndig  Landwirthschaft  und  ngldch  landwirüi- 
schaftliche  Tag^elöhnerei  Betreibende   ...       SfUi  493 

b)  auf  Tagelöhner  ohne  selbststäudigen  Landwirthschaftsbetrieb  .    .    J  378  774 
In  der  LandwirtbBohiift  des  Famibenoberliaiiptes  thfttige  Familien» 

ai!^'-<'h«iri}re  1  !*34  ßl.Ö 

d;  fcLuechte,  Mägde  und  sonstige  Gehilfen   1  .")<S!)  c>.S8 

zus.  5  763  U70 

e)  femer  anf  das  höhere  Verwaltmigs-  und  Aufinchtsperaonal    .   .  47466 
Hierzu  die  Selbst  sündigen  (ohne  Verbindung  mit  landwirthschaft- 

licher  Tagelöhnereij   2  202  531 

8Uj3üG*i 

Die  Abdieilnn;ir  b)  iBt  besonders  stark  in  Preussen  vertreten  (wegen  des  hier 
in  einzelnen  Provinz.» n  vorwiefjcnden  Grossgrundbesitzes  und  der  Scbwieri<;keit  des 
Bodenerwerbs  durch  die  kleinen  Leute)  und  in  diesem  Staat  namentlich  wieder  in 


Eine  den  (Jntsta}rclöhneru  ähnliche  Stellung;  nehmen  uach  Koscher  die  ilinds 
im  südlidu  n  Seliottland  und  nördlichen  Enjrland  ein.  Ausserdem  unterscheidet  man 
in  Schottlautl:  fann-servants.  meist  auf  6  Monate  <,'emiethet;  shepherds,  die  ausser 
Kost  und  O.  ldluhn  noch  t  int  n  .\ntlit  il  an  drr  Hci  rde  liabfu;  f'iir«-nf liehe  Ta^ri-Iölnier; 
crofters  und  cotters,  jene  mit  etwas  Feld,  das  ihnen  etwa  die  Haltte  des  Nahruugs- 
bedarfii  liefert  und  wofür  sie  höchstens  20  Pfd.  St.  Pacht  zahlen,  diese  entweder 
ohne  Land  oder  nur  mit  einjähriger  Afterpacht  (siehe  Roscher,  a.  a.  0.,  Anm.  11 
an  §  12öa). 

36* 
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Ost-  und  Westprenssen,  Pommern,  Posen,  Schlesien ;  ebenso  in  HeckleDbiirg;  von  den 
bcsit/lcsen  landwirthscluiftlichtMi  Ta<rilölmeru  (1  373  774)  entbUen  auf  PreniMB 
allein  1042  244,  iuif  die  iihri<rcu  deutsclu-n  StaattMi  also  nur  etwas  mehr  als 
300000;  im  EiuzeLneu  wurden  aolche  besitzloHu  Tagelöhner  ermittelt:  in  OHlpreu^&äen 
164021,  in  WestprensBon  10B691;  in  Pommern  8B186;  Posen  139043;  Schied«« 
228  254.  lu  Prenssen  kamen  auf  1042  244  besitzlose  Tafrelöhner  615042  Taprlöhner 
mit  selbstütändi^i^em  Landwirthschaftsbetrieb,  in  den  übri{:ren  deutschen  Staaten  da- 
gvigt'n  auf  die  erstere  (rmppe  331  530,  auf  die  zweite  Gruppe  251  451.  ludessen  ist 
auch  ausserhalb  Preussens  das  Terhiltniu  der  besitiendcn  in  den  besttaloten  Tage- 
löhnern ein  sehr  verschiedenes: 


mit  Besitz 

ohne  Besitz 

13  746 

.  .  .  62409 

129003 

.   .  11797 

40  563 

2H571 

25  4(v? 

23  ;>44 

18  440 

Beide  Mecklenhnrg  .  . 

.   .   .   4ii  4H5 

9  216 

2  99Ö 

Elsass-Lothfinf^    .  . 

.  .  .  80111 

80681 

(Statistik  des  Deutschen  Bdchs.  Nene  Folge,  Bd.  2,  1884,  8.  80/81.) 

2.  Die  Einkommensverhältnisse  der  ländlichen  Arbeiter 
sind  wiederholt  Gegenstand  soigfftltiger  Untersuchungen  gewesen, 
denen  zu  entnehmen  ist,  dass  wie  sehr  auch  die  ersteren  in  den 
einzelnen  Staaten  und  Staatsgehietstheilen  wechseln,  doch  seit 
Anfang,  insbesondere  aber  seit  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  eine 
namhafte  Verbossorunir  (lers««lbon  sich  feststollon  lässt,  dio  nrco;enden- 
weise  50 — 100^,,  der  frühoiTii  Lohnsätze  betrap-t,  wi»'  (leiiii  Schmoller 
gelegentlich  meint'),  ilass  der  leiheiLrene  Ii  au  er  «les  18.  Jahr- 
hunderts im  (Jauzen  in  unendlich  schlimmerer  Lage  sich  befand, 
als  heute  selbst  der  letzte  ländliche  Arbeiter. 

Anmerkung,  a)  Frühere  Lohne  im  Vergleich  zu  den  jetzigen.  Bis 
Anfang  der  40er  Jahre  waren,  wie  G.  Haussen  s.  Z.  nachgewiesen  hat  (AfcMt 

d.  pol.  Oekononiie,  N.  V.  11.  1H44,  S.  145  ff.^  die  lüiidlichen  Arbeiterlöhne  im  Grossen 
und  Uauzen  stu^iirend,  im  Jahr  1Ö43  2.  U.  für  Sachsen:  für  einen  Jun^'en  15  Tklr., 
ftr  einen  Grnssknecht  30  40Thlr.,  für  eine  junpe  Miipd  12Thlr.,  für  eine  Gross- 
magd  2i) — H<)  Thlr.  .Iah  res  lohn:  \v;ihr<-ud  das  jxewühnliche  Tap*lohn  im  Sommer 
6  N\t.  (00  l'i.l,  in  der  übri^^  n  Z»'it  .j  N^t.  i.">nrt".>.  in  der  Eriilt  zrit  7'/,  Nlt- 
(75 — lUO  rt.j  betrug.  —  Wie  Schmoller  a.  a.  O.  (8.  231)  augiebt,  stimmen  diese 
Sitae  ndt  denen  des  vorigen  Jahrhunderts  Eiemlich  flberdn,  mit  Ausnahme  der 
Oesindelöhne.  die  damals  noch  ziemlich  nieder  stajidcti  [H  10  Thlr.  fiir  eine 
Magd  oder  einen  KutscherV,  während  nun  jr»'rade  in  den  50er  und  IJO er  Jahren  eine 
wesentliche  Aufwartsbewegung  festzustellen  sei,  im  Zusaninienliany:  mit  dem  un- 
geheuren Aufschwung;;  der  Industrie,  dem  /.unehmMlden  Kvpurt,  dem  Hau  der  Kisen- 
bahnen  etc.;  eiiK-  ürwc^rmifr.  wclclu'  ]»is  in  die  nfiicre  Zeit  aii;r<'Ii;tl<cn  liat.  Sn  hat 
z.  B.  I8ÖI  in  romniem  der  Loliu  eines  l'lerdekneclites  nebst  einem  Woh-  und  Leiueu- 
deputat  schon  40— öOThhr.  betragen;  der  Ta^relohn  15— 20  8gr.  nebst  Kost,  in  der 
Ernte  bis  1  Tlilr.  .\ehnliche  Sätae  (25  Ngrr.  bis  1  Thlr.)  um  jene  Zeit  auch  in  der 
Provinz  l'reussen.     So   veranschlagt    auch  v.  Uelldorf-Baumersrode  diese 

>)  a.  a.  0.,  S.  223;  TgL  aueh  Heitsen,  a.  a.  0.,  IL  Bd.,  8.  117  ff. 
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Steigerung  der  Arbeitslulme  iu  der  Zeit  zwischen  IHOü^öB  und  1HH3,  84  für  die  Ver- 
hMUaiflse  der  Provh»  Sachsen  anf  46,5      d.  h.  es  sti^  der  DnrchschniUsTerdienst 

fiir  den  Arbeitstag'  von  1,20  M.  auf  1 .70  M.  —  T^iber  die  Lohnsätze  in  den  iiltcren 
Prpttssisehen  Provinzen  iu  dm  (iOer  Jahren  eingehende  Darstellung  bei  Meilsen, 
a.  a.  O.,  n.  Bd.,  S.  92  ff.;  in  der  dnrchsehuittliehen  Höhe  der  damals  ermittelten 
Lolnisatze  stand  Posen  am  nif(liii:stfn,  wälirond  „.Schlesien,  I'onnnern,  Prenssen, 
Brandeubnr<r.  Sachsen  und  endlirh  Wt  sf j)haI<Mi  die  Ifrihciifolge  der  geringeren  zu  den 
htdiereu  Löhnungen  bilden" ,  was  auch  heute  noch  im  Grossen  und  Ganzen  zu- 
treffen dflrfte.  Der  Geldbedarf  einer  Arbeiterfimitie  (fttr  WohnnniTi  Fenemng', 
Nahrung,  Kleidnntr.  Viehfnfter.  Reparaturen.  A1)gabeji  etc.)  ist  inhaltlieh  einer  in 
den  Jahren  1848  49  iu  l'renssen  angestellten  Erhebung  im  Durehsehnitt  der  Monarchie 
S5U  105  Thlr.  =  rund  31  ö  M.  ermittelt  worden  (die  niedrigsten  Bedarfsziffeni  mit 
22r)  M.  wiesen  die  Regierungsbezirk«  Posen  und  Minden,  die  höchsten  mit  ;").'><)  und 
4W  M.  die  Regierungsbezirke  Koblenz  nnd  Köln  auf  .  Hin  ahnliehes  Anziehen  der 
Arbeitslöhne  auch  in  Frankreich  in  den  Eui^ueten  von  18ü6,  von  187U/bO  und 
neneetens  in  der  1882er  Agrarenquete  gegenfiber  1862  festgestellt  s.  B.  Steigerung 
der  Somnierlöhno  für  Arbeiter  mit  Kost  um  0.16;  für  Arbeiter  oline  Kost  um 
0,36  Frcs.;  für  männliches  Gesinde  um  ü() — 70  Frcs.  (2(J  —  2(i7oS  tür  weibliches 
(iesinde  um  lOö  Frcs,  (80"  „).  —  Auch  fiir  England  hat  die  neueste  .\grarenqut'te 
die  Besserung  in  der  Lage  der  ländlichen  Lohnarbeiter  festgestellt  und  zwar  ist  sie 
Iiier  nicht  sowohl  die  „Folge  der  inneren  Kutwicklung  des  landw.  (iewerbes,  iu 
dem  die  Nachfrage  nach  Arbeitsleistungen  (in  den  letzten  Jahrzehnteuj  abgenommen 
hat**,  sondern  sie  steht  im  Zusammenhang  mit  der  ^Rfickwirknng,  welche  die  Go- 
sammtent Wicklung  des  ganzen  Arbeiterstandes  in  England  und  die  Möglichkeit  der 
Auswanderung  nach  Amerika  und  Australien  auch  auf  den  zurückgebli<'benen  Theil 
der  englischen  Arbeiter  ausgeübt  hat'*.  Wie  denn  einer  der  Assistaut-Commissioner 
Oir.  Little)  am  Schlüsse  seines  Berichts  über  die  LohnarbeiterverhiUtnisse  bemerkt: 
_I  fliink  it  niay  be  takcn  for  grant«'d,  thaf  what  the  labourer  hat  got,  the  landlord 
will  lose  for  the  future"",  und  eine  andere  Stimme  (Marquis  of  Hartington)  sich 
dahin  Temehmen  Uess:  „There  is  no  diflierence  of  opinion,  that  the  position  of  the 
agricultural  labourer  is  one  of  greater  conifort,  greater  prosperity  and  greater 
wellbeing.  than  has  ever  before  known  in  the  liistory  of  agricultural  iudustrv.'* 
(Siehe  Nasse,  Agrarische  Zustände  iu  England,  1884,  S.  löU/lül.)  —  Für  Italien 
werden  f&r  den  Zeitraum  1847/74  folgende  Dnrchschnittslohnsätze  angegeben: 

1847         im         m]&  1874 

für  .^oninierarbeiter   1,33  1.44  l,()ö  2,06 

für  Wiuterurbeiter  0,89  U.UÖ  1,11  1.41 

so  dass  also  die  SommerlShne  zwischen  1847  und  1874  um  50"  o<  die  WinterlShno 

um  58*0  gestiegen  sind:  was  bei  dem  gleichzeitigen  Fallen  der  Weizen-  und  Mais- 
preise  ('es  kostete  der  ('entner  Weizen  1862:  28. ö:  IHHÖ  22,01  Lire;  der  Centner 
3lais  in  densell)en  .lahreu  IIKSM  und  14,10  Lire   doppelt  ins  Gewicht  fallt. 

bi  Arbeitslohne  der  Gegenwart,  aai  Deutschland.  Xmli  v,  d.  (!oltz 
(bei  Schönberg,  a.  a.  ().,  §  .30)  stellt  sidi  auf  (irund  der  in  den  .Jaliren  1873  und 
1874  in  Folge  einer  Anregung  des  Congresses  deutscher  Landwirt  he  veranstalteten 
Erhebung  der  durchschnittliche  Oesindelohn  (Geldiohn  und  Werth  der  Kost) 
in  Deutschland 

für  mSnnliches       für  weibliches 

Gesinde  Gesinde 
Mark  Mark 

auf  grösseren  Gütern  480,33  353,88 

,  ktcineren    ,  446,46  *  329,16^ 

im  Süden  ist  er  im  Allgemeinen  höher  und  bis  su  600 — 700 H.  ansteigend,  im 

nordöstlichen  Deutschland  geringer,  nämlich  .300  400  M.  Nai  !i  di  rselben  Uuelle 
beträgt  in  Deutschland  der  Tagelohn  für  ständig  beschälti^^tr  Arbeiter  im  Durch- 
schmik  Ton  Sommer  und  Winter  f&r  männliche  Arbeiter  1.4  4  M. ,  für  weibliche 
0l,78  M .  mit  ebenfalls  starken  Verschiedenheiten  in  den  ein/i  lurn  Theilen,  z.  H.  in 
doi  nordöstlichen  Pronnzen  0.70  0.96  M.  für  männliche  und  0,4.H  0,.'iO  M.  für 
weibliche  Arbeiter,  dagegen  im  württembergischeu  Neckarkreise  1,84  M.  und  bezw. 
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0,75  M.  Der  tägliche  Accordverdienst  eineg  freien  Arbeiters  wird  ebenda  im 
Durchschnitt  des  Deutlichen  Rt  iclm  zu  2,44  M.  angvg^eben,  würde  also  don  durrh- 
Bchiütüicheu  Sommer-  und  Wiuterluhu  um  70*7«  übersteigen.  —  Das  Ge- 

BsmmteiBkommen  der  Tenohiedenen  Arten  ron  Undlichea  Arbeitem  (einncMieMlich 
aller  naturalen  Nutzungen  und  dem  Verdienst  ans  etwaigem  eigenem  Qmndbeiils) 
wurde  in  jenen  Erhebungen  wie  folgt  ermittelt: 

GrundbeaitEende  Arbeiter  im  BttdÜdiMi  Dentschlaiid   781 

Contractlich  ^'(■bundi  iu-  Arbeiter  (Outstagelöhner)  im  nördL  Deutschlaad  664 

Grundbesitzeude  Tuf^i  liilincr  im  nördliclieu  Deutschland   627 

Freie  Arbeiter  ohne  Uruudbetiit^  ^EiuliegerJ  im  südlichen  Deutschluud  .  611 
Freie  Arbeiter  ohne  Orondbedts  im  nöiälichen  Dentschlaad   588 

Der  amtliche  Jahresbericht  für  Freussens  landw.  Verwaltung  fibr  1878^ 
git'bt  für  diese  Zeit  als  P.inkommen  einer  Tagelöhnerfamilie  in  Westprenssen, 
von  welcher  der  Mann,  die  Frau  und  eine  zu  haltende  Magd  (oder  ein  8charwerker) 
mr  Arbeit  gehen  mfiseen,  entere  und  letstinre  täglich,  die  Fnui  nur  IGtlage  in  der 
Krntc  und  zu  anderen  dringenden  Arbeitszeiten,  die  Summe  von  680  M.  an.  d;mmter 
436,80  M.  baar,  der  Rest  in  Naturalien.  Ta  gel  ohne  tÜr  männliche  Arbeiter  wurdeo 
nach  derselben  Quelle  gezahlt  einschliesslich  Kost:  in  Ostpreussen  je  nach  Zeit  und 
Ort  1 — 2,50  M.;  Neu -Vorpommern  1—2  M.;  in  der  Kheinpro>inz  (ohne  Kost  im 
Sommer  1,50  —  2,50  M.;  im  Winter  1,50  1.80  .M.  :  in  Hohenzollem  1,50  H  M. 
ohne  und  1,20 — 1,00  M.  mit  Kost.  —  Für  Sachsen  werden  fiir  1881  (v.  Langs- 
dorff,  Die  Landwirthschaft  in  Sachsen,  1889)  ff.  Löhne  angegeben:  fflr  Minner  mit 
Kost  0,55-  1,07  M.;  ohne  Kost  1.20  1.91  M.;  für  Frauen  mit  K-.st  0.14  Ofu  M.: 
ohne  Kost  0,68—^1,32  M.  —  Für  Baden  giebt  das  statistische  Jahrbuch  tur  IbiA) 
als  durchschnittliche  Lohnsätze  an  (S.  212  ff.): 


ohne  Kost 

mit  Kott 

Gesindelüline 

im  Sommer  im  Winter 

im  Sommer  im  Winter 

Jalireilolui 

Pf.  Pf. 

Pf.  Ft 

M. 

für  Männer 

199  148 

119  81 

197 

für  Frauen 

120  90 

.')<) 

128 

Als  höchster  Sommerlohn  für  mäuu liehe  Arbeiter  wird  der  Satz  von  M. 
ohne  Kost  und  1,37  M.  mit  Kost,  als  niederster  derSata  von  1,64  M.  ohne  Kost 
und  0,98  M.  mit  Kost;  als  höchster  Knechts-  und  bezw.  Magdlohu  der  Satz  von 
252  und  bezw.  Ui.'i  M.;  als  niederster  der  Satz  von  168  bezw.  von  99  M. 
angegeben.    Aehuliche  Lohnsätze  auch  in  den  übrigen  süddeutschen  Staatsgebieten. 

Einen  Einblick  in  die  Lohnverhiltnisse  der  iSndliehen  Omoä-  vnd  Ibrslwirtfi- 
schaftlichen  I  Arbi  itcr  «rewiihren  auch  die  auf  Grund  des  landwirthschaftlichen  Un- 
fallversicherungsgesetzes V.  5.  Mai  1886  bewirkten  amtlichen  Feststellungen  (vgL 
die  in  dem  von  Buschmann  und  Götse  bearbeiteten  Taschenkalender  1892  zum  Ge- 
brauche bei  Handhabnng  der  ArbeitenrersidienuigBgesetaBe  gegebenen  Tabellen 
8.  175  ff.). 

Darnach  beträgt  der  durchschnittliche  Jahresarbeitsverdieust: 

fSr  Ubmer  Ar  Frauen 


Preussen: 


Marienwerder 


Mindest- 

Höehtt- 

Mindest- 

Höchst- 

betrag 

betrag«) 

betrag 

betrag*) 

M. 

M. 

M. 

M. 

aoo 

410 

146 

270 

240 

360 

120 

180 

.300 

432 

168 

270 

300 

376 

180 

270 

375 

600 

210 

360 

360 

420 

210 

270 

Frankfurt  a.  0  

Stettin  im  Mittel  360        im  Mittel  210 


^)  Die  für  itädtisehe  Terwaltuugsbedrke  emittelteii  Lohnsitse  siad  in  der 
Regel  nnber&eksichtigt  geblieben. 
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fiir  MäniuT  für  Frauen 

Mindest-      lltuhst-  Mindest-  Höchst- 

betrag       betrag  betrag  betrag') 

U»           IL  K«  K» 

Reg.-Bei.  Kötlin  900         880  ISO  260 

,       Posen                                     260  145  200 

Bromberg  360          425  240  275 

BreslÄU                                  300          400  200  270 

Liegnite                               800          360  160  240 

p       Oppeln  2yrO          •^^^0  160  220 

^       Erfurt  240          4öO  210  270 

Magdeburg                            460         660  225  SaO 

,       Merseburg                               360          525  210  300 

Schles>vig                                430          690  aOO  480 

„       llauuover                                400          6(1)  240  400 

,      HfldeBheim  4a)         480  240  900 

,       Lüneburir  420          m)  270  360 

«       Stade                                     420          600  300  420 

Omabrack  840         480  240  300 

,      Anrieh  4()()         470  260  300 

MünstfT  -Mn)          a30  226  420 

„      Miudcu  360          450  180  330 

,      Anuberg                              460         660  900  460 

„      CaSBel                                  360          5(X)  270  350 

„      WieBbadeu  4öO          600  270  450 

«      Koblens                              240         540  120  360 

M      Düsaeldorf  420          600  270  450 

,       Trier  48U          600  m)  360 

,       Aachen                                   420          600  3U0  450 

Bayern  recbtnrlididMh                       300         m)  200  460 

linksrbeiiiuch                         420          601)  800  360 

Sachsen                                           360          570  240  440 

Wärttemberg  400         600  260  350 

Baden                                            300          6(X)  240  450 

Hessen                                                220           WJt)  140  •  f/K) 

beide  Mecklenburg                          325          540  240  iKX) 

Oldenburg  860         600  240  420 

EUais-Lothringen                         400         540  300  400 

hh)  Andere  Staaten:  Nach  der  mehrerwähnten  frau/ösischen  AgnrenqnMe 
von  1882  worden  damals  als  dttrchschnittUche  Tagelöhne  ermittelt: 

Männer  Frauen 
Wiuter-     Sommer-  Wüit^^r-  Sommer- 
Ar  liadlkhe  Arbeiter              lohn        lohn  lohn  lohn 

FrcB.        Free.  Frcs.  Vtcb. 

mit  Kost                                            1,08         1,82  0,62  1,13 

ohne  Kost                                            1,85          2.77  1,14  1,73 

AI;»  durchschnittliche  .lahreshihnt-  für  Dienstboten  wt  rdcii  bezeichnet  und  zwar  für 

mänuliche  290  — 324  Frcs.,  für  Mägde  235  Frcs.,  während  irtiüch  gegeudeuweise 
•ehon  nach  der  Enqnftte  von  1879/80  bis  600  und  600  Frcs.  Ar  Knechte,  bis  860 
und  5()0  Frcs.  für  Mäptl»'  zu  geben  waren,  vp^l.  v.  Rcitzcnstcin,  A^rarisclie  Zustände 

in  Frankreich,  1884,  S.  21  flf.j.  —  üeber  die  Lolmverhältuisäe  der  läudlicheu  Arbeiter 
in  Italien  siehe  den  Aufsatz:  Arbeitslöhne  von  Sbrojaraeea  im  Hdwb.  d.  St.'W. 

In  VciH'tieu  als  dem  „für  Tagelöhner  t^-pischen  Laude"  werden  danach  angO> 
geben  als  Lohnsätae  für  ständige  Wiaterarbeiter  0,60 — 0,60;  fiir  ständige  Sommer* 

Die  tür  städtische  Verwaltuugsbexirke  ermittelten  Luhusätze  siud  iu  der 
Begel  nnberfiduichtigt  geblieben. 
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arbeiter  1 — 1,26  Lire  neben  Wohnnng  und  etwas  Land;  für  nnstindige  Arbeiter 

1  —  l,ßO  Lire,  zur  Zeit  der  Htiuptemte  wohl  auch  mehr  (bis  3  Lire).  Für  die 
Lombardei  wird  das  (;esammt<'iiik(»nim»'n  sfändifrer  Arb«it<'r  an  (ü-ld  und  Nalu- 
ralit'n  xii  GCHJ,  von  Stallknechten  zu  Ü34,  lür  Uuterarbeiter  zu  4Ö0  Lire  auge|tfeben; 
bei  unständigen  Arbeitern  soll  der  Jahrealobn  für  Hinner  460,  für  Frauen 
200  Lire  nicht  äbenchreiten. 

Kill  T'rtlu'il  über  die  durch  die  jeweili|are  Hiihe  der  Arbeitsbihne  pt- wiilirleistete 
Art  der  Lebenshaltung  lässt  sich  ans  solehen  statistischen  Angaben  freilich  iuso- 
lange  nicht  entnehmen,  als  nicht  auch  sahlenmässig  der  dnrchnittliche  Lebens* 
bedarf  einer  Arbeiterfamilie  unter  lierückstehtiirunp:  der  örtUcben  Preitie  fSr 
Wolinunj^,  Lebensmittel  tind  snnstifre  lU'dürfni.sse  znverlässi;.'-  emiittelt  ist  wie  dies 
z.  ti.  der  bad.  Fabrikiuspector  Wörishuit'er  in  der  Beilage  zum  Itiöiier  Jahres- 
bericht: Die  sociale  Lage  der  Cigancnarbeiter  in  Baden,  1^0  nnd  in  der  Schrift: 
Die  S(K  ialc  Lao^e  der  FabrikarbeitW  in  ManiiluMiii  etc.,  1891.  betreffs  eines  Theils  der 
Fabrik- Arbeiterbevölkerunj?  —  vgl.  die  Ab.sehnitte  VI  und  bezw.  VII  dieser  Schriften: 
qHaushaltungsbndprets  uud  physiologische  liilauzeu,  S.  III  ff.,  bezw.  235ff.  in  muster- 
gültiger Weise  durchgeführt  hat);  und  manche  Anzeichen  >])rechen  daför,  dass 
gegendeiiweise.  liiii;rtsrhen  auf  die  Wohnnrirrs-  und  T-ehensniittelpreise  ungeachtet 
des  beobachteten  Auziehens  der  Lohnsätze  seit  Alitte  des  Jahrhunderte»,  auch  heute 
noch  das  Einkommen  ▼ieler  Arbeiterfiunilien  fiberaU  dann,  wenn  nicht  eigener  Besits 
ergänzend  biiizntritt.  .ziemlich  hart  an  das  zur  Deckung  eines  beschei- 
denen Lebensunterhalts  Krforderliche  streift*^  (Nobbe,  a.  a.  O.,  8.  10). 


Abschnitt  II. 

Staatliche  jfaassuahmon  zur  Ll^sung  der  ländlicheu 

Arbeiterihige. 

g  97.  Ermöglichung  des  Grundbe sitzerwerbs  durch 

ländliche  Arbeiter^). 

•  1.  Einsichtsvolle  Beurtheiler  der  ländlichen  Verhältnisse  haben 
lilnLTst  erkannt,  dass  „unter  den  überwiegenden  Verhältnissen 
Deutschlands  die  ausschliessliche  Haltung  von  Gesinde  oder 
Halbgesinde  (Hofieute,  Instleute  etc.)  nicht  dazu  angethan  ist, 
den  landwirthschaftlichen  Arbeiter  auf  die  Dauer  suMeden  zu 
stellen.  Er  leidet  unter  der  Aussichtslosigkeit  seiner  Lage,  und 
ihn  quält  das  bittere  GefOhl,  dass  er,  selbst  wenn  Sparsamkeit  ihn 
in  günstigere  Umstände  versetzte,  doch  sein  Leben  lang  dem  Druck 
Tollster  Abhängkeit  unterworfen  bliebe,  sich  daher  nur  zu  einem 
gewissen  Grad  wirthsc  haftlich  er  Selbstständigkeit  emporzuarbeiten 
vermöchte.  Trotzdem  diese  Leute  in  materieller  Beziehung  meist 
nichts  weniirer  als  unpnistic:  gestellt  sind,  gebricht  es  ihnen  an 
Zufriedenheit.    Dem  ist  es  zuzuschreiben,  dass  oft  die  liüsügäteu 

*)  Vgl.  hiersQ  die  früheren  Auafähnmgen  auf  S.  124, 396  IT.,  sowie  in  $  88  ff. 
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und  Tflchtigsten  derselben  sich  den  Oef^bren  eines  unruhigen 
Lebens  im  öfteren  Wechsel  der  Stollen  aussetzen  oder  noch  häiitiirer 
den  Versuch  machen,  durcli  Auswandcnnii^  ihrem  Leben  eino 
andere  Wendung  zu  gehen.  Daraus  erklärt  sich,  «hiss  es  in  (Jefien- 
ilen.  wo  der  grössere  Theil  der  ländlichen  ]5e\ ölkiTung  aus  Arlx-iten 
der  oben  bezeichneten  Kategorie  besteht,  so  häutig  an  genügenden 
Arbeitskräften  gebricht"  (Settegast).  Die  aus  solchen  Wahr- 
nehmungen abgeleitete  Erkenntniss,  dass  mit  einem  freien,  d.  h. 
contractlich  nicht  gebundenen  Arbeiterstand  den  landwirthschafb- 
liehen  Unternehmern  besser  gedient  sei,  bricht  sich  mehr  und  mehr 
auch  unter  den  letzteren  selber  Bahn,  zumal  da,  wo  der  Eechnungs- 
calcfil  zeigt,  dass  eine  Yerminderung  des  Gesindes  und  Halb- 
gesindes und  deren  Ersatz  durch  freie  Arbeiter  auch  finanziell 
günstigere  Ergebnisse  liefert'). 

2.  Biese  Sätze  gelten  freilich  nur  dann,  wenn  der  freie 
Arl)eiterstand  in  die  Lage  versetzt  ist,  ein  kleines  Gmndeigenthum 
sich  zu  erwerben,  d.  h.  zur  Stellung  eines  „Arbeiteruuter- 

■)  AehDlich  Meitzeu,  a.  a.  O.«  m.  Bd.,  8.  434 ff. 

Vgl.  hierza  auch  v.  d.  Goltz  (J)ie  laudliihe  ArbeiH'rfrajrf,  S.  .36  fl'.i,  wo 
darauf  v»»rwipsfMi  wird,  dass  dem  mntracflich  ^'•iIiiiimUmu'»  lustmaun  diT  Lohn  das 
gauzit  Jaiir  iüudurch  ausbe^iahlt  werden  lauüä,  wiihreud  der  i'reiu  Arbeiter  hloaa 
dum  Lohn  erhält,  wenn  seine  Arbeit  alii  nothwendii^  in  Anspruch  genommen  wird. 
Braucht  der  Gutsherr  z.  B.  im  Jahre  21000  Miimu  r- Arbi  ifstajrr ,  davon  14000 
während  der  G  Summer-  und  7(XX)  während  der  ü  Wiutermonate  und  leistet  die 
Fainili»'  eines  lustmann»  jährlieh  700  Mannsta^r«',  so  tnüssten  zur  Pecktinfr  jeuor 
14000  Arbeitstafre  zur  Sommerzeit  40  Familien  p  halti  ii  werden,  welehe  jährlich 
einen  Aufwand  von  40  >  227  Tlilr.  =  lM>NlTlilr.  \  <  i  anl.i-srii.  wahniid  dif  Halfun}? 
freier  Arbeiter  für  14 UDO  Arbeitstage  im  Sommer  uud  lur  7U0U  Arbeitstage  im 
Wioter  nnr  7800  Thir.  erfordert,  d.  h.  rund  1200  Thlr.  weniger,  v.  d.  Gölte  hebt 
hervor,  dass  die  Naclitheile  des  Instlenteverhältnisscs  für  den  (Jutshrnn  um  so 
prösser  sind,  je  un}rünsti}.n  r  die  klimatischen  Verhältnisse,  je  länger  der  Wint»'r, 
je  kürzer  der  Sommer,  je  mrhr  also  der  Bedarf  an  Handarbeit  auf  eine  kurze  Zeit 
dM  Jahres  sich  zusammendrän^.    ^Desshalb  sucht  man  auch  di<'  Zahl  der  eigenen 
Arbeiterfamilien  mö;;liehst  zu  beschränkt-n ;  man  verziehtet  noth^-cdnniiri'ii  auf  die 
Einführung  oder   Ausdehnung  sonst  vurtheilbal'ter  wirthschaft lieber  Operationen, 
wie  des  Anbans  von  Hackfirttchten  nnd  Handelsgewichsen ,  der  Sommerstall» 
fattemng  etc.    Aber  trotzdem  kann  man  es  nicht  vernit  i(b  ii.  dass  es  im  Sommer 
fast  alb-rwärts  an  Menselienhänden  man'rtdt,  dass  aus  diesem  (irnnd  jedes  Jahr  eiu 
Theil  der  Ernte  verloren  geht  oder  vi;rdirbt  und  dass  anderseits  im  Winter  über- 
nissig viele  Kräfte  vorhanden  sind,  weicht'  auf  Beschäftigung  warten  nnd  welche 
man   aus  Manpi^l  an  lohnendt-r  Arbfit  aut'  fine  mehr  oder  weni<r<'r  niit/Iosr  Weise 
in  Xhütigkeit  zu  setzen  sich  gezwungen  siebt".    Und  au  anderer  Stelle  (S.  8U  ff.) 
wird  sna  Beleg  dieser  Angaben  darauf  verwiesen,  dass  in  Hecklenbnrg  in  einem 
eimdgen  Jahre  21000  Last  Korn  aus  Man;.'el  an  Arbeitskräften  auf  dem  Felde  um- 
pekoTiimr-n  und  damit  »in  Kapital  von  .5  Mill.  Thlr.  verloren  «rc^rancren  sei;  und 
dais  uu  Jahre  ISti7  dvr  eine  Ke<jnerun},'sbe/.irk  Konip^berfr  eini'u  Verlust  von  Körnern 
in  Folge  der  Unmöglichkeit  rechtzeitiger  Ilergunfr  im  Hetrap«  von  4 — 5  Mill.  Thlr. 
erlitten  habe  und  dass  der  diircliscbnittlicb»'  jahrliche  V'erlusi   in   diesem  Ibv.irk 
in  Folge  des  durch  den  Arbeitermangel  veranlassten  mangelhaften  Krnteverlahreus 
mindestens  '  \  J^OL  Thlr.  betrage. 
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nehmers*^  sich  emporzuarbeiten,  keineswegs  aber  fOr  den  land- 
losen Arbeiter,  der  wegen  der  Unsieherheit  des  Verdienstes  ausser- 
lialb  der  Hauptarbeitszeiten  der  Landwirthschaft  viel&ch  noch  in 
einer  trostloseren  Lage  als  der  industrielle  Arbeiter  sich  be- 
finden und  ähnlich  wie  der  contractlich  gebundene  landlose 
Arboitor  die  TiiLrondon  dor  Spiirsamkeit  und  Wirthschaftliclikeit 
iH'ini  Fohlen  jeder  Aussicht,  dereinst  in  eine  unahhaniriLrere.  cre- 
sirhcrtere  Stellung:  zu  s^elansren.  selten  odor  nie  entwickeln  wird. 
Gerade  umizekehrt  hei  dem  irrundbesitzenden  Ta^ehdiner.  dem  in 
der  kleiiHMi  Scholle,  die  er  mit  seinen  Angehörigen  bebaut,  ein 
sicherer  Kückhalt  i^^ei^eben  ist  und  d(T  mit  der  Hoflnung  sich  tragen 
darf,  dass  bei  Fleiss,  Nüchternheit  und  Entfaltung  hüuslichen 
Sinns  sein  kleiner  Grundbesitz  sich  stetig  mehren  wird.  Die  £r- 
fiahrungen  der  Lftnder,  wo  die  Orundbesitzverfassung  dem  Erwerb 
des  Bodens  durch  kleine  Leute  keine  erheblichen  Schwierigkeiten 
in  den  Weg  stellt  und  desshalb  die  grosse  Mehrzahl  der  landwirth- 
schafüichen  Tagelöhner  gleichzeitig  kleine  landwirthschaftliche 
Unternehmer  sind,  zeigt,  dass  das  Arbeitsbedflrfiiiss  der  grösseren 
landwirthschaftlichen  Besitzungen  hier  riel  besser  und  wirksamer 
befriedigt  zu  werdon  vermag,  als  in  den  Gegeuden,  wo  ein  factisch 
oder  reclitlieh  unveräusserlicher  Grossbesitz  sich  des  Instituts  der 
landlosen  Instleute  und  Ta^elöhiuT  ])edienen  muss:  und  dass  die 
Befflrchtung,  solche  „  Arbeiteniuternehnu^r "  möchten  in  der  An- 
hietung  ihrer  Arbeitskraft  für  Dritte  sich  spröde  zeigen,  im  Wesent- 
lichen unbegründet  ist.  Vielmehr  bietet  die  durch  ein  eigenes  Heim 
begründete  Sesshaftigkeit  dieser  kleinen  Leute  die  beste  ( Gewähr 
fflr  eine  gewisse  Nacbhaltigkeit  des  Arbeitsangebots  und  eher  ist 
die  andere  Besorgniss  begrOndet,  dass  der  Wettbewerb  derselben 
im  Aufsuchen  yon  Arbeitsgelegenheit  zeitweise  eine  fttr  sie  selber 
ungflnstige  Gestaltung  der  Lohnverh&ltnisse  im  Gefolge  hat  Nicht 
minder  aber  muss  man  im  Auge  behalten,  dass  die  grundbesitzen- 
den  Landarbeiter  im  Allgemeinen  politisch  viel  zuverlässiger  und 
gesellscbaftsfeindlichen  Bestrebungen  weitaus  unzugänglicher  sein 
werden,  als  die  fluctuirende  Masse  landloser  Leute,  die  durch  eine 
niächtigi*  sot  iaie  Kluft  von  der  1\ lasse  der  Hesitzeudeii  sieh  ge- 
trennt sehen  und  daher  gleich  ihren  l^erufsgenossen  in  den  Städten 
den  soeialdemokratiselien  Vertüliruiigskünsten  luir  zu  leicht  ver- 
fallen. Nirgends  mehr  als  in  den  Keihen  solcher  Elemente,  die 
selbst  keinen  Antheil  am  vaterländischen  Gnuid  und  Boden  haben, 
müssen  die  Öchlagworte  von  Aufhebung  des  Grundeigenthums 
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zflndend  wirken;  und  die  bevorrechteten  j^rundbesitzenden  Klassen 
in  doiijcMiigon  Gegondon,  wo  Tradition  und  Vorurthtdl  seither  dor 
Ansässigmachuns:  kloinor  Leute  ängstlich  widerstreMe.  worden  je 
länger  je  weniger  sich  der  Einsicht  verschliessen  können,  diiss  ihr 
eigener  Besitz  um  so  sicherer  für  die  Zukunft  gewährleistet  ist, 
eine  je  grössere  Mannichfaltigkeit  die  sociale  Stufenleiter  des  Grund- 
besitzes auf  dem  flachen  Lande  aufweist;  und  dass  je  vollkommener 
die  bestehende  gesellschaftliche  Ordnung  jedem,  auch  dem  Aermsten 
und  Kleinsten  einen  Antheil  an  der  Mutter  Erde  gewährleistet« 
mit  jedem  dieser  Antheilseigner  eine  weitere  treue  Stfitze  eben 
dieser  Gesellschaftsordnung  gewonnen  wird.  Aus  allen  diesen 
QrOnden  steht  die  Arbeiterfirage  und  ihre  gedeihliche  LOsung  mit 
einer  weitausschauenden  Lan  d  p  o  litik  in  innigem  Zusammenhang 
und  die  in  froherer  Zeit  so  sehr  beklagte  Mobilisirung  des  Grund 
und  Bodens  gewinnt  in  der  Gegenwart  unter  dem  Hochdruck 
social  demokratischer  Agitation  und  der  unternommenen  Propaganda 
für  die  Bewegung  auf  das  flache  Land  eine  niclit  zu  unterschätzende 
Bedeutung:  wie  aus  elien  diesem  Grund  der  sog.  inneren  Coloni- 
sation  in  den  Gehieten  des  aussrlilitssliclien  oder  vorwaltenden 
Grossgnuidhesitzes  (§  89  flf. )  ein  thatkrüftiger  Aufschwung  zu 
wünschen  bleil)t.  Die  Einführung  des  Bentenprincips  durch 
die  Preussische  Gesetzgebung  der  Jahre  1890  und  1891,  dessen 
Bocialpolitische  Bedeutung  bereits  früher  gewürdigt  wurde  (§  91), 
ist  vor  Allem  geeignet,  jene  Emporhebung  des  Landarbeiters  zum 
Arbeiteruntemehmer  in  wirksamster  Weise  zu  f^^rdem,  weil  im 
System  des  Bentenkaufs  auch  kapitalschwflcheren  Elementen  die 
Möglichkeit  des  Grundbesitzerwerbs  ohne  Inansinuchnahme  des 
Bodeneredits  ermöglicht  ist,  wie  dies  durch  die  Ergebnisse  des 
Ansiedlungswerks  in  Posen  und  Westpreussen  in  einer  Anzahl 
Fälle  in  schöner  Weise  bestätigt  wird. 

Anmerkun^r.  si)  l'ober  «U'ii  friinsti<r<'u  Einfluss  der  Ansiissi^''macluing  von 
Tagelöhnern  auf  den  Domamalgütern  in  M eckl »•nl)urg  auf  (irund  eines  Orossh. 
Erlasses  vom  18.  Mai  184(5  freberlassuni,'  von  iUuij^rund  und  Hofraithe  ge^'en  eine 
jährliche  Recognitions^'t  bühr  von  1  M.  75  Pf.  und  einer  Fläche  Ackerfeld  {je^en 
mässitrei)  Pachtzins),  deren  Zahl  von  142  im  Jahre  1S47  auf  27'il  im  Jahre  IHi'A 
sich  gehoben  hat,  siehe  die  Aeusseruog  von  8chuhmacher-Zarchliu  bei  v.  d.  Goltz, 
a.  a.  O.,  8.  265:  JKe  Amettxmg  der  Hänsler  itt  von  überaus  gfinstigem  ßnflnni 
auf  unsere  ländlichen  Arbeiterverhältnisse  frewesen.  Anffingliche  Pefürchtnngeii, 
dass  das  Domanium  durch  diese  Klasse  mit  Arnienkassen-Benefizianten  befrlüokt 
würde,  haben  sich  nicht  bestätigt  .  .  .  Die  Hiiush'rstellen  liefeni  der  Kitterschaft 
und  den  Pächtern  im  Domanio  eine  grosse  Anzahl  von  freien  Arbeitern  und  ausser- 
dem werden  dureli  die  arbeitsfähi^Tfii  Kindt  r  der  Häusler  die  grossen  Lücken  in 
der  Zahl  der  Dieuätboten  ein  weuig  ausgefüllt."  Achnliches  Urtheil  bei  Marcard 
(a.  a.  0^  8.  287),  der  betont,  dass  ein  Mangel  an  ländlichen  Arbeitern  im  Dorna* 
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niam  nicht  hervorj^etreten  sei,  währetid  der  ritterscliaftlichc  Bezirk  seit  Jalirt  n  in 
steigender  Progression  an  diesem  Miin^Tl  leidet  und  der  liervorhelit,  dass  die  beiden 
Vülkszähluugeu  lötiT  und  1871  für  ersleres  eine  Abnahme  vuu  2b^'6,  lur  letzteren 
aber  eine  solche  von  6686  KSpfini  ergaben;  daai  die  Zahl  der  Hanshaliungen 
von  zwei  und  mehr  Personen  in  derselben  Zeit  sieh  im  Domanium  um  878  ver- 
mehrt, in  der  llittersehat't  um  !>7G  vermindert  haljen ;  endlieh  dass  zwischen 
1854.  71  ausgewandert  sei:  aus  dem  Domanium  926  *1  :  221j;  aus  der  Ritterschaft 
1768  (1  :82);  und  der  daraUfl  mit  Keeht  di«>  Sehlussfol^reruug  sieht,  dass  ^um  einer 
Gegend  dauernd  einen  Stamm  tiiehti<:er  Arbeiter  /.ii  erhalten,  es  kein  wii-litifreres 
Mittel  giebt,  als  ihre  Ansiedelung  zu  belörderu",  wobei  allerdings  eine  diese  Maasi»- 
nahme  einleitende  staatliche  InterrentionspoUtik  sehr  skept&ch  beurtheilt  wird 
(der  Aufsatz  stammt  aus  dem  Jahre  1873,  vergl.  die  Anni.  auf  S.  526  unten").  -  -  gEft 
peht",  sagt  Meitzen,  „keinen  billigeren,  besonneren  uud  willigeren,  auch  keinen, 
dureh  eigene  Erfahrung  besser  ausgerüsteteu  ländlichen  Arbeiter  (als  den  |?mnd- 
angeiesBenen).  Er  ist  am  Orte  gebunden  und  auf  seine  Nachbaön  aii^'e\\  iesea, 
hat  an  seiiitMii  Kesit/.  eine  lleihilfe  tmd  an  seinem  Heimwesen  einen  Halt  für 
seine  •Sittlichkeit  uud  seine  hausväterlicho  Piiichterlüllung;  er  dient,  aber  er  ist 
ein  Hann  in  der  Gemdnde  nnd  setzt  nicht  leicht  deren  Achtung  anTs  Spiel'. 
-  -  Zutreffende  Bemerkungen  hierüber  auch  durch  Schnioller  im  Preussischen 
Landesökonomieeollegium  (Thiel  XX.  Krirän/frsbd.  III.  S.  2^Hi  ff.)  gemacht;  ins- 
besondere Hinweis  auch  daraui.  das*  in  i^uudern,  wie  in  Deutschland,  mit  freien 
])(ditisehen  Zuständen,  nicht  mehr  anders  ausinkonunen  ist,  als  dass  man  die  Zahl 
der  Hesitzenden  ins  weif  übjT  die  Majorität  vermehrt.  Schon  der  alte  Scharn- 
weber  habe  s.  Z.  darauf  liingewieseu,  dass  die  Baueruemancipatiou  nur  die  Ualfte 
der  nlttidgen  Beform  sei,  dass  ebenso  wichtig  die  Schaffung  eines  beeitaenden  Tage* 
löhnerstandes  sei;  eine  Agrarverfassung,  die  ganz  besitzlose  Tagelöhner  schalt 
bringe  grosse  Gefahren ,  sei  nicht  wesentlich  eine  Verbessi-rnnir  gegen  die  Leib- 
eigenschaft des  vorigen  Jahrhunderts;  man  k(uine  sogar  behaupten,  sie  sei  nach 
dnaelnen  Seiten  hin  sogar  eine  Verschlechterung  gegen  früher. 

b)  Dem  Kinwand,  dass  es  den  landwirthschaftlichen  Tagelöhnern  in  der  Kegel 
an  den  Mitteln  zum  Erwerb  eines  kleinen  Urundeigeuthums  fehlen  werde,  begegnet 
y.  d.  Golts  a.  a.  O.  (8.  714/15)  mit  den  Worten  eines  englischen  Arbeiters,  Jer. 
Taylor,  eines  Agitators  für  die  Sache  der  Land-  und  Baugesellschaften  in  Gross- 
britannien,  die  so  tretfend  sind,  dass  sie  auch  hier  Platz  finden  mögen:  .<iar  Mancher 
meiui;  „„wo  soll  es  herkommen?  wie  soll  ich  wöchentlich  einen  fciclulling  oder 
mehr  niröcklegen  und  nach  der  Yereinskasse  tragen Da  giebt  ea  zwei  Ant- 
Worten.  erstUcli:  trag»-  den  Srhilling  nicht  in's  AVirtlislian> :  zweitens:  hänge  ihn 
nicht  au  Weibsleute  uud  heirathe  nicht  eher,  als  bis  du  ein  Grundstück  und  ein 
Häuschen  hast.  In  Birmingham  haben  wir  in  einer  Gesellschaft  400  junge  Leute, 
die  es  so  machen;  die  UM),(K)()  Pfund  Sterling,  die  dort,  die  Million,  die  in  ganz 
England  in  sidchen  Gesells(  liatten  steckt,  ist  guten  Theils  an  Hier  nnd  Branntwein 
ersiiart.  Ii  h  habe  schon  Manchem  durch  einen  Scherz  auf  den  rechten  Weg  ver- 
helfen: n„Du  hast  ein  Maass  Bier  bestellt,  mein  Junge"**  —  sage  ich  —  „^Ba 
sidlfest  (Iii  lieber  eine  halbe  Küthe  Land  bestellen"",  —  r)(lei.  wenn  einer  sein 
Bier  liinuuterschüttet,  sage  ich:  „„Da  gehen  vier  Fuss  gute  Erde  hin"".  —  Und 
dann  die  Erklärung,  die  mancher  begreift  nnd  sich  an  Hersen  nimmt,  von  dem 
man  i  >  nicht  glauben  sollte.  Ein  Mann,  dem  ich  so  zugesprochen,  sagte:  „„nun, 
bei  (ic.ti,  dann  habe  ich  manch  schönes  Feld  biimtcrLi-eschlnngen.  «dine  es  je  zu 
besitzen"".  Uud  jetzt  hat  er  sein  eigen  Grundstuck  uud  Häuschen  darauf.  Man 
hat  berechnet,  dass  die  Arbeiter  von  Birmingham  jährlich  90000  Pfbnd  Sterling 
vertrinken;  re(  hnet  man  das  für  ein  Menschenalter,  so  könnte  man  die  halbe  Stadt 
daliir  neu  bauen!  Ich  könnte  noch  gar  >'iel  sagen,  aber  an  Worten  fehlt  es  nicht, 
und  was  Noth  thut,  sind  Thaten." 
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§  9ä.  Eiuiiuss  der  socialeu  uud  landwirthschaftlicheu 
Gesetzgebung;  Wirken  von  Kirche  und  Schule. 

In  dieser  Beziehung  ist  namentlich  aui  tolgende  Punkte  auf- 
merksam zu  machen: 

1.  Yen  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  fillr  das  Ziel, 
einen  zufriedenen  und  ebendesshalb  arbeitswilligen  und  anhänglichen 
Arbeiterstand  auf  dem  Lande  zu  schaifen  und  zu  erhalten,  ist  die 
Ausdehnung  der  socialen  Yersicherunprsgesotz gebung 
Ober  den  Kreis  der  industriellen  Arbeiter  hinaus  auf  jene  der  erst- 
bezeichneten  Art.  wie  sie  erstmals  in  Deutschland  durch  die  Keicha- 
i^esetze  vom  5.  Mai  l-SSd.  betrettVnd  <lit'  rnlall-  un<l  Kranken- 
versiclierunir  der  in  lan<l-  uml  furstwirtlisehat'tlichon  H»'triel)en  b<'- 
{icliäftiuteii  l*ersoiUMi  und  vom  22.  Juni  1S81),  betretfend  die  Invali- 
ditäts-  und  Altersversicherung  in  s  VVerk  gesetzt  worden  ist  und  in 
einigen  anderen  Ländern  Nachahmung  gefunden  haben.  Denn 
durch  diese  grosse  Gesetzgebung,  auf  deren  Einzelheiten  in  diesem 
Zusammenhang  nicht  eingegangen  werden  kann,  ist  nunmehr  auch 
der  Landarbeiter  vor  den  Wechselfällen  des  Lebens,  wie  sie  durch 
Krankheit  und  durch  Unfälle  im  Betriebe  herbeigeführt  werden, 
leidlich  gesichert  und  des  drflckenden  Geffihls,  im  Alter  oder  bei 
eingetretener  Arbeitsunfähigkeit  einer  demoralisirenden  und  nicht 
immer  ausreichend  geübten  Armenfürsorge  überantwortet  zu  sein, 
entli(d)en;  hat  a])er  auch  der  klfinr.  meist  nur  mit  massigen  An- 
zahlungen erworbene  Grun(n)csitz  dieser  Leute  sehr  an  Festiu-keit 
des  Bestandes  ticwoiuieu,  weil  luin  auch  in  Zeiten  der  diireii  Krank- 
heit  oder  Unfall  herbeigeführten  zeitweisen  Arbtütsuiifaliigkeit  die 
seitherigen  Einnahmen,  welche  der  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Kaufscluild  gewidmet  waren,  in  Folge  der  Auszahlung  des  Kranken- 
geldes oder  der  Unfall-  oder  Invalidenrente  nicht  gänzlich  versiegen. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  aus  demselben  Grunde  die  Ver- 
sicherung gegen  Unfälle,  welche  die  fahrende  Habe  bedrohen 
(Vieh-,  Feuer-,  Hagelversicherung),  gerade  für  die  kleinsten  land- 
wirthschaftlichen  Unternehmer  besondere  Bedeutung  gewinnt,  weil 
diese  beim  Mangel  jeglichen  Betriebskapitals  und  bei  enggezogenem 
CJredit  auch  kleinen  Unfällen  gegenüber  sehr  wenig  widerstands- 
fähig und  daher,  wenn  solche  eintreten,  immer  vor  die  Gefahr 
gerückt  sind,  des  nuihsam  in  langer  Zeit  erworbenen  Kleinliesitzes 
plötzlich  sich  beraubt  zu  sehen.    Daher  es  eine  wichtige  Aufgabe 
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der  praktiscliPii  AgrarjMtlitik  }>lt'ilit.  ein«»  solclu'  ( ►ri^aiiisation 
laiulwirtlit5(.'liat'tlicli(Mi  VcrsicluMuiiüswesens  h»^rboizuf\iliren ,  \NeUhe 
gerade  auch  den  kleiusteu  Leuten  die  Antheilnahme  ohne  allzu- 
schwere finanzielle  Opfer  ermöglicht,  wobei  auf  die  AusfübniDgen 
in  Kapitel  VII  zu  verweisen  ist.    Und  ebenso  sollte  man  die 
Hflckwirkungen  einer,  gerade  auch  den  Bedürfhissen  dieses  Theils 
der  LandbeTölkerung  angepassten  Organisation  des  Gredits, 
zumal  im  Gebiete  des  Personalcredits,  und  einer  schonenden 
Gesetzgebung  Aber  das  Zwangsvollstreckungswesen  nicht  unter- 
schätzen, wenn  man  die  wirthschaftliche  und  sociale  Hehung  des 
Undlichen  Arbeiterstandes  emsthaft  in*s  Auge  fasst;  und  daher  bei 
der  Ausgestaltung  der  betreffenden  Rechtsgebiete  die  Verhältnisse, 
unter  denen  jener  lebt  und  wirthschaltet.  ebenfalls  in  gebühremle 
Kiu'ksiclit  ziehen.    Wie  denn  die  durch  die  Besitzesiuigleichheit 
an  sich  hervorgerufene  SchrolVlieit  <les  ( Jeiienüberstehens  von  K<'ich 
und  Arm  und  die  naheliegenden  Kniptinduiigen  des  Neides  und  der 
Missgunst  der  unteren  Klassen  gegen  die  oberen  gerade  auch  auf 
dem  Hachen  Lande  am  wirksamsten  gemildert  werden,  wenn  die 
kleinen  Leute  greifbar  fühlen,  dass  alle  Maassnahmen  der  Staats- 
fürsorge  zu  Gunsten  des  Grundbesitzes  nicht  bloss  den  Inhabern 
selbststftndiger  Betriebe,  sondern  auch  den  auf  der  untersten  Staffel 
des  Grundbesitzes  Angesessenen  thatsftchlich  zu  Gute  kommen  und 
der  Mitherflcksichtigung  auch  ihrer  Lage  entsprungen  sind. 

2.  Wie  dies  von  jedem  Stande  in  der  menschlichen  Gesellschaft 
gilt,  80  ist  auch  die  Emporhebung  des  Iftndlichen  Arbeiterstandes 
zu  grösserer  Leistungsfähigkeit,  zu  treuerer  Hingabe  an  den  Arbeits- 
herrn, zu  wiilliscliattliclierer  Lehensweise  und  /.u  urüsserer  Anhang- 
liclikeit  an  die  bestellenden  iresellseliaftlichen  und  staatlichen  Kiu- 
ri(;htungen  wesentlich  mit  von  seinem  intellectuellen  und  sittlichen 
Fort>rlireiten  iM'ilingt  und  vielleicht  den  wirksamsten  Antheil  an 
solcher  Kniporhehung  geVmhrt  daher  dem  Eintluss  von  Kirche 
und  Schul»'.  Je  roher  und  unwissender  die  Elemente  sind,  aus 
denen  sich  die  ländliche  ArheiterhevCdkerung  rekrutirt,  um  so 
schwerer  hält  es,  qualificirte  Arbeitsleistungen  von  ihnen  zu  er- 
halten, welche  doch  die  Vorbedingung  einer  einträglicheren  Wirth- 
schaftsweise  und  damit  für  die  Gewährung  höherer  Lohnsätze,  d.  h. 
der  Verbesserung  der  wirthschaftlichen  Lage  der  Arbeiter  selber 
sind')  :  je  mehr  es  ihnen  an  wahrer  innerlicher  Frömmigkeit  fehlt, 

'i  S  (•  h  lim  1 1 1- r ,  a.  n.  <).,  S.  174  ff.,  un  auf  dfn  luiniliafu-ii  rntcrschied  in  lifr 
Arbi'iiüli'ihtuu^'  der  Arbt-iter  im  osthclitu  l>i  ut.-.clilaiKl  i-iut-r-,  im  mittleren  und  west- 
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um  so  si-hworer  wird  i»«  ihnoii  werden,  in  das  ])esclioi(l<Mie  und 
arbeitsreiche  Loos  des  Dienenden  sich  zu  schicken  und  dem  ihnen 
vom  Schicksal  zugewiesenen  Arbeitskreis  treu,  gewissenhaft  und 
sorglich  nachzukommen;  und  je  unwissender  und  ungläubiger  zu- 
gleich diese  Elemente  aufwachsen,  um  so  leichter  werden  sie  den 
Terfnhrerischen  Lehren  ihr  Ohr  leihen,  welche  —  anknüpfend  an 
die  durch  die  geltende  Rechts-  und  Wirthschaftsordnung  gegebenen 
Standes-  und  YermOgensunterschiede  und  zu  Neid  und  Hass  gegen 
die  an  Bildung  und  Besitz  Höherstehenden  aufreizend  —  den  Um- 
sturz des  Bestehenden  predigen  und  auf  den  Trümmern  der  jetzigen 
GesellsL'halt  das  Gaukelbild  einer  künftigen  Ordnung  der  Dinge 
vornialen.  in  (l<'r  angclilich  ein  gleiches  Maass  von  irdischer  Glflck- 
seliL'keit  allen  Hrdgehorenen  besehieden  ist,  gleichviel  mit  welchem 
verschifMlciit'ii  Maass  von  fJinsiclit,  Geschick  und  Kührigkeit  <lie 
einzelnen  Glieder  dieser  neuen  Staatsordnung  ausgestattet  sind; 
um  so  misstrauischer  werden  sie  endlich  gegen  alle  auf  die  Ver- 
besserung ihrer  Lage  gerichteten  wohlmeinenden  Bestrebungen, 
gehen  sie  vom  Staat  oder  den  Arbeitsherren  aus,  sich  erweisen  und 
um  so  unzugänglicher  für  Alles  und  Jedes  sein,  was  wahrhaftes 
Wohlwollen  und  fdrsorgliche  Theilnahme  an  ihrem  Loos  ihnen 
entgegenbringt  Ein  Vergleich  der  Mehrzahl  der  Gutstagelöhner 
der  östlichen  Proyinzen  etwa  mit  jenen  im  mittleren  und  südlichen 
Deutschland  oder  ein  Vergleich  etwa  des  russischen  kleinen  Land- 
arbeiters mit  dem  französischen  ist  geeignet,  das  Gesagte  zu  be- 
stätigen. Daher  der  segensreiche  Kinfluss  einer  mit  tüchtigen 
Kräften  aus^estütteten  YolksscluilorLianisation  in  den  Landj^emeinden 
und  einer  Hand  in  Hand  mit  der  Volkssehulthatiu!v*'it  gehenden, 
den  Geist  der  Versiduiung  und  der  Zufriedenheit  in  die  jungen 
Gemütiier  ptlanzejiden  Seelsorgo  gerade  aucli  auf  die  untersten  und 
ärmsten  Bestandtheile  des  Landvolks  niclit  hoch  genug  veraiisi  hiagt 
werden  kann.  Je  weniger  femer  innerhalb  dieser  Kreise  Zeit  und 
Fähigkeit  Torhanden  ist,  im  Hause  selbst  eine  erzieherische  Wirk- 

Kchen  Deutschland  iiudirsfils  vonviesen  wird,  l  ud  Meitzeu  btuurkt  ui.  h.  O. 
n.  Bd.,  S.  121)  sehr  treffend,  dass  .zur  Bosoitipin^r  der  Missstände  (des  Arbeiter» 
Wesens)  TOr  Allen  die  Ilcliuncr  de»;  Arbi'iters  s^llist  y.w  rrstnbni  ist;  dass  es 
darauf  ankommt,  dus  hühcru  Selbstbewusätsein,  welches  i^chule  und  Militiirdieuüt 
imd  der  Fortschritt  der  Zeit  überhaupt  in  ihm  wnchnifen,  zu  yerwerthen,  nicht 
herab/.udriicki  n.  dass  man  nicht  meinm  kann,  ihn  *!ui<  Ii  I'.tM  ifiyi'iinff  di  r  Aussichten 
auf  erlu  blii  lie  Verbesserung  seines  Ziistaiub  s  zu  ti  '^^t  ln.  vichiichr  sciii»'  lb»fVnniipen 
und  Aosprüclie  aU  .Sporn  seiner  Kuergie  und  Sorjriulikeit  zu  nutzen  hat;  dass  er 
endlich  .  .  .  möglichst  mit  Kentnissen  and  Fertigkeiten  und  richtigen  Anschaanngen 
über  srine  Lebeuslafr«"  auszustatten  ist",  wobei  aueb  auf  die  späteren  Ausftthmngen 
unteu  t^uuter  §  102,  Zitfer  2  und  §  1U3  ff.)  zu  verweisen  iüt. 
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samktMt  zu  iifloLTcii,  um  so  niohr  siiul  Kirche  und  Schule  berufen, 
die  Koinio  zu  loi^on,  aus  denen  sich  «lie  Tugenden  eines  gott- 
ergel)enen  zufriedenen  Sinns,  der  lieiditscliatVenheit  un<l  der  Wirth- 
schaftlichkeit  entfalten  sollen,  Kine  unentlH'hrliehe  Heihilfe  hierzu 
wird  freilich  immer  das  Vorhild  sein,  welches  di«'  Arbeitslu^rren 
seiher  geben,  und  mit  Hecht  wird  betont,  dass  man  „von  den  Ar- 
beitern keine  Pflichttreue,  Arbeitsamkeit,  Enthaltung  von  Trunk 
und  anderen  Ausschweifungen  erwarten  darf,  wenn  jene  oder  ihre 
Unterbeamten  sich  derselben  Tugenden  nicht  ebenfalls  befleissigen 
oder  wenn  sie  sogar  ihre  Untergebenen  zu  den  entgegengesetzten 
Fehlem  und  Lastern  rerleiten^*  (t.  d.  Goltz)*). 

§  99.  Die  polizeiliche  Regelung  der  Arbeits- 

beziehungen*). 

1.  Die  eigenartigen  Beziehungen,  in  denen  speciell  das  Haus- 
gesinde zu  dem  Arbeitgeber  steht  (die  sich  durch  die  Aufiiahme 
in  das  Haus  tmd  die  Eingliederung  in  die  Familien-  und  Haus- 
ordnung, durch  die  Verpflichtung  zu  regelmässigem  Dienst  und 
stän<liger  Anwesenheit  und  (huTli  ein  gewisses  Verwachsen  mit 
den  Interessen  des  Hauses  kennzeichnen),  haben  srlion  sehr  frühe 
dazu  gefülirt,  die  aus  diesem  Verhältniss  beiderseitig  entspringen- 
den Obliegenheiten  polizeilich  in  regeln  und  durch  StralVorschriften 


'i  a.  a.  ().,  S.  110;  v<rl.  uucli  «lif  A usfiihruiifron  desselbfii  Wrfassers  zu 
diesem  Theil  der  Frage  auf  ä.  94  fl*.  sowie  auf  8.  238  ff.,  wo  iusbesoudere  iu  gaux 
zutreffender  Weise  an  die  werkthStipe  Theilnahme  der  CMstlichen  nicht  bloss  f%r 
dit'  relijriiist',  sondern  gerade  aucli  für  die  sociale  Ilebunp  der  ärmeren  V(dkselemente 
appellirt  und  Ix'tont  wird,  dass  dn-  Krtolfi-  dt-r  seelsorperlirlieii  Tliiiti^-keit  von  dein 
Vertrauen  d<  r  (iemeiudegliedcr  /.um  Cieistlielieu  gauz  wesentlicl»  hedinjft  ist,  dieses  Ver- 
trauen aber  in  dem  werlcthätigen  Interesse  der  letsteren  an  der  wirthschaftlichcn 
La<re  der  kli  int  ii  I.cut«-  w «  ^nitlirli  wurzelt.  „Leute,  \v(>lclie  hunjrern  und  frieren 
oder  sich  suusl  iu  eleuder  Luge  betiuden,  sind  meist  volLstäudig  uuzugänglicb  fiir 
relifriftsen  Zuspruch;  ü%  verlangvtn,  nicht  mit  Unrecht,  daas  mau  nmftclist  ihipr 
drückendsten  materiellen  Notlidurft  abhelfe.  .  .  Bei  ihnen  gilt,  sie  üIm  rii;iupt  er>t 
für  linlit  rf  Interessen,  wclrlir  ultt-r  die  Hedürfnisse  der  Nahrnn<r  und  Kleidun«: 
hiiuiusgehtn,  zu  gewinneu.  Hierzu  gicbl  es  aber  keinen  audereu  oder  jedeulaUs 
keinen  sicherem  Weg,  als  wenn  man  sunächst  ihre  äussere  Lage  auf  jede  Weise  sit 
erlfijliteru  und  dadurch  den  Zugang  zu  ihren  Hi  rzen  zu  gewinm-u  sucht  .... 
gehört  daher  recht  eigeutlicli  zu  dem  seelsorgerlicheu  Beruf  der  Cieihtlicheu,  das» 
er  sieh  mit  der  Lage  der  arbeitenden  Klasse  genau  vertraut  macht  und  an  seinem 
Theil  sur  Hebung  derselben  beiträgt^   (a.  a.  0.,  S.  24t.) 

•1  \'^\.  üImt  die  liier  einsclila<:i'nden  Fragen  auch  den  Aufsatz  von  Marcard 
(a.  a.  l>.,  Ü.  22till'.)  und  die  daselbst  de  lege  ferenda  gemachten  Vorschlsige ;  ferner 
V.  Hohöttberg,  iu  dessen  Uandb.  d.  p.  Oekonomie  (^rersönliche  Dienstleistungen^), 
II.  Bd.,  1891,  8.  1032  ff. 
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Vorsorii^e  (iagogon  zu  treffen ,  dass  nicht  «IurIi  einseitige  Ver- 
letzungen «lieser  Obliegenheiten  Seliaden  für  den  anderen  Theil 
entstehe.  Fieilieh  liatten  die  (lesinde-  oder  Dienstboten- 
ordnungen  der  älteren  Zeit,  entsprechend  der  die  damalige 
Gesetzgebung  1>oUerrsclieu(len  Gedankenrichtung,  vorwiegend  den 
Sclintz  der  Interessen  (h'v  Herrschaften  im  Auge,  wie  denn 
Y.  Berg  mit  als  deren  Z\vecl\  bezeichnet,  «hifür  zu  sorgen,  dass 
es  nicht  an  gutem  Gesinde  fehle  und  das  Publikum  nicht  durch 
Uberspannte  unbillige  Forderangen  betrogen  werde*).  Daher  bei- 
spielsweise inhaltlich  derselben  der  Uebergang  des  Gesindes  vom 
Lande  in  die  Stadt  erschwert,  die  Minimaldauer  der  abzuschliessenden 
Verträge  bestimmt,  Lohntaxen  festgesetzt,  der  Vertragsbruch  von 
Seiten  der  Dienstboten  unter  Strafe  gestellt  wurde  u.  a.  m.  Das 
neuere  geltende  Recht  hat  das  Fortbestehen  des  Bedürfnisses 
für  die  öffentlich -rechtlidie  Austrestaltung  der  Beziehungen  des  Ge- 
sindes zu  dem  Arbeitgeber  tinn  kannt,  mitKecht  aber  auch  den  privat- 
rechtlichen Cliarakter  des  Dienstvcriiältnisses  und  damit  die  Gleich- 
heit der  contrahirendenTheile  vor  deuiGesi'tz  Schüller  zum  Ausdruck 
gebraclit.  Wie  daher  diese  neueren  Gesindeordnungeu  einerseits  in 
Aulehüimg  an  das  ältere  Kecht  das  Verdingen  des  Dienstboten 
oline  rechtzeitige  Aufkündigung  des  bisherigen  Dienstes;  das 
gleichzeitige  Verdingen  an  mehrere  Dienstherren;  den  verspäteten 
Eintritt  in  den  Dienst;  das  unbefugte  vorzeitige  Verlassen  des- 
selben; die  Verweigerung  der  Arbeit  an  Werktagen  sowie  der 
nothwendigen  Arbeiten  an  Sonn-  und  Feiertagen;  das  Herum- 
treiben während  der  Arbeitszeit  in  Wirthshäusem ;  hartnäckigen 
Ungehorsam  und  Widerspenstigkeit  sowie  die  Verletzung  der 


'i  „Dass  (lunli  dio  >I.iii;r<'l  und  ( l«'l)n'rlii-ii  des  (ifsindewcsens  dir  liäuslirho 
Orduung  uicht  gestürt,  der  WuUlüUuid  der  Bürger  uiclit  uutergrabeu,  der  hiiusUi  he 
Fleifls  nicht  gehindert  und  goniit  die  reichhaltigste  Quelle  des  öffentlichen  Wohl- 
Staudt  s  nicht  verstopfet,  folfrlich  »'ine  Reihe  «remeinschädlicher  ITehel  {glücklich  ver- 
hütet werden  -  dutÜr  Sorge  zu  traj^eu,  ist  THicht  der  (Icsindepolizei.**  . . .  „Die  üe- 
üiiidepolizei  muäs  vor  allen  Dingen  dein  Mangel  an  gatemGesinde  Torzubeagen 
sui-hen.  Da  der  Gesindemangel  /u  übermässiger  Steigerung  des  GNisindelohns  haupt- 
siirhlich  heitri'.'-t  untl  dadun  li  das  ruhlikiini  in  Gefahr  gesetzt  wird,  durch  über- 
üuauute,  unbillige  Forderungen  betrogen  zu  werden:  so  uiuss  schon  die  Eigen- 
thnms-Sicherheitspolizei  (!)  daffir  Sorge  tragen,  dass  es  so  wenig  als  möglich 
an  Leuten  fehle,  die  /.um  Dienen  geschickt  und  willig  sind."  Tiid  an  einer  aiult  rca 
Stelle:  , Gegen  ungehorsames,  nachliissiges,  unordentliches  Gesinde  muss  für  schleunige 
und  durchgreifende  Mittel  g«'s<)rgt  werden  .  .  ,  Das  Verhältniss  zwischen  Dienst- 
herrschaft und  Gesinde  erfordert  ein  lrt  ili<  li  nii  lit  uiil)»  ^«  Iitiinktes  Zii c  h  f  i ^' ii  n gs - 
recht  ilcr  ersteren.  welches  auch  schon  in  liir  Natur  der  häuslichen  Gesellschaft 
gegründet  zu  sein  scheiuH,!;/  \\\  Ilerg,  Hdb.  des  deutschen  Tolizeirechts,  1802, 
n.  ThL,  S.  262,  268  u.  281.) 

BaelieBb*rg«r,      AgrarpoUUk.  L  87 
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schuldigen  Achtung  gegen  den  Dienstherm;  das  Verlassen  der 
Wohnung  zur  Nachtzeit  etc.  unter  Strafe  gestellt,  ja  selbst  das 
zwangsweise  Zurflckbringen  der  Dienstboten  in  den  Dienst  vor- 
geselien  haben  (Bayrisches  Folizeistrafgesetz  von  1871;  fthnliche 
Strafvorschriften  in  der  Preuss.  Gesindeordnung  vom  8.  Nov.  1810 
und  dem  (Josetz  vom  24.  April  1854  sowie  in  der  Hessischen 
Gcsindeordnuiig  vom  2S.  Aitril  1877),  so  sind  sie  anderseits  durch 
entsprecliende  Straf-  he/w.  Scliadensersatzhestimmuniren  doch  auch 
bemüht,  den  Dienstboten  selber  gejicn  uiiL^ebührlicli»'  liehandlunür 
von  Seiten  des  Dienstlierrii  oder  _ire<ren  unbefuLTte  Entlassung 
vor  Beendigung  der  Dienstzeit  zu  schützen.  Und  wie  ferner  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  Dienstherrschaft  inhaltlich  dieser 
Gesindeordnungen  die  Befugniss  hat,  den  Dienstboten  ohne  Auf- 
kündigung sofort  zu  entlassen  (im  Fall  erwiesener  Unfähigkeit  für 
den  Dienst,  wegen  Untreue,  hartnäckigen  Ungehorsams,  unsitt- 
lichen Verhaltens  etc.),  so  ist  auch  dem  Gesinde  durch  neuerliehe 
Ordnungen  das  gleiche  Recht  der  sofortigen  Lfisung  des  Dienst- 
verhältnisses in  bestimmten  Fällen  eingeräumt,  z.  B.  wenn  die 
Dienstherrschaft  den  Dienstboten  misshandelt,  ihm  Unsittliehes 
ansinnt,  den  schuldigen  Lohn  vorenthält,  den  nöthigen  I'nterhalt 
verweiLTert  und  überhau}it  AnfonbM'ungen  stellt,  wekdie  mit  den 
üblicht'n  oder  vereinbarten,  aus  dem  ( iesindeverhältniss  sich  er- 
geltenden Ant'onb'rungen  nicht  vereinbarlich  ersclieinen. 

Bei  dieser  Art  der  Begelung  ist  die  Gesetzgebung  von  dem 
Gedanken  bciu'rrsclit .  dass  dem  Dienstbotenverhältniss  ein  sitt- 
licher Charakter  iiuu'wohne,  welcher  es  von  dem  einfachen  Arbeits- 
vertrage wesentlich  unterscheide,  indem  es  gewissa  Verpflichtungen 
beiden  TbeibMi  aufcrb'ge:  dem  Dienstherm,  dass  er  für  das  geistige 
und  leibliche  \\  oh\  der  Dienstboten  zu  sorgen,  dem  letzteren,  dass 
er  Ober  die  Erfüllung  der  übernommenen  Arbeitsverpflichtungen 
hinaus  Treue  und  Anhänglichkeit  an  das  Haus,  dessen  Genosse  er 
geworden  ist,  zu  bethätigen  habe;  und  dass  in  dieser  ethischen 
Seite  des  Dienstbotenvertrags  jene  erwähnten,  jenseits  des  reinen 
Privatrechtsverhältnisses  liegenden  gesetzlichen  Bestimmungen  ihre 
innerliche  Begründung  finden.  Audi  macht  man  geltend,  dass  die 
Dienstboten  meist  in  einem  Alter  stehen,  in  welchem,  ahnlich  wie  bei 
den  LebrliuLien.  eine  (Jewalt  der  Herrseliaft  und  Polizei  über  sie 
als  Krsatz  diT  ftdilenden  elterlichen  Aul:>i(  lit  gererlitterti^t  sei  nnd 
weiterbin.  dass  \  ertraLisbniehe  Licradf  des  ländlichen  Gesindes 
unter  ümständeu  so  grosso  Xachtheile  im  Gefolge  haben  können. 
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dass  neben  dem  Interesse  der  Arbeitgeber  auch  das  der  Gesammt- 

heit  gefährdet  erscheine. 

Nur  sehr  veroinzelt  hat  die  neuere  Gesetzgel)un,ir  das  Dienst- 
boteiiwesen  ausschliesslich  nach  den  p  r  i  v  a  t  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  n  0  r  u  n  d- 
sätzen  d  e r  1) i e n stni i e t Ii e  behandelt,  desshalb  vnii  jxilizeilichen 
Bestrafuni^en  im  Fall  der  Verletzung  des  Vertrags  von  der  einen 
oder  anderen  Seite  abgesehen  und  die  aus  solchen  Verfelilungon 
etwa  geltend  zu  machenden  Ersatzansprüche  auf  den  Civibrechts- 
weg  verwiesen.  (So  in  Frankreich,  wo  das  Dienstbotenwesen 
lediglich  unter  dem  Code  civil  steht,  und  in  Baden,  wo  das  die 
allgemeine  Gesindeordnung  vom  15.  April  1809  aufhebende  Gesetz 
vom  3.  Februar  1868  von  der  Anwendung  äusserer  Zwangsmittel 
zur  ErfOUung  der  Dienstbotenpflichten  eben&Us  Umgang  genommen 
hat)  Mit  Becht  kann  man  indess  gegen  diese  Ordnung  geltend 
machen,  dass  sie  in  allen  FftUen  Torkommender  IHenstverletzungen 
die  Bechtslage  zu  Ungunsten  der  Bienstherrschatt  und  zu  Gunsten 
des  Gesindes  in  unbilliger  Weise  verschoben  habe,  da  das  letztere 
in  allen  Fällen  einen  ihm  zukommenden  Schadenersatzanspnicb 
gegenüber  dem  Dienstherrn  wird  erstreiten  können,  während  dieser 
hei  der  in  der  Kegel  vorhandenen  Vermögenslosigkeit  des  (iesindes 
auf  die  Anstrengung  einer  Civilklage  nnMst  wird  verzichten  nnissen, 
so  dass  selbst  frivolste  Vertragsverletzungen  ungesühnt  bleiben 
und  der  Sinn  für  treue  Erfüllung  der  Dienstpflichten  leicht  Schaden 
nehmen  kann.  In  dieser  möglichen  Gelain-  einer  Demorai isirung 
des  Gesindes  durch  eine  rein  civilrechtliche  Ordnung  des  Dienst- 
botenverhftltnisses  liegt  die  Rechtfertigung  der  Aufrechterhaltung 
bezw.  der  NeueinfOhrung  polizeilicher  Strafmittel;  wobei  deren 
Wirksamkeit  erheblich  gewinne,  wenn  nicht  bloss  der  contraet- 
brflchige  Dienstbote  selber,  sondern  auch  der  einen  solchen  wissent- 
lich in  Dienst  nehmende  dritte  Arbeitgeber  sich  straffällig  machte ; 
und  wenn  zur  Erledigung  der  Streitigkeiten  zwischen  Dienstherr- 
schaft und  Gesinde  ein  rasches,  thunlich  vor  der  Ortspolizeibehörde 
sich  abwickelndes  Rechtsvert'ahren  für  zulässig  erklärt  würde 

2.  Sehr  viel  bestrittener  als  die  Frage  einer  von  polizeilichen 
Gesichtspunkten  getragenen  Ordnimg  des  Dienstbotenwesens  ist 


Vprjjleiche  zn  ol>i^ei]  AiistÜhraogen  den  Commissionsbericht  des  Freihemi 
V.  Bttdt-Collen  her  LT  'Ui  di«'  I.  Kaninier  der  l?ad.  Laudständf.  Hciliifre  Nu.  von 
1889/iK).  Eine  überbiclitliche  Darätelliuig  der  „Uesiudepolizei"  in  Deutschland  giebt 
L.  Jolly  in  t.  StengeVs  Wdrterbnch  d.  deutschen  Verwaltnngsrechts.  —  In  tlefaer- 
treibiingen,  fde  so  läufig}  ergeht  üch  A.  Menger,  wenn  er  (Das  bfirgerliche  Becht 

37* 
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die  Anwendung  von  polizeilichen  Stratmittol  n  in  den 
Verhältnissen  des  ländliclien  Arbeitgebers  zu  den  contnutlich  ein- 
gestellten freien  Arbeitern');  wie  denn  diese  letztere  Frage 
überhaupt  erst  in  neuerer  Zeit  eine  brennendere  geworden  ist,  seit 
Freizügigkeit,  billige  Conununicationsmittel  und  der  stets  starke 
Bedarf  nach  ländlichen  Arbeitskräften  in  Folge  der  Eutvölkening 
des  flachen  Landes,  namentlich  in  den  Gegenden  des  Grossgrund- 
besitzes,  eine  Lösung  der  eingegangenen  ArbeiUbeziehungen  dem 
Arbeiter  ohne  Nachtheil  für  ihn  selbst  so  sehr  erleichtert  haben. 
Im  Allgemeinen  wird  zu  soigen  sein,  dass  wenn  fiberhanpt  eine 
Bestrafung  des  böswilligen  Contractbruchs  aus  OrOn- 

nnd  die  besitzlosen  Klassou,  in  Braun \s  Arcluv,  IT.  Bd.,  S.  451  ff.)  meint,  dass  „das 
Eingreifen  des  Staiits  in  das  Dienstverhältniss,  uamentlirh  auf  dem  Gebiet  des  Gf- 
sinilerechts ,  die  oinscitifj«^  IJofi^ünstifrunfr  der  besitzenden  Klassen  bezweckt *■  oder 
dass  VurschrifttMi,  wi«>  die  im  Text  erwiilinten,  von  der  Yoraussetzniiip  aoBgin^en, 
„dass  ilit>  Ix'sif/.Iostn  VolksklahSfii  der  liülieren  Bevolkerunpsschicliton  von  vom«-- 
bereiu  zu  (iehursam  uud  Unter würtigkeit  verptiiclitet  siud"*  \  oder  dass  q  keine  Erschei- 
nung in  unserer  bfirgerlichen  OeseUsc^iaft  sich  so  sebr  der  Sklaverei  (!)  und  der 
Leibeigenscliaft  (!)  nähere  als  das  Gesiudeverhältniss"  (a.  a.  O.,  S.  463);  Menger's 
Ausfühninfren  lassen  fast  dt'u  Schluss  zn.  dass  er  dem  Arbeitnehmer  durch  die  von 
ihm  augestrebte  „Reform  des  Dienstverhältnisses"  wesentliih  nur  Kechie,  dem  Arbeit- 
geber wesentlich  nur  rtliehten  auferlepeu  wolle,  wo  doch  die  seitherige  Entwick- 
lunsr  der  niii^M',  frerade  auf  dem  tlai  Im  ii  T-ande,  aber  auch  in  den  Städten  «len 
Arbeitgeber  su  oft  zum  willenlosen  Werkzeug  der  Lauueu  des  Gesindes  macht  uud 
die  Ansprflche  des  Gesindes  nicht  selten  bis  snr  frirolen  Begehrlichkeit  sich  steigom. 
Die  Freizügigkeit,  die  Möglichkeit  rascliesten  Wechsels  in  der  Dienstleistung,  unter 
Umstanden  also  auch  vom  ländlichen  iu  städtische  oder  industrielle  Dienststellung, 
sorgt,  auch  ohne  positive  Gesetzcsvorschrifteu,  schon  zur  Genüge  dafür,  dass  die 
berechtigten  Ansprüelie  des  ländlichen  Arbeiters  oder  der  häuslichen  Dienstboten  auf 
die  Dauer  nielit  zu  Seliaden  kommen.  Beaehtenswerth  dürfte  nur  der  eine  Vor- 
schlag Meuger's  sein,  dass  wenn  nach  dem  Dienstvortrag  dem  Arbeiter  Kust, 
Wohnung  und  Bekleidung  zu  gewähren  sind,  dieselben  von  den  Diensthenvn  in 
einer  Weise  XU  leisten  sind,  dass  dadurch  die  persönlichen  Güter  des  Arbeiters 
(Leben,  Gesundheit,  Arbeitskraft,  Ehre,  Sittlichkeit)  nicht  verletzt  werden,  obschon 
die  Fälle,  dass  iu  dieser  Beziehung  die  Dienstherrschaften  sich  schwere  Versäum- 
nisie  SU  Sebalden  kommen  lassen,  in  den  nüttelenropiischen  Cultorstaaten  doch 
wohl  zu  den  Ausnahmen  zälileu  wi  rdrn. 

*)  Vgl.  hierzu  auch  die  Gutachten:  „Leber  Bestrafung  des  Arbeitsvertrags- 
bmchs"  von  Knauer,  C.  Boscher,  Stehmoller,  Brandes,  Brentano  n.  A.,  1874  (Schrifton 
des  V.  f.  S.,  Nü.  Vir»  und  den  Aufsatz:  -.\rbeitsvertragsbruch'^  von  U.  1. öning 
i.  Hdwb.  d.  St.  W^.,  der  mit  Recht  den  grundsätzlichen  Unterschied  betnnt,  der 
zwisciu  n  dem  Vertragsbruch  des  Arbeiters  und  des  Arbeitgebers  besteht ;  dort  steht 
nicht  ein  blosser  Keelitsvi-rzug,  sondern  ein  dauerndes,  an  sich  nicht  wieder  zu  be- 
seitigendes Tureelit  in  Fraise,  hier  ilieini  .\rl)eit;reber).  wo  die  Verfragspflielit  ni<'}if 
auf  Zulassung  zu  gewisscu  Arbeiten,  sondern  nur  auf  ge>visse  Gegenleistungen 
(Lohnsahlimgen)  gerichtet  ist,  besteht  die  Tertragsrerletsung  in  der  Nichtsablong  oder 
nicht  rechtzeitigen  Zahlung  des  Lrdms  und  nur  auf  die  Herbeiführung  dieser  Zahl- 
ptiicht  kann  daher  die  Vertragspflicht  gerichtet  sein.  Löning  folgert  daraus,  dass 
lür  eine  eriniincUe  Ahndung  des  Vertragsbruchs  von  Seiten  des  -\rbeitgehers.  da 
das  Unrecht  lediglich  in  einem  ^'ei-zUg  besteht,  ein  Raum  nicht  sei,  eine  Ansicht, 
die  jnristiscli  kaiiin  anf'eelilbar  und  fregen  die  nur  dn.s  Eine  eiuzuwcndiu  ist,  das» 
eine  eiuseitigu  Bestrafung  des  Contractbruclis  (,vuu  Seiten  der  Arbeiter'  dem  Gesetz 
in  verschirfteni  Maasse  den  Charakter  eines  „Klasfengesetses"  aufprägen  mfisste. 
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(loii  «les  öffpiitlichon  Intorosscs  fflr  angemessen  erachtet  werden 
sollte,  diese  ( ►rdiiiiiiir  gegenüber  allen,  also  auch  gegenüber  den 
industriellen  Arhriterii  Platz  greilen  müsste^),  da  eine  ausnahms- 
weise Behandlung  der  landlichen  Arbeiter  deren  rdinedies  Ijeklagte 
Abströmung  in  die  Stätten  industrieller  Thätigkeit  nur  fördern 
müsste:  dass  aber  unter  allen  Umständen  sehr  gewichtige  öffent- 
liche Interessen  in's  Feld  müssen  geführt  werden  können,  wenn 
die  widerrechtliche  Lösung  eines  reinen  Privatrechtsverhältnisses 
der  Sühne  durch  das  Strafgesetz  unterliegen  soll.  Nun  kann,  was  das 
landwirttiBchafUiche  Gewerbe  anlangt,  die  plötzliche  Unterbrechung 
bestimmter  Arbeiten  (Bestellungs-  und  Erntearbeiten)  sehr  leicht 
die  Ergebnisse  eines  ganzen  Jahres  in  Frage  stellen;  es  sind 
also  bei  einer  hftutigeu  Wiederkehr  von  Contraetbrflehen  möglicher- 
weise grosse  volkswirthschaftliche  Werthe  der  Vernichtung  preis- 
gegeben, mithin  nicht  nur  die  Vermögensinteressen  der  Arbeit- 
geber, sundern  auch  irewichtiiz'e  Interessen  der  Volkswirthschaft 
als  solcher  gefährdet.  Dies  hängt  damit  zusammen,  dass.  in 
vif]  hr.berem  Maass  als  der  Industrielle.  diT  Landwirth  auf  die 
genant'  Einhaltung  bestinunter,  den  Jahreszeiten  sich  anj)assender 
Abschnitte  seiner  productiven  Thätigkeit  angewiesen  ist,  die 
dicht  willkürlich  sich  verlegen  lassen  und  dass  das  Gelingen 
des  Productionsprocesses  von  der  Beachtung  dieser  gegebenen 
Beihenfolge  der  landwirthschaftlichen  Einzelverrichtungen  wesent- 
lich abhftngt.  Die  Hintanhaltung  von  Vorgängen,  welche  diesen 
regelmässigen  Gang  der  Production  hemmen,  darf  aber  wohl  als 
eine  Sache  von  solcher  Wichtigkeit  angesehen  werden,  dass  auch 
aussergewöhnliche  Mittel  zur  Erreichung  des  Zwecks  nicht  grund- 
sätzlich verwerflich  erscheinen.  Hat  daher  in  einem  Land  unter 
der  Arbeiterschaft  der  Sinn  für  Recht  und  gewissenhafte  Beachtung 
eingegangener  Vertrage  weithin  Noth  gelitten:  sind  dolose  Con- 
tractlirüche  nicht  bloss  etwa  vereinzelte  Vorgänge,  sondern  so 
häufig  aultretend,  dass  sie  als  eine  ötfentliche  Calamität*'  und 
»reijen  das liechtsgefühl  iniVolk  verstossend  empfunden  werden:  wird 
etwa  gar  von  Seiten  gesellschaftsfeindlicher  Parteien  als  eines  der 
Mittel  der  Bekämpfung  der  besitzenden  Elemente  die  Aufreizung  zu 
Contractbrüchen  planmässig  betrieben,  so  wird  man,  zumal  bei  <ler 
Aussichtslosigkeit  der  Verfolgung  «ler  Ansprüche  der  Arbeitg<d»er 
auf  dem  Civilrechtsweg,  einer  criminellen  Ahndung  der  Contract- 


')  So  anch  Marcard,  a.  a.  0.,  S.  23Ö. 
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brfiche  zustimmen  können,  aber  gut  daran  thun,  keine  aUzugrossen 
Hoffiiungen  an  diesen  Bepressivact  zu  knüpfen,  da  derselbe  sefar 

wolil  die  Folge  haben  kann,  dass  die  Arbeiter  es  ablehnen,  auf 
irgend  liingore  Zeit  contractliche  Verpliiclitungen  überliaupt  uoch 
einzugelien.  Jedenfalls  wäre  es  verfehlt,  wenn  man  die  Lösung 
der  landlichen  Arheiterfraiie,  d.  h.  die  Erlialtunir  Lrutcr  Arl>oits- 
beziehnngen  im  Interesse  ungestörten  Betriebs  wesentlich  von  dem 
Strafgesetzbuch  erwarten  wollte.  Im  Uebrigen  erfordert  die  aus- 
gleichende Gerechtigkeit  auch  hier,  dass  neben  den  contract- 
brflchigen  Arbeiter  auch  der  zum  Contractbruch  verleitende  oder 
den  contractbrflcbigen  Arbeiter  wissentlich  einstellende  dritte 
Arbeitgeber  sowie  sonstige  zum  Contractbruch  gewerbsmftssig  Ter* 
leitende  Personen  (Makler)  fOr  straffällig  erklärt  werden.  Aus- 
sichts-  und  wirkungSToUer  übrigens  als  eine  criminelle  Bestrafung 
des  Gontractbruchs  dürften  Yorschriften  sein,  durch  die  den  Yer- 
waltungs- (Polizei-) Behörden  eine  vorläufige  Entscheidung  Aber 
gewisse  aus  dem  Arbeitsverhältnisse  entspringende  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  überwiesen  wird 
mit  der  Befiigniss,  dieselbe  sofort  in  Vollzug  zu  setzen;  wie  ander- 
seits das  Hegeliren  begründet  erscheint,  dass  für  diejenigen  Ent- 
schädigungsforderungen, die  dem  Arbeitgeber  gegen  den  Arbeiter 
aus  dem  Contractbruch  des  letzteren  erwachsen,  die  Beschlag- 
nahme des  Lohns  (in  Abweielmng  von  den  Vorschriften  des 
]).  Reichsgesetzes  v.  21.  Juni  1869)  oder  besser  noch  die  Ein- 
behaltung des  Lohns  bis  zu  einem  procentualen  Satz  oder  für 
eine  bestimmte  Zeitdauer  bis  zur  ErfttUung  des  Contractes  durch 
den  Arbeiter  bei  vorher  erfolgter  Abmachung  gestattet  seL 

Aninerkuupr.  a»  Zwei  im  Jalirc  187.T  beim  D.  Kciohstag  eingebrachten  Gesetz- 
eutwürte,  welche  Strafbesünuuuugeu  über  deu  Contractbruch  nicht  bloss  gegenüber 
den  gewerbUehen,  sondern  incb  gegenüber  den  land-  und  forstwirilM(»alUlcshei 
Arbeitern  vorsahen,  !>ind  cr^ebnittlos  verblieben.  Anscliliess(>ud  an  die  TOm  YeniB 
für  Socialpolitik  erhobenen  oben  citirteu  lietVrate  liafte  die  Jahresversammlung'  des 
Vereins  (Eisenach,  Uctober  1874)  die  Coutractbruchfrage  im  Sinne  crimineller 
Ahndung  bejaht,  wogegen  damals  der  Deutsche  Landwüihschaftsratb  (1874  und 
1H7.')'  zu  dieser  Kräfte  in  seiner  Mehrheit  noeli  eine  ablehnende  Stellung  einnahm, 
diese  aber  inzwischen  aui'gegeben  hat,  indem  derselbe  im  Jahre  1891  (ArctÜT  fax 
1891,  8.  411  ff.)  rieh  dafttr  stusprach,  daas  ^Am  böswillige  Conirmctbrnch  sowie 
die  Verleituu;;  zu  demselben  (wegen  der  Ausbildung  des  A^enteuwesens)  straf- 
rechtlich zu  verfoljren  und  mit  angemessenen  .Strafen  zu  hednihen  ist**,  «lieferenfen : 
V.  Köder  und  Bürstenbinder).  Letzterer  glaubte  betonen  zu  sollen,  dasü  .,die 
Bestrafung  des  dolosen  Contractbrachs  das  Correlat  für  die  Gesetze  Aber  Freizögig' 
keit,  Passlosin-keit  und  f'oalafionsfreiheit  der  Arlx  ifi-r  ist",  wobei  er  auf  das  dtirch 
▼.Wächter  im  Jahre  1675  in  dieser  Frage  abgegebene  Kechtagutaehteu  liinwie«,  in 
welcbem  es  heisst:  ^Strafe  Ist  xnläsiig  und  geboten,  sobald  ein  begangenes  Uaredit 
derart  ist,  dass  snr  BekftmpAmg  des  widerrecbtlichea  Willens  des  Schnldigieii  und 
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zur  Sanction  der  besteUeuden  Kitchtsorduuug  und  zur  (Jeuugthuuu(^  für  das  verletzte 
Bacht  d«r  blosM  dvibrecfatUohe  Erstattnnph  imd  Braatnwang  nicht  ausreicht  .  .  . 
•Die  Arbeiter  gemessen  jetzt  mit  volh  in  Uwht  eine  sehr  ausgedehnte  Freiheit  .  .  , 
lim  so  entschiedener  aber  ninss  Misshrinicht  n  »licser  Freilieit  ent«re«ren;retret«'n  werden. 
Ein  schwerer  Missbraucli  aber  ist  der  willkiu  iiche  Bruch  des  geschlossenen  Arbeits- 
vertrags, der  gerade  bei  jener  FreHidt  f&r  die  öffentliche  Ordnung  besonderg  ge- 
fihrlich  ist."" 

b)  Eine  puUzeiliche  Bestrafung  des  böswilligen  ( outractbruchs  besteht  in 
Prenseen  nnd  >war  nicht  bloss  gegenüber  dem  eigentlichen  Gesinde  (Gesinde- 
ordnung vom  8.  November  1810),  sondern  auch  inhaltlich  des,  allerdings  nur  auf 
die  älteren  Provinzen  mit  Ansuahnu-  von  Hnlu  nzollern  sich  erßtrcckend»'n  Gesetzes 
vom  24.  April  1854  gegenüber  läudUclieu  Arbeitern  ^instleute,  herrschaftliche  Tage- 
löhner, Einlieger,  Kathenlente,  femer  Handarbeiter,  die  sich  zn  be^tinunten  land- 
und  forstwirthschaftlichen  Ari)eiten  verdungen  liabcm;  und  älmlicho  A'orscliriften 
gelten  auch  für  Sclileswig-iiolstein  (Gesetz  vom  ti.  i^c'bruar  1878)  und  für  Hessen- 
KsMBQ  (Getets  Tom  27.  Jnni  18861,  dessgleichen  für  Hnunover  (Dienstbotenordnung 
vom  5.  August  1844,  P.  St.  G.  B.  1847»;  femer  in  Bayern  (P.  St.  G.  B.  von  1861 
niid  Novelle  voti  1871  i  <.Ti,''enüber  dm  auf  längere  Zeit  in  Bescluifti^Minpr  ge- 
uummeueu  Tagelöhnern;  endlich  in  Mecklenburg-Schwerin  (Verordnung  vom 
15.  Jnli  1885).  Diese  Yorschiiülen  sind  aber  meist  nicht  nur  wegen  des  geringen 
Strafiii:ia>^rs.  (las  sie  androhen  weni;r  wirksam,  sondern  auch  deishalb,  weil  sie 
beim  Verziehen  der  Arbeiter  iu  andere  Staaten  oder  ätaatsgebietstheile  und  solange 
dne  Rechtehüfereipflichtung  fKr  Fälle  dieser  Art  nicht  besteht,  ihre  Wirksamkeit 
versagen;  so  dass  eine  reichsgesetzliche  Ordnung  der  Materie  im  Fall  der  Bejahung 
der  Krage  der  Strafbarkeit  <les  Contraetbrnch  anzustreben  wäre.  i  V-rl.  bieriil)er 
auch  die  im  Arcliiv  d.  l).  Landwirt lischaftsraths  lür  18Ü2,  S.  XXXLl  mitgetheilte 
Eingabe  des  Präsidiums  an  den  deutschen  Bundesrath  in  dieser  Sache.) 

c)  Es  darf  üVmgens  nicht   un1)i  t  iit  Mi  ili.  ii,  dass  die  Contractbruchfrage 
innerhalb  der  A  r  bei  t  <re  1»  e  r  k  r  e  i  s  e  seiher  ikm  h  immer  controvers  ist  und  dass 
in  der  laudwirtiiscliatt liehen  Fachpresse  pulizeiliche  Zwaugsmaassregeln  gegenüber 
den  lladlichen  Arbeitern  mehrfach  auch  jetst  noch  durchaus  abftlligbeurtheUt  werden. 
„AUe  diese  Maassrejrdn  werden  gerade  das  Gegentheil  von  dem  bewirken,  was  sie 
sollen,  den  Arbeiter  nicht  au  das  Land  fesseln,  sondern  ihn  forttreiben,  deei  (Jegensatz 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  verschärfen''  (Gedanken  zur  Arbeiterfrage  auf 
dem  Lande  in  No.  11  von  Möser's  landw.  Umschau,  1S*H  ).   Aehnliche  Stellungs- 
nahme  zur  Frafr»"  der  Bestrafung  des  Contractbruchs  bei  Krämer,  a.  a.  O..  S.  2H9; 
sowie  in  dem  Art.  von  K.  Schneider  iu  No.  34  ff.  der  laudw.  Presse  von  18H1, 
wenn  schon  von  Letsterem  gntndsätslich  die  Zulissigkeit  der  criminellen  Ahndung 
des  böswilligen  ('ontraetbruihs  rin;,'-eräumt  wird,  sofern  ein  erhebliches  volkswirth- 
schaftliches  Bedürfniss,  nämlich  die  Fernlialtung  grosser  wirthschaftlicher  Schäden, 
nachgewiesen  werden  kann;  wobei  in  Anlchuung  an  das  englische  Hecht  eine  Be- 
strafhng  nur  auf  Antrag  und  nur  dann  gefordert  wird,  wenn  der  yertragsl)rücliige 
„wnsste  oder  den  Fniständen  nacli  unssen  musste,   dass  er  den  anderen  Theil  in 
seinem  Lebensunterhalt  \,als  Arbeiter)  oder  in  seinem  Geschäftsbetrieb  (als  Arbeit- 
geber) voraussichtlich  in  erheblicher  Weise  schädigen  würde*,  unerheblichere  Ftile 
des  Vertnigsbruchs  aber  straflos  zu  bleiben  hätten.        Tiid  Meitzen  (a.  a.  0., 
11.  Bd.,  S.  121)  meint:  „Alle  Mittel,  welche  die  liesetzgebung  darbietet,  sind  sehr 
schwach,  um  ein  gutes  Verhältniss  zwischen  den  Dienstherrschaften  und  den  Dienen- 
den zu  sitliern.     Es  ist  unzweifelhaft,  dass  der  Dienst-  oder  Gesindevertrag  sich 
dtircli  keinerlei  gesetzlicbe  Bestimmungen  von  einem  ersichtlichen  Mang-el  an  Er- 
zwiugbarkeit  befreien  lässt  .  .  .  Der  Zwang  zur  ErlüUuug  kann  selten  zum  Ziel, 
viel  leichter  aber  in  grösseren  Belästigungen  und  Beschädigungen  der  Dienstherren 
führten.   Ebenso  wird  da,  wo  nicht  der  richtige  Takt  der  Herrschaft  und  das  eigene 
Ehrgefühl  und  der  Wunsch  getreuer  und  fiirderlicher  FtlichtertÜllung  die  Handlungs- 
weise des  Dienenden  bestimmen,  die  Aussicht  auf  Polizeistrafeu  so  wenig  als 
die  Möglichkeit  körperlicher  Zttehtigung  das  Verhältniss  au  einem  nutabringendmi 
und  erträglichen  g-estalten'*. 

d)  Im  Bereich  der  jr  e  we r  b  1  i  c  h  en  Arbeiter  ist  mittlerweile  dureli  die  Novelle 
zu  der  D.  Gewerbeordnung  (v.  1.  Juni  18U1;  §  llüa  und  ^  124b)  die  Zulassigkeit 
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vou  LohiieinbehaltuiifrrTi  und  dor  .\iis]>rTirh  auf  Entschädiirnnpr  auch 
ohne  Nachweis  des  Schadens  geseulich  anerkannti  mit  welcher  Art  von 
Regelung  wenigsteus  den  gröbsten  Au8iK;hreitiingeii  meb  im  Bereldi  der  taadw« 
Arbeiter  wohl  m  iteneni  wäre. 


g  100.  Interlocale  Arbeiterpolitik. 

1.  AV«'nn  die  Arbeiternoth  auf  dorn  flacljeii  Lande  zu  ein»'m 
^rutcn  Theil  auf  den  wachsenden  Draiicr  nacli  den  Städten  zurück- 
zuführen ist,  wenn  ferner  diese  AhwanderunLr .  abircsclicn  von  den 
Schädigungen  des  landwirtlischaftlichen  Gewerbes,  auch  in  sonstiger 
Hinsicht  beklagenswerthe  Zust&ude  geschaffen  hat  —  Anhäufung 
eines  massenhaften  Industrieproletariats  in  den  grossen  Sammel- 
punkten des  Verkehrs  mit  den  daraus  entspringenden  wirth schaft- 
liehen, socialen  und  sittliehen  Gefahren  — ^  so  wire  es  doch  un- 
richtig, aus  dieser  nicht  immer  durch  gerechtfertigte  wirthschafUiche 
Beweggrflnde  hervorgerufenen  Bevölkerungsverschiebung  die  Be- 
rechtigung zu  weiter  gehenden  Einschränkungen  der  Nieder- 
lassungsfreiheit und  Freizügigkeit,  als  das  geltende 
Becht  sie  kennt,  ableiten  zu  wollen;  das  Mittel,  jenen  Wander- 
strom einzudämnu'u,  kann  vielmehr  nur  in  solchen  Veranstaltungen 
gesuclit  werden,  die  darauf  bereclmet  sind ,  den  auf  Handarbeit 
angewiesenen  Thcilcn  der  Bevölkerung  des  flachen  Landes  eine 
solche  Verwerthuiig  iln*er  Arbeitskraft  in  der  Landwirthschaft  /w 
eröffnen,  die  iluu'u  den  Verldeiit  in  derselben  wünschenswert h  er- 
scheinen lassen:  wobei  theils  auf  das  oben  über  die  Emporhebung 
der  Landarbeiter  zu  Arbeitenuiternehmern  Bemerkte  (§  97),  theils 
auf  die  spateren  Ausführungen  über  die  richtigen  Gestaltungen  der 
persönlichen  Beziehungen  des  Arbeitgebers  zu  den  Arbeitnehmern 
(§  102)  zu  verweisen  ist.  Auch  beachtet  eine  auf  die  grundsfttz- 
Uche  Einschränkung  des  Freizflgigkeitsrechts  gerichtete  Bewegung 
zu  wenig,  dass  zahllose  Landgemeinden  für  die  nachwachsende 
jfingere  Generation  die  Gelegenheit  zu  erfolgreicher  und  lohnender 
Arbeitsbethätigung  nicht  oder  nicht  in  genügendem  Maasse  dar- 
bieten, eine  Wegwandenuig  eines  Theils  dieser  Elemente  daher 
für  die  hierher  zählenden  Landgemeinden  geradezu  eine  Lebens- 
frage bildet;  und  dass  es  Formen  des  lamlwirthschaflichen  Bt^triebs 
giebt.  die  auf  die  periodische  Heranziehung  von  Arbeitskräften 
ohne  schwere  SchäiiigiuiLren  x  hu  •  rlii  li  verzichten  können,  l'ntcr 
allen  Umständen  würde  in  einer  Zeit  der  wachäeudeu  Verschärlung 
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der  socialon  Gegensätze  und  der  ziinclimenden  Verhitterung  der 
arbeitenden  Klassen  eine  ( JesotzucbunL,'- .  die  diese  des  Mittels 
berauben  wollten,  ihre  Arbeitskraft  naob  freiem  Ermessen  zu  ver- 
werthen,  sehwerlieli  geeignet  sein,  den  socialen  Frieden  zu  fi^rdern, 
da  sie  in  deren  Augen  nicht  anderes  als  eine  im  Interesse  der  Besitzen- 
den gelegene  Action,  d.  h.  als  ein  Klassengesetz  unschönster  Art 
sich  darstellen  müsste.  Man  muss  auch  mit  der  Thatsache  rechnen, 
dass  die  in  einzelnen  Staatsgebieten  zu  beobachtende  Entvölkerung 
des  flachen  Landes  und  die  dadurch  für  den  Landwirthschafts- 
betrieb  geschaffene  Schwierigkeit  in  der  Arbeitsbeschaffung  mit 
der  stfirmischen  Entwicklung  der  industriellen  Thfttigkeit  in  der 
zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  wie  Wirkung  und  Ursache 
zusammenhängt  und  dass,  wenn  erst  einmal  der  Strom  des  indu- 
striellen Lebens  wieder  in  ruliiLiere  l^alinen  eincrelcnkt  liuben  wir<l, 
jener  WegwandtTung   dann  von  stdb<T  Scbranken  gezogon  sind. 

2.  Kann  sonacb  eint'  Kedc  jiicht  wohl  davon  sein,  der  Arbeiter- 
notli  auf  dem  Lande  durch  ein  irgenilwic  gestaltetes  Zurückgreifen 
auf  früluTe  gesetzliche  Einschränkungen  der  wirthschaftlichen  Be- 
wegungsfreiheit von  Ort  zu  Ort  innerhalb  eines  luul  desselben 
Staats-(Tveichs-)gebiets  abzuhelfen,  so  liegt  auch  offenkundig  eine 
der  Quellen  des  Missbehagens  für  das  flache  Land  und  nicht  die 
gerinste  weniger  in  dem  zeitweise  starken  Abströmen  eines  Theils 
der  Bevölkerung,  als  darin,  dass  die  Ordnung  der  Ffirsorge- 
und  ünterstfltzungspflicht  für  die  Weggezogenen  keineswegs 
überall  eine  glückliche  ist,  insofern  auch  dann,  wenn  jedes  wirth- 
schaftliche  Band  zwischen  ihnen  und  der  QeburtB-(Heimath-)gemeinde 
längst  zu  bestehen  aufgehört  hat,  gleichwohl  weitgehende  Unter- 
8tützungsver])tiichtuiigen  den  letzteren  angesonnen  werden.    Die  in 
diesen  I  nistrniden  niögliclierweise  begiMindete  Härte  drückender  Be- 
lastung der  Landgenieinden  dur<di  die  üuhmi  auferlegte  Annenfiir- 
sorgejdlicht  für  die  ausserlialb  der-t  I1»en  dem  wirthschaftlichen  Euiu 
Verfalb'nen  ist  es,  die  vor  Allem  eine  Abhilfe  erheischt,  d.h.  es  sollte, 
WO  sie  läüderweise  zu  Tage  tritt,  e  i  n  e  a  n  d  e r  w  e  i  t  e  \'  e  r  t  Ii  e  i  1  u  n  g 
der  Armenlast  im  Sinne  ausgleichender  Gerechtigkeit,  thunlich 
also  in  der  Richtung  der  Bildung  grosser  Armenverbände  oder  der 
üebemahme  eines  Theils  des  Armenaufwands  auf  die  Allgemeinheit, 
in  Aussicht  genommen  werden;  während  an  dem  Grundsatz  der  Frei- 
zügigkeit nicht  gerüttelt,  wohl  aber  auf  dem  Weg  einer  die  grössere 
Stetigkeit  des  Erwerbslebens  verbürgenden  planvollen  Wirthschafts- 
politik  die  wünschenswerthe  grössere  Sesshaftigkeit  der  Bevölkerung 
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auf  nüttolbarcm  ^\>£!:e  zu  fnrdcrn  aosucht  werden  sollte.  Und  es 
darf  in  dieser  l^e/.ii'liuiiü'  wolil  lictont  werden,  dass  wenn  man  mit 
]{eelit  die  wachsende  Unruhe  in  der  l)evrdkerungsl>ew»'u:un<r  vom 
flachen  Lande  in  die  Städte  als  eine  bcklairenswerthe  Erseheinimg 
«rächtet,  eino  Kichtung  der  Wirtlischaftspolitik  von  selbst  sich 
verbieten  sollte,  die  dem  landwirthschaftliclien  (lewerbe  die  Erwerbs- 
bedinj^iingen  und  damit  die  Zahlung  auskömmlicher,  den  in  der 
Industrie  gleichkommender  Löhne  erschwert»  also  den  Abstrom  in 
die  Industriecentren  und  die  ungesunde  Ausdehnung  der  industriellen 
Thätigkeiten  begdnstigt  mit  dem  unausbleiblichen  Gefolge  Ton 
periodischen  Bflckschlftgen  und  abermaliger  Häufung  des  städtischen 
Proletariats;  wobei  auf  die  froheren  Betrachtungen  Aber  die  völlige 
Preisgabe  der  landwirthschaftlichen  Interessen  in  Grossbritannien 
und  die  daraus  erwachsenen  unerwUnschten  Folgen  (S.  23  unten 
und  S.  24:  S.  169;  S.  182)  verwiesen  wer«h_^n  darf:  eine  Betrachtung, 
die  ireradc  wieder  vom  Standpunkt*'  der  unteren  Volksklass«»n  aus 
eine  den  agricolen  Interessen  wtdilwollende  Wirths(hafts]»olitik 
auch  als  im  allgemeinen  Staatsinteresse  gelegen  erscheinen  lässt 
und  diejenigen  ins  Unrecht  versetzt,  in  deren  Augen  eine  solche 
Politik  als  eine  ungerechtfertigte  Begünstigung  einseitiger  Elassen- 
(Grundbe8itz-)interessen  sich  darstellt 

Anmerkung,  a)  Auf  oine  nülifro  priindsiitzliclie  ErörtoniiiR-  d<>r  Fra^-en  des 
MederlaäsuugS'  and  des  Freizügigktitärechts  sowie  der  damit  iin  Zu^auiiueuhaug' 
Stehenden  Fragen  des  Beehts  der  EheBchliessunf  war  ra  ▼erncliteni  iiaelideni  diese 
Materien  in  der  „Grunfllffrung**  durch  A.  Wa},''ner  bereits  in  erschr)pf.'iulst«r 
Weise  behandelt  worden  sind  (siehe  dessen  Aus{uhrung<;n  über  die  socialen  Frei- 
heitsrechte im  Allgemeinen  in  den  224  ff.  nnd  fiber  das  Zngrecht  Insbesoodere 
in  den  234  ff.);  es  konnte  vii  lmehr  genfigen,  die  Stellunfar  zu  betonat,  die  äch 
vom  (Jesiehtspunkt  Hprrarisclier  Interessen  aus  erjrieltt.  Audi  Wa}rner  het^t 
gegen  directe  Erschwerungen  des  l'riucips  der  Ereizügigkeit,  zumal  das  Maas»  von 
BMchrftnknngen  des  ilteren  Zog»  und  Niederlassongfsrechls  bei  den  bentfuren  Coob- 
mnnicationsinitteln  i-infach  nicht  mehr  aufrechtzuerhjilfcu  ^rewestMi  wätr  i  hrmla  ^  23f>\ 
grosse  liedenken,  wenn  schon  „die  Freizügigkeit  in  die  periodische  Bewegung  des 
Wirthschaftslebens  verliängnissToll  eingreift  ,  und  erbUekt  die  Ldsong  mehr  in 
iiidirt  I  tt  ii  Krscliwernii^en,  die  „^ic  Einführung  eines  Hemmugsrads  in  den 
Mcrliuiiisiuus  des  Verkehrs,  namentlich  in  den  (Janfi:  der  specnlativen  T'rodnction. 
bedeuten",  also  vor  Allem  in  der  weiteren  Ausdehnung  des  gemein wirtiischai'tücheu 
Systems,  sowie  in  der  Erschwerung  der  Specnlation  nnd  der  Ausbeutung  der  Cos- 
jnnctaren  dnreli  eine  ri(hti<re  Ortranisation  des  Credit-  und  Bankwesens,  vor  Allem 
aber  durch  eine  Regelung  des  Armenwesens  im  Sinn  der  Abnahme  der  ArmenUi»t 
von  den  (lenieinden,  weil  uud  solange  diesen  jede  Einwirktug  auf  das  ihnen  xur 
T.ast  fallende  Individuum  fehle,  und  durch  Ueberwälxung  derselben  auf  die  Schultera 
der  Arbeit LTeher  und  Arbeiter  '  Hilt'>kassenwesen  mit  K;issenzwang),  d.  h.  auf  diejruitren. 
welche  „zumeist  die  wirklichen  oder  die  ihrer  individuellen  Meinung  nach  vor- 
handenen Yortheile  von  der  Freixfigigkeit  haben**  (ebenda  $844ff.X 

b)  Für  Deutschland  konnnen  für  die  vnrlicLreiule  Materie  die  (leset/.e  vom 
1.  Nov.  1867  über  die  Freizüpjrkeit,  vom  4.  Mai  18{)8  über  die  Aufhelnm^'  <ler 
polizeilichen  Beschränkung  der  Eheschliessung  und  vom  6.  Juni  1870  iiber  deu 
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Cnteretütziuigswohiiüitz  in  Betracht,  welch'  letzteres  die  ^veseutUclien  Voniclirifteu 
der  preiusischen  Gesetzgebung  von  1H42  in  sich  aufgenommen  hatte-,  wogegen 
Bayern  seine  Gesetzgebung  über  Heiuuitbs-  un«l  Niederlassungsverhiiltnisse  ' ein- 
geh liesslicb  ij^wifiser  lieischrunkungeu  deü  Verehelichougsrecht«),  wie  über  Armeu- 
pflege  beibelialten  hat  (Gesetee  vom  16.  April  1868  und  89.  April  1869),  und  in 
EisHiis-Lothringen  noch  die  ältere  französische  Gesetzgebung  iu  Wirksamkeit 
besteht.  Während  nun  das  Charakteristische  des  früher  iu  den  meisten  dentsehen 
Staaten  iu  Geltung  geweseueu  Systems  darin  zu  tiudeu  ist,  das»  nur  die  Ileiuuith- 
gemeinde,  d.  hl  die,  in  der  der  iiedürfHge  dnrch  Geburt,  Verehelichung  oder  aue> 
drückliehe  Aufnahme  Heimiithrecht«'  hat.  zur  Annenunterstützung  verbunden  ist.  fenier 
dass  die  ursprüngliche  üeimath  nur  durch  Erwerb  des  lleimathsrechts  iu  einer  anderen 
Gemeinde  oder  durch  Yerlnst  der  Staatsangehörigkeit  verloren  gehen  kann  nnd 
daM  Personen,  deren  lleimatlisort  sich  nicht  ermitteln  lässt,  durch  die  Staatsbehörde 
irirend  einer  Geuieinde  als  heimathsbereeJitigt  überwiesen  werden,  wird  inhaltlicl»  de» 
gellenden  Keeliis  iiber  den  Untcrstiitzuugswohusitz  die  Unterstützungspflicht  der 
Gemeinde  abhängig  gemacht  von  dem  auf  eine  gewisse  Dauer  (2  Jalur)  sieh  er- 
strecki'iideii  Aufeiitliiilt  nach  zurückgelegtem  24.  l.eliiMisjalir.  und  der  ruterstützuugs- 
Wohnsitz  geht  verloren  nicht  bloss  durch  Erwerb  eines  andereu,  sondern  auch  durch 
sweijährige  nnnnterhrochene  Abwesenheit  nach  znrttckgelegtem  24.  Lehensjahr;  so 
dftM  ea  Personen  geben  kann,  die  überhaupt  keinen  rnterstützungswuhnsitz  haben« 
und  somit  für  die  Armenpflege  dieser  Personen  der  sog.  T.uiulanneii  i  in  besonderer 
Weise  zu  sorgen  ist  'LaudurmeuverbuudeL  —  Mit  Keelit  waudte  mau  gegen  diese 
Ordnung  des  Armenwesens  ein,  das«  dessen  Grundgedanke:  die  Pflicht  snr  Armen- 
unterstüfznng  solle  ein  Aequivalent  sein  für  die  wirths(  liatf liclien  Vnrtheile,  die  der 
Verarmte  dem  Verbände  zur  Zeit  seiner  Arbeitsfähigkeit  gewährt  liabe,  ein  ver« 
fehlter  ist,  da  „swischen  einem  Aafenthalt  von  2  Jahren  nnd  einer  seitlich  nn« 
begrenzten  I'uterstützungNptlii  iit  keia  Tohiltniu  der  Aequivalenz  besteht**  (Löning); 
femer  diuss  das  Institut  der  Landarmen,  die  von  einer  (temeinde  zu  anderen  fort- 
geschoben werden,  iiuf  die  bessereu  Kiemeule  demoralisireud  wirke,  die  schlechteren 
Elemente  aber  geradezu  der  Landstreicher^  entgegenföhre;  dass  aber  Oberhaupt  im 
System  des  (lesetzes  die  unsehönsten  Praktiken  der  (Jemeinden  und  Einzelner  ge- 
zeitigt wurden  sind:  Versagung  der  Wohnung,  Kündigung  des  Dienstes,  scheinbares 
Verlassen  des  Dienstes,  um  die  Fristnnterbrechuug  herbeizuführen,  Aufnahme  illoyaler 
Gedinge  in  die  Pachtverträge  (z.  Ii.  dass  der  l*ächter  Dienstboten  nicht  länger  als 
'J'A  M'itiate  im  Dienst  behalten  dürfe  etc.»:  dass  dieses  scharfsinnig  ausgebildete 
L'nweseu  des  Abschiebeus  die  „Luudarbeiterfabrikatiou"  geradezu  gross- 
gezogen habe;  dass  also  desshalb  gerade  auch  die  Frdxilgigfcät  selber  Noth 
leide,  weil  durcli  das  geltende  Recht  das  Misstrauen  der  .Vnnenverbände.  der 
grösste  Feind  der  Freizügigkeit,  geschaffen  worden  sei.  —  Vom  specilischeu  laud- 
wirthschaftlicben  Standpunkte  aus  wird  seit  Jahren^  namentlich  seitens  der 
Attlichen  Provinseilf  im  Hinblii  k  auf  die  hier  zu  beobachtende  besonders  starke 
Abwanderung  von  T'ersf>nen  sehr  j  u gen d I i  <■  Ii e n  Alte.-s,  der  Beginn  der  Fristen 
zum  Erwerb  und  Verlust  des  L  uterstützuugswuhusitzgesetzes  Lebensjahr)  be- 
mingelt,  weil  zu  einer  ungerechtfertigten  Belastung  der  ursprünglichen  Heimath- 
gemeinde innerhalb  dieser  Zeit  führend,  da  diese  zur  Fürsorge  für  die  im  jugend- 
lichen Alter  Verzogeneu  bis  zu  deren  vollendetem  2ü.  Lebensjahr  verpflichtet  bleibt 
und  es  wird  daher  vor  Allem  eine  angemessene  Verkürzung  der  Frist  zum  Erwerb 
und  Yerlnst  des  l'uterstut/.uii<rswolinsitzes  und  eine  Herabsetzung  des  Lebens- 
alters, mit  welchem  die  Frist  beginnt.  er>trelit.  wahrend  freilich  in  deu  Kreisen 
der  süddeutschen  Landwirt hschatt  sich  vielläch  auch  entgegengesetzte  Strömungen 
bemerkUch  machen.  —  Angefügt  sei,  dass,  wie  in  Bayern,  so  auch  in  Oester- 
reich, noch  das  Sjrstem  der  Heimathgemeinde  mit  un1>i  dingter  Unterstatsungspflicht 
gilt  '(ies.  v.  3.  Dec.  18G3);  dass  in  Frankreich  zwar  in  jeder  Gemeinde  Armen- 
anstalten (Bureaux  de  bienfaisanee)  zu  errichten  sind,  eine  unbedingte  rnterstützungs- 
pflicht  aber  nicht  besteht,  mit  Ansnahme  der  Verwaisten  oder  d*  r  von  ihren  Elt«ni 
verlassenen  Kinder;  und  dass  in  Kngland  «iesetzgebung  von  IHiW'  grundsätzlich 
Verarmte  in  Werkhäusern  (.mit  .\rheitszwaugs;  zu  verpflegen  sind,  au  welchem 
Orändsata  frriUch  niemals  streng  festgehalten  au  werden  vermochte. 

c)  Ueber  die  in  Deutschland  sich  geltend  machenden  Strömungen  ist  ins- 
hetondere  auf  die  neuerlichen  Verhandlungen  im  Preuss.  LaudesökuuumiecoUegium 
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vom  10./15.  Not.  1890  und  im  Deutschen  Landwirthscbaftsrath  1892  (Archiv  1892, 

S.  589  flF.)  zu  verweisen  mit  dem  einpelu-ndcn.  durch  sorfUltige  statistische  Nat  h- 
weise  ht'lefrt«'n  K«'fcraf  von  v.  lirluw-Salcskc,  der  dif  rntliunliclikeit  der  Kiick- 
kehr  xum  alteu  lleiniuthrecht  ^^rade  vom  ätandpuukt  der  Landgemeinden  auü 
betonte  im  Gegensats  an  den  Correferenten  von  v.  Oehlschlägel  und  v.  Hornsteiii, 
welch'  letzterer  übrigeus  mit  Hecht  eine  Abschwächung'  der  dem  ffeltendi-n  Ttecht 
entspringenden  Mängel  von  der  socialen  Versicherungsgesetxgebuug  erwartet. 
—  Eine  gute  Orientirung  Uber  das  ^Fttr  und  Wider*  des  geltenden  Becht  giebt 
Mfin Sterberg,  Die  deutsche  Armengesetzgebung  und  das  Material  zu  ihrer  KflfonB, 
1887;  vgl.  fenier  den  l>ci  der  Niederschrift  mit  benutzten  Aufsatz  von  Löning: 
.Armenweseu'^  in  Schoiiberg's  Hdb.  der  polit.  0.,  III.  Bd.,  1891,  8.  963  ff.;  ebenda 
^vie  anch  bei  A.  Wagner,  a.  a.  O.)  eingeheaide  Litemtmnachweiie. 

2.  Wanderarbeiter  insbesondere.  Eine  zu  gewissen 
Jahreszeiten  erfolgende  Wegwanderimg  Ton  Arbeitern  aus  ihren 
Heimathorten  in  andere  Districte  behufs  der  Aufsuchung  von  Ver- 
dienstgelegenheit wird  in  der  Bogel  auf  eine  üeberyOlkerung  der 

Gegenden  dieser  Arbeiter  zurflekgefShrt  werden  können,  nämlich 
darauf,  dass  «'in  Theil  der  ansässigen  Hevolkenmg  weder  auf  dem 
eigrn»'n  (inuidlu'sitz  noch  in  fromdcni  Dionst  die  Viitorlialts- 
niögliclikcit  findot:  sie  kann  aber  au<;li.  ohne  dass  eine  solche 
zwiiiirtMidc  Vt*raiilassuiig  der  Wegw andcrnng  vorläge,  durch  die 
Möglichkeit  lohnenderer  Verwertliung  der  Arbeitskraft,  als  sie  die 
Heiniath  bietet,  also  durch  die  Verschiedenheit  der  iuterlocalen 
Lohnsätze  veranlasst  sein;  es  ist  endlich  nicht  ausgeschlossen,  dass 
nicht  sowohl  materielle  als  psychologische  Beweggifinde  und  die 
Lust  nach  einer  Ortsveränderung  an  sich:  die  Absiclit,  dem 
Familienverband  mit  seiner  strengeren  Zucht  und  Aufsicht  auf 
einige  Zeit  des  Jahres  sich  zu  entziehen,  die  grossere  Ungebunden- 
heit  des  Lebens  in  der  Fremde  und  Aehnliches  —  einer  Anxahl 
Elemente  der  ländlichen  Bevölkerung  alljährlich  den  Wanderstab 
in  die  Hand  drücken.  Sicher  aber  ist  es  in  vielen  Fällen  die 
wirkliclie  Noth  des  Lebens,  welche  gegendenweise  Tausende  von 
Leuten  beiderlei  Geschlechts  Verdienstgelegenheiten  weitab  von 
der  Heiniath  aufsuchen:  und  wiederum  das  gerade  den  Land- 
liewohiHTu  in  Ix'sondcrem  iJrad  innewohnende  Heimathsgefühl. 
das  sie.  den  Zugvögeln  gleicii,  ininicr  wicfler  in  regelmässigem 
Turnus  «len  Stätten  der  (ieliurt  zueilen  lässt.  So  ziehen  in  den 
dichtbovölkeiisten  Theilen  Süddeutschlands  vielfach  arljeitskrültige 
Kleinwirthe  und  Tagelöhner  im  Spätherbst,  wenn  die  Feldarbeiten 
ruhen,  weg  in  die  Walddistricte,  um  Während  des  Winters  durch 
Arbeiten  in  den  Forsten  ihre,  ausserdem  znm  Feiern  venirtheilto 
Arbeitskraft  auszunfltzen ;  in  ähnlicher  Weise  begeben  sich  zur  Zeit 
der  Torfsticharbeiten  alljährlich  Tausende  von  Arbeitskräften  des 
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nördw(»stliclieu  Deutschlands  in  die  doutschon  und  liolläiidischen 
i^foordistricte  (HoUaudgänireroi) ;  so  ist  iiislu'sond«'!*»'  cino  sehr 
starke  perioilisehe  Abströniimir  von  läiidlieljen  Arbeit<Tn  aus  den 
östlichen  Provinzen  Deutschlands  nacli  den  mitteldeutschen  (ie<;on- 
den  zu  beobachten,  in  welchen  wegen  der  Zuckorrübencultur  ein 
ausnahmsweise  starker  Bedarf  nach  Arbeitskräften  während  der 
Bestellimgs-  und  Erntezeiten  sich  geltend  macht  (wegen  der  domi- 
mrenden  Stellung,  welche  die  preuss.  ProTinz  Sachsen  in  der  Büben- 
cultur  und  im  Bezug  dieser  fremden  Arbeitskräfte  von  Anfang  ab 
einnahm,  Sachsengftngerei  genannt);  und  auch  im  Osten  Ton 
Deutschland,  in  dessen  fruchtbaren  Theilen  die  Bübencultur  Ein- 
gang fand  (Oderbruch,  Weichselmflndungen ,  Theile  von  Posen, 
Nüttel-  und  Niederschlesien,  Neuvorpomraem)  ist  alljährlich  eine 
Zuwanderung  von  Arbeitern  aus  anderen  Theilen  dieser  Provinzen 
zu  beobachten. 

Ton  diesen  Arl)eiter\van<lerungen  ist  jene,  vom  Osten  Deutseh- 
lands nach  dem  Westen  in  die  Kübenindustrie  sicli  vidl/.ieliende 
vor  allem  bemerkenswert h.  weil  es  sich  um  eine  j)eri«tdische 
MassenbeweguuLi  von  70  siMJOO  Köpfen  handelt  und  weil  die 
Gutsbesitzer  des  Ostens,  die  schon  wegen  der  starken  Auswande- 
rung in  überseeisclie  Länder  mit  Arbeitennangel  zu  kämpfen  haben, 
durch  das  mittelst  Werbebureaus  organisirte,  durch  billige  Fahr- 
taxen begfinstigte  Anwerben  der  in  ihren  Gutsbezirken  ansässigen 
Arbeitskräfte  in  ihren  eigenen  Interessen  offenbar  schwer  geschädigt 
sind.  Auch  wird  die  aus  dem  ünterstfltzungswohnsitz  sich  ergebende 
Folge,  dass,  trotz  der  Ausnutzung  der  ländlichen  Arbeitskräfte  des 
Ostens  durch  die  westlichen  Gutsbesitzer,  den  Heimathsbezirken  der 
Arbeiter  die  Armenversorgunüsptlicht  verbleibt,  von  den  zahhnigs- 
])tliehtigen  (M'meinden  und  Inhabern  der  < iutsl>ezirke  als  eine 
w  eitere  sdiwere  rubilligkeit  ciniirunden ,  die  freilicli  durcli  die 
Alters  -  und  Invaiidenversicliennig  mit  <ler  Zeit  eine  Alischwächunir 
erfahren  wird.  Kndlieh  verleitet  das  Zusammeuarlieiteu  von  jungen 
Leuten  beiderlei  Geschlechts  ausseriuill»  jedes  geordneten  Familien- 
verbands leicht  zu  sittlichen  Verfehlungen  und  es  hat  erfahrungs- 
gemäss  der  leichtfei-tige  Contractbruch  gerade  bei  diesen  Wander- 
arbeitern in  bedenklicher  Weise  um  sich  gegriffen;  daher  schon 
aus  diesem  Grund  dieser  interlocale  Arbeiteraustausch  die  Be- 
achtung der  Staatsgewalt  erheischt,  auch  wenn  hierzu  nicht  bereits 
die  durch  ihn  herbeigefQhrten  scharfen  Interessengegensätze  des 
Ostens  und  Westens  volle  Veranlassung  gäben. 
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Dabei  darf  indess  zur  lichtigeii  Wlirdiguiig  der  „Saehsen- 
lifünirord*'  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Lebenshaltung  einer 

ausstTordontlich  £,n-ossen  Anzahl  ärmlicher  Elemente  des  Ostens 
diiii'li  den  periodischen  Verdienst  in  der  Fremde  eine  wesentliche 
VerbessenuiLi'  crfälni  \ind  .  wenn  ancli  vielfach  der  sommcr- 
lifht'  Verdienst  der  Wandcrarheiter  unwirthschaftlichem  Verzehr 
unterliegen  mag,  doch  auch  erheldiche  Spar])fennnige  zur  AiilaLre 
gelangen;  und  dass  der  Eintluss  angestrengter  Arbeit  in  fremdem 
Dienst^  des  Bekauutwerdens  mit  besseren  landwirthschaltlichen 
Betriebsmethoden  und  des  Versetztseins  überbaupt  im  vorgeschrit- 
tenere Culturverhältnisse  auf  die  Denkungs-  und  Anschauungs- 
weise von  auf  niedrigerer  Bildungsstufe  stehenden  Elementen  der 
Bevölkerung,  auf  deren  kUnitige  Lebens-  und  Wirthschafteffthrung, 
auf  den  landwirthschafUichen  Betrieb  in  der  Heimath  sicherlich 
flberwiegend  nur  ein  vortheilhafker  sein  kann').  So  lange  ferner 
der  ausserordentliche  Arbeitsbedarf  der  grossen  Bflbenwirthschalten 
Mitteldeutschlands  nicht  aus  ansässigen  Elementen  der  Land- 
bevölkerung gedeckt  werden  kann,  der  Bezug  von  Arbeitskräften 
von  weiter  her  als«»  für  diese  Districte  eine  unabweisbare  wirth- 
schaftliche  Nothwendigkeit  ist,  wird  jeder  (Jedanke  einer  künst- 
lichen ]•  ol  i  ze  i  1  i  c  Ii  e  n  Beschränkung  der  Saclisengängerei, 
welche  ohnedies  mit  den  modernen  <  irundsätzen  der  freien  CJestal- 
tung  des  Arbeitsmarktes  und  der  Freiheit  der  wirthscliaftlichen  Selbst- 
bestimmung in  Widerspruch  stände,  von  der  Hand  zu  weisen  sein, 
wie  sehreine  solche  Beschränkung  auch  den  (lutsbesitzeni  des  Ostens 
erwünscht  erscheinen  mag.  Eine  solche  Einschränkung  dieser  zeit- 
weisen  Mobilisirung  der  Arbeiterbevölkerung  ganzer  Landstriche 
kann  daher  nur  mittelbar  durch  solche  Maassnahmen  allmfthlich 
herbeigeführt  werden,  welche  den  äusseren  Anlass  und  Beiz  zu 
den  Massenwanderungen  zu  beseitigen  geeignet  sind:  durch  die 
wirthschafbliche  Hebung  des  Ostens  selber  und  die  dadurch  den 
Arbeiterelementen  zu  eröffnenden  besseren  Lohnaussichten  an  Ort 
uiul  Stelle:  durch  die  festere  Kettung  dieser  Hlemente  an  die 
lieiniatlilit'he  Srliolle  durdi  rcdierfülirung  dersellien  in  bäuerliche 
KleiniH'>-it/.er  im  AVegi*  der  inneren  Colouisatitui  l'l  und  1*7  ttV): 
und  diuch  allmähliche  Beduchtuahme  der  mitteldeutschen  Kübeu- 


')  Kiirtrer.  a.  a.  <>.,  s.  407  II".:  derselbe  veranschlag  die  alljÄhrlich  von  den 
\Vuti<lf'nirl>fiti-rii  nach  dem  Osten  verhraehtm  oder  übersandt«ii  Ilr-iianiisse  ttuf 
durchtfchnitUich  140—100  M.  pro  Kopf  oder  auf  im  Gänsen  10—11  MiU.  M. 
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grossgütrr  auf  die  Herauziehung  eines  bäuerlichen  Arbeiterstandes 
auf  ähnliclioiii  Woixo. 

AVojil  aller  sollt solanir«'  mit  diesen  Massenwandenuigen  als 
einer  nicht  oline  Weiteres  zu  lieseitinenden  Thatsache  zu  rechnen 
ist,  durch  entsprechende  polizeiliche  K  e  g  e  1  u  n  ir  e  n  den  hüss- 
lichen  Auswüchsen  derselben  nach  Thimlichkeit  zu  steuern  versucht 
werden;  wobei  etwa  die  Einführung  eines  Concessioniningszwangs 
für  die  mit  dem  Anwerben  Ton  Arbeitern  sich  abgebenden  Per- 
sonen und  der  Ausschluss  unzuverlässiger  Persönlichkeiten  von 
diesem  Gewerbe;  das  Verbot  der  Anwerbung  jugendlicher  und 
solcher  Personen,  die  bereits  in  einem  Dienstverhältniss  stehen; 
die  Einf&hning  von  Abzugszeugnissen;  die  Zulassung  der  Ein- 
behaltung eines  Theils  des  Lohns  der  Arbeiter  bis  nach  Beendigung 
des  eingegangenen  Arbeitsvertrags ;  die  Vorsorge  für  die  Aufreclit- 
erhaltiuiL^  der  Zucht  und  Sitte  in  den  Beschättitrunusorten  durch 
Trennung  der  Gescinochter  in  den  Quartieren,  äusserstenlalls 
auch  die  Bestrafung  des  Coiitracthruclis  der  Wanderarbt»iter  als 
geeignete  Mittel  zur  SieherunLr  des  Zwecks  sicli  darstellen  dürften. 
Auch  wird  bei  der  otfenkundii^en  Nothlatje  der  ostliciien  Land- 
wirthschaft  den  aus  den  betheiligten  Kreisen  entstammenden 
Wünschen,  die  Wegwandening  ihrer  lieimischen  Arbeitskräfte 
staatsseitig  nicht  geradezu  zu  begünstigen,  eine  Berechtigung  nicht 
abzusprechen  sein;  die  Gewährung  ennässigter  Fahrtaxen  für  die 
Wanderarbeiter  erscheint  unter  diesem  Gesichtspunkt  als  eine  frag- 
würdige Maassnahme,  da  sie  gleich  einer  Ausfuhrprämie  wirkt 
und  jedenfalls  kein  Grund  vorliegen  dürfte,  der  ungleich  leistungs- 
Ahigeren  Landwirthschaft  des  Westens  im  Bezug  ihrer  Arbeits- 
kräfte auf  Kosten  der  Allgemeinheit  und  zum  Nachtheil  der  öst- 
lichen Landwirthschaft  eine  besondere  Erleichterung  zu  Theil 
werden  zu  lassen. 

AnraerkQni?.  1.  Vpl.  hiersn  die  AusfiUiiimgeD  von  Kärger  in  der  Einf^angs 
enviilint«'n  (rehaltrt  iclun  Dar.srclliiiiir,  diT  in  Itezug  auf  den  let/.ten  Punkt  allerdings 
aiultrtr  Aiisidit  i^t.  (a.a.O.,  S  \\[  .  die  von  Kär^oT  vf>rir«'stltlajr<'nr  yTsi't/.liclM'  Rt-^r»'- 
liuig  der  ^achseuguugerei  (im  Auiiung  zmn  Aulsatze,  8.  477  Ü'.J  isl  im  l  ebrigeu  oben  iui 
Text  verwerthef .  Bemerkenswerth  in  der  Kärger'schen  Kchrift  die  scharfe  Hervorhebung 
des  WcrboN  j^teins,  das  (»ft  zu  einem  niniilichen  Sehaclior  der  Anwcriii  r  mit  Arbeit«;- 
eontracteu  ausartet  (a.  a.  O.,  8.  271  IfJ;  l'erucr  des  mitunter  bedeuklielien  Missbrauciu 
der  einflussreichen  Stellung  der  Aufseher  (Werber  n  peg-enäber  den  von  ihm  angewor- 
benen uikI  seiner  Aul^icltt  am  Ort  der  I'hm  liiilii^ruii;.'  nnt*  rstelltcn  Arbeitern  (S.2i)S  iX.  . 
Dt-r  bt'isint'llos  biiufi;:en  ( ■ontra(tl)riieIii;.'krit  der  \\aiiderarbeiter  pe;reiiiiber.  wclrhe 
zur  Folge  hat,  dass  der  Aufseher  von  vornhereiu  20 — 307o  mehr  Leute  anwirbt, 
aU  er  Auftrag  hat  (a.  a.  0.,  S.  ^1),  und  die  mit  Recht  als  ein  ^sociales  Tebel  von  der 
weittragendsten  Bedeutung"  br-/eiehnot  wird,  das  .^eine  un^;«  Iieur«>  Hi-ralHlriickung 
des  sittlichen  Bewusstseins  des  Volkes  zur  Folge  hat''  (a.  a.  U.,  8.  420',  wird  duck  auch 
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scharf  betont,  dass  dieses  TJebel  der  ganze  Stand  der  Landwirtke  ndadnreh  sebiild- 

voller  Weise  gefördert  hat,  dass  er  in  der  Aufnahme  von  Arbeitern,  deren  (^on- 
tracthriichiffkiMt  nnch  l.iipre  der  rinsfaiifl»'  nicht  zweifelhaft  sein  kann,  gnisst^ntheils 
UuichauN  nullt  bLTupulös  ist"  .  .  Für  das  Jahr  1881)  ist  eine  „Ahwanderuiig''  von 
nmd  75000  Köpfen  festirestcllt  worden,  an  welcher  die  Provinz  Brandenburg  mit 
14500,  Pommern  mit  :j(XK),  Westpreussen  mit  16  5(X).  Posen  mit  15(K)0,  Schle>.i»n 
mit  26000  theilnahmeu  (^a.  a.  0.,  S.  315  u.  364);  wobei  iu  einzelnen  Bezirken  die  Zahl  der 
Waaderarbdter  20—90%  der  ansässigen  Bevölkerung  anmachen.  (Siehe  die  Tabellen 
am  Schlnss  der  Kärgcr'sclion  Arheil.)  In  der  Bogel  verläuft  die  Abwanderung 
parallel  mit  der  llodrnanniith  der  betrefl'en(h'n  (Je-renden.  der  Kleinheit  und  Aermlich- 
keit  der  bauerliehen  WirtlKselmfteu  uud  d»  m  Mangel  an  Arbeitsverdienst  auf  jrrössercn 
Gfltem,  d.  h.  ihre  IVsachen  entspring^en  wie  die  der  Auswanderung  überhaupt,  einer 
thatsächlichen  Tlebervolkerunt:  la.  a.  (>.,  S.  in4ff.',  was  im  ller.ug  auf  die  oinzeluen 
Provinzen  mit  grosser  (iründlichkeit  uaciizu weisen  versucht  wird;  docli  spielen  hier 
natürlich  auch  oft  andere  Momente  mit,  a.  B.  die  Verleitnng  inr  Abwanderung  dnrch 
Beachwatzung  seitens  der  Agenten,  insbesoiub  ie  dnrch  lügi^nhafte  Schilderungen  der 
zu  erwartenden  Vortheile  (a.  a.  (>.,  S,  H'Jl  i  odt  r  Krwä^'-un^en  der  bereits  im  Text 
erwähnten  Art.  Jedenfalls  ist  zur  richtigen  W  urdiguug  der  ^^achseugängerei  auch  der 
Umstand  an  beachten,  dass  sie  mindernd  auf  die  überseeiache  Answandernng  ein' 
wirkt  (a.  a.  O.,  S.  4:W  iF.i. 

2.  Starke  Verbreitung  des  ä^vstems  der  Wanderarbeiter  auch  in  England, 
wo  nach  Roscher  die  wachsende  Verwendung  der  Gangs  (d.  h.  vagabondirender 
Arbeiterschaaren,  die  /um  grossen  Theil  aus  Weibern  und  Kindeni  bestehen  und 
ebensoselir  ..einer  fast  sklaviseheu  Misshandlung.  wie  der  ärjrsten  sittlichen  Ver- 
wilderun;^'  preis;re<,'ebeu  sind";  mit  dem  Streben  vieler  tJutsherren,  durch  Abbruch 
der  Arheiterwuhnungen  die  künftige  Armenlast  zn  erleichtern,  in  Zusammenbaag 
•rebracht  wird.  _beiui  (iangsv-tim  mnss  der  Arbeiter  soviel  leisten,  als  wenn  er 
stiickweise  bezahlt  würde,  aber  dcu  Gewinn  steckt  der  gangmaster  ein^  ^Koscher^ 
a.  a.  Om  Anm.  13  zn  §  125  a).  —  Wesentlich  nnter  dem  ^dmck  englischer  ArbeÜa» 
verhältinsse  und  dem  „Gangsystem*  ist  es  zu  verstehen,  wenn,  wie  ich  einem 
Aufsatz  von  Stefremann  fiti  Thiel's  landw.  Jahrb.  lid.  XV.  S.  S13  fF.)  entnelime, 
Marx  in  seinem  „Kapital"  auch  für  die  Agricultur  das  Arbeilsuiittel  als  Untei^ 
jorhungsmittel,  Kxplnitationsmittel  und  Yerarmungsmittel  des  Arbeiters,  die  geadl- 
scbaftlielie  Combiimtidii  der  Arbeitsproccsse  als  oriraiii<irte  Unterdriit  kung  seiner 
individuellen  Lebeuiiigkeit,  »eiheit  tind  i^elbstständigkeit  bezeictmet  uud  die 
Meinung  vertritt,  dass  die  Zerstreuung  der  Iduidarbdter  über  grössere  Flftchen 
deren  Widerstandsfiihigkeit  (im  (Je;,M  iisatz  zu  den  städtischen  Arbeitern)  breelie  und 
dass  die  gesteigerte  Productinnskraft  und  «rrössere  Flüssigmachung  der  Arbeit  in 
der  modernen  Agricultur  durch  Verwüstung  uud  Versiechung  der  Arbeitskralt  selber 
erkauft  werde. 


§  101.  Internationale  Arbeiterpolitik')- 

Wenn  der  Grundsatz  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesotz  zu 
dem  Anerkenntniss  führen  muss,  dass  keinem  Staatsangehörigen 
verwehrt  werden  darf,  seine  Arbeitskrafb  an  einem  beliebigen  Ort 
nach  freier  Wahl  zu  Terwerthen  und  dass  desshalb  innerhalb  des- 
selben Staatsgebiets  der  Wanderung  von  Arbeitern  nach  den  Stätten 


*)  Die  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  hat  A.  Wagner  in  der  Grund- 

lenruii^''  unter  dein  Abschnitt:  Das  Aus-  und  Einwandenui;x^reebt,  siebe  be>;nnders 
die  §^  ;i4ü  ff.  bereits  einer  Erörterung  unterzogen,  auf  die  hier  zu  verweisen  ist; 
vdt  der  gmndsätzliehen  Auffassung  Wuguer  s  stimmt  die  Darstellung  im  Text 
ttberein. 
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der  gflnstigaten  Lohnaussicliten  rechtliche  HindemisBe  nicht  in  den 
"Weg  zu  legen  sind,  so  treffen  solche  Erwägungen  hinsichtlich  der 
aus  fremdenStaatsgebieten  einwandernden  Arbeiter  j  eden  falls 
nicht  zu  und  es  kann  daher  im  gegebenen  Falle  die  Frage  praktisch 
werden,  oi)  der  Zu/u«j  vtm  Arbeitern  von  aussen  lier  unein<?esclirankt 
zuerelassen  werden  soll.  Solche  Zuwandenin2:en  von  ArlM'itern 
frenidcr  Staatsangehörigkeit  sind  schon  in  älterer  Zeit  nuinnichtach 
zu  hcohachten  gt>wesen,  haben  aber  mit  (b^r  V»'rbilligung  der 
Conimunicationsmittel  und  unterstützt  durch  eine  freisinnige,  vielfach 
durch  Handelsvertrage  gewährleistete  Handhabung  des  Einwande- 
rungsrechts  im  Laufe  des  Jahrhunderts  länderweise  eine  starke 
Zunahme  erfahren'). 

Die  internationale  ConcurrenE  auf  dem  Arbeitsmarkt  bildet 
einen  Bestandtheil  der  allgemeinen  Arbeiterfrage  und  ist  daher 
in  diesem  Zusammenhang  nur  insoweit  kurz  zu  berfihren,  als  land- 

■wirthschaftliche  Interessen  dabei  im  Spiele  sich  befinden.  Zur 
richtitren  WürdiguuL^  der  letzteren  bedarf  es  vor  Allem  des  Hin- 
weises,  dass  auch  hier.  \\W  bei  der  interlocalen  Bt^wegung  von 
Arbeitskräften,  die  Schwierigkeit,  in  der  näheren  oder  entfernteren 
ünigel)ung  der  Betriebsstätte  cb'n  Arbeitsbedarf  belrii'digend  zu 
decken,  zu  (b^n  Bezug  von  Arbeitern  von  weiterher  die  veranlassende 
Ursache  bildet;  dass  aber,  während  jene  interlocalen  Bewegungen 
allemal  einen  Interessengegensatz  zwischen  den  Arbeitgebern, 
nämlich  jenen  der  Gegend  der  Wegwanderung  und  denen  der 
Zuwanderung  schaffen,  bei  der  in  Kede  stehenden  Art  des 
Bezugs  ein  solcher  Interessengegensatz  zwischen  Arbeitgebern  und 
den  heimischen  Arbeitern  sich  ergeben  kann,  insofern  von 
dieser  Beiziehimg  fremdländischer  Arbeitskräfte  eine  dauernde 
Herabdrflckung  der  Erwerbsaussichten  und  Lohnmöglichkeiten  der 
heimischen  Arbeiterbevölkerung  zu  besorgen  ist    Diese  letztere 


*)  Vgl.  den  Aufsatz:  „Dif  intt'ruationale  CounirnMi/  auf  (l»'m  Arln'itsnuiikt" 
in  No.  30  (l<r  HaycrsclH'u  Han(U>lsz»'ifung  v.  IHDl,  wo  di«'  von  Justus  Moser  in 
.seinen  p!itrii'ti-;(  Inn  IMiaufasiren  'ITflHi  ■^'■e<;^ebeuen  Notiz  über  dii'  daniali^'e  Aus- 
dehnung der  Freuidcuarbeil  repruducirt  wird:  „Es  geben  jährUcb  über  2UÜUU  Fran- 
sosen  nach  Spanien,  nm  den  Spaniern  in  der  Ernte  xn  helfen.  Ebensoriele  Bra- 
Jbäoter  geben  in  «jb-ieber  Absielit  nacb  Frankreich.  Eine  niebt  ^'^eringere  Meu^e 
Westphiilin«rer  yebt  den  Holländern  und  brabäntern  zu  Hilte;  und  mittlerweile  kommen 
die  Sebwaben,  Tbüringer  und  Hävern  lujcb  VVeslphalen,  um  unsere  Mauern  zu  ver- 
fertinr«n;  die  Italienerweissen  unsere  Kirchen  nnd  vemorp'n  uns  mit  Mausetallen;  die 
Tyroier  reinif^^eji  unsere  Teiebe;  die  Seliwcizer  ^-eben  nacb  Paris,  um  den  Franzosen 
die  Thür  zu  hüten  oder  die  Schuh  zu  putzen;  und  üu  wundert  eine  Nation  zur 
anderen,  nm  bei  ihr  des  Sommers  ein  Stflck  Brod  an  verdieneni  was  sie  des  Winters 
an  Hanse  versehrt*^ 
B««lieab«rg«r,  A.,  Agnirpotitilt.  L  38 
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Polge  wird  nämlich  allemal  dami  mit  Sicherheit  eintreten,  wenn 
die  einwandernden  Arbeiter  yermögo  der  im  Lande  der  Herkunft 

herrschonden  Lebensgewohnheiten  und  Lebensansprflche  mit  Löhnen 

sich  begnügen,  bei  denen  der  heiniischo  Arbeiter  nach  dem  Maasse 
des  seither  beliaupteten  Standard  of  life  nicht  bestehen  könnte,  und 
wenn  die  Kegehnässigkeit  und  Massenhattigkeit  dieser  Einwanderung, 
web^lie  die  Arbeitgelier  der  Xothwendigkeit  entheld.  mit  den  An- 
sprüchen der  inländischen  Arl)eit(»r  zu  rechnen,  let/.tere  zwange, 
bedingungslos  der  durch  diese  Arbeitsconcurrenz  geschaftenen  Lage 
sich  zu  unterwerfen.  Die  Voraussetzung  für  den  Eintritt  solcher 
dauernden  Herabdrackung  der  Lohnaussichten  wird  namentlich 
dann  gegeben  sein,  wenn  die  einwandernden  Arbeiter  einer  auf 
niedrigerer  Oulturstufe  stehenden  Nationalität  angehören  und  daher 
sehr  yiel  bedHrfnissloser  als  die  heimischen  Arbeiter  sind,  wie  dies 
2.  B.  betreffs  des  Imports  von  chinesischen  Arbeitern  (Kulis) 
nach  Nordamerika  und  Australien  zutrifft,  daher  gegen  diesen 
Import  aus  den  Arbeiterkreisen  instinctiy  von  Anfang  ab  in  ent- 
schiedenster Weise  Stellunsr  genommen  wurde;  ein  Widenville, 
der,  wie  die  B»'wegung  (b'r  know-nothings  in  erstereni  Lande  in 
lier  ersten  Hälfte  der  fünfziger  Jahre  zeigt,  wohl  auch  gegen  jede 
Kinwanderung  frenidländisclier  Arbeiter,  weil  dio  ArbeitääUäsichtea 
versehlechternd,  gericlitet  sein  kann. 

Die  Staatsleitung  wird  stdchen  Erscheiiuingeii  gegenüber  die 
Interessen  der  heimischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  sorgfältig  ab- 
zuwägen haben,  im  Allgemeinen  aber  doch  nur  ausnahmsweise  zu 
Kepressiymaassregeln .  nämlich  dann  schreiten,  wenn  dem  als 
Folge  des  Bezugs  billigerer  Arbeitskräfte  eintretenden  Yortheil  der 
Arbeitgeber  fiberwiegende  Nachtheile  für  die  Yolkswirthschaft  im 
Ganzen  gegenüberstehen.  Wenn  angenonmien  werden  darf,  dass 
eine  solche  Einwanderung  nicht  etwa  nur  die  Folge  hätte,  eine 
versuchte  Lohnsteigerung  der  heimischen  Arbeiterkräfte  hintanzu- 
halten, sondern  selbst  die  bisherigen  Löhne  zu  imterbieten;  wenn 
in  Folge  hiervon  die  Verzehrsfälligkeit  der  arbeitenden  Klasse, 
d.  h.  des  verhflltni>sniässig  grössten  Hruchtheils  der  Volksgemein- 
schaft eine  daticriiib'  Minderung  erführe,  die  gleicliluMieutend  mit 
einer  Hcralnlniekiiiig  .iiit'  ein  tieferes  wirthseliattlirlics  und  sociales 
}siveau  wäre:  wenn  gar  jene  Zuwanderung  fremdartiger  Elemente 
vermögen  der  unter  diesen  lierrselu-nden  Bräuche  sittliche  (jefahrea 
für  das  Volksleben  zu  bringen  droht;  wenn  endlich  solche  Zu- 
waudorer  nicht  einmal  die  Absicht  hegen,  mit  dem  Einwanderungs- 
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land  allmählich  zu  vorsclimolzen  und  seine  Lebensgewohnhoiten 
anzunehmen,  vitliin  hr  kMliglich  zu  periodischem  Aufenthalt  sich 
bequemen  und  die  durch  ihren  Abzug  entstandenen  Arbeitslflcken 
immer  wieder  von  Neuem  durcli  Zuzug  ausgefüllt  werden  —  so 
wfirde  es  gewiss  kurzsichtig  sein,  dem  augenblicklichen  Yortheil 
einer  Anzahl  Arbeitgeber  die  viel  schwerer  wiegenden  Interessen 
der  nationalen  Wirthschaftsgemeinschaft  zum  Opfer  zu  bringen. 
Man  kann  daher  sehr  wohl  die  in  den  Vereinigten  Staaten  und  in 
den  australischen  Colonien  in  den  Achtziger  Jahren  gegen  die 
Masseneinwanderung  chinesischer  Arbeiter  ergriffenen  tresetzlichen 
Maassregcln,  die  im  Wesentliclien  auf  eine  CoiitiiiL;cntirung  der 
Kiinvanderungszahl  liinauslauftMi .  als  Acte  berechtigter  Nothwelir 
iM'trachttMi :  und  man  würde  vollends  in  den  Culturstaaten  der  alten 
Welt  es  schwer  verstehen,  wenn  i^twa  hier  einer  Arl)eiternoth  auf  dem 
Hachen  T.iuide  durcii  den  organisirten  Bezug  von  exotischen  Arbeits- 
kräften cliiüesiselK'r  oder  älmliclier  Xationalitfit  abzuhelfen  versucht 
und  einem  solchen  Versuch  niclit  alsbald  staatsseitig  entgegen- 
getreten würde.  Die  Arbeiterpolitik,  zumal  in  Ländern  mit  starker 
Auswanderung  in  das  Aualand,  kann  wahrlich  nicht  darin  bestehen, 
diese  dem  Vaterland  den  Rücken  kehrenden  Elemente  durch 
solche  fremder  Nationalität  zu  ersetzen,  sondern  darin,  durch  ziel- 
bewusste  Forderung  der  verschiedenen  Wirthschaftskreise  thunlich 
überall  solch  gflnstige  Erwerbsbedingungen  zu  schaffen,  die  eine 
gleichmässigere  Tertheilung  der  auf  Lohnarbeit  Angewiesenen  im 
gauzen  Bereich  des  nationalen  Wirthschaftsgebiete  zur  Folge  haben. 

hl  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  bestehen  ausser  dem  Gesete 

prf^Tii  die  chinesische  Einwaiulcrun^'  iChiiu'Sc  Iimui;;r:iti<»ii  IJill,'  rin  (Ifsctz  iiius 
«lern  Jahre  18H5*,  welches  die  Kiutuliruu«,'  von  Arbfitern  unter  (Vintract  verbiet«-!, 
und  andere  gt-setzhche  Vorschrilten,  wtUlio  die  l<andun<^  von  «^eistettkrauken  oder 
mit  ansteckenden  Krankheiten  behafteten  und  der  gänzlich  mittellosen  Personen 
verM'-fen.  I)ie  Vertreter  des  soi;.  n  a  t  i  v  i  st  i  sc hen  kI.  Ii.  die  Altstaninmiijr  ln-toin-iiden^ 
Priiicips  möchten  treilicU  diu  Eiuwundurung:  aller,  nicht  der  augeUächsischeu 
Basse  an^hörenden  Elemente  erschwert  oder  ansireHchlossi-n  wissen.  Die  gegen 
die  Einwanderung  hilfsbedürtti^'er  Personen  (paiipersi  in  der  T'nion  erlassenen 
(Jt'setze  hahfii  einen  v«»rwifj,reii(l  [ui  1  i  zt- i  I  i  «•  lu-n  ( 'iiarakter,  ohwolil  aneh  bei  ihnen 
die  Absiclit  der  liintauhaltung  unliebsanten  Wettbewerbs  auf  den  Arbeitsuiarkt  uiit- 
bestimniend  gewesen  sein  mag.  —  Auf  die  Beiziehung  russiseh-polnischer 
Arbeiter  in  die  ostliehen  Provinzen  l)enf>rlil!iiids  wird,  solan^-f  die  Saehsen- 
gängerci  auf  gleicher  iiöhe  sieh  btliauptct,  schwerlich  vorerst  verziehtet  werden 
kOnnea. 
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Abschnitt  HL 

Die  {^»telluug  der  Arbeitgeber  zur  ländiiclieu  Arbeiterfrage. 
§  102.  Arbeitgebercartelle;  Lohnsysteme. 

Auch  die  stärksten  Bemfihungen  der  Staatsgewalt  in  der 
Bichtung  der  Herbeifttlirung  geordneter  Arbeiterverhftltnisse  werden 
des  Erfolgs  ennangeln,  wenn  die  ländlichen  Arbeitgeber  in  kun- 
sichtigem  Egoismus  verkennen,  dass  nur  gut  gelohnte  Arbeiter 
dauernd  zu  fesseln  sind,  oder  wenn  sie  vermeinen  sollten,  dass  poli- 
zoiliche  Maclitinittol  für  die  Schaflfung  und  Erhaltung  eines  tüchtigen 
Arbeiterstandes  mehr  zu  bewirken  vermöchten,  als  die  Anbahnung 
einer,  auf  wolihvollcnde  BehandluiiLr  und  auf  unablässige  Sorge  für 
das  materiell»',  geistige  und  sittlicln'  Wohl  der  Arbeiter  sich 
stützenden  Iiitcn-ssongomeinschaft.  Und  es  erübrigt  daher  noch  zu 
untersuchen,  in  welcher  Weise  sich  diese  Selbsthilfe  der  Arbeit- 
geber hauptsächlich  zu  bethätigen  habe. 

1.  Es  ist  bereits  angedeutet  worden,  dass  für  die  Herbei- 
führung befriedigender  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und 
Dienstpersonal  der  Einfluss  der  staatlichen  Gesetzgebung  höchstens 
ein  mittelbarer  ist  und  dass  es  verkehrt  wftre,  wenn  die  Abhilfe 
der  vielbeklagten  „Arbeitemoth**  auf  dem  flachen  Lande  wesentlich 
durch  ein  Eingreifen  von  Oben  her  erwartet  werden  wollte.  Selbst 
auf  dem  Gebiet  des  Contractbruchs  kann  eine  criminelle  Ahndung 
der  willkürlichen  Verletzung  übernommener  Dienstpflichten  doch  nur 
die  allerscliliiunistcu  Auswüchse  dieser  beklaiieiiswerthen  Krank- 
heitserscheinung beseitigen,  zumal  in  zalilreiclien  Fällen  Contract- 
brüch»»  ungesuhnt  bleiben  weiden,  weil  manche  Arbeitgelier  d«'ii 
Weitläuhgkeiten  und  Unannt'hmlielikt'iten  der  Stellung  eines  Strat- 
antrags  sicli  nicht  unterziehen  wollen.  Es  ist  auch  zu  betleuken. 
dass.  wo  Contractbrüche  mit  besonderer  Häutigkeit  auftreten,  sehr 
häufig  die  rrs.iclie  davon  in  dem  kurzsichtigen  Egoismus  der- 
jenigen ArbeitLiclier  liegt,  welche  keinen  Anstand  daran  nehmen, 
•  contractbrüchige  Arbeiter  einzustellen,  von  der  nicht  streng  genug  zu 
rügenden  Gepflogenheit  jener  Gutsbesitzer  ganz  zu  schweigen,  welche 
es  mit  ihren  Standespflichten  vereinbarlich  finden,  ihren  Berufs- 
genossen Arbeitskräfbe  durch  Zusicherung  höherer  Lohne  abspenstig 
zu  machen,  was  schon  der  alte  v.  Berg  als  eine  „Niederträchtigkeit'' 
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bezeichnet  hat^).  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  einmfithige 
und  sre'vnssenhaft  beth«1tigte  Wille  dor  ländliclien  Arbeitgeber  eines 
grösseren  Bezirks,  jede  liulieiiststellung  contractbrüchiger  Arbeiter 
abzulehnen,  in  viel  Avirksamerer  Weise  als  die  durch  Gesetz  verfiifrte 
Androhunc:  einer  Geld-  oder  Freilieitsstrafe  dem  Contractbrueli  die 
Lebenstasern  unterbinden  und  mit  der  Zeit  in  den  betlieiligten 
Arlieiterkreisen  das  abgeschwächte  oder  ganz  erloschene  Gefühl 
für  treue  Vertragserfüllung  beleben  müsste.  Die  Bildung  von 
Arbeitgebervereinigungen  zu  dem  besagten  Zweck,  als  ein 
berechtigter  Act  der  Selbsthilfe  gegenüber  beklagenswerthen  Aus- 
schreitungen im  Gebiet  des  l&ndlichen  Arbeiterwesens  und  als  ein 
werthToUes  Coirelat  einer  mit  Strafinitteln  arbeitenden  Polizei- 
gesetzgebung, sollte  daher  flberaU  thatkrftftig  in  die  Hand  genommen 
werden. 

In  (lieser  Weise  ist  im  Juhre  IHDO  auf  Anre^ing  des  Cieneralsecretlirs  T.  Mendel 
eine  «rriissrn'  AnzHhl  (tiitsfx'siizcr  der  rrciisn.  I'rnviiiz  Sachsen  vorg-efranfi'pn,  worüber 
der  Jahresbericht  des  hiudwirtUüchattlicheu  üentralvereius  der  Provinz  Sachsen  und 
der  anfprensenden  Ffirstenthfimer  f&r  1891,  S.  16  ff.  und  die  daselbst  mitgetheilten 
Satzuufren  des  „Vrrhaiuls  zur  Ht'sscnniij  der  ländlirluMi  A  rlifiterverbältnisse"  Auf- 
schloss  ertheileu.  Seit  Juui  giebt  der  Verband  ein  eigenes  Organ  zur  Wahrung 
seiner  Interessen  (^Hittheilnngen  des  Terbandes  etc.*  in  mlle  in  sEwang'Iosen  Heften 
unter  der  Redaction  von  Suclisland  erscheiuend)  hemoa.  Als  Ziel  des  Verbandes 
bezeichnen  dir  Satzungren:  die  Milf^lieder  zu  schützen  {repen  den  dnlr»>»n  Contract- 
brueli lüudlicher  Arbeiter  sowie  ihnen  beizuäteheu  gegen  die  sociuldemokratische 
Agitation  anf  dem  Lande;  sie  ssn  nntersttttxen  durch  den  Nachweis  von  Arbeitern 
und  durch  Anstellung^  und  re1)crwachuii^  von  A;rcntcii,  insbesondere  aucl»  s<d(her 
f&r  die  sog.  Sachsengängerei;  endlich  den  Mitgliedur  zu  hellen  bei  den  Einrich- 
tungen zum  Wohl  ihrer  Arbeiter.  —  Mittlerwei!e  haben  sich  Ähnliche  Verbftnde  im 
Königreich  Sachsen  und  im  Grossh.  Sachsen-Weimar,  sowie  in  Brannschweip:  pcbildet, 
und  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  da^^s  der  q-esunde  (Jcdankc.  von  dem  solche  Verhaude 
getragen  sind,  einer  rasciieu  Ausbreitung  dieser  Acte  der  Selbsiialle  forderlich  sein  wird. 

2.  Im  Weiteren  bedarf  es  der  besonderen  Betonung  nicht, 

dass,  wie  die  Arboitvifrai^e  Überhaupt,  so  auch  die  ländliche 
Arbeitcrfrairc  wos^Mitlich  eine  Lohn l  i  ago  ist,  und  man  wird  nicht 
beabredt'u  können,  duss  wie  viele  Beweggründe  auch  den  massen- 
haften WegzuLT  von  jungen  arbeitskraftigen  Leuten  in  die  Städte 
an  sich  ])eeintiussen  mögen.  unt(T  diesen  jedenfalls  die  thatsäeh- 
licho  oder  erhoffte  Verwirklichung  besserer  Lolnibedingungen  in 
städtischer  oder  industrieller  Beschäftigung  eine  erhebliche  Kollo 
spielt;  die  höchstmögliche  Verwerthung  der  eigenen  Arbeitskraft 
ist  aber  so  sehr  eine  in  der  menschlichen  Natur  begründete  For- 
derung, dass  diese,  ungeachtet  aller  entgegenstehenden  künstlichen 
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Hindernisse  einer  etwaigen,  die  iSndliehen  Arbeitgeber  noch  so  sehr 

begünstigenden  Gesetzgebung,  jeder  Zeit  mit  unbesiegbarer  Gewalt 
sich  Geltung  versrhaften  wird ').  Mit  der  Thatsache,  den  Arbeitern 
auf  dein  flachen  Lande  liessere  Arlteitsbediiigungen  zu  gewilhren. 
wird  daher  gerechnet  werden  müssen,  so  sehr,  Angesichts  der  seit 
geraumer  Zeit  thatsächlich  eineetn'tt'nen  Lohnsteigenmg.  eiiio  solche 
Aussicht  den  ländlichen  Arbeitgebern  befremdlich  erscheinen  mag. 
Dabei  handelt  es  sich  übrigens  durchaiCB  nicht  durchweg  um  eine 
Aufbesserung  des  Geldlohns,  obwohl  gegendenweise  dieser  noch 
immer  ein  kärglicher  genannt  werden  muss ;  sondern  mehr  um  eine 
günstigere  Oesammigestaltung  des  Dienstrerhältnisses,  welche  dem 
Gesinde  und  den  freien  Arbeitern  den  Verbleib  auf  dem  Lande 
relatiT  vortheilhaft  erscheinen  lässt,  in  welchen  Beziehungen  es  an 
den  nachstehenden  Andeutungen  genügen  mag. 

a)  WOf  wie  im  System  der  GutstagelShner (Instleute),  Katural- 
deputate  eine  wesentliche  Rolle  spielen  (deren  Erhaltung  unzweifel- 
haft im  ökonomischen  un»!  sittlichen  Interesse  der  Dienenden  ge- 
legen ist.  weil  sie  von  den  Dorfkramern  sich  unabhängiger  halten 
und  der  Gefahr  unwirthschaftliclier  .,Veri)lempi'rung''  des  Geldlohns 
weniger  verfallen),  sollten  iliese  Naturalüt'wfilirungen :  die  Ueber- 
lassung  von  Wohnung  und  eines  Stückes  xSutzland.  die  Einräumung 
von  Antheilen  am  Druscherkag  und  der  Kartoffelernte,  die  Zu- 
weisung von  Feuerungsmaterial  etc.  jederzeit  in  guter  Qualität 
erfolijen  und  es  sollte  auch  der  Gutsherr  die  Mühe  nicht  scheuen, 
die  Dienstleute  in  der  Tortheilhafteren  Ausnutzung  der  flberlassenen 
Naturalnutzungen  freundlich  zu  belehren*). 

Ein  nähores  Eingrohon  auf  dio  >  I.ohnf  ra  crf"  '^^'^ndore  auch  auf  die 

verschiedenen  Lohnarten  ^Zeitlohn,  Stücklohn  etc.j  ist  an  dieäor  Stelle  nicht  möglich 
und  vielmehr  auf  die  allgemeinen  Ausführungen  in  Bd.  EL  diefM  Handbuch«  m  ver- 
weisen. Eüig«liende  DanteUnng  bei  Pohl,  a.  a.  0.,  S.  453  ff. 

*)  ▼.  d.  Oolts,  Ländliche  Arbetterfrage,  S.  125:  .Der  Guuherr  kann  riel 
dazu  beitragen.  da-;s  iloni  Difii^ttiKum  ans  sinncm  Natnraldiputat  ein  erhöhtes  Ein- 
kommen zuiUesst,  ohne  selbst  irgend  ucnneuswerthe  materielle  Upier  zu  bringen ... 
IHe  fiel  könnten  die  Dienstiente  gewinnen,  wenn  sie  stets  Kfihe  Ton  ndlclueiclier 
und  Scltweine  von  sehr  mastfähiger  Race  erhielten  und  wenn  sie  angeleitet  >vürden, 
den  Krtrafj^  ihres  Ackers  wcni-rer  ausHchliesslich  in  den  immerhin  unsiclif'ren  Kar- 
toffeln zu  suchen  und  dutlir  mehr  Möhren  und  Steckrüben  zu  ziehen;  dtnu  ktztere 
beiden  Gewächse  dioien  gldchidtig  als  menschHcbe  und  als  thierische  Nahrang 
und  hab»'ii  dabei  irewKhnlich  einen  panz  aniri'ui<"iseneii  Verkaufspreis.  Solche  und 
ähnliche  Umänderungen  in  der  Natumlwirthschalt  der  Dienstleute  lassen  sich  swar 
nidit  nit  einem  Male  bewerkstelligen,  aber  der  Qntsherr  kann  sie  bei  gntem  Wülen 
recht  wohl  im  Laufe  der  Jahre  duri  lifiilin  n  und  «war  ohne  eigene  erhebliche  Geld- 
opfer."  —  Wie  hocli  ferner  auf  dem  dachen  Land  die  thcilweiso  Auslohnunisr  in 
Naturalien  auch  zu  veranschlagen  sein  mag,  auch  desshalb,  weil  die  Arbeiter  in 
Zeitm  steigender  Lebensmittel-  und  Woluimigq»reise  Ton  solAer  Theaemng  nieht 
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b)  Von  der  stärkeren  Anwondunp:  <les  Stflcklolms  (Accord- 
lohns)  für  bestimmte  landwirthschaftlielie  Verrichtungen  darf 
ebenfalls  eine  Besserstellung  der  ländlichen  Arbeiter  erwartet  wer- 
den, die  gleichwohl  dem  Arbeitgeber  finanzielle  Opfer  nicht  auf- 
erlegt, weil  die  grossere  Lobnausgabe  in  der  quantitativen  Mehr- 
leistung ihr  entsprechendes  Aequivalent  findet  Zwar  sind  im  land- 
wirthschaftlichen  Gewerbe  der  Accordlöhnung  im  Vergleich  zur 
gewerblichen  Thätigkeit  gewisse  Schranken  gezogen  und  bei  be- 
stimmten Verrichtungen,  wie  namentlich  der  Wartung  der  Thiere 
und  dem  Gesindedienst  im  engeren  Sinn,  ist  sie  wohl  gänzlich 
ausgeschlossen;  doch  ist  ihr  Anwendungsgebiet  keineswegs  oiu 
ganz  unbedeutendes  (z.  JJ.  bei  der  Vornahme  der  Mälicarlfeiten  sowie 
von  Arbeiten  zu  Meliorationszwecken);  jedenfalls  ist  zur  richtigen 
Wiir<ligung  dieser  anderw^eiten  Lohnweise  der  Hinweis  nicht  über- 
flüssig, dass  bei  ihr  mit  der  Krmöglicbung  höheren  Einkommens 
für  den  Arbeiter  eine  Zeit-  und  Arbeitsersparniss  für  den  Arbeit- 
geber Hand  in  Hand  geht,  die  gerade  da,  wo  ohnedies  Arbeiter- 
mangel sich  erbeblich  fahlbar  macht,  besondere  Bedeutung  ge- 
winnt 

c)  Auch  die  Unterlassung  einer  zu  weitgehenden  Aus- 
nützung der  Arbeitskraft  der  Arbeiter  durch  ungebflhrliche 
Ausdehnung  der  täglichen  Arbeitszeit  wird  als  eine  wesentliche 


berührt  werden,  lo  würde  doch  dieser  Yortheil  in*s  (iegentheil  nmschlagreii,  wenn 

die  als  Lohn  vorabreichten  Naturalien  diu  nntliweiidis'Sten  liedarf  iihersilireiteil 
würden,  da  dann  der  Arbeiter  den  Leber^chuss  veräusseru  müsste,  wobei  er  leicht 
Ueberroräiflüuigen  ansgesetst  ist,  oder  aber  der  Yerrachnng  verfiele,  mit  den 
erhaltenen  Naturalien  iinwirthschajftlich  zu  hausen.  iSette^ast,  a.  a.  0.,  S.  77.) 
—  Von  tranz  besonderer  Wichti^'keit  ist,  wie  Pohl  richtiir  hervorhebt  'a.  a.  O., 
8.  die  Jieselmtrenheit  der  den  Arbeiteru   eingeräumten   Wohnungen  und 

Schlafränme,  in  welcher  Besnehnng  leider  noch  immer  gesündigt  su  werden 
scheint,  freilich  nicht  bloss  auf  dem  tlnrlien  Land.  Kiihmlicln  -  \  irij-eheii  auf  dem 
Gebiet  durch  v.  Behr-Schmoiduw,  dem  bekannten  und  verdieuteu  langjährigen 
Piiaideiiten  des  deutschen  Fischereivereins  (f  1^1),  der,  wie  Pohl  mittheUt,  auf  der 
Pariser  AnssteUung  von  1867  den  ersten  Preis  für  ländliche  Arbeiterwohntingen  für 
das  von  ihm  ansjjestcllte  Modellhans  erhielt. 

Nach  V.  d.  Uoitz  ergicbt  eine  Vergleichuug  des  Stücklohns  mit  dem  Zeit- 
lohn für  freie  Arbeiter  folgendes  Ergebniss: 

Verhiiltniss 

o  -n  i.    1.  des  Accord- 

.  ,        Pommer-    Durchschnitts-  ,  , 

Accordluhu  »o««!«!»«       lohns  zum 

tagelohu       tagelohn  j)^^,ehnitts. 

tagelohn 

M.  M*  M»  M. 

Hüchsthetrafr:  Bheinhessen         3,00  1,29  1,29  232,5:100 

Mindest  betrag:  Landdrostei 

Osnabrück   1,!)2  l.r>3  1,63  125.5:1(10 

Mittel  für  ganz  Deutschland       2,44  1,64  1,44  14ü,0:100 
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Bessening  der  Arhcitsverhültnisse  von  den  Betlieiliirten  anerkannt 
und  ein  Maasshalten  in  dieser  Beziehunfr  namentlicli  dann  zur  Notli- 
wendigkeit  werden,  sobald  und  soweit  die  Arbeiterschutz^esetz- 
gebnng  auf  gewerblichem  Gebiet  eine  Ausnfltzung  der  Arbeitskraft 
über  eine  bestimmte  Stundenzahl  hinaus  als  unzulässig  erklärt. 

d)  Eine  nachhaltigere  Fesselung  des  Gesindes  und  der  Guts- 
tagel5hner  an  die  einzelne  Gutsuntemehmung  und  die  Herbei- 
führung einer  gewissen  dauernden  IntereBsengemeinschaft  könnte 
in  dem  Zugestftndniss  der  Antheilnahme  der  Arbeiter  an  dem 
Froduct  ihrer  individuellen  Arbeitsleistung  gefunden 
werden,  und  bekanntlich  ist  es  kein  Geringerer  als  t.  ThOnen 
gewesen,  der  in  dieser  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses  die 
wahre  Losuiiu  aucli  der  ländlichen  Arbeiterfrage  erblicken  zu 
sollen  geglaubt  und  den  .,naturgemässen  Arbeitslohn"  deuigeniäss 
dureli  die  Formel  j/a  p  ausgedrückt  hat.  in  welcher  a  die  noth- 
wendigen  Unterhaltsniittel  einer  Arl)eiterfamilie ,  p  das  Arbeits- 
product  eines  Mannes  bedeutet,  und  mit  deren  Verwirklichung  also 
im  Verhältniss  der  Grösse  des  Arboitsproducts  auch  der  Verdienst 
des  Arbeiters  steigen  würde.  Schon  tiu^oretisch  lässt  sich  indessen 
gegen  die  jeweilige  Bildung  des  Arbeitslohns  auf  der  Grundlage 
dieser  Formel  geltend  machen,  dass,  wie  Settegast  treffend  her- 
vorhebt^), die  nothwendigen  Ünterhaltsmittel  der  Zeit  und  dem 
Baum  nach  ein  sehr  flflssiger  Begriff  sind  imd  daher  diese  Grund- 
lage der  Berechnung  des  Arbeiter -Soll  eine  sehr  schwankende 
wftre;  dass  femer  aus  dem  Werth  des  Arboitsproducts  eines  Arbeiters 
das  Ergebniss  der  reinen  Arbeit  sich  nur  schwer  aussondern  Iftsst, 
weil  jenes  aus  der  Zusammen  Wirkung  von  Kapital  und  Arbeit  ent- 
steht und  jeder  Versuch  einer  solchen  Trennung  ein  willlviirliches 
Verfahren  einschliessen  würde:  endlich  dass  mit  der  N'orwirk- 
lichung  jener  Formel  in  dem  Arbeitslohn  Leistungen  bezahlt  würden, 
deren  endlicher  Ertrag  erst  «lurch  die  Art  ilir«'r  Verwerthung  auf  dem 
Markt  sich  ergiebt,  indem  er  wesentlich  durch  die  Thätigkeit  des 
Unternehmers  und  die  allgemeinen  (ieschäftsconjuncturen  beein- 
fluBst  wird^).    Die  i'actische  Unmöglichkeit,  den  naturgemftsaen 

*)  A.  a.  O.,  S.  55  ff. 

*)  Vfrl.  V.  d.  Goltz,  Ländliche  Arbeiterfrage,  S.  252  ff.,  und  Setteg-ast, 
a.  a.  O.,  III.  S.  55  ff.  At'hulirli«Mi  IJtdtMikfn  über  die  prnctische  Durchfiihrbarktit 
des  „richtig  gedachten"  Th üueu ' sehen  üesetxes  über  die  Theiluup  des  TroduciH 
unter  die  Ar1>Biter  und  Kapitaligten  hat  Helfe  rieh  in  einem  Aufsatz  in  der  Tllh. 
Ztsclir.,  Jahrg.  1852,  393  ff.  Ausdnuk  pefrchen.  siolie  iijsbesnndero  S.  427  ff.  ebenda. 
Im  Uebrigeu  iüt  auch  hier  auf  deu  allgemeinen  Theü  dieses  Handbuchs  {Üd.  II;  au 
verweisen. 
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Lohn  im  Sinn«'  Thünen's  für  jeden  einzolnon  Arbeiter  zu  ermitteln, 
lielit  iniiessen  ilie  o^ruiidsätzliclie  Bereclitii^iintr  «los  Satzes  nicht 
auf.  (lass  der  Arbeiter  an  dem  Ertrag  des  Unternehmens,  dessen 
Grösse  er  in  oinem,  allerdings  nicht  zahlenmässig  genau  fest- 
zustellenden Ergclmiss  je  nach  dem  Maasse  seiner  individuellen 
Energie  und  Geschicklichkeit  unzweifelhaft  günstig  oder  ung^stig 
beeinflusst.  in  irgend  welcher  Weise  betheiligt  werde,  weil  nur  in 
diesem  Fall  vermieden  wird,  dass  der  Arbeiter  nicht  als  blosses 
Productionsinstrument  sich  fühlt  und  fremd  und  tbeilnahmslos  dem 
Elfolg  des  Üntemehmers  gegenübersteht,  statt  dass  mehr  und 
mehr  das  Vorhandensein  einer  nachhaltigen  Solidarität  der  Inter- 
essen zwischen  dem  Unternehmer  und  seinen  Arbeitern  sich  An- 
erkennung,  verschaffe  und  zur  praktischen  Bethätigung  gelange. 
Liegen  in  dieser  Hinsicht  freilich  nur  wenige  Tersuchsweise  Anläufe 
vor,  so  ist  es  doch  nicht  unwichtig,  über  die  praktische  Tragweite 
derselben  sich  ein  Urtheil  zu  bilden,  wozu  die  nachstehenden  Aus- 
führungen einen  Beitrag  liefern  sollen. 


§  103.  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Gutsertrag. 

1.  Wenn  die  von  einzelnen  landwirthschaftlichen  Unternehmern 
gegebenen  Beispiele  einer  Ertrags-(Beinertrags-)Antheils- 
gemeinschaft  (der  Gewährung  Yon  Tantiemen  vom  Guts- 
rein ertrag)  bis  jetzt  nur  sehr  yereinzelte  Nachahmung  gefunden 
haben,  so  wäre  es  doch  unrichtig,  daraus  auf  einen  kurzsichtigen 
Egoismus  oder  eine  Unterschätzung  des  Factors  Arbeit  im  land- 
wirthschaftlichen Betrieb  von  Seiten  der  Arbeitgeber  zu  schliessen; 
der  Grund  liegt  viflmciir  thirin,  dass  gerach'  im  landwirthscliaft- 
lichen  Betri»*!)  niner  solchen  Antheilsgcmeinschatt  noch  sehr 
viel  nTossorc,  dur<-h  die  Natur  jenes  Hetnel>s  iMMÜnute  Sclnvierig- 
keiten  entgegenstellen,  wie  etwa  in  der  gewerblichen  rnternelunung. 
Gegeiuiber  den  freien  Tagelrduiern ,  die  nur  zeitweise  und  im 
häutigen  AVechsel  ihre  Arbeitskraft  den  verschiedensten  ländlichen 
Arbeitgebern  darbieten,  wäre  diese  Betheiligung  wohl  von  vorne- 
herein ausgeschlossen  und  eine  solche  nur  gegenüber  dem  Gesinde 
imd  dem  Halbgesinde  (contractlich  gebundenen  Gutstagelöhnem) 
angängig;  sie  hätte  aber,  um  einen  richtigen  Maassstab  ffir  die 
Grösse  der  Einzelantheile  zu  gewinnen,  eine  den  einzelnen  Haupt- 
zweigen des  Betriebs  folgende  Beinertragsberechnung  zur  Voraus- 
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Setzung,  deren  Aufstellung  bei  dem  Inaneinandeigreifen  dieser 
Betriebszwei^rc  (Foldwirthschaft,  Thierbaltung^f  Nebengewerbe  etc.) 

immer  nur  unter  Zuhilfonahmo  von  mit  einer  irowissen  Willktir 
gehanflhabton  Zallk'^^\  orthen  (ül»or  die  Kosten  der  Tacresliandarbcit 
und  des  Spannvielis.  fil)er  die  Vertlieilunfr  dieser  Kosten  auf  die 
Feldarbeit  und  <liej('niLC<«  im  Stall,  über  den  Wertii  des  DüHLH'rs  etc.) 
durchführl>ar  und  daher  im  Einzelnen  keineswegs  einwandfrei  wäre. 
Selbst  für  die  JJerecbnung  der  jährlichen  Gesammtrente  eines 
landwirthscbafUichen  Guts  (ohne  dereu  Zerlei;uug  nach  einzelnen 
Wirthschaftszweigen)  hat  sich  noch  keineswegs  eine  feste  überein- 
stimmende Praxis  herausgebildet,  und  doch  wäre  diese  die  Vor- 
bedingung der  allgemeinen  Einführung  einer  Beinertags -Antheils- 
gemeinschaft^  wenn  anders  nicht  das  System  dem  st&rksten  Miss- 
trauen der  Arbeiterschaft  begegnen  solL  Hierzu  kommt,  dass, 
noch  weniger  als  in  der  Industrie,  im  landwirthschafllichen  Gewerbe 
der  relative  Antheil  des  einzelnen  Arbeiters  am  Gesammterfolg  der 
Unternehmung  sieh  bemessen  ISsst,  während  doch  eine  unterschieds- 
lose Antheilnahme  aller  Arbeiter  leicht  das  Gegentheil  der  erhoft'ten 
WirlvuiiL;:  die  höchstmöglichste  Entlallung  der  individuellen 
Arbeitskraft,  die  jederzeit  iHMcitwilligste  Hingabe  für  die  Zwecke 
der  rnternelinumg  —  lierl»eizutiilnen  vermöchte.  Mau  wird  (hiln-r 
für  eine  absehbare  Zukunft  auf  eine  ausgedeluite  Verwirklichung 
des  Systems  des  „Partnership''  (Tantieme  vom  Keiner  trag 
des  Guts)  kaum  rechnen  dürfen. 

Anmerkung',  Pohl  hebt  bei  der  Kritik  der  Reinertrag-stanti^elöhnuug^ 
Ar  gewöbnliciio  Arlit  itt  r  la.  a.  O..  S.  478  ff.)  nicht  ohne  Grund  hervor,  daM<>  die 
körpcrliolu' II  ArbciU'ii  tcchiiisi  her  Natur  siud  und  danach  in  ihren  Ziolpnnkton 
nur  auf  technische  Vollkomnu'uhcit  und  uicht  uul  liiiucrtrag  gerichtet  sind,  wess- 
halb  die  Reinertraffstanti^me  keine  der  unter  dem  technischen  GesichtApunkte 
V('rri(  litefcn  Arbeit  adä([uato  Lohnfonn  sei;  wie  drnn  auch  Sc  1 1  c  l-- !i  s  t  Itttont.  dass 
in  dem  beüchrüuktcu  Kreiae  seiner  Thätigkeit  ein  Arbeiter  das  Auä)»erurdcutiichst« 
leisten,  die  Wirthschaft  aber  doch  in  die  BrQehe  j^hen  könne.  JedenfifcUs,  meint 
Pohl,  dass  eine  Herecbtifjung  zur  Reinertragstantieme  fiir  körperliche  Hilfsarbeiter 
nur  b»'i  bovorzu^ftcn  l'crsonalvcrliältuissen  bestehen  könne,  in  welchem  Sinne 
es  auch  aulzut'assen  sei.  wenn  Thiel  den  Culturzustaud  der  landw.  Hilfsarbeiter 
in  Deut.schlaud  noch  zu  niedrig  eraehtef  als  dass  sie  empflndlich  genug  seien  fttr 
den  Reiz  der  Lohnfonn  d<'r  K<  ini'rtra<r<tantii'me. 

b)  lieber  beachtenswerthe  Versuche  zur  Verwirklichung  de»  Systems  der 
Beinertragfltanti^me  auch  gegenflber  den  Handarbeitern  (gegenfiber  der  höheren 
Arbeit  dt  i  Iii  iriobsbeaniteii  i^i  diesell)e  seit  lanj;:e,  wie  in  der  Industrie,  so  auch  im 
Tiandbau  uhliiln  entlialten  die  Kinffanffs  (S.  r>47)  citirten  Schriften  von  Böhmer t, 
V.  d.  (iolt/,  Hirn  ha  um  etc.  bemerkenswert  he  Anpaben.  In  erster  Reihe  ist  v.  Thiiuen 
selber  zu  nennen,  der  freilich  von  der  Verwirklichung  des  ^  naturgemässen 
Arbeitslohns"  im  Sinne  seiner  riienri«'  Abstand  nahm,  aber  den  (Jedanken  einer 
Antheilnahme  der  Arbeiter  am  (jut.sreinertrag  im  Jahre  1848  auf  seinem  Gute 
Tellow  in  der  Weise  verwirklichte,  dass  er  den  IHrastlenten  und  anderen  im 
Interesse  des  Guts  thfttigen  Personen  je  */eVe  Beinertragj  welcher  die 
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8umme  von  5500  Thlr.  überstieg,  zusiclarto,  die  Antheile  indess  uicht  baar  aus- 
bezahlte, sondern  gutschrieb  und  nur  die  Zinsen  (^^/ö^  q)  ausfolgte,  wülin-nd  das 
Sparkapitiil  von  ln'idcn  Theilen  uuküudbar  blieb,  so  lange  nicht  diT  Iiiliabcr  ilfs- 
jelbeu  das  tiü.  Lebensjahr  zurückgelegt  hatte;  starb  der  Arbeiter  früher,  t>u  liel 
dasselbe  seinen  Hinterbliebenen  sn.  Nacb  H.  Schuhmacher  (Ueber  J.  H.  y.  Thtlnen's 
Ci  si  tz  vnni  naturgeuiässen  Arbeitslohn  und  die  Bedeutung  dieses  (lesetzes  für  die 
Wirklichkeit,  Kostoek  1869,  S,  79)  wuchs  der  Antheil  jeder  betheiligten  Familie 
von  1847  bis  1868,  d.  h.  in  21  Jahren,  auf  die  Summe  von  rund  512  Thlr,  au. 
Eine  Nachfolgerachuft  fand  v.  Thünen  in  den  ö<))t  Jahren  in  dem  Rittergutsbesitzer 
Neumann  auf  Poseguik,  der  auf  diesen  und  anderen  Gütern  ebenfalls  dt  ii  Artuitern 
einen  Antheil  am  Keiner  trag  Zuletzt  8*VaJt  von  dem  ein  Tbeil  in  eine  Sparkasse 
einanle^  ist,  einrftnmte,  übrigens  auch  durch  Gründung  einer  VolksbibUothek, 
einer  Klcinkiiulcrsclmlc  und  die  Ermöglichung  der  Ueberführuug  jener  Arbeiter  in 
Ueine  üruudbesitzer  seinen  Standesgenossen  ein  rühmliches  Beispiel  gegeben  hat.  — 
Ueber  weitere  Versuche  dieser  Art  berichtet  L.  Katscher  in  No.  158  der  Beilage 
BUr  Allg.  Ztg.  von  ISiH  :    Auf  di m  lediglich  der  Milchwirthschaft  gewidmeten  Gut 
Bredow  liihrtc  .1.  .lalinki'  1S72     77   die  (n-winnbetlieiligung  durch:  fünf  Arlteiter 
erhielttiu  Wulinuug  mit  tiartenland,  Hulz,  Turf,  Kartofl'eiu,  einen  Lohuvurschu»!»  von 
wöchentlich  46  H.  im  Winter,  62  Ve      im  Sommer,  Ehrend  der  Besitzer  das 
Kapital,  die  Milchtliiere.  das  Inventar  stellte  und  alli'  Wirthschaftsausgaben  vor- 
schoss;  nach  Abzug  eines  Unteruelunergewinns  von  iXMJ  M.  wurde  der  ganze  Rein- 
ertrag zwischen  dem  Besitzer  und  den  Arbeitern  getheilt,  wobei  jeder  Arbeiter 
1872  73  im  Ganzen  1055,95  M.;  187.S  74  076.8.-)  M.;  1874  7.j  1(J98,66  iL  bezog, 
das  Hinkommen  der  Arbeiter  also,  einschliesslich  der  naturalen  N'nt/.nngen.  durcli- 
sclmittUch  sich  auf  1179  M.  stellte,    liiezu  wird  von  Katscher  bemerkt:  uicht 
bloss  die  Arbeiter,  „auch  der  Gutsbesitzer  hatte  alle  Ursache,  mit  der  Wirksamkeit 
seines  Plaues  zufrieden  zu  sein.    In  jenen  drei  Jahren  stieg  der  Werth  des  (Jutes, 
da  ein  grosses  Stück  neuen  Bodens  durchgearbeitet  wurde.    Im  Sommer  leisteten 
zehn  Personen  mehr  als  ehedem  vierzehn.    Die  Leute  vermieden  es  möglichst, 
fremde  Kräfte  zu  dingen ;  sie  zogen   es  vor,   ungemein   Heissig  zu  sein  und  ihre 
Weiher  und  grösseren  Kinder  zu  Hilfe  zu  neiunen.    Als  zwei  von  den  fünf  Familien 
aus  triftigeu  Gründen,  die  mit  uusrem  Gegenstand  nichts  zu  thun  haben,  Bredow 
▼erUessen,  ttbemahmen  die  drei  verbleibenden  alle  Rechte  und  Pflichten  derselben 

nnd  arbeiteten  nun  mit  fremden  Händen.  Die  .\rbeiten  wurden  viel  hesser  und 
achtsamer  verrichtet  als  früher;  ohne  dass  eine  strenge  Ueberwachung  nothwendig 
gewesen  wilre,  sparte  man  am  Material  nnd  schonte  die  Werkzeuge;  so  z.  B.  war 
das  Verhftltniss  der  z(>rbrocheuen  Milchtöpfe  gegen  früher  wie  1 : 12.  Weder  die 
LoliTifrage,  noch  die  Arbeit  gab  jemals  Anlass  zu  Streitigkeiten  zwischen  dem  Herrn 
und  seinen  Untergebenen.  l>ie  Productiou  wuchs,  der  Sparsinu  der  Leute  wurde 
gefördert  und  auch  in  jeder  andern  ^Hinsicht  erwies  sich  der  Plan  als  durchaus 
.gelungen.  Dennoch  erneuerte  Herr  Jahnke  den  \'<  rtrag  nicht,  als  derselbe  1877 
ablief;  vielmehr  verkaufte  er  seine  Besitzung.  Als  (iruud  gab  er  au,  dass  seine 
Gutsnachbam,  insbesondere  die  allerbegütertsten,  seinem  System  gegenüber  eine 
unaufgeklärte  Feindseligkeit  an  den  Tag  gelegt  hatten.  Er  bemerkte  übrigens  das 
Vorhandensein  dreier  (Jruppen  von  Gegnern  der  (Jewinntlieilung:  1.  Die  liodeneigeu- 
thümer,  welche  hohe  i'reise  und  niedrige  Löhne  wünschten ;  2.  die  Arbeiter,  die  für 
geringfügige,  untüchtige  Arbeitsleistungen  gute  Löhne  erzielen  wollten;  3.  jene 
Leute,  iu  deren  Vorth^  08  lag,  zwisclum  rnternehniern  und  Angestellten  Zwietracht 
zu  säen.  Der  neue  Besitzer  von  Bredow  setzte  das  System  seines  Vorgaugers  nicht 
fori.  Wir  sehen,  dass  in  diesem  Falle  das  Aufgeben  der  Gewinn theilung  nichts  mit 
ihrem  Wesen  oder  ihren  Ergebnissen  zu  thun  hatte".  —  Vgl.  zu  den  obigen  Aus- 
führungen auch  Krämer,  a.  a.  ()..  S.  824  ff.  und  über  Beispiele  von  Hctheiligung 
vun  Landarbeitern  am  Gatsreiuertrag  in  i%ngland  und  Irland  Birnbaum,  a.  a.  0., 
S.  27- 

2.  In  bescheidenerer  Weise  lässt  sich  der  Öedanke  einer  Art 
Antheilswirthschaft  verwirklichen,  wenn  inhaltlich  des  LohnTertrags 
unter  gewissen  Voraussetzungen  dem  Arbeiter  am  Rohertrag 
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einzelner  Betriebszweige  ein  boBÜmmter  Bruohtheil  zugencheit 

wird,  z.  B.  ein  fester  Geldantheil  am  Verkaufserlös  der  Producta 
der  Stallwirtliscliaft  (Milch,  Molkoroiorzoufrnisse,  Mastvieh  ii.  der<rl.), 
oder  eine  (^uote  an  dem  Gewinn  der  Naturalerzeujjrnisse,  bei  deren 
Herstt'lluno-  der  Arbeiter  mitucwirkt  hat,  z.  B.  bei  der  Ernte  der 
Körnerrrfuhte  oder  anderer  Froducte  dt^s  Feldbaus  (System  «1er 
Ro  h  ertr  ags  -  Tan  ti  e  m  elö  h  n  u  n  Li).  Hierher  fjeliöreii  auch  jene 
Theilbaucontracte ,  die  Dietzel  als  Q  u  o  tall o  h  n  c  o  n  t r  a  c  t  e  be- 
zeichnet und  deren  oben  bereits  Erwähnung  geschah  (§  38).  Dass 
mit  dieser  Lohnweise  unter  gegebenen  Tnistände  ein  schönes  Ein- 
vernehmen swiflchen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sich  erzielen 
lässt  und  die  Lage  letzterer  wesentlicher  Verbesserung  entgegen- 
gefahrt werden  kann,  ist  nicht  zu  leugnen  (vgL  die  Anm.  auf 
S.  221);  und  seine  stärkere  Anwendung  und  bezw.  Einbürgerung 
daher  auch  ausserhalb  der  Gegenden  der  eigentiichen  Theilbau- 
vertrftge  zu  wünschen  Aber  auch  wenn  solche  Zuwendungen  mehr 
den  Charakter  von  Prämien  oder  Gratificationen  annehmen, 
sind  sie  in  ilirer  wohlthiitiLiren  WirkuuLi'  auf  die  ArbeitsenerLric  und 
die  geAvissenhafte  Umsicht  des  Arbeiterpersonals  uewiss  nicht  zu 
unterschätzen  und  sollten,  nanuMitlich  auf  grrisscnMi  t'iüti»ni.  bei 
dfiicn  die  erfolgiriehc  rebt'rwachuii'j  des  Einzelarbciters  natur- 
gemäss  mit  der  Ausdehnung  des  Betriebs  schwieriger  wird,  schon 
im  eigenen  Interesse  des  Unternehmers  mehr  als  bis  jetzt  der  I'all 
Anwendung  finden.  Dabei  ist  freilich  zuzugeben,  dass  gerade 
solche  Främienvertheilungen  „nicht  selten  Neid,  Missgunst  und 
Yerfolgungssucht  bei  den  Arbeitern  hervoTrufen,  welche  leer  aus- 
gehen'* ....  und  dass  daher  „viel  Geduld,  Menschenkenntniss 
und  Gerechtigkeitssinn  dazu  gehört^  sie  mit  dem  Erfolg  zu  ver- 
theilen,  dass  sie  Vertrauen  erwecken,  das  Verdienst  belohnen,  den 
Lässigen  anspornen,  die  Wirthschaftszwecke  fördern  und  alle  Theile 
befriedigen"  (Settegast). 

Anmerkung,    a)  Pohl  uuterscheidit  liiuttichtlich  der  rrämien  zwischen 
Erspariii88-,  ProdnctiooB-,  Leistun^rs-  und  Ordnnnpsprftmien  (a.  a.  O., 

S.  4(»S  tt'.i;  für  Ersparnis  spriiniien  ist  im  Allfrcmcinen  in  der  Landwirthsclmft  wtMUjrfT 
Kaum  als  in  der  Indnstric;  ge^'on  Production  sprämieu  wird  von  Pohl  nicht  uiii 
Unrecht  eingewendet,  dass  ,,nit!ht  immer  die  Bc/iehung:  zwischen  Arbeit  und  Produci 
7Air  Kvidenz  sich  feststellen  lässt'*  und  dass  sie  leicht  den  Nachtheil  hab«n  kaniL, 
die  Autnifrkv;iiiik('it  des  HilfsarlM'itiTs  fiir  die  betreflV'iideTi  PrudiK  tionsarten  auf 
diesen  (icgcnstaud  besonders  hin-  und  von  anderen  Arbeiten  abi&uieukeu;  durch  sie 


^)  Vgl.  hiesu  die  auf  S.  167  unter  Ziff.  8  angeführten  Sclirillflii  von  Dietsel 
nad  Eheberg. 
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wird  alüo  Iticlu  „im  lliUsarboittT  für  den  eiiieii  Gegeiutand  cüi  Interesse  erweckt  und 
für  andere  OleichgUtigrkeii'*.   In  Oeetemieh  Tielfaeli  in  A]iw«iditB9(Accideiisien 

pr**niiiint).  wohl  vorwic-^end  aber  jrt';r«'iiiibtr  dm  hölicren  Betriebsheaintcii.  — 
Leistungsprämien,  durcb  welcbe  die  Quantität  der  Arbeitsleistungen  beeiuliusst 
werden  aoll,  älmelii  in  ihrer  Wirkung  dem  BifleUohn  und  sind  mannigfacb  in  An- 
wendung, namentliili  für  Best«llunga-  and  Fohrarbeiteu,  so  auf  dem  Ca  I  h  v  r  I  a  ^(  Ix  ii 
Oiite  Merzdorf  in  Sacliscn.  —  Ordnung'sprämien  ( Remunerationen )  solli  ii  eine  Biloli- 
nung  fiir  Hilfsarbeiter  bilden,  wenn  sie  eine  gewisse  Zeit  treu  und  ordentlich  gedient 
hnben;  Pohl  erwähnt  z.  B.  die  Einrichtungen  von  Knaner-ChrdberSt  der  jedem 
ständigen  Arbeiter  10  Pf.  und  nn  jede  ständige  Arbeiterin  6  Pf.  für  den  Tag 
über  den  landesüblichen  Lohn  verabreicht. 

b)  In  den  Beschlfissen  ländlieher  Arbei^^ber,  in  Berlin  1872,  über  die  Mittel 
zvu  Hebung  des  lindlichen  Arbeiterstnudes  und  zur  Begründung  eines  friedlichen 
Arbeitsverhältnisses  r.wischen  Arbeit<rober  und  Arbeitt'r  *niitfretlieilt  durch  v.  d.  (Joltz 
bei  Schouberg,  a.  a.  O.,  §  iHi)  heisst  es  hinsichtlich  der  Tantieme lühnung,  sie 
werde  ein  Sporn  sein  anr  grösseren  Pflichttrene  der  Arbeiter  und  die  Torrichtige 
ncfoljrunvr  <li<s("s  Lohnsystems  dem  Ar])eiter  einen  mit  der  steip-cnden  Frodnctivität 
der  nationalen  Arbeit  mitsteigeuden  Lohn  sichern.  Während  eine  directe  Lohu- 
snlage  augenblicklich  vielen  Arbeitgebern  fast  unerschwinglich  wäre,  sei  dies  bei 
der  TantiemelÖhnong  nicht  der  Fall ;  denn  die  Ausgabe  für  den  Tautiemeantheil  der 
Arbeifer  sfei<rt'  nur  itiif  dem  (iutsertrage.  ^Der  immer  entsdiiedener  auftretenden 
Forderung  der  St)cxalisten,  dass  der  volle  Arbeitsertrag""  dem  Arbeiter  gebühre, 
widersteht  man  am  sichersten,  wenn  man  dnrch  Einffihmng  der  Tanti^ddhnnng 
unter  Zngrnndeleg-nnfr  piter  Rechnunp-sfiihrung  die  Arbeiter  an  das  Interesse  der 
Arbeitgeber  fesselt.  Der  feste  Lohn  muss  (dabei)  so  bemessen  werden,  dass  er 
fSr  den  nothwendigen  Lebensunterhalt  der  Arbeiterfamilien  mindestens  ausreicht 
und  von  driu  in  der  Gegend  üblichen  sich  nicht  entfernt,  so  das  der  Tantiemeantheil 
von  den  Arbeitern  »-rspart  w«Tden  kann.  T>adnrch  wird  es  uio<,'licli,  dass  der  Arbeiter 
die  Mittel  zur  Erwerbung  von  (iruudeigenthum  gewinnt."  Letzteres  zu  ermöglichen, 
schien  der  Conferena  besonders  wichtig,  denn  „der  immer  lauter  webenden 
socialistiachen  Pordenui;,'  Jiach  einem  follectiveij^enthum  am  (Irund  und  Boden  wider^ 
steht  man  am  sicherst»  n  durch  die  Vermehrung  der  Zahl  grundbesitzi  nder  ländlicher 
Arbeiter  oder  sonstig;»  r  kleiner  ländlicher  Grundbesitzer".  —  Beispi«  !«'  von  Tantieme- 
löhnun^'eji  auch  bei  Koscher.  Auf  einem  holländischen  Musterfrut  bekommt 
der  Pferdekneclit  fiir  jedes  lel)ende  Fuhlen,  der  Scliäfer  fiir  jedes  fi  Wochen  alte 
Lamm,  der  Uülinerwärter  für  je  abgelieferte  100  Eier  eine  Zulage  zu  dem  gewöhn- 
lichen Lohn.  So  werden  auch  ans  Posen  Versuche  berichtet,  das  Kuhmelken  nach 
der  Menge  der  mich  zu  be/ahlen  und  für  das  Pins,  welches  über  eine  gewisse 
Menge  hinausgeht,  eine  Tautieme  zu  gewähren  (Boscher,  a.  a.  O.,  Anm.  15  zu 
§  125  a). 

3.  So  iiini'ilkii  i^t»sund  iiml  tlu'orctisch  borochtiu:!  alle  diost», 
auf  oiiio  Aiitlieils^«Mii<Miiscliaft  liiiiaiislaulVMKlcii  IjolinfornuMi  sein 
mögen,  so  darf  mau  sich  doch  niclit  darüber  täusclR'ii,  dass  auf 
eine  rasche  Ausbreituno:  dieser  „idealtTen"  Lohnweisen,  hingesehen 
auf  die  Schwerfalliglveit  d<'s  nionsehlicheii  Wesens  und  di<»  Hinder- 
nisse, die  Tradition  und  Yorurtheü  bereiten,  in  absehbarer  Zeit 
schwerlich  gerechnet  werden  darf.  Um  so  mehr  ist  Werth  darauf 
zu  legen,  dass  der  an  sich  richtige  Gedanke,  dem  ländlichen  Ar- 
heiter  einen  Antheil  am  Ertrag  der  landwirthschafüichen  Production 
zu  gehen,  auf  dem  anderen,  wiederholt  besprochenen  Wege  der 
Erhebung  desselben  zum  Arbeiterunternehmer,  also  durch 
Umwandlung  desselben  in  eiueu  kleinen  Grundbesitzer  zur  Yerwirk- 
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lichung  üclange  (§  97).  Ja  man  kann  sagen,  dass  mit  solcher  Keform 
der  Besitzverhältnisse  auf  dem  flachen  Lande  am  sichersten  die 
Versöhnung  zwischen  Arbeit  und  Kapital  im  Gebiet  der  Land- 
wirthschat't  lierheigeführt  wird  und  dass  die  Mobilisirung  des  (irund 
und  Bodens,  wie  cbenl'alls  schon  cnvälint.  uiit<T  diesem  Gesichts- 
puukt  eine  neue  und  bemerkenswertlie  Bedeutung  erhält*). 

§  104.  Persönliche  Beziehungen;  Wohlfahrts- 
einrichtungen. 

Nicht  am  wenigsten  förderlich  für  die  Herstellung  befrie- 
digender Dienstbeziehungen  wird  sicii  die  freundliche  Stellung- 
nahme des  Arbeitgebers  zu  seinen  Untergebenen  erweisen,  also 
eine  milde,  wohlwollende  Behandlung,  die  Vermeidung  schroffen^ 
-yerletzenden,  herrischen  Auftretens,  eine  kluge  Nachsicht  unbe- 
deutenden Verfehlungen  gegenüber  und  yor  Allem  die  jederzeitige 
Bekräftigung  einer  warmen,  werkthfttigen  Antheilnahme  an  der 
Lebensfahnmg  der  Arbeiter,  wodurch  das  Vorhandensein  einer 
wirklichen  Interessengemeinschaft  in  den  Augen  der  letzteren  oft- 
mals vielleicht  sicherer  noch  als  durch  besondere  Zuwendungren 
der  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Art  bekräftigt  wird  -).  Dass 
der  ländliche  Arbeiter  seinen  Lohn  sjiarsum  verwende  und  das 
Ersparte  gut  und  sicher  anlege:  dass  er  im  Fall  der  Noth  ein 
aiigenldickliches  ( 'reditl)e(linfniss  bei  soliden  Credilanstalten  zu 
iiefriedigen  vorniöge  und  niclif  Wiielierern  in  die  Hände  falle:  dass 
er  ohne  Weitläntigkeiten  und  erhebliche  Kosten  in  die  Lage 
komme,  seine  Habe,  zumal  seinen  kleinen  Viehstand,  gegen  Un- 
fälle in  Versicherung  zu  geben;  dass  ihm  die  Anschaffung  seiner 


'  i  So  sajrf  nnch  S 1 1  i-g-u st ,  a.  a.  <K:  „Der  jetzt  den  laiulw.  Arlx'itrr^taiid 
bedrückeudcii  AuKsichtslosid^keit,  welche  seiuor  häutig  wahrnehmbaren  ruzuverl:i.s.si);- 
Itdt  Torschiib  leistet,  ihn  BodalistiBcheii  YoTffthnuigskttnsten  zu<(au<,'lich  macht  oder 
zur  Auswjinderutijr  veranlasst,  ist  durch  Erhebnnp  der  Arbeiter  sa  selbst» 
ständi<re!i  landw.  (' n  f  e  rti  eli  ine  rii  '  Kleitibesit/.eni .  T'iichtem»  zu  bejrt'jrTH'n. 
Unter  allen  Maatisre^elu,  die  zur  Lösung  der  socialeu  Frage  in  der  Luudwirthschuti 
beixntrafreii  ^«>igrnet  «rscheineii,  ist  diese  als  die  durchschlag^endste  und  anssiohts- 
voll<te  zu  i'ijK  Ilten.'*  Tnd  S.  lOH:  „Wir  k<>nnen  nur  wiederholen  ....  da.ss  .  ,  , 
iu  dem  Uuternehmer-Arboiter  der  gediegeuste  Gewerbsgenosse  des  Laudwirtha 
gewonnen  ist".  Aehnlich  y.  d.  Golts,  a.  a.  0.,  S.  204. 

')  Wie  denn  anch  Pohl  (a.  a.  0.,  S.  4B8)  das  Verhftltniss  swischen  ArbHt- 

trcher  nnd  Arbeitneinner  als  ein  sittliches  < !e-*  ll-,<  liaftsverhiiltniss  (nicht  blo.ss 
sachenrechtliches  Vertnigsverhältniss)  auflfasst;  und  aucii  Koscher  meint,  das 
Ideal  des  OesindeTerlilltttissea  bestehe  darin,  da^s  es  von  llerrscliaften  wie  Dienst- 
boten als  ein  Stück  christlich«!  Familienlebens  bethätigt  wird. 
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hauswirthsehaftlichen  Bedflrfnisse  leicht  gemacht  und  seiner  Be- 

wucheruiig  und  üebervortheilung  durch  Krämer  etc.  vor^ebeuj^rt 
werde:  dass  den  Frauen  der  Arbeiter  eine  Erleirliterung  in  der 
WartuiiL;  und  PfleiLce  der  Kinder  während  der  Ta^e8arl)eit  zu  Tlieil 
werde  und  ne])en  dieser  Sorge  für  «las  wirtliscliat'tliche  Vorwärts- 
kommen der  Arbeiter  auch  die  Ttlege  ihrer  geistigen  Interessen 
nicht  kümmere,  sind  Forderungen,  deren  Erfüllung  mit  der  wachsen- 
den Verschärfung  der  socialen  Gegensätze  kein  Arbeitgeber  sich 
entziehen  sollte  und  zu  deren  Verwirklichung  gerade  auch  die 
ländlichen  Arbeitgeber  beizutragen  um  so  mehr  Anlass  haben,  je 
mehr  eine  sociale  Vorsorge  dieser  Art  in  den  industriellen  Be- 
schäftigungsarten Platz  greift  und  den  industriellen  Arbeiter  mit 
seinem  Loose  milder  zu  stimmen  geeignet  ist  Das  Hinwirken  auf 
die  Errichtung  von  Spar-  in  Verbindung  mit  Personalereditanstalten 
auf  dem  flachen  Lande,  auf  die  GrOndung  von  Lebensbedürfniss- 
(Consum-)  vereinen,  auf  die  Schaffung  von  Viehleih-  und  Vieh- 
versicherungskassen,  auf  das  Kiilstehen  von  Kindergärten  und 
ähnlichen  Veranstaltungen,  auf  die  Verbreitung  eines  angemessenen, 
belehrenden  und  sittlich  anregenden  Lesestoffs  und  ähnlichtr 
Woliltahrtseinrichtungen  erheischen  in  der  Kegfd  keine  erliei>lichen 
Geldopfer  von  Seiten  des  Arheitsherrn,  sondern  lediglich  ein  that- 
kräftiges  Eintreten  seiner  Persönlichkeit  und  die  Indienststellung 
eines  kleinen  Bnichtheils  seiner  Arbeitskraft  für  die  gute  Func- 
tionirung  des  Geschaffenen;  erfüllen  aber  die  arbeitende  Bevölkerung 
mit  dem  tröstlichen  Bewusstsein,  dass  die  Beziehungen  zu  dem 
Arbeitgeher  über  das  rein  privatrechtliche  Verhältniss  der  Arbeits- 
leistung und  Lohnzahlung  hinausreichend  ihren  eigenen  Lebens- 
und Wirthschaftsverhältnissen  einen  gewissen  sicheren  Rflckhalt 
yerleihen 

Dieses  Eintreten  der  grösseren  Besitzer  für  die  kleineren  und 
für  die  Arbeiter  und  Tagelöhner  sollte  freilich  nicht  bloss  im  Gebiete 
des  eigfiitlirhen  (irossgrundl»esitzes  mehr  und  mehr  sich  gelten«! 
machen:  aucii  in  "Ifu  (Jebieten  einer  vorwiegend  häuerliehen 
Bevölkerung  darf  <ler  auf  fremde  Arbeit  angewiesene  häuer- 
liche Wirth  der  Erkeuntniss  sich  nicht  vorschlioöscn,  dass  die  auch 

')  Vgl.  die  Ausiassiiiipn  tUü  (»utsbtMtzers  v.  K a t h •  Lauerüturt  im  l)eut,st  hen 
Landwirthscliansrath  von  1879,  S.  26,  der  unter  dem  Hinweis  auf  die  Errichtung' 

»'iiHT  örtliclu'ii  S]i;ir-  mid  JhirlflH'iiskasn'  iiiid  dcroii  st-p  iiM*  idic  Wirkuii^'rii  iM  tniH  ii 
könnt«'.  .da.>s.  (»It^rlrich  man  von  <l»'in  Tliunm*  meines  alten  Hauses  Hunderte  vou 
dampi'euden  Kaminen  sehen  kann,  doch  nach  dem  Kriege  (von  1870/71)  keiner 
meiner  Arbdter  irgend  einen  Antrag  auf  Lohnerhöhung  gestellt  und  keiner  meinen 
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ihm  häufig  nahe  tretende  Arbeitornoth  am  sicher^tt'ii  nur  dann 
überwunden  werden  kann,  wenn  der  Anreiz  dos  stadtischen  Lebens 
und  die  Versuchung  zum  Uebertritt  in  die,  vielfach  mit  geringeren 
körperlichen  Anstrengungen  verbundene  industrielle  Thfttigkeit  in 
der  gflnstigeren  Gesammtgestaltung  der  Wirthschaftsexistenz  der 
kleinen  Leute  ein  Gegengewicht  finden.  Wie  viel  fehlt  aber  noch 
gerade  in  den  besser  situirten  bäuerlichen  Kreisen  diese  Einsieht 
Yon  der  Nothwendigkeit  des  jederzeitigen  Eintretens  itlr  Wohlfahrts- 
einrichtungon,  welche  vorwiegend  dem  kloinen  Mann  zum  Vortheil 
gereichen,  wie  oft  scheitern  solche  Veranstaltungen,  z.  B.  im  BiToich 
dos  örtlichen  Credit-  und  Versiclu'rungswesens,  gerado  an  dem 
Widerstand  der  Bessergestellton,  wenn  deren  eigenes  Interesse 
nicht  sell)st  stark  in  Mitleidenscliaft  gezogen  ist;  wie  langsam 
bricht  sich  die  Erkenntniss  der  Nachtheile  dieses  widerspruchvoUea 
Verhaltens  Bahn,  das  die  kleinen  Leute  dem  Üachen  Lande  ent- 
fremdet und  damit  langsam,  aber  sicher  die  Wirthschaftsführung 
auch  der  bestgestellten  bäuerlichen  Wirthe  zunehmend  schwanken- 
der und  unsicherer  macht!  Wenn  das  Missbehagen  mit  dem 
gegebenen  Loose  den  besten  Nährboden  fDr  unterwflhlende  6e- 

Dioust  verlassen  hat".   W'w  auch  schon  der  iiltiTO  K  oppe  r^Unterricht  im  Ackerbau 
und  in  der  Viehzucht")  meint:  _Die  Tuf^euden  der  (ierechti>;keit,  lUUijrkeit,  Kreuiid- 
Uchkeit  und  de»  W'ohlthuns  von  Seiten  der  Vorgesetzten  werden  bei  den  Arbeitern 
Folgsamkeit,  Anhänglichki'it,  Dankbarkeit  und  Aafmerksamkeit  erzeugen  and  ob 
gemüthliches  Dasciu  wird  dii'  Fruclit  dieser  Ausübung  sein",    l'nd  Meitzen  <ivsi 
(a.  a.  U.,  11.  lid.,  8.  122).  „(iewiss  ist  die  oft  ausgesprochene  Meiuuug  uiciit 
unberechtigt,  die  Hoffnnng  snfHedenstellender  und  immer  gesteigerter  yerbeasemng  ' 
der  (li'sinde-  und  Arbeiter>'erhältnis.se  beruhe  vor  Allem  auf  der  humanen  und  \ 
religiiistMi  Hildunpr  di'r  l)ienstlierrschaften  und  auf  der  Kähijrkfit  und  dem  Entschla-ss 
derselben,  in   dem  l  ntergebeneu  stetJi  den  Menschen   zu  scheu,  dcsseu  m«»rali!»che 
Erziehnng  ihnen  in  die  Hände  gelegt  iat.**    Nähere  Einzelheiten  über  die  Aiugv-  I 
staltiniLT   von  W'oliltalirtseinrichtungen   zu  Ounsten   der  Arbeiter  bei  v.  d.  flnjtx, 
Läudliche  Arbeiterfrage,  8.  112  uud  13ö  ff.    I^ubbe  (.a.  a.  O.,  8.  lö)  zweifelt,  ub 
unsere  Landwirthe  ihren  sittlichen  Pflichten  gegenflber  dem  C^sinde  überall  genügt ! 
haben,   und   meint:  dass   .,der  (Jrundei;,'enthiinier,  welcher  in  seinem  Besitz  nicht* 
anderes  eiMickl  als  •■in  kapilalistisclies  (ieuinumitfel.  uiicl  welcher  dem  Staat  st»'t> 
nur  die  Autj^abe  zuweist,  ihn  iu  diesem  IJesitz  ungcütorl  zu  sciiützeu  uud  ihm  dea 
Genuss  seiner  Rente  zu  sichern,  um  keinen  Deut  mehr  sociale  Bedeutung  für  die 
bürgerliche  Gescllscliatt  hat  als  der  Kapitalist,  der  von  seinen  Renten  lebt  und  sieb 
von  jeder  socialen  riiicht   lussugt".    Vor  Allem  habe  der  8taat  die  Pflicht,  auf 
seinen  eigenen  Domänen  fUr  mustei^ltige  Ordnung  der  Arbeitenrerhältnisse  zn  sorgen. 
was  aber  bis  jetzt  keineswegs  zutreffe  i^a.  a.  ().,  S.  22).  -     Durch  die  social»-  Ge^rt/- 
•rebuuir  mit  iliier  Fiirsuf/e  tiir  die  diireh  Krankheit,  rnf'all.  Alter-  und  Iiivalidit  I 
lierlteijrcfuhrtcu  Nothstanile  wird  der  Kreis  der  Ireiwilligeu  \Vohlfaiirt.seiurichiuugri 
erheblich  eingeschränkt;  nm  so  freiere  Bahn  aber  f&r  ein  werkthätiges  Vorgeki 
auf  anderem  Cebieti'  geschaffen.   T.etzteres  nachdrücklieh  betont  durch  die  Heschln^^ 
des  (.'ungresses  deutscher  Laadwirthe  in  Berlin  v.  17.  Febr.  18U1;  erst  mit  der  Ver 
wirklichung  solcher  Wohlfahrtseinrichtungen  werde  es  möglich  sehit  „den  Euflorf 
der  so(  ialdemoknitisehen  Lehren  /u  bekämpfen'',  i  Wörtliche  Wiedergabe  der  Bcicblii«!« 
in  No.  8  der  Zt«clur.:  L^iudw.  Tlüeraucht  von  18^1.) 
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jitTfltiiimiMi  al)*;iel>t,   ^<>    wird  «Iii»  s«Mial<U'iin>kratis(h('  Ht'\s rmniLi- 
auch  auf  doni  Üachoii  Lande  um  so  lUitschiiMicnor  Krtolu;»'  zu  vcr- 
zeiciiiiiMi   haben,  je   kühler  Arbeitgeber  und  Arbeitnehuicr  sich 
gegenüberstehen,  je  unsicherer  die  Existenzbedingungen  der  letzt  fron 
sich  gestalten,  je  weniger  die  (iemeinsamkeii  der  Interessen  durch 
Versäumung  einer  socialen  Fürsorge  für  die  kleinen  Leute  zum 
Ausdruck  gelangt  Akademische  Belehrungen  über  die  Aussichts- 
losigkeit solch  unterwühlender  Bestrebungen  können  bei  dem 
Bildungsstand  des  weitaus  grOssten  Theils  der  hier  in  Bede  stehen- 
den Elemente  der  Bevölkerung  doch  nur  einen  sehr  schwachen 
Damm  gegen  das  Einbrechen  der  socialdemokratischen  Hochfluth 
aufrichten;  das  wirksamste  Bollwerk  wird  jeder  Zeit  die  Ermög- 
lichuug   waeliscndcr   Aiitheilnahme    der   Besitzlosen   oder  weuiu: 
besitzenden  au  den  KrruuL-'euseli.ittrn  dtT  wirthsehattliclien  Cultur 
sein,  das  Eniiiorhcbeu  (Icix-IImmi  zu  dfu  SlulV'U  grosseren  wirth- 
sehattliclien Heliageus.  die  Kröftnuug   der  Aussieht   auf  eigenen 
Besitz  und  die  thunlirhe  .Sicherstellung  dieses  Besitzes  gegen  die 
Wechselfälle  des  Lebens,  weil  wo  solche  gesellschaftliche  Einrich- 
tungen bestehen,  Niemand  d«>n  inahsam  erworbenen  und  durch 
jene  Einrichtimgen  gewuhrleistoten  Besitz  gegen  den  unsicheren 
Wechsel  auf  eine  durch  Umsturz  alles  Bestehenden  herbeizuftthrende 
Zukunft  wird  eintauschen  woUen.  Wo  gleichwohl  für  das  Zustande- 
kommen von  Wohlfahrtseinrichtungen  der  gedachten  Art  es  an  der 
Einsicht  und  dem  guten  Willen  der  besitzenden  Klassen  auf  dem 
Lande  noch  fehlen  sollte,  wird  eine  verständige  Gemeindever- 
waltung unter  Umständen  nicht  unterlassen,  ihrerseits  thatig 
vorzugehen,    wobei  j(«    nachdem    die  ( lesetzgi'hung  solchen  Vor- 
geluMi  wirksaui  zu  Hilfe  kninnii'u  kann,  wie  namentlich  in  dem 
(lohiet  des  Sparkassen-  und  des  Versirln'ruiiL:swi'St'US ;  wie  es  dein» 
überhaupt  im   Int»M-(»sse  der  wiiihschaftlii  licn  WOiilfahrt  auf  dcui 
liande  sehr  zu  wünschen  wäre,  dass  «lie  (Jemein<len  sicli  mehr  als 
seither  nicht  bloss  als  pMlitische  Verwaltungskörper,  sondern  vor 
Allem,  der  viel  zutretlViultMeu  Auffassung  der  Gemeinde  im  Mittel- 
alter gemäss,  als  wirthschatlliclie  Interessengemeinschaften  fühlen, 
so  dass  nichts,  was  den  einzelnen  Gemeindemitgliedem  wirthschaft- 
lich  frommt,  der  Gemeinde  als  solcher  fremd  bliebe.  Dass  endUch 
auch  den  landwirthschaftlichen  Vereinen  gerade  auf  diesem 
Gebiete  ein  grosses  Feld  der  Initiative  offen  steht,  braucht  nicht 
erst  hervorgehoben  zu  worden,  wie  es  denn  an  lobenswerthen  Bei- 

Bae1i«aberf«r  A.,  Agrarpolitik.  I.  39 


Digitized  by  Google 


610 
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spielen  eines  erfolgreichen  Vorgelieus  in  dieser  Hinsicht  in  neuerer 
Zeit  keineswegs  fehlt 

Es  maf^  in  dieser  ffinsiebt  daran  erinnmi  sein,  dass  die  Erriebtniig  Ton  Ver- 

si('lii'run^->;instalten  gegen  Viehsterben,  dii'  (irüiuliinir  von  landw.  C<»nsumvereiuen 
und  iihulicheu,  gerade  den  kleinsten  Leuten  besonders  werthvolleu  Veraustaltougen 
häufig  dem  Wirken  der  fandw.  Vereine  ku  verdanken  ist.  Dass  ^^benenfalls  auch 
die  Yerbreitnng  guter  belehrender  Schriften  auf  dem  flachen  Laude  Niit/liches  xu  wirken 
venna«r.  in  welcher  Beziehung  bereits  t-inzelne  Vcrt-in«'  in  Dfutschland  eifrig  wirken, 
loll  nicht  beabredet  werden.  -  Neuerdings  verleihen  wohl  auch  einzelne  landw. 
Vereine  besondere  Verdienstmedaillen  als  Anerkennnng  treuer  Pfliehterfttlliing 
im  ländli(  heil  Gesindedienst,  ein  Vor^^rhcn,  das  sieherlich  Nachahmung^  verdient,  wie 
schon  .Settegast  mit  warmen  Worten  (a.  a.  ü.,  S.  112)  auf  die  moralische  Wir- 
kung der  Verleihung  elirender  Auszeichnungen  an  Angehörig«  des  Arbeiterstandes 
hingewiesen  hat.  BemerkenswerUi  ist  das  Vorgehen  der  franz  itsi  sehen  Begierung 
auf  diesem  fi«'bi«'t :  Verieihung  von  jr^ldenen,  silbernen  und  bronzenen  Staats- 
medailien  an  liiudliche  Arbeiter  gemäss  dem  Decret  v.  17.  Juni  1890  nP"'^  recom- 
penser  les  bons  Services  de  ees  modestes  traTailleurs  agricolee,  qui  consacrent  tontes 
leurs  forces  et  tont  Icur  iiitolligence  ä  la  propriete  d*ailtrui  et  dont  le  coucciurs 
devoue  est  uno  garantie  de  succes  pour  les  exploitations  auxquelles  ils  se  sout 
volontairement  attach^s".  (Bulletin  des  französischen  Ackerbauministeriums,  1890 
No.  4,  S.  322  ff.).  In  Bayern  werden  schon  seit  liiuperer  Zeit  beim  Central -Land- 
wirthsdiaftsfcst  in  Miinclien  fiir  Dienstboten,  welche  zu  hindw.  Arbeiten  ir^reud  einer 
Art  verwendet  werden,  sich  über  eine  Dienstzeit  von  wenigstens  30  Jahren  bei  der- 
selben Dienstherschalt,  mit  derselben  im  FamilienTerband  leboid,  Kost  nnd  Lohn 
beziehend,  auSBUweiseiD  Vermögen,  alljiihrlich  U5  p-rosse  silberne  Vereinsdenkmüiizen 
sammt  Khrendiplomen;  ftlr  diejenigen,  welche  unter  obigen  Bedingungen  sich  über 
eine  Dienstzeit  von  wenigstens  15  Jahre  ausweisen  können,  64  kleine  silberne  Ver- 
einsdenkmttnsen  sowie  ehrende  Krwähnungen  (letztere  in  mibestimmter  Anzahl) 
ausgesetzt  und  k<innfen  „bisher  noch  immer  voll/.iilili^r  vcr«^cbeii  werden**  (H.  Hanke 
in:  Die  Liuulwirthschali  in  Bayern.  AmtL  Denkschrift,  IbüO,  i>.  68j.  —  Aehuliclie 
Binrichtnng  im  Königreich  Sachsen  (Statut  v.  1.  Juni  1880),  wo  in  der  Zelt  1880 
bis  188Ö  im  (Janzcii  254  Auszeichnunj,'en  an  männliche  und  94  an  weibliche  Dienst, 
boten  zur  Verleihung  kamen,  woraus  gefolg^crt  wird,  dass  „immerlüu  noch  eine 
beträchtliche  Anzahl  von  landw.  Dienstboten  sich  im  dauernden  Dienstverhältniss 
bei  demselben  (iutisbesitzer  befindet**,  (v.  Langsdorff«  Die  Landwirthschaft  in 
Sachsen  etc.,  1889,  S.  188  ff.)  . 
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Zu  ^  12,  St'iti;  äß  fF.  Eine  schüiic  l{fstHti}^in«r  für  das  au  dieser  Stelle  über 
die  wirthscliiil'tliiho  uud  sociulf  Bedeutung:  d«',s  I-audvolks  (nsii-rte  erthrilt  das 
gedaukenreiehe  Ihuh  von  (t.  Hausen,  Die  drei  lievölkerungsstuleu,  lööü,  auf  das 
der  Verfiuser  erst  aufmerksam  wurde ,  als  der  BruGk  des  Bachs  bereits  im  Oange 
war,  so  dass  nur  iincli  «ri  lt  iri  ntlicli  auf  dasselbe  verwiesen  werden  konnte.  (i.ITansen 
sucht  darzulegen,  wie  die  erste  Bevölkeruugtihtui'c  (da»  Laudvolk)  uüt  seinem  Ueber- 
schnss  in  die  StSdte  und  damit  in  die  xweite  Bevfilkenmgsstufe  (den  Mittelstand: 
Handwerk,  Industrie,  Handels-  und  Beamtenstand)  erobnnd  vordringt,  während  die  un- 
tfichtipreu  Elemente  der  zweiten  Stufe  fort  und  fort  ausge>Jeliirden  werden,  um  die  Ite- 
standtheile  der  dritten:  des  Arbeiterstaudes  zu  bilden;  su  dass  also  in  mittelbarer  Weise 
ein  sehr  zwingender  Beweis  gefiihrt  wird  ftlr  die  aUgem.  f^sellsehaltUche  Bedentuuipr 

des  Landvolks  als  jeder/eitic^'en  u'"  istii,-en .  sitflidien  Und  krirperlielieu  I'eireneraturs 
deiyenigen  Standes,  der  recht  eigentlich  der  Trflger  der  hüheren  Cultur  und  furt- 
selmitenden  Entwicklung  in  Wissenschnft,  Kunst  etc.  ist.  Sk>  führt  Hausen  den 
Verfall  der  italienischen  H  an  de  1  s  re  p  ub  1  iken  in  direetester  Weise  auf  das 
V'ersehwindeu  des  Haiienisfaiides  im  IH.  und  14.  lahrli.  und  l'mw andluii},''  «lesselben 
in  abhängige  Zeitpiichler  und  i  heilbauer  zurück ;  und  an  die  auf  diese  Umwandlung 
der  italienischen  Gesellschaft  bezüglichen  Worte  Niebnhr's:  „In  den  StAdten  Pinscher 
und  Krämer,  auf  dem  Land  zeitpaelitendes  und  ta<relöhnerndes  LnmpeiiM-esiiider*, 
knüpft  iiauüeu  den  Satz:  „Wir  wissen  jetzt,  dass  auch  das  Erste  eine  Wirkung 
des  Zweiten  war,  dass  der  Niedergang  der  stidtischm  Bevölkerung  immer  und  tiberall 
der  Vernichtung  eines  gesunden  und  kräftigen  Bauernstandes  auf  dem  Kusse  folgen 
mu'^s"  (a.  a.  O.  S.  2iH)l  So  möchte  denn  Hansen  aueh  den  frühen  Verfall  der 
deutschen  Keichstiidtc  wesentlich  daraus  erklären,  dass  es  ihnen  nicht  gelang, 
sich  dauernd  einen  deheren  Zvamg  vom  Land  bq  verschaffen,  weil  ebra  „der  Mttel- 
Stand  sich  immer  nur  durch  einen  fortwährenden  Znzn.r  aus  der  ländlichen  Be- 
völkerung frisch  luid  kräftig  erhalten  kann,  ohne  diesen  aber  dahinsiechen  niuss,  w  ie 
die  fadenscheinige  Dfirftigkeit  (zeigt),  sn  welcher  nach  dem  30jährige  Krieg  das 
deutsche  Bürgerthum  herabsinkt."  Auf  dieses  Versiechen  des  Bevölkerungsstromes 
vom  flachen  Land  in  die  Städte  und  die  dadurch  bewirkte  Herabinindeiun<r  des 
geistigen  Niveau«  des  Mittelstandes  (der  zweiten  Bevolkeruugsstufe^  wird  ähnlich  der 
allmfthUche  Niederganfr  Spani  ens  (266ff),  der  Niederlande  (S.  278)  snrflck- 
/uleiten  versuelit.  So  ■^'•laubt  er  auch  in  (irossbrif  aiiiiieii  die  Anzeichen  eines 
Sinkens  des  geistigen  Niveaus  des  ^Mittelstandes  als  Folge  der  Vernichtung  des  eng- 
lischen Bauemstandes  und  der  damit  in  Hand  gehenden  Entvölkerung  des  flachen 
Landes  zn  erblicken  können  (es  betrug  die  ländliche  Bevölkerung  18H  noch  3ö%  der 
(Jesammtbevölkerunfr.  1H21:  1881:  2S .  1841:  267o-  18.")!  waren  in  der  Land- 
wirtschalt 2048113,  1881  nur  noch  1388184  Tersouen  beschäftigt).  —  „Die  Ge- 
schichte lehrt  es:  ein  Volk,  das  sich  einen  gesunden  Bauemstand  bewahrt  hat,  kann 
wohl  besiegt  werden,  aber  dem  Antäus  gleich  erhebt  es  sieh  immer  wieder  frisch 
gestärkt  von  der  Erde.  Und  wie  Herkules  den  Antäus  mit  Leichtigkeit  in  seinen 
Armen  erdrosseln  konnte,  nachdem  er  ihn  vom  Boden  emporgehoben  hatte,  so  ist 
auch  ein  Volk  dem  Verderben  geweiht,  wenn  es  durch  Veniiehtuu^'  des  Bauernstandes 
.das  Band  zerrissen  hat.  welches  die  Meuselien  mit  der  allniilirenden  Mutter  P^rde 
verknüpft  hat."  ^.Ebenda  S.  407.)  Darüber  IreUich,  wie  diu  Erhaltung  des  Bauern- 
standes SU  sichern,  wird  man  sich  mit  Hansen  schwerer  verständigen  (vei^l.  die 
allerdin^'s  sehr  aphoristisch  gehalteiu'n  AustTihrungen  Hansen's  auf  S.  82?)  ff.  der 
Siiirifti;  wobei  hinsichtlich  dieser  positiven  Vorschläge  Hau  se n's  auf  die  kritischen 
Notizen  auf  S.  486  und  448  des  Handbuchs  verwiesen  sein  mag. 
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Nachträge  uud  Berichtigimgeu. 


Zu  §31.  Die  Zeitpacht,  Seite  166 ff.  Das  Aufkommen  der  Pacht  im  spftteren 

Mittelaltrr  InitiL-^i  Bücher  (Die  Bevölkeruuf;  von  Frankfurt  a.  M.  im  XIV.  und 
XV^  Jahrli..  1.  Hd. ,  S.  auch  mit  di  r  n  rlitsuiisiclicni  Zeit  uud  der  ^steten 

Bedrohung  der  Habe  ider  Studtbürgeri  aut  deu  Dorlf^iiteru"  in  Zn^auinu'iihaiij;.  Die- 
selbe ist  gewöhnlich  Zeitpacht,  am  häufifrsteu  uutenninirte  iKandsiedelriM ht.  ein«- 
.\rt  tenaiirv  af  will',  wobei  den»  F.i'_''»'iitluiitu'r  die  ^liM^licbkeif  der  jt'derzriti^'eii  Aut- 
hubuDg  unter  Wiederuutualuue  der  Selbst bewirtbüchaltung  blieb.  Erbpacht  iüt  ver- 
hältnimnnÜBHig  selten.  Nnr  die  Weinberge  auf  den  Dömn  worden  noch  Itnger 
aUfemeiD  vom  Eigenthflmer  gehalten  oder  dooh  nur  in  Theilpacht  anagethan'*. 

Zu  §  3ö.  Reform  des  Fachtrechtü,  Seite  19ÖS.  Spuren  eiues  socialen 
Pachtrechts  mich  im  Mittelalter ,  wovon  Bücher  a.  a.  O.  8.  6SI  Beispiele  anfährt, 

insbes.  im  JU  ri  ich  der  sog.  Landsiedi'l  1  ei  he,  die,  wenn  auch  der  Eitrenthümer 
die  Möglichkeit  jederzeitiger  Zurückzieliuii<r  des  (iuts  hat,  dncli  _in  sofern  die  (Jcwähr 
der  Dauer  ia  sich  trug,  als  er  nur  dauu  auHgetriebeu  werdeu  konnte,  wenn  er  da^ 
Gut  liegen  Uess  oder  wenn  der  Kigenthfimer  es  in  Selbstbewirthschaftuug  nehmen 
wollte,  und  auch  dann  nur  ^e;j-eii  Ver<riitun;r  der  M  e  1  io  r  a  t  i  <•  n  e  n 
K.  Bücher  lührt  ziua  Beleg  aus  deu  Fraukl'urter  Bedeurdnuugeu  die  Worte  an, 
mit  denen  diese  des  Landsledelredits  seit  1419  gedenken:  „Weres  das  eins  sin  lant 
an  lantaiedelein  rechte  verluhen  hette  vnd  man  denselben  lautsiedel  davon  uit  ver* 
trinfren  mochte  vmb  merem  pacht  oder  liel)erii  lautsiedel,  Hess  er  ix  aber  licfren» 
da/,  mau  im  daun  bin  besseruuge  davon  abeiegen  muste*^  (a.a.O.  S.  683). 

Eine  von  K.  Blicher  mir  freundlichst  angestellte  Urkunde  ans  dem  Schult- 
heissenbueh  Siefrfried's  ziini  Taradiese  von  ]'M'J  über  die  Verpebmij,'  einer 
Wiese  durch  den  »Kad  zu  Fraukeufurd''  .zu  Landüiedel leihe  euthält  eiu  ähnliches 
Oeding;  der  RsAh  behält  sich  vor,  die  Hälfte  des  Wieslandes  jederzeit  znrilcksnzlehen, 
\  spricht  aber:  „hetti  u  wir  dan  eynche  besseruug  dar  an  jrelaebt.  die  knnt- 
liehen  were.  di<-  siildeu  wir  .  .  .  •  yn  abelegen  nach  irkentuis  der  uachbore 
undeu  uud  obeu  auc  alle  geverde". 

Zu  Kap.  II,  Absehn.  II:  Privat-  und  Collektiveigcnthum  (S.  299ff.> 
ist  auf  die  inzwischen  erschienene  Schrift  von  H.  l'reuss,  die  Bodenbesitzreform 
als  .soziales  Heilmittel,  1892,  zu  verweisen,  die  in  besonders  wirkungsvoller  Weise 
die  Irrwege  der  deutschen  Landreformbewegnng  belenchtet. 

Zu  Kap.  V:  Die  .\rbeit  im  laudw.  [?etrieb  etc.  fS.  r>47  ff. i.  Die  seitherige 
Keuutniss  der  Lage  der  ländlichen  Arbeiten  in  Deutschland  verspricht  iu  werthvoUer 
Weise  die  Erhebung  zu  erweitem,  die  der  Verein  für  Sozialpolitik  unter  Leitung  des 

tieh.  ( )b.  - 1^'^^  -  Katli  Dr.  Thiel  nach  einem  von  Prof.  Dr.  Scrin?  eutworfeniMi  Kr- 
hebungspro^'^ramm  im  Jahr  1S!>2  veranstaltet  hat  uud  deren  Ergebnisse  in  8  Bänden 
niedergeleirt  werden  sollen,  von  denen  der  erste  inzwischen  erschienen  ist  und  zwar 
iu  Bd.  l.ül  der  Schriften  d.  V.  t.  Sozialpolitik:  „Die  N'crliiiltm^-^'  di-r  Lohnarbeiter 
iu  Nordwi  sidcutscbland.  Württemberg.  Baden  und  in  den  KeiduUttuden^,  1892,  mit 
deu  Aufsätzen  vou  K.  Kärger  uud  H.  Losch. 


Berichtigungen.  Trotz  sorgtaltiger  Correctur  sind  einige  Druckfehler  stehen 
geblieben,  die  indess  der  Leser  leicht  als  solche  erkennen  wird.  Es  ist  zu  lesen: 
Seiti' Zeile  l  der  Anmerkung  >taii  Ii.  I.ist:  Fr.  List;  auf  Seite  Hl  vorletzte  Zeile 
des  Texte.s  statt  Vi  eh  ausbeute:  Milchausbeute;  auf  S.  127  Zeile  16  statt  §  ^ 
Ziffer  1:  §  lU  Ziffer  1. 
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der  in  diesem  Band  erwähnten  Schiditsteller,  Staatsmänner 
und  landwirthscbafUichen  I'achinänuer. 

(Die  Zahlen  beaehen  sich  auf  die  Seiten.) 


Adaini  477 
Arndt  4ii2 

T.  Arnim -Schla^-cnthiu,  (iraf 
359 

Ashbourne  ö4l 

Baasch  Ö24 

Balfnur  r>41 
Bat-hem  321 
Bäntreither  373 
Makewoll  10 
Halhi  3iJ4 
V.  Bar  409 
Barral  388 
Rasfiaf  215 

Bekeiiu-äcUuarxhHrli  ;")21 
V.  Behr-Rchnioldow  .V.M) 
V.  H»'l<t\v-Sal«-,skf 
V.  |{rnr<-kt  ii(lniff  06 
V.  Heimigseu  95 
Benton  244 
lU-rdifhold  141 
V.  livrr  27«  577  'm 
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Huber.  F.  C.  524 
Hilgenberg  345 
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Knaus  192  291  432 
Kuit's  63 
Knop,  A.  5)44 
Koppe  10  49  432  606 
Korn  481 
KosejrJtrftMi  A'.VI 
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V.  Katli-Laiiersiort  (K)7 

Rau  1  lö  28  52  nS  83  101 
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V.  WaltershauMn  218 

Walz  1 

Weber,  C.  J.  62 
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